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Drad bon H. Laupp im Tübingen. 


Aus dem Vorworte zu der erſten Anflage. 


Noch mehr als in der Darſtellung Der Poltzei⸗Wiſfenſchaft war 
ih in der Darftellung der Präventissyuftiz von guten Vorarbeiten 
verlaffen. Sind auch einzelne Puncte dieſes Theiles der Staats⸗ 
Wiſſenſchaften vielfach, zum Theile ganz überſchwenglich zahlreich und 
ausführlich, behandelt: fo fehlte es doch nicht ur an einer materiell 
volljtändigen und organiſch fich entwickelnden Gefammt-Bearbeitung 
gänzlich ; fondern ich fand auch für gar manchen Abjchnitt nur wenig 
wiflenjchaftlihe, der Beachtung kaum werthe Einzeln-Arbeiten. Ich 
babe in beiden Beziehungen geleiftet, was ich vermochte. Sehr gerne 
erfenne ich die Möglichkeit weiterer Verbefjerung und Vervollſtän⸗ 
digung an. Mögen Andere igt thun, was in ihren Kräften liegt - 
und wozu fie Vorlenntniffe und Erfahrung befiten. 

Sb viel ih aus den meiften bis itzt erfchienenen Beurtheilungen 
meine® Handbuches der Polizei⸗Wiſſenſchaft fehen kann, ift es mir 
nicht geglücdt, meiner Unterfcheidung und Begriffs-Beftimmung der 
Polizei und der Präventiv-Yuftiz alsbald einen allgemeineren Beifall 
zu erwerben, und ber legteren fomit ihren anerfaunten Play in der 
Reihe der Staatswiffenfchaften zu fichern. Ich habe nun zu erwar- 
tn, ob ber gegenwärtige Verfuch die vorbeugende Rechtspflege als 


VI 


ein abgeſchloſſenes Ganzes zu entwickeln die Zweifel beſeitigen wird. 
Ich meines Theiles habe die von den Gegnern vorgebrachten Gründe 
wiederholt geprüft ohne mich von der Richtigkeit überzeugen zu 
können. 


‘ 


Tübingen, den 14. Aug. 1834. 


And dem Vorworte zur zweiten Auflage. 


Man bat der Ausführung diefes Syſtemes der vorbeugenden 
Rechtspflege ziemlich allgemein Folgerichtigleit zugeftanden. Nicht 
diefelbe Zuftimmung hat der Grundgedanke felbft, nämlich die Los⸗ 
trennung der Abwehr des Unrechtes von der Polizei und ihre Zu» 
theilung an die Mechtspflege, überall finden wollen. Freilich aus 
verfchiedenen Gründen. Die Einen, zum Theile hochgeftellte und viel 
erfahrene Staatsmänner, hatten zwar nichts gegen die wifjenfchaft- 
liche Richtigkeit einzuwenden, allein fie erfchraden vor der Ausführung 
im Leben, als welche dem ohnedem fchon überladenen Schematismus 
des Staates ein neues Glied einfügen, eine bisher unerhörte Gattung 
von Stellen und Beamten fchaffen würde. Andere haben dagegen 
gerade die theoretifche Richtigkeit der Grumbanficht in Zweifel gezogen; 
wobei fie freilich unter fich wieder uneins waren. Jene glaubten 
immer ®Bolizei fehen zu müffen, wo Abwehr eines künftigen Uebels 
ſei. Diefe nahmen an, daß Rechtspflege nothwendig Sicherheit und 
Gewißheit erfordere, nicht aber bloße Wahrfcheinlichkeit, welche am 
Ende nichts fei, denn Willkür. Und fo noch verſchiedene Augftellungen, 
welche beffer im Buche felbft werden beſprochen werben. 

Ich babe mich fehr ernftlich gefragt, ob diefe manchfache Ver⸗ 
werfung ein Beweis eines Irrthumes von meiner Seite fei, mich 
aber hievon nicht überzeugen Können. Natürlih bin ic) dann aud) 
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bei meinen Grundgedanken geblieben und habe nur im Einzelnen ver- 
beffert und zugefügt. 

Unter diefen Umſtänden wird e8 aber einer Erklärung bedürfen, 
wie dennoch) das Buch durch einen Seiten-Titel auch als britter Theil 
meiner Polizei-Wiſſenſchaft bezeichnet fein Tann. Es gefchieht 
dieß auf den Wunfch der Verlags - Handlung, um foldhen Lefern, 
weldhe nun einmal die Präventiv - Yuftiz nur ale Rechts- Polizei 
aufzufaffen beharren, die Möglichkeit zu geben, Das aud) äußerlich 
zu einem Ganzen zu vereinigen, was ihnen dem Gedanken nad ale 
ein folches erfcheint. Ich freilich erachte diefe Anficht für eine irrige; 
allein follte ich über etwas ftreiten, was ich doch am Ende nicht 
hindern Tonnte, da eine Zufammenfügung im Belieben jedes Buch⸗ 
binders ftand ? | 


Tübingen, den 1. Auguft 1845. 


Vorwort zur dritten Auflage. 


— — 


Weniges nur habe ich der vorliegenden neuen Bearbeitung der 
Bräventiv-Yuftiz voranzufchiden. 

Die Meinungsverfchiedenheit über die wiffenfchaftliche Berechti⸗ 
gung und über die practifche Zweckmäßigkeit einer Ausfonderung und 


‚ selbftftändigen Behandlung der Verhinderung erft drohenden Unrechtes 


ift immer noch nicht gefchlichtet. Und fie kann e8 in der That auch 
nit fein. So lange ſich nicht eine communis opinio doctorum 
über den Begriff der Polizei gebildet bat, fo lange alſo nicht für 
Alle gleichmäßig feftfteht, welche Zwecke dieſelbe habe und welcherlei 
Uebel fie befeitigen ditrfe und müſſe: fo lange ift auch feine Ueber⸗ 
einſtimmung darüber möglich), wie e8 fi mit Befugniß und Pflicht 
binfichtlich der Bedrohungen der Rechtsordnung verhalte. Von einer 
tolhen Eintracht in ben Grundanſchauungen bed Staatsorganismus 
find wir aber noch weit entfernt; entfernter vielleicht, als je. 

Meine Hoffnung ift, daß die Hilfe von der Nechtswiffenichaft 
fommen wird. Ich Tann mir nämlich nicht denken, daß diefe fid 
fort und fort in falſcher Selbſtbeſchränkung einer Seit mit der ab- 
ftracten Feſtſtellung der Nechtsfäge, wie fie gelten follen, und anderer 
Seits mit den Mitteln zur Wiederherftellung des Rechts, wie es 
bereit8 gekränkt oder doch beftritten war, begnügen, das ganze da⸗ 
wifchen liegende Gebiet aber, nämlich die Bewahrung vor Kränkung, 


X: 
vernachläffigen wird. Es fehlt ihr doch fonft weder an Logik noch 
am Gefühle ihrer Bedeutung; und einen Theil dieſes Schuges hat 
fie ja auch fehon an fich gezogen, wenn auch faft nur zufällig, ftüc- 
weife und ohne Folgerichtigleit. Hier aber ift eine große und feegens- 
reihe Thätigkeit mit aller Befugniß in Anfpruch zu nehmen; wenn 
dieß aber einmal mit Beitimmtheit und mit fiegreichem Beweiſe der 
Berechtigung gefchieht, fo muß man fich wohl anderer Seits auf 
da8 eigene ımbeftrittene und unbeftreitbare Feld der Hilfe für noth- 
leidende Intereſſen zurückziehen. 

Indeſſen habe ich das meiner Auffaſſung nach Richtige noch 
einmal durchgearbeitet, und ich hoffe, daß man der neueren Darſtellung 
einen Gewinn an Vollftändigkeit und Nichtigkeit im Einzelnen nicht 
beftreiten wird, felbft wenn man mit der Grundanfhauung nicht 
einveritanden ift. 


Frankfurt, im April 1866. 


Mohl. 
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I. 
‚Allgemeine Borbegriffe 


8. 1. 
1) Begriff der Präventiv-Inftiz. 
°e Kin geficherter Rechtszuſtand ift Bedingung nicht nur aller 
Geſittung, Sondern ſelbſt jedes Außerlich erträglichen Zuftandes. 
Zwar mag der Menfch auch noch andere, und zum Theile höhere, 
Forderungen an feine Lebensgenoſſen ftellen, als die einer Achtung 
feines Rechtskreiſes, und es beſteht die ächte Humanität nicht blos 
in Gefetlichkeit; allein für das tägliche Bedürfniß kann bie per: 


ſonliche und dingliche Sicherheit durch nicht? erſetzt werben, fei der 


Lebenszweck und der Stand der äußeren Verhältniffe welcher cr wolle. 

Die Beichaffung diefer Nechtzficherheit ift aber zu einem be- 
beutenden Theile Sache des Staates. Nicht nur hat er, und 
nur er, die Angriffe auf feine eigenen Nechte abzuwehren; ſondern 
auch der Schub der Einzelnrechte fallt in bebeutendem Maaße auf 
ihn. Allerdings iſt es die Befugnig und die Pflicht eines jeden 
Einzelnen, für die Sicherung feiner eigenen Rechte fo wie der 
Rechte der in feinem Schutze Befindlichen nad) Möglichkeit ſelbſt 
zu forgen. Theils könnte der Staat auch bei dem beften Willen 
die Sicherheit in vielen, vieleicht in den meiften, Fällen gar nicht 
bewirken, weil er die hierzu erforberliche beftänbige und ins Kleinfte 
gehende Aufficht über Perfon und Eigenthum jebed Bürgers nicht 
zu führen vermöchte; theils wären die Mittel der Geſellſchaft einer 
fo umfafjenden Aufgabe nicht gewachſen. Allein einer Seit? reicht 

18. 
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biefe Schukthätigfeit bed Einzelnen nicht aus, da es bald an über: 
fegener Kraft fehlt, bald eine umfafjende, fein Nechtögebiet und 
feinen Thätigkeitskreis überragende Einrichtung nöthig if. Anderer 
Seit kann ihr ein freier Spielraum nicht gelaffen werben, wo 
entweder Nache und Ueberjchreitung der Vertheidigungsnothwehr zu 
fürdten wäre, oder wo bie ſich durchkrenzenden und unzufammen- 
hängenden Anftalten der einzelnen Bedrohten und Geängftigten 
Verwirrung erzeugen und eine unverhältnigmäßige Kräftenmenge 
nutzlos verzehren würden. Und auch freiwillige Vereine von Ein- 
zelnen vermögen biefen Einwendungen nicht immer zu begegnen ®). 

Die Verfaffung des Staated, alfo der befonbere Zweck defjelben, 
iſt nur von quantitativer Bedeutung Hinfichtlich diefer Verpflichtung 
zum Rechtsſchutze; und zwar nicht einmal in der Weife, daß bie 
Verbindlichkeit irgendwo eine an fich Heinere wäre, fondern nur 
in fo ferne mehr oder weniger andere Aufgaben daneben noch be 
ftehen mögen. Für den Rechtsſtaat aber insbeſondere ift der Nechts- 
{ug von der Höchften Bedeutung, die erfte Hälfte der ganzen Be— 
ftimmung beffelben bilvend 2). | 

Wenn nämlich ein Volk die — gleichgültig itzt wie weit 
durchaus lobenswerthe — Entwicklungsſtufe erreicht hat, auf welcher 
der Einzelne in der harmonifchen Ausbildung aller feiner Kräfte. 
fein abgeſondertes Lebensziel findet, jo muß von der zur Förderung 
dieſes Lebenszweckes dienenden Geſellſchaft, d. h. vom Gtaate, ein 
weit gehender und bald eintretender Schuß der Perſon jedes Ein: 
zelnen jo wie feiner bereit3 erworbenen jachlichen Mittel verlangt 
werben. Geiftige und Törperliche Ausbildung wären beeinträchtigt, 
wenn in jeden Augenblicke entweder durch wirkliche Eingriffe Std: 

1) Das Nähere über dag Mecht des Einzelnen zur Abwehr brohender Ver: 
leßungen, fo wie über die Begränzung dieſes Nechtes, ſ. unten, $. 4. 

2) S. meine Polizei:Wiffenfchaft, Ste Aufl., 8b. I, S. 5 fg. — E3 if 
nicht einzufehen, wie Burkardt, Urgefege des Staates, Theil I, H. 3, Seite 
249 fg. nur bie Urrechte unter den Schuß der (Rechts-) Polizeigewalt ftellen will 
Warum nicht auch bie erivorbenen? Wichtiger ift die (freilich fälſchlich auch auf 
die eigentliche Polizei ausgedehnte) Aeußerung Zachariä's, Vierzig Bücher, 
2te Aufl., Band III, Seite 289, daß bie (Recht3:) Polizei in ber Idee und im 


Reben einen jeben andern Zweig ber Verfaſſung und Verwaltung umfchließe und 
uimranke. 





u - 


B 
rungen entftänden,. oder wenigſtens bie beſte Kraft burch beftändige 


Vertheidigungs⸗Vorbereitungen in Anspruch. genommen würde. Si⸗ 


herftellung des Nechtes durch den Staat ift bier jo unabweisbare 
Bedingung, daß die ganze Staatsgattung (freilich einfeitig und alfo 
unrihtig) nach berfelben benannt wurde und Manche dem Staate, 
line große polizeiliche Aufgabe ganz überſehend, Teinen andern 
Zweck, als den der Realifirung der Rechtsidee, zuerfennen wollen. 

Um eine ſolche Rechtsſicherung zu bewerfitelligen, ift aber Dop⸗ 
pelles noͤthig. Einmal muß fi der Staat bemühen, beabfichtigten 
Rechtäftörungen, in fo weit deren Beſiegung dem Einzelnen nicht 


‚ möglich ober nicht gejtattet ift, ganz zuvorzufommen. Zweitens 


muß er da, wo ihm dieſe Abficht mißlang, wenigſtens für eine 
möglichit Tchleunige und vollftändige Wiederherftellung des 
geflörten Rechtes forgen. — In welchen Maaße und durch welche 
Mittel dieſes geſchehen kann, mögen denn bie nachfolgenden Erör- 
ierungen zeigen. 

Unzweifelhaft ijt vor Allen die gänzlihe Verhinderung 
einer Nechtöftörung zu erjtreben, fo daß alfo der eine folche Ver: 
kung Beabfichtigende vor ihrer Vollziehung, wenigftend vor ber 
deendigung und dem Eintritte der Nachtheile, in feinem rechts⸗ 
widrigen Vorhaben aufgehalten wird. Hier ift nicht nur die worüber: 
gehende Unluſt, welche einen Verletzten befällt, auch wenn er päter 
wieder in feine Rechte eingefegt werden kann, ganz erfpart; chen 
je der fittliche und rechtliche Schaden für die Gefellichaft vermieben, 
welcher immer aus einem Beiſpiele von verlegten Nechten entipringt: 
fondern es ift fogar eine Vorbeugung in den zahlreichen Fällen, in 
welchen eine fpätere Wiebergutmachung nicht möglich ift, das ein- 
zige Schußmittel. Solcher unmiederherftellbarer Rechte giebt es 

aber gar viele. Zum Theile liegt die Unmöglichkeit in der Natur 


. bed verlegten ober zerjtörten Gutes felbft, welches durch menjchliche 


Kräfte und Mittel überhaupt nicht wieder in ben vorigen Zuftand 
gebracht werben kann. Wie wäre es 3. B. möglich, die Zerjtörung 
des Lebens, der Gefunbheit, der Keufchheit wieder ungejchehen zu 
machen? Zum andern Theile tft die Schwierigkeit durch die Perfon 
des Verletzenden gegeben. Entweder hat derſelbe die Mittel nicht, 


; 
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um den von ihm verlangten Schabenderfaß zu leiften, ober abe 
er weiß fich durch Flucht ober Lüge dem Zwangsurtheile des Staates 
zu entziehen. Da num aber in diefen beiden Fällen die bürgerlich 
Geſellſchaft eine Verbinblichfeit, für den Unfähigen oder Unwilligen 
einzutreten, nicht hat, — weil die übrigen Staatdangehörigen burd 
dag von ihnen nicht getheilte Verbrechen eines Einzelnen nicht ver: 
bindlich werben koͤnnen ®), — jo bleibt der ganze Nachtheil au 
dem bereit? Verletzten liegen. Nur Vorbeugung kann in alle 
biefen Fällen den Bürger fichern; woraus fich denn die Nothwen 
bigfeit ergiebt, daß der Staat für folhe nach Möglichkeit zu for: 
gen bat. 


3) Allerdings giebt ed auch eine Gemeinbürgfhaft, in Folge wel: 
cher bie gefammte Gemeinde die Entſchädigung eines entweber auf ihrer Markung 
ober von einem ihrer Angehörigen Verlegten zu tragen bat, falls ber eigentlid 
Schuldige nicht zur Strafe unb zum Erfage gebracht werben kann. So bie alt: 
germanifche Sefanımtbürgihaft, (f. Eihhorn, Staats: und Nechtögefchichte 
ate Aufl., 2b. I, $. 18; Gneiſt, Gefchichte der englifchen Communalverfaffung, 
2te Aufl., Berl., 1863, Seite 23 fg.); die in manchen Ländern und Beiten ben 
Gemeinden auferlegte Erfaßverbindlichfeit im Falle eines auf ihrem Gebiete be 
gangenen Straßenraubes; die Entfchädigung eines aus Mache wegen Amtshand⸗ 
lungen in feinen Eigenthume verlegten Ortsvorſtehers u. ſ. w. Allein es ifl 
einleuchtend, daß dieſes Suftem nicht die Regel fein kann, werigftens bei einem 
gefittigten und in ber Gewerbethätigfeit vorgerüdten Volke; ja, daß es mit bem 
Grundſatze des Rechtsſtaates unvereinbar if. Ein nothwendiges Correlat einer 
folhen Haftwerbindlichfeit ift nämlic, ein Necht zu genauer Beauffichtigung und, 
unter Umſtänden, zur Beichränfung fämmtlicher Genoſſen; ferner die Nothiwendig: 
feit einer firenge gebundenen Niederlaffungs: und Aufenthalt3:Orbnung. Diele 
aber ift weder thatſächlich ausführbar in verwickelten Lebensverhältniffen, noch ver: 
trägt es fi) mit der beliebigen Anmwenbung und Ausbildung der Kräfte, ala bem 
Lebenszwede bes Bürgers im Rechtsſtaate. Wo überhaupt Fein Syſtem von ſoli⸗ 
barifchen Rechten der Verwandten, Stammsgenoffen u. dgl. ftattfindet, kann auch 
feine ſolidariſche Verbindlichkeit gefeßt werben. Selbft bei ben alten Deutſchen 
und Angeljachfen ſcheint bie Erfaßverbinblichfeit Feine unbedingte gewefen, fondern 
nur eingetreten zu fein, wenn die Gemeinde Schuld trug, daß ber Verleger nicht 
zu Necht gebracht werden fonnte. In wie ferne aber eine ſolche Gefammthaft 
barkeit wenigſtens als Ausnahmsmaaßregel ftattfinden Kann, kommt auf bie Um 
fände an. Entſchuldigt, wenn auch wohl nie ganz gerechtfertigt, mag die Maaß⸗ 
vegel werben, wenn in der That entweder eine fehr allgemeine thätige Mitſchulb 
ober wenigſtens eine allgemeine Verweigerung ber Zeugenfchaft bei verbreitetet 
Kenutniß der Thatfache angenommen werben Tann. In allen anderen Fällen iſt 
fie bloſe rohe Willfür. 
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Zur genauen Ueberſicht über dieſe Verbindlichkeit iſt denn nun 
aber eine nähere Unterſuchung ſowohl der Arten der möglichen 
Kechtsangriffe, als der anzuwendenden Mittel nothwendig. 

Was die erſteren betrifft, ſo liegt es in der Natur der 

kache und wird durch tägliche Erfahrung beſtätigt, daß der geſetzliche 
Kechtszuſtand durch zweierlei Arten von Störungen bedroht werben 
mag, nämlich durch thatfächliche Verlegungen (Verbrechen), und durch 
michörige, übrigens nicht gewaltſame, pofitive ober negative Zu: 
mihungen an den Beſitzer eines Rechtes. Allerdings äußert fich 
in dem letztern Falle der unrechtliche Wille in einer mildern Form; 
allein er bewirkt doch ebenfall3 eine Störung des rechtlichen Zu: 
fanded, indem er den geſetzlich erlaubten ruhigen Genuß und die 
ſihere Benützung ber Nechte beeinträchtigt. Grundſätzlich muß daher 
der Anfpruch an ben Staat gemacht werden, daß er feinen vor: 
bengenden Rechtsſchutz auf beide Arten von Etörungen auszudehnen 
hie. Allein bei einer nähern Unterfuchung ergiebt ſich, daß in 
Ktreff der Durchführung diefer Forderung ein fehr wefentlicher 
Unterfchieb zwifchen gewaltjamen Störungen und ungerechtfertigten 
 Inmuthungen bejtcht. 
Eine gewaltthätige Handlung erfordert in der Regel Vorberei- 
tngen; ebenfo gewöhnlich eine kürzere oder längere Zeit zum Voll- 
me. Es iſt aljo in ſehr vielen Fällen thatjächlich möglich, eine 
; Verhinderung eintreten zu laſſen. Auch iſt nicht zu überfchen, daß 
8 ganze Klaſſen der Gejellichaft giebt, von welchen eine regelmäßige 
und ſelbſt gewerbmäßige Begehung von Nechtöverlegungen zu er= 
warten iſt, gegen welche alſo ebenfalls ftchende Maaßregeln gerecht: 
jertigt und wirkſam find. Die Aufgabe einer Staatlichen Verhindes 
tung aller gewaltſamen Nechtsverlegungen kann und muß daher 
grunbfäglich anerkannt werben, ynd die, allerdingd nur allzuhäufig 
weh aller Bemühungen eintretenden Begehungen von Verbrechen 
ind fein Grund zur Unterlafjung des Möglichen, fondern nur eine 
Helge menschlicher Unvollkommenheit. 

Anders verhält es fich mit den mir in ungerechtfertigten Zus 
udungen bejtchenden Etörungen der Rechtsordnung. Schon in 
thuſachlicher Beziehung iſt nicht abzufehen, wie ein Menſch Toll 
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burch eine Staatsmaaßregel unmittelbar verhindert werben Tönnen, 
an einen Andern eine Forderung zu ftellen oder ihm fette Forde⸗ 
rung abzuſchlagen. Es iſt dieß eine Handlung, welche rein im 
Innern vorbereitet und ſodann mit einem bloſen Worte vollzogen 
wird. Und auch die genaucfte und ausführlichite Geſetzgebung kann 
Mißverſtändniſſe oder wiſſentlich unberechtigte Forderungen Einzelner 
nicht verhindern. Allein hieran nicht einmal genug. Könnte man 
namlich auch auf irgend eine Weiſe ſolche ungerechte Forderungen 
wirklich unterdrücken, ehe fie außgefprochen wurden, jo müßte jeden 
Falles die Rücficht auf das Recht eine folche Erſtickung hindern. 
Es Tann natürlich nur die unbegründete Klage verhindert 
werden wollen; die Begünftigung der begründeten tft bagegen 
Forderung des Rechtes. Nun ift es aber ohne worgängige Unter: 
fuhung, zu welcher wejentlich die Vernehmung aller Betbeiligten, 
haufig aber noch die Vornahme weiterer Nachforſchungen gehört, 
unmöglich, zu entjcheiden, welche Klage begründet ift, un welche 
nicht. Diefe Unterſuchung aber wieder kann erſt angeftellt werben, 
wenn die Forderung bereits gemacht ift, und wenn alfo von einer 
Verhinderung feine Nede mehr fein kann. Nur in einzelnen Aus: 
nahmefällen kann möglicherweije ohne Verlegung wichtiger Grund⸗ 
fe und Rüdjichten wirffam eine Norforge getroffen werben; und 
dann ijt die Vorkehrung auch Pflicht. Es tritt dich aber ein 
theil® bei einer Anzahl von wichtigen und häufig vorfonmenden 
Rechtsgeſchäften, welche gegen fpätere Angriffe durch die Vorfchrift 
beftinunter Förmlichkeiten ficher geftellt werben können, wie 3. 2. 
Teftamente, VBerpfändungen, Verkäufe von Liegenfchaften; theils in 
Betreff ganzer Klajfen von Perſonen, welche wegen geringerer Rechts⸗ 
fenntnig und Vertheidigungsfähigfeit leicht Verlegungen ausgeſetzt 
find und daher unter befonderen Schug geftellt werden müffen, jo 
namentlih Minderjährige und Geiſteskranke 4). — Unläugbar ift 


4) Allerdings bienen diefe Maaßregeln auch wohl zur Verhinderung ven 
Verbrechen, 3. B. von Unterfchlagungen und Diebſtählen; auch geben fie ein 
Mittel ab, einen Proceß ficher und fehleunig zur Entfcheidung zu bringen. Ihre 
Hauptbeſtimmung und grumbfägliche Berechtigung beruht aber doch in der Ver: 
beugung gegen unberedhtigte Korberungen. 
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dieſe nur jehr theilweiſe Möglichkeit einer Vorbeugung einer Un⸗ 
volllommenheit des Rechtsſyſtemes; doch darf die Bedeutung auch 
nicht überjchäßt werden. Durch eine zweckmäßige Geſetzgebung über 
das gerichtliche Verfahren, namentlich durch möglichfte Schnelligkeit 
der Entſcheidung und durch Verurtheilung des Unterliegenden in 
alle Koften des Rechtsſtreites, kann dic Unannehmlichfeit und ber 
Schaden einer unrechtlichen Forderung wenigſtens ſehr vermindert 
werden. 

Wendet man fih num aber, zweitend, zu ben in Anwendung 
zu bringenden Abwendung2: Mitteln, fo ift zwar allerdings 
richtig, daß verfchiedene Staatzeinrichtungen jchon von felbft, und 
ohne daß es einer weitern bejondern Vorkehrung bebürfte, mehr 
er weniger als Vorbeugung gegen Verbrechen dierten. Sp na- 
mentlih eine gute Volkserziehung; die Förderung des Volkswohl—⸗ 
Randes, als welcher den Reiz zu manchen Verbrechen vermindert; 
endlich die Androhung und Vollziehung der Strafgefege, als wodurch 
an heiſſamer Schrecken unter den allenfalls übel Gefinnten ver: 
reitet wird °). Und günftig für den Rechtsſchutz ift dabei noch 
kionderd, daß alle dieſe Anstalten ſchon an und für fich und ohne 
Rdiicht auf ihre etwaigen Folgen für die Verbrechenverminderung 
m einem wohlgeoroneten Gemeinweſen bejtchen müffen, und baß 
alo ihre Errichtung und Unterhaltung feinem Zweifel unterliegen 
lann. Allein jo dankbar die Wirkungen diefer Maaßregeln auch 
für den Nechtsjchug angenommen werden müffen: fo reichen fie 


doch keineswegs aus, und e3 fpringt in die Mugen, daß dieſe Vor⸗ 
beugungen nur mittelbarer Art und daß fie von ungewiffer 


Birkung find. Alle drei wirken auf piychologische Weile, indem 


- fie ben fittlichen Willen des Menjchen erleichtern, Träftigen, we— 


5) Es ſei bem einfachen Menfdenverftande geftattet, diefe Wirkung ber 
Etrafgefege immerhin auch in Betrachtung zu ziehen und fogar hoch anzufchlagen. 
Ton Unterfuhungen und Meinungsverfchiedenheiten über den Teßten rechtlichen 
Grund ber Strafe wird damit fein Eintrag gethan, und zunächſt nur etwa bie, 
verbältnigmäßig untergeordnete, Folgerung aus dem Nutzen einer vorbeugenden 
Birfung gezogen, daß Feine Strafarten gewählt werden bürfen, welche nicht ein: 
mal als ein Uebel erfcheinen würden. Diefe Forderung ergiebt ſich aber in ber 
Hauptiſache auch ſchon aus dem Begriff einer Strafe an fi. 
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Demnach zerfallen denn bie Anftalten des Staates zur Sicher: 
jtellung des geſetzlichen Nechtzftandes in zwei große, wejentlich ver 
ſchiedene Abtheilungen: Die eine begreift diejenigen Maaßregeln, 
welche durd, äußern Zwang verbrecherifche Rechtsſtörnngen verbin- 
bern follen, und ift deghalb die vorbeugende Rechtspflege — 
Präventiv:uftiz, Rechts-Polizei 9) — zu nennen. Die andere ift 


handen iſt, wenn Niemand eine fo große Furcht hat, daß er ben Staat um Hilfe 
anzugehen für nöthig findet. — Liegt aber eine gewaltfame, thatfächlich verfuchte 
ober gar vollzogene, Verlegung eines Rechts vor, fo bat ber Staat vor Allem bie 
Pflicht, den Verlegten in das ihm entzogene Recht wieber einzufeßen, ober, wenn 
dieſes thatfächlich nicht mehr möglich fein follte, ihm vom Verleger ein But von 
gleihem Werthe zu verfchaffen. Sodann aber muß aud ber Nachtheil, welchen 
das Beifpiel einer glüdlih durchgeführten Rechtsſtörung immer für bie ibeelle 
Heilighaltung bes Rechtes hat, wieder möglihft ausgeglichen werben. Letzteres 
geſchieht denn durch bie Zuerfennung einer Strafe. Dieß Alles aber gefchieht 
auch ohne Aufforderung bed Beſchädigten, weil es nicht in ben Willen bes Ein: 
zelnen geftellt werben kann, ob die, auch zu fehr fühlbarem allgemeinem Nach⸗ 
theile, verbrecherifch geftörte Rechtsordnung bes Staaates wieber bergeftellt werben 
fol, oder nit. Höchſtens mag eine Rüdficht auf das fubjective Gefühl bed Ein- 
zelnen in den Fallen genommen werben, in welchen die durch ein Strafverfahren 
veranlaßte Hinlenfung der allgemeinen Aufmerkſamkeit dem bereits thatſächlich 
Beichädigten auch noch eine untragbare fittlihe Qual bereiten könnte. So z. 2. 
bei Verlegungen ber weiblichen Ehre, bei Familiendiebſtahl. 

8) Für eben, welcher mit dem Worte „Polizei” einen von dem Rechts: 
ſchutze verſchiedenen Sinn verbindet, gleichgültig itzt welchen, hat allerdings ber 
Ausdruck „Rechtspolizei” etwas fich ſelbſt Widerſprechendes, und ein Solcher muß 
benn auch biefer Bezeichnung bad Bürgerrecht in ber Wiflenfchaft verfagen. Da 
es nun aber Viele giebt, welche unter Polizei Überhaupt nur „die burch Öffentliche 
Auctorität bewirkte Wegräumung von Uebeln“ verftehen, (fiehe meine Polizei 
Wiſſenſchaft, 3te Aufl., Bd. I, ©. 8 in ber Note,) fo ift erflärlih, daß biefer 
Ausdruck häufig gebraucht wird. Die bequeme flürze bed Worts mag felbft ent⸗ 
ſchuldigen, wenn es auch im Folgenden zumeilen angewendet if. — Die eben: 
falls fehr Häufig gehörten Ausdrüde „Sicherheit? = Polizei” oder Schub : Polizei“ 
find zwar — Polizei in ben eben angegebenen Sinne verftanden — an und für 
fih nicht unrichtig; allein fie find nicht beſtimmt genug, inben fie nicht deutlich 
hervorheben, daß hier nur von dem Schuge gegen unrechtlihen Willen, nicht aber 
Kuh von einer Abwehr von Vortheild:Verleßungen die Rebe if. „Geſichert“ und 
„geſchützt“ Kann ber Bürger auch gegen Peft, gegen übermächtige Mitwerbung, 
gegen Feuer und Wafler werden; bie hierzu führenden Staatzanftalteg gehören 
aber einer ganz andern Richtung der Staatäthätigfeit an, und eine ausſchließliche 
Hinweifung auf Schuß bei drohenden Necdtöverlegungen ift fomit unrichtig. 
Die Präventiv-Juſtiz kurzweg „ Polizei” zu nennen, wie z. B. Zach ariä, Vierzig 
Bücher, ober Bülau, Enchklopädie d. Staatswiſſ., 2te Aufl. ©. 846 fg., ſcheint 
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bie wiederherftellende Nechtöpflege, welche ſich wieber in bie 
bürgerliche und in die peinliche theilt 9). In beiden Beziehungen aber 
erfordert die Vollſtändigkeit des Rechtsſchutzes, daß wirklich alle im 
Staate beftehenven Nechte möglichit gewahrt find. Deßhalb müflen 
nicht etwa blos die Rechte der einzelnen Staatögenoffen und der 
Privatverbindungen, jondern auch die der gefammten bürgerlichen 
Geſellſchaft, dem Staate und allen feinen einzelnen Theilen und 
Organen, verfaſſungsmäßig zuftehenden Befugniffe bewahrt werben. 
Dieß erfordert theils die Herftellung der Rechtsider an und für ſich, 
theils die ungeſtoͤrte Wirkſamkeit des Staates. 

Gegenſtand gegenwärtiger Abhandlung iſt ausſchließlich die 
vorbeugende Rechtspflege. 


$. 2. 
2) Rechtfertigung diefer Begriffsbeſtimmung. 

Diefe Begriffsbeitimmung der vorbeugenden Rechtspflege ftößt 
gegen die gewöhnliche Auffafjung auf mehrfache Weile an. Vorerſt 
wird von Vielen eine eigene Aufgabe des Staates, Rechtsftörungen 
vorzubeugen, gar nicht anerkannt, wenigſtens nicht beachtet, indem 
fie nur die wiederherftellende Nechtöpflege ala eine nothiwendige und 
erlaubte Thätigkeit der öffentlichen Gewalt behandeln. Zweitens 
wird, fat in der Regel von Denen, welche eine Vorbengungspflicht 
de3 Staates anerkennen, deren Ausführung nicht dev Juſtiz ſondern 
der Polizei, oft fogar als deren außfchliegender Zweck, zugetheilt. 
Als eine befondere Abtheilung diefer Zufammenwerfung ift dann 
noch indbefondere diejenige Auffaſſung Hervorzuheben, welche zwar 
eine vorbeugende Thätigkeit des Staates hervorhebt, ihr dann aber 


deßhalb nicht paffenb, weil ber Sprachgebrauch boch bei weiten überwiegend bie 
Wegräumung übermächtiger Natur-Hinderniffe fo bezeichnet. 

9) Bol. Pohlmann, Syſtem ber Staatäthätigkeit zum Schutze der Privat⸗ 
rechte. Bayr., 1829. — Behr ſetzt in ſeinen, ſonſt ſehr richtigen, Bemerkungen 
über den Begriff ber Polizei u. ſ. w. (ſ. deſſen Syſtem ber angewandten all⸗ 
gemeinen Staatslehre, Bd. III, ©. 238 fg.) Präventiv-Juſtiz, Civil-Juſtiz und 
Criminal⸗Juſtiz als gleichgeordnete Gattungsbegriffe neben einander. Offenbar 
unrichtig, indem die in Streitſachen entſcheidende und die ſtrafende Rechtspflege 
nur zwei Unterarten der wiederherſtellenden Juſtiz ſind, dieſe aber als Ganzes der 
vorbeugenden gegenũberſteht. 
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nicht bloß das Rechts⸗, ſondern auch da Sittengebiet und bie öffent- 
liche Ordnung zuweißt. Drittens endlich werden, wenigftens von 
einzelnen Zuftimmenden, unter den Mitteln zum vorbeugenden Rechts⸗ 
ſchutze nicht blos diejenigen aufgenommen, welche eine Störung Phyſiſch 
unmöglich machen jollen, fondern auch diejenigen, welche pſychologiſch 
einwirken 9. — Die Eingangs aufgeftellten Sätze find jeboch un- 
ſchwer in allen dieſen Beziehungen zu rechtfertigen. 

Eine weitläufige Widerlegung Derjenigen, welche fich mit einer 
wiederheritellenden Nechtzpflege begnügen, wird wohl nicht nöthig 
fein, indem doc, gar zu unläugbar der Rechtsſtaat feinen Zweck des 
Rechtsſchutzes nur dann vollftändig erfüllt, wenn er, fo weit es 
thatfächlich und rechtlich möglich ift, auch den erſt drohenden Rechts⸗ 
ftörungen zuvorfomnt. Hilfe ift jeher häufig nur vor, nicht aber 
nach der Verlegung mehr möglih. Und daß man den betheiligten 
Privaten ſelbſt ihre vorbeugende Vertheidigung in vielen Fällen nicht 
überlaffen Tann, zeigt jchon der Erfolg. Vermöchten fie fich zu 
ſchützen, jo würden fie natürlich fich nicht haben verlegen laſſen; 
nun kommen aber überall und ftündlich Verlegungen vor, wern — 


1) Nur als ein Mikverftändniß, nicht als eine ernftlih und befonders zu 
beachtenbe Einwenbung ift e8 wohl zu betrachten, wenn Eſcher, Handbuch der 
pract. Politik, Zürich, 1864, Bd. II, ©. 590, ſich gegen bie Ausſcheidung einer 


eigenen Präventiv = Zuftiz deßhalb erklärt, weil bie Garantien ber inbivibuellen - 


Sicherheit in den Grundfägen und Inftitutionen für perfünliche Freiheit, ber 


Deffentlichfeit bes Gerichtsverfahrens, des Geſchworenengerichts u. dgl. zu fuchen 


fein unb fowohl Prävention als Entdedung der Verbrechen und ihrer Tirheber 
zwedmäßiger ber Polizei überlafien werde, indem gerabe biefe Trennung eine 
Garantie mehr gewähre für die Unbefangenbeit des gerichtlichen Verfahrens. — 
Es handelt fi in ber ganzen Frage gar nicht von einer Sicherftellung ſtaaisbürger⸗ 
licher Rechte ober gerichtlicher Unbefangenpeit, ſondern lediglich davon, ob es logiſch 
und practifch richtiger fei, die Abwendung von Störungen ber Rechtsordnung als 
eine Aufgabe und fomit einen wefentlichen Beſtandtheil ber Rechtspflege, ober 
aber der Hilfsthätigkeit bes Staates zu erfennen. Die wünſchenswerthe Sicher⸗ 
ftellung jeder Art von Rechten ift auch in dem erfteren alle möglih, und wird 


buch) die Aufftellung eigener Vorbeugungsbehörben ber Nechtöpflege nicht mehr i 


berührt, als durch eine Webertragung berfelben Aufgabe an Polizeibeamte. 


Eine Trennung ber Ausfindigmachung ber Verbrecher von ber Aburtheilung ber: | 
jelben kann aber, falls man fie für nüglich erachtet, eben fo gut flattfinden, wenn .: 


man fie ben abwehrenden Nechtöbehörben, ala wenn man fie den abwehrenben - 


Drganen ber Polizei überträgt. 
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aus irgend einer Urſache — der Staat nicht Hilft und abwehrt. 
Außerdem Handelt es fich nicht blos von der Verhütung der ben 
Einzelnen drohenden Störungen, fondern eben fo gut von ben ber 
ganzen bürgerlichen Gejellichaft gefährlichen. Die Abwehr der Ie- 
teren muß denn doch jeden Falles vom Staate felbft gefchehen. Mag 
daher die Mehrzahl der Mechtögelehrten immerhin aus einfeitiger 
Vorliebe fich ausſchließlich mit dem zweiten Theile der Rechtsauf— 
gabe des Staates beichäftigen, nämlich mit der Wieberherftellung 
beftrittener ober thatjächlich geftörter Zuftände: fo ift doch weder bie 
Wiſſenſchaft des Nechtes vollftändig und organifch entwicelt, noch 
die Verwirklichung der Rechtsidee im Leben hergeftellt ohne eine ge- 
börige, wiſſenſchaftliche und praktiiche, Verbindung der Vorbeugungs- 
Maafregeln mit der wieberherftellenden Thätigkeit der Gerichte 2). 


2) Völlig unbegreiflich ift bie regelmäßige Vernachläſſigung ber Präventiv: 
Justiz von Eeiten ber Mechtögelehrten i. e. ©. — Gerade in benjenigen beiden 
Arten von rechtswiſſenſchaftlichen Werken, welche bie nächfte und dringenbfte Ver: 
anlaffung zur Erörterung dieſes Gegenftandez hätten, nämlich in ben Syſtemen 
bes Naturrechtes und in ben Enchklopädieen, findet fi in ber Regel nicht in 
Einem Worte ber Beweis, daß ber Verfafler an biefen ganzen, jeden Falls wenig: 
fiend möglichen, Theil der Staatsthätigkeit auch nur gebacht habe. Man vergleiche 
3. B. bie befannten Encyflopädieen von Bütter, Schmalz, Eifenhbart, 
Falck, Welder, ben Tex, Bluhme. Unter ben Lehr: und Handbüchern 
des philoſophiſchen Rechtes machen, fo weit fie mir bekannt find, nur bie von 
Gros und Drefch eine Ausnahme von der allgemeinen Vernachläſſigung dieſer 
Materie. Wenn auch in manchen derjelben, fo z. B. in den von Hufeland 
und Sigwart, bie Idee richtig aufgefaßt ift, fo wird fie nur mit wenigen 
orten angebeutet, ohne Entwidhung ber, denn boch nicht? weniger als ganz 
einfachen, Grundfäße und ohne Folgen für das Syftem. Ein höchſt bezeichnendes 
Beifpiel des gewöhnlichen Verfahrens Liefert Stahl, Staatsiehre, Ste Aufl., 
S. 397. „Die Rechtspflege“, ift bier gefagt, „it Handhabung und ift Offenbarung 
ber Gerechtigfeit bed Staates. Die Gerechtigfeit bed Staates beftcht aber barin, 
daß er bie Herrichaft feiner eigenen Ordnung, und baß er das Mecht der Unter: 
thanen, das er zufichert, aufrecht erhält. Sie tritt in Wirffamfeit, wenn fol: 
hes verlegt worden iſt, es wieder herzuftellen gegen ben Verleger. Dieß 
it die Rechtspflege.“ — Die einzige denkbare Entfhuldigung, daß man nämlich 
die ſammtlichen Vorbeugungs⸗Maaßregeln als einen Theil der polizeilichen 
Etaatsthãtigkeit betrachtet habe, ift nichts weniger als ftihhaltig. Abgeſehen da⸗ 
von, baß ein nicht unbebeutender Theil ſolcher Maaßregeln fogar von gerichtlichen 
Behörden bejorgt wirb, fo follte doch der Gedanke auch für Diejenigen, welche 
ſch mit Staatswiſſenſchaften weniger befchäftigt haben, fehr nahe liegen, daß es ein 
großer Unterfchieb fei, ob die angebliche Polizei Störungen abzuwenden habe, welde 
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Was num aber, zweitens, die nähere Verbindung biefer vor⸗ 
beugenden Maaßregeln mit der wiederherftellenden Nechtöpflege und 
ihre gänzliche Trennung von der Polizei betrifft, jo ift dieje Ver: 
fahren gerechtfertigt, wenn nicht nur fein innerer Widerfpruch zwi⸗ 
ſchen ben beiden Richtungen der NRechtöpflege ftattfindet, ſondern 
überdieß noch eine größere Verwandtſchaft zwifchen ihnen, als zwiſchen 
ber Verhinderung von Störungen aus vecht3widrigem Willen und 
der Abwendung von Uebeln aus phyſiſchen Urfachen bewiejen werben 
kann. — Erftereg ift nun aber jo wenig der Fall, daß offenbar 
erit eine Vereinigung der Vorbeugung und der Wicderherftellung ein 
organifche® Ganzes liefert. Dieſe beiden Thätigkeiten find nur in 
der Zeit ihrer Einwirkungen verjchieden, und haben deßhalb aller: 
dings verfchievene Mittel anzuwenden; allein ihr Zweck, Rechtsſchutz 
gegen unrechtlichen Willen, ift nicht nur nicht wiberiprechend, 
jogar völlig derſelbe; und jene Verſchiedenheit von Zeit und Mitteln 
begründet alfo nur eine Nebeneinanderjegung ber beiden Arten von 
Rechtspflege ala Arten befjelben GattungSbegriffes, keineswegs aber 
eine Verfjchiedenheit oder gar einen Widerfpruch des Begriffes und 
Zweckes 9). — Hieraus ergiebt fich aber auch ſchon von felbft, daß 


aus unrehtlihen Willen von Menjchen herrühren, ober folche, welche aus ſchäd⸗ 
lichen Naturkräften hervorgehen; baß hier nach verfchiedenen Grundſätzen verfahren 
werben müſſe; und daß die Entwidlung ber Grundfäte, nad) welchen gegen un: 
sechtlihen Willen vorgegangen werde, Gegenftand ber Rechtswiſſenſchaft fe. — 
Etwas weniger pflegen bie Bearbeiter des Staatsrechtes, des allgemeinen ſowohl 
als des pofitiven, und bie der Stantöwiffenfchaften im Allgemeinen dieſes Fehlers 
fih fhuldig zu machen. Die erfteren, ſo z. B. H. A. Zacharia, Zöpfloder . 
Bluntſchli, erwähnen wenigftens, mehr oder weniger genügend, de3 Rechtes 
und ber Pflicht des Staates Rechtsverletzungen zu verhindern; und unter ben 
neueren Werfen über die Gefammtbeit der Staatswijfenihaften oder über deren 
Grundlagen ift nicht Leicht eines, welches nicht die Pflicht bed Staates, ben Aus- 
brüchen des unrechtlichen Willens der Bürger vorzubeugen, eingefehen unb aner⸗ 
fannt bitte Man fehe z. B. die Schriften von Burkardt, Behr, 9. ©. 
Zahariä, Pölitz, Eifelen, Rotted, Shin, Bülau, Efder. 
Allerdings ftellen fie faſt ſämmtlich diefe Materie als einen Theil ber Polizei bar; 
woraus denn, obgleich diefer Irrthum von geringerer Bedeutung ift verglichen 
mit gänzlihem Uebergehen, doch immerhin Unklarheit in den oberften Grundfägen 
und Verwirrung in ben Anfichten und Rathichlägen über ben Behörben-Organiss 
mus epiſteht. 

3) Gegen biefe Anſicht find aufgetreten Wirth, Speculative Ethik. Stutt⸗ 
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eine innigere Verwandtſchaft zwiichen Präventiv- Juftiz und Polizei 
nicht ſtattfindet, als zwifchen erfterer und ber herftellenden Recht: 
pflege. Die, ſo häufig verjuchte, Verbindung zwilchen den beiden 


gart, 1842, Bb. II, Seite 272 fg. und Köflin, Neue Reviſion ber Grunb- 
begriffe de Criminalrechts. Tüb., 1845, ©. 694 fg.; jedoch aus verfchiebenen 
Gründen. Wirth will, trog der relativen Homogenität ber Rechtspolizei und 
der freiwilligen Rechtspflege, dennoch bie erftere nicht mit zur Juſtiß zählen, weil 
bei ihr die firenge Unterordnung ber unteren Stellen unter bie oberen nicht fehlen 
bürfe, was fie der Polizei zumelfe und namentlich von ber gemeflen verfahrenden 
freimilligen Gerichtsbarkeit ſcheide. Diefer Grund dürfte aber doch kaum von 
Bebeutung fein. Die guößere ober kleinere Schnelligkeit der Hanblungsweife kann 
in ber That bie Eintheilung ber Staatsthätigfeit nicht beflimmen, fonbern fle 
muß aus ihrem Gegenftande und Zwecke fich ergeben. Was aber bie bei ben 
übrigen Theilen ber Rechtöpolizet größere Unterorbnung im Gegenſatze gegen bie 
freiwillige Gerichtsbarkeit betrifft, fo ift einmal ber Unterfchieb keineswegs fo groß, 
denn von einer eigentlichen Unabhängigkeit ber freiwilligen Gerichtöbarfeit ift nir⸗ 
genb die Rebe; ſodann kommt ein verfchiebened Verhältniß ber oberen Behörben 
zu ihren-Untergeorbneten je nach dem Gegenftande gar nicht felten vor. — Köft- 
lin aber bringt mehr ala Einen Grund. Borerft läugnet er bie Ausdehnung 
der Rechtspflege auf die Abwendung erſt drobender Verlegungen, weil eine 
blos möglihe Störung nod) Feine Negation des Zuftandes enthalte, befien Auf: 
xechterhaltung die einzige Aufgabe ber Nechtäpflege fei. Hiergegen ift nun 
aber zweierlei zu erinnern. Einmal ift es eben bie Frage, ob nur Wiederher⸗ 
Rellung Aufgabe ber Zuftiz if; e8 Tann dieß alſo nicht als bewiefen vorausgeſetzt 
werben. Zweitens aber läßt fi) wohl mit Zug behaupten, daß eine wahrfchein- 
liche gewaltfame Störung allerdings? eine Negation bes volllommenen Rechtszu⸗ 
Randes iſt. Zur Vollkommenheit gehört auch Sicherheit und Dauer, und unläugs 
Bar ift in einem Staate dad Recht nur dann vollfländig gepflegt, wenn es 
nicht bloß für ben tigen, fonbern auch (fo weit menfchliche Macht reicht) in 
fünftiger Zeit gefichert ſteht. — Zweitens wirb ausgeführt, baß bie Gleichheit 
bes Dbjectes ber Nechtöpflege und ber Mechtspolizei nicht” in Betrachtung 
kommen Tönne, ba biefes Object bei den genannten beiden Staatsthätigfeiten in 
ganz verfchiedenen Beziehungen zur Sprache fomme und beide verſchiedene Zwecke 
binfichtlich deſſelben erfireben. Lebteres ift nun zwar richtig; allein daraus folgt 
benn body nur, daß für diefe verfchiedenen Aufgaben auch zwei verfchiebene Theile 
ber Rechtspflege beftimmt fein müffen. Dieſe find nun aber eben bie vorbeugenbe 
und bie wiederberftellende Juſtiz. — Wenn aber endlich aus bem verſchiedenen 
Gharacter der Thätigkeit beider Abtheilungen ber Rechtspflege auf ihre 
Zumweifung an eine ganz getrennte Gattung der Staatsthätigfeit gefchloffen wird: 
fo ift nicht abzufehen, warum nicht eben fo gut von zwei ebenfalls ganz getrennten 
Arten derſelben Thätigfeitsgattung, bie eine gemeflen und mit Beſchränkung auf 
den vereinzelten Fall, die andere rafcher und mit allgemeinem Umblicke follte 
handeln Fönnen, beide aber zufammen Ein organifches Ganzes bilden. 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 2 
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eriteren kann nämlich Iediglich auf den Umftand gegründet werben, 
daß beide fich mit der Wegräumung von Störungen bejchäftigen. 
Nun aber findet nicht nur dafjelbe auch ftatt bei der wiederher- 
ftellenden Rechtspflege; fondern es find überdieß die von ber legtern 
weggeräumten Webel von wejentlich derfelben Art mit den von der 
Bräventiv-Yuftiz zu entfernenden, während die von der Polizei al: 
zuwendendeun wefentlich verjchieden find. Wenn nämlich die Polizei 
Uebel entfernt, welche aus der Nebermacht der Außern Natur drohen, 
jo Hat die Präventiv-Juſtiz nur folche zum Gegenftande ihrer Thä— 
tigkeit, welche aus dem widerrechtlihen Willen von Menfchen ent: 
Ipringen und die alfo, wenn fie von ihr nicht verhindert werben 
fönnten, eine Aeußerung der wiederherftellenden Nechtöpflege ver: 


anlaffen würden. Somit haben alfo die zwei Arten von Rechts—⸗ 


pflege dag viel fpeciellere Merkmal gemeinſchaftlich, daß fte ſich 
beide mit der Entfernung von Nehtzftörungen bejchäftigen. 
Der Umſtand, daß einzelne Theile der Nechtpolizei nad) den pofi= 
tiven Einrichtungen gewiſſer Staaten, fei es nun aus Gewohnheit 
fet e8 aus vermeintlicher Sparjamkeit, von Polizei-Beamten und 
nicht von Richtern oder eigens aufgejtellten Beamten der Präventiv: 
Juſtiz beforgt werden, ift eine lediglich durch äußere und zufällige 
Urfachen veranlaßte Anomalie im Staatsorganismus, allein kein 
Grund, weſentlich gleichartige Staatöthätigfeiten in der Wifjenfchaft 
auseinander zu reißen und die eine berjelben mit einer im Zwecke 
ganz abweichenden, nach verſchiedenen oberjten Grunbfägen zu hand⸗ 
habenden und nur durch eine äußere Achnlichkeit dazu empfohlenen 
Function der Öffentlichen Gewalt zu vermijchen 9). 

4) Es bedarf wohl für Wenige erft eines Beweiſes, daß über das Weſen 
einer Staataufgabe ber Zweck berfelben entfcheibet, sicht aber der Umftand, ob 
fie da oder dort, aus biefen oder jenen Gründen, einer gewifjen Art von Beamten 
zugewiefen if. Eine auch äußere Nbtheilung ber Staatsgeſchäfte nach ihrer wefent: 
lichen Verſchiedenheit und eine Zutheilung einer jeden Gattung an eine eigens 
bazu geeignete Gattung von Beamten ift allerdings, theild durch die logiſche Ueber⸗ 
ſichtlichkeit des Behörden-Organismus, theils burch das Geſetz der Arbeittheilung 
angerathen; es mag jedoch davon auch, unter Umſtänden aus ganz triftigen 


practiſchen Gründen, abgewichen werden und können einer und derſelben Art von 
Staatsdienern zwei in ihrem Weſen verſchiedene Geſchäftsgegenſtände übertragen 


fein. Es iſt dieß lediglich eine Frage der Zweckmäßigkeit, welche aus ben manch⸗ 


N. en - "u 
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Nur eine Abart derjelben Zufammenwerfung von ganz ver- 
Ihiedenartigen Aufgaben ift e8 aber, wenn man zwar eine abge- 
jenderte Recht3- Polizei (Präventiv⸗-Inſtiz) anerkennt, von dieſer je- 
oh annimmt, daß fie nicht blos Nechtöverlegungen zu verhindern, 
jondern überhaupt den öffentlichen Frieden zu bemachen habe, ſomit 


— 


iachſten Gründen fo oder anders entſchieden werden mag, ohne daß, ſelbſt⸗ 
wedend, dadurch bei ben in Frage ſtehenden Geſchäftsabtheilungen, im Zwecke 
oder in dem richtigen Verfahren, das Mindeſte geändert würde. Wenn z. B. in 
cinem patriarchaliſch eingerichteten Ländchen etwa Rechtspflege, Polizei und Finanz: 
geſchäfte von denſelben Beamten beſorgt werben müßten, fo bliebe doch Rechts⸗ 
pflege immer Rechtspflege und würde nicht Finanz; auch kämen Gefälle nicht im 
Wege eines Civilprocefjeg zum Einzuge. Der Umſtand alfo, dag häufig, übrigens 
keineswegs in ihrer Gefamnitheit, Geſchäfte der Präventivjuftiz an Polizeibebörden 
überiefen find, ändert an deren eigentlihem Wefen und Zwecke durchaus nichts 
und bat fir beren wiffenfchaftliche Ausfcheibung und für die Behandlung nad 
ihren eigenen Grundfägen gar feine Bedeutung. Namentlich ift die Frage, ob etwa 
m Erreichung verfchiedener Zivede Ähnliche Mittel anzumenben find, und ob etwa, 
eus richtigen oder falſchen Erfparniggründen, zu zweierlei verfchiedenen Stellen dies 
klben untergeorbnieten Diener benügt werben können, völlig gleichgültig fiir Be: 
iff und Grundfüge der Aufgaben. Vollkommen unbegreiflich ift es daher, daß 
Jimmermann, in feiner beutichen Polizei des neunzehnten Jahrhunderts, 
nachdem er erft ber Rechtäpflege und ber Polizei gemeinfchaftlich den unklaren, 
leren und nichtöfagenden Zwed ber „Aufrechterhaltung der Ordnung“ zugewieſen; 
nachdem er ſodann für den Unterſchied von Rechtspflege unglaublicherweife feinen 
anderen Grund aufzufinden gewußt hat, als daß die erftere mit Unterfuchung 
und Urtheil vorgehe, Diefe dagegen mit Beobachtung, Vorbeugung, Repreffion und 
Entdeckung: ſchließlich nun jeden Unterfchieb von Prüventiv:Juftiz und Rechts⸗ 
rlege blos deßhalb Läugnet, weil fie (angeblich) überall von benfelben Behörden 
beſorgt werben und ſich derjelben Mittel bedienen, unb wenn er (Bd. II, ©. 250) 
meint, den ganzen, aus dem Wejen der verfchiedenen Aufgaben des Staates ent⸗ 
widelten, Begriff der Präventiv : Zuftiz mit der einfachen Frage „aus bem Felde 
ſchlagen zu können“ : wie fol fie handeln und agiren, mit denen ber Juſtiz ober 
mit jenen ber Polizei? Hier liegt denn doch die Antwort auf ber Hand: weber 
mit den einen noch mit den andern, fondern mit ihren eigenen, d. h. mit folchen, 
welhe zur Verhinderung ber verjchiebenen Arten von drohenden Rectsverleßungen 
geeignet find. Zu beren Anwendung werden denn allerbingd am beften eigene 
Behörden und untergeorbnete Organe beftellt werden; allein, wenn ſolches aus 
irgenb melchen äußeren Gründen nicht paßt, jo mag ber Auftrag, ganz ober theil- 
weife, auch fonftigen dazu nicht allzu ungecigneten Organen ber Staatsgewalt 
ertbeilt werben, nur haben bdiefe natürlih in diefem Gejhäftsfreife nach dem 
Zwecke befjelben unb mit den bazu beitimmten Mitteln zu verfahren, wie immer 
fie in ihren fonftigen Aufträgen ſich zu benchmen haben mögen. 
2% 
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auch die Hffentlihe Ordnung, Sicherheit und Sittlichkeit 9). Daß 
der Staat auch von Leben, Gejundheit, fittlicher Ausbildung unter 
ben Bürgern folche Nachtheile zu entfernen hat, welche die Betreffen- 
den nicht felbft wollftändig befeitigen koͤnnen, unterliegt allerbings 
feinem Zweifel. Ebenjo ift umbeftreitbar, daß ſchließlich alles ftaat- 
liche Wiffen und Handeln einen einzigen geiftigen ober materiellen 
Organismus bildet %). Allein eben jo gewiß tft auch, daß es fo- 
wohl für die Wiſſenſchaft als für daB handelnde Leben Bedürfniß 
ift, Gegenftände der Staatsthätigfeit, welche nach wefentlich verfchie- 
denen Grundjägen behandelt werben müflen, zu trennen und fie 


als abgefonderte Zweige zu behandeln. Eine Verſäumniß diefer For: 


derung beitraft fich durch Unklarheit in den Begriffen und Zwecken 
und durch Verwirrung und Wiberfprüde in den Einzelnheiten. Da 
nun aber mit verjchiebenen Nechten und mit verſchiedenen Mitteln, 
alfo nach verfchiebenen Grunbfägen, zu verfahren tft, je nachdem es 
fih davon Handelt, eine aus unrechtlichen Willen herrührende Stö- 
rung des Rechtszuſtandes oder eine auß äußerer Uebermacht willen- 
loſer Verhältniffe herrührende Beeinträchtigung von Intereſſen zu 


befeitigen: fo darf auch deren gemeinfame Beforgung nicht leicht. 


Einem Zweige der praftiichen Thätigfeit, in keinem Falle aber Einer 


5) Man fehe 3. B. Jagemann, Vorſchläge zu Berichtigung ber An: 


fihten über Polizei, in Rau’s Archiv, Bd. II, ©. 362 fg. — Einige andere 


Ausftellungen deſſelben Verfaſſers fcheinen auf völligen Mißverftändniffen zu 
beruhen und einer Erörterung nicht zu bedürfen, fo 3. B. daß bie — 


N 


Juſtiz zu einer fecundären Staatäthätigfeit herabgewürbigt werbe, und daß ein . 
vollftändiges Gelingen ihrer Aufgabe jebe Strafrechtöpflege aufheben würbe. Er⸗ j 
ſteres iſt thatſächlich fo wenig ber Fall, daß fie vielmehr erft bei ber hier vers i 
tretenen Anficht eine felbfiftändige und würbige Stellung erbält; wenn es aber \ 


auch richtig wäre und fih eine ſolche Stellung als nothwendiges Ergebniß ber -. 
ganzen Staatsidee ergäbe, fo könnte dieß ficherlich Fein beachtenswerther Einwand . 
fein. Die zmeite Austellung ift unverſtändlich. Vernünftigerweiſe kann mit 
beklagt werden wollen, wenn alle Verbrechen vollſtändig verhindert würden und 


n 


fomit feine mehr zu unterfuchen und zu betrafen wären. Was aber auch ge 
meint fein mag, fo ift in der Wirklichkeit fchon dafür geforgt, daß die Bäume- 


nicht in den Himmel wachſen. ine Strafrechtöpflege wird immer und überall" 
fein müffen, da eine thatfächliche Verhinderung aller Rechtsverletzungen nie eins 
treten wird. 


6) Vgl. meine Pollzei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl., 8b. I, ©. 3 fg. F 
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Wiſſenſchaft die Lehre für beide übertragen fein; ſondern e3 ift Prä- 
ventiv⸗Juſtiz und Polizei theoretifch und praftifh von einander zu 
trennen. 
Schwieriger bürfte vielleicht ſchließlich die Rechtfertigung bar: 
über erſcheinen, daß der Thätigfeitöfreis der Präventiv- Juftiz auf 
diejenigen Maaßregeln bejchränft werben will, welche Rechtzftörungen 
phyſiſch unmöglich zu machen beftimmt find, ſomit die mittelbar 
wirtenden Urjachen einer Unterlaffung, nämlich bie Strafgefebgebung, 
die Civil⸗Juſtiz und die ſämmtlichen Mittel zur Steigerung ber 
Bildung und bed Vollswohlſtandes, unbeachtet bleiben I. — Daß 
bie Erreichung des Zieled der vorbeugenden Nechtöpflege durch das 
Vorhandenſein gewiſſer Bildungs- und Eigenthums-Verhältniſſe er- 
leichtert wird, und eben fo, daß eine richtig berechnete Geſetzgebung 
und eine gute wieberherjtellende Rechtspflege nicht unbebeutenden 
Einfluß auf die Unterlaffung von Rechtsftörungen haben, ift bereits 
(j. oben, F. 1, ©. 9 fg.) anerkannt. Allein dennoch koͤnnen bie 
Staatzanftalten zu Erreichung diefer Juftände Feine Stelle in dem 
wifienfchaftlichen Lehrgebäube der Präventivsfuftiz finden. Soll 
irgend eine Abſchließung und Abjonderung der verjchiedenen Wiffen- 
Khaften ftattfinden, fo iſt nothwendig, nur diejenigen ‚Lehren al? 
Theile einer jeden derfelben anzuerkennen, welche weſentlich und 
unmittelbar benjelben Gegenftand haben. Ohne diefe Abgrän- 
jung würden bei der unendlichen und unberechenbaren Verfettung 
alles GSeiftigen und Saclichen in jeder Lehre wieber alle andern 
Riffenfchaften miteinbegriffen werden müſſen. Nun aber trennt 
man eben die verjchiedenen Kreiſe von Wiffen und Lehre, damit dag 
wefentlich Zujfammengehörige im Unterfchiebe von dem blos mittel: 
far und zufällig Verbundenen bervortrete und vom menjchlichen 
Geifte aufgefaßt werden koͤnne. Leicht aber ift ber Beweis zu führen, 
daß die verfchiedenen Stantdanftalten zur Förderung der Bildung, 
des Wohlftandes, einer guten bürgerlichen und ftrafenden Gerech- 
figfeit weder unmittelbar noch weſentlich zufammenhängen mit ber 
Aufgabe Rechtsſtörungen zu verhindern. — Wer wirb behaupten 
7) S. Burfarbt, Urgeſetze, Bd. I, 9.8, ©. 257 fg.; 8. S. Zachariä, 
Berzig Bücher, Ifte Aufl, Bd. III, ©. 351 fg. 
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wollen, daß die menſchliche Bildung blos, oder au nur vor- 
zug2weife, den Zweck habe, Nechtöverlegungen zu verhüten und baß 
alfo hierauf ihr Hauptfächlichfte, wo nicht einziges, Abjchen zu 
richten ſei? Offenbar ift vielmehr die Ausbildung der Nerftandes-, 
Gefühls-, Glaubend= und Geſchmacks-Anlagen des Menfchen ein 
Selbſtzweck; fie ift ſogar die bauptjächlichite Aufgabe des Leben. 
Ergiebt ſich nun aus der Erreichung diefer Aufgabe unter andern 
Vortheilen auch eine Vermeidung von Nechtzftörungen, fo ift dich 
zwar dankbar zu erkennen und unter den guten Folgen einer rich: 
figen und allgemeinen Bildung allerdings zu rühmen: allein bie 
Menfchenbildung tft nicht blos eine Magd ber Nechtöpflege, viel- 
mehr umgekehrt der ganze, vorbeugende und wiederherftellende, Rechts⸗ 
fchuß nur ein Mittel zur Erleichterung jener hohen Aufgabe. Es 
wäre nun aber doch eine große Verfehrtheit und. ein offenbarer 
Berftoß gegen die Denfgefege, den Zweck zum Mittel des Mittels 
herabzumwürbigen. — Förderung eines möglichit allgemeinen Wohl: 
ſtandes mitteljt der geeigneten StaatZmittel ift allerdings Pflicht 
des Staated. Allein fie ift es nicht blos des verhältnißmäßig klein— 
lichen Vortheiles wegen, weil der Wohlhabende nicht leicht ſtiehlt oder 
betrügt: ſondern weil eine Ausbildung der menſchlichen Kräfte auch 
in ihrer Beziehung zur willenlojen Natur zur vollftändigen Errei: 
hung des Lebenszweckes gehört; weil Äußeres Wohlbehagen vom 
Menſchen in Anſpruch genommen werben darf; endlich weil reiche 
bingliche Mittel zur geiftigen Ausbildung unentbehrlich find. Hat 
die Förderung des Wohlſtandes zu gleicher Zeit eine Verminderung 
ver Rechtsſtoͤrungen zur Folge, (mas übrigens ſehr zweifelhaft if, 
weil auch der Reiz und die Gelegenheit zu rechtöwibrigem Beginnen 
baburch zunimmt, und weil die Gefchichte und nicht die ärmſten 
Völker als die verbrechenreichiten zeigt,) jo ift es ein glücklicher 
Zufall. Allein nicht? weiter; felbft wenn das Gegentheil erfolgte, 
müßte bennoch der Wohlftand vom Staate möglichit gefördert werden, 
aus den eben angebeuteten Gründen. Davon gar nicht zu reden, 
daß es denn doch ein ganz unzuläffiges formale Verfahren ift, 
einen felbjtftändigen, mit eigenen Zwecken verjehenen Zweig der 
Stantöthätigfeit, der feine eigene Stelle im großen Geſammtſyſteme 
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ver Staaiswiſſenſchaft einnimmt, noch einmal an einem andern Orte 
aß bloſes untergeordnetes Mittel eines gleichgeorpneten Zweiges 
aufzuführen. — Bürgerliche und Strafrehtöpflege endlich 
hat allerdings denſelben Hauptzweck mit der vorbeugenden, nämlich 
Berfchaffung des Rechtsſchutzes: allein jene haben -cine befondere 
Art deffelden zur Aufgabe, nämlich die Wieberherftellung des bereits 
geftörten Zuſtandes, die Wieberaußgleichung des ſchon erfolgten 
Echadens, und zwar jowohl des materiellen als des ideellen. Eben 
weil es eine eigene vorbeugende Rechtöpflege giebt, ift Vorbeugung nicht 
Zweck der Wiederordnung. Allerdings ift e3 eine der Folgen einer 
ihnellen und zwedmäßigen Wicberherjtellv.gs-Zuftiz, daß Mancher 
von der Begehung einer rechtäwidrigen Handlung abgeſchreckt wird, 
weil er die fchliegliche Unnüßlichkeit und Uneinträglichkeit derjelben 
einficht. Allein deßhalb ift es doch keineswegs geftattet, die Wieder: 
herftellung als ein weſentliches Mittel der Verhütung zu betrachten, 
eine gleichgeoronnete Wirkfamkeit zum Mittel und Theil der andern, 
die Schwefter zur Dienerin zu machen. Jener Schluß eines Bürgers 
(daß eine Rechtsſtoͤrung lieber ganz zu unterlafjen fei, weil fie doch am 
Snde keinen Vortheil bringe) ift ein zufälliger und die wieberher- 
ftellende Necht2pflege geht ihren Weg, ob er gemacht wird und ge: 
macht werben kann, oder nicht. Selbſt die Etrafprohungen, welche 
allerdings am häufigsten die Unterlafftimg einer verbotenen Handlung 
bewirken, find nicht ala Mittel der Rechtspolizei zu behandeln; denn 
es wird nicht gedroht, damit unterlaffen werbe, fondern bamit bie 
zum Voraus befannte Strafe vollzogen werben darf. Die vor: 
gängige Ankündigung ift, auch wenn fie nicht abhalten kann, den- 
noch nothwendig. Verminderung ber Vergehen ift eine glückliche, 
aber zufällige, Folge der Strafgerechtigkeit, dieſe aber Fein Mittel 
zu Erreichung des Zweckes der Präventiv-Juſtiz, fondern ein Selbſt- 
zwed ®). — Alle diefe verschiedenen Verhältniffe und Anordnungen 

8) Dieß ift denn ach die Urfache, warum in biefer Schrift bie verfchiebenen 
Gefängniß-Einrichtungen, welde in den legten vierzig Jahren die Auf: 
merkſamkeit jedes denfenden Staatsmannes mit fo vielem Rechte in Anſpruch 
nehmen, feine Erwähnung finden Finnen. Freiheitsſtrafe ift die Vollziehung eines 


Urtbeileg ber wieberberftellenden Rechtspflege; fie ift wegen ibrer eigenen Noth⸗ 
wendigleit und Rechtlichkeit zu vollziehen, nicht weil fie etwa beffern kann. Denn 
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des Staates, welche ven Willen ver Menfchen unrecht zu handeln 
mehr oder weniger abichwächen, find fomit blos gimftige Umftände, 
welche die Erreihung der Aufgabe der Präventiv-Juſtiz erleichtern, 
indem fie die Zahl der Fälle, in welchen dieſe thätig zu fein bat, 
vermindern; allein fie find Feine Beftandtheile derſelben, da fie Sefbft- 
zwecke, und feine Mittel derjelben, da fie ihr gleichgeorbnet find. 
Somit find fie denn auch in ber ſyſtematiſchen Entwidlung berjelben 
zu übergehen und muß biefe auf die ihr weſentlich und unmittelbar 
angehörigen Maaßregeln, d. h. auf die phyſiſch verhindernden, be= 
Ihräntt werben °). 


3) Oberfte Grundſütze iiber die Abwehr drohender Mechtöftörungen. 
$. 3. 


8) Die Regel. 
Die aus dem Weſen des Rechtsſtaates fich ergebenden leitenden 
GSrundfäge über die Verhütung von Rechtsſtoͤrungen find nun aber 
folgenbe: 


hieraus würde folgen, daß ein Verurtheilter, welcher erflärte, daß er fich nicht 
beſſern werbe, ganz frei zu laffen wäre, fobald man nur von der Wahrheit diefer 
feiner Erflärung überzeugt wäre; e8 würde ferner folgen, daß Feine Strafe mehr 
ein beitimmte® Maaß haben Fönnte, ſondern je nad ber Befferungsfähigfeit des 
Einzelnen abzufürzen oder zu verlängern wäre, u. f. w. Allerdings fol der Staat 
die Gelegenheit, auf fittlih und rechtlich verborbene Menfchen güny.,, saugpirken, 
nicht vorübergehen laſſen. Sittengefeß und Klugheit fordern dieß gleichmäßig. 
Allein die Strafe wird deßhalb kein Mittel für bie Präventiv⸗Juſtiz, fondern nur 
eine ber unzähligen Urfachen, warum Rechtsverletzungen nicht begangen werben. 
9) Vgl. die ganz richtigen Bemerkungen von Pohlmann, Syſtem ber 
Staatsthätigkeit, S. 25. — Ein Gleichniß ift allerdings fein Beweis, allein es 
kann immerhin bazu beitragen, einen Gegenftand in das rechte Licht zu ftellen. 
So fei denn darauf aufmerffam gemacht, daß ohne Zweifel eine eigene Kriegs⸗ 
wiſſenſchaft befteht, alfo eine fuftematifche und volftändige Anleitung, wie eine 
‚feindliche Streitmacht abzuhalten und zu befiegen ift. Eben fo unzweifelhaft ift 
aber auch, daß ohne Geld, und zwar viel Geld, ein Krieg nicht geführt werben 
kann, und daß ein reichlicher Vorrath daran bie Bereithaltung der erforberlichen 
VBorräthe, bewegenden Kräfte u. f. w. fehr erleichtert. Dieſes Geld wird in ber 
Hauptjache durch Abgaben oder durch Anlehen beigebracht. Yolgt nun hieraus 
etwa, daß bie ganze Wiffenfchaft vom Staatshaushalte, vielleicht gar die Volks⸗ 
wirtbichaftälehre, als letzte Grundlage ein Theil der Kriegswiſſenſchaft fei und 
Aufnahme in ihr verlange? Ober will man bie ganze Straßen:, Brüden: und 
Eifenbahnbaulehre aufnehmen, weil bie Truppen der Verbindungswege bedürfen? 
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1) Die Präventiv-Yuftiz ift zur Reglung des Verhaltens der 
Untertbanen beftimmt. Ahr find fomit einer Seit alle Per: 
fonen unterworfen, welche bleibend ober vorübergehend unter den 
Geſetzen des Staates ftehen; anderer Seits ift fie nicht zuftändig 
in Betreff von Perſonen und Handlungen, auf welche dad Unter⸗ 
tbanen-Berhältnig Teine Anwendung erleidet. — Aus den „hieraus 
fich ergebenden Folgerungen find namentlich nachftehende hervorzu- 
heben. — Befreiungen von einer ala nothwenbig erkannten allge: 
meinen Maaßregel können wegen Geburt3- und Standesverhältnifies 
nicht bewilligt werben; ihnen fteht ſowohl die Rückſicht auf bie 
Srreihung bed Zweckes, ald der Grundſatz der Gleichheit vor bem 
Geſetze entgegen. Aus letzterer Urfache find denn auch blos formelle 
Gremtionen, alſo Unteroronungen unter beſondere Behörden, nicht 
zuläſſig; wo ſie ala völferrechtliche oder ftaatsrechtliche Privilegien 
beftehen, erjcheinen fie als unmwünfchendwerthe Ueberreſte früherer 
Zuftände. — Einzelne Fremde find während ihres Aufenthaltes in 
bieffeitigem Gebiete den Gefeken unterworfen, als zeitweife Unter: 
thanen. In wie ferne bei Handlungen der fog. freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, welche eine Wirkung augfchlieglich im Auslande haben 
follen, eine Ausnahme ftattfinden Tann, erörtert, freilich nicht un⸗ 
zweifelhaft und unbejtreitbar, das internationale Privatrecht. Im 
Allgemeinen gilt aber auch Hier der Sa, daß bie Örtliche Geſetz⸗ 
gebung maaßgebend ift, namentlich in Betreff der einzuhaltenden 
Formen. (Locus regit actum.) — Rechtöverhältniffe, in welchen 
die Handelnden nicht als Unterthanen auftreten, find der Vor⸗ 
forge der Präventivjuftiz nicht untergeorbnet und müſſen als 
nöthig erfundene Sicherungs-Maaßregeln auf andere Weife beichafft 
werden. Daher kommen denn namentlich Handlungen der Staat: 
gewalt ſelbſt Hier nicht in Betracht, fondern ift eine etwaige Sicher: 
ftellung gegen MWebergriffe berfelben den allgemeinen verfaſſungs⸗ 
mäßigen inrichtungen zum Schutze der Staatsbürger, alfo in 
Staaten mit Volksvertretung dem jtänbifchen Verwilligungs-, Be: 
ihwerbe- und Anflagerecht, zu überlafien. Ebenſo ift bie Verthei- 
digung gegen Rechtsbedrohungen, welche von auswärtigen Regie 
rungen oder Privaten ausgehen, nicht Sache der Präventiv-Fuftiz, 
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jondern der zur Reglung der Verhältniffe zu fremden Staaten be- 
jtellten Behörden und Einrichtungen. 

2) Die Präventiv-Juftiz hat ſich innerhalb des auf folche Weiſe 
gezogenen Kreiſes eine Verhinderung aller und jeder Rechts— 
ſtörungen als Ziel ihrer Beitrebungen zu fegen. Wer der Be: 
brohte und welches die beabfichtigte Verlegung ift, kann nicht in 
Betrachtung fommen, indem jede Verlebung des Nechtzftandes dem 
Zwede des Rechtsſtaates entgegen läuft und, abgejehen won ihren 
materiellen Folgen, einen ibeell bedeutenden Nachtheil herbeiführt. 
Es ift fomit fowohl der Staat im Ganzen als jeder Einzelne zu 
hüten, und zwar Lebterer ohne Anfehen der Perfon, des Standes, 
Gewerbes und Wohnortes ); auch hat nicht nur der bejtänbige 
Staatgenofje, jondern auch der nur vorübergehend im biefjeitigen 
Gebiete fich aufhaltende Fremde Anſpruch auf folche Fürſorge. Leb- 
teres fordert nicht nur die Menfchlichkeit, die Billigkeit, (indem ber 
Fremde während feines Aufenthaltes unferen Gefegen auch Gehorſam 
ſchuldig ift,) endlich die Klugheit zur Abwendung von Retorjionen ; 
jondern namentlich auch die Rückſicht auf den eben angebeuteten 
ideellen Nachtbeil, welchen jede vom Staate gedulbete Rechtsverletzung 
haben müßte. Ebenjo ift, wenn eine Mehrzahl von Bürgern fich 
zu einem erlaubten gemeinfchaftlichen Zwecke vereinigt und die nad) 
ben Geſetzen nothwendigen Bedingungen zur Erwerbung einer mo: 
ralifchen Perfon erfüllt hat, vdiefelbe im ihren Gefammtrechten zu 
hüten. Und nur dann ift der Staat von diefer allgemeinen 
Schutzpflicht befreit, wenn der bebrohte Bürger felbit die Verthei⸗ 
bigung feiner Rechte übernehmen darf und muß ?). 

3) Nur Rechtsſtörungen dürfen zum Gegenftande einer, 
rechtspolizeilichen Thätigfeit gemacht werden. Hieraus folgt denn 
zweierlei. — Erſtens ift Mar, daß nicht gegen jede Uebel, fchon 
als ſolches, die Präventiv-Juftiz angerufen werben kann. Enthält 


1) Raum follte biefe Tetere Bemerkung gemacht werben müffen; allein wie 
oft wird fie in der Wirflichfeit verlegt gegenüber von den Bewohnern bes flachen 
Landes, welchen wohl ®emeinfhaft an ben Laften aber nur unvollfommen an 
bem Schute bed Staates zu Theil wird! 

2) Ueber ben letzteren Punct f. unten, $. 18, das Nähere. 
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baffelbe gar keine NRechtöftörung, jo tft die Hilfe der Polizei ba- 
gegen in Anfpruch zu nehmen. Iſt aber zwar eine Rechtsbeſchrän⸗ 
kung vorhanden, ohne daß jeboch der Handelnde ein Unrecht begienge, 
indem er fih nur feined Rechtes innerhalb feiner eignen Sphäre 
bedient, fo kann gar feine Staatshilfe ftattfinden. In dem letztern 
alle iſt namentlich zu beachten, daß zu den rechtlich erlaubten, 
auch troß eined Nachtheiles Dritter durchzuführenden, Handlungen 
nicht nur diejenigen gehören, welche unmittelbar oder mittelbar auf 
einer ausdruͤcklich geſetzlichen Erlaubniß beruhen ; fondern namentlich 
auch diejenigen, welche das Gefeß zwar nicht erlaubt aber auch nicht 
ausdrücklich verboten hat, wenn fie nur nicht an und für fich ſchon 
eine Rechtswidrigkeit enthalten. — Zweiten? darf bie vorbeugende 
Rechtäpflege Feine Handlungen unterfagen, welche nur dem Han: 
delnden ſelbſt, und weder mittelbar noch unmittelbar Dritten, 
nachtheilig find. Leber nach Körper und Geift zur Selbftbeitimmung 
geſetzlich Befugte ift Herr über feine Nechtsfphäre und Tann über 
den Inhalt derjelben nach feinem Gutdünken verfügen. - Er Tann 
fich ſelbſt wohl Nachtheile, aber Kein Unrecht, zufligen; und ſomit iſt 
auch in diefer Beziehung Feiner Rechtsſtörung vorzubeugen °). 

4) Als erlaubte und nothwendige Vorbeugung ift nicht blos 
bie, freilich vorzug2weife zu wünfchende, gänzliche Verhinderung einer 
Rechtöftörung zu betrachten, fondern auch die Aufbaltung einer 
Thon begonnenen Verletzung und bie dadurch zu bewirkende 
Berbinderung noch weiterer Störung und ihrer Folgen. Für den 
bereit? begangenen Theil des Vergehens ift der Thäter natürlich 
ver Strafgerechtigfeit verfallen; allein die übrigen noch nicht be- 
wirkten Berleßungen find noch nicht vorhanden, und fomit von 
der Präventivs Justiz zu berückſichtigen. Es wäre im böchften Grabe 
wiberfinnig, eine Rechtsſtoͤrung deßhalb vollends ganz vollziehen 
und alle ihre Nachtheile herbeiführen zu laſſen, weil fie bereit? 
begonnen war, als der Staat ben Vorjab bemerkte. Durch die 
thatfächlich nicht verhinderte Begehung einer verbotenen Handlung 
erwirbt man fein Recht auf die Vollführung weiterer Geſetzwidrigkeit. 


3) S. Behr, Syſtem ber angew. allgem. Stantölehre, 3b. II, ©. 22 fg. 


28 


5) Da die Präventiv-Juſtiz zukünftigem Unrechte abhelfen 
ſoll, ſo kann natürlich nicht die Gewißheit des Eintretens der 
zu fürchtenden Handlung zur Bedingung ihres Wirkens gemacht 
werden, ſondern die Wahrſcheinlichkeit. Die Forderung von 
Gewißheit wäre völlig gleichbedeutend mit gänzlicher Aufhebung 
diefes ganzen Zweiges der Staatzthätigfeit: denn fo lange ein Ver⸗ 
gehen noch nicht wirflich begangen ift, bleibt feine Ausführung immer 
noch mehr oder weniger ungewiß, und wäre es nur deßhalb, weil 
fih der bisher unrechtlich Gefinnte noch im Augenblide der That 
und troß aller etwaigen Vorbereitungen zur Unterlaffung entſchließen 
kann. — Allerdings unterfcheivet fich dieje Begründung des Ver: 
fahren? der vorbeugenden Nechtöpflege wefentlich von bem ber wies 
berherftellenden Juſtiz; allein es ift unzuläffig, aus den Grundfäten 
für eine verfchievene Art von Staatsthätigkeit ein verwerfendes 
Urtheil ableiten zu wollen. Daß eine Strafe wegen eine begangenen 
Unrechtes nicht zuerkannt werden darf, als wenn es wenigſtens 
formell gewiß ift, daß nicht nur überhaupt ein Vergehen begangen 
wurde, fondern daB es von einem beftimmten Menjchen verübt 
worden ift, verjteht fich freilich von ſelbſt. Ebenſo ift unzweifelhaft, 
daß ein durch eine rechtöwibrige Forderung geftörtes Rechtsverhältniß 
nur dann wicber hergeftellt werben Tann, wenn bie Wirklichkeit 
einer Störung dem Staate nachgewiefen ift. Allein hieraus folgt 
keineswegs, daß Gewißheit in einem andern Falle, wo Gewißheit 
gar nicht gegeben werben kann, die Bedingung einer an fich noth- 
wendigen Staatsthätigfeit ift; vielmehr wäre ein folched Verlangen 
geradezu widerſinnig. Natürlich ſoll und darf durch die Nothwen⸗ 
digkeit, |chon auf den Grund bloſer Wahrfcheinlichkeit einzufchreiten, 
keineswegs eine die Staatäkräfte unnöthig vergeubende und die 
echte der Bürger ohne Grund beeinträchtigende Willfür eingeführt 
oder gebilligt werben. Allein davon ift auch gar nicht die Rebe; 
vielmehr kann und muß auch die Präventiv-Juſtiz ſich an Grundfäße 
halten, welche fih aus einer Zufammenhaltung ihre Zweckes und 
dem Weſen des Rechtsſtaates ergeben. Diefe aber find folgende: 

Vor Allem muß objective MWahrfcheinlichkeit einer Rechts— 
ftörung vorhanden fein, d. h. die Gründe dafür, daß eine rechts⸗ 
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rerletzende Handlung könne und werde begangen. werben, müffen 
gewichtiger oder bei gleichem Gewichte zahlreicher fein, als diejenigen, 
welhe auf ein Unterbleiben jchliegen laſſen %. Gleichgültig ift 
babei, ob dieſe MWahrjcheinlichleit der Verlegung auf einer beſonders 
geringen Vertheidigungsfähigkeit des Bedrohten beruht ), oder auf 
äinem ungewöhnlich ſtarken Reize zur Verletzung ©) und auf be— 
dentenden, geiftigen oder Törperlichen Mitteln, welche zur Verübung 
des Vergehen? verwendbar find ”). Unmöglich ift eg freilich, für 
Beantwortung der Frage, warın dieſes Eintreten einer Rechtsſtörung 
wahrſcheinlich ſei, beſtimmte Formeln zu geben, welche bei 
jedem einzelnen Falle zum Anhalte dienen könnten, indem eben je 
genauer und richtiger die Kenntniß ber bejondern Verhältniſſe ift, 
deſto jicherer auch ein Schluß auf die Wahrfcheinlichkeit einer ge- 
wiſſen Handlungsweiſe gemacht werden kann. Es bleibt daher aller- 
dings bei der rechtöpolizeilichen Thätigkeit der Umficht und Klugheit 
ber Behörden immer Vieles überlaſſen, und nur fo viel ift Mar, 
dag fie für ein unverfjtändiges und willfürliches Verfahren oder 
Unterlafjen verantwortlich find. So alfo 3. B., wenn fie die Regeln 
der Erfahrung, welche Hinfichtlich der Begehung einer Rechtsſtörung 
eine gewifje Negelmäßigfeit nachweist, in einem zutreffenden Ber- 

4) Lot, Ueber den Begriff ber Polizei, S. 99, ſetzt als Regel feft, daß 
bie (Rechts!) Polizei die „reinvetnünftige Meberzeugung” haben müffe, daß bie 
Beringungen zum Handeln vorhanden feien. Offenbar baffelbe. Vgl. aud 
Behr, Syſtem ber angew. allgem. Staatzlehre, Bd. III, ©. 20. 

5) Wenn fi 3. B. in Folge eines Brandes ober eines Schiffbruches eine 
große Menge wertbvoller Dinge unter freiem Himmel und ganz auß dem Ges: 
mwahrfame ber Eigenthümer befindet, fo befteht offenbar eine objective Wahr: 
ſcheinlichkeit einer Verlegung, auch wenn Fein Verdacht gerade gegen beflimmte 
Inbivibuen vorliegt. Ebenſo bei einem in ben Händen eine Minderjährigen, 
eines Geiſteskranken oder eines Abweſenden befindlichen Vermögen; bei den auf 
einer Mefle ausgelegten Waaren; bei Feld- und Gartenfrüchten u. |. w. 

6) Der Reiz ift übrigens nicht blos nach ber materiellen Größe des durch 
die Verlegung zu erlangenden Vortheiles verfchieden, fonbern auch, bei gleicher 
Groͤße, je nach ber Verfchiedenheit ber Zeit, ber allgemeinen Stimmung, des 
Bildungsgrades und ber wirthfchaftlihen Verhältnijfe eines Volfeg. Nicht immer 
und nicht Nlle reizt dafielbe. 

7) So 3. B. bei einer großen Volksverſammlung; bei einem Auflaufe in 
einer großen Stadt; bei der plöglichen Entlaffung vieler Yabrifarbeiter, Sol: 
baten ober Matroſen; bei einer allgemeinen Bewaffnung u. |. iv. 
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lichkeit eine amtliche Thätigleit rechtfertigen, bejonderd wenn bie 
befürchtete Störung materiell oder ideell bebeutend ift. Anders 
dagegen bei den in einer Rechtäbefchränfung beftehenden Vorbeu—⸗ 
gungsmitteln. Diefe find an und für fich ſchon ein Webel, und 
bürfen daher nur unter ganz beftunmten Vorausjegungen und in 
gewiſſem Maaße angewendet werden. Eine weitere Ausdehnung 
diefer Bedingungen ift ein offenbares Unrecht von Seite der ans 
orbnenden Behörden. Welche aber die Grängen ihrer Befugniffe 
gegenüber von dem Nechte der Bürger find, darüber ſ. den nächften $. 

6) Die gegen bie einzelne Art von Nechtöftörung, und ſelbſt 
gegen bie einzelne Handlung, anzumendenden Mittel haben ſich nach 
der Natur des zu entfernenden Uebels zu richten, und find baher 
weſentlich verſchieden. Es find dabei hauptfächlich folgende Umſtände 
ind Auge zu faflen: 

a) Je größer die W ichtigkeit des bedrohten Rechtes ift, 
deſto angeſtrengter müſſen auch die Bemühungen des Staates zum- 
Schutze deſſelben fein. Natürlich iſt unter Wichtigkeit nicht blos 
der materielle Werth eines mit Zerſtörung bedrohten Gegenſtandes 
zu verſtehen, ſondern überhaupt der Werth, welchen der ungeſtörte 
Beſitz eines beftimmten Rechtszuſtandes im Allgemeinen und für 
ben Betheiligten ingbefondere haben muß. Dieſe beiden Schägungen 
koͤnnen mit einander übereintimmen, aber auch von einander ab: 
weichen; im letztern Falle hat der Staat immer die höhere zu be 
rückſichtigen. | | 

b) Se gewaltfamer und frecher der zu bejorgende An 
griff wäre, deſto beftimmter und mächtiger muß ihn entgegengetreten 
werben, nicht nur weil er einen ſchwachen Staatlichen Widerftand 
befiegen und fomit zu dem urfprünglichen Uebel noch das weitere 
einer Niederlage der ſchützenden Staatsgewalt fügen Fönnte; fonbern 
weil überhaupt ſchon eine offene und entichievene Bekämpfung des 
Gefegeß und ber bürgerlichen Ordnung ein bedentendes Webel tft, 
welches das Bewußtſein von Recht und Gehorfam bei der Menge 
bis in die Grundlage erfchüttert. Die Bedeutung des zu ſchützenden 
Rechtes kommt dabei gar nicht in Betracht; auch in Beziehung auf 
untergeordnete Dinge darf fich bie Staatsgewalt nicht feig wor einer 
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Drohung zurüdziehen ober fi) unmächtig in ber Befämpfung eines 
gewaltthaͤtigen Verſuches auf Nechtöverlegung erweiſen. 

c) Se häufiger eine gewiſſe Klaſſe von Rechtsſtörungen 
vorfällt, deſto rathſamer iſt es, gegen dieſelben bleibende Anſtalten 
zu errichten, vorausgeſetzt daß ihre Bedeutung im Verhältniſſe zu 
den Koſten ſolcher ſtehender Einrichtungen iſt. 

7) Die Präventiv-Yuftiz bat nicht auf Klagen ber zunächſt 
Berrohten zu warten, um gehörigen Falles ihre Echulbigfeit zu 
thun. Es iſt unbebingte Pflicht des Staates Rechtsſicherheit her⸗ 
zuſtellen, und es geſchieht dieſe Ausführung der Rechtsidee keines⸗ 
wegs blos um der unmittelbar Betheiligten willen. Eine Verletzung 
it nämlich nicht blos, wenn ſchon vorzugsweiſe, dieſen Letzteren 
nachtheilig; ſondern ſie kann auch durch die von ihr ausgehende 
allgemeine Beſorgniß die freie Ausbildung der Kräfte in weiteren 
und nicht zu beſtimmenden Kreiſen ſtören und ſelbſt auf Weitent⸗ 
fernte und Späterlebende durch übles Beiſpiel nachtheilig reizend 
einwirken. Wann und wie immer alſo die Behoörden der Präventiv⸗ 
JZuſtiz die Ueberzeugung von der Wahrſcheinlichkeit einer drohenden 
Rechtsverletzung erhalten haben mögen, immer find fie berechtigt 
und verpflichtet zu handeln. Daß ein Gefuh um Schuß, ausge⸗ 


gangen von bem fich zunächft für bedroht Erachtenden, ein nicht zu 


überfehenber Grund zu einer Prüfung und, im Falle einer Richtige 
befindung ber Gefahr, zu einem entjprechenden Handeln iſt, veriteht 
fich freilich von felbft. 


$. 4. 


b) Segränzung derfelben. 


Allgemeine Regeln find auf die vielfach verwickelten menfchlichen 
Berhältniffe jelten in ihrer vollen Augdehnung und ohne Abwand⸗ 
lungen anwendbar. So erleidet denn auch der an die Spibe der 
vorbeugenden Staatöthätigfeit geftellte Sab, daß allen innerhalb 
des Staatsgebietes drohenden Rechtsſtörungen vorgebeugt werben 
müffe, bei feiner Anwendung auf das wirkliche Leben manchfache 
Beichränkungen. Offenbar nämlich Tann die Präventiv-Juſtiz an 


der vollftändigen Erfüllung ihrer Aufgabe, jeder Nechtzftärung im 
v. Nohl, Rechts⸗Polijei. 3. Auflage. 8 
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Staate ganz zuvorzufommen, auf mehrfache Weile verhindert werben. 
Bald nämlich ift es ihre thatſächlich unmöglich einzufchreiten, 
theils weil fie von der drohenden Gefahr nicht zeitig genug in 
Kenntniß gefeßt wurde, theils weil ihr die Äußeren Mittel zur Unter: 
brüdung des auf die Begehung de Unrechted gerichteten übeln 
Willens fehlen. Bald ſtößt fie in der Anwendung der als noths 
wendig erachteten Mittel auf rechtliche Schwierigkeiten, fo nämlich, 
daß fie ohne eine unter den gegebenen Umſtänden unzuläfjfige Be⸗ 
ſchränkung beitehender Nechtöverhältniffe nicht handeln kann. Bald 
endlich Fönnte und dürfte fie zwar an und für ſich wohl abwehrend 
einfchreiten; allein die zum Erfolge nöthigen Mittel wären in eis 
nem Berhältniffe zu dem Zwecke. — Jeder diefer Fälle er: 
fordert eigenthünnliche Beichränfungen bed Grundſatzes. 

1) In Beziehung auf die thatſächliche Verhinderung ift 
ber Staat natürlich entfchuldigt, wenn er nach feinen Kräften fich 
ale Mühe gegeben, namentlich auch den nöthigen Grab von Vor: 
fiht und Klugheit angewendet hat, ohne jeinen Zweck erreichen zu 
koͤnnen. Fälle diefer Art Laffen fich viele denken. So kann 3. 2. 
bie Negierung fein Vorwurf treffen, wenn die im Augenblide ber 
Gefahr verwendbaren Mittel zu ſchwach waren, um einen über- 
mächtig ſich äußernden unrechtlichen Willen zu unterbrüden; boraud: 
gefeßt freilich, dal diefe Aufregung ohne alle Anzeichen plötzlich 
ausbrach, oder daß aud) die zweckmäßigſte Bemühung und Umſicht 
bie erforderlichen Mittel für die Stunde der vorausbemerkten Gefahr 
zu ſammeln nicht im Stande war. Eben fo kann ohne alle Echuld 
der Staatsgewalt in einer Dertlichfeit, welche eine genaue Beob- 
achtung nicht zuläßt, oder unter Verhältniffen, welche dem Etaate 
eine jichere beftändige Einficht nicht geftatten, z. B. im Innern 
ber Familie, ferner wo die That dem Entfchluffe plößlich folgte, 
oder die Abjicht wenigſtens Feine äußerlich bemerkbare Vorbereitung 
erforderte, eine Nechtöverlegung begangen worden fein. Namentlich 
ift nicht aud den Augen zu verlieren, daß ber Staat die Zahl 
feiner Beamten nur auf das gewöhnliche Bedürfniß berechnen darf. 
Wenn aljo vorübergehend ungewöhnlich vicle oder mächtige Stö— 
rungen drohen, jo mag es vielleicht unmöglich fein, denſelben 
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fimmitfich zu begegnen, wenigſtens bis erſt außerordentliche Kräfte 
für den außerorbentlichen Fall aufgeboten werben Eünnen. Hier 
bleibt vor der Hand nur übrig, eine Auswahl zu treffen, welche 
natürlich auf die ſchweren und ſpäter nicht leicht wieder auszuglei- 
enden Berlegungen fallen muß. 

2) In rechtlicher Beziehung ift vor Allen zu bemerfen, 
daß ber einzelne Bürger ſowohl die Befugnig als die Pflicht hat, 
feine Rechte gegen Vergewaltigungen wo möglich ſelbſt zu ſchützen, 
und daß alfe ver Auftrag des Staates erſt mit ber für bie Einzeln: 
Kraft bejtehenden Unmöglichkeit ſolchen Schutzes anfängt ?). | 

Sodann entftcht aber weiter die wichtige Frage, in welchen 
Fallen und. unter welchen Vorausfegungen die der Vollziehung 
rechtspolizeilicher Maaßregeln entgegenftehenden Nechte der Einzelnen 
zu achten find? Nah Willfür kann natürlich Hier nicht verfahren 
werben, ſonſt würde ja die unrechtverhindernde Thätigkeit des Staates 
felbft zum größten Unrechte, und folglich das Mittel fchlimmer als 
bad Uebel *). Eine genauere Unterfuchung ergicht, daß zwei we⸗ 
jentlih verichiedene Fälle vorkommen können. Entweder nämlich 
fol Demjenigen ſelbſt, der einer Rechtsſtörung verdächtig iſt, eine 
Handlung unterfagt werben; ober wird bie Beſchränkung gegen 
einen Dritten verfügt, damit er nicht durch fein Verfahren Anderen 
Beranlaffung und Vorſchub zu einem Vergehen gebe. In beiden 
Fällen bat die Sache natürlich gar feine Schwierigfeit, wenn von 
der Unterfagung einer an und für fi unrechtlichen Hand» 
(ung die Rede ift. Eine folche darf und muß ſchon an ſich ſelbſt 
vom Staate verhindert werden; um fo mehr alfo, wenn fie überdicß 
roch, gleichgültig itt für wen, die Beranlaffung zu weiteren Rechts⸗ 
verlegungen enthielte. Von hier aber trennt fich die rechtliche Natur 
der beiden oben angegebenen Fülle 

Bei Nechtsbeſchränkungen nämlich, welchen der Bürger unter: 
worfen werden fol, damit er nicht ſelbſt zu Nechtöverlekungen Hinz . 
gerifien werde, kann im Allgemeinen ganz unbedenklich von dem 


1) ©. das Nähere unten, $. 18. 
2) Bgl. Zachariä, Vierzig Bücher, Ifte Aufl, Bd. III, ©. 356. 
8 ® 
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Satze ausgegangen werben, daß Jeder bie Zwangspflicht bat, eine 
beftimmte Aeußerung feiner Kräfte zu unterlaffen, welche, wenn 
auch felbft noch nicht unrechtlich, doch ein Vergehen von feiner 
Seite nach fich ziehen würde. Wer fchuldig tft den Zweck zu 
wollen, muß auch die Mittel wollen. Eben jo ift far, daß ein in 
dieſem Falle Befinplicher Feine Entſchaäͤdigung verlangen fan. Einmal 
wird für die Erfüllung einer Nechtzpflicht Feine Entſchädigung ge- 
geben, eben weil fie Pflicht iſt; und zweitend findet ber zu Be- 
Ichränfende für die im Verbote allenfalls liegenden Nachtheile einen 
vollfommenen Erſatz darin, daß er von der Unfittlichkeit und dem 
Unrechte einer Verlegung Dritter abgehalten, ihm überdieß hiedurch 
eine Strafe erfpart wird. Handelt e3 ſich nun aber im bejondern 
einzelnen alle davon, ob eine gewiſſe Handlung wirklich eine 
Rechtsſtörung nach fich ziehen werde, jo ift, nach den im voran: 
gehenden $., ©. 28 fg., gegebenen Erörterungen, unzweifelhaft, daß 
nicht nur in den Fällen, in welchen die rechtswidrige Folge fich mit 
logiſcher oder thatfächliher Nothwendigfeit ergiebt, 
eingefchritten werden fan und muß, fordern ſchon da, wo auch bie 
Wahrſcheinlichkeit einer folchen Folge vorhanden ift. Man 
wird aber hier noch einen Schritt meiter gehen und den Sab auf: 
ftellen müffen, daß, wenn die Wahrjcheinlichfeit von rechtlich er: 
Taubten und von ungefeglichen Folgen einer Handlung auch nur 
völlig gleich ſteht, die Ichtere zu unterbleiben hat, weil es vernunft: 
gemäßer ift, im Zweifel ein Recht zu ſchützen, als vafjelbe zu ver- 
legen und verlegen zu laſſen )). — Ganz aus benfelben Gründen 


3) Entgegengefegter Meinung ift Planta, Die Wiflenfh. vom Staate. 
Ehur, 1852, Bd. II, ©. 172, welcher als allgemeinen Sat aufftellt, daß im 
AZweifelsfalle ein Mißbrauch ber Freiheit ober bie abzuwehrende Gefahr eines 
folgen nicht anzunehmen fei, und daß felbft etwelcher Mißbrauch der Freiheit, 
weil durch die Lebenzfraft eines gefunden Staatsorganismus ſtets wieder heilbar, 
: weniger Schaden bringe, ald ein nicht vollfommen gerechtfertigter Schuß gegen 
befürchtete Mißbräuche bderfelben. — Hier findet nun doch wohl eine Begriff: 
verwechslung ftatt. Daß ein politifches Freiheitsrecht ungefchmälert eingeräumt 
werben kann, wenn ed zweifelhaft ift, ob die Stantögewalt im Allgemeinen zu 
ihrer vollen Stärke einer Beſchränkung deſſelben bebarf, mag etwa zugegeben 
werden. Ein Anderes ift es aber, wenn es ſich davon handelt, ob die Rechts⸗ 
ordnung volftändig aufrecht erhalten werben kann, ober nicht. Eine möglihf 
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folgt denn.aber auf der andern Seite, daß eine an fich gefehliche 
Handlung, welche nur unwahrfcheinlich den Begehenven zu 
einer Rechtäftörung bringt, demfelben nicht unterfagt werben Tann. 
Hier wäre ber Nachtheil der Verhütung offenbar.größer, als ber 
von dem Uebel jelbjt zu bejorgende, ſomit bie ganze Vorkehrung 
widerfinnig und unrechtlich. Nur in Einem Falle Tann vielleicht 
von dieſer Negel abgegangen werben. Wenn nämlich die mögliche 
Rechtöverlegung von großer materieller Bedeutung, daß zu berem 
Berhinderung aber zu bejchränfende Recht von geringem Werthe 
it, fo ſtehen . allerdings fachlich die möglichen übeln Folgen der 
Geflattung in feinem Verbältniffe zu den geringen Nachtheilen ber 
Beichränkung und es kommt hauptſächlich nur der ideelle Nachteil 
eines nicht unbedingt nothwendigen Eingriffe von Ceiten des 
Staates in ein Recht zur Erwägung. Hier ift nun die Ent 
ſcheidung zwifchen Sicherftellung gegen .einen Einzelnen oder gegen 
den Staat fehr zweifelhaft, und faft mehr aus fubjectivem Ger 
fühle als aus Maren Iogifchen „Gründen zu treffen. Für bie 
Beanſpruchung der Beichränkung jpricht wohl am meilten, daß man 
boch wohl Reue empfände, wenn bie Verleßung wirklich erfolgen 
würde und man ſich aus übergroßem Rechtsbedenken hätte von ber 
Verhinderung abhalten laſſen. 

Ganz anders ftellt fi}, und zwar nicht nur Katfäcfih, fon: 
dern auch rechtlich, die Frage, wenn einem Bürger eine an und 
für fich erlaubte Handlungsweife aus dem Grunde unterjagt werben 
will, weil fie Dritten zu einer Rechtsverletzung Urſache geben 
könnte. Hier ſoll alſo nicht Derjenige eine Beſchränkung erleiden, 
welcher wahrſcheinlich ein Unrecht begehen würde, ſondern Einer, 
auf welchem nicht einmal ein Verdacht ruht. Ueberieß tritt für 
Letztern die Außgleihung nicht ein, welche der wegen eigener Be— 
drohung des Rechts Beichränkte in der Erfparung einer unfittlichen 
ungeflörte Bewahrung berfelben iſt von fo großem Werthe, weil fie bie Grund: 
bedingung aller Vortheile des Staatslebens ift, daß bier nichts bem Zufalle und 
dem Zweifel überlafien werden fan. Und wie ein gefunder Staatsorganismus 


ein verletztes Recht ſchon von felbft wieder fol heilen und ausgleichen können, 
M auch nicht einzufehen; am wenigften, wenn es fi) von verlegten Privat: 


reiten handelt. 
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Handlung und der wenigften® wahrjcheinlichen Strafe und ver 
fonftigen üblen Folgen des Vergehen finden muß. Es hat alfo 
ein völlig Unjchuldiger den Nachtheil, und nur er hat ihn zu tragen. 
Dieß Scheint nun nicht nur unbillig, fondern fogar völlig ungerccht. 
Allein dennoch ift einmal zu bedenken, daß eine Nechtäbefchränkung 
ber genannten Art nicht jelten daß einzige ober doch das allein 
fichere Mittel iſt, einer drohenden Rechtsverletzung vorzubeugen, 
und daß aljo der wichtige Staatszweck der Nechtöficherung ohne 
eine jolche Beſchränkung nicht erreicht werden kann. Zweitens fteht 
der Grundſatz feit, daß der Bürger auch einen Theil feiner Nechte 
bem Staate zum Opfer zu bringen hat, wenn ein überwiegender 
Vortheil einen folhen Eingriff verlangt, und daß er nur fordern 
barf verfchont zu werden, wenn ber in Frage ftehende Staatszweck 
auch auf andere genüigende Weife erlangt werben faun, ober bie 
Wichtigkeit feines aufzuopfernden Rechtes bedeutender wäre, als der 
dagegen zu erlangende Vortheil %), Endlich verſteht fi von ſelbſt, 
baß er jeden alles Schabenserfag verlangen kann, wenn er einen 
Vermögensnachtheil zum allgemeinen Beten erleiden ſollte. Dem: 
nach ift eine Rechtsbeſchränkung blog zur Abhaltung Dritter nicht 
unbedingt unerlaubt. Allein eben jo unzweifelhaft ift, daß fie mit 
möglichfter Eparfamkeit angeordnet werden muß, und daß ihre 
Nechtmäßigfeit durch eine Neihe von Vorausſetzungen bedingt ift. 
— Demgemäß muß 

a) die Augübung des zu befchränfenden Nechtes mit großer 
Wahricheinlichkeit eine Rechtsſtörung durch Dritte zur Folge haben. 

b) Die Verhinderung diefer Rechtsſtörung muß fi) auf eine 
andere Weife entweder gar nicht oder nur mit Unficherheit bewerf: 
ftelligen laffen. Größere Koſten oder erhöhte Mühe für die Beamten 
jind fein genügender Grund; die ungejtörte Belafjung de Rechts⸗ 
ftandez ift jeden Falles wichtiger. 

c) Die zu befürdhtende Rechtsſtörung muß von folder Bes 
beutung fein, daß fie den Werth des wegen ihr zu bejchränfenden 
Rechtes entſchieden überfteigt 5). 

4) Bl. meine Foligei:Wiffenfchaft, Ste Aufl, 8b. I, ©. 39 fg. 

5) Ueber bie Art der Schätzung eines Rechtes ſ. fogleih unten, S. 42 fe. 
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d) &3 iſt Entfchäbigung zu leiften für ben pekuniären Verluft, 
und zwar von ber Staatöfaffe, wenn fein Rechtsgrund vorhanden 
ift, die Koften des Abwendungs-Verfahrens beftimmten Echuldigen - 
aufzulegen. Wollte gegen Letzteres eingewendet werben, daß bie 
Steuerpflichtigen ohne alle Verſchuldung von ihrer Seite hierbei zu 
büßen Hätten, jo wäre zu entgeguen, daß dieß bei allen Unkoſten 
ber Sicherheitsmaaßregeln des Staates nothwendig der Fall tft, 
und daß überhaupt wer den Zweck will, auch bie Mittel ge- 
währen muß. 

Sollte fih der Berechtigte weigern, fein Necht aufzugeben, fo 
würde die Entſcheidung von den höheren Rechtöpolizei-Stellen zu 
erfolgen haben; nur wo Gefahr auf dem Verzuge haftete, müßte 
ber zunächſt anordnende Beamte dag Recht und die Verpflichtung 
haben, die alsbaldige Vollziehung auf feine Verantwortung zu nch- 
men. Daß die Gerichte nur in einem etwaigen Streite über bie 
Größe der Entſchädigungsſumme zwiſchen dem Fiscus und dem 
Privaten zu enticheiden hätten, nie aber in der Sache felbft, ergiebt 
fih daraus, daß fie fein Verfügungsrecht in Sachen ber vorbeu- 
genben Nechtöpflege haben 9). 

3) Was endlih die Unverhältnißmäßigkeit der 
Mittel betrifft, fo fann im Allgemeinen ver Sag keinem Zweifel 
unterliegen, daß es unvernünftig ift, einen Zweck mit einem feinen 


6) Bei der großen Willkürlichkeit und Gewaltthätigfeit, mit welcher (jo 
wie in ber Polizei fo auch bei der Präventiv-Juſtiz) nur allzu häufig in ber 
Birflichkeit verfahren wird, und weit mehr noch früher verfahren wurde, ift es 
allerdings nicht zu verwundern, daß gegen bie ben Uebeln vorbeugende Staats-⸗ 
thätigfeit fich nicht nur bei Einzelnen, fondern felbft bei ganzen Völkern, welche 
auf Freiheit viel halten, eine große Furcht und Abneigung gebildet bat und 
daB fie lieber bebeutende Nachtheile ertragen wollen, als biefelbe bei fich ein- 
geführt ſehen. So namentlih die Engländer und Amerikaner. Keine Be: 
weiſes wird es aber bedürfen, daß lediglich der Mißbrauch, nicht aber bie 
Sache felbft, zu einer ſolchen Anficht berechtigt. Denn wenn die Präventiv-Juſtiz, 
um nur biefe hier zu berüdfichtigen, fich ſtrenge an bie ihr gefeßten Regeln hält 
mb nit, um bie einen Rechte zu ſchützen, andere und wichtigere verfünmert; 
und wenn fie nicht aus Bequemlichkeit zu einer Nechtsfränfung greift, fo lange 
noch andere fihere Mittel vorliegen: jo muß fie denn doch offenkar als die erfte 
und wichtigfte Wohlthat des Stantsverbandes, nicht aber als ein Unglüd, bez 
trachtet werben. 
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Werth übertreffenden Aufwande von Mitteln zu erflreben. Und 
es ift auch nicht abzufehen, warum dieſe allgemeine Forderung ber 
Vernunft in Beziehung auf bie Verhinderung von Rechtsſtörungen 
feine Anmwenbung finden ſollte. ine Unverhälmigmäßigfeit ver 
rechtspolizeilichen Mittel ift num aber in objectiver und in fub- 
jectiver Beziehung möglih. Jenes ift der Fall, wenn das Vebel 
überhaupt fleiner ift, al3 dag dagegen anzuwendende Mittel; diefeg, 
wenn im einzelnen Falle von mehreren gleich möglichen und wirk⸗ 
ſamen Mitteln gegen den Verdächtigen dad empfindlicher befchrän- 
kende angewendet wird. 

In erfterer Beziehung ift vor Allem nöthig, daß ver richtige 
Begriff von Werth und von Mitteln feftgeftellt werde. — Es wäre 
hierbei “offenbar unrichtig, den Werth eines Rechtsſchutzes lediglich 
in dem Geldwerthe zu juchen, welchen bad durch Staatsanftrengung 
vor’ Verlegung geſchützte Recht für den Eigenthümer hat. Theils 
ift überhaupt manches Necht gar nicht zu Gelb anzujchlagen. Theils 
aber muß auch bei folchen Rechten, welche eine wirthichaftliche 
Schätzung zulaſſen, außer der Beeinträchtigung des zunächſt bethei⸗ 
ligten Privaten auch. noch der ideelle Schaden ins Auge gefaßt 
werben, welcher bem Staate und der Gefittung durch bad Beifpiel 
einer Nechtsftörung zugefügt wird. Diefer Schaden ift mit dem 
fachlichen Werthe des zerjtörten Rechtstheiles in Feiner nothwendigen 
Verbindung, auch keineswegs bei derjelben gegenftändlichen Störung 
immer und überall derſelbe; fondern er hängt hauptjächlich von ber 
größern oder geringern Deffentlichfeit, von den Grabe bed zur 
Schau getragenen unrechtlichen Willend, von der Häufigkeit be 
übeln Beiſpieles, endlich von der volfZeigenthümlichen oder augen- 
blicklichen Stimmung der Menge ab. Die Schätung diefes öffent: 
lihen Schadens ift freilich ſchwieriger als die eines Vermögens— 
Verluſtes, und es können auch Feine beitimmten Formeln für bie 
Berechnung gegeben werben; doch mag ein genauer Beobachter ber 
Volksſitten und der Verhältniffe ihn allerdingd mit Genauigkeit und 
Nichtigkeit bezeichnen. — Auh unter Mitteln verjteht man na⸗ 
türlich nicht blos Geld. Die Aufwendung von jeder andern Art 
von Staatskraft, namentlich aber die Bedeutung einer ben einzelnen 
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Bürgern aud den Maaßregeln der Präventiv-Juſtiz zugehenben 
Beſchraäͤnkung ift bei der Berechnung der zur Durchführung eines 
beitimmten Schutes nöthigen Mittel wohl in Anfchlag zu bringen. 
Auch darf dabei, fobald es ſich won einer Beichränfung eines Pri⸗ 
vatrechtes al3 von dem anzumwendenben Mittel handelt, nicht übere 
ichen werben, daß bie möglichfte Seltenheit eines ftaatfichen Ein- 
griffes in das Privatrecht deßhalb von hohem Werthe tft, weil nur 
hierbei fich das allgemeine Vertrauen in die Feitigfeit des Rechts⸗ 
zuftandes befeftigen kann, dieſes Vertrauen aber wieder eine noth- 
wendige Grundlage bed geijtigen und wirthfchaftlichen Gedeihens 
der Völker ift. — Wenn fih nun aber unter gehöriger gegenfeitiger 
Erwägung des Werthes eines bejtimmten Rechtsſchutzes und der 
dafür aufzuwendenden Mittel ein Ueberfchuß auf Seiten der letz⸗ 
teren unzweifelhaft ergiebt: fo ift e8 dem Staate nicht nur erlaubt 
fondern jogar Pflicht, daß er die Maaßregel unterlaffe. In welchen 
Fallen dieſes eintritt, fann natürlich nicht im Allgemeinen angegeben 
werden. Doc, dürfte jeden Falles die Vermuthung für die Unter: 
laſſung ftreiten, wenn eine Rechtsverletzung nur felten vorkommt; 
wenn fie nicht von großer fachlicher, rechtlicher oder fittlicher Be⸗ 
deutung ift; emblich wenn die zu ihrer Verhütung zu treffenven 
Anftalten weitläufig, befchwerlich und Loftfpielig wären. Schwierig 
wird nur dann die Enticheidung, wenn von den eben angeführten 
Verhältniffen einige vorhanden find, bei anderen dagegen vielleicht 
gerade das Gegentheil eintritt. Natürlich kommt übrigens bei dieſer 
Abwägung viel darauf an, ob nicht ein und daſſelbe Mittel meh- 
even Rechtsſtörungen zu gleicher Zeit entgegenzuwirfen geeignet 
ft. Sollte nämlich hier auch jede einzelne Rechtsſtörung von ge 
ringerer Bedeutung fein ald das Mittel, fo koͤnnen fie zufammen 
doch überwiegen; und ed wäre fomit bie Anwendung völlig ge- 
vxrechtfertigt, vorausgeſetzt daß jene Nechtöftörungen wirklich alle zu 
gleicher Zeit zu befürchten find. 

Was zweitend die ſubjective Unverhältnigmäßigfeit ver 
vorbeugenden Mittel betrifft, fo leuchtet ein, daß es unerlaubt 
ft, zum Behufe der Verhinberung eined Vergehen? ein tief 
in Privatrechte einſchneidendes Mittel zu wählen, fo lange noch 
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ein anderes eben fo oder doch hinreichend wirkfames vorhanden 
ift, welches nur eine geringere Beſchränkung zur Folge Hätte Die 
Beantwortung der Frage freilich, ob das gelindere Mittel auch ge- 
nügend wirkſam ſei, jteht nicht den betheiligten Privaten, fondern - 
den mit dem Rechtsſchutze beauftragten und für feine Herftellung 
verantwortlichen Behörden zu. Einen unbedingt gültigen Maaßſtab 
ber Bemeffung aufzuftellen ift unmöglich, weil nicht nur die befon- 
bern Verhältiffe die Vorderſätze zu dem Schluffe abzugeben haben, 
jondern auch fonftige zufällige Umstände in Anfchlag zu bringen 
fein können. Namentlich wird die Perfönlichkeit eines zu Beſchran⸗ 
fenden von dem größten Einfluffe auf die Wahl der gegen ihn zu 
ergreifenden Mittel fein, fo daß bei jonjt ganz gleichen Verhältniſſen 
gegen einen troßigen, fchlauen, mit Fräftigen Mitteln ausgerüfteten 
und zu deren ungefehlichen Gebraudy vorauzfichtlich bereiten Men: 
hen andere Vorkehrungen zu treffen find, al3 gegen einen Dann 
entgegengeſetzter Eigenfchaften. Gleiche Behandlung wäre in dieſem 
Falle entweder eine ſchwächliche Gedankenloſigkeit oder eine Unge⸗ 
rechtigkeit. 


| §. 5. 
4) Berhältniß der vorbengenden Nechtöpflege zu ben verwandten Theilen 
der Staatsthätigkeit. 


Werben die biöher erörterten Begriffsbeftimmungen als richtig 
angenommen, fo ift die fo oft und jo verkehrt beiprochene Trage, 
in welchen Verhaͤltniſſen die vorbeugende Nechtöpflege zu den übrigen 
verwandten Aeußerungen der Staatzthätigfeit ftehe, und namentlich 
wie die Gränzen zwifchen ihnen zu ziehen feien, mit wenigen Worten 
zu löſen. 

Der Natur der Sache nach kann bei der Präventiv-Juftiz von 
einem nähern Verhältniffe und von einem Zweifel über die gegen- 
feitigen Gränzen nur bie Rebe fein gegenüber von ber wieberher- 
jtellenden Rechtöpflege auf der einen und von der Polizei auf ber 
andern Seite. Die übrigen Zweige der Verwaltung, alfo die Finanzen, 
die auswärtigen Angelegenheiten und das Kriegsweſen, find ſowohl 
naach Zwed und Gegenstand, ald nach dem Perſonale und ber äußern 

Erſcheinung viel zu verjchiedenartig, als daß hier irgend ein Zuſammen⸗ 
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hang ober ein Zweifel ſtattfinden koͤnnte ). Mit den erſtgenannten 
dagegen findet die große Aehnlichkeit ſtatt, daß fie alle drei die Auf- 
gabe haben, den Bürger von Uebeln zu befreien. Ihr Unterfchieb 
muß fich alſo aus der materiellen Verſchiedenheit diefer Webel, ober, 
wenn Feine folche vorhanden fein jollte, aus ber Verjchiebenheit der 
von ihnen angewendeten Urt der Befreiung ergeben. ft der Unter⸗ 
ſchied aber einmal richtig beftimmt, fo giebt fich die Gränzlinie ber 
Zhätigleit von felbft. 

Die materielle Verſchiedenheit der Uebel iſt ea nım, 
welche die Präventiv-Yuftiz von der Polizei unterjcheidet. 

Während nämlich der Polizei die Entfernung derjenigen Hemm- 
niffe obliegt, welche dem In tereſſe der Bürger aus ber Ueber: 
macht äußerer Berhältniffe drohen ?), Hat fich die vor- 


. 1» Eine eben fo unklare ald unpraktiſche Unterfcheibung awifchen (Rechts⸗) 
Bolizi und ausführender Gewalt fucht Lot, Ueber ben Begriff der Polizei, 
&. 71 fa., aufzuftellen, unter ber Teßtern die Anwendung von Zwangsmitteln 
verſtebend. Unmöglich kann nun aber, mit der einzigen Ausnahme einer 
etwaigen Berjchiedenheit in der Gompetenz ber Behörden, irgenb ein Uns 
teribied fein zwiſchen dem Rechte etwas anzuordnen und bem Rechte bie 
Anordnung zu vollziehen. Wer das erftere bat, hat auch dag letztere mittelbar 
eder unmittelbar. In was befteht denn fchließlich der Zweck der Polizei, wie 
überbaupt ber jedes andern Zweige ber Staatsverwaltung, ald eben in ber 
Vollziehung ? Ob bie hierzu nötbigen Mittel Zwangsmittel find ober nicht, ifl 
weientlich gleichgültig. — Noch weit ſchlimmer ift es freilih, wenn Stein in 
feiner Verwaltungslehre, Bb. I, ©. 43 fg. die Anwendung ber Geſetze auf ben 
einzelnen Fall in ſämmtlichen Richtungen und Abtheilungen als polizeiliche 
Gewalt bezeichnet und namentlich bemerkt, daß dieß auch bei der Juſtiz Anwen: 
bung finde. Welchen Zwed und Nupen kann es zunächſt fchon haben, bie 
Hufsthätigfeit des Staates mit bem nichtsfagenden und überdieß unlogifchen, 
weil in verfchiedener Ausdehnung und Anwendung, 3. B. auf daß Heer, ge 
brauchten, Ausdrude „vollziehende Gewalt" zu benennen, dadurch aber die 
Sprach⸗ und mit ihr die Begriffs: Verwirrung immer mehr zu fleigern? Aber 
wie ift es vollends möglich, im ganzen Umfange des Staatsorganismus die 
unmittelbare Unterordnung bed Bürgers unter das Gefeb in einem bejtimmten 
Falle als eine Handlung der „Polizei-Gewalt“ zu bezeichnen? Ein Richterſpruch 
ſel eine polizeiliche Handlung fein! Eine Steuererhebung, die Zahlung eines 
Etaatsſchuldenzinſes ebenfo! Schade um folche geradezu unbegreifliche Flecken 
im einem manchfach verbienftlihen Werke. 

2) S. ben Beweiß hierfür in meiner Polizeis:Wiffenfchaft, Ste Aufl., 
%.1L6©. 6 fg. 
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beugenbe Rechtspflege Iebiglich mit ber Verhinderung von Rechts— 
ftörungen zu beichäftigen, welche au dem unrechtlichen 
Willen anderer Menfchen zu entipringen drohen. Wenn alſo ein 
den Bürger beengenber und ihm nachtheifiger Zuſtand nicht won 
ber Art ift, daß er gegenüber von der Urfache defielben ein Recht 
auf defjen Aufhören bat, jondern wenn er nur feines Vortheil 
wegen wünfchen muß, baß derſelbe nicht vorhanden wäre: fo hat 
er von der Polizei, nicht aber von ber NRechtöpflege Hilfe zu erwar⸗ 
ten. Und ba namentlich von einem Nechte auf das Aufhören gegen- 
über von Naturerfcheinungen und deren Folgen feine Rebe fein kann, 
fo fallt die Entfernung derjelben der Polizei immer anheim. Doc 
fchließt fich deren Geſchäftskreis keineswegs bamit ab, und fie Kat 
auch theilweife gegen menfchliche Handlungen zu verfahren. Wenn 
diefe nämlich, ohne unvechtlich zu fein, die Intereſſen der Bürger 
verletzen, fo kann die Rechtöpflege fie nicht verhindern; und es frägt 
fih dann nur, ob einer ber Fälle vorliegt, in welchen echte der 
Einen dem Vortheile der Adern von der Polizei zum Opfer ge 
bracht werben bürfen 2) ? 

Wenn dagegen ein Schaden, fei es für die ganze bürgerliche 
Geſellſchaft, ſei es für Einzelne aus der Weberfchreitung einer 
Rechtsſphäre entfteht, Tann und muß die Nechtöpflege helfen, 
und fomit, wenn der Schaden erft noch in der Zukunft droht, bie 
vorbeugende Rechtäpflege. 

Die Frage alfo, ob in einem beftimmten Falle die Polizei ober. 
die Präventiv-Juftiz einjchreiten dürfe und müffe, löst fich in bie 
einfache andere Frage auf, ob die Urfache, welche die Störung an- 
droht, die rechtöwibrige Handlung eines Menfchen ift, oder nicht? 
Von einer Schwierigkeit Tann nur da die Rede fein, wo zu einer 
und derſelben materiellen Störung Unrecht und nachtheiliger Ge: 
brauch eines Nechted beitragen. Häufig wird nämlich In folchem 
Falle eine Scheidung des Nachtheiled in diefe zwei Beftanbtheile und 
die Meberlaffung jedes derjelben an bie betreffende vorjorgende Staats⸗ 
thätigkeit ganz unguläffig fein, weil fie nicht nur eine doppelte An- 


3) In welchen Fällen eine folche Rechtsbeſchränkung flattfinden bürfe, f. in 
der eben angeführten Polizei-Wiſſenſchaft, Bd. I, ©. 39 fg. 
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xenbung der Staatsgewalt vweranlaffen würde, wo ſchon eine ein- 
jache zur Abhilfe hinreichend wäre, ſondern weil leicht die beiberfeitigen 


Maaßregeln einander ftören wo nicht aufheben könnten. Hier bleibt 


denn nicht wohl etwas Anderes übrig, als daß diejenige ber beiden 
Etaatäthätigleiten dad Ganze auf fich nimmt, in deren Geichäftz- 
kreis die vorherrſchende Urfache einjchlägt *). 

Zwifchen der vorbeugenden und der wieberherftellen- 
ben Rechtspflege begründet allerdings Teine innere Verſchieden⸗ 
beit der zu entfernenben Uebel die Gränzlinie, indem beide die Ent- 
ſernung von Rechtsſtörungen zum Gegenftande haben und beide fich 
gegenfeitig ergänzen. Hier koͤnnte allerdings leichter eine Verwirrung 
der Begriffe und der Gränzen eintreten, wenn nicht übrig bliebe, 
bad zweite der oben amgebeuteten Momente ind Auge zu faffen, 
nämlich die Verfchievenheit der von beiden angemwenbeten Arten ber 
Befreiung. Hier fällt denn ind Auge, daß die von beiden beab- 
fihtigten Hilfen darin von einander abweichen, daß die Präventiv- 
Juſtiz fi) bemüht, den erft in der Zukunft drohenden Verletzungen 
rorzubengen, während bie wiederherftellende Rechtspflege die Wieder⸗ 
auögleicgung ber bereit? geftörten Verhältniffe zum Gegenſtande hat. 
Somit find beide zwar Zweige Eines Stammes, allein von einem 
beftimmten Puncte an völlig getrennt, nämlich von den Augen- 
blide der vollbrachten Handlung an. Sobald die Mög- 
fichkeit eintritt, daß die wiederherftellende Juſtiz thätig fein kann, 
hat die Rolle der vorbeugenden aufgehört, und umgekehrt bemüht 
fich diefe Tettere ihre Nachfolgerin ganz überflüffig zu machen °). 

4) Noch einige Weitere über den Unterfchieb zwifchen Rechtspflege und 
Polizei a. a. D., ©. 63 fg. 

5).C3 wäre ſomit eigentlich richtiger zu fagen, die (Rechts-) Polizei arbeite 
der Criminal-Juſtiz aus ben Händen, als mit Lotz, Neues Archiv des Cri⸗ 
ninal⸗Rechts, Bb. IV, ©. 476, fie arbeite diefer in bie Hände. — Ueber ben 
Anterſchied zwiſchen Präventiv-Juftiz und wieberberftellender Rechtspflege vergleiche 
man die im Wefentlichen fehr richtigen Bemerfungen von Behr, Syſtem ber 
angewandten allgem. Stantslehre, Bd. III, ©. 238 fg.; Roßhirt, Weber den 
Begriff der Staatspolizei, ©. 129 fg.; Pöhlmann, Syſtem der Staatsthä⸗ 
tigkeit, &. 28 fg.: namentlich aber Lot, Verhältniß der Polizei zur Eriminal- 
mafiz, im Neuen Archive des Criminalrechts, Bd. IV, ©. 485 fg., und Bb. V, 
6. 184 fg. Sobann, freilich mit Vorfiht, Berg, Deutfches Polizeireht Bd. I, 
6.131 fg.; Harl, Vollſt. Handbuch der Polizeiwifſenſchaft, ©. 137 fg. 
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Jede andere Staatögewalt hat, wenn ein Gegenftand ihres Berufes 
ſich darbietet, denfelben yon Anfang an zu bearbeiten und die Mittel 
zu ihrer fchließlichen Entſcheidung herbeizubringen; eg iſt nicht ein- 
zufehen, warum bie Mechtöpflege hiervon ausgenommen wäre, 
und zwar um fo weniger, als bdiejelbe doch, ſobald fie einmal 
die Unterfuchung eröffnet hat, alle zur Entdeckung der Wahrheit 
nöthigen Schritte felbft thut. Es ift ſomit eine ſonderbare Folge: 
wibrigfeit, ihr nicht auch die Auffinbung der erſten Anknüpfungs⸗ 
puncte zu übertragen. Für die Präventiv-Juſtiz insbeſondere fpricht 
‚hier nichts, als der Beſitz bereiterer und zahlveicherer Mittel. Will 
man alfo nicht, was wohl das Zweckmaͤßigſte wäre, der Strafrecht3- 
pflege dieſelben wirkſamen Mittel einräumen, allenfalls eigene Beamte 
ihr dazu beiordnen ®), fo möchte eine von dem betreffenden Gerichte 
in jedem einzelnen alle ausgehende Bitte um Beiltand zwar al? 
unſyſtematiſch aber als verftändig zuzulaſſen fein. Die allgemeine 
Uebertragung für alle Fälle dagegen ift, vom theoretifchen Stand⸗ 
puncte aus, ungeredhtfertigt, unzuläfjig und verwirrend. 

Nicht minder unflar und verfehrt ift es auf der andern Geite, 
bie ganze ftrafende Gerechtigkeit in- der Präventiv-Zuftiz aufgehen zu 
laſſen. So zahlreih und berühmt die Namen der Anhänger biefer 
Meinung find ®), jo ift doch fo viel wohl allerſeits igt anerkannt, 
daß bie Zufügung einer Strafe wegen einer begangenen Rechts— 
ftörung zunächſt und wejentlich die Wieberausgleichung des geftörten 
Rechtsſtandes, namentlich auch bie Wiedergutmachung des durch ein 
gelungene® Verbrechen zugefügten idealen Schaden? beabfichtigt. 
Dieß aber ift nicht Vorbeugung, ſondern MWieberherjtellung. Und 
wenn bie mittelbare und zufällige Folge der Strafe Abhaltung 








8) Wie dieſes z. B. die franzöfifche Geſetzgebung durch bie Bildung ber 
. police judiciaire im Gegenfage gegen bie police administrative thut. 2ektere 
fol (Code p&nal, Art. 19) »tendre principalement à prevenir les delits,« 
it alfo die Präventiv:Juftiz; erftere dagegen (a. a. D., Art. 20) »recherche 
les delits, que la police administrative n’a pas pu empöcher de commettre.« 

9) Es find, um nur die bebeutenbften zu nennen, hierher zu rechnen: 
Grolman, Grundſätze der Criminal⸗Rechtswiſſenſchaft, S. 105 (der Ifen 
Aufl); Klein, Grundfäge des peinlichen Rechtes, ©. 37 fg.; Stübel, Das 
Griminalverfahren, Bd. T, S. 15 fg. 
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des Geftraften oder Anderer von neuen Verletzungen ift, fo verliert 


dadurch jene Rechtshandlung ihren hauptfächlichen und wefentlichen 
Character nicht. 


6. 6. 
5) Eintheilung ber vorbeugenden Rechtspflege. 

Leicht ergicht ſich aus den bisherigen Erörterungen die formale 
Einteilung der Wiſſenſchaft von der Verhinderung der Nechts- 
ſiörungen durch den Staat. 

Bor Allem iſt natürlich die Lehre von den materiellen 
Anſtalten zu Erreichung dieſes Zweckes zu trennen von ber Dar: 
ftellung der Regeln de8 Verfahrens bei deren Anwendung. 

In jener Beziehung ift die Aufgabe aber wieder eine boppelte. 
Entweber nämlich handelt es fich davon, die Nechte der gefamm- 
ten bürgerlichen Gefellfhaft gegen Vergewaltigungen zu 
behüten; oder aber von der Vorbeugung gegen die dem einzelnen 
Bürger drohenden Rechtsſtörungen. Nicht nur find die beider- 
jeitigen Rechte fachlich in vielfacher Beziehung verſchieden, oft nicht 
anmal eine Analogie in der andern Rechtsſphäre findend; ſondern 
3 müjlen oft auch verjchiedene Mittel zu deren Schuß angewendet 
werben. Nothwendig zerfällt alfo bie Xehre von ber Anwendung 
ber Schutzmittel in bie zwei Abtheilungen des Schutzes der Nechte 
des Etaated und des Schutzes der Einzeln-Rechte 2). In beiden 


1) Wenn Rotted, Bernunftreht, Bd. III, S. 309 zwifchen die Rechte 
deß Staates und die der Einzelnen noch die Rechte der im Staate befindlichen 
&fammtperfönlichkeiten einfchiebt, nämlich ber Körperfchaften, Gemeinden und 
Jamilien: fo ift dieß zwar logifch zu vertheibigen, allein von Feiner Bedeutung 
für die Lehre von der Präventiv-Juſtiz. Entweder find nämlich die Rechte diefer 
meralifchen Perſonen öffentlich⸗rechtlicher Art, dann fallen die zu ihrem Schutze 
a ergreifenden Maaßregeln mit den zu Gunften des Staates zu ergreifenden 
akımmen; ober aber fie gehören in dad Gebiet des Privatrechtes und find dort 
ubandeln. Die eigene Ausführung Rotteck's beweist dieß am beften, indem 
e nur eigentliche Rechtsfätze oder politifche Bemerkungen in Beziehung auf biefe 
&fammtperfönlichfeiten beibringt, nirgends aber eigenthümliche Lehren der Prä⸗ 
kmtiv-Juftiz. — Ebenſo kann es feinen Unterſchied für die oben aufgeftellte 
Emtbeilung machen, wenn ſich — wie fie es wohl zu verdienen ſcheint — bie 
vn Stein neuefter Zeit in feiner Verwaltungslehre durchgeführte Dreitheilung 
Kö Organismus ber öffentlichen Angelegenheiten in Staatsverwaltung, Selbit: 

>. Rohl, Reis Belizei. 3. Auflage, 4 
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Übtheilungen aber find wicber die allgemeinen Anftalten von 
ben nur einzelne beftimmte Rechte betreffenden verfchieden. 
Erſtere jollen, ohne gerade eine gewifle einzelne Verletzung im Auge 
zu haben, ven bejtehenden öffentlichen oder privaten Rechtsſtand 
aufrecht erhalten; die Teßteren aber umfafjen biejenigen Einrich— 
tungen und Maaßregeln, welche zur Abwehr der einem einzelnen 
Rechte drohenden Gefahren beftimmt find. In ber erften Abtheilung 
werben alfo 3. B. die Anitalten zur Sicherung des Staates gegen 
Aufftand, gegen Verrath u. |. mw. abgehanbelt; in der Abtheilung 
von der Sicherung der Einzelvechte aber die Maaßregeln zur Schügung 
bes Lebens, der Ehre, ded Vermögens des einzelnen Bürgers 9). 


verwaltung unb Vereinsweſen in der Wiffenfhaft, und vielleicht mit ber Zeit 
im Leben, einbürgern follte. Die als (unmittelbare) Staatsverwaltung und ala 
GSelbfiverwaltung bezeichneten Abtheilungen der öffentlichen Thätigfeit gehören 
beide dem Staatsleben an und find nur in fo ferne unter fich unterfchieben, 
als fie andere Organe und etwa auch zuweilen ein anberes Verfahren haben. 
Es find daher die gegen die Rechte ber fog. Selbfiverwaltung gerichteten, Be: 
drohungen, als ebenfalß gegen den Organismus der Geſammtheit gekehrt, von 
ber Präventiv⸗Juſtiz eben fo gut zu befeitigen, als die gegen eine von eigentlichen 
Staatzbeamten gehandhabte Verwaltung beabfichtigten Störungen. Das Vereins⸗ 
wefen dagegen fällt feinem ganzen Weſen nach Iediglich in den Kreis des Privat: 
lebend und Privatrechtes, und dem Staate kommt dabei nur bie Aufficht, jo weit 
ex fie zweckmäßig findet, und der Schuß zu, in fo ferne ein folcher bei ftärferer Selkft- 
vertbeibigungsfraft noch nöthig if. Das Verdienftliche in ber neuen Darftellung 
des Organismus ber Verwaltungsftellen befteht, felbftrebend , nicht in der Auf: 
findung neuer Zmede oder Beftanbtheile des Staatslebens, — folche giebt es 
nicht, fo Tange nicht eine weſentlich verfchiedene Auffaffung des ganzen menſch⸗ 
lichen Dafeind und bamit eine neue Gefittigungsperiobe eingetreten if, — fonbern 
in der fcharffinnigen Flareren Hervorhebung ber biäher [don vorhandenen aber 
nit genugfam in ihren Eigenthümlichkeiten erfannten Organe bed Zuſammen⸗ 
lebend. Es wird nichts in den Grundſätzen, fonbern nur in ihrer Zufammen- 
fellung und Hervorhebung geändert. 

2) Diefe Vertheilung des Stoffes ift fo fehr in ber Natur ber Sache be 
gründet, daß unter ben Schriftftellern über Präventiv-Juſtiz nur felten eine 
Ausnahme davon gefunden wird, menigftend unter denen, welden überhaupt 
eine organische Anorbnung ber Gegenflände Bedürfniß if. Freilich giebt es 
auch hier Einzelne, beren Anorbnung Behr treffend mit ber Anorbnung eines 
Kramladens vergleicht, in welchem jeber Stoff zwar fein Fach habe, biefe Fächer 
aber nach der Bequemlichkeit bes Krämers oder nach bem Aufalle, nicht aber 
nah innerem Zufammenbange, neben: und untergeorbnet fein. Ordnungs⸗ 
bemübungen werben freilih von folden Krämern nit immer banfbar aufge: 
nommen. 
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Was die Grundſätze über das formelle Verfahren bes 
trifft, To liegt e8 in der Natur der Sache, daß jede der Haupt- 
außerungen der Staatäthätigkeit fich in eigenthümlichen und mit Rüͤck⸗ 
ſicht auf Recht und Zweckmäßigkeit beftimmten Formen zu bewegen unb 
ein feinem Zwecke entiprechendes Verfahren zu beobachten hat. Bier: 
bei Laßt fich aber wieder unterjcheiden die Lehre von dem Orgas 
nismmd der Behörden; bie Erörterung über bie befonbere 
Rıtur und die Wirkungen ber anzumwendenben Mtttel und über 
die Wahl unter denfelben; endlich die Art und Weile des Ver- 
fahrens im Allgemeinen und in einzelnen beftimmten Fällen. 
Demnach muß eine volljtändige theoretiche Bearbeitung der Prä- 
ventiv⸗ Juſtiz auch diefe formelle Seite nach den eben angegebenen 
brei Richtungen erörtern; und biejed zwar um fo mehr, ala keines⸗ 
wegd die Grundſätze des Verfahren? in Straffachen hier unbedingt 
zur Anwendung kommen können, da es cin wejentlich verſchiedenes 
Berfahren begründen kann, je nachdem die Nechtöpflege einer nur 
mit Wahrfcheinlichkeit erft drohenden Nechtsftörung zu begegnen, 
oder eine bereit3 mit Gewißheit vorliegenve wieder aufzuheben hat. 


DI. 
Literarifhe Notizen. 


8. 7. 

Nur geringe Belchrung und Befriedigung gewährt eine Webers 
ht über die wiffenjchaftliche Behandlung der Präventiv:$uftiz. Ein 
toppelt ungünftiges Schickſal hat dieſe Dizciplin betroffen und eine 
frühere genügende Entwicklung berfelben verhindert. Einmal näm- 
lich wurbe fie in der Regel gar nicht als eine jelbftjtändige Lehre 
Indern nur als ein Theil der Polizei-Wiſſenſchaft betrachtet und 
lt natürlich nun mit diefer unter der bekannten Verwirrung und 
Untlarheit über Zwed, Begründung, Inhalt und Umfang *). Zwei⸗ 
imd aber konnte dieſe unnatürliche Verbindung nur ſchiefe und ge— 

1) ©. hierüber meine Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl., Bd. I, ©. 10 fg- 
und 65 fg. . 
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zwungene Anfichten über ben eigenen Grundjaß und Zweck ber 
Präventiv- Justiz erzeugen. Und in leßterer Beziehung war ed denn 
auch ziemlich gleichgültig, ob ihr eigener Grundfaß, oder ob ber ber 
Polizei ald der leitende Gedanke der falfch verbundenen Wiffen- 
ichaften angenommen wurde. Sie ſchadeten fich in Wechſelwirkung. 

Unter diefen Umftänden wäre e8 ein nutzloſes Unternehmen, 
eine innere Gefchichte der biöherigen Bearbeitung oder, richtiger 
gefagt, der biäherigen Verkennung und Mißhandlung der Präventiv- 
Juſtiz zu entwerfen. Da der ganze Gebanke, die Verhütung ber 
aus dem unrechtlihen Willen Anderer drohenden Nechtzftörungen 
und die Abwehr der aus der Uebermacht äußerer Berhältniffe ent- 
jtehenden Intereſſeverletzungen als eine und dieſelbe Aufgabe bes 
Staated zu betrachten, ein unlogifcher und unklarer ift und für 
beide Wifjenfchaften das Heil nur in einer gänzlichen Trennung 
befteht: fo kann eine Nachweifung ber biäherigen Verwirrungen 
und Fehler in Feiner Beziehung fürdern. Nicht einmal mag man 
etwa der Wahrheit näher kommen durch bie Verfolgung eines organiſch 
fih entwicelnden Irrthumes. Die Gefchichte der Präventiv-Juftiz 
iſt feine Entwicklung irgend eines, richtigen oder faljchen, Gedan⸗ 
kens, fondern ein Theil von immer wieder anderen und fich gegen: 
feitig widerfprechenden Fehlern. Es ift ſomit nicht einmal von einer 
periodenweiſen Gejtaltung des Irrthumes die Rebe. 

Allein auch eine ind Befondere gehende Erörterung der ver- 
fchiedenen einzelnen Meinungen und Leiſtungen fcheint feinem Be- 
bürfniffe zu entfprehen. Auf welche Weiſe der Scharfjinn fich ab- 
müht, einen Grundirrthum durch zweideutige Worte, Aufjtellung 
halbrichtiger oder zu weiter Negeln und Mikachtung der That 
fachen wieder gut zu machen ober wenigſtens zu verhüten, ift in 
gegenftändlicher Beziehung völlig gleichgültig, da der fehlerhafte Kreis 
auf diefe Weife nicht durchbrochen werden kann. Am Enbe jteht 
der plumpe Verſuch, eben weil er weniger Verdrehungen und Ber: 
fhmweigungen enthält, der Wahrheit faſt noch näher, als der bes 
geiftreihen Mannes, ber dem Stoffe die Unbehaglichkeit entgelten 
läßt, die ihm eine unklare Auffafjung verurfacht, welche zu ver: 
werfen er doch den Muth nicht hat. 
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3 wirb daher genügen, wenn im Folgenden die Hauptfächlice 
arbeitungen ber Nechtöpolizei, je nach der Verſchiedenheit ihrer 
ınlagen in Klaſſen abgetheitt, aufgeführt und in ihrer Eigene 
hfeit kurz bezeichnet werben. Wenig Zweifel kann dabei fein 
n der Eintheilung zu Grunde zu legenden Grunbfag. Da, mit 
me bed gegenwärtigen Verſuches, bis itzt kein einziges ſelbſt⸗ 
3 Werk beſteht, welches die Wiſſenſchaft ber vorbeugenden 
lege ausſchließend und als in ſich geſchlofſenes Ganzes ber 
e 9), ſondern vielmehr alle dieſelben mit der Polizeiwiſ⸗ 
aft gemeinſchaftlich und als Zweig derſelben ent⸗ 
: fo kann die Klaſſen-Abtheilung nur darin beſtehen, daß 
‚en Schriften, welche wenigſtens eine Sonberung ber beiden 
verſuchen, fie als nebengeorbnete Glieder eines größern 
ı behandelnd, von denjenigen Darftellungen unterſchieden 
‚ welche ven Stoff in durchgehender Vermiſchung an einander 
n und burcheinander werfen. Was aber bie Auswahl der zu 
ben Werke betrifft, fo werben wohl billigermaafen in beiben 
ungen nur Schriften aufgeführt, welche feit Ju ſti erſchienen 
idem die in bie beiden früheren Perioden ver Poligei-:Wiffen- 


Hätte Sonnenfels und feine Eule (Mosheim, Luca, Bop) 
iffsbeſtimmung, welche er ſelbſt von ber (Rechts-) Polizei aufftellt, nämlich 
die Grundfäge enthalte, welche dazu dienen, die innere Sicherheit des 
zu gründen und zu handhaben, feft im Auge behalten umb zein durch⸗ 
fo wäre eine abgefonberte, felbftflänbige Darftellung der Präventiv-Juftiz 
ngft vorhanden, und hätte fi auch wohl Gingang verfafft. Alein 
idjerweife geben biefe Scriftfieller in der Darftellung bes Einzelnen von 
ichtigen Grundfage wieder ab umb nehmen einen bebeutenben Theil ber 
hen Unftalten auf, wodurch fie ihre Werke in die zweite, verwirrtere und 
mbere Klaffe verfegen. — Selbft in ben encyklopäbiſchen ſtaatswiſſen ⸗ 
en Schriften fucht man (natürli mit Ausnahme meiner eigenen Arbeit 
rt) bie Heraushebung einer eigenen Präventiv:Juftig als Theil der Rechts- 
nd getrennt von ber Polizei vergebend. Nur Zachariä war hier früher 
bmen, indem er in ber erften Ausgabe feiner Bierzig Bilder vom Staate, 
m Buche, die Sorge bed Staateß für den vorbeugenden Rechtsſchutz ab: 
t darſtellte. (Bgl. übrigens das oben, $. 1, Note 2, ©. 4, Bemerkte.) 
mußte fräter dieſes vereinzelte Lob wieder zurüdgenommen werden, da 
reiche aber in Sonderbarem fi gefallende Mann in ber zweiten 
ung des Werfed (im 24ten Buche) feine frühere richtige Anficht wieder 
und tiefer als Einer in Unffarheit verfant. 
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ſchaft fallenden (ſ, mein Handbuch derſelben, 3. Aufl., Bd. L, 
S. 79 fg.) denn doch gar zu unbrauchbar find. Und auch von 
ben fpäteren verdienen lange nicht alle einer Erwähnung. 


L Schriſten, welde die Yrävenfin-Iufliz als einen formell gefonderfen heil 
der Volizei darfiellen. 

Die Zahl der Hier zu nennenden Werke iſt verhältnigmäßig 
nur unbebeutenb, boch gehören die meiften derjelben zu ben befferen 
Bearbeitungen. Billig werden dabei wieder bie Monographleen über 
Polizeiwiſſenſchaft von den encyklopädifchen Schriften unterfchieden, 
indem die erfteren natürlich einen reicheren Stoff und vieljeitigere 
Crörterung der einzelnen Fragen liefern, lettere die Beantwortung 
der Fragen über den Zufammenhang der Rechtspolizei mit ben 
übrigen Theilen ber Staatswiſſenſchaft erleichtern °). — Von jenen 
find folgende vier zu nennen: 


Berg, Handbuch des deutſchen Polizeirechtes. Bd. I, S. 205—448, 
Bon ben verfchiebenen Abfchnitten dieſes befannten Werkes ift ber bier 
einfchlagende ohne Zweifel vergleichungsmeife ber befte, inbem es hier we 
niger auf ftantswiffenfchaftliche als auf rechtliche Kenntniffe ankam. Die 
Darftellung ift ausführlihd und die Anorbnung leidlich; doch fehlt e8 an 
burchgreifenden Grunbfägen, auch find Wiſſenſchaft und pofitioe Gefeßgebung 
nicht gehörig gefonbert. 
Lotz, Ueber den Begriff der Polizei und den Umfang der Staats⸗ 
polizeigewalt, ©. 96— 223. 

Biele einzelne richtige Gedanken und tüchtige Behandlung mancher Punkte 
doch Ungleichheit in letzterer Beziehung. Schade, daß ber Verf. ven Ges 
genſatz zwifchen Präventiv-Zuftiz und Polizei nicht mit fo viel Geift unb 
Schärfe ind Auge faßte, wie er (ir ber bereit3 mehrerwähnten Abb. im 
N. Archiv des Er.:R’8) den Unterfchieb zwiſchen erfterer und ber Straf: 
vechtöpflege erörtert bat. 

Burkardt, Syitem der Polizeigefebgebung, ©. 249—301. 

Hauptfächlich formalen Inhaltes und im Allgemeinen verweilend ; übrigens 
mit Geift, wenn ſchon nicht ganz Mar. 

Eifenhuth, Polizei oder Staatzeinwohner : Ordnungen, Bd. I, 


©. 183—440. 


3) Hinfichtlich ber näheren Angaben tiber bie Titel der Schriften und beren 
etwaige verfchiebene Ausgaben glaube ich auf $. 11 meiner Polizei⸗Wiſſen⸗ 
{haft (Bd. I, S. 83-87) verweifen zu bürfen, wo biefelben nach ber Zeitordnung 
aufgeführt find. 
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Bei der völlig arumbfaglofen Vermiſchung ber Gegenftänbe, welche in das 
Gebiet der Präventiv:Zuftiz gehören, mit folden, welche offenbar zur Polizei 
zu rechnen find, ift allerdings bie Aufzählung unter diefer Abtheilung zwei: 
felhaften Rechtes. Dem Inhalte nad) jehr ausführlich; allein ein buntes 
Gemiſch von Theorie und pofitiven (bayrifchen) Geſetzen. Unzweifelhaft die 
ſchlechteſte Arbeit unter den biöher aufgezäblten. 

Aus der Zahl der außführlicheren Encyflopäbieen der gefamm- 

ten Staatöwifjenfchaften finb bei dieſer Abtheilung folgende anzuführen : 
Behr, Syſtem der angewandten allgemeinen Staatslehre, Bd. III, 


&. 33—-136. 

Eine geiftreihe Sklizze, welche der Wahrheit von allen Schriften über 
dieſen Gegenfland am nächften fommt, und von deren oberften Grundſätzen 
bie meiſten anzuerkennen find. Zu bedauern ift, daß aus ben fo umfichtig 
als fcharffinnig erwogenen Vorberfägen nicht die ganze Wahrheit hervor: 
gieng, fie vielmehr oft gewaltfam verfchoben wirb. 

Reber, Lehrbuch ver politiichen Dekonomie, Bb. IL, S. 1—127. 

Echr vieles Material und reiche, wenn nicht fchon volftändige ober immer 
gut ausgewählte, Literatur; Mangel an burchgreifenden Brunbfägen. 


Tolig, Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit, Bo. II, ©. 


281 — 334 der 2ten Auflage. 

Ohne Eigenthumlichkeit oder Schärfe der Grundanfiht, fo wie ohne 
Zolgerichtigfeit in der Ausführung; doch wegen Weberfichtlichkeit unb Deut: 
fichfeit ber Darftellung, fo wie wegen ber zahlreichen Literatur für Anfänger 
brauchbar. 


L Schriften, welde Yränentin-Infiz und Volizei vermiſcht abhandeln *). 
Jufti, Grundſätze ber Polizeiwiſſenſchaft. 
Derf., Grundfeſte der Macht und Glückſeligkeit der Staaten. 


4) Unter den in biefer Abtheilung aufgeführten Schriften if allerdings in 
k jene ein Unterfchied, als cin Theil ber Verfafler ohne alles organische Princip 
die einzelnen Gegenflände, wie Laune unb Zufall fie unter bie Hand nehmen 
lich, ala ein bloſes Aggregat an einander reiht; andere wenigſtens fo viel wiſ⸗ 
kalhaftlihen Sinn haben, um ſich nach einem orbnenden Gedanken umzufehen, 
wum ſchon nicht genug Klarheit, um bem richtigen aufzuſinben. Letztere machen 
dem wieber verjchiedene Arten von Fehlern. Während bie Einen bie ganze 
Rirentiv⸗Juſtiz bei irgend einer untergeorbneten Abtheilung der Polizei mit- 
mierfteden, finden bie Anderen diefe leitende Idee in ber Anordnung der ver: 
Kiebenen , gegen Rechtsſtörung ſowohl ala willenlofe Vergewaltigung bienenden, 
Naaßregeln nach ber Natur der zu ſchützenden Gegenflänbe, fo daß fie alfo 
2 in Einer Wbtheilung alle Maafregeln aufführen, welche das Leben bes 
Lürger3 zu ſchühen beftimmt find, fomit Vorkehrungen gegen Mord neben ben 
Intalten gegen anſtedende Krankheiten, Anflalten gegen Räuber neben ben Re⸗ 
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Höhn dürftig und unvollftänbig in ben zur Nechtspolizei gehörigen Abs 
fnitten; völlige Verfehrtheit der Anfichten über das Verhältniß der Polizei 
zur Rechtspflege. B, a. 

Sonnenfeld, Grundſätze der Polizei, Handlung und Finanzmwij- 
ſenſchaft, der erjte Band die Polizei enthaltend. 

Ueber ben Werth und die Bearbeitungsweife dieſes vielverbreiteten Werkes 
f. oben, ©. 53, in Note 2. B, b. 

(Pfeiffer) Natürliche von dem Zwecke der Geſellſchaft entftehende 
allgemeine Polizeiwiſſenſchaft. 

Auch in Beziehung auf die zur Präventiv-Juſtiz gehörigen Materien, fo 
weit fie abgehandelt find, Fein ganz übles Buch für feine Zeit; allein Feine 
Spur von einem Flaren Begriff über Zweck und Umfang jener Staats: 
thätigfett. A. 

Fiſcher, Snbegriff ſämmtlicher Kameral- und Poltzet-Rechte. 

Eben jo unvollftändig hinfichtlich des Umfanges der Rechts-Polizei, als 
übermäßig außführlih bei ben aufgenommenen Materien. Ganz ohne 
Grundſatz Hinfichtlich ber Regeln ſowohl als der Ausdehnung. B, a. 

Yung, Lehrbuch der Staatspolizeiwiſſenſchaft. 

In Beziehung anf Vollſtändigkeit und Ausfünrlichfeit ziemlich lobens⸗ 
werth; allein aud Mangel an einem richtigen Teitenben Grunbfage in hohem 
Grabe willkürlich und aus Mangel an Nachdenken ober an Geift häufig 
bis zur Lächerlichlett unpraktiſch. Die Gränzlinie zwiſchen Strafrecht unb 
Präventiv:Polizei iſt nirgends eingehalten, die Anordnung höchſt unlogiſch 
und verwirrend. A. 

Harl, Vollftändiges Handbuch der Rolizeiwifjenfchaft ; 
Derfelbe, Entwurf eines Polizeigefeßbuches, oder eines Gefch- 
buches für Sicherheit. 

Untereinandermifgung aller Staatdanftalten ber Präventiv:Juftiz und ber 
Polizei ohne einen formell orbnenben ober materiell leitenden Grundſatz. 
Die vorbeugende Rechtspflege ift ſehr unvollſtändig, das Abgehandelte ſtoff⸗ 
leer, wortbreit und geſchmacdllos. B, b. 

Höck, Grundlinien der Polizeiwiſſenſchaft. 

Sehr kurzes Compendium. A. 

Jacob, Grupdſätze der Polizeigeſetzgebung und ber Polizeian⸗ 
ſtalten. 

In der RMegel ſtrenge Beſchränkung auf die Polizei, doch zuweilen 


geln über gute Einrichtung der Apotheken und Gebärhäuſer u. ſ. w. Da bie 
Verſchiedenheit dieſer Verſuche einer logiſchen Anorbnung nichts Wefentlicyes 
ändert, fo ift eine auf fie geſtützte Unterabtbeilung unterlaffen worden, und es 
find nur die Schriften, je nachdem fie einer der genannten Klaſſen angehören, 
mit „A“ ober „B, a und „B, b' bezeichnet, 
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folgewibrige Webergriffe in das Gebiet der Präventiv-Juſtiz von materiell 
unbebeutenbem Inhalte. B, b. 

Emmermann, Die Staatzpoligei in Beziehung auf den Zweck 
be3 Staates. 

Formell gut gesrbnet und Überfichtlich; dem Inhalte nad nur kurze An⸗ 
deutungen ; bauptfädlich ſchätzenswerth wegen ber Grundſätze über ben 
formellen Organismus bee Behörden. B, b. 

Zimmermann, Die bentfche Polizei des neunzehnten Sahr: 
tundert2. 

Juſtiz umb Polizei werben als zu gleichem Zwecke, zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung, beftimmt angenommen, ihr Unterfchieb nur in bie Anwendung 
verfchiedener Mittel gefebt, eine Trennung von Abwehr unrechtlichen Han: 
dels und willenlofen Schabend nicht zugegeben. Neben Mangel an jedem 
Einne für Wiſſenſchaft und höhere menfchlihe Zwede unb bei geſchmack⸗ 
Iofefter Form manche gute Bemerkungen über da Verfahren. B, b. 


Die alphabetifch geordneten Werke, die Sammlungen 
ven vermifchten Abhandlungen, enblih bie bibliogra— 
rbifhen Werke umfaffen ſämmtlich die Präventiv-Juſtiz und die 
Telizet gemeinjchaftlih. Es mag daher verwiejen fein auf deren 
Aufzählung in meinem Handbuche der Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl. 
N. J, ©. 87 fg. Die Abhandlungen über einzelne, mehr oder 
rinder umfafjende, Theile der Präventiv-Juftiz find unten an ein- 
Flagender Stelle genannt. 
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Erfier She 


Materielle Grunbſare. 


Erſtes Kapitel. 
Schub der Rechte des Staates. 


6. 8. 
Leitende Grundfähe. _ 

Die Aufrechterhaltung des Staates, feiner Gewalt und feiner 
verfaffungSmäßigen Befugnifie ift die erfte Aufgabe und die Grund⸗ 
kebingung jedes Rechtsſchutzes. 

Der Staat iſt allerdings kein Selbſtzweck, ſondern nur ein 
Mittel zur Erreichung ber Lebenszwecke des Volles; allein hierzu 
Mt er unentbehrlich, feine Sicherftellung jomit von höchfter Bedeu⸗ 
tung. Ueberdieß hängt von berjelben der Schutz aller Einzelnrechte 
8 Wenn nämlich die öffentliche Gewalt gelähmt ober in weſent⸗ 
hen Puncten verlegt ift, jo vermag der Etaat die ungeorbneten 
dedenſchaften und ben unrechtlichen Willen des immer und überall 
iubanvenen zahlreichen fchlechtern Theiles der Bevölkerung nicht 
wehe zu zũgeln; die Kräfte ber Einzelnen reichen aber nicht genug- 
km aus zu ihrer DVertheidigung. Anarchie iſt alſo gleichbedeutend 
wit Gefährdung, wo nicht gar mit unmittelbarer Verlegung, der 
Rechte Aller und jedes Einzelnen, ihr Einbrechen der größte 
denlbare Unglüdsfall. Davon nicht zu reden, daß Viele ihr Dafein 
unmittelbar auf den Staat und auf bie ungeftörte Wirkfamfeit feiner 
Einrichtungen geftellt Haben, wie bie öffentlichen Beamten, bie Staats: 
zläubiger, alle Diejenigen, welche im Vertrauen auf die beftchenve 
Cronung Plane gemacht und Unternehmungen gegründet haben. 
Selbſt ſchon eine ernftliche Bedrohung oder ein nur vorübergehen- 
kr und am Ende glüdlich abgewiefener Angriff ift nachtheilig, da 
jme dad Vertrauen ftört, dieſer ein verderbliches Beifpiel giebt und 
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Unrecht veranlaft, ſondern nur die Vornahme ungeſetzlicher Ein- 
griffe verhindert werben. 

Soolcher Eingriffe in die Rechte des Staates kann e8 nun aber 
gar mancherlei geben; werjchieden müffen daher auch die Anftalten 
zu beren Abwehr und Vorbeugung fein. Einen Hauptunterichieb 
macht dabei, ob bie beabfichtigte Ungefeblichkeit da ganze Dafein 
des Staated in feiner ibigen verfaffungsmäßigen Orbnung, oder ob 
jie nur einzelne untergeordnete Rechte deſſelben bedroht. 

Natürlich ift ein vorzügliched Augenmerk auf Unternehmungen 
ber erftern Art zu richten, indem fie zwar allerdings weit weniger 
Wahrfcheinlichkeit des Gelingens barbieten, aldin nicht nur nah 
ihrer rechtligen Würdigung, als ſehr ſchwer cyfcheinen, fondern 
überdieß, wenn fie auch nur theilweiſe und- vorübergehend glüden, 
von ganz unberechenbaren fachlichen Nachtheilen find. Ebenſo ge- 
bieten Ruͤckſichten der Menfchlichkeit die möglichften Anftrengungen 
zur Vorbeugung, indem ein ſchon begonnened Unternehmen gegen 
den Staat häufig nur durch Blutvergießen unterdrückt werden kann 
und überbieß noch die härteften Strafen gegen die von den Waffen 
Verfchonten nach fich zieht. — Die gegen folche Unternehmungen 
zu treffenden Anftalten find übrigens weſentlich unter fich verſchieden. 
Ein Theil derjelben bezwedt nur, die an und für fich nicht rechts⸗ 
wibrigen und daher auch nicht ganz zu unterfagenden, allein doch 
auch möglicherweife zu einem Unternehmen gegen ben Staat zu ver: 
wendenden perjönlichen und materiellen Mittel im Allgemeinen zu 
überwachen und von einer ungefeglichen Anwendung entfernt zu 
halten. Ein anderer Theil dient zur Entdedung und Verhinderung 
eined bejtimmten einzelnen Unternehmens. Zu jenem Zwecke find 
Maaßregeln nothwendig, welche auf der einen Seite hinreichend 
umfaffend find, um die zu mißbrauchenden Verhältniffe und Gegen: 
ftände nach allen Richtungen zu beobachten, auf der andern Geite 
aber ich, da Fein beftimmter Verdacht vorliegt, im Allgemeinen halten 
und die gefeglichen Bewegungen ber Bürger nicht hemmen. Gegen 
beftimmte einzelne Unternehmungen dagegen find Maaßregeln zu 
ergreifen, welche in bie Verhältniffe des einzelnen Falle eindringen, 
eine genaue Keuntniß von den gefährlichen Perſonen und den 
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imm zu Gebot ſtehenden fachlichen Mitteln gewähren, damit aber 
ve Möglichkeit verjchaffen, mit einem fichern Griffe die Schuldigen 
vor der Ausführung zu hemmen, die allenfall3 von ihnen bereit? 
getroffenen Anftalten zu zerjtören und bie ganze Gefahr ſpurlos 
vorüberziehen zu laffen. 

Bon einer bei weiten geringern Bedeutung find die nur gegen 
anzelne Rechte der bürgerlichen Gefellichaft oder ihres verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regenten gerichteten Angriffe Bon einer willentlichen 
Duldung derjelben fann freilich feine Rebe fein. Schon an und 
für fi, weil fie ein Vergeben find. Dann aber auch, weil fie 
manchfache und zum Theile beachtenswerthere materielle Nachtheile 
mit fich bringen innen. Allein cine jo genaue, nicht einen einzigen 
unbeobachteten Fall zulaffende Ueberwachung ift weder möglich noch 
wünjchengwerth. Nicht möglich, weil bei der großen Anzahl von 
Rechten, welche dem Staate zuftehen, bei ber bebeutenden Menge von 
Terfonen, welche — im Dienfte des Staates und außerhalb deſſelben 
— bdenfelben möglicherweife zu nahe treten können, endlich bei ber 
Terfchiedenheit der denkbaren Eingriffe oder Bedrohungen auch die 
Zahl und der Umfang der zu treffenden vorforglicen Anſtalten 
unermeßlich wäre. Nicht einmal wünſchenswerth aber wäre eine 
fo weit ausgedehnte Aufficht, weil fie nur mit fehr bebeutenben 
und vielleicht mit dem Ergebniſſe in feinem richtigen Verhältniffe 
ſtehenden Kojten, fo wie mit einer manchfachen Befchränfung ber 
adthigen freien Thäflgkeit der Beamten fowohl als der Privaten 
bergeftellt werben könnte. Es ift daher nicht nur zuläffig, fondern 
ſelbſt nothwendig, daß nur diejenigen Verlchungen, welche am 
häufigjten vorkommen und zu gleicher Zeit die größten Nachtheile 
ringen würden, mit eigenen bejtändigen Vorfehrungen bedacht 
werden. Hierher gehören aber namentlich die eben fo verſchiedenen 
als zahlreichen Anordnungen zum Schute der Eigenthums— 
rechte des Staates, welche theild die von Seite der eigenen Be- 
amten möglicherweije drohenden Gefahren zu entfernen bejtinmt 
find, theils den abgabepflichtigen Bürger nöthigen follen, dem öffent: 
lichen Schatze feinen Beitrag hintanzuhalten, welchen er geſetzlich 


ſchuldig iſt; theils endlich den Staat ſchützen, daß ihm nicht unter 
© Mopl, Kechts⸗Polizei. 3. Auflage. 
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dem Vorwanbe rechtöbegründbeter Yorberungen Vermoͤgenstheile auf 
betrügerifche Weife entzogen werben. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Maaßregeln. 


8. 9. 
1) Das Verhältniß zu Vereinen. 

Ein fchr mächtiged Mittel zu Erreichung eines Zweckes ift bie 
Bereinigung Gleichgefinnter. Gemeinfchaftlihen Bemühungen iſt 
Manches möglid, was bie einzelnen Mitglieder derfelben nie er: 
reicht haben würden, wenn fie auch alle, aber abgejondert und dann 
natürlich verfchiedenartig, darnach geſtrebt hätten ). Diefe Wahrheit 
ift natürlicy zu allen Zeiten ertannt und angewendet worden; nie 
mals aber find bie freiwilligen Vereinigungen zu gemeinfamen Zwecken 
io häufig, an Theilnehmern fo zahlreih, ihren bald erlaubten und 
nüßlichen, bald bedenklichen und ſelbſt verbrecheriichen Zielen nach 
ſo woeitgreifend gewejen, als in der Gegenwart, und nach aller 
Mahrjcheinlichkeit ift dad bisher Erlebte nur der Anfang won nod 
viel weiter gehenden Erfcheinungen und dad Mittel zu großen Um— 
geftaltungen jtaatlicher und gejellfchaftlicher Einrichtungen. Das 
Beſtehen und Verhalten der Vereine ift daher von der höchften Be: 
deutung für den Staat, und die Auffindung richtiger Grundfäße 
über feine eigene Stellung eine Aufgabe wert dringendfter Noth—⸗ 
wendigfeit 9). 

1) Niemand wird 3. B. glauben, baß noch fo zahlreiche Wünſche und Be- 
mühungen Einzelner das erreicht hätten, was die Anti-Corn-League zu Stande 
brachte. 

2) Die verbältnigmäßige Neuheit einer großen Bebeutung bed Vereinsweſens 
erklärt es, baß demſelben noch nicht die genügende Beachtung und gejeßliche Ord⸗ 
nung zu Theile geworben ift, welche es verdient und je länger je mehr auch ges 
bieterifch fordert. Es leuchtet ein, daß bie Wiffenfchaft hier vorangehen mußte, 
um bie Thatfachen in ihrem ganzen Umfange bloß zu legen und Grundſätze auf: 
zuſuchen. Diefer Pflicht hat fie fich aber entzogen bis in die neueſte Zeit. Allen: 
falls befchäftigte man ſich mit der Gefchichte der geheimen ftaatlichen Geſellſchaften 
und mit den in Betreff derſelben anzuwendenden Mitteln; oder faßte man die ver⸗ 


ſchiedenen Verbindungen ins Auge, welche zur Verwirklichung communiſtiſcher 
und ſocialiſtiſcher Gedanken entſtanden; endlich verſuchte man wohl das Recht 
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Die mächtige Wirkfamfeit der Verbindungen Gfeichgefinnter zu 
einem gemeinjchaftlichen Zwecke giebt natürlich an und für ſich 


und die wirtbichaftliche Seite der Erwerber und Hilfsgefellfichaften feftzuftellen: 
alein eine Die ganze Erſcheinung umfaflende, fie in ihrer ganzen Bedeutung für 
tas menjchliche Leben überhaupt und für den Staat insbefondere begreifende, die 
verichiebennen Arten der Vereine nach ihren Eigenthümlichkeiten zufanmenftelfende 
unb damit eine die Beherrichung ber Thatfachen und Aufgaben vermittelnde Ueber⸗ 
At wurde von Niemand verfudt. Es ift daher ein fehr großes Verdienft, wel- 
hei ſich Stein in feiner Verwaltungsichre (Stuttg., 1865, Bd. I) erworben 
kat, wenn er nicht nur bie Nothwenbigfeit einer gründlichen und umfaſſenden 
Bearbeitung bes ganzen Vereinsweſens erörtert, ſondern auch cine ſyſtematiſche 
Aufammenftellung ber verfchiebenen Arten von Vereinen giebt und bag innere und 
äußere Mecht der Vereine entwidelt. Späteren Theilen des Werkes fcheint bie 
Ginfügung der Leiftungen der Vereine in ben Staatsorganismus vorbehalten zu 
fin. Es mag fein, baß weitere Arbeiten auf dieſem Gebiete die Auffaffung 
wreinfachen, namentlih wohl auch einer Seit Umftellungen in der unten näher 
enzugebenben Klaffification ber Vereine vornehmen, anderer Seits deren Zahl noch 
termebhren werden; allein jeden Falles ift im geiftreicher Weife eine neue Seite 
des Öffentlichen Lebens und Wirkens aufgefchloffen, find mit weiterem Blide 
Gränzen geſteckt und if eine feſte Grundlage für einen Yortbau gegeben. — 
Taß bei einer neuen Lehre auch die Terminologie feitgeftellt wird, ift nothwendig, 
md es ift überfliiffig und wäre ſtörend, an derjelben zu mäckeln und zu riltteln, 
in fo ferne fie nur überhaupt bezeichnend iſt. Es fei daher furz bemerft, daß 
Erin bie im gewöhnlichen Sprachgebrauche fir jede Verbindung Mehrerer zu 
nem gemieinfchaftlichen Zwecke gebrauchte Bezeihnung Verein auf foldhe Vers 
Andungen Einzelner befchränft, welche einen ſtaatlichen Zweck (im weiteren 
Einne bes Wortes) haben und bierzu nach freier Vereinbarung dauernd georbnet 
ſind. Bon biefen Vereinen umterfcheidet er die Berbindungen, melde eine 
Aenderung in ber verfaffungsmäßigen Ordnung bed Staates mit Gewalt erzielen 
wellen, unb deren mwefentliche Gigenfchaften Geheinmiß und unbedingter Gehorſam 
vr Mitglieder unter bie Leiter jei. Geſellſchaften follen insbejondere die⸗ 
imigen Vereinigungen heißen, welche einen wirtbfchaftlihen Zweck haben; (0b bieß 
far und nothwendig ift, mag bier dahin geftellt bleiben). — Die Meberficht über 
3 gefammte Vereinsweſen it dann aber in folgender Weife geordnet. Im 
Großen zerfallen diefelben in die drei Gruppen ber Bildungs-, der Erwerbs- und 
der Hilfsvereine. Jede derfelben hat dann aber wieber zahlreiche Arten und Unter: 
aten. I. Die Bildungsvereine zerfallen in: 1) die Volks)unterrichtsvereine, 
und zwar a) Echulvereine und b) Tehrervereine; 2) die Vereine für Fachbildung 
Runſt⸗, Gefangs, Mufifvereine); 3) die Vereine für ullgemeine Bildung, a) für 
geiftige, b) für religiöfe Bildung. II. Die Erwerb3: oder volfäwirtkfchaftlichen 
Bereine, welche wieder in die beiben Hauptabtheilungen für gerwerbliche Bildung 
und für Erwerb zerfullen. Ay, Gewerbliche Bildungsvereine. 1) Vereine für all 
gemeine techniſche Vorbildung (Sonutagsſchulen, Zeihenfchulen u. f. w.); 2) Ver⸗ 
eine für die eigene Bildung ber Mitglieder; 3) Gewerbevereine, auf ber Grund⸗ 
5° 
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burchaus feinen Grund ab, fie zu hindern. Das von ihnen Erftrebte 
farın ganz erlaubt nnd wünſchenswerth, die Art ihrer gemeinfamen 
Thätigfeit völlig tadellos, ihr Dafein jo wenig jchäbli für ben 
Staat und für die Einzelnen fein, daß es vielmehr eine auf andere 
Weiſe gar nicht herzujtellende Ergänzung der Gefammtmittel zu 
Erreichung der menſchlichen Lebenszwecke bildet. Solche Vereine 
find dem Staate ſchon aus dem Grunde jogar fehr erwünjcht, weil 
bie Ansprüche an ihn jelbft um jo geringer werben und cr feltener 
einzufchreiten und zu helfen hat, jo weit die Kräfte der Bürger ſelbſt 
außreichen; ein Punct, welcher ſehr wohl ind Auge zu faffen ift, 
da überhaupt die Forderungen an den Staat immer umfaſſender 
werden und je länger je mehr feine Leiſtungsfähigkeit überfteigen, 
überbieß ein nicht zur Selbſthilfe geneigte und eingerichtetes Volk, 
welched die Befriedigung aller einer Bebürfniffe vom Staate 
erwartet, Leicht auch bei Unerreichbarem oder bei unvermeidlichem 


lage ded Kapitals Clandwirthfchaftliche, fortwirthfchaftliche, induſtrielle, Handels⸗ 
fanmnern); 4) Arbeiter: Qereine, auf ber Grundlage der perfönlichen Arbeit. 
B) Erwerbövereine ober Gefellihaften. 1) Handelsgeſellſchaften; 2) öffentliche 
Geſellſchaften (Verkehrsanftalten, Werthumlauf). II. Hilfs: oder gefelichafts 
liche Vereine, in ben beiden Gruppen gefellige ®. unb eigentlich gefellfchaftliche 
Vereine. A) Geſellige Vereine (Lefe:, Turn⸗, Schüßen:Bereine). B. Gefellfchaft: 
liche Vereine. 1) Armenvereine; 2) Hilfövereine, a) Vertretungen der Familie 
(Waifen-, Krippen:, Kranken-Bereine), b) für Kapitalbilbung, aa) Sparvereine, 
bb) Kapitalverficherungen, cc) Gefahrverfiherungen, c) fociale Kreditvereine. — 
Diefer Aufzählung folgt dann ein Abriß des allgemeinen Vereinsrechtes, und zwar 
ſowohl des inneren, die Berfafjung der Vereine felbft betreffenden, als des äußeren, 
das heißt bed Verhältniffes zum Staate. — Ohne Zweifel ift diefer erfte Verſuch, 
Meberficht und allgemeine Grundſätze für einen fehr umfaflenden und bisher nur 
etwa in einzelnen Theilen und in beflimmten Richtungen bearbeiteten Gegenftanb 
zu finden, auch für bie Präventiv:Suftiz dankbar anzuerkennen und zu benüßen; 
doch fällt zweierlei in die Augen. Ginmal ift die Mehrzahl der aufgeführten 
Vereine von ‚geringer Bebeutung bei der Aufſtellung von Grundfigen über Abs 
wehr von Unrecht, indem fie ihren Sweden und Mitteln nach faum einer Bes 
fürdtung Raum geben; fobann aber find für bdiefen Zwed bie von Stein als 
„Verbindungen“ bezeichneten politifhen Vereine, welche ex (vieleicht mit Recht 
bei der befonderen Aufgabe feines Werkes) ganz übergangen bat, gerabe für bie 
Lehre von der Vorbeugung befonders wichtig, fei es nun, daß fie, wie er meint, 
unbedingt verboten, alfo auch verhindert, werben müſſen, fei es wohl richtiger, 
daß ein Unterfchieb unter ihnen zu erfennen ift und fie biefem gemäß auch zu be: 
handeln find. 
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Inglücke die Negierung verantwortlich macht und deren Stellung über 
fe Gebühr und in gefährlicher Weife erſchwert. Eine Geftattung 
md Förderung aller Arten von nüßlichen Vereinen ift daher immer 
nehr Aufgabe und. Bebürfnig für die Staaten der Gegenwart, und 
Ne Beziehungen der Staatögewalt zu ihnen ſowie die Regeln ihrer 
Einordnung in den ganzen Organismus bed Zuſammenlebens treten 
tügfich mehr in ben Vordergrund °). — Allein fo wie Gute durch 
ann Verein gewirkt werben Tann, jo auch Uebles und Geſetzwidriges. 
Und manche Handlung wird ſogar dadurch, daß fie von Vielen zu gleicher 
Zeit und mit gemeinjchaftlichen Kräften begangen wird, unzuläffig und 
gefährlich, während fie von einem Vereinzelten unternommen über- 
ſehen werben kann *). Namentlich ift in ftaatlicher Beziehung ſchon 


3) Damit ift denn freilich nicht gejagt, daß es ein richtiger Gedanke war, 
venn von Einigen die Erfüllung ber Zwede ber Geſellſchaft durch eine großartige 
Entwidlung bes Vereinsweſens erftrebt und ber Staat mefentlich auf eine beauf- 
fihtigenbe und außgleichende Weberficht über die Vereine befehränft werben wollte. 
Top biefe Theorie ſehr geiftreiche Anhänger hatte, (unter welchen vor Allen Ahrens 
gmannt werben muß,) ift zwar unläugbar; allein fie bat doch fein Bürgerrecht 
in ber Wiſſenſchaft erworben und noch weniger ift fie in's Leben eingeführt wor— 
den, oder ift Außficht dazu. Tieß aber wohl mit Recht. Wie groß immer bie 
Rirffamfeit von Vereinen fein mag, ımb wie gewiß fich der Staat mit ihnen 
ig ein richtiges Verhältniß zu fegen bat: fo find und bleiben doch bie Zwecke und 
Eitungen derſelben wejentlich vereinzelte. Nun aber ift bie Aufgabe des Staates 
riht blos, bie Beftrebungen und Handlungen ber Einzelnen und bie Erreichungen 
aneiner Lebendzwede zu fammeln und zu ordnen; fondern er ift namentlich dazu 
rerhanden, ein lebendiger Ausdruck des gefammten nationalen Daſeins zu fein 
mb diejenigen Einrichtungen zu gründen und zu erhalten, welcher biefe Gefammt: 
kit bebarf zu ihrer Entwidlung und Bertheidigung Mit anderen Worten, es 
gebt viele und wichtige Ziele, deren Beftehen dem Zufalle, ob ſich eine genilgenbe 
Inabl von Einzelnen zu ihrer Verfolgung freiwillig zufammen findet und bie 
nitbigen Mittel zu ihrer Erreichung zufanmenzubringen weiß, nicht überlaffen 
erden kann, und deren richtige Auffaflung nur vom Standpunfte der Gefammt: 
beit aus überhaupt möglich if. Der Staat ift feine nur burch ein Bindemittel 
ammengehaltene Mofaif, ſondern ein Organismus. 

4) Der oft gebörte Satz, baf was jeber Einzelne thun dürfe, auch Meb: 
seen gemeinfchaftlich erlaubt fein müſſe, tft falfch. Nicht felten geht erft aus 
ber Sleichzeitinfeit und Gemeinſchaftlichkeit des Handelns vieler Einzelnen eine 
EhsMichfeit ober Gefährlichkeit hervor, und dann iſt es dag Recht und bie 
Bricht des Staates, ber Bleichzeitigkeit und Gemeinfchaftlichfeit entgegenzutreten. 
Se 3. 3. kann das Verweilen eine? Einzelnen an einem öffentlichen Orte völlig 
gleichgültig und erlaubt fein, während ein Zufanmenlauf von Taufenden hin⸗ 
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großes Unheil durch Vereine gebracht worden. Nicht felten wurde 
von denjelben eine furchtbare Zwangherrſchaft gegen Andersdenkende 
geübt, die Regierung gelähmt und ſelbſt unterjocht; oder Haben fie 
mehr im Geheimen Verfchwörungen angezettelt, Aufruhr und Empö⸗ 
rung vorbereitet, wenigften® zur Crreihung ihrer ſelbſtiſchen 
Sonderzwecke die öffentlichen Anftalten und Aemter mißbraucht. 
Auch ift es wohl ſchon vorgefommen, daß Vereine ben Staat in 
Berlegenheiten gegenüber von dem Auslande gebracht Haben durch 
Beftrebungen, welche fremde Regierungen verlchten oder bebrohten. 
Diefen Ucheln zu begeguen ift eine eben fo wichtige als oft ſchwierige 
Aufgabe der Präventiv-Juſtiz *). 


derlich und gefährlich wäre. Die Beſprechung einiger Weniger unter freiem 
Himmel mag ganz unbeachtet bleiben, auch wenn ber Gegenjtand eine öffentliche 
Angelegenheit ift; eine zu ſolchem Zwecke ftattfindende Verſammlung von Tau: 
fenden aber würde vielleicht ben Staat ernftlich bedrohen. Gelbft eine vereinzelte 
Geſellſchaft Fünnte vielleicht überfehen werden, mo bie gleichzeitige Errichtung 
gleichartiger Gefellichaften in jeder Gemeinde bes Landes und eine organifche 
Verbindung berfelben mit einander ftrenge verboten werben müßte. Auf ähnliche 
Weiſe verhält e8 fih mit der Gemeinfchäblichfeit in rein polizeilichen Dingen. 
Anderer Meinung ift Welder, Stantälerifon, 2te Aufl., 8b. II, ©. 34. 

5) Die im Folgenden gemachten Vorfchläge halten die, wie ich hoffe, richtige 
Mitte zwifhen einer allzu ängftlihen Bewachung fogar gänzlihen Hemmung, 
und einer matten Unbefimmertbeit. — Allzuängſtlich ift die Auffaflung in zwei 
Richtungen. — Einmal, wenn Vereine mit politifhen Zwecken überhaupt 
gar nicht gebuldet werben wollen. Hierüber f. unten, Seite 75, Anmerfung S). 
— Zweitens aber geht fomohl die Meinung mancher Theoretifer als auch bie 
Geſetzgebung einzelner Staaten zu weit in der Aenuftlichkeit, wenn nicht nur. 
Kenntniß von dem Zufanımentreten und den Satungen aller fichenden Ge: 
ſellſchaften und Vereine, ohne allen Nuterſchied Hinfichtlich ded Zweckes, verlangt, 
fondern fogar das Necht bes Beſtehens von einer willfürlich zu ertheilenden 
oder zu vermeigernden Erlaubniß ber Regierung abhängig gemaht wird. Man 
ſehe 3. 3. J. 3. Mofer, Bon Gebuldung ber Freimaurer = Gejellichaften, 
©. 35 fg.; Hartl, Polizei-Geſetzgebung, S. 66; Zirfler, Das Aſſociations⸗ 
recht der Stantöbürger, Lpz. 1834 (menigftend was bie von ihm fo genannten 
Öffentlicherechtlichen Vereine betrifft) ferner die franzöfifche Geſetzgebung, melde 
jede Gejellfhaft über 20 Perfonen der polizeilichen Erlaubniß unterwirtt u, f. m. 
Dieß iſt offenbar einer Seits zu viel, anberer Seits unzwedmäßig. Zu viel ifl 
ed, weil eine Vereinigung. von Bürgern zu einem beflimmten Zwecke nichts an 
und für fi und nothwendigerweiſe Unerlanbtes ober Gefährlidhes iſt. Bei ber 
großen Mehrzahl folder Geſellſchaften ift der Zweck fogar ein löblicher und nicht 
felten ein ausgezeichnet nütlicher und verdienſtlicher. Es liegt alſo nicht einmal 
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Rabrihpgeinlichteit eines Schadens ober einer Geſetzesübertretung vor, 
ih einen hinreichenden Grund abgäbe zu einem allgemeinen Verbote Die 
&iwendung aber, daß nüßliche Zwede nicht werden gehindert werben, fchäbliche 
aber nicht geduldet zu werden verdienen, wäre nicht richtig. Einmal braucht der 
Surger Feine befonbere Erlaubniß, um Gefegliches zu vollbringen. Sodann kann 
a fh allerdings ereigiien, daß bie Behörde aus übertriebener nd grunblofer 
Jengſtlichkeit, aus falfcher Anficht von ber Sache, ans Engherzigkeit, vielleicht 
kn aus noch tabelnäwertheren Gründen einer nur Nützliches und Erlaubtez 
beabfichtigenden Geſellſchaft die Grlaubniß verweigert. Unzweckmäßig aber ift 
8, die Rechtmäßigkeit eines Vereines lediglich abhängig zu machen von einer 
ki feiner Grimbung einzureichenden Bitte um Genehmigung. Schäbliche und 
erlaubte Bereine werden ihre Zwede ſehr felten fo angeben, wie fie wirklich 
find; und es kann auch, bei allen Vorfihriften über vorgängige Erlaubniß⸗ 
anschung , doch bäufig erſt aus bem Wirfen unb ben in's Leben eintretenden 
Sehtrebimgen ber Vereine ihre eigentlihe Natur erkannt und darnach gehandelt 
werden. — Auf ber andern Eeite aber ift denn doch bei einer Geſetzgebung, wie 
> 8. bei ber englifhen und amerifanifchen, welche immer erft unerlaubte Hab: 
hmgen abwarten läßt, che von einem Vereine anıtlihe Kenntniß genommen unb 
gegen denſelben eingejchritten werden kann, die Pflicht ded Staates, Uebel mög⸗ 
Baht zu verbüten, zu fehr außer Acht gelaffen. Es mag zugegeben werben, 
5 auch bei einer nur auf das Nothwendige gejtellten und an beftimmte Grund: 
Mpe gewiefenen Ueberwachung gelegentlich ein Mißgriff gemacht, ja daß über: 
pt ter Entſchluß und die Gewohnheit, burch freiwilliged Zufanmmtenlegen ber 
Kräfte ſich ſelbſt zu helfen, durch das blofe Norhandenfein einer Staatsaufſicht 
as geſchwächt wird; auch ſoll nicht geläugnet werden, daß dem Mißbrauche 
ki Einzelnrechtes durch einen kräftigen Gebrauch des Nechtes zu Gegenvereinen, 
tar Preßfreiheit und überhaupt öffentliches Verhandeln ber allgemeinen Ange⸗ 
kammbeiten entgegengewirkt werben kann: allein bie Frage bleibt immer, bei 
mihen Syſteme der Staat beffer feine Schuldigfeit thut, und wie am meiften 
mb ficherfien Unrecht verhütet wird? Hier muß man fid) denn doch aber für 
dm Berzug eines regelmäßigen, beiwußten und mit den fonftigen Aufgaben bes 
Etat? im Einflange ftchenben Verfahrens erflären gegenüber von ben blos 
willigen Wirfungen freiwilliger und unzufanmenbängender Privattbätigfeit, 
zu iſt es richtiger, einen feltueren Mißbrauch won. bem geregelten amtlichen 
derfahren der Bebörben als ven ber unbefchränkten Willfür ber Cinzelnen zu 
mmwarten. Cine Anficht aber gar, welche überhaupt bie Nachtbeile und Gefahren 
ki Vereinsweſens faſt ganz zu läugnen verfucht, kann nicht ala cine umfichtige, 
voblerwegene betrachtet werden. Man kann daher nicht übereinſtimmen mit 
Relder, Art. „Affociation” im Staatslericon, Bb. II, S. 21 fg., oder mit 
Lieber, On civil liberty. Philad,, 18569, ©. 127 jy. — ine mit ber Bier 
entiwidelten ſehr ähnliche Anfiht über Vereine haben and: Klüber, eine 
rurifl. Bibliothef, Bd. II, ©. 306 fa.; Perg, Polizeirecht, Bd. I, S 251 fg.; 
Leg, Ueber ben Begriff der Polizei, ©. 128 fg. 
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und fomit zu verbieten, oder ob er zum wenigften vom Standpuncte 
des Rechtes aus zu dulben ift, hängt von ber Feſtſetzung der Grunb- 
fübe über den Zwed, über die Form und über die Mittel er- 
Iaubter Vereine ab. Eine Unzuläffigkeit auch nur in einer biejer 
Beziehungen giebt offenbar dem Staate da Recht und die Pflicht 
einer Einſchreitung. 

1) Daß der Zwed eines Vereined möglicherweife nachtheilig 
und mit den Aufgaben des Staates und jelbft feiner Sicherheit 
unvereinbar fein Tann, bedarf Feines Beweiſes. Ebenſo ift Mar, 
daß die Gefährlichkeit im Verhältniffe mit der Organifation und 
den Kräften eine? Vereines zunimmt. Nach der Erfahrung aller 
Zeiten und Länder kommt auch wirklich eine jolche bevenfliche Rechts⸗ 
wibrigkeit nicht jelten vor. Wenn daher auch keineswegs .bei jedem 
Bereine ein unerlaubter Zweck vorausgeſetzt werben darf, vielmehr 
in der großen Mehrzahl der Fälle die Abficht eine nüßliche ober 
wenigſtens eine gleichgültige ift: jo muß ſich doch der Staat bei 
jedem Vereine in die Lage feßen, die nach dem Befunde etwa noth- 
wendigen Manßregeln treffen zu können. Hierzu ift denn aber 
breierlei erforderlich: Kenntniß von dem Vorhandenſein eines jeden 
Vereines und von feinem Zwecke; Prüfung ber Wahrheit der Angabe; 
Unterfuchung der Zuläffigkeit ded al wahr angenommenen Zweckes. 

Die audreichende Kenntnig von dem Vorhandenjein wirb er- 
langt, wenn jeder fich neu bildenden oder eine wejentliche Verände— 
rung in ihren Einrichtungen vornehmenden Gefellichaft die Pflicht 
geſetzlich auferlegt ift, von ihrer Gründung Anzeige zu machen und 
ihre Satungen inmerhalb eined kurzen Zeitraumes und vollſtändig 
ber zuftändigen Präventiv-Juſtiz-Behörde zu übergeben. Eine Ber: 
ſäumniß ift mit einer Orbnungsftrafe gegen Vorftände und Mit- 
glieder, eine abfichtliche Täuſchung, namentlich in Betreff der Statu- 
ten, al3 ein Vergehen empfindlich zu ftrafen ®). 

6) Es möchte fcheinen, als gehe eine ſolche allgemeine Verpflichtung zur 
Anzeige zu weit und werde wegen der blofen Möglichkeit eine Mißbrauches bie 
erlaubte Freiheit aller Bürger durch eine beleidigende und läſtige Ueberwachung 
beengt, und es dürfte daher vielleicht eine Ausnahme von der Anzeigepflicht für 


Vereine von offenbar ganz harmlofer Art, 3. 8. zu gefelliger Unterhaltung, ver: 
langt werben. Es ift jeboch zu bebenfen, baß es ſich nicht von einer nach Be 


— 
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Eine Prüfung der Wahrheit der gemachten Angaben ift natür- 
ih unerläßlich. Leicht Tönnte ja ein Verein feine verbrecherifche 
Abſicht Hinter anfcheinend erlaubte Zwecke verſtecken. Aber leicht 
M freilich die Erforfchung nicht immer, noch das Ergebniß ganz 
zuverläſſig. Zwar kann unzweifelhaft die Behörde im Falle eines 
Schenken? verlangen, daß ihr die Papiere der Gefellichaft, namentlich 
auch die Sibungs-Protocolle, zur Einficht geöffnet werben; fie mag 
ferner den Bereinigungsort der Geſellſchaft unterfuchen: allein dieſe 
Maaßregeln werden, wenn wirklich eine ſchlimme Abficht verborgen 
wird, keineswegs immer zu einer genügenden Entbedung führen. 
Gier bleibt dern nicht? übrig, als im Falle eines Verdachtes eine 
durch genaue Orts- und Perſonen-Kenntniß und durch die Vorfälle 
md Bemerkungen des täglichen Leben? geleitete Aufjicht zu führen, 
um wo möglich durch Thatfachen der Wahrheit auf die Spur zu 
kemmen. Cine folche ſpätere Entdeckung kann allerdings dem Ein⸗ 
tritte des Uebels nicht mehr vollſtändig vorbeugen, aber doch eine 
Unterbrechung deſſelben und eine Verhinderung weiterer Fortſetzung 
veranlaſſen. 

Zur Entſcheidung der Hauptfrage aber, welche Zwecke als 


lieben zu gewährenden oder zu weigernden Erlaubniß, ſondern nur von der An: 
zige einer Thatſache handelt, deren Bekanntgebung, wenn nichts Unerlaubtes 
beabfichtigt wird, kaum je beſchwerlich oder machtheilig fein fann. Der Staat 
ſell durch die blofe Kenniniß von dem Vorhandenſein eined Vereines durchaus 
kin Mecht zu einem Verbote ober auch nur zu einer Verzögerung der Gründung 
abalten. Sodann darf nicht vergeſſen werden, daß eine für eine beſtimmte Klaſſe 
von Vereinen grundſaätzlich gemachte Ausnahme den Zweck einer rechtzeitigen Kennt⸗ 
riß zum großen Theile vereiteln könnte, indem nichts leichter wäre, als einem 
Bereine, welches auch feine eigentliche Abficht wäre, den Schein des Ausnahme: 
alles zu geben. Allerdings kann eine folche Maske auch bei einer Anzeige vor: 
genommen und dadurch über die Art eines Vereines getäufcht werben; allein 
theils iſt die Kenntniß von dem Borhandenfein cined Vereine und von feinen 
engeblichen Satzungen immerhin von Werth, als eine Veranlaffung zur Beob⸗ 
achtung und, je nach Umftänden, näherer Erforfhung ber Wahrheit; theils wirb 
mm durch bie allgemeine Verpflichtung zur Anzeige eine Strafdrohung gegen 
Tiufhung in Betreff des Zweckes eines Vereined ausführbar. Auch verfteht fich, 
ſchließlich, von felbit, daß nur von eigentlichen Vereinen, alfo von bauernden Vergeſell⸗ 
ihaftungen mit einem beftimmten, durch gemeinfchaftliche Kräfte zu erreihenden 
Zwede und mit einer Organifation, bie Rede if, nicht von zufälligen Zuſammen⸗ 
fünften und gejelligen Begegnungen. 
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unerlanbt zu erklären feien, bedarf es der Aufftellung feſter 
Grundfähe, damit nicht Willkür, Furchtſamkeit oder üble Abficht ſei 
es den Staat, fei es den Bürger, beeinträchtigen. Die Auffindung 
der richtigen Anhaltspuncte ift bei gutem Willen nicht ſchwierig. 
a) Einmal darf unzweifelhaft ein Verein fich die SZerftörung 
der zu Recht beftehenden Verfaffung des Staates nicht zum 
Ziele fegen, ſomit anch Feine Einrichtung anftreben, welche mit der⸗ 
jelben weſentlich unvereinbar if. Was Hochverrath bei einem Ein- 
zelnen wäre, kann noch weit weniger einer dazu verbundenen, alfo 
gefährlicheren, Mehrzahl geftattet fein; und zwar ift wohl zu be: 
merken, daß bie Unzuläffigkeit nicht etwa nur in der Benügung an 
und für fich fchon unerlaubter Mittel liegt, jondern in dem Zwecke 
ſelbſt bejtcht 7). Allerdings nimmt der Rechtsſtaat für fih im 
Ganzen und für feine einzelnen Formen Feine über dem menſchli— 
hen Willen ftehende Heiligkeit und feine Unveränderlichfeit in An- 
ſpruch; im Gegentheile ift es nicht nur ein Gchot der Klugheit, 
ſondern eine fittliche und vechtliche Pflicht für ſämmtliche Theil: 
nehmer, diejenigen Umgeſtaltungen rechtzeitig eintreten zu laſſen, 
welche der Entwiclungsgang der Gefittigung bed Volkes verlangt. 
Allein es kann die thatlächliche Vorbereitung und Durdführung 
ſolcher Aenderungen ohne beftändige Gefahr von Umſturz, Bürger: 
frieg und Anarchie nicht dem Einzelnen oder freiwilligen Vereinen 
von Einzelnen überlaffen werben, ſondern muß ausſchließlich ven 
durch die Berfaffung dazu beftinmten gefetlieden Organen zukommen. 
Es fteht dem einzelnen Bürger und ebenſo mehreren dazu Vereinig- 
ten zu, innerhalb der Gränzen der Rede= und Schreibefreiheit ihre 
Anfihten und Wünſche auch über Verfaffungsgegenftände und über 
wünſchenswerthe Menderungen im Wefen oder in Nebentheilen des 
Staatsorganismus auszuſprechen; allein jeder Verſuch' zu eigen: 
mächtiger thatfächlicher Ausführung folcher fubjectiven Anfchauungen 
7) „Qereine, die ein politifches Princip befennen, welches unvereinbar ift 
mit dem Staatsprincip, 3. B. republicanifche Vereine in ber Monarchie, monar⸗ 
hifche in der Republik, für den Communismus in einem modernen Gulturflaat, 
find feindliche Heere, die fich unter einer Fahne fammeln, um die Staatsordnung 


umzumälzen,“ jagt ganz richtig Bluntfchli, Allgem. Staatsrecht, Ste Aufl., 
Bd. I, ©. 533, 
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it ein Staatöverbrechen und als ſolches nach Kräften und Bebürfniß- 
u verhindern. Die wirkliche Größe ber Gefahr läßt fich freilich 
wicht ein für allemal beurtheilen; je nach Ort und Zeit Eönnen 


kieſelben Handlungen cine ſehr verſchiedene Ausficht auf Gelingen 


haben, und eine gewifje Freiheit der jubjectiven Schätzung des Noth⸗ 
wenbigen ift daher unvermeidlih. Um jo beftimmter muß aber der 
Begriff des unerlaubten Angriffe® auf die Verfaffung gegenftänblich 
ſeſtgehalten und eine falfche Anwendung forgfältig vermieden werben. 
Demgemäß kann denn feine Rede davon fein, daß jeder politifche 
Lerein ſchon ala folcher unerlaubt, alfo den Bürgern jede Erftrebung 
irgend eines ftaatlichen Zieles durch gemeinjame Kräfte von vorweg 
zu unterjagen fei. Eine Beichäftigung mit dem, was von fo großer 
beutung für Alle ift und wejentlich ihr Wohl und Wehe mit: 
beſtimmt, ift Fein Verbrechen; auch eine gemeinfame Bemühung um 
Durchführung eines Wunſches noch lange nicht: es kommt im ein- 
weinen Falle auf den Gegenftandb und auf die gewählten Mittel an ®). 


8) Hiernach ift denn zu ermellen, wa3 davon zu halten ift, wenn fchon oft 
ver Satz aufgeftellt und auch gefeßlich außgefprochen worden ift, daß jeber poli: 
tie Verein unzuläffig fei, möge fein Zwedck fein, welcher er wolle. Hierzu hat 
theils bie Furcht vor einer unter ber Maske einer lobenswerthen Abficht verbors 
genen Gefahr bewogen; theild die Anficht, daß jebe foldye Geſellſchaft einen Ein: 
giff in die Befugniffe ber verfaffunggmäßigen Staatsorgane enthalte, welche body 
daz Wünfchenswertbe ſchon von felbft beforgen werden und allein bazu berechtigt 
iten, jo wie in die Nechte der Geſammtheit, welcher ber Wille einer Minderheit 
auigebrungen merden wolle; tbeilö die Ueberzeugung, daß durch GStrafgerichtäbar: 
kit dem Uebel nur fehr unvollſtändig beizukommen fei; theilß endlich die Abficht, 
fe immer und überall vorhandenen Mißvergnügten burch Vereinzelung in un: 
Hädlihem Stande zu erhalten. ©. Jufti, Polizeiwiſſenſchaft, 2te Aufl., ©. 274; 
Gmmermann, Die Staatspolizei, Seite 124; Zirfler, Aſſociationsrecht, 
&. 14 fg.; Preußifches Edict vom 20. Oct. 1798, bei Zeller, Bd. J, ©. 159; 
Etein, Verwaltungslehre, Bd. I, ©. 525 fg. Dieß heipt nun aber das Ziel 
weit ũberſchießen. So gewiß ſchon Häufig politifche Vereine verbrecherifche Ab: 
fihten gehegt und nicht felten fogar großes Unheil veranlaßt haben; fo gewiß 
alfe ein fcharfes Augenmerk auf fie nöthig und eine Fräftige Hand gegen bie 
Gefährlichen unter ihnen am Platze ift: fo find doch nicht alle Vereine, welche die 
!ebanslung irgend eines flaatlichen Gegenftanbes und etwa auch deſſen Verbeſſe⸗ 
nıng zum Zwecke haben, für den Rechtsſtand bedenklich und fomit unerlaubt. 
Ganz unrichtig ift, daß eine gemeinfchaftliche freiwillige Bejchäftigung mit Staats- 
angelegenheiten dem Bürger eines Rechtsſtaates an fi) und unter allen Umftänden 
unterjogt fei. Nicht nur fönnen in allen Formen biefer Staatsgattung ſolche 
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Sodann ift es nicht felbftredend eine Zerftörung ober Untergrabung 
ber Berfaffung, wenn ein Verein die Handhabung eined unzweifel- 
haften verfaffungsmäßigen Rechtes oder bie Aufrechterhaltung bef- 
ſelben gegen etwaige ungefegliche Angriffe zu fichern beabfichtigt. 
Selbſt eine einfeitige, aber noch innerhalb des Geſetzes fich haftende, 


gemeinfchaftlihe Befhäftigungen und Bemühungen jehr dankenswerth fein, wenn 
fie die verfaffungömäßigen Organe bed Staatöwillend auf Gegenſtände bes öffent: 
lihen Wohles aufmerffam zu machen und erlaubte Mittel zu deren Erreihung 
herbeizufchaffen, namentlich bie öffentliche Meinung vorzubereiten fuchenz; fonbern 
in mebreren und böchft bedeutenden Arten des Nechtsitantes iſt ber Bürger fogar 
zu regelmäßiger und wichtiger Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten 
berufen, bann aber auch zur Vorbereitung bierzu und zur Ausbildung feines ſtaat⸗ 
lihen Sinnes beredtigt. Da nun unzweifelhaft Vereine ein taugliches Mittel zu 
allen diefen untadelhaften Zwecken find, fo müffen fie auch fo lange erlaubt fein, 
bis fie fi in dad Gebiet bes Unrechtes verirren. Die Hoffnung aber, daß durch 
eine Unterfagung von Vereinen etwa vorhandene Unzufriedene vereinzelt und 
machtlos werden werden, ift theils fehr zweifelhaft bei der Möglichkeit, fich der 
Preſſe und fo vieler anderer Mittheilungsmittel zu bebienen; theild ift dag Necht 
zu einer ſolchen allgemeinen Maaßregel in Zweifel zu ziehen, indem eine entfpre: 
chende Außbehnung ber Gefährlichkeit nicht vorhanden ift. Hier genügt offenbar 
die Auflöfung der einzelnen beflimmten Vereine, welche genugfamen Verdacht einer 
Rechtöbebrohung geben. Insbeſondere kann ber von Stein a. a. D. aufgeftellten 
und fcharf ausgeprägten Anficht nicht beigepflichtet werben. Hätten freilich die 
von ihm fo benannten „Vereinigungen“ ſämmtlich ben ihnen beigelegten Zwed, 
eine von ihnen beabfichtigte Veränderung mit Gewalt ber Mehrheit aufzubrängen, 
wären fie alle geheim, und forberten fie immer unbebingten Gehorfam der Mit⸗ 
glieder gegen bie Leiter: dann möchte der Satz richtig fein, daß „das Mecht ber 
Verbindungen Verbot, fiherheitöpolizeiliche Verfolgung und Beftrafung“ fei. Allen 
dem ift nicht fo. Es laſſen fich leicht politifche Vereine denken, und e8 hat beren 
thatſächlich ſchon fehr viele gegeben, welche ihre Ziele keineswegs mit Gewalt, 
fondern vielmehr mit ganz erlaubten Mitteln verfolgen wollen; welche ganz offen 
vor aller Welt fih zu ihrem Zwecke und zu ihren Mitgliedern befennen unb bei 
welchen von einem Zwange zu unbebingtem Gehorfame der Mitglieder gar Teine 
Rede iſt. Die angeblichen Merkmale treffen alfo lange nicht immer zu, bamit 
fehlt e8 aber auch, felbft nad) Stein’3 eigener Anficht, ar einem Grunbe zu einer 
allgemeinen Berwerfung. Wenn aber gar (was uicht ganz deutlich erhellt) ſchon 
in ber blofen Belhäftigung mit Berfaffungseimrichtungen, im Gegenfate zu 
blofen Gegenſtänden der Verwaltung, eine Begründung unbedingten Verbote ge: 
funden werden wollte, fo müßte bagegen entichiedener Widerfpruch erhoben werben. 
Eine Beichäftinung mit der Verfaflung bes Staates ift auch einfachen Bürgern 
nicht unterfagt auß ben fo eben angegebenen Gründen, eine Bemühung um Ver: 
befferung berfelben nicht an ſich unerlaubt, unter Umftänden fogar fehr nütlich 
unb löblich. 
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Auffaſſung des fraglichen Rechtes iſt kein Verbrechen, ſo lange nicht 
abweichende aber ebenfalls noch erlaubte Richtungen und Benüutzun⸗ 
gen mit ungejeglichen Mitteln verhindert werden wollen. Die Bil- 
bung von Parteien und cin parteimäßiges Verhalten zum Staate 
und feiner Verfaſſung ift in freien Staaten ſogar eine Nothwendigkeit. 
Auch wird ein vereintes Beſtreben dadurch nicht unerlaubt, daß 
dpa das gemeinfam zu fichernde Recht. einen Schuß gegen eine 
beſtimmte Hanblungsweife der Staatsgewalt ſelbſt zu gewähren be- 
fimmt tft; nicht die Vertheidigung, fordern im Gegentheile die Be: 
fitigung eines jolchen Rechtes ift eine Verlegung der Verfaſſung °). 
Ebenſo kann es nicht angefochten werden, wenn ein Verein die Be: 
feſtigung und Ausbreitung einer beftimmten politifchen Gefinnung 
um Zwecke bat, falls dieſelbe nur nicht überhaupt unverträglic) 
ft mit dem Weſen ded concreten Staate® und jeher Verfaflung, 
der ihr nicht eine ind Unerlaubte und Feindſelige überfchlagende 
Richtung gegeben wird. Möglich, daß eine folche Lebenzanficht mit 
den zufällig bejtehenden Wünschen und Intereſſen der Staatsgewalt 
nicht übereinftimmt; daraus gcht aber noch nicht die Berechtigung 
u einem Verbote hervor, jondern nur die Aufforderung zum Ent: 
jegenwirfen in gleich erlaubter Weile. Von ſelbſt veriteht fich 
freilich, daß die Regierung nicht die Verpflichtung hat, ſich durch 
heuchleriſche Vorfpiegelungen täujchen zu laffen, ober der Anwendung 
don Mitteln zuzufehen, welche eine wahrjcheinliche Gefahr für fie 
enthalten 1%). Endlich iſt es nicht ſchon ein dem Grundſatze nad) 
unzuläffige® Unternehmen, wenn ein Verein ſich die auf gejch- 


9) Nicht unerlaubt find alfo in einem Staate mit Volfävertretung Wahl: 
vereine, in jebem freien Staate Vereine zum Schute ber Preßfreiheit, des Petitions: 
tehtes, ber Religionzfreiheit. 

10) Als zuläffig erfcheinen z. 8. Vereine zur Verbreitung gemeinverftändlicher 
Sähriften über öffentliche Angelegenheiten, (natürlich rechtliche Unanfechtbarfeit der 
einzelnen Beröffentlihungen vorausgeſetzt); Vereine zur Kräftigung des Volkes 
m einer guten, geiſtigen oder Lörperlichen, Gigenfchaft, 3. B. Turnvereine, Schügen: 
vereine. Aber eben fo unzweifelbaft wäre es mehr als kindiſch, einer gefeblich 
beſtehenden Staatögewalt zuzumuthen, daß fie einem ihrem Dafein nachweisbaren 
feindlihen Verein die Bildung und Einübung eines Heered unter dem Vorwande 
von Körperübung und Zeitvertreib geftatte. Die Gedankenloſigkeit oder Feigheit, 
welche hierauf eingienge, würde fich jelbft ihr Grab bereiten. 
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lichem Wege zu bewirkende Verbeſſerung einer beftimmten einzel 
Berfaffungsbeftimmung zum Ziele fett. Allerdings fol ein, ı 
leicht wichtiger, Beftandtheil der Verfafjung geändert und baı 
bin mit gemeinfamen Privasfräften gewirkt werben; allein fo Ia 
einer Seit? der Grundgedanfe der Verfaffung nicht angefochten 
anderer Seit? nicht unerlaubter Weife unmittelbar eingegriffen ı 
ein unberechtigter Druck auf die gefeglichen Organe des Eta 
willen? ausgchbt werben will, fondern wirklic nur eine Darleg 
der Nichtigkeit des Wunſches ftattfindet und eine Belehrung 
Belebung der öffentlichen Meinung beabjichtigt ijt, findet eine Ue 
fchreitung des ftaat2bürgerlichen Rechts nicht ftatt. Auch ift 
bedenken, daß eine Unterdrückung gefehlicher Bemühungen und 2 
befferungen weder das Bedürfniß verfelben noch dag Verlau 
nach einer Erfüllung des Verlangen? befcitigt, ſondern leicht 
verbotene und gefährliche Wege treibt, da eine ungerechtfert 
Unterfagung eine? Rechts als eine Loszählung von Pflichten ı 
gefaßt werben mag ?1). 

b) Sodann kann es feinem Zweifel unterliegen, daß ein Ve 
auch nicht befugt ift, ein einzelnes Recht fei es des Etao 
ſei es eines Privaten zu verlegen oder die Verleßung eines fol: 
Rechtes durch Andere vorzubereiten. — Als Verletzung ift 8 « 
zu betrachten, wenn der Befißer durch Gewalt, Tänfchung ı 
Drohung um den vollen Genuß oder Fortbeſtand feines Rec 
gebracht werden will. Erlaubt dagegen ift es, die Näthlichfeit 
Dringlichkeit einer Nechtzänterung dur Erörterungen inner) 
der gejeglichen Gränzen der Rede- oder Echreib: Freiheit nad 
weilen. Ob eine ſolche Bemühung den Berechtigten unängenchm 


11) Es foll nicht geläugnet werden, daß hier die Gränze von Necht und 
recht nicht inımer Mar zu finden und bie Beurtbeilung, ob ein Verbot ober 
Gewährenlaffen eines Vereines größere Gefahr berge, oft ſchwierig fein n 
allein dic kann dem Grundſatze feinen Eintrag thun, fondern fleigert nun 
Forderung an die Weisheit der betreffenden Staatslenker. Es kann bod ı 
im Allgemeinen nicht in Abrede geftellt werben, daß Vereine zur Herbeiführ 
einer Volksvertretung, ober zur Verbefferung ber Zufammenfegung einer ftänbi| 
Verfammlung, zur Ausdehnung des Wahlrechtes u. ſ. w. nicht von Hauſe 
unerlaubt und zu unterbrüden find. ” 
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mn an der Befugniß zu einer Verfolgung mit erlaubten Mitteln 
nichts Andern. Keinen Unterjchied macht es aud), ob die Mitglieder 
des Vereines bei dem fraglichen Rechte etwa auch betheiligt find. 
Einer Seits überfchreiten Genoffen ihre Befugniffe, fobald fie Mit- 
berechtigte auf eine an fich unerlaubte Weiſe zu einer Aufgebung 
ihreß Antheiles zu bringen fuchen; anderer Seits find Nichtgenofjen 
berechtigt, auf Abhilfe hinzuwirken, ſei e8 daß fie ungebührlich von 
men Rechte ausgeſchloſſen zu fein vermeinen, fei es daß fie bie 
Befeitigung eines ihnen nachtheiligen fremden Rechtes verlangen. — 
gür unerlaubte Aufhegung Dritter aber muß es erklärt werben, 
niht nur wenn Solche von dem Vereine ohneweiterd zur Vornahme 
äner ſolchen Verletzung aufgefordert werben, fondern auch wenn 
verfelbe die vechtlichen Folgen eines beitimmten Vergehens durch 
kine Gefammtmittel zu befeitigen oder auszugleichen verſpricht, da⸗ 
uch aber die Wirkung der Staatöregeln, namentlich die Straf: 
gelebe, zu brechen jucht 22). 

c) Eine weitere unerlaubte Richtung von Privatvereinen ift 
8, wenn biejelden fich in irgend einer Beziehung eine Gewalt an- 
managen, welche nur dem Staate feldit gehört ober wenigſtens 
nur durch einen Act der Gefeßgebung an Bürger übertragen werden 
lann. Dieß gejchieht aber namentlich in drei Fallen unläugbar. — 
Einmal, wenn ein Privatverein Dritten eine Verbindlichkeit auf: 
gen will, zu welcher biejelben weder freiwillig ihre Zuftimmung 
gegeben haben, noch welche aus dem allgemeinen Rechtsſyſteme ab: 
geleitet werben kann. Auch cin fittlicher Zwang, 3. B. durch 
ehrenrühriged Betragen gegen bie fich Weigernden, ift unerlaubt 19). 

12) Mit vollem Rechte hat baher bie neuere Gefeßgebung fehr allgemein bie 
Bilbung von Vereinen zur Bezahlung der wegen gewifler Vergeben zuerfannten 
Geldſtrafen ober zur Wiederanſchaffung gerichtlich iweggenommener Gegenſtände 
verboten. Ein Ding ift Wohlthätigfeit ober Beiſteuer zu erlaubten Sweden, ein 
anbered aber eine Vereinigung zur Aufhebung ber Wirkung ber Geſetze. Ganz 
unverträglich mit bem Beſtande einer ihrer Aufgabe gewachfenen Staatsgewalt ift 
es gar, wenn nicht etwa blos in Einem Falle das Geſetz durch ein Zuſammen⸗ 
wirken Vieler fraftlos gemacht werden will, ſondern wenn ein ſtehender Verein 
in allen künftigen Fällen einer beſtimmten Gattung auf ſolche Weiſe zu handeln 


ſich vorſetzt. 
13) So z. B., went einzelne Genoſſen eines Standes ober Gewerbes ein 
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Zweitend, wenn durch einen Berein ein neue? Glied in den beftehen- 
ben Staatsorganismus eingejchaltet werben, dadurch alfo eine formell 
neue Seftaltung des ftaatlichen Lebens gegeben werben will. Offen: 
bar fteht ein ſolcher Schritt Lediglich nur der gefegebenden Gewalt 
ſelbſt zu, und es ift dabei gleichgültig, ob bie beabfichtigte Einrich- 
tung ganz neu ift, oder ob fie an die Stelle einer geſetzlich bejtehen- 
den gefchoben werden joll 1%. — Endlich ift es eine nicht zu duldende 
Anmaaßung, wenn ein Verein von Privaten cine thatfächliche Ein- 
miſchung in die Verhältnifje zu fremden Staaten zum Gegenftande hat. 
Dieß it denn aber in doppelter Richtung möglih. Entweder kann 
der Zwec fein, eine fremde Regierung zu einem beftiminten Ver: 
halten gegen ben bieffeitigen Staat zu beftimmen; oder aber mag 
bie Abficht dahin gehen, eine Veränderung in den Zuſtänden des 
fremden Staates vorzubereiten und zu unterftügen 15). Erſteres ift 
offenbare Verlegung eine? unzweifelhaften und nothwendigen Rechtes 
des eigenen Staatdoberhauptes, welchen (je nach der Verfaffung 
vielleicht im Vereine mit der Volksvertretung) die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten zufteht, und es mag eine ſolche unbefugte 
Einmiſchung ſchon aus formellen Gründen bis zum Hochverrathe 


Schiebögericht für Streitigkeiten unter fi oder mit Dritten einführen, zur Theil: 
nahme aber entweder folche ihres Gleichen, welche hiezu nicht geneigt wären, ober 
gar Dritte zwingen wollten. 

14) Verſuche biefer Art find nicht eben unerhört. So ber Plan O'Connell's, 
Repeal⸗Friedensrichter an bie Stelle ber vom Staat beftellten durch ganz Irland 
zu fegen; ober die Abficht ber württembergifchen Widerfpruchäpartei im 9. 1833, 
ftehende Wählerausſchüſſe in allen Wahlbezirken zu beftellen, biefe aber in beftän- 
dige Verbintung mit den Abgeordneten zu feßen. 

15) Ein Verein ber erfleren Art wäre es 3. B., wenn ber Zweck barauf ge: 
richtet wäre, eine fremde Megierung bei deren Planen auf Gewinnung einer 
Oberherrſchaſt oder einer Gebietserwerbung gegen ben einheimifchen Staat zu 
fördern; ferner, wenn beabfichtigt würde, fremde Regierungen zum Einſchreiten 
in bieffeitige Tirchliche® oder ſtaatliche Ayftände anzuregen und fie babei zu unter: 
flügen; ober wenn man fi) mit einem feindlichen Staate in Verbindung ſetzen 
wollte, um bdiefen zu beftimmten Friebensbebingungen aufzumuntern. Ein uner: 
laubtes Eingreifen in bie Angelegenheiten eineß fremden Staates aber wäre es, 
wenn ſich ein Verein die Einführung einer beftimmten Verfaffungsform in dem: 
* felben, eine Aenderung gefelfchaftlicher Zuftände (Aufhebung ber Sclaverei u. bal.), 
bie Unterſtützung einer bortigen ftaatlichen Partei vorſetzte. 
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gehen. Die Einmifchung in die innern Angelegenheiten eines fremden 
Staates aber ift jehr gefährlich für den Frieden oder wenigſtens 
für die guten Beziehungen des eigenen Landes, indem nach der Natur 
der Sache und nach den anerfannteiten Sätzen des Völkerrechts bie 
Regierung, d. 5. die Gefammtheit, verantwortlich ift nicht bloß für 
ihre eigenen Handlungen gegenüber von Auswärtigen, ſondern auch 
für die Handlungen von Privaten, welche von ihr in ihrem Gebiete 
zugelaffen werden. Selbſt eine erfolglofe Bemühung zur Verhütung 
von Rechtöverlegungen ſchützt fie nicht vor Sicherungs- und Genug- 
thuungs⸗Forderungen bed fremden Staates, ba cine folche durch bie 
That bewiejene Unfähigkeit zur Aufrechterhaltung der internationalen 
Berhältniffe fie der Selbſthilfe der Verletzten ausſetzt, wo nicht 
gar als ein Beweis der Unmöglichkeit eines felbftftändigen Daſeins 
außgelegt werden Tann. Dabei ift es natürlich ganz gleichgültig, 
ob der das Unrecht begehende Verein aus eingebornen Bürgern beftcht, 
oder aus Fremden, welche nur vorübergehend im biefjeitigen Gebiete 
ſich aufhalten, alſo deſſen Gefegen für folche Zeit unterworfen find. 

d) Unerlaubt dem Zwecke nach find endlich Vereine, welche 
einen Zuftand herbeizuführen trachten, der aus Gründen der Polizei 
als gemeinſchaͤdlich wegzuräumen wäre, wenn er, gleichviel aus 
welcher Urjache und durch wen veranlaßt, bereit? beftünde, ober 
welche den Betrieb und den Erfolg einer polizeilichen Einrichtung in 
ber Weife zu vereiteln beabfichtigen, daß biefelbe auch Solchen, 
welche fie benüben möchten, nicht zu Gute kommen kann 19), Hier: 
mit erledigt fich denn auch die Frage von jelbjt, ob und in wie 


16) Als unerlaubt wären 3. ®. Vereine zu behanbeln, welche bie geſetzlich 
vom Staate eingeführte Gewerbefreiheit dadurch verhindern wollten, daß fich ihre 
Mitglieder verpflichteten, nur zunftmäßig gebildete Arbeiter zu verwenden, nur 
mit folgen anderen &ewerbenben, welche Ähnliche Verabrebungen getroffen hätten, 
in Verbindung zu treten, nur für Solche zu arbeiten, welche fich ausſchließlich 
ber Genoſſen ähnlicher Verbindungen bebienten. Ober Vereine, welche ber Ver: 
breitung von Kenntniffen, welche der Staat in öffentlichen Anftalten lehren läßt, 
alfo für gemeinnütig anerkannt hat, dadurch entgegentreten wollten, baß fie zur 
Nichtbenũtzung jener Anftalten aufmunterten, ben Benügenden Nachtheile zufügten. 
Dber Vereine, deren Zweck wäre, einen als gefunbheitäwibrig bejeitigten Zuftand 
wieber berzuftellen. 

v Mey, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 6 
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weit unfittliche Zwecke einer Gefellichaft zu deren Verbot be: 
rechtigen koͤnnen. 

2) Die Form eines Vereines, ganz abgeſehen von etwaigen 
Zwecken und Mitteln deſſelben, erſcheint als unverträglich mit der 
Rechtsordnung, namentlich aber mit den Rechten des Staates, wenn 
durch die Satzungen der Geſellſchaft entweder eine mit der unge: 
ftörten Wirkung der allgemeinen Gefeße unvereinbare Gewalt über 
die Mitglieder geichaffen, oder aber dem Staate die Finficht in die 
Zwecke und einzelnen Handlungen bed Vereines und feiner Vorfteher 
in ſolchen Fällen entzogen werden will, in welden auch der 
vereinzelte Bürger fich einer Kenntnignahme untenverfen muß. In 
beiden Fällen wäre der Staat in die Tage verfett, feinem echte 
und feiner Pflicht nicht ungeftört nachlommen zu Eönnen. Deßhalb 
ift auch eine Aenderung der anftößigen Beitimmungen dad Wenigfte, 
was cr verlangen darf und muß, falls nicht überhaupt aus bens 
felben eine überwiegende rechtöwidrige Abficht fich ergiebt, welche 
dann mit allem Zuge zu einem gänzlichen Verbote der immer ge- 
fährlich bleibenden Sefelifchaft führen würde. — Im Einzelnen aber 
ift namentlich Folgendes zu bemerken: 

a) Eine mit den Gefegen und den Rechten der Etaatögewalt 
unvereinbare Macht eined Vereine kann in zwei Fällen ſtatt⸗ 
finden. Einmal, wenn den Vorftänden von den Mitgliedern unbe: 
dingter Gehorſam gelciftet werden fol. Namentlich ift dann bie 
Gefahr fehr dringend, wenn diefe Oberen, wenigftend die in den 
böchiten Stellen Etehenden, den untergeorbneten Mitgliedern ganz 
unbelannt bleiben, fomit weder Vorſtellungen biefelben erreichen, 
noch eine fittliche VBerantwortlichkeit fie trifft. Zweitens aber, wenn 
die Deitglieder durch eibliche Verpflichtungen unlöglich an den Verein 
geknüpft find, jo daß eine Trennung der rechtlich Gefinnten auch bei 
gewonnener Einficht in die Schlechtigfeit der Abftchten oder Mittel 
gehindert ift. Verſchlimmert Tann dieſes Verhältniß noch werben, 
wenn gegen abtrünnige Mitglieder Strafs oder Rache-Einrichtungen 
getroffen find *7). 

17) Wenn Zirkler, Affociationsrecht, auch noch die Unbeſtimmtheit 
ber Dauer eine Vereines zu ben mit den Staatsrechten unvereinbaren ober 
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b) Bon unerlaubter Geheimhaltung aber laffen fich 
ebenfalls zwei verfchiedene Falle unterfcheiden. — Erftend, wenn ben 
Nügliedern durch einen Eid unterfagt werden will, über bie ein- 
zinen Angelegenheiten des Vereines irgend eine Mittheilung zu 
machen und ſolche namentlich auch dem Staate vorzuenthalten, wenn 
berfelbe zum Behufe erlaubter Zwecke, namentlich etwa einer ge- 
richtlichen Unterfuchung, entweder Geſtändniß der Betheiligten oder 
wenigftend Zeugniß der Wilfenden verlangen jolltee Daß eine 
ſolche eigenmächtig geſetzte Verfchweigungspflicht mit der Aufgabe 
des Staates, bie Mechtzidee unter allen Umftänden zu verwirklichen, 
nicht verträglich ift, fallt in die Augen. — Zweiten aber fann die 
völlige Geheimhaltung des Vereines an fich nicht zugegeben werben, 
indem dad, denn doch unbeftreitbare, Aufſichtsrecht des Staates 
bierunter empfindlich und gefährlich leidet. 

Letzteres Verhaͤltniß erfordert bei feinem häufigen Vorkommen 
eine nähere Betrachtung. — Für bie Begründung der Behauptung, 
daß ein Verein berechtigt fei, fein Beſtehen am fich fo wie feine 
Mitglieder geheim zu halten, laſſen ſich unzweifelhaft nicht unbes 
deutende Gründe angeben. Einmal mag angeführt werden, daß 
feinerlei Verpflichtung beftehe, dem Publicum alle Plane und Bes 
Ihäftigungen zu verfünden, und daß jelbjt der Staat zu einer Nach⸗ 
forfhung nur dann als berechtigt erjcheine, wenn eine Nechtövers 
letzung bereit3 begangen jei oder wenigſtens mit Wahrjcheinlichkeit 


wenigftend für dieſelben bedenklichen formellen Einrichtungen zählt, fo fcheint 
biezu ein zureichender Grund nicht vorhanden zu fein. Falls ein erlaubter 
Bed vorausfihtlih auf, unbeſtimmte Zeit fich verlängert, fo darf doch offenbar 
auch das Mittel zu feiner Erreihung, nämlich eben ber Verein, gleich lange 
fih ausbehnen. Ber Stantsgewalt entläuft er dadurch nicht von felbft, ba dieſe 
auch jpäter als mit ben nöthigen Kräften audgerüftet nebacht werden muß. — 
Ebenfo fcheint Fein zureichender Grund zu ber Forderung befielben Berfafiers 
vorhauben zu fein, daB das Band ein rein perſönliches fein müfle, 
fomit jedes Mitglied immer nur wegen feiner Perſon, nicht aber weil einer bes 
ſtimmten Rategorie angehörig oder gar nur wegen Billigung des Zweckes, aufs 
genommen werben bürfe. Diefe Anficht führt zu dem wunberlichen Babe, baß 
weber eine auffallende Gleichheit noch eine ſolche Ungleichheit ber Mitglieder 
kin bürfe. Offenbar bat lediglich bie obiective Beſchaffenheit des Vereines Über 
bie Grlaubtheit deſſelben zu enticheiden, nicht aber bie perjdnliche Veſcheffenhen 
der Mitglieder. 
6 
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drohe; ferner kann geltend gemacht werben, daß der Reiz des Ge- 
heimnifjes für Manchen ein Grund fei, fih einem nüßlichen Zwecke 
anzuſchließen; endlich ift unläugbar bei einigen nicht nur erlaubten 
fondern ſogar höchſt edeln Abfichten, 3. B. bei gewiffen Arten von 
Armenunterftügung, ber Sache ſelbſt willen cin Geheimniß wün- 
ſchenswerth. Dennoch würde ber Schluß, daß ein Verein dem 
Etaate nach Belieben fein Dafein ganz verbergen bürfe, viel zu raſch 
fein. Mit vollem Grunde läßt fich gegen ein ſolches Recht auf ein 
Geheimniß anführen, daß die entfchiedenjten Erfahrungen einen 
häufigen hoͤchſt ſchädlichen Einfluß von geheimen Geſellſchaften nach- 
weifen, namentlich ungebührlihen Einfluß auf Staatzangelegenheiten, 
Förderung von Parteizwecken, ſelbſt gefährliche Angriffe auf den 
Beſtand des Staates. Es ift ferner zu behaupten, daß der Bürger 
zu einer Mittheilung verbunden ſei, wenn fein Geheimthun Unruhe 
errege und Mißbräuche befürchten laſſe. Endlich mag gefragt wer: 
den, ob es nicht unter folchen Umftänden eine fittliche Pflicht des 
Bürgers fei, fich felbft, wenn ein Zwang dazu nicht rechtsſchlüſſig 
nachgewiefen werben koͤnnte, zu ehrenwerthen und erlaubten Unter⸗ 
nebmungen offen zu befennen? Dieſe Gegengrünbe find nun jeden 
Falles von der Bebeutung, daß fie ein unbebingtes Feſthalten des 
Geheimuiſſes nicht als zuläffig erjcheinen laffen. Vielmehr ift allen 
Umftänden und gerechten Forderungen Nechnung getragen, wenn 
zwar einer Seits dem Staate das Recht nicht zugeftanden wird, jede 
“ geheime Geſellſchaft bloß wegen bed gegenüber von Nichtmitgliedern 
grundſätzlich feftzuhaltenden Geheimniffes ganz zu verbieten 19); 
anderer Seits aber allen Vereinen bie Verbindlichkeit auferlegt wird, 
wenigften? ihm von ihrem Beftehen Kenntniß zu geben. Dann ift 


18) Mebrigend haben nicht nur viele Staaten ein ſolches Recht des unbe: 
dingten Verbotes aller geheimen Gefellfchaften in Anſpruch genommen, fonbern 
auch manche Theoretifer es gebilligt. Man fehe 3. B. das öfterreihifche 
Geſetz über ſchwere Polizeivergehen, $. 87, und KRubler’s Erklärung, 8. Aufl, 
©. 104 fg.; die bayrifche B.D. vom 28. Febr. 1813 und 13. Sept. 1814; 
bie babifhe V.O., f. R.Bl. von 1818, Nr. 5; ferner: Windischgräz, 
Objections aux societes secrötes. Londr., 1787; Dürfen geheime Geſellſchaften 
in mwohleingerichteten Staaten gebulbet werben? Frankf., 17985 Robinfon, 
Ueber geheime Gefellichaften u. beren Befährlicgkeiten. U. d. E. Königsb., 1800; 
Zirkler, Das Afjociationsreht, ©. 141 fg. 
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ber Staat in der Lage, die etwa weiter nöthigen Vorkehrungen zu 
treffen; den Geſellſchaften jelbft aber geſchieht Fein fühlbarer Eintrag, 
dba bie Regierung zur Bewahrung des ihr anvertrauten Geheimniffes 
verbunden ijt, und von einer ungerechtfertigten Forderung an bie 
Bürger kann keine Rebe fein, da der Staat mit Fug verlangen kann, daß 
fi) in feinem Gebiete Niemand, audy Leine moralifche Perſon, ohne 
fein Wiffen aufhalte und fich feinen Geſetzen unterwerfe 19%). Um aber 
dem Gebote der Mittbeilung Folge zu verfchaffen, muß natürlich 
bie Unterlafjung der Anzeige mit entiprechenden üblen Folgen ver- 
bunden fein. Vorerſt muß fie, ſelbſtredend, nicht nur eine gänzliche 
und dauernde Auflöfung der Geſellſchaft, ſondern auch eine gefeß- 
fihe, nicht allzu unbedeutende, Strafe für alle einzelnen Mitglicder 
nach fich ziehen. Sodann mag der Staat noch insbeſondere von 
allen jeinen Beamten verlangen, daß fie feiner ihm unbelannten 
geheimen Geſellſchaft beitreten bei Strafe des Amtsverluſtes; und 
es ift felbft Kein vechtliches Hinderniß vorhanden, eine folche Theile 
nahme auch den noch nicht im Staatsdienſte Befinplichen bei Verluft 
der Anfprüche auf ein Amt ganz zu unterfagen. Beſonders werben. 
diefe Strafprohungen bei geheimen politifchen Verbindungen an ber: 
Etelle fein %. Damit aber darüber fein Streit entftche, welcher 


19) Mit Recht Hebt biefen Grund hervor Rotted, Allgemeine Stantzlehre, 
©. 138. 

20) Namentlich dürfte bei den ſchon fo oft und immer vergeblich verbotenen 
Etubentenverbinbungen biefer Iehtere Umftanb in's Auge zu faflen fein. Daß 
Stubentenverbindbungen keine nothwendige ober auch nur wünſchenswerthe Form 
deß Lebens auf einer Hochichule find, mag unſchwer zugegeben werden; auch bes 
weist dieß thatfächlich ihr völliges Fehlen in ben meiften außerbeutfchen Ländern. 
Aein man muß die Dinge nehmen, wie fie nun einmal find, fei e8 nun, daß 
deutiche Art zu ſolchen Genoſſenſchaften befonbers brängt, ſei es, daß hunberts 
jährige Gewohnheit fie jo feft eingebürgert haben. Der Hauptgrund nun, warum 
bisher alle Strafbrohungen fo wenig fruchteten, war bie unbillige Zufammen: 
werfung aller ſolcher Sefellichaften in Eine Klaſſe. Amar ift es nie zu, billigen, 
wenn ein Geſetz nicht gehalten wird, mag es fein, welches e8 will; am wenigiten 
zu billigen, wenn es von Solchen gefchieht, welche einft bie Leitung bes Volkes 
in verfchiebenen Beziehungen zu übernehmen haben: allein ift es zweckmäßig, 
wenn bie Geſetzgebung ſolche Vereine, welche ftrafbare Unternehmungen gegen ben 
Gtaat zum Gegenſtande haben, benen ganz gleich ftellt, zu welchen jugenblicher 
Sefelligfeitstrieb, Herfämmliches Ehrgefühl, häufig harmloſe Eitelkeit und Spies 
lerei mit Anszeichnungen bie Beranlaffung giebt? Auch biefe letzteren arten aller⸗ 


| ss | 
Verein als geheim zu betrachten und fomit zu einer Anzeige ver- 
bunden fei, ift zu beitimmen, daß jeber ftehende Verein, welcher 
nicht Gründung und Zweck fogleid, nach feiner ſchließlichen Bildung 
entweber in öffentlichen Blättern oder auf jonftige allgemein zu- 
gängliche Weife befannt gemacht oder einer dazu geſetzlich bezeichneten 
Behörde amtlich angezeigt hat, im diefe Klaſſe gehöre. — Uebrigens 
darf man fich freilich die Schwierigkeit einer genügenden Vollziehung 
dieſer Maaßregeln nicht verhehlen. Gerabe die gefährlichen und 
Unerlaubtes beabfichtigenden geheimen Gejellfchaften, namentlich gegen 
bie beftchende Staatsverfaſſung gerichtete Vereine, werben von ihrem 
Dafein entweder gar Feine Kenntniß geben oder eine falſche Anzeige 
zu erftatten fuchen. Die Entdeckung der Wahrheit kann nur dann 
aber von einer aufmerkfamen, mit den Gefinnungen der Einzelnen 
und den Richtungen der Zeit bekannten Rechtspolizeibehoͤrde oder 


dings auch Teicht in Uebel aus, namentli durch beträchtlichen Zeit: unb Gelb: 
verluf, fo wie buch Veranlaſſung zu Zweifämpfen; allein um fie vor biefer 
Ausartııng wenigftens bis zu einem leiblichen ®rade zu bewahren, oder um letz⸗ 
tere, wenn fie erfolgt fein follte, zu beftrafen, genügen bie gewöhnlichen diſcipli⸗ 
narifchen Mittel einer Lehranftalt. Eine Strafe, welche eine nachtheilige Folge 
für das ganze Leben nach fich zieht, ficht in gar feinem Berhältniffe zum Ver- 
schen. Deßhalb wird fie denn auch nicht vollzogen gegen gewöhnliche Studenten: 
verbindungen. Dieſe Nachficht ſchwächt aber natürlich die Wirkung ber Geſetze 
auch bei ben ſchweren Fällen, und überbieß wird durch bie Gleichftellung ganz 
verſchiedener Hanblungen hinſichtlich der Strafe auch gar leicht bie fittlihe An- 
fit erzeugt, daß auch deren Strafbarfeit nur bie gleiche fei. Eine Unterfcheidung 
ber verfchtebenen Arten von alabemifchen Verbindungen und eine ſehr verfchiebene 
Behandlung berfelben ift alfo nicht nur Feine Begünftigung eines rohen Unfuges, 
(denn ber fol jebenfall3 nicht gebulbet werben,) fonbern vielmehr eine Forderung 
ber Gerechtigfeit und der Klugheit. Diefem zu Folge kann alfo die Anzeige jeber 
akademiſchen Verbindung verlangt werben unb ift bie Unterlaffung unter allen 
Umftänden, namentlich durch Wegmweijung, zu beftrafen; eine ftrengere Behandlung 
aber und eine Über die Studienzeit hinübergreifende Strafe ift nur bei geheim⸗ 
gehaltenen Verbindungen mit politifhen Zwecken an ber Stelle. Weber biefen 
Gegenſtand ift nachzufehen: Jacob, Afabemifche Freiheit und Difciplin. Halle, 
1819; Haupt, Landsmannſchaft u. Burſchenſchaft. pz., 18205 Fabritius, 
Ueb. d. herrfchenden Unfug auf deutfchen Univerfitäten. Mainz, 1822; Herbit, 
Ideale und Irrihümer de afadbemifchen Lebens. Augsburg, 1824; Mittel gegen 
bie geheimen Drbensverbindungen d. Stubirenden. Dresb., 1824; Die Stubentens 
verbindbungen auf beutfchen Univerfitäten, in ber Deutſch. Bierteljahrsichr., 1841, 
Nr. 2, ©. 191 fg; Die Stubentenverbindungen, baf., 1845, Nr. 2, ©. 1 fg. 
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einem Tcharffinnigen und mit Eifer und Zuverläffigfeit zu Werke 
gehenden Unterfuhunggrichter ausgehen, wo nun mehr von Beitras 
fung al3 von völliger Verhinderung die Rede tft. 

3) Endlich aber mag bie Unverträglichkeit eined Vereine? mit 
dem Staate in den von ihm gewählten Mitteln liegen. Eelbft 
bei einer an fich zuläffigen Form und einem ganz erlaubten Zwecke 
ift es möglich, daß eine Geſellſchaft entweder cine Rechtäverlegung 
oder eine Störung der Staatseinrichtungen oder endlich eine all 
gemein fchädliche Handlung zur Durchführung ihrer Aufgabe im 
Ganzen oder im Einzelnen für pafjend erachtet. Daß dieſes nicht 
zu bulben iſt, verfteht fich von ſelbſt; und es kann nur die Frage 
fein, ob in foldem Falle der Verein ganz zu unterfagen, ober ob 
blos das jchlecht gewählte Mittel zu unterbrüden iſt? Da es in 
dem Wefen des Rechtsſtaates liegt, feine Zwecke mit ber möglicht 
geringen Beſchräukung der Bürger zu erreichen, fo ift die letztere 
gelindere Maaßregel die richtige. Doch mit Ausnahmen. Einmal 
nämlich fann das verbotene Mittel jo enge mit dem ganzen Wefen 
bes Vereined verbunden fein, baß cine Trennung nicht möglich oder 
wenigftend nicht wirkſam erjcheint. Zweitens aber ift wiellcicht 
dad gewählte Mittel ein Beweis von einer jo unrechtlichen ober ver: 
dorbenen Sinnedart der Mitglieder der Geſellſchaft, daß von ihrer 
Vereinigung immer nur Gefahr erwartet werben kann. In dieſen 
beiden Fällen ift dann offenbar Binreichender Grund zu einem gänze 
fihen und bleibenden Verbote vorhanden. — Es ift natürlich un- 
möglich, ſämmtliche unerlaubte Mittel aufzuzählen, welche ein Verein 
zur Durchſetzung feiner Zwecke möglicherweife anwenden Tann; 
es müfjen daher im einzelnen Falle die oben angegebenen Merkmale 
ber Unerlaubtheit die Anhaltspuncte für dad zu fällende Urtheil ab- 
geben. Doch mögen, wegen Ihrer häufigen Anwendung, hauptläche 
(ih zwei Maaßregeln als unerlaubt hervorgehoben werben, nämlich 
Berrufderflärungen gegen ungehorfame oder abtrünnige Mitglieder, 
fodann eine, die Gränzen eines regelmäßigen und durch die Satzungen 
feftgeftellten Beitrages überfteigende Beiteurung der Mitglieder. Nicht 
nur wird durch beide Mittel den Nechten der einzelnen Mitglieder 
empfindlich zu nahe getreten, ſondern es erjcheinen dieſelben auch 
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als gemeinfchäblich, in fo ferne fie auch gegen den Willen einzelner 
zu Beſſerem ntichloffener diefe zur Ausdauer und Theilnahme an 
verbrecherifchen Unternehmungen zu nöthigen vermögen. 

Die Beitellung eigener Behörden zur Ueberwachung der Vereine 
oder die Feſtſetzung eined eigenthümlichen Verfahrens zu ihrer Unter- 
ſuchung ift auf Feine Weife nothwendig 22). Nur feheint die Rückficht 
auf moͤglichſte Schügung der Bürger gegen unndöthige Beichränfungen 
fo wie auf Gleichförmigfeit der Staatsmaaßregeln zu fordern, daß 
ein gänzliched Verbot eined Vereines nicht von einer untergeorbneten, 
etwa in engen örtlichen Vorurtheilen befangenen ober überängftlichen 
Behörde ausgehen darf, fondern nur von dem der Präventiv-Juftiz 
vorgejegten Miniftertum felbft. Vorläufige Sicherungs⸗Vorkehrungen 
in dringenden Fällen find damit wohl vereinbar; fie gehen natürlich 
auf Verantwortlichkeit der zunächjt verfügenden Behörde. 


$. 10. 
2) Auffiht über größere Vollsverſammlungen. 

Zahlreiche Volkszuſammenkünfte treten allerdings aus dem ge- 
wöhnlichen ruhigen Gange des Leben? heraus; nicht aber deßhalb 
auch nothwendigerweiſe aus deffen geſetzlichen Grängen. Haupt: 
ſächlich aus vier, freilich zuweilen auch verbundenen, Urfachen er- 
eignen fie fih. Einmal des Verkehres willen. Wenn nämlich 
auf Märkten Käufer und Verkäufer von allen Seiten zufammen- 
jtrömen, die Einen um größere Augwahl von Waaren und wohl: 
feilere Preife, die Anderen um zahlreichere Nachfrage zu finden. 
Zweiten? ift nicht felten dad Vergnügen die Veranlaffung An 


21) Welcker, a. a. D., ift ber Anficht, daß ein Verein immer nur durch 
ein Geſetz, alfo in conftitytionellen Staaten mit Zuftimmung ber Stände, 
verboten werben dürfe, weil bie echte ber Bürger nur auf biefem Wege eine 
Verminderung erleiden können. Allein bier liegt offenbar eine Verwechslung vor 
zwifchen einer allgemeinen Beſchränkung und einer in Folge der Vollziehung eines 
Geſetzes im einzelnen alle von ber Verwaltung anzuorbnenben Verfügung. Die 
allgemeinen Beftimmungen über bie Vereine können freilih nur mit Zuflimmung 
ber Stände gegeben werben; vollzogen aber können unb müflen fie werben durch 
bie Behörden des Staates. Mit bemfelben Nechte würbe immer ein Geſetz ge: 
fordert werden, wenn ein Bürger follte zu Gefängnißftrafe verurtbeilt ober er zur 
Unterlaffung irgend einer gefeglich verbotenen Handlung genöthigt werben. 
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Seftimmtem Orte und Tage werden Feſte und Spiele gefelert, wird 
geichoffen, gejungen, gezecht und getanzt. Die Lebendfrohen kommen 
oft aus großen Entfernungen und zu Taufenden, um fi durch 
Theilnahme oder Zuſehen zu ergöben. Drittens kann bie gemein: 
ichaftlihe Berathung einer dffentlihden Angelegenheit 
von ftantlicher oder anderer Art bie Menge herbeizichen. Viertens 
enblich verfammeln religiöfe Anbahtsübungen große Schaaren 
von Gläubigen an heilig gehaltenen Orten und Tagen. 

So harmlos, nützlich und nothwendig nun viele dieſer Ver⸗ 
fammlungen aud find, und fo gewiß der Staat felbft mehrere 
Sattungen berjelben zu veranlaflen oder wenigſtens zu begünftigen 
bat: fo wenig läßt fich freilich auch auf der andern Seite läugnen, 
daß fie fämmtlich gewiffe Gefahren in ihrem Gefolge haben, und 
daß außerdem die Verfammlungen mit ftaatlichen Zwecken bedeu⸗ 
tende Nachtheile erzeugen Können. ine große Volksmenge, fei bie 
Urſache ihrer Vereinigung welche fie wolle, bietet nämlich immer 
manchfache Beforgniffe von Rechtöverlegungen und Ruheſtoͤrungen 
dar. Theils Bietet die große auf engem Raume zufammengebrängte 
Menfchenmenge Gelegenheit genug bar zu Händeln, Gewaltthätig- 
teiten, Diebftählen u. |. w. Theils kann die ganze Maffe, welches 
immer ber Zweck ihrer Zufammenkunft fein mag, durch zufällige 
Umftände aufgeregt, fich gegen irgend einen beſtehenden Zuſtand, 
gegen eine befttimmte Behörde, felbit gegen die Regierung als folche, 
in Bewegung jegen und durch ihr maſſenhaftes Gewicht Necht 
und Geſetz wenigſtens augenblicklich nieverbrechen. Solche Vorfälle 
find denn aber um fo gefährlicher, als Leicht der Lärmen, bie Be- 
wegung vieler Gleichgeftinnmter, oft der Genuß geiftiger Getränke 
eine große Steigerung herbeiführt, diefe aber auch ar fich nicht übel 
Sefinnte zur Theilnahme und fomit zur weitern Erſchwerung des 
Borfalles Hinreißt. Dieß fällt aber um fo mehr ind Gewicht, als 
Ihlieglich ber wirkliche Nuben politischer Verfammlungen doch nur 
an einfeitiger und ſelbſt faſt zweifelhafter iſt. Eingehende Eroͤrte⸗ 
rungen verſchiedener Meinungen und wirkliche gemeinſchaftliche Be⸗ 
rathungen koͤnnen nur in kleineren Verſammlungen ſtattfinden; je 
zahlreicher dieſelben find, deſto mehr beſchraänkt ſich Alles darauf, 
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einen zum Voraus von den Veranftaltern feftgeftellten Antrag durch 
die verfammelte Menge annehmen zu laffen nad) Anhörung einiger, 
auch gewöhnlich ſchon vorher dazu beitimmter, Redner. Der Erfolg 
ift alfo nur ein doppelter. Einmal dienen bie, gewöhnlich auch noch 
durch die Öffentlichen Blätter weit verbreiteten, Neben und Beſchlüſſe 
dazu, gewiffe Gedanken und orberungen den Maſſen befannt und 
geläufig zu machen. Sodann aber mag aus der Häufigkeit ber an 
verfchiedenen Orten zu gleichen Zwecken ftattfindenten Verſamm⸗ 
lungen und aus der Zahl ver an ihnen Theilnehmenden der Stand 
ber Öffentlichen Meinung im Allgemeinen und in Bezichung auf 
beftimmte ragen erfannt werden. Doch ift Beides nur unficher und 
in verfchiebenen Fällen ſehr verſchieden. Es ift möglich, daß bie 
in Verfammlungen ausgeſprochenen Wünſche und Anfchauungen 
wirklich feſte Wurzel faffen und eine Art von Verhaltungäbefehl für 
bie Menge werden, dadurch aber eine mächtige ftaatliche Bebeutung 
erlangen; es kann fich aber auch begeben, dab die Beichlüffe, jo 
fräftig fie lauten und fo einftimmig gefaßt zu fein fie fcheinen moͤ⸗ 
gen, wieber ſpurlos verfliegen und fich Niemand nachhaltig um fie 
befümmert. Es fommt bier nicht bloß darauf an, ob die fragliche 
Angelegenheit wirklich das Volk tiefer ergreift, oder nicht; fondern 
auch darauf, ob biefed überhaupt zu ftaatlihem Handeln feinem 
Character nach geneigt, dazu durch feine Gefchäfte erzogen und in 
jeinen Entſchlüſſen beharrlich ift, ober ob es glaubt, bad Seinige 
getban zu haben, wenn es nur hat tapfere Worte fprechen hören 
und ihnen zugeftimmt hat. Was aber den aus ben Verfammlungen 
zu erfehenden wirklichen Stand der öffentlichen Meinung und den 
Grad ihrer Beachtungswürdigkeit betrifft, jo wird der Schluß je 
nady den eben angebeuteten Umftänden ein mehr ober weniger rich 
tiger fein. Politische VBerfammlungen mögen aljo, je nach ben Ber: 
hältniffen, ein unwiderſtehliches Mittel zur Durchleßung guter und 
jchlechter Forderungen, oder auch nur ein harmloſes Schaufpiel und 
ſelbſt ein Ableitungsmittel gegen thatſächliches Handeln fein. — 
Schließlich darf bei einer vollitändigen Beurtheilung des Verſamm⸗ 
lungsweſens nicht überfehen werben, daß Zuſammenkünfte, wenn 
fie fih Häufig wiederholen oder aus größeren Entfernungen bejucht 
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werben, den Theilnehmern Koften veranlaffen, welche von nachthei⸗ 
gen Folgen für die wirthfchaftlichen Verbältniffe Vieler find und 
überhaupt dem Einne für regelmäßige Arbeit und Häugfichkeit ſcha⸗ 
ven. Auch politische Verfammlungen fallen unter biejen Geſichts⸗ 
punct ’). | 

Dennoh Tann natürlich von einem gänzlichen Verbote aller 
größeren Volläverfammlungen keine Rede fein. Hierzu würde dem 
Staate dad Recht ganz fehlen. Theils weil ſolche Berfammlungen 
im großen Ganzen nicht als überwiegend nachtheilig zu betrachten 
find, vielmehr manche berfelben greßen Nußen gewähren; theils 
weil andere Mittel der Gefahr zu begegnen aufgefunden werben 


— — 


1) Die Iffentlihen Verſammlungen haben neuerer Zeit in Deutſchland eine 
früher ganz unbekannte Bedeutung gewonnen und find dadurch auch ein fehr 
wichtiger Gegenſtand ber Staatsfürforge geworben. Einer Seit3 haben fich bie: 
felben nach Häufigfeit und nad ben ®egenfländen ober wenigſtens ben Veran⸗ 
laffungen einer Zufammenfunft unglaublich vermehrt. Das ganze Land if forts 
während durch alle Arten von Verfammlungen in Bewegung gejeßt. Verſamm⸗ 
lungen von Turnen, Sängern, Schüben, Feuerwehrmännern, Geiſtlichen aller 
Confeffionen , Arbeitern u. f. w. folgen fih allerwärts in rafchelter Folge; bie 
geringfte Beranlaffung bient als Vorwand. Anderer Seit aber haben einzelne 
diefer Verſammlungen, bei mehr ober weniger politifcher Bebeutung, eine unge 
beure Ausdehnung genommen und abfichtlich ſowohl als thatfächlich einen nationalen 
Character befommen, fo Schũtzen⸗, Sänger:, Turner⸗Feſte. Der Grund ift wohl 
ein boppelter. Theils ift es Vergnügungsluſt, welche bei geftiegenem Wohlſtande 
ber mittleren und unteren Klaffen auch in Foftfpieligerer Weiſe befriedigt werden 
Tann, und durch die leichteren Verbindungsarten begünftigt ift. Theils aber giebt 
fih das in dem ganzen Volke erwachte nationale Bewußtſein und das Ringen nad) 
größerer Einheit zunächft auf dieſe Weife Fund und ſucht in freiwilligen Zuſammen⸗ 
tritten von Maflen um fo mehr einen Ausdrud, als die ftantliche Geſammtord⸗ 
nung Deutſchlands unbefriedigend ift und hinter Wünſchen und Bedürfniſſen 
zurüctleibt. In biefem Grunde ber Erfcheinung Tiegt denn aber auch die große 
Raatliche Bedeutung ber Berfammlungen und bie, entferntere ober näbere, Gefahr 
für die beſtehenden Verhältniſſe. So lange von Seiten der Regierungen im 
nationalen Sinne nichts gefchieht und nichts zu erwarten flieht, gewinnt ber Ein: 
heitsgedanke in bemokratifcher Richtung und Thätigfeit immer größeren Beſtand. 
Hierin, aber auch nur hierin, Liegt bie große Bebeutung der Sache; denn baß bie 
deutichen Berfammlungen, gleichgültig it aus welchen Gründen, an fich zu denen 
gehören, welchen wenige Nachhaltigkeit zufommt, zeigt bis itzt vielfüchfte Erfah: 
rung. Sind doch bie taufendfältig gefaßten Beſchlüſſe, „Gut und Blut einzu: 
ſehen“, bereit zum Spotte geworben. Es wäre untichtig, eine Wirkung ber Ver: 
ſammlungen zu läugnen; allein fie ift nur eine ganz allgemeine und mittelbare. 
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innen. Durch gewiſſe Vorkehrungen kann nämlich manchen Stoͤ⸗ 
rungen ganz vorgebeugt werben, durch andere find fie wenigſtens 
gleich im Entftehen und ehe fie zu bebeutendem Schaden geführt 
haben, wieder zu befeitigen. Die Aufgabe der Präventiv-Suftiz ift 
fomit zunächft und hauptfächlich die Feſtſtellung und Handhabung 
der Grunbfähe über diefe Abwenbungsmittel; und nur ausnahmz- 
weife, wern Fein anderer ficherer Rechtsſchutz gewährt werben kann, 
mag auch ein gänzliches Verbot verfügt werden. Die Maaßregeln 
find aber natürlich verfchieben zu wählen je nach der Art ber. Ver: 
ſammlung. Unb zwar erfordern bie Zufammenkünfte, deren Zweck 
Berkehr, Vergnügen oder Andacht ift, ungefähr gleiche Vorkehrungen; 
andere Maaßregeln find nöthig bei Verfammlungen zu ftaatlichen 
Zwecken. 

1) Da ber Zweck der Verſammlungen ber erſtgenannten Art 
an und für fich ein ungefährlicher tft, jo find in Beziehung auf ihn 
ſelbſt Teine Vorkehrungen zu treffen; fondern es kann fih nur davon 
handeln, theil® einzelnen Unoronungen vorzubeugen, welche bei Ge⸗ 
Vegenheit jedes größern Zufammenfluffes von Menſchen wahrjcheinlich 
vorfommen, theils für den Fall einer ſchädlichen Abweichung der 
Berfammlung von ihrem eigentlichen Zwecke Vorkehrungen zu treffen. 

. 8) Zunächft ift natürlich nothwendig, daß bie zuftändige Behörde 
rechtzeitig Kenntniß erhält von ber Abhaltung einer Verſamm⸗ 
lung. Wenn alfo eine Zufammenkunft nicht eine herfömmliche und 
regelmäßig wiederkehrende ift, muß für die Veranftalter einer jeden 
vorausfichtlich von einer größern Anzahl von Menfchen bejuchten Ver⸗ 
fammlung: die gejegliche Verpflichtung beftehen, einige Zeit vor bem 
Beginne (etwa 24 Stunden vorher) bei einer bazu bezeichneten Behörde 
Anzeige zu machen, bei Vermeidung einer genügenden Strafe und 
unbedingten Verbotes einer jeden nicht angezeigten Zuſammenkunft. 
Meder der angebliche Zweck noch der Umſtand, daß die Verſamm— 
lung in einem gefchloffenen Raum ftattfinden fol, kann einen Unter: 
ſchied in diefer Verpflichtung machen, wenigſtens nicht, wenn bie 
Theilnahme allgemein freifteht oder Zuhörer zugelafjen werben *). 

23) Diefe Forderungen wiberfprechen häufig aufgeftellten Sätzen und felbft 
manden Geſetzgebungen, welche bie ganz unbefchränkte Abhaltung von Verſamm⸗ 
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Eden jo wenig kann eine etwaige vorgängige Beiprechung in äffent: 
lihen Blättern die Anzeige erſetzen, da die Behörde die Verpflichtung 
nicht hat von einer folchen Kenntniß zu nehmen, und vielleicht that- 
ſächlich fie nicht nimmt. 

b) Zur Verhütung einzelner Unorbnungen ift bei großen und 
namentlich im Freien jtattfindenden Verfammlungen die Anweſenheit 
einer im Verhältnig zur Menſchenmenge ftehenden Anzahl von Polizei: 


lungen wenigftens in gefchloffenen Räumen als ein allgemeines ſtaatsbürgerliches 
Recht anerkennen. Es muß aber body auf ihnen beharrt werben. Zunächſt if 
von Verbot feine Rebe, fondern nur von ber Pflicht einer Anzeige; bie Ber: 
fammlung fol, wenn nicht ganz befondere Gründe ben Sufammentritt als unzus 
läffig erſchelnen laſſen, nad Belieben Rattfinden, und nur bie Behörde in bem 
Stand gefegt werden, für Notbfälle gerüftet zu fein. In wie ferne bierin eine 
unerlaubte, unerträgliche und nutzloſe Rechtsbeſchränkung beftehen fol, ift in ber 
That nicht einzufehen. Das Recht, Über private ober Öffentliche Angelegenheiten 
fi) zu beſprechen, wirb nicht beftritten noch verkürzt; allein jedes Mecht kann im 
Staate nur in denjenigen Formen und Schranken geübt werben, welche bafielbe 
verträglich machen mit einem ungeflörten Beſtehen ber gefeglichen Ordnung. Daß 
nun aber biefe durch große Verfammlungen geftört werben kann, bedarf Feines 
Beweifes; alfo muß der Staat die Mittel haben, fidy zu einer Bewahrung bes 
Rechts zu rüften.. Der angebliche Zwed einer Zufammenkunft kann keinen Unter: 
ſchied machen; denn nichts wäre leichter, als einen falfchen zum Aushängeſchilde 
zu benügen. Unb warum von einer in einem gefchlofienen Raume abgehaltenen 
Berfammlung fein Unfug follte ausgehen Fönnen, ift ſchwer zu fagen, namentlich 
da bie Erbauung fehr großer Räume, eben zum Behufe von Volkszuſanimen⸗ 
fünften, immer bäufiger wird. Um Streit darüber zu vermeiden, ob eine Ders 
fammlung eine fo große fei, daß möglicherweife eine Mechtöverlekung in ihrer 
Mitte oder durch ihr Gebahren befürchtet werben Fünne, muß das Geſetz allers 
dings eine beftimmte Zahl von wahrfcheinlichen Theilnehmern als Anfangsgränge 
ber Anzeigepflicht feſtſtellen, und es ift nichts leichter, als an jeder Beſtimmung 
folder Art zu mädeln ober fie durch Caſuiſtik ind Lächerliche zu ziehen; allein 
bieß beweist noch keineswegs bie Unzuläffigfeit oder Unvernunft der Beſtimmung. 
— Im Uebrigen verfleht ſich von felbft, daß das in Frage ftehende Geſetz, wie 
jedes andere, mit Berfland und feinem Zwecke gemäß anzuwenden iſt. Alſo fallen 
+ 8. unter daſſelbe nicht bie Zufammenkünfte der Mitglieder eine an fich er⸗ 
laubten Vereines zur Beſprechung ihrer befonderen Angelegenheiten, felbft wenn 
deren Zahl bedeutend fein follte; nicht rein gefellige Zuſammenkünfte, welche auf 
Einladung in einem Privathaufe fattfinden; nicht Aufforderungen zu einer über 
eine gewifle eitlänge ſich ausbehnenden und vom Einzelnen nach Belieben benütz⸗ 
baren Befhauung von Merkwürdigkeiten u. f. w. Die Abſicht ift ja nit, em 
laubte und harmloſe Zwecke zu erfchweren, fondern nur, unerlaubte Abfichten zu 
verbindern. 
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dienern, Gensdarmen oder dgl. nöthig. Mit Ausnahme eines Fleinen, 
an einem beftimmten Poften zu findenden, Nüdhaltes hat fich dieſe 
Sicherheit3mannfchaft unter die Menge zu vertheilen um ſogleich 
einzufchreiten, wo Streit und Unordnung entjtehen will oder ent- 
ftanden if. Solche, welche ein Vergehen begangen haben, 3. B. 
einen Diebftahl, Thätlichkeiten, Unfittlichkeiten u. j. w., werben ver: 
haftet, Lärmende zur Ruhe ermahnt, aber erjt wenn fie bebarrlich 
bie Ordnung ftören, auch verhaftet. Die Anweſenheit eines 
höheren Beamten, fei es des Vorſtandes ber örtlichen Sicherheits: 
behörben ſelbſt fei es eines Stellvertreterz, ift wenigften bei bebenf- 
lichen Berhältniffen oder ſehr zahlreichen Verſammlungen erforderlich 
zur alsbaldigen Ergreifing allgemeiner oder durchgreifender Maaß: 
regeln und zur augenbliclichen Verfügung über Verhaftete. Ob 
und in wie weit die Aufrechterhaltung der Ordnung den dazu fich 
anbietenden Beranftaltern der Verſammlung, unter ihrer befonbern 
Berantwortlichkeit, oder dazu etwa bereiten Freiwilligen (Feſtord⸗ 
nern, Turmern u. |. w.) überlaffen werben Tann, hängt von ber 
Beurtheilung der Verhältniffe und Perfonen ab. Wenn folches 
überhaupt zuläffig erjcheint, jo wird allerdings in ber Negel nicht 
nur eine außreichende Anzahl von Organen, fondern auch ein willi- 
gerer Gehorfam von Seiten der Menge gewonnen werden *). — 
Im Uebrigen ift unter allen Umſtänden nicht nur Rohheit in ber 
Form der Einjhreitung, fondern überhaupt jebe übertriebene Strenge 
zu vermeiden, damit dem Volke weder dic freie Betreibung feiner 
Geſchäfte verfümmert ift, noch feine, jeden Falles nur jeltenen, Freuden: 
tage verbittert werden. Das Vergnügen der Menge darf wohl laut 
und derb fein; erft wenn es in Vergehen ausarten will, ift Einhalt 


3) Die eigene Sorge für Ordnung und Anftand bei Verfammlungen und 
Velten ift unzweifelhaft ein politiſches Erziehungsmittel und eine Gewöhnung an 
Selbithilfe; zu bedauern ift daher, daß die mit den Verfammlungen ſelbſt wach⸗ 
ſende Geneigtheit dazu nicht immer ganz rein der Geſinnung nad iſt. Theils 
liegt eine unverftändige Abneigung gegen die amtliche Schutzmannſchaft zu Grunde, 
welche wenigſtens gebildete und ehrliche Menfchen dem Pöbel und den Berbrechern 
überlaſſen follten; theils ift bei Manchen der Gedanke im Hintergrunde, ſolche 
freiwillige Ordnungserhalter zu einer Art von bemokratifcher bewaffneter Macht 
heranzubilden und ihnen als ſolcher Selbſtgefühl und Anſehen zu verſchaffen. 
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zu thun. Nur wenn bie Verfammlung eine Andachtsübung zum 
Zwecke hat, iſt ftrenger auf Anftand zu halten, beſonders auch bei 
Denjenigen, weldye nur als freiwillige Zujchauer anweſend find. 
Mau kann bier Jeden nicht nur zur Unterlaffung von Unanftäns 
bigfeiten, jondern felbjt zur Begehung derjenigen Handlungen noͤthi⸗ 
gen, deren Verſäumniß Aergernig erregen würde. Mag fich ferne 
balten, wen bieß zu viel ift, oder wer auch nur eine Äußere Achtungss 
bezeugung gegen die Meligiondübungen feiner eigenen oder einer 
andern Kirche mit feinem Gewiſſen nicht vereinigen Tann. 
c) Hinfihtlih der Vorkehrungen gegen eine gänzlihe Aus: 
artung des erlaubten Zweckes einer Verjammlung find allgemeine 
Regeln mit weniger Beftimmtheit aufzuftellen, indem die Umſtaͤnde, 
und alfo auch die nöthigen Mittel, ſehr verjchieden fein können. 
Zweierlei bürfte jedoch am häufigſten zu bejorgen fein, nämlich 
große Echlägereien zwilchen verſchiedenen Parteien, 3. B. zwifchen 
den Bewohnern feindjelig gefinnter Ortfchaften, Religionsparteien 
u. |. w., und Berfuche zu ftaatlichen Bewegungen. Bei einiger 
Aufmerkſamkeit auf den Stand der öffentlihen Meinung wird bie 
Behörde eine ſolche Gefahr wohl vorausfehen können, ſomit auch 
im Etande fein, fich vorzubereiten. Das ficherfte Mittel wäre natür- 
ih, die ganze Zufammenkunft zu unterjagen; allein theils kann ein 
ſolches Verbot anderweitig aufreizen und ſchädliches Auffehen erregen; 
theils ift es an und für fich gar nicht möglich, wenn die Zuſammenkunft 
gejetzlich ftattfinden muß; theild wäre e3 häufig mit großen Verluften 
für Gewerbende verbunden. Es ift jomit ein Verbot, jelbft wenn es 
übberhaupt zuläffig ift, nur im Falle einer großen und mit ben verfüge 

baren Mitteln vorausfichtlich nicht zu befeitigenden Gefahr anzurathen; 
und in der Regel muß fi die Behörde damit begnügen, eine zur Unter 

drückung der zu fürchtenden Unorbnung hinreichende Macht bereit 

zu halten. Diejelbe ift in gehöriger Nähe aufzustellen, um ſogleich 
| bei der Hand zu fein; doch wo möglich nicht im Angefichte der Ver⸗ 
fammlung oder gar mitten unter derſelben, bamit dieſes nicht zu 
Reibungen Anlaß gebe. Je zahlreicher die bereit gehaltene Mann⸗ 
ichaft ift, defto weniger wird auch nur ein Verjuch zu einer Unord- 
nung oder zu einem Wiberftande gemacht werden, während eine 
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Heine Anzahl die übermüthige Menge leicht zu Nedereien und ſelbſt 
zu ernſthaften Angriffen aufreizt, welche am Ende mit Blutvergießen 
zurückgewieſen werden müßten. In wie ferne Bürgergarden anzuwenden 
- find, fo wie über die Art und Weiſe der wirklichen Anwendung einer 
bewaffneten Macht im Falle der Noth, wird |päter erörtert werben. 

2) In manchfacher Beziehung anders ftellt fich die Sache bei 
folhen Berfammlungen, deren ausgeſprochener Zweck die Berathung 
Öffentlicher Angelegenheiten ift. Hier ift nicht nur die Gefahr einer 
ernithaften Störung der geſetzlichen Ordnung weit näher al2 bei 
Zufammenfünften zum Behufe von. Gefchäften oder Vergnügen; 
fondern es ift vor Allem die Trage zu beantworten, ob überhaupt 
dem Bürger auf folche Verſammlungen ein Recht zufteht? — Sn 
beiden Beziehungen iſt unzweifelhaft zu unterjcheiden zwiſchen Zu⸗ 
jammentüuften, deren Gegenftand die Berathung und Beichlußnahme 
über einzelne Gegenftänbe bes öffentlichen Wohles ift, 3. B. über 
die Anlegung von Straßen und Kanälen, Errichtung von Hilfz- 
Bereinen, Unterrichtzanftalten, Armenunterftügung; und Zufammene 
fünften, in welchen über dag allgemeine politiiche Syftem des Staa⸗ 
tes berathen werben ſoll, aljo über fein Verhalten zum Außlande, 
über die Richtung der Regierung in Handhabung der Geſetze, über 
Ausdehnung und Auslegung der Rechte des Volke u, dal. 

a) Zujammenkünfte der erftern Art werben in jeber Art vom 
Nechtäftant erlaubt und ſelbſt erwünſcht fein. Auch da, wo — wie 
3. B. in ber unbejchränkten Einherrichaft oder bei ber Regierung 
der Vornehmen — dad Volk zur Leitung ber Staatdangelegenbeiten 
nicht beigezogen und um feine Einwilligung zu den Geſetzen und 
Laſten befragt wird, kann eine Berathbung ber Bürger über ein- 
zelne Gegenftände gemeinjchaftlichen Intereſſes nicht ala eine Stö- 
rung ber beftehenden Staatsverfaffung angefehen werben. Da 
namentlich der allgemeine Grundſatz der polizeilichen Thätigfeit des 
Staates, nur da helfend einzugreifen wo die Einzeln-Kräfte der 
Bürger zur Erreichung nüßlicher Zwecke nicht zureichen, auch für 
bie genannten Staatsformen gilt: fo find Berathungen und Beſchluß⸗ 
nahmen, woelche cine Vereinigung zu Erreichung eined gemeinfamen 
Nutzens⸗Zweckes zum Gegenftande haben, überall nur ala erwünfcht 


| 
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zu betrachten. Was aber die etwaigen Vorſichtsmaaßregeln betrifft, 
fo mag zwar mit Recht verlangt werben, baß auch die Veranftalter 
einer folchen Verſammlung Anzeige von ihrem Vorhaben machen; 
auch muß es der Mechtöpolizeibehörbe, falls ſie es für nöthig er: - 
achten follte, unbenommen fein, durch eigene Beſchickung ſich von 
der Wahrheit des angegebenen Zweckes der Verſammlung und von 
ben Vorfällen in derjelben in genaue Kenntniß- zu fegen: allein 
weitere Vorkehrungen werben im Zweifel überflüffig fein. Verfammn: . 
lungen folcher Art pflegen nicht unter freiem. Himmel gehalten zu 
werden, weber zahlreich noch ſtürmiſch zu fein, überbieß aus ben 
wohlgefinnteften Bürgern zu bejtehen. 

b) Anders bei den Verſammlungen mit eigentlich ftaatlichen 
Zwecken. Hier ift dad Recht zu ihrer Abhaltung keineswegs daſ⸗ 
jelbe in den verjchiedenen Arten des Rechtsſtaates, und ift ein vers 
ſchiedenes, je nachdem es fi) von einer Verfanmlung handelt, welche 
eine Handlung der Staatögewalt vornehmen, aljo felbjt regieren 
will, oder nur von einer Zufammenkunft vieler Privatperfonen, . 
welche fich über den Zuftand der öffentlichen Angelegenheiten zu beras 
then und ihre Anficht in Form eines Beſchluſfes auszufprechen gedenken. 

e) Bon der Geftaltung einer regierenden Verſammlung in 
Etaaten mit unbeſchränkter Regierungsgewalt Einzel 
ner, alfo Monardjieen fowohl als Ariftofratieen, kann gar keine 
Rede fein, indem bier den oberjten Grundjäßen ber Berfaffung 
gemäß dem Volke eine Einmiſchung in die StaatZangelegenheiten 
nicht zuſteht. In einem folhen Staate wäre cine regierende 
Verſammlung offenbarer Hocverrath. Aber auch blos berathenbe 
Verſammlungen find unzuläfjig, weil auch fie Schon dem Volke eine 
falfche Stellung gegenüber von der alleinhanbelnden und allein 
eimjichtigen Negierung geben würden. Der Negent hat in folchen 
Etaaten die öffentliche Gewalt ohne alle Theilnahme und Beſchrän⸗ 
fung von Seiten feiner Unterthanen inne; es ift aljo auch eine 
von ihm nicht ſelbſt verlangte Meinungsäußerung über bie ihm 
zujtchenden echte und Aufgaben grundſätzlich unzulälfig, am 
wenigfien aber fann cine Ausnahme zu Gunften unregelmäßiger 


Volkshaufen gemacht werken. 
d. Mohl, Rechis-Polizei. 3. Auflage. 7 
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. P) Auh in den Staaten mit Feudal-Landſtänden iſt 
eine Theilnahme der Maſſe des Wolfe an ber Regierung unver: 
einbar mit dem Grundgebanfen, weil bier nicht der Bürger ala 
folcher, ſondern nur in jo ferne er ein genau beſtimmtes und bes 
gräuztes Vorrecht erhalten hat, Theil an den Staatögejchäften nch- 
men barf, dieſer Antheil aber nur in gewiffen Formen, zu welchen 
Bollsverfammlungen nicht gehören, auszuüben ift. Dagegen ſind 
6108 berathende Verfammlungen der berechtigten Stände den oberften 
Grundfägen biefer Staat3art nicht gerade zuwider, indem dem Fürften 
eine ausichließende Behandlung aller Staatsſachen nicht zuiteht, 
und wenigſtens denjenigen Vollöklafjen, welchen eine Theilnahme an 
ber Staatsführung eingeräumt ift, auch außer den zur wirklichen 
Ausübung ihrer Nechte vorgefchriebenen Kormen eine Beſprechung 
und Berathung über die gemeinfchaftlichen Nechte nicht wohl unter: 
fagt werden kann. Nicht felten wird ſogar der Ausdruck der all: 
gemeinen Meinung eines berechtigten Standes, ſei es gegenüber von 
den eigenen Abgeordneten ſei es gegenüber von dem Regenten, 
wünfchenöwerth fein. Won felbit verfteht fich freilich, da die Mit— 
glieder verſchieden berechtigter Etände Feine gemeinfchaftlichen Ver- 
ſammlungen Halten können; jo wie, daß die Berathung fich immer 
nur auf ſolche Gegenſtäude erjtreden darf, auf deren Beſchlußnahme 
oder Augführung je dem betreffenden Stande ein Antheil zuftcht. 

y) Ganz anbere Gruntfäge gelten in den Volksherrſchaf— 
ten. — In der reinen Demokratie find politifche Volksverſamm— 
lungen nicht nur erlaubt, ſondern jogar das höchite und wichtigfte 
Organ des Staatöwillend, indem das Volk nicht nur die Quclle, 
fondern auch der Inhaber der Staatögewalt iſt, es dieſelbe aber 
nicht anderd ausüben kann, als in DVerfanmlungen. Die Feſi⸗ 
jegung der ordentlichen und außerorbeutlichen Volksverſammlungen 
ift fomit die wichtigfte Beſtimmung der Grundgefege eines ſolchen 
Staated, und biefelben find ein regelmäßiger Theil der Negierungs- 
einrichtungen. Freiwillige blos berathende Zufammenkünfte werden 
hier nicht Häufig ftattfinden, indem es dem felbftherrichenden Wolfe 
nicht an Gelegenheit fehlt, feine Anfichten in ben verfaffungsmäßig 
einberufenen Verſammlungen außzufprechen; doch it es immerhin 
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möglich, daß eine Partei. Vorberathungen halten oder eine Minder: 
beit. fich auf dieſe Weife feiter organifiren will. Verboten können 
felhe nun nicht fein, fo lange fie nicht Nechte in Anspruch neh: 
men, welche ihnen nicht gebühren; und auch dann ijt es nur die 
Geſetzwidrigkeit der Ablichten oder Handlungen, welche den Gegen- 
wirfungen bed Staats verfällt, nicht aber die Form der Berathung. 
— Bedeutend verſchieden hiervon find die Verhältniffe in einer re- 
präjentativen Demokratie. Allerdings ruht auch hier die 
Staatögewalt in dem Volke; allein es hat jich der eigenen Aus— 
übung derſelben ein für allemal begeben und jie den von ihm ge: 
wählten Etellvertretern, wohl aud gewählten befonderen Staatz- 
oberhäuptern übertragen. Im ordentlichen Stande der Dinge und 
zur Bejorgung Tanfender Gefchäfte können alfo Volksverſammlun— 
gen, welche eine Handlung der Staatögewalt auszuüben hätten, 
nicht jtattfinden. Dagegen ift es nicht unmöglich, daß das Geſetz 
für beftimmte außerordentliche Fälle Volksverſammlungen geftattet 
oder ſelbſt vorichreibt, fo z. B. für die Veränderung eines Verfaf- 
ſungspunctes. Berathende Verſammlungen von Bürgern werden 
bazegen in dieſer Staatsform fehr häufig und auch ganz in dem 
Gedanken derjelben begründet fein. Nicht nur kann es dem Volke 
als dem ibeellen Juhaber der Staatsgewalt nicht verwehrt werben, 
ih üßer Stantsangelegenheiten in größeren oder kleineren Vereinen 
zu beiprechen und feine Meinung, wenn fie ſchon fein Geſetz wird, 
auszudrücken; fondern es find ſolche Beſprechungen und Aeußerun— 
gen ſogar nothwendig, um den blos gewählten ſtellvertretenden In— 
habern der Regierung die wirklichen Anſichten und Wünſche des 
Gewaltgebers mitzutheilen. Selbſt wenn ſolche Verſammlungen 
eine Gährung hervorrufen oder ſteigern ſollten, können ſie nicht 
unterſagt werden, indem das ſouveräne Volk die beſtehende Ein— 
richtung der Dinge nach ſeinem Gefallen ändern kann, ſobald die 
Mehrzahl dafür iſt, die Gewinnung dieſer Mehrzahl aber nicht 
verboten fein kann ). 

4) Ganz folgerecht iſt daher z. B. in der Verfaſſung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika dem Congreſſe verboten, ein Geſetz gegen friedliche Volks— 
Verſammlungen zu erlaſſen. ©. Zuſatz-Art. 5, und val. Story, Constit. law, 


T. II, ©. 746 fg. 2. 
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6) Sm tepräfentativen. Monarhieen, envlih Tann 
natürlidy von regierenden Volksverſammlungen keine Rede fein. Die 
Staatögewalt Liegt in den Händen ded Fürften, die Verhinderung 
des Mißbrauches derfelben aber ſteht den Volksvertretern und nicht 
dem Volke felbft zu. Jede Verfammlung deſſelben, welche zum 
Zwecke hätte einen zwingenden Beichluß zu fallen, wäre alfo un- 
gejeglich und, unter Umftänden, hochverrätherifch.- Von blos beras 
thenden Verſammlungen Täßt fich dieß freifich nicht behaupten; ſie 
tönen erlaubt und felbft nützlich fein, freilich ‚aber auch gefahr. 
. broßend und dann unerlaubt. Als erlaubt find ſolche Verfamm- 
lungen zu betrachten, welche zur Ausübung eines beſtimmten Nech- 
te3 ober zur Vorbereitung der Ausübung von den gejehlich hiezu 
Befähigten gehalten werden, jo 3. B. Verſammlungen zur Befpre- 
hung der ftändifchen Wahlen oder zur Eingabe von Bittichriften 
und Adreſſen an Regierung oder Stänveverfammlung; Lebteres in 
bein Falle, wenn die Gcjeßgebung gemeinfchaftliche Eingaben er⸗ 
laubt, Uebrigens verftcht es ſich von felbft, daß bei derartigen 
Derfammlungen nur folche Theilnchmer zugelaffen werben dürfen, 
welche das in Frage ftehende Recht auszuüben geſetzlich befugt find; 
jodann, daß die Beichlüffe der Verſammlung nicht beabfichtigen 
bürfen, diejenigen Bürger, welche einer abweichenden Meinung find, 
an der freien Ausübung ihres gleichen Nechtes zu hemmen. Als 
unerlaubt dagegen find alle Berfammlungen zu erflären, bei wel- 
hen die Theilnchmer ein Recht in Anſpruch uehmen, welches ihnen 
weder der Buchltabe des Geſetzes noch der Geift der Verfaffung 
geftattet, namentlih alfo wenn fie bezwecken, die Megierung oder 
die Stänbeverfammlung durch andere Mittel zu einer beftinmten 
Handlungzweife zu beftimmen, als durch freie Weberzeugung. Auch 
jind unzweifelhaft Verfammlungen unerlaubt und fomit von der 
Regierung zu unterfagen, wenn entweder überwiegende Wahrjchein: 
lichkeit vorhanden ift, daß dieſelben blos als Mittel zu Erreichung 
unerlaubter und dem angeblichen Gegenftande der Zuſammenkunft 
fremder Zwecke, fei ed von ben Theilnehmern ſei es von Eindring- 
fingen, mißbraucht werben wollen; oder wenn überhaupt die -ftaat- 
lichen Zuftände von der Art find, daß bedeutende Volkszuſammen⸗ 
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| Kinfte beftimmte Gefahren für bie gejeglichen Einrichtungen herbei 
. führen müßten *). Diefe letztere Schätzung kaun und wirb freilid) 
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im einzelnen alle, je nach ben Standpunete der Beurtheilenden, 
verichieben ausfallen, und es wird vielleicht ein Verbot mit großer 
Heftigkeit als unbegründet und willkürlich gewaltthätig von der da⸗ 
tnrch betroffenen Partei angegriffen werben; allein man darf bei 
der nicht zu läugnenden Gefährlichkeit folder Zufammenkünfte um 
fo weniger Bedenken tragen, der Negierung eine arbiträre Gewalt 
einzuräumen, als in ber repräfentativen Monarchie Volksverſamm⸗ 
(ungen keineswegs ein nothwendiges Glied des ftaatlichen Organis- 
mus jind, noch ein weſentliches oder auch nur beſonders wirkſames 
Mittel zur Wahrung der Rechte des Einzelnen oder Aller. Die 
Einräumung einer ſolchen unbeitimmten Gewalt ift um fo nothwen- 
diger, al3 die von einer Verſammlung möglicherweife drohende Ger 
fahr fehr verſchieden ift je nad, dem allgemeinen Zuſtande der öf- 
fentlihen Angelegenheiten, alfo die Beſtimmungen eines Geſetzes 
nicht für alle Zuftände paffen können. Während in ruhigen Zeiten 
eine folhe Verfammlung, auch wenn fie vom Einzelnen mißleitet 
werden wollte, weit ſchwieriger zu einer Gejeßesverlegung ober einer 
drohenden Stellung gegen die Regierung gebracht werden ann; 
während fogar ein von ihr begangener Fehler von nur geringer 
Rirkung und Bedeutung ift, da er unter dem übrigen Volke zwar 
Erftaunen allein Leinen Anklang und Feine Nachahmung finden 
wird: verhält es fich ganz anders in einer aufgeregten Zeit. Hier 
wird nicht nur eine zahlreiche Verfammlung fchen an und für fich 
ftürmifcher fein und den Aufhetzungen von Wühlern fich weit Teich: 
ter bingeben; fondern es findet auch das einmal gegebene Beifpiel 
weit leichter Nachahmung und Eintrud, jo daß cd für Aufrechter- 


5) Hält man 3. B. bie O'Connell'ſchen Ricfenverfammlungen vom J. 1844 
an biefe Bedingung ber Beftattung, fo ergiebt fi, daß biefelben aus mehr denn 
Einem Grunde als unerlaubt erfcheinen müjfen. Einmal waren fie auf Ein- 
Khüchterung und nicht auf Ueberzeugung berechnet; zweitens war (mie es ſcheint) 
bie Ginübung der Volksmaſſen zu Triegerifcher Haltung und Ordnung ein Neben: 
wid; brittend konnten fie in jedem Augenblide, ſelbſt ohne Abſicht ber Leiter, 
in offene Gewaltthat ausbrechen. Ein ähnliches Urtheil if über manche ber im 
% 1848 ımb 49 in Deutfchland gehaltenen Volfsverfammlungen zu füllen. 
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alsbald wieder verloren. — Die iſt aber um fo bebeutender, als 
auch die Beobachtungsmittel in Betreff eines Reiſenden wejentlich 
verfchieden finb von denen, welche gegen einen Seßhaften Armen: 
dung finden. Allerdings kann Letzterer theils durch ein Zurück— 
zichen in fein Haus, theils überhaupt durch feine genauere Kennt: 
niß der Verhältniffe und Oertlichkeiten fich einer von ihm zu fürch— 
tenden Aufficht leichter entziehen; dagegen bleibt die Anweſenheit 
eined Fremden möglicherweife ganz unbefannt und fehlt dann jede 
Beranlafjung oder Möglichkeit einer Auffiht. Namentlich kann er 
unter Wegs ober unter eine große Menge gemifcht ſich Teicht jeder 
befonderen Beobachtung ganz entrüden. — Ein Fremder endlich ift 
häufig mit den Gefeken feines igigen Aufenthaltsortes nicht be- 
kannt, kann alfo mögficherweije felbjt ohne Abfiht in Verleßungen 
derfelben fallen; jeden Falles wird er nicht diejenige Achtung vor 
denſelben haben, an welche jih der Einheimische gewöhnt. 
Ungweifelpaft find dieſe Verhältniffe von Bedeutung für bie 
Sicherheit ter Nechte fowohl der Geſammtheit ald Einzelner. Es 
kann in häufigen Fällen von Werth fein, einen Reifenden zu beob- 
- achten und Zwede und Biel feiner Reife zu kennen: zuweilen 
. werden fogar ganz beftimmte Gründe zur Annahme unrechtlicher 
Abfichten vorliegen. Es muß alfo unterjucht werben, ob und welche 
Mittel vorhanden find, um das Gleichgewicht wieder berzuftellen. 
Hier bedarf cd nun Feines ausführlichen Beweiſes, daß von 
einem allgemeinen Verbote des Reiſens, als einer qründ- 
lichen Vorbeugung jeder Unzuträglichleit, Feine Rede fein Kann. 
Hierzu würde es, bei der doch nur untergeordneten Zahl von 
Reifen zu unerlaubten Zweden, an einem zureichenden Grunde, 
aljo an Berechtigung fehlen. Ueberdieß wäre eine folhe Maaß—⸗ 
vegel theild in unzähligen Fällen ohne die Außerfte Härte und offen- 
bare Unvernunft nicht durchführbar, theils jeden Falles ein Verder— 
ben für Bildung und Wohlftand. Vielleicht muß der entgegenge— 
fette Grundfag, daß der Menſch nicht an die Scholle gefeſſelt, fon- 
bern berechtigt fe, Ortsveränderungen zu erlaubten Zwecken mit 
voller Freiheit vorzunchmen, als Regel an die Spike geftellt werben. 
Dieſes Princip kann und muß jedoch Modificationen und ſelbſt 
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Ausnahmen unterzogen werben, wenn folche nachweisbar bie unver⸗ 
meidlihen Mittel find zur Anfrechterhaltung der Nechtsficherheit, 
dad Opfer aber nicht größer ift, als ber dadurch zu erreichenbe 
Nuben. Als ſolche erjcheinen denn aber, je nad) den Verhältniffen, 
Verbote einer Reife; amtliche Kenntnißnahme von ber Perfon und 
dem Zwecke eines Reiſenden; Sicherheitäleiftung. 

J. Daß ein Verbot einer beabſichtigten Reiſe, weil im bi- 
recten Widerſpruche mit der allgemeinen Regel, nur in einem äußer⸗ 
ſten Falle eintreten darf, ergiebt fi) au den Gründen für bag 
Princip. Ein folder Fall wird aber dann vorhanden fein, wenn 
eine beftimmte Neife mit Gewißheit oder doch Hoher Wahrſcheinlich⸗ 
keit zur Verlegung eines nicht unbedeutenden Rechtes führen würde, 
ein anderes ficheres Mittel zur Verhinderung aber nicht vorhanden 
if. — Zur näheren Feſtſtellung der zutreffenden Verhältniffe muß 
weſentlich unterjchieden werben zwifchen Reifen, welche von Aus⸗ 
ländern und folchen, welche von Unterthanen unternommen 
werben wollen. _ 

1) Bei Ausländern kommen zunächjt die Beſtimmungen 
des europäischen Voͤlkerrechts in Betracht, weil der Staat biefelben 
auch bei den zur Vertheidigung feiner geſetzlichen Zuftände beſtimm⸗ 
ten Maaßregeln zu berückjichtigen hat, und er fie nicht ohne Nachtheife 
bricht. Diefelben find nun freilich nicht fo beftimmt, als wünſchens⸗ 
werth wäre. An allgemeinen vertragsmäßigen Verabredungen fehlt 
8 ganz. Die in Ermanglung folcher etwa maaßgebende Anficht 
der Doctrin iſt ſchwankend 9. So hat man fi denn an bie Ge: 








2) Bid in die neuere Zeit ging man in biefer Lehre, wie überbaupt im 
Tölferrechte, Tebiglih vom Standpuncte der abfeluten Souveränetät des Staates 
aus, und es wurde baber der Satz, baß bie Zulaffung oder Zurückweiſung von 
Fremden lediglich dem Belieben eines jeden Staates freiftche, als felbftverftänd: 
Ih angenommen. Namentlih unterlag die Annahme keinem irgend beachtens⸗ 
wertben Widerſpruche, baß dem fo fei in Beziehung auf die Ausfchließung ein- 
jener aus irgend einem runde mißlicbiger grember. Dean fehe z. B. Vattel, 
Liv. 11, ch. 7, 8. 91; Güntber, Band II. ©. 219 fa.; Schmelzing, 
Be. I, ©. 211 fg; Martens, (ed. 3,) ©. 155 fg.; Klüber, Bd. J, Eeite 
215 fg; Heffter, S. 111; Pütter, Fremdenrecht, S. 26. Nicht in lleber: 
einſtimmung ſtand damit freilich, daß mande, namentlich ältere, Völkerrechts⸗ 
Iehrer annahmen, ein Staat fei ſchuldig, Fremden in Friedenszeiten eine freie 
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wohnheit zu halten, welche glückficherweife, geleitet durch dag täg- 
liche Bedürfniß des Lebend, und wenn-aud) mannigfach inconje: 
quent und ungleich?), To dech den Weſentlichen nach richtig und ſelbſt 


und fihere Turchreife (daß fogenannte passagium innoxium) zu geftatten; und 
baß auch wohl behauptet wurde, eg könne einem fremden Staate ohne Begehung 
einer Feinbfeligfeit der Bezug von Nothmendigfeiten aus den bieffeitizer Lande 
felbft oder aus einem rückwärts liegenden Staate nicht unterfagt werben, daß völliger 
Abſchluß gegen alle fremde Nationen fegar vom Genuſſe des Völkerrechtes aus: 
fchließe. Vgl. Heffter, a. a. O., ©. 56 fg. Neuerer Zeit ift nun aber als 
eine allgemeine völkerrechtliche Pflicht eines gefittigten Staates aufgeftellt worden, 
die Verkehrsnothwendigkeit überhaupt anzuerkennen, in Folge deſſen aber jedem 
Menfchen, als Regel, dad Recht einzuräumen, vernünftige und erlaubte Lebende 
zwede überhaupt zu verfolgen und zu ſolchem Zmede auch dad Gebiet fremder 
Staaten zu betreten, natürlih unter Beobachtung ber Landesgefege und unter 
Vorbehalt der Zurück- und Ausweiſung folder Einzelner, unter deren Anweſen⸗ 
beit der Staat felbft oder feine Angehörigen vorauzfichtlic leiden würden. Siche 
Jordan, im Gtantälericon, 2te Aufl., Bd. VI, ©. 815 fj.; meine Uncyllo: 
päbie d. Staatswiſſ. Tüb., 1859, ©. 416 fg., und mein Staatsrecht, Völker: 
recht und Politif. Bd. I, Tüb., ©. 626 fa. Auf diefe Weife ift denn bie frühere 
Lehre umgekehrt, und das zur Ausnahme gemacht worden, was früher alg Neyel 
aufgeftelt war, als Regel aber die biäherige Ausnahme, überbieg Uebereinftim: 
mung unter bie einzelnen Puncte gekommen. — Eine erfhöpfende Erörterung 
biefer Gontroverfe wäre natürlich bier nicht an der Stelle; cd mag baber nur 
bemerft fein, daß fich überhaupt, und nicht blos in Beziehung auf die bier vor: 
liegende Frage, bie Lehre des Völkerrechts ven ber einfeitigen und dadurch un: 
genügenden, Grundlage der Staatsſouveränetät loszumachen und namentlid) auch 
allgemeine fittliche Pflichten anzuerfennen und zu begründen fucht. So 3. B. im 
internationalen Privatrechte. 

3) Bekanntlich macht fein gefittigter Staat practifh das Recht geltend, rem: 
ben nach Belieben fein Gebiet zu ſchließen ober zu öffnen; ber Zutritt tft ent: 
weber frei oder wird er doch nur ausnahmsweiſe unterfagt. Selbſt da, wo un⸗ 
bedingt ein von einem ber eigenen biplomatifchen Agenten im Auslande unters 
zeichneter Paß als Eintrittsbedingung verlangt wird, kann biefes Viſum nit ala 
eine in jeben einzelnen alle gegebene Erlaubniß aufgefaßt werden, ſondern nur 
als Beglaubigung einer Urkunde über bie Identität ber Perfon. Allein richtig 
ift allerdings, daB unter den einzelnen Staaten eine große Verfchiebenbeit in Be: 
treff der Formen und Bebingungen des Webertrittes über bie Landesgränze berrict. 
Einige, fo 3. B. England, Nordamerika, die Schweiz, bie meiften beutfchen Staaten, 
verlangen grundfüglic gar feinen Nachweis über Perfon und Reiſezweck; andere 
begnügen fih mit einem fehr allgemeinen und kaum ernfllich gemeinten, 3. 8. 
einer Paßkarte; britte endlich, wie 3. B. Rußland, aber auch Frankreich und 
Stalien, ſchreiben die Vorlegung beftimmter und genau bezeichneter Urkunden ver. 
Im Ganzen ift eine allgemeine Neigung zur Milderung und wohl gänzlicher 
Befeitigung diefer Formalitäten bemerkbar; man ſtellt fich mehr und mehr auf 
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lange der irre gehenden Lehre vorangegangen iſt. Diejer Uebung 
zufolge behauptet denn fein gefittigter Staat ein Necht zur gänzlis 
chem und willfürlichem Ausſchluſſe Fremder von feinem Gebiete zu 
haben, jondern es wird ber Eintritt in das Staatögebiet, Durch: 
reife und ſelbſt längerer Aufenthalt im Allgemeinen geftattet; jedoch 
immer mit Vorbehalt des Rechte, nicht nur Ausnahmen von diefer 
Erlaubniß eintreten zu laſſen, fondern auch überhaupt die formellen 
Bedingungen berfelben zu beſtimmen. Dieje Vorſchriften find nun 
allerdings manchfach verjchieben, im Ganzen neigen fie jich aber im— 
mer mehr möglichjter Unbefchränktheit zu. — Auf diefe Uebung ge= 
ftußt erjcheinen denn nun nachjtehende Negeln, welche die Sicher: 
heit des Staates und feiner Bürger mit den Rückſichten auf freie 
Bewegung vereinigen, auch theoretiich al3 richtig: 

a) Perjonen, deren Belchäftigung, Gewerbe oder Lebensweiſe 
entweber für den Staat im Ganzen oder für die einzelnen Staats⸗ 
bürger nachtheilig zu fein droht, werben mittelft eines allgemeinen 
Verbote? und ohne Rückſicht auf das Vaterland des Einzelnen ein 
für allemal von dem Lande ausgeſchloſſen. Selbſt der Befiß eines 
regelmäßigen heimathlichen Paſſes nimmt in folchen Falle von dem 
allgemeinen Verbote nicht aud. Die Ausführung des Gejehes- ijt 
ben Rechts-Polizeibehörden übertragen, und es bedarf im einzelnen 
Vorkommen, welches Kar unter die allgemeinen Beftimmungen fällt, 
feiner Anfrage bei einer höhern Behörde, jondern nur einer raſchen 
Bollzichung. Einem ſolchen EintrittSverbote find aber namentlich 
zu unterwerfen: Bettler, Landftreicher oder Solche, deren Anweſen⸗ 
beit aus Gründen der Geſundheitspolizei nicht geduldet werden 
kann. Auch kann unzweifelhaft eine Regierung außerordentlicher: 
weile ganzen Klaſſen von Fremden, welche nicht unter die eben auf: 


den Standpunct, Eintritt in das Gebiet und beliebigen Aufenthalt als Megel 
freizugeben, dem Neifenden aber zu überlaffen, ob er fidy freiwillig für etwaige 
Vorkommenheiten mit einem genügenben Beweife über feine Perſon verſehen mil. 
Namentlich find auch itzt wohl überall bie Verbote ober wenigſtens große Gr: 
ſchwerungen des Betretens von Kolonien europäifcdher Staaten aufgehoben. — Bei 
biefer Zugänglichkeit der eigenen Gebiete laffen ſich denn auch bie, freilich etwas 
gewaltſamen, Verlangen nah Oeffnung ber für Fremde verfchloffenen afiatifchen 
Reiche eher vertheidigen. 


108 


geführten gehören, ven Gintritt für immer ober zeitweife ver- 
jagen, wenn fie von ihrer Anmejenheit Nachtheile und Gefahr zu 
befürchten hätte, fo 3. B. politifchen Flüchtlingen 4), Senbboten von 
Neligionsparteien, welche mit den dieffeitigen Gefeßen unvereinbar 
find ®) und vol. | | . 


4) Nichts kann unrichtiger fein, als ber in neuerer Zeit häufig aufgeftellte 
und felbit von mehreren Staaten befolgte Grundſatz, daß es Rechts- und Ehren: 
-pflicht jedes Staates fei, alle aus politifchen Urſachen Zlüchtigen aufzunehmen, 
wohl auch gar aus der Staatskaſſe zu unterſtützen. Abgefehen von ber Folge: 
widrigfeit, mit welcher man häufig biefen Schub nur ben Anhängern eirier be: 
freunbeten Partei zufommen Yaffen will, fehr unmwillig aber darüber ift, wenn bie 
einer verhaßten Meinung ober Unternehmung zugetbanen Flüchtlinge ebenmäßig 
aufgenommen werben: fo ift überhaupt ber einem foldhen allgemeinen Mitleiben 
gegen alle aus politifchen Urſachen Flüchtigen zu Grunbe Tiegende Sab, nämlich 
baß ein Verbrechen gegen ben Staat Fein Verbrechen fonbern nur eine Thatfache 
fet, im offenbarften Wiberfpruh mit allen Nedhtöbegriffen und fogar mit ber 
Möglichkeit irgend welcher Negierung. Allerdings können folhe Unternehmungen 
in einzelnen Füllen gerechtfertigt, in anderen mindeftend fittlih und menfchlich 
entſchuldigt werben; allerdings mag in diefen Fällen ben nach verunglüdtem 
Verſuche Flüchtigen eine Freiftätte eröffnet werden: allein Unternehmungen gegen 
einen fremben Staat können auch in höchſten Grade zu mißbilligen, bie Unter: 
nehmer ben fchwerften Verbrechern zuzutechnen fein, und dann verdienen fie weder 
Mitleiden noch Unterftügung. Nimmt man nod dazu, daß bie Anweſenheit einer 
größern Menge von Flüchtlingen nicht nur ſehr bedeutende Koſten verurfacht, 
fondern daß biefelben zum Tanfe noch gar leicht im Innern des beſchützenden 
Staated Unruhen erregen oder wenigftend begünftigen und unterftügen können; 
endlich daß ber denfelben gewährte Echuß die unangenehmften und ſelbſt gefähr- 
lichſten Berhältniffe zu fremden Staaten herbeizuführen geeignet ift: fo wirb ber 
Rath wohl gerechtfertigt fein, große Vorficht in der Aufnahme politifcher Flücht⸗ 
finge zu befolgen unb Solchen, welche einen Schuß nicht verbienen ober dem 
ſchũtzenden Staate felbft gefährlich werben würden, ben Eintritt ober wenigftend ben 
Aufenthalt zu verfagen. Würde keine Wahl bleiben, als ſolche Flüchtlinge entz 
weder ihren Verfelgern in die Hände zu treiben oder fie über bie Gränze zu 
laſſen, und könnte man fi zum Erfteren, gleichgültig aus welchen Urfachen nicht 
entfchlicßen, fo müßten fie fo ſchnell als möglich über eine andere Gränze gebracht 
werben. 

5) Hierdurch gefchieht ber Religions-Freiheit der Staatsbürger fein Eintrag. 
Einmal nämlich ift diefes Recht keineswegs unbefchränft, fondern es muß jedes 
religiöfe Bekenntniß mit der beftehenden Staatsverfafjung vereinbar fein. Zwei⸗ 
tens aber ift es rechtlich und tbatjächlich ein großer Unterfchieb, ob ber cigene 
Bürger fich zu einer Lehre befennt und fie (matürlih auf erlaubte Weife) zu 
verbreiten ftrebt, ober ob bieß ein Ausländer verſuchen will. Bon dem Letztern 
eine bedenkliche Störung ber beftehenden Verhältniſſe ruhig zu dulden, ift ber. 
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b) Solche Perſonen werden auch, wenn ſie trotz des Verbotes 
die Gränge. überſchritten haben, aus dem Staatsgebiete wieder ver- 
wieſen. Ebenſo ſteht die Ausweiſung gegen diejenigen Fremden 
unzweifelhaft zu, welche durch eine ſchwerere im Lande begangene 
Geſetzesuͤbertretung ihre Gefährlichkeit nachgewieſen haben. — Die 
‚Ausführung dieſer Maaßregel bedarf ‚aber, wenn fie einer Seits 
wirkſam ſein anderer Seits dem Nachbarſtaate nicht Grund zu ge— 
rechter Beſchwerde geben ſoll, beſonderer Aufmerkſamkeit. Ein blo— 
ber Befehl zur’ Abreiſe würde in vielen Fällen von gar Feiner 
Wirkung fein, weil ihm nicht gehorcht würde; einem von Untüch: 
tigen gegebenen Geleite fünnte fi der zu Entfernende entzichen; 
und felbft die Uebergabe an die nächtte benachbarte Behörde bürfte 
in der Negel keinen irgend dauernden Schuß gegen cin abermaliges, 
vielleicht augenblicklich wieberholtes, Eindringen gewähren, wenn 
nicht beide Staaten fi) über gegenfeitig zu befolgendes Berhalten 
vereinigen 9). Als wefentlich bei einem ſolchen Vertrage erfcheinen 
denn aber namentlid, folgende Puncte: 

a) Keiner der vertragenden Staaten darf dem andern gegen 
defien Willen’ einen von ihm Ausgewieſenen zuſchicken, außer wenn 
er dem lettern als Untertban angehört oder anerkanntermaaßen in 
einen rückwärts liegenden Staat zu bringen ift, 

AP) Die Ausgewiefenen werben nur in ficherer Begleitung über 
die Gränze gebracht und zwar an derſelben nicht in Freiheit gejekt, 
fondern dem nächjten zur Uebernahme Defugten Bezirkdamte des 
Nachbarſtaates überliefert unter Mittheilung ihrer Ausſagen über 
ihre dortigen Verhältniffe und der Nachweifung über die Ausweis 
fungsgründe, beſonders über die von ihnen dieſſeits etwa begange: 
nen Mebertretungen und erjtandenen Strafen. 

y) Die einen Außgewiefenen übernehmende Behörde hat den⸗ 
ſelben, im alle er eined gemeinen Vergehend oder einer gemein- 


Etaat keineswegs verbunden. Es wäre 3. B. einfach thöricht, Mormonen:Apoftel 
aus mißverftandener Achtung vor Religionsfreipeit zuzulaffen; und es ift nicht 
einzufeben, welche Verpflihtung ein Staat dazu hätte. 

6) Verträge biefer Art find in großer Anzahl zwifhen europäifchen Staaten 
geſchloſſen worden. ©. Martens, Supplement, Bd. VI, ©. 282 fg. 
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ſchädlichen Lebensweiſe verbächtig ift, unter gehöriger Bedeckung in 
feinen geſetzlichen Wohnort zurüdzufchielen, bamit er fo leicht nicht 
wieder die ihm verbotene Gränze überjchreite 7). 

c) Einzelnen einer in Ganzen unverbächtigen und ungefähr: 
fichen Klaffe angehörigen Perſonen Kann der Eintritt in dad Staats— 
gebict oder der Aufenthalt in bemfelben durch ein beſonderes Ver: . 
bot nur dann unterfagt werden, wenn fie während eines früheren 
Aufenthaltes bereit? eine rechtswidrige oder gemeinfchädliche Geſin— 
nung thatfächlich dargetban Haben, oder wenn genugjam Grund vor- 
liegt, von der it beabfichtigten Anmelenheit Nachtheile für den 
dieffeitigen Staat und feine Angehörigen zu beforgen ®). 

d) Kann die Erlaubnig des Eintritted in dag Staatsgebiet 
einem verbächtigen renden ohne Unbilligfeit wicht ganz unterfagt 
werten, 3. B. wenn er auf einer für ihn nothmendigen weitern 
Reiſe nur durchzureifen beabfichtigt, fo mag ihm wenigſtens der 
Weg und die erlaubte Zeit des Aufenthaltes genau vorgefchrieben, 
er allenfall3 aud) noch einer beſondern Aufjicht unterworfen werben. 

e) Selbft ganz unverdächtigen Fremden darf die Bereifung 
beftimmter Gegenden und die Befichtigung gewiſſer Dertlicyfeiten 
und Anstalten unterjagt werden, wenn bie Sicherheit oder ber Vor: 
theil des Staates erfordert, daß Ausländer mit denfelben nicht ge- 


7) ©. Falkenberg, Verſuch einer Darftellung ber verfchiedenen Klafien 
von Räubern, Dieben u. |. w. Berlin, 1816, 8b. II, ©. 182 fg.; Kampiz, 
Ueber das Verfahren bei Tranzporten und Landezverweifungen. Berl., 1817. 

8) Es ſcheint nicht überflüffig, bei biefer Maaßregel ganz befonders an ben 
allgemeinen Grunbjaß zu erinnern, daß nur bei ben Vorhandenſein einer objec- 
tiven und fubjectiven Wahrfcheinlichfeit beabfichtigten Unrechtes eine beſchränkende 
Maapregel gegen eine beftimmte Perfon ergriffen werben darf. Hat aud cin 
Fremder feinen unbedingten Anfpruch auf Zulaffung oder Tuldung, fo ift doch 
die Beobachtung biefer Regel auch gegen ihm eine Korderung des Mechted und 
ber Billigfeit, weil fie überhaupt auf Vernunft gegründet it. Weberdick erfordert 
bie Klugheit, mit Zurück- und Ausweiſungen gegen Solche, welche einer ehren: 
werthen Klaſſe ber Geſellſchaft angehören, fo fparfam als mögfich zu fein. Cine 
am unrechten Orte angewenbete Maafregel biefer Art kann großes Auffeben er: 
regen und nicht nur ben unmittelbar Betroffenen, fondern auch feine Mitbürger, 
ſelbſt die Regierung tief verlegen, und wird überhaupt nur, wenn fie gegenftänd- 
Ich vollfommen gerechtfertigt iſt, einem heftigen Tabel ber öffentlichen Meinung 
entgeben. 
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nauer bekannt find, wie dieß 3. B. bei Feſtungen, Waffenwerkſtät—⸗ 
ten, Arſenalen u. dgl. der Fall fein kann 9). Dagegen iſt es, fo: 
wohl des Mechtes der Fremden als des Bortheiled der eigenen 
Bürger wegen, zu mipbilligen, wenn ganze Provinzen dem Verkehre 
mit Ausländern gefperrt werden. ine ſolche Abſonderung könnte 
für einen folhen Gebietötheil in wirtbichaftlicher und in geiftiger 
Bezichung nicht anders denn nachtheilig wirken. 

2) Weſentlich verfchievene Grundſätze gelten Hinfichtlich der 
gegen die Angehörigen des eignen Staates auszufpre: 
enden Reiſeverbote; und zwar ift hierbei wieder zu unterjcheiden 
zwiſchen Neijen innerhalb der Staatögränzen und folchen in das 
Ausland. | 

a) Zum Verbote der Neife eined Bürgers innerhalb der Lan 
desgränzen ijt in der Hegel weder ein Necht noch ein Grund. Es 
ift zweckmäßig und nothwendig, daß jedem Staatsangehoörigen ein 
geſetzlicher Heimathgort zufomme; allein dieß heißt, jeltene und 
alsbald beſtimmt zu bezeichnende Ausnahmen ausgenommen, nicht, 
daß Jeder fich fortwährend in der Heimathgemeinde aufhalten müffe, 
fontern nur, daß er berechtigt dazu fei, dort für beſtimmte Rechts— 
geſchäfte fein geſetzliches Domicil habe, vielleicht gewifje öffentliche 
Rechte dort ausüben könne, endlich im Nothfalle ihm cin Anspruch 
anf Unterftügung daſelbſt zuftche. Die Befugniß innerhalb des 
Staates ſich frei zu bewegen, wird durch diefe Einrichtung nicht 
berührt. Dice ſteht als nothwendiges Mittel zu Erreichung der 
intividuellen Lebenszwecke grundſätzlich feit, und es bedarf ſomit 
auch nicht einer bejonderen Erlaubnig zu ihrer Ausübung. Nur 
bei einer belichigen Anwendung ift die innerbalb des Staates über: 
haupt vorhandene Möglichkeit zur Ausbildung und zum Gebrauche 
jeder Art von Kräften auch wirklich auszunügen, zum eignen Vor⸗ 
teile der Betreifenden und der Geſammtheit. Etwaige unverftän: 





9) Nicht erſt verfihert werben darf wohl, daß hiermit Feiner Tächerfichen 
me mer von eigener Unmiffenheit zeugenden Geheimthuerei das Wort geredet 
werden fol. Nur wo wirflid cin Geheimniß if und wo es bewahrt werben 
kann, ift eine Ausſchließung Fremder gerechtfertigt. 


——— 
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dige und gegenſtandloſe Benuͤtzungen der Bewegungsfreiheit kommen 
gegen die regelmäßigen vernünftigen Zwecke der Reiſen nicht in 
Betracht. Da aber der innerhalb des Staates ſich bewegende Bür— 
ger überall den Gefeten gleichmäßig unterworfen it und fich über: 


. Haupt durch eine Ortöverändberung in feinen öffentlichen Pflichten 


ſelbſtwerſtändlich nicht? ändert, fo "bat auch' der Etaat von feinem 
Standpuncte auß Leinen Grund, und.alfo auch Keine Berechtigung, 
fi verbietend oder hindernd einzumifchen. — Doch beftchen aller: 
dings einige Ausnahmen von diefer Negel. Einmal dürfen Eolche, 
welche dem Etaate fei es in Folge einer gejeßlichen Verpflichtung ſei 
es vertragamäßig Dienfte zu leiften haben, den hierzu angewiefenen 
Ort nicht verlaffen ohne bejtinnmte Erlaubniß in jedem einzelnen 
Falle. Sodann ift eine Ortöveränderung Allen unterjagt, beren 
perjönliche Freiheit zur Strafe oder als Vorfichtsmaaßregel gejetlic) 
befchränft if. Somit zunächſt Strafgefangenen; ſodann den an 
einen beftimmten Ort Eingegränzten. Auch ift ben aus einer ge: 
wiſſen Dertlichleit Verwieſenen wenigſtens die Betretung dieſes 
Theiles des Staatsgebietes verboten 9). Endlich kann zu Kriegs—⸗ 
zwecken oder bei inneren Unruhen die Verbindung mit einzelnen 
Oertlichkeiten oder ganzen Gegenden geſperrt fein, was dann’ die 
Unterfagung jeder Reife an einen jolchen Ort oder vieleicht auch 
aus demfelben zur Folge hat. 

b) Ebenjo wenig als Reifen innerhalb de3 Landes find dem 
Bürger Reifen in das Ausland in ber Regel unterſagt und zwar 
aus den Gründen, welche überhaupt die freie Bewegung .al8 erlaubt 
und nüßlich erſcheinen laſſen. Er gehört allerdings wejentlich dem 
eigenen Etaate an und Hat feine Pflichten gegen denfelben zu er: 
füllen, denen er fic durch eigenmächtige Handlungen, alfo auch durch 
Reifen in dag Ausland nicht entziehen kann 1%). Allein jo weit 





10) ©. unten, $. 19, 51 und 52. 

11) In wie ferne etwa nach den Geſetzen eines beflimmten Staates ein un: 
unterbrochener langjähriger Aufenthalt im Auslande ben Verluſt des Staats-— 
bürgerredyted zur Folge haben kann und fol, ift eine Frage für fich, welche mit 
dem Rechte zu Reifen i. e. S. nicht zufammenhäugt. Es mag im 1lebrigen 
Meinungsverfchiedenheit darüber beftehen, ob es in Zweifelsfällen zwedmäßiger 
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er durch ſolche Pflichten nicht gehindert ift, hat er nicht nur dag 
delle Necht, fich auch in fremde Länder zu begeben, ſondern es ift 
die Negierung auch verbunden, ihm die etwa von dem zu bereijen- 
den Staate verlangten amtlichen Ausweiſe über Berjönlichkeit und 
Reiſezweck unweigerlich, ohne läſtige Bedingungen und fo ſchnell ala 
möglich auzzuftellen 2%. — Gerechtfertigte Ausnahmen von biefen 
Grundſätzen finden nur in folgenden Fällen ftatt. Zunächſt kann in 
Kricg2zeiten den Staatsangehörigen überhaupt der Verkehr mit einem 
teindlichen Lande, alſo noch mehr eine Reife in daſſelbe, unterfagt 
werben. Je nach Umftänten fallt ein Ungehorjam unter Begriff 
mb Strafe bed Hochverrathed. Sodann ift ein Verbot ver Ent: 
fernung außerhalb Landes gerechtfertigt, wenn der Neifehuftige Ver: 
Einblichkeiten gegen den bieffeitigen Staat hat, deren Erfüllung er 
auf eine unrechtliche Weiſe durch ſeine Entferuung verzögern oder 
ganz umgehen würde. Es kann alſo z. B. ein ſeines Dienſtes noch 
richt entlaſſener Beamter oder Soldat, ein in Strafunterſuchung 


Befangener, ein zur Erfüllung ſeiner Waffenpflicht in der nächſten 


Zeit Aufzurufender eine Entfernung ins Ausland von Rechtswegen 
nicht verlangen. Noch weniger gar ein Strafgefangener. Drittens 
darf und muß eine Verhinderung eintreten, wenn mit großer Wahre 
fheinlichkeit anzunehmen ift, daß der Zweck der Reife ein unrecht 


iR, mittelft eines allgemeinen Grundſatzes durchzuſchneiden, und auf ſolche Weife 
formelle Ordnung unzweifelhaft herzuftcllen, oder davon auszugehen, daß ſich ein 
Staatäangehöriger nur avec esprit de retour aus dem DBaterlanbe entferne, 
und verfommenbden Falles ben Beweis des Gegentheiles abzuwarten. Letzteres 
ſcheint würdiger zu fein und von größerem Vertrauen in den Werth bed eigenen 
Embed und in die Anhänglichkeit der Bürger zu zeugen. 

12) Zu den unnöthigen Neifehindernifien gehören denn namentlich auch bie 
ven ten Geſandtſchaften oder Conſulaten de3 zu Lereifenden Staates auszuſtellen⸗ 
ben Beglaubigungen der Augweis:Urfunden und die nicht felten bafür zu entrich⸗ 
tenden bebeutenden Gebühren. Cine einfache Beſeitigung dieſer Vorfhriften kann 
allerdings von dem dieſſeitigen Staate nicht ausgeben, da er einer frenden Neyies 
rang nicht vorfchreiben kann, unter welchen Bedingungen fie den Zutritt in ihr 
Gebiet zu erlauben habe; allein es ift wünfchensmwerth, daß im Wege bed Ver: 
trages eine genenfeitige Erlaſſung folcher ganz nußlofen und, wo fie mit einer 
Geldabgabe verbunden find, nicht fehr ehrenvollen Zormalitäten erzielt werde. 

u Mohl, Redes: Polizei. 3. Auflage. 8 
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dige und gegenftanblofe Yerübungen der Bewegungsfreiheit kommen 
gegen bie regelmäßigen vernünftigen Zwecke der Reifen nicht. in 
Betracht. Da aber der innerhalb des Staates fi) bewegende Bür— 
ger überall den Geſetzen gleichmäßig unterworfen ift und ſich über- 
- haupt durch eine Ortöveränderung in feinen öffentlichen Pflichten 
felbftverftändfich nichts ändert, fo hat auch’der Stäat von feinem 
Standpuncte aus Feinen Grund, und.alfo auch Keine Berechtigung, 
fi verbietend oder hindernd einzumiſchen. — Doch beſtehen aller- 
dings einige Außnahmen von diefer Negel. Einmal dürfen Eolche, 
welche dem Etaate fei es in Folge einer gejeglichen Verpflichtung fei 
es vertraggmäßig Dienfte zu leiften haben, den hierzu angewieſenen 
Ort nicht verlaffen ohne bejtimmte Erlaubniß im jedem einzelnen 
Falle. Sodann ift eine Ortsveränderung Allen unterjagt, deren 
perfönliche Freiheit zur Strafe oder als Vorſichtsmaaßregel gejeglich 
beſchränkt if. Somit zunächſt Strafgefangenen; ſodann den an 
einen beftimmten Ort Eingegränzten. Auch ift ben aus einer ges 
wifjen Oertlichleit Verwieſenen wenigfteng die Betretung dieſes 
Theiles des Staatögebietes verboten 9). Eudlich kann zu Kriegs— 
zwecken ober bei inneren Unruhen die Verbindung mit einzelnen 
Dertlichkeiten oder ganzen Gegenden gejperrt fein, was dann’ die 
Unterfagung jeder Reife an einen ſolchen Ort oder vielleicht auch 
aus demjelben zur Folge Hat. 

b) Ebenſo wenig als Reifen innerhalb des Landes find dem 
Bürger Reifen in das Ausland in der Megel unterfagt und zwar 
aus ben Gründen, welche überhaupt die freie Bewegung .ald erlaubt 
und nützlich erſcheinen laſſen. Er gehört allerdings wefentlid dem 
eigenen Etaate an und hat feine Pflichten gegen venfelben zu er: 
füllen, denen er ſich durch eigenmächtige Handlungen, alfo aud) durch 
Reifen in das Ausland nicht entziehen kann?) Allein jo weit 





10) ©. unten, $. 19, 51 unb 52. 

11) In wie ferne etwa nad) den Geſetzen eines beftimmten Staates ein un: 
unterbrochener Iangjähriger Aufenthalt im Auslande ben Verluſt des Staats: 
bürgerrechteß zur Folge haben kann und fol, ift eine Frage für fich, welche mit 
bem Rechte zu Reifen i. e. S. nicht zufammenbängt. Es mag im llebrigen 
Meinungoͤverſchiedenheit darüber beftchen, ob es in Zweifelsfällen zwekmäßiger 
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a durch ſolche Pflichten nicht gehindert ift, hat er nicht nur dag 
elle Recht, fih auch in fremde Länder zu begeben, fonbern es ift 
sie Megierung audy verbunden, ihn die etwa von dem zu bereifen- 
tn Etaate verlangten amtlichen Ausweiſe über Perjönlichkeit und 
Reiſezweck unweigerlich, ohne läftige Bedingungen und jo ſchnell als 
möglich auszuſtellen 22). — Gercchtfertigte Ausnahmen von biefen 
Grundſätzen finden nur in folgenden Fallen ſtatt. Zunächſt kann in 
kriegszeiten den Staatsangehörigen überhaupt der Verkehr mit einem 
tindlichen Lande, alfo noc mehr eine Reife in dafjelbe, unterfagt 
werden. Je nach Umständen fällt cin Ungehorjfam unter Begriff 
und Strafe des Hochverrathes. Sodann ift ein Verbot der Ent: 
fernung außerhalb Landes gerechtfertigt, wenn der Neifeluftige Ver: 
Sinblichfeiten gegen den biefjeitigen Staat hat, deren Erfüllung er 
auf eine unrechtliche Weife durch feine Entfernung verzögern oder 
zanz umgehen würde. Es kann alſo 3.2. ein feines Dienſtes noch 
aicht entlaſſener Beamter oder Soldat, ein in Strafunterſuchung 


Weiangener, ein zur Erfüllung feiner Waffenpflicht in der nächſten 


Zeit Aufzurufender eine Entfernung ing Ausland von Rechtswegen 
niht verlangen. Noch weniger gar ein Strafgefangener. Drittens 
darf und muß eine Verhinderung eintreten, wenn mit großer Wahr: 
jüeinlichfeit anzunehmen ift, daß der Zweck der Reife ein unrecht: 


in, mittelſt eined allgemeinen Grundſatzes burchzufchneiben, und auf ſolche Weiſe 
fermelle Orbnung unzweifelhaft herzujtchen, oder davon auszugehen, daß ſich ein 
Etnatdangeböriger nur avec esprit de retour aus bem Baterlande entferne, 
und vorkommenden Falles den Beweis des Gegentheiles abzuwarten. Letzteres 
ſcheint würdiger zu ſein und von größerem Vertrauen in den Werth des eigenen 
Landes und in die Anhänglichkeit der Bürger zu zeugen. 

12) Zu den unnöthigen Reiſehinderniſſen gehören denn namentlich auch die 
den den Geſandtſchaften oder Conſulaten des zu bereiſenden Staates auszuſtellen⸗ 
den Beglaubigungen der Ausweis-Urkunden und die nicht ſelten dafür zu entrich⸗ 
tenben bedeutenden Gebühren. ine einfache Veſeitigung dieſer Vorſchriſten kann 
ellerdings von bem bicfleitigen Etaate nicht ausgeben, da er einer fremden Regies 
rung nicht vorfchreiben kann, unter welchen Bedingungen fie den Zutritt in ihr 
Gebiet zu erlauben babe; allein es iſt wünfchenswertb, daß im Wege des Ver: 
trage eine genenfeitige Grlaffung folder ganz nußlofen und, wo fie mit einer 
Geldabgabe verbunden find, nicht fehr ehrenvollen Kormalitäten erzielt werde. 

vMopL, Rechts-Polizei. 3. Auflage. 8 
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licher ift; gleichviel, ob dem ganzen Staate oder nur einzelnen An⸗ 
gehörigen Gefahr droht. Selbft wenn gegen einen auswärtigen 
Etaat ein: unrechtliched Unternehmen beäbfichtigt wäre, it ein Ein- 
jchreiten nicht nur aus Billigkeits⸗ und Klugheits-Gründen gerecht: 
fertigt, jondern fogar aus Grundſätzen bed Völferrecht3 geboten, 
indem jeder Stant die Rechte der anderen Staaten theils felbft zu 
achten, theil® auch feine Unterthanen von deren Verlegung abzus 
halten hat. 

Es können hier unter Umftänden ſelbſt umfaffende und tief: 
eingreifende Maaßregeln an ber Stelle fein, 3. B. militärifche Be⸗ 
fegung der Gränze, Embargo auf Schiffe u. dgl. — Weit fchwie- 
riger ift es, richtige Grundſätze aufzuftellen in Betreff einer zahl: 
reichen Abwefenheit wohlhabender und durd) ihre Stellung einfluß- 
reicher Perſonen. Daß cin folder Zuftand mit empfindlichen 
wirthichaftlichen Nachtheifen verknüpft fein kann, unterliegt feinem 
Zweifel. (S. oben, S. 103.) Und es kommt noch dazu, daß, wenn 
nach den ftaatlichen und gejellichaftlichen Zuftänden eines Landes ' 
auf die Mitwirkung der in Frage ftchenden Klaſſen gerechnet ift in 
Beziehung auf Verwaltung der örtlichen und prowinziellen Angele- 
genheiten, ihr Aufenthalt im Auslande ſehr ſchädlich fein Fan und 
zur Weberlaffung der Gefchäfte an eine weniger dazu taugliche 
Gattung von Perfonen gegriffen werden muß. Eine Bejchränfung 
eine? jolchen gemeinfchäblichen Verhaltens wäre fomit wünſchens⸗ 
werth und ließe fich ficherlich auch vom Rechtsſtandpuncte aus ver: 
theidigen. Allein es ift fehr ſchwierig, einen Grundfaß aufzuftellen, 
welcher mit ber perjönlichen Freiheit vereinbar wäre, und vieleicht 
noch ſchwieriger, ihn wirklich zur genügenden Ausführung zu brin- 
gen. Es wäre nämlich unvermeidlich, Ausnahınen zu geftatten für 
Fälle, in welchen eine Abweſenheit aus Gründen der Geſundheit, 
der Bildung, nothwendiger Geſchäfte u. |. w. nothwenbig wäre; 
daß nun aber mittelft berfelben das Gefeß leicht umgangen werben 
Könnte, ift einleuchtend, und daß ed umgangen werben wiürbe, zeigt 
eine hinreichende Erfahrung da, wo ſolche Beichränkungen verfucht 
wurden. Daſſelbe laͤßt ſich geltend machen gegen bie Auflegung 
einer bedeutenden Steuer, mit deren Erlegung eine Abweſenheit 


115 


erfauft werben koͤnnte; und berdich würde daraus eine gehäflige 
Pevorzugung der Reichen hervorgehen, welche eine ſolche Laft zu tra- 
gen allein im Etande wären. Es jcheint aljo bier faum etwas 
Andered übrig zu bleiben, als durch allgemeine, freilich vielleicht 
weitausschende und langſam wirkende, Maaßregeln den Aufenthalt 
im eignen Lande wünſchenswerth zu machen. ine folche maffen- 
hafte Abweſenheit im Auslande it immer ein Zeichen von ſchweren 
inneren Mißſtänden; mit deren Befeitigung hören dann aber auch 
die Folgen auf. Durchgreifende und überall anwendbare Regeln 
laifen Sich natürlich bier nicht aufjtellen, weil die Urſachen des 
Mißbehagens je nad) Ort und Zeit fehr verſchieden jind 19), 

I. Einer wefentlidh anderen Gedanfenreihe gehören die Maaß⸗ 
regeln an, welche eine amtliche Kenntniß von der Berfon 
und den Zweden der Reifenden zu verichaffen beabjichti- 
gen. Hier handelt es fich nicht wejentlich von einen Verbote; nur 
ganz gelegentlich kann ein ſolches die Folge einer ſolchen Kenntniß- 
nahme fein; im Gegentheile dienen die fraglichen Einrichtungen zum 
Theile dazu, den Reiſenden jicher zu ftellen und ihm fein Fortkommen 
m erleichtern. Der Staat fucht nur unterrichtet zu fein von ber 
Thatfache einer Reife, ihrem Ziele und Verlaufe, ſowie von der 
Rerfon des Neifenden und feinen Zwecken. In allen unverbächti- 
gen Fällen, alfo bei weiten in der Negel, behält es fein Bewenden 
bei dieſer Kenntnißnahme und wird der Neifende nicht weiter belä- 
tigt oder auch nur befenberd im Auge behalten; dagegen Fan, wo 
ein Verbacht gegründet erjcheint, allerdings eine genauere Ueberwa⸗ 


13) In den beiden Ländern, welche unter „Abſenteismus“ am meiften lei⸗ 
den, nämlich Irland und Rußland, find bekanntlich zur Befeitigung bed Uebels 
chr draftifche Mittel vorgefchlagen, in Rußland auch unter der Regierung des 
Rzifers Nicolaus verfucht worden; freilich ohne entſprechenden Erfolg. Es Fällt 
run in die Augen, daß ſehr verfchiedene Gründe die irländifchen und die ruſſi⸗ 
(den Grundbeſitzer unzufrieden machen mit einem Aufenthalte im Lande und auf 
ihren Gütern; daß alfo auch ganz verfchiebene Verhältniſſe und Maaßregeln fie 
su regelmäßigerem Verweilen bewegen können. Und weder von dem einen noch 
von dem andern Mittel wäre dann wieder bie Rebe, wenn fich in einem britten 
Sande, aus wieder weſentlich verfchiedenen Urfachen, eine gleiche Neigung zur 
Entfernung ausbilden ſollte. So 3. B. ist in Polen. 

8* 
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Kung oder eine noch entſchiedenere Sicherungsmaaßregel fih daran 
Müpfen. — Es find aber dreierlei Vorkehrungen, welche zu dieſem 
Ende ergriffen werben koͤnnen und mamtigfach auch thatfächlich an— 
georbnet find: die Austellung von Neifepäffen, tie Angzeigepflicht 
für die einen Reiſenden Beherbergenden und die Ausſtellung von 
Aufenthaltsfarten. 

Es iſt wohl zwechnäßig, zuerſt biefe Einrichtungen näher 
zu bezeichnen und dann erjt zu ihrer Beurtheilung überzugehen. 

1) Die Pak: Einrichtung bejteht darin, daß Jeder, welcher 
eine Reife im Einne hat, fich bei der vorgefeßten Rechts-Polizeibe— 
Hörde zu melden und einen Paß, d. h. eine fchriftliche, Ziel und 
Zwed der Reife angebende, zur Verhinderung von Täufchungen mit 
einer Perſonalbeſchreibung verſehene Urkunde, zu verlangen hat. 
Dieſes Geſuch giebt der Behörde Veranlaffung und Möglichkeit zu 
einer Ueberſicht über alle Neifenden; und je nach den Umſtänden 
bed einzelnen Falles wird fie dann entweder, und zwar in ber Re: 
gel, ohne weitered den Echein aufstellen; oder ihn zwar auzftellen, 
aber zugleich weitere betreffende Stellen auf bie beabfichtigte Neife 
aufmerffam machen; ober endlih, wenn ein Grund zu einer gänz— 
lichen Verhinderung der Reife vorliegt, ven Paß verweigern. Wird 
nun mit biefer Nöthigung zur vorgängigen Anmeldung ber Reife 
die weitere Maaßregel verbunden, daß jeber Neifende feinen Paß 
nicht nur an allen Orten, wo er einen Aufenthalt macht, fondern 
auch überall fonft, wo ein Diener ber Nechtöpolizei ihn dazu auf: 
fordert, vorzugeigen und diefe Meldung amtlich beglaubigen zu laf- 
jen bat: fo ift dadurch den Neifenden eine Umgehung der Anmel— 
bung und eine Abweichung von bem angegebenen Ziele und Zwecke 
der Reife erfchwert, den Behörden aber die Ueberwachung, fei es 
nun blos cine allgemeine oder in- den dazu auffordernden Fällen 
eine bejondere und genauere, ſehr erleichtert 14). 

Natürlich ift, da die ganze Anwendbarkeit der Maaßregel ba- 


14) Ueber das Paßweſen ift, außer einer Anzahl älterer Differtationen (fiche 
biefelben bei Kamp, Lit. bed V.⸗R.s, Seite 124), hauptſächlich nachzufehen 
® Rampp, Sammlung ber Paßgefepe bes europäiihen Staaten. Berlin, 1817. 
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ven abhängt, für fachliche Nichtigkeit ber außgeftellten Reiſe-Aus⸗ 
| wife zu forgen. 
Ein Paß ift eine öffentliche Urkunde; die Verfälichung eines 
ſelchen alſo als ein fchwered Vergehen zu betrafen. Durch eine 
| forgfältige Ausfertigung, namentlid, durch Einrückung einer genauen 
Perfonalbeichreibung, Vermeidung von Zahlzeichen, große und beuts 
liche Handſchrift Tapt fich übrigens eine Verfälſchung fehr erfchwes 
en, durch genaue Unterfuchung eine zur Beglaubigung vorgelegten 
Paſſes aber entdeden. AS eine andere, ebenfalls zu rlügenbe, 
Täuſchung der Obrigkeit erjcheint eine bei Nachſuchung eines Paf- 
#3 gemachte faljche Angabe von Namen, Verhältuiffen, Zweck der 
Reife u. f. w. Nur fürftlihen Perſonen geftattet bie allgemeine 
Gewohnheit zur Vermeidung von Geremonien und unmöthigen Ko: 
ften einen falichen Namen auf Reifen zu führen, d. h. Incognito 
su reifen 25). — Schließlich kommt noch ber Geldpunet in Betracht. 
Menn nun auch nicht zu verlangen ift, daß bie Ausftellung eines 
Paſſes ganz unentgeltlich gefchehe, jo ift doch eine bedeutende Tare 
unbillig und gegen bie ärmere Klaffe hart. Für Viſirung ber 
Päſſe follte um fo weniger etwas zu bezahlen fein, al die häufige 
Wiederholung hauptſächlich Handwerksburſche, umherziehende Ge- 
werbsleute und andere Dürftige trifft. Unwürdig des Staates aber 
iſt es, wenn er feine Beamten durch eine folche Anweiſung auf den 
Beutel der Neifenden bezahlt 16). 

2) Theils zur Ergänzung, theil3 zur Ueberwachung ber Paß—⸗ 
Einrichtungen ift es vielfach für nothwenbig erachtet worben, die 
Anweſenheit und die Verhältniffe der Reiſenden auch noch in ans 
derer Meife, als durch Viſirung der Päffe, zur Kenntniß ber Be- 





15) 3. 3. Mofer, Verſuch, Bd. IV, ©. 44, meint zwar, daß das Recht 
Ancegnito zu reifen auch anderen unverdächtigen Privatperfonen, namentlich Ges 
lehrten, zuſtehe; fchmerlich möchte diefed Recht aber heut zu Tage von einer Polizei: 

“ Relle anerkannt werben. 

16) Ein höchſt tadelnswerther Unfug befteht auch in biefer Beziehung befannt- 
1 immer noch in einzelnen Staaten, inbem fich biefelben bie zu einer Reife 
nötbigen Päſſe iiber alle Gebühr theuer bezahlen laſſen; fo namentlih in 
Kußland. 
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hörden zu bringen. Am tauglichiten zu biefer Anzeige erfcheinen 
aber Diejenigen, bei welchen ber Reiſende Nachtquartier nimmt; 
und zwar mit Nedht. Durch eine folche Verpflichtung wird aller: 
ding? dad Reifen ohne Paß, die Umgehung der Paßbehörden, end: 
lich die Nachläffigkeit oder Beſtechung der letzteren ſehr erjchivert, 
weil der NReifende, mag er in einer Abficht oder auf eine Weile 
reifen wie er will, mag er geordnete Päſſe befiten, fie vorgezeigt 
haben oder nicht, doch immer irgendwo über Nacht zu bleiben hat. 
Eine Anzeige hiervon aber feßt die Behörde in den Stand, ihn 
immer im Auge zu behalten und die Einhaltung der Paßgeſetze 
zu erzwingen. Allerdings ſetzen ſich einer vollftändigen Boll: 
ziehung biefer Anordnung zweierlei Hindernifje in den Weg; 
nämlich die daraus aud) für ben rechtlichen Beherbergenden erwach⸗ 
ſende Beichwerlichkeit, und das abfichtliche Verſchweigen des mit dem 
heimlich und ungefeglich Reifenden einverſtandenen Wirthed. Um 
biefe Hinderniffe jo viel möglicd, aus dem Wege zu räumen, er: 
ſchien dann nöthig, auf ber einen Seite die Forderungen auf das 
Mögliche und Billige zu befchränfen, auf der andern Seite aber 
ſchuldhafte Unterlaffungen zu bejtrafen. Demnach wird denn ba, 
wo diefe Maaßregel überhaupt beftcht, 

a) von Gaftwirthen jeder Art und von Zimmervermicthern 
(hötels garnis) verlangt, daß fie täglich die in ihrem Haufe über: 
nachtenden Fremden der Ort3-Polizeibehörde nad) einem gewiſſen, 
bie näheren Puncte enthaltenden, Schema anzeigen und zu diefem 
Enbe ein regelmäßiges die Angabe ber nähern Umftände enthalten: 
des Verzeichniß derfelben führen. Bei beſonders verbädhtigen Gä—⸗ 
ften iſt wohl eine augenblidliche Benachrichtigung vorgefchrichen. 
Entfernt von einer gejchloffenen Gemeinde, und fomit von einer 
Behörde, wohnenden Wirthen mag (Fälle befondern Verdachtes aus: 
genommen) erlaubt fein, daß fie nur periodiſch ihre Anzeigen er: 
ftatten; dagegen werden foldhe, gerade von verbächtigen Reifenden 
vorzugsweiſe beniitten, Häufer deſto häufiger von dev Gensdarmerie 
unterfucht, bei welcher Gelegenheit denn immer auch dad Verzeichniß 
ber Gäfte eingejehen werden muß. Zur Gewohnheit gewordene oder 
abfichtlich einen Verbrecher begünftigende Ucbertretungen biefer Vor: 
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Khriften von Seiten des Wirthes haben eine Etrafe, ſchließlich 
Entziehung der Wirthichaftsgerechtigkeit, zur Folge, wenn fie nicht 
gar, wie in dem alle der gewerbmäßigen Beherbergung von aus 
nern, vor den Etrafrichter führen 17). 

b) Eine ebenmäßige Anzeige wird fobann auch von den übri- 
gen, aus dem Beherbergen Fein Gewerbe mahenden, Einwohnern 
verlangt, namentlich wenn fie einen Ausländer aufgenommen haben; 
doch eine Unterlaffung überjehen, wenn der Bcherbergte zu ben 
nächtten Verwandten gehört. Ein Ungehorfan wird hier mit ciner 
leichten Geldbuße belegt. 

3) Eine Aufenthaltskarte iſt eine von ber örtlichen 
Eicherheitäbehörde ausgeſtellte Beicheinigung, daß dem Verweilen des 
Inhaber? an dem beftimmten Orte und während einer bezeichneten Zeit 
nicht3 im Wege ftehe. Sie wird gegeben nad) Prüfung der Berfön- 
fichfeit und des Aufenthaltszweckes, welche Prüfung ftattfinden Tann 
entmeber auf Grund von Legitimationd-Papieren (Päffen, Heimath⸗ 
iheinen u. |. w.), oder durch perjönlichen Ausweis des Nachjuchen- 
den, vielleicht beftätigt durch dad Zeugniß glaubwürdiger Einmwoß- 
ner. Die Verpflichtung zur Bewerbung beftcht nicht für den blos 
Turchreifenden, jonbern tritt nur bei einem längeren Aufenthalte 
ein. Nah Ablauf der in der Karte bezeichneten Zeit kann eine 
Berlängerung ftattfinden; die Bewilligung aber ift nicht willkürlich, 
jendern muß erfolgen, wenn fein gejeglicher Grund zur Außweifung, 
ſei es aus dem Lande überhaupt ſei es wenigftend aus ber fraglis 
Ken Dertlichkeit, vorliegt. Ob nur Ausländer oder auch ortäfrembe 
Einheimische zur Nachſuchung verpflichtet find, hängt von der Ge: 
ſetzgebung des Lande über bie Freizügigkeit der Bürger innerhalb 
des Staatsgebiets ab. Gewöhnlich wird eine Tare für Ausſtellung 
und Verlängerung erhoben ; bie Nichtbefolgung der Nachſuchung oder 
ein unberechtigted Verbleiben über die Auzftellungszeit wird mit 
Strafe belegt, unter Umftänden erfolgt Ausweiſung. — Der Zweck 
der Maaßregel it ſelbſtredend in erfter Linie Kenntnignahme von 
allen ber Anordnung unterworfenen fremden im Intereſſe ber öfe 


17) ©. über Letzteres unten, $. 20. 
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fentlichen Sicherheit, was bann zu näherer Beobachtung ober fon- 
ftigen amtlichen Schritten führen faın. In zweiter Linie mag aber, 
je nach der Gefebgebung bes Landes, diefe Kenntniß auch zur Grund: 
lage dienen entweder für Anfprüche, welche an Landes- oder Orts⸗ 
fremde zu machen find in Betreff‘ von Abgaben und perjönlichen 
Dienften (3. B. in der Bürgenivchr), oder aber anderer Seit? wegen 
ber durch die bloße Thatfache einer beftimmten Aufenthaltszeit zu 
erwerbenden Nechte auf Gemeinde» und Staatsgenoſſenſchaft, Ar: 
menunterftügung, Ausübung politifcher Nechte u. |. w. 

Die Beurtheilung biefer Maaßregeln hängt nun von der Bes 
antwortung folgender Fragen ab: ob eine folche allgemeine Ueber: 
wachung fämmtlicher Neifenden für ben Staat nützlich und not): 
wendig iſt; ob Päffe, Anzeigen der Mirthe und Aufenthaltskarten 
für die Neifenvden ſelbſt von Nutzen find; ob die in Frage ftchen- 
ben Einrichtungen zur Erreichung des Zweckes, deſſen Zuläßigfeit 
in engerer oder weiterer Ausdehnung angenonmen, an fid) geeignet 
erſcheinen; ob und wie weit fie thatfächlich durchgeführt werben können? 

Die Nüslichfeit und Nothwendigkeit einer regelmäßigen Ueber⸗ 
wachung aller Neifenden muß als Negel in Abrede gejtellt werben. 
Der Staat hat bei der unendlichen Mehrzahl der Neifenden keiner: 
lei Intereffe, von ber Thatfache oder dem Zwecke ihrer Ortsverän⸗ 
derung in Kenntniß gejeßt zu fein und eine ſolche von Echritt zu 
Schritt zu verfolgen. Die Thatfache ift für ihn gleichgültig; ber 
Zweck für die öffentliche Sicherheit unbedenklich. Selbſt Reifen von 
Auzländern innerhalb ſeines Gebiete berühren in Zweifel feine 
Aufgaben in Feiner nennenswerthen Weife. Doch find allerdings 
Ausnahmen einzuräumen. — Vorerſt felbitverftändlich da, wo Rei⸗ 
jen für eine gewiffe Zeit oder nach einem bejtimmten Orte ganz 
unterfagt find, (f. oben, E. 110.) — Sodann ig Beziehung auf 
jolche Perfonen, welchen eine eigenmächtige Entfernung von bem 
ihnen angewiejenen Mohnplage aus rechtlichen Gründen nicht zu= 
fteht. — Ferner Hinfichtlih folder Gattungen von Staatsangehö— 
rigen oder Fremden, deren Beſchäftigung oder Nahrungsweiſe einen 
gegründeten Verdacht geſetzwidrigen Verhaltens erweckt, oder welche 
überall, wo fie fich aufhalten, einer bejtimmten Ordnung unterwor- 
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fen werben müſſen. — Endlich wenn mit der bloßen Dauer eines 
Aufenthaltes entweder der Eintritt von Verpflichtungen oder ber 
Anſpruch auf Berechtigungen zufammenhängt. 

Ein Nutzen für die Reifenden felbft ift als Regel ebenfalls 
nicht zuzugeben. In ben meiften Fällen it es für fie ganz gleich: 
gültig, ob die Sicherheitöbchörben mit ber Thatfache oder dem Zwecke 
einer Reife ober mit ihrer Perjon bekannt find. Uber auch hier 
finnen Ausnahmen eintreten. Einmal kann e3 für einen Reifen- 
ben, welder an dem Orte feine igigen Aufenthaltes ganz unbe⸗ 
kannt ift, von großem Werthe fein, fich über die Identität feiner 
Perſon ausweiſen zu können. So 3. B. wenn er in irgend einer 
Beziehung mit ber Obrigkeit in Berührung kommt, fei ed nun daß 
er von ihr eine Hilfeleiftung in Anfpruch nimmt, über deren Ge: 
währung oder Verweigerung eine fichere Kenntniß feiner Perſon 
enticheibet , fei es daß er einer Geſetzesũbertretung angeſchuldigt ift, 
beren Unwahrjcheinfichkeit er durch den Nachweis über feine perſön— 
lichen Berbältnifje widerlegen will, oder in Beziehung auf welche 
ein ganz Unbekannter bis zu Austrag der Sache in Verhaft behals 
ten werben müßte. Eodann kann es Fälle geben, in welchen bie 
verloren gegangene Spur eines Neifenden, bei welchem ber Eintritt 
eined Unglückes vermuthet wird, ober bem eine wichtige Nachricht 
mitzutheilen ift, jollte verfolgt werden können. Zum erfteren Zwecke 
nn nun die Borweilung eined Paſſes dienen; zu dieſem die Ein- 
tragung eine folchen beim Rifiren, namentlich aber die Anzeige vor 
feinen Uebernachtungen. Ferner kann der Anſpruch auf gewiffe 
Rechte bebingt fein durch den Nachweis einer beftimmten Aufent- 
haltsdauer, welcher Beweis denn mo nicht allein jo doch amı Teich» 
teten und ficherften burch eine amtliche Anmeldung zu liefern ift. 

Ueber die Zweckmäßigkeit ver in Frage ftchenden Maaßregeln 
— teren Beitand einmal’ angenommen — kann an id) Fein Zwei— 
fel obwalten. Die Nothiwendigfeit der perfönlichen Vorzeigung eines 
Paſſes bringt die Eicherheit3bchörden in Berührung mit jedem Neis 
jenden und geftattet eine Ueberwachung und, wenn es nöthig er- 
Iheint, eine nähere Unterſuchung; die Aufzeichnung und Anmeldung 
der Uebernachtenden aber Ichrt theil3 die Bewegungen der Neifen: 
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den augenblicklich kennen, theils geftattet fle noch nach langer Zeit 
die Feſtſtellung ihrer Auweſenheit an einem bejtimmten Orte und 
zu einer beitimmten Zeit. Die Ausftellung einer Aufenthaltskarte 
jcht die Erlaubniß zum Verweilen und die Anfangszeit dieſes Aufent- 
halt3 außer Zweifel und Streit. Allerdings find Verfälſchungen 
von Räflen möglich, und noch feichter falfche Angaben in der Her- 
berge oder Verſchweigen der Auweſenheit durch den Wirth und Un 
terlaffung der Nachſuchung einer Aufenthaltskarte; allein erftere find 
boch verhältnigmäßig ſehr jelten und bei genauer Aufmerkſamkeit auch 
in ber Regel zu entdecken; bie Ietteren von geringer Bedeutung, je 
den Falles von keinem pofitiven Nachtheile für den Staat. 

Weniger günftig fallt dag Urtheil aus binfichtlich der Durch: 
führbarkeit mehrerer diefer Maaßregeln. 

Unverkennbar beitehen nämlich, und zwar in immer fteigenbem 
Maaße, große Schwierigkeiten gegen eine genügende Handhabung 
ſowohl des Paßweſens als der Verpflichtung zur Anzeige beherberg- 
ter Fremden. Diele Schwierigkeiten find aber boppelter Art. — 
Einmal ſtammen fie aus fittlichen und rechtlichen Gründen. Se 
mehr fich dad Bewußtſein der perfönlichen Freiheit und der Bercch: 
tigung zur unbeläftigten Vornahme erlaubter Handlungen verbrei- 
tet, deſto mehr fteigert fih der Widerwille gegen eine Weberwachung 
der Neifen. Dieſes Gefühl ift bei folchen Völkern, welche jenes 
Bewußtſein fehr Tebendig in fich tragen und ihm auch im Leben 
Folge zu geben gewohnt find, (wie 3: B. bei Engländern, Nord: 
amerifanern) fo ſtark, daß bei ihnen nicht nur im eigenen Lande 
von Päffen oder von Anzeige bei Uchernadytungen keine Rebe mehr 
jein kann, fondern daß fie fogar von ihren Regierungen verlangen, 
von ſolchen Zumuthungen im Auslande befreit zu fein. Aber auch) 
ba, wo biefe Abneigung noch nicht fo ſtark ausgeprägt ift, wie auf 
dem europätfchen Teitlande, wird wenigftend die Vorzeigung von 
Päffen im eigenen Lande oder gar Anzeige ber nicht gewerbmäßi: 
gen Aufnahme von Freunden und Verwandten in Privathäufern 
ala ein fo Täftiger und unberechtigter Eingriff betrachtet, daß bie 
Vorſchrift entweder nicht befolgt wird, oder ein Gehorfam nur durch 
fehr verhaßte, fi) immer wiederholende Strafen erzwungen werben 


123 


kann. — Bon jelbjt noch größerer Bedeutung aber ift die thatjäch- 
liche Schwierigkeit, welche wenigſtens für die Aufrechterhaltung des 
Paßweſens durch die Veränderung in der Art zu reifen entjtanden 
ft. War ſchon zu jeder Zeit die Notbwendigkeit einen Paß zu 
serlangen, denfelben oft vorzuzeigen, ihn immer wieder vijiren zu 
latfen, Läftig für die Neifenden und für die Behörden; jo war ed 
tech wenigſtens ausführbar bei den weit felteneren Reifen, bei des 
ren langſamerem Verlaufe und bei der geringeren Zahl der zuſam— 
men Ankommenden. Dich Alles ift denn nun aber durch die uns 
gcheure Steigerung des perfönlichen Verfehres auf den Eijenbahnen 
geändert; namentlich wurde es eine offenbare Unmöglichkeit, von 
Hunderten, welche zu gleicher Zeit anfamen und in kürzeſter Frift 
weiter befördert werben follten, die Vorzeigung von Päfjen zu ver 
fangen und deren Unterfuhung und Beglaubigung vorzunehmen. 
Auch der Verfuch, durch eine einfachere Neifelegitunation, nämlich 
turch Paßkarten wenigſtens Einiges zu retten, fiel ungenügend aus, 
und die Einrichtung war überbich faft zwecklos in Betreff de Si— 
cherheitszweckes. So hat denn nothgedrungen eine immer größere 
Anzahl von Staaten allmählig dag alte Syſtem aufgegeben, entwe⸗ 
der durch einfache Nichtvollziehung diffelben oder, gejeßlicher, durch 
fermliche Aufhebung oder wenigſtens Aenderung, und es beftchen 
ter faft nur noch Bruchſtücke der alten Ueberwacung, deren Uns 
steichheit und Gegenftandlofigfeit durch internationale Verträge mehr 
und mehr andgeglichen wird. — Leichter ift die Auzftellung von 
Aufenthaltäfarten durchzuführen. Einer Seits haben die Fremden 
felbft ein Intereſſe dabei, fich burdy einen felchen Ausweis jicher zu 
fellen gegen etwaige Anfechtungen oder zur Erwerbung von Rechts— 
eniprüchen ; anderer Seits laſſen fid) Zwangsmaaßregeln unjchwer 
anwenden. Die Entdeckung eines ohne Anmeldung ſich längere Zeit 
aufhaltenden Fremden ergiebt fich früher oder fpäter falt von jelbit; 
ſedann kann weñigſtens in fehr wielen Fällen die alsbaldige Bewer: 
tung um die Aufenthaltserlaubniß mittelbar dadurch erzwungen 
werben, daß der Eintritt in einen Lohndienft oder die Miethung 
einer Wohnung von dem Befige einer Karte gefelich abhängig ge: 
macht wird. Ein Wiverwillen gegen bie Anmeldung aber ift theils 
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dadurch zu befeitigen, daß die Ausstellung der Aufenthaftsfarte nicht 
blos bei perfönlichem Erfcheinen, ſondern auch bei Ueberfendung ge: 
nügenber Legitimationspapiere erfolgt, theils bie Ausſtellung für bie 
arbeitenden Klaffen ımentgeltlich erfolgt. Von einer Ueberbürbung 
und Uebereilung der Behörben aber kann bei einem fich ber Zeit 
nach vertheilenden und nicht plößlich abzumachenden Gefchäfte nicht 
die Rede fein. 

Unter dieſen Umftänden ift es denn wohl möglich, diejenigen 
Grundfäge aufzuftellen, deren Befolgung wenn auch vielleicht nicht 
dad an fi Nichtigfte, jo doch das allein Auzführbare und immer: 
hin noch Nütliche ift. — Von einer für jeben Neifenden beftehen- 
den Verpflichtung, fich mit einem Neifepaffe zu verfehen und den— 
jelben auf Anforbern vorzuzeigen, tft ganz Umgang zu nehmen. 
Selbft dem Ausländer mag überlaffen bleiben, die Gränze ohne 
Ausweis zu überjchreiten, wen er es wagen will, bei einem etwa 
nothwendigen Ausweiſe über feine Perfönlichkeit in Nachtbeile zu 
gerathen. Dabei hat jedoch die Ausftellung von Päffen keineswegs 
ganz aufzubören. Einmal muß es jedem unbeicholtenen Bürger 
frei ftehen, bie Ausstellung einer folchen Urkunde zu verlangen, um 
ſich derfelben je nach Bedürfniß auf Neifen zu bedienen; auf Ver: 
langen mag bie in ber bequemeren aber allerding3 auch meniger 
fihernden Form einer Paßkarte gejchehen. Sobann Steht e8 dem 
Staate frei, ausnahmsweiſe die Führung von Päſſen vorzufchreiben ; 
und zwar theils als ftehende Regel für beitimmte Gattungen won 
Reiſenden, theil in befonderen Fällen, welche eine größere Beauf: 
ichtigung erfordern. Deren regelmäßig zu Ausweiſen anzuhalten: 
ben Klaſſen find aber namentlich: herumziehende Gewerbgleute, 
wanbernde Lohnarbeiter 19) und Militärperfonen im Urlaube. Als 


18) Diefen beiben Ausnahmen liegt Feine ungerechte und beleibigende Ber: 
bächtigung zu Grunde, fondern fie find nothwendig, um bei herumziehenden Ge: 
werbenden bie nothwendige Aufficht auf die Einhaltung ber gefeglichen Vorſchriften 
in Betreff verbotener Waaren ober Befhäftigungen führen zu können, bei ben 
Lohnarbeitern aber, weil biefelben immer wieder in Berührung mit den Behörben 
zu bringen find, damit Vaganten entdedit werden, bie wirklichen Arbeiter aber an 
bie für fie beflimmten Nadweife-Einricgtungen verwiefen, mit Aufenthaltsfarten 
verjeben, in gefunbbeitspolizeilicher Beziehung unterfucht, hinſichtlich etwaiger 
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beſondere Falle können Päffe vorgefchrieben fein in Kriegszeiten oder 
bi inneren Unruhen. — Eine Anzeige übernachtender Neifenden 
it von Privatperfonen nicht zu verlangen; dagegen ift fie da auf: 
recht zu erhalten, wo die Sitte ſich nicht entfchieden dagegen erklärt. 
Tie unbedeutende Beläftigung der Säfte und der Wirthe kommt 
riht in Betrachtung gegen den mannigfachen Nuten, welchen bie 
dadurch erlangte Kenntniß gewährt. — Die Ausftelung von Aufent- 
haltskarten kann unter feinen Unftänden da unterlafjen werden, mo 
an die Dauer eines Aufenthaltes rechtliche Folgen gefnüpft find, 
fomit der Beginn amtlich feitgeftellt werben muß, oder wo bie Er: 
jüllung von Bedingungen für den Aufenthalt in einer fremden Ge- 
meinde nachzumweifen ijt. Aber auch als Sicherheitsmaaßregel find 
ſelche Anmeldungen bei ber Behörde da zweckmäßig, wo Feine Päſſe 
keftchen, indem jie immerhin Kenntniß von Thatſachen geben, welche 
viclleicht eine Ueberwachung erfordern. Daß fie nur bei einem et: 
was längeren Aufenthalte verlangt werben, liegt in ihrem Begriffe; 
würden fie doch fonft in cine, und zwar jehr beichwerliche und koſt— 
ipiclige, Art von Päſſen verfehrt. 

III. Das Recht zur Auferlegung einer befonderen Sicherheit 3: 
leijtung kann grundfäßlic dem Etante nicht bejtritten werben, 
wenn ein Fremder gegründete Bejorgniß zu einer von ihm ausgehenden 
Gefährtung der Gefeße oder des öffentlichen Snterefje giebt. In 

ſolchem Falle wäre fogar eine gänzliche Zurückweiſung gerechtfertigt; 

| hie Fragliche Maaßregel ift ſomit eine zu eigenem Vortheile des Be- 
teiligten getroffene mildere Behandlung, zreifchen deren Annahme 

| and einer Entfernung "ihm bie Wahl bleibt. Die Frage ift ſomit 
nur, ob das Verfahren überhaupt zwedmäßtg ift, und in welchen 

| Fällen es angewendet werden lann? — E3 muß unterfchieden wer: 
I zen zwoifchen einer ſittlichen und einer fachlichen Sicherheitsleiſtung. 
1) Eine fittliche Sicherheitsleiſtung findet ſtatt, wenn von 

dem zu Bindenden cin fürmliches, wohl eidliches, Verfprechen gelei⸗ 
fet wird, eine gewiſſe Handlung vorzunehmen bezichungsweife zu 
unterlaſſen. Eine Berftärkung der ſtaatlichen Orbnung wird na 


NRilitärpflicht Rilitärpfiht controlirt werden fünnen. Bei ihnen wirb denn ber Paß zwec⸗ 
nißig mit dem Dienſtbuche verbunden. 
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türlih hierdurch nur In dem Falle gewonnen, wenn ber das Ber: 
Iprechen Leiſtende fich dadurch wirklich in feinem Gewiſſen verpflich- 
tet erachtet, oder wenn ihm wenigftend nach feinen Verhältniffen ber 
Bruch eines feierlich gegebenen Wortes zu fühlbarem Nachtheile ge- 
reichen würde. E3 hängt ſomit bie Anwendbarkeit von ber Perfön- 
Ihfeit, und namentlich von dem Bildungsgrade und von dem Stande 
des Einzelnen ab. Und ſelbſt gegenüber von im Allgeneinen zum 
Vertrauen Berechtigten wäre unbebingted Verlaffen auf ihre Ehren- 
haftigfeit gewagt, wern mächtige gegentheilige Intereſſen und Leiden- 
Ichaften angenommen werben müſſen. — Eine Anwendung wird fo- 
mit wohl kaum in anderen al politifchen Beziehungen, und auch 
bier nur gegenüber von Männern von Bildung und höherer Etel- 
fung in der Geſellſchaft ftattfinden Fünnen. So mag alfo etwa bei 
politifchen Flüchtlingen die Aufenthaltserlaubniß davon abhängig ge— 
macht werden, daß fie fid) befonderd verpflichten, beitimmte dem 
aufnehmenden Staate nachtheilige Handlungen zu unterlaffen, 3.8. 
Unterhaltung von Verbindungen mit Parteien in ihrem Vaterlande 
oder in tem Schutz gewährenden Lanbe ſelbſt, Nüftung zu Friege- 
rifchen Unternehmungen, Berlaffen des angewiejenen Aufenthalt3or- 
te3. Eine genaue Beobachtung aber wird bald zeigen, ob dag Ber- 
Iprechen gewifienhaft gehalten wirb, oder ob man genöthigt ift, un= 
ter Ruͤckgabe der Verpflichtung, entſprechende fachliche Sicherungs⸗ 
maaßregeln zu ergreifen. 

2) Eine ſachliche Sicherftellung findet ftatt, wenn em 
Fremder eine Sumnt Geldes baar zu hinterlegen oder wenigſtens 
durch genügende Bürgſchaft verfügbar zu jtellen hat, welche entwe⸗ 
der im Falle einer beſtimmten unerlaubten Handlung verfallen ſein 
ober zur augenblicklichen Entſchädigung für einen von ihm verur—⸗ 
ſachten Schaden beftimmter Art verwendet werden fol. Möglicher— 
weile, freilich weit weniger zuverläßig, kann auch die bloße Vorzei— 
gung einer beftimmten Summe als genügend betrachtet werden. — 
Der Voriheil eines ſolchen Verlangens ift einleuchtend, und zwar 
ein doppelter. Er beſteht nämlich theils darin, daß bie Ausficht 
auf einen unmittelbar eintretenden Geldverluſt von der Begehung 
ber unerwünjchten Handlung fiher genug abhält; theild darin, daß 
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geltend zu machende Anſprüche nicht erſt in einem fremden Lande 
mit Schwierigkeiten und Kojten, bei vielleicht unzureichenden Zah: 
lumgsmitteln verfolgt werden müffen, fonbern durch parate Mittel 
alsbald gedeckt werben können. Dennoch ift ‚die Anwendung nur 
in verbältnigmäßig feltenen Fallen und unter beftimmten Voraus⸗ 
kungen rechtfertigbar. Zunächſt ift eine fachliche Eicherftellung 
nur vorzufchren gegen wirtbichaftliche Nachtheile, welche durch einen 
Fremden zugehen Fönnten, oder etwa in Beziehung auf Handlungen, 
welche gefeßlich mit Geloftrafen belegt find. Für die Verlegung 
anderartiger Nechte oder Intereſſen ſich mit Geld abfinden zu laſ— 
fen, wäre weber des Staates würdig, noch ließe es jich wit den 
Geſetzen vereinigen. Ueberdieß würde ein ſolches Syſtem, allgemein 
und genügend durchgeſührt, dem Verkehre mit Fremden die größten 
Hinderniſſe bereiten. Ferner kann eine Sicherſtellung nur für einen 
Schaden, welcher entweder dem Staate ſelbſt zugefügt werden würde, 
oder welcher dem Bürger in Folge einer Anordnung des Staates 
von Seiten des Ausländers drohen könnte, durch eine öffentliche 
Maaßregel augeordnet werden. Wenn ein Einzelner durch freiwillig 
mit einem Fremden eingegangene Geſchäfte Nachtheile zu bejorgen 


“bat, fo ift es feine Sache ſich entfprechend vorzufehen und für 


Dedung zu forgen. Sodann muß eine entjchievene Wahrjcheinlich- 
keit vorliegen, daß cine bejtimmte Beſchädigung entweder im Allge: 
meinen oder von Seiten einer beſtimmten Perſon dreht, indem es 
unkillig und unverſtändig wäre, ben ganzen Verkehr mit Fremden 
chne zureichenden Grund ciner fo bebeutenden Erſchwerung zu 
unterwerfen, überdieß ſich Netorfionen im Auslande auszu— 
ſetzen. Endlich iſt einleuchtend, daß die ganze Vorkehrung nur dann 
ihren Zweck erfüllt, wenn eine in richtigem Verhältniſſe zu dem mög- 
hen Schaden ſtehende Cautionsſumme gefordert werden kann. 
Tiefe Vorausſetzungen werben denn nicht häufig zuſammentreffen, 
und find von vorweg nur etwa folgende Fälle aufzufinden. Ent⸗ 
weber wenn ber Staat einen Fremden Öffentlich rechtliche Befug— 
niffe zur Betreibung eines Unternehmens einräumt, welche mißbraucht 
werden und Veranlafjung zu Entſchädigungsforderungen abgeben 
Runen; fo 3. B. wenn einem Unternehmer von Eijenbahnbauten 
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oder von Bergbau Zwangsenteignungsrecht verlichen werben fol. 
Oder wenn dem Betriebe eines Geſchäftes cine läftige Verbindlich: 
keit gejetlich aufliegt, deren Erfüllung nicht in feinem, wohl aber 
in bem Sutereffe des Staates Tiegt, wie z. B. dem Käufer eines 
Waldes die Verbindlichkeit einer Wicderanpflanzung nach gejchehener 
Abholzung. Oder wenn ein von einem Fremden betricbened, ihm 
durch bejondere Staatserlaubniß eingeräumted Gefchäft zu bebeuten- 
ben Nechtöftreitigkeiten Veranlafjung geben mag, wie 3. B. cine 
Verſicherungs- oder Auswanderungd- Agentur. Nicht als zuläßig 
erjcheint dagegen cine Sicherheitsftellung, (auch wenn fie nur in 
ber Vorzeigung einer bejtimmten Geldſumme bei UWeberfchreitung 
ber Landedgränge beftchen ſollte,) welche dazu beſtimmt wäre, ein= 
heimifche Gemeinde oder Kranfenanftalten gegen Koftenaufwand im 
Falle einer Erkrankung zu ſchützen, ober die Mahrfcheinlichkeit vom 
Bettel entfernt zu halten. Gegen eine folche Auflage fpricht einer 
Seit? die überwiegende Mahrfcheinlichkeit des Nichteintreteng des 
befürchteten Falles, die Möglichkeit eier Sicherftellung des öffent: 
lichen Intereſſes durch Staatöverträge über Kranfenverpflegung, 
endlich die Unzureichenheit ber denkbarerweiſe von den Einzelnen zu 
verlangenden Summe; auf der andern Seite die unbillige Hemmung. 
fehr zahlreicher und unverdächtiger Meifender und bie Größe des 
Nachtheiles, welchen man ſich ſelbſt durch deren Abhaltung zuzicht. 
Gegen bie wirflich zu beſorgenden Uebel ſchützt weit naturgemäßer - 
und audgiebiger eine ftrenge Auflicht auf arbeitslos umberzichende - 

Gewerbegenofjen und auf Bettler. 


$. 12. 
4) Beſchränkungen des Waffenbeſitzes. 

Der Beſitz von Waffen und die Geſchicklichkeit im Gebrauche 
derſelben find nicht nur an und für fih etwas Unverfängliches, 
Erlaubte und des freien Mannes Würdiges; fondern es muß jo: 
gar jeder Staat, welcher durch feine Achtung der Nechte und feine 
sörberung der Vortheile der Bürger einen Anſpruch auf ihre An— 
bänglichkeit erworben hat, bie möglichſt allgemeine Waffenfähigkeit 
feiner Angehörigen wünfchen und in feinen Vertheidigungsmaaßregeln 
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auf fie rechnen. Kine folche weit verbreitete Uebung in ben 
Waffen Täpt fogar eine regelmäßige Verminderung des Aufwandes 
an Gelb und Arbeitäfraft für das ftehende Heer zu. Als allge 
meiner Sat fteht daher feit, daß jeder Bürger bie ihm beliebigen 
Waffen befiten und ſich in benjelben, unter Beobachtung ber gehoͤ⸗ 
rigen Sicherheitämanßregeln, üben darf. Nur eine ber Maſſe des 
Volkes -verhaßte, fremde ober einheimifche, Zwingherrſchaft kann auf 
ben Gedanken kommen, den Bürgern die Vertheibigungsfähigfeit zu 
nehmen. Dagegen tft freilich auch nicht zu läugnen, daß ausnahms⸗ 
weife grober Mißbrauch der Waffen möglich und in gewiſſen Fäl- 
len fogar wahrſcheinlich ift, und daß aljo bei einem ganz unbe- 
ſchränkten Rechte des Beſitzes und Gebrauches derſelben theils ber 
ganze Staat, theils hauptſächlich Einzelne gefährlich damit bedroht 
jein können N). 

In einigen Fällen wird fchon ver blofe Beſitz von Maffen 
ala gefahrprohend zu betrachten fein; in anderen tritt die Wahr: 
fiheinlichkeit einer Rechtsverletzung erjt bei dem durch keinen geſetz⸗ 
lichen und nachweizbaren Grund gereditfertigten Tragen berfelben 
ein. Hiernady müſſen alfo auch die Vorkehrungsmaaßregeln ver: 
ſchieden eingerichtet werben. | 

1) Der bloſe Beſitz von Waffen erfcheint als überwiegend 
gefährlich und fomit zu unterfagen: 

a) in einem Theile des Staatsgebietes, in welchem weit ver- 
breitete Anzeichen von Aufruhr bervorgetreten, vielleicht gar ſchon 
aufrühreriihe Bewegungen vorgelommen find. Der Staat bat 


1) Die Gefebgebung mancher Staaten bat das DVerbältniß umgekehrt und 
da3 allgemeine Verbot ald Regel aufgeftellt, dagegen fehr zahlreihe Ausnahmen 
geftattet und namentlich jedem unbefcholtenen Bürger das Recht eingeräumt, 
von ber vorgefehten Polizeiftelle eine Erlaubniß zum Befite von Waffen zu ver: 
langen. Im Erfolge mag dieſes Syſtem mit ben im Texte vorgefchlagenen 
Maaßregeln gleich fein, indem in beiden Fällen anerkannt gefährlichen Menſchen 
ber Befib von Waffen unterfagt bleibt, Leuten von blos zweifelhafter Geſetzlich⸗ 
keit aber nicht wird entzogen werben Tünnen, wenn fie ernſtlich darauf dringen 
und den Beweis ihrer Unmürbigfeit verlangen; allein eben deßhalb ift es, wenig⸗ 
fiend in einem Rechtsſtaate, richtiger, bie Freiheit alS Negel und bie Beſchränkung 
old Ausnahme aufzuftellen. Mit bemfelben Rechte könnte man den Aufenthalt 
im Gefängniffe ala Regel, ben Zuftand auf freiem Zuße als uanehen behandeln, 

v. Mohl, Rechtb⸗Polizei. 8. Auflage 
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natürlich das Recht und die Pflicht der Selbfterhaltung; überbieß 
kann ihm nicht? fo jehr angelegen fein, als die Gejeglofigfeit und 
die Scheußlichkeiten eined Bürgerkrieges zu verhindern. Unter die 
geeigneten Mittel gehört nun auch bie Entwaffnung ber Uchelge- 
finnten. Die Einwohner des genau zu bezeichnenden Bezirke find 
zu diefem Zwecke .aufzuforbern, ‚ihre Waffen, namentlich Feuerge— 
wehre, an die dazu beftimmten Behörden alsbald abzuliefern. Weder 
für Luruswaffen nody für Eammlungen oder fonjtige mit bejonde: 
rer Riebhaberei vom Beſitzer bejefiene Waffen Fanır eine Ausnahme 
gemacht werden, ba auch fie in den Händen der Eigenthümer oder 
Anderer gefährlich werden Lönnen. Die Ungehorfamen find den 
Gerichten als der Theilnahme an geſetzwidrigen Planen verdächtig 
zu übergeben, Hausſuchungen aber fichern die Vollziehung. Ob 
von biefer Maaßregel Einzelne, auf deren Gefinnung fi) der Staat 
verlaffen kann, ob vielleicht ſelbſt die fämmtlichen Mitglieder gewif- 
fer Verbindungen und Geſellſchaften, 3. B. treugebliebene Bürger: 
wehren, Schüßengejellichaften u. |. w., ausgenommen werben können 
und follen, hängt von den bejonveren Umständen des einzehien 
Falles und von genauer Kenntniß der Sachlage und ber Perfonen 
ab. Im Zweifel ift allgemeine Entwaffnung das Sicherere und fo- 
gar weniger Aufreizende ?). ‚Die eingeforderten Waffen find übri- 
gend natürlich nicht als dem Staate verfallen zu betrachten, fondern 
müfjen, bis zu gänzlicher Wieberherjtellung der Ruhe und Eutier- - 
nung aller Gefahr, an einem fichern Orte gut aufbewahrt, feiner Zeit 
den Eigenthümern wieder zurückgegeben werben. 

b) Nicht für den Staat, wohl aber für Leben und Eigenthum 
einzelner Bürger, böchft gefährlich Mind Waffen in dem Befige von 
Landftreihern, herumziehenden Gewerbzleuten, deren Erwerb 
eine Familie kaum oder gar nicht zu ernähren im Stande ift, end— 
lich ſolcher Menjchen, welche — wenn auch nicht diefen verdächtigen 
Klaſſen angehörend — dennoch ſchon durch Thatfachen Beweife ihrer 


2) Wenn freilich der Verdacht vorläge, daß nur die geſetzlich Geſinnten ihre 
Waffen volftändig abliefern, die der Regierung Feindſeligen aber fie verheimlichen 
werben, jo würde die Rüdficht auf die Sicherheit des Staates unb auf dic feiner 
Anhänger fordern, daß jene ihre Waffen behalten bürfen. 
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Nichtachtung fremder Rechte, namentlich fremden Eigenthumes, ges 
geben Haben. Es ift ſomit vorerft dafür zu forgen, daß fein ben 
herumziehenden und fomit mehr ober weniger verbächtigen Klaffen 
angehöriges °) Individuum Waffen bet fich führe. Häufige Unter- 
juhungen haben die Vollziehung des Verbotes durchzuſetzen, auf 
deſſen Webertretung eine entfprechende Strafe und Verluſt des 
Wanderpatents gejebt jein muß. Außerdem koͤnnte ed nur ala eine 
heilſame Maaßregel betrachtet werben, wenn cin Theil ber geſetzli⸗ 
hen Strafe für Diebjtahl dartn beftände, daß dem Schulbigen je 
der MWaffenbefig unterfagt wäre. Vom einfachen Diebftahle zum 
bewaffneten, von diefem aber zum Raubmorde find nur Feine 
Schritte, und nur ber ehrenhafte Bürger ift der Waffenfähigfeit 
würdig. 

c) Eben jo iſt Demjenigen, welcher fchon einmal wegen un⸗ 
erlaubter Selbfthilfe oder ſonſtiger Körperverlegungen beftraft wurde, 
der Bejig von Waffen zu unterjagen. Es iſt felbft zu rechtfertigen, 
wenn Solchen, welche erwiejenermaaßen gegen Mitbürger Drohun⸗ 
gen einer Verlegung oder Tödtung ausgeſtoßen haben unb welche 
nach ihrer Perſoͤnlichkeit als zur Vollziehung berjelben fähig er: 
iheinen müſſen, ihre Waffen abgenommen unb jo lange mit Beſchlag 
belegt werden, bis fie gehörige Sicherheit für ein ungefährliches 
Betragen geleiftet haben *). 

d) Endlich giebt es gewiſſe Waffenarten, welde, wenn 
ſchon wenig geeignet zu einem Träftigen, rechtlichen Gebrauche, doch 
jehr leicht zu Meuchelmorden gemipbraucht werben können, weil jo- 
wohl die Bewaffnung bamit, als felbjt die Anwendung leicht ver 
borgen gehalten werden kann. Hieher gehören vor Allem Wind: 
büchfen, dann aber auch Stilete und Dolce. Solche gefährliche 
Werkzeuge find allerdings, jo lange fie in der Hand eines rechtli- 
hen Mannes fich befinden, unfchäblich; allein da Feine Sicherheit 
dafür geleiftet werden Fan, daß fie immer nur in folche Hände 
fommen und in benjelben bleiben , fo ift es zu rechtfertigen, wenn 
nit nur Jedem der Beſitz derfelben, jondern auch, damit dieſes 


3) S. hierüber unten, FF. 19 und 20. 
4) Vgl. das Preußiſche allgemeine Landrecht, Thl. II, Tit. 20, §. 744. 
9r 
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Verbot um fo ficherer burchgefeßt werde, die Verfertigung der ver- 
botenen Waffen den betreffenden Arbeitern bei Strafe ganz unter: 
fagt wird °). 

2) Damit, daß dem Bürger im Allgemeinen dag Recht zufteht, 
Waffen zu befigen, ſich in denſelben zu üben und fie in ben ge- 
feßlich erlaubten Fällen zu gebrauchen, ift noch keineswegs auch 
ausgeſprochen, daB die Waffen von Jedem zu allen Zeiten aud) 
getragen werden dürfen. Da ed Aufgabe bed Staates ift, 
Sicherheit des Leben? und des Eigenthumes überall herzuftellen,. und 
da in der Regel auch dieſe Aufgabe vom Staate gelöst wird, be: 
ſonders innerhalb ber gefchloffenen Wohnorte: fo ift es ganz über: 
flüffig, daß ber Bürger immer zur Nothwehr gerüftet ſei. Nur in 
biefer Abficht aber kann er rechtlicher: und vernünftigerweife Waffen 
bei fich tragen wollen. Wäre das allgemeine Bewaffnetgehen ohne 
Nachtheile, jo Könnte man darüber, als über eine zwar überflüffige 
und Tächerliche allein gleichgäftige Sitte, weggehen; bieß ift num 
aber keineswegs ber Tall. Nicht nur würde daraus manches un— 
beabfichtigte Unglück entftehen; ſondern es ift namentlich zu befor- 
gen, daß Streitigkeiten und Wortwechſel Häufig in Tebensgefährliche 
Thätlichkeiten übergeben, und daß überhaupt im täglichen Leben 
vielfache Verfuche gemacht werden, das Mecht des Staͤrkern geltend 
zu machen. Ein folder Fauftrechtäzuftand ift nun aber unverein- 
bar mit dem Rechtsſtaate; dieſe Urfache zahlreicher Verlegungen 
und Toͤdtungen muß weggeräumt werben. Deßhalb ift denn der 
Grundſatz aufzuftellen, daß, wenn feine befondere Gründe für das 
Tragen von Waffen vorhanden find, daſſelbe zu unterbleiben habe. 
Solche beſondere Gründe werben aber namentlich in folgenden äl- 
len ftattfinden: 

a) Wenn dad von einem Bürger bekleidete Sffentliche Amt dag 
Tragen von Waffen erfordert, wie 3. B. beim Soldaten ®), Gränz- 

5) Daß bei Winbbüchfen eine Ausnahme gemadt werden Tann und muß 
für bie Verfertigung umd ben Beſitz zu wiffenfchaftlichen Zwecken, alfo für phyſi⸗ 
kaliſche Verſuche oder Waffenfammlungen u. dgl., verfteht ſich von felbft. 

6) Allerdingd bat ber Soldat feine Bewaffnung zunächft nur nöthig, wenn 
er im Dienſte iſt. Die Sitte bringt e8 aber in den meiften Heeren mit fidh, 
bag auch ber Dienfifreie wenigfiens mit ben Seitengewehre bewaffnet gebt. Es 
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wächter, Forfibeamten u. ſ. w. Auch ift ber Eivilbeamte, in fo 
ferne zu feiner Dienſtkleidung ein Degen gehört, hierher zu zählen. 

b) Wenn der Bürger fi) in einer Lage befindet, in welcher 
ver allgemeine Rechtsſchutz des Staates ihm weniger zu Statten 
tommt und er alfo leichter gemöthigt fein kann, zu einer gerechten 
und kräftigen Selbfivertheidigung zu ſchreiten. Dieß ift namentlich 
auf Reifen der Fall; eben jo bei der Hütung entfernt gelegenen 
und beſonders werthoollen Eigenthumes. Es Tann aber auch bei 
einem nachweisbar mit Vergewaltigung irgend einer Art perjönlich 
Bebrohten ber: Fall fein, nur ift in dieſem Falle, zur Verhütung 
von Mißbrauch und Umgehung des Geſetzes, Erlaubniß beſonders 
einzuholen. 

c) Wenn die Volksſitte bei gewiſſen Gelegenheiten und Feſten, 
. B. beim Fronleichnamsfefte ober bei der Weinlefe, ben Gebrauch 
von Waffen erfordert; ober wenn Einzelne eine Uebung in ben 
Waffen ober einen Gebrauch ihres Jagdrechtes beabfichtigen. Nur 
iR im legten Falle möglichft genaue Aufficht auf Wilderer zu füb- 
ren, weil biefer unbefugte Jagdbetrieb jo leicht bei dem gemeinen 
Manne zur Leidenfchaft, dann aber zur Duelle wirthichaftlicher Zer⸗ 
rüttungen und häufig ſelbſt ver ſchwerſten Verbrechen wirb. 

Außer diefen Fällen dürfte nicht Leicht einer fich ereignen, in 
welchem das Tragen der Waffen durch einen beſonders erklecklichen 
Grund gerechtfertigt wäre; und es wirb aljo auf biefelben die all- 
gemeine Erlaubniß zu bejchränten fein. Sollte aufßerorbentlichers 
weite in einem unter bie bisher aufgezählten nicht zu rechnenden 
Falle eine Bewaffnung wünjchenswerth fein, jo kann ja immerhin 


m hierüber fchon häufig Klage geführt"worben, ala über eine Urſache von blutis 
gen Hänbeln bei Tänzen, in Schenken u. |. w. Dieſe Folge läßt fi nicht läug⸗ 
nen; allein ba es auf ben, doch auch ſehr wünfchenswertben, Triegerifchen Geiſt 
nit günftig wirken würde, wenn dem Soldaten. bie Waffe in der Regel fogar 
unterfagt wäre: fo wirb e8 wohl befler fein, den Mißbrauch mit firengen Strafen 
za belegen, als bie ganze Sitte aufzuheben. Von felbft verfteht fich Übrigens, 
daß den mit Urlaub in feine Heimath entlaflenen Solbaten feine Waffen nicht 
mitgegeben werben. In biefem Falle ift er, vorübergehend, gar nicht mehr als 
Soldat zu betrachten, und überbieß ift hier ein Mißbrauch weit eher zu fürchten 
als in der Belakung, wo Aufficht und Strafe viel näher if, 
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eine befondere Erlaubniß gegeben werben. Eine Geldbuße und 
Wegnahme der ungebührlich getragenen Waffe ift bie natürliche 
Strafe für die Gefegesverlegung. Uebrigens reicht dieſes allgemeine 
Verbot nicht einmal ganz aus, denn ed giebt ſogar Fälle, in wel: 
hen das Tragen von Waffen noch beſonders firenge zu un: 
terfagen tft, weil es mehr als gewöhnlich gefährlich wäre. Co 
werben mit Recht bei Maskeraden Feine bewaffneten Masken gebul- 
bet, weil bie Vermummung bie Entdeckung eines Verbrechens jehr 
erichweren würbe, während’ überbieß die gewöhnlichen Carnevals— 
Neckereien Leicht zu Aufreizungen Anlap geben. Eben fo ift rath- 
jam, ein Verbot gegen dad Mitbringen von Waffen zu Zechgelagen 
zu erlafjen, indem fie hier nicht nur jeden Falles volllommen über: 
flüfftg, fondern auch in den Händen trunkener Unvorfichtiger oder 
Streitender beſonders gefährlich find. Endlich wird wohl das Straf: 
geſetzbuch aller Staaten für nöthig finden, Diejenigen mit einer 
ſchweren Strafe zu bedrohen, welche bei Aufläufen und aufrühreri- 
ihen Bewegungen bewaffnet erjchienen find, auch felbjt wenn fie 
ihre Waffen nicht wirklich gebraudyt haben ſollten. Selbft ver 
Schein von Härte wird in biefem alle vermieden fein, wenn bie 
volle Strafe erft nach Verlefung des Martialgeſetzes oder nach ber 
Bornahme des fonftigen gefelihen Warnungszeichens eintritt. 


$. 13. 
5) Vorkehrungen: gegen Angeiffe durch bie Preſſe. 

"Die Rechte phuftfcher und moralifcher Perfonen koͤnnen nicht 
blos durch offene unrechtmäßige Gewalt und durch Handlungen an: 
gegriffen werden, ſondern auch durch Gebankenäußerungen. Ent: 
weber enthalten biefelben Ehrehlränkungen und Berläundungen und 
find ſomit völlig vollendete Verbrechen; oder es find mehr oder 
minder deutliche Verſuche und Aufforderungen zu einer fachlichen 
Berlegung, indem "fie durch eine umrichtige Darstellung beftehende 
Nechte als haſſenswerth und jchäblich darftellen, wohl geradezu 
zum Widerftande gegen fie oder zu ihrer gemwaltfamen Umwandlung 
auffordern. Diefe Angriffe Können namentlich von großer Bedeu: 
tung fein, wenn fie in Drudichriften gemacht und ſomit theils weit 


— — — — — — 
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allgemeiner verbreitet, theils dauernder gemacht werden, als blos 
gefprochene Worte 1), Beſonders find die Zeitungen in dieſer Be: 


* 


1) Weder der Wahn etwas Neues, noch weniger die Hoffnung etwas Allen 
Genehmes vorzubringen, ſondern lediglich die Nothwendigkeit einer ſyſtematiſchen 
Vollſtãndigkeit kann zu ber Erörterung ber fo viel beſprochenen und durch Parthei⸗ 
leidenſchaft eigentlich dem Gebiete der wiſſenſchaftlichen Unterſuchung faſt entrückten 
Frage über die Verhinderung von Preßvergehen bewegen. — Die Zahl der über 
dieſe Frage in allen Sprachen erſchienenen Schriften iſt unermeßlich. Abgeſehen 
davon, daß nicht leicht ein allgemeines Werk über Staatsrecht und Staatskunſt 
dieſen Punct unerörtert läßt und laſſen kann; abgeſehen von ben vielfachen Ans 
trägen und Berathungen über dieſen Gegenſtand in allen ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen; abgeſehen endlich von den oft höchſt ausführlichen und das Allgemeine 
behandelnden Reben vor den engliſchen und franzoͤſiſchen Berichten (z. B. Ers- 
kine, Speeches on the liberty of the press, 4 vol.): ift noch eine Anzahl 
von eigenen größeren ober Meineren Schriften erſchienen. Sie alle aufzuführen 
iR unmöoglich. Nachſtehende fcheinen die meifte Beachtung zu verdienen; unb 
zwar von beutfhen Schriften: Benz, An Friedrich Wilhelm III, bei befien 
Thronbefteigung. Berl., 1797; Gruner, Cornutius Corbus, oder über Bücher 
verbote. Leipz., 1798; Schmid, Weber Vreßfreiheit und ihre Gränzen. Jena, 
18185 Welder, Die volllommene und ganze Preßfreiheit. Freiburg, 1830; 
Derf., Neuer Beitrag zu ber Lehre von den Injurien und ber Preßfreiheit. 
greib., 1833; Derf., Art. Cenfur, im Staatslericon, Bd. III, ©. 829 fg; 
Löffler, Ueber die Gefeßgebung der Preffe. z., 1837; Heinfius, Die 
bedingte Preßfreiheit. Berlin, 1841; bie einfchlägigen Artikel in ben Staats: 
wörterbüchern von Welder, Wagener und Bluntſchli; vgl. überbieß noch Eric, 
fiteratur der Jurisprubenz, ©. 530 fg.; Sammlungen (älterer) deutſcher Preß⸗ 
zefeße find: Eollmann, Quellen — — bed gem. b. Prefrechted. Berl, 1844; 
Schletter, Handbuch der d. Preßgefebgebung. Lpz., 1846. — Bon en g li⸗ 
ſchen Werfen fiehe vor Allem bie Letters of Junius; ſodann George, Trea- 
tise on the offence of libel. Lond., 1814; Holt, The law oflibel. Lond., 
1816; (über englifches Recht auch noch: Montve&ran, Dela lEgislation anglaise 
8.1. libelle. Paris, 1811; Krug, Entwurf zur beutfchen, und Darftellung ber 
engliſchen Geſetzgebung über Preßfreiheit. Leipz., 1818; Birnbaum, Notice 
s. 1. dispositions du droit anglais relatives aux delits de la press. Brux., 
1828; Lorbeer, Die Bränzlinien ber Nebe: und Preß-Freibeit nach r. Recht. 
Erl, 1851; Gneift, Das e. Verfaffungs: und Verwaltungsrecht. Berl., 1860, 
3. OD, S. 247 fg.; Fiſchel, Verfaflung Englands. Berl., 1862, ©. 80 fg.; 
May, Constitut. history of England. London, 1868, Bd. II, Seite 96 fg.; 
108 fg.; 164 fg.; 217 fg). Bon franzdfifhen Schriften: Richard 
d’Allauch, Du jury et de la presse, Par., 1819; Gu&rard de Rouilly, 
De l’&sprit public, ou de la toutepuissante de l’opinion. Paris, 1820; 
B. Constant, Cours de polit. constit., T. I, ©. 421 fg; T.I, ©. 1fg.; 
T. IV, L ©. 236 fg. Eine zahlreiche Literatur des pofitiven franzöfifchen Rechtes 
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ziehung zu beachten. Ein Buch mag noch fo großen Beifall finden, 
fo gehört vor Alleın zu feiner Bearbeitung, dann aber auch zu feis 
ner Verbreitung eine längere Zeit; die Bekanntſchaft bamit be- 
ſchraäͤnkt fich jedenfalls auf eine verhältnigmäßig Heine Anzahl von 
Perfonen, in der Regel blos aus den gebildeteren Ständen, da zu 
dem Ankaufe Geld, zu ber Xefung freie Zeit, zum Berftänpniffe 
“ein gewiſſer Grab von formeller Bildung gehört. Eine beftändige 
Behandlung deſſelben Gedankens läßt ſich durch Bücher gar nicht 
verfuchen, da fie der größte Vorwurf gegen folche wäre. Es ift 
alfo ganz unmöglich im eigentlichen Büchern Tagsbegebenheiten zu 
befprechen, und beinahe unmöglich, durch fie eine fchnelle und allge: 
meine Wirkung hervorzubringen. Eine Zeitung dagegen wird ſchnell 
geichrichen ; überall und zu gleicher Zeit, von Gebildeten und Un: 
gebilbeten gelefen ; bie Kürze der Artikel reizt und erleichtert das 
Verftänbniß ; derſelbe Gedanke oder Entſchluß kann durch fie bei 
Taufenden an Einem Tage erweckt werben, und die Wirkung ift 
um fo ficherer, je mehr bie Meiften nur Zeitungen von der eigenen 
ftaatlichen Partei Tefen, ſomit Widerlegungen, entgegengefeßte 
Thatfachen und Schlußfolgen anderer Tagblätter wenig ober gar 
nicht in Erfahrung bringen. Außerdem bat eine Zeitung die nicht 
hoch genug anzufchlagende Gelegenheit, täglich biefelben Gedanken 
und Thatfachen bald unter diefer bald unter einer andern Form 
und Anwendung zu wiederholen und biefelben fomit, wenn fie an: 
fänglich "auch vielleicht nur geringen Anflang fanden, zur Gewohn— 
heit und dadurch endlich zur Weberzeugung zu machen ). Se we 
niger verftändig und gebilbet der Leſer ift, deſto größer ift ber 
Einfluß der Zeitungen auf ihn; und da dieſe Klaſſe von Lefern 
überall die zahlreichere ift, jo find die Tagblätter allerdings eine 
bedeutende Macht. Ob dieſelbe aber zum Nuben ober zun Nach— 
theile fo des Einzelnen wie der Gefammtheit diene, hängt natürlich 





durch feine verfchiedenen Wanblungen hindurch fiehe bi Block, Dictionn. de 
admin. franc., ©. 1366 fg. 

2) Schon B. Constant, De la libert& des brochures et des jour- 
naux (Cours de politique constit., ®b. I, ©. 433) macht auf diefe Grünbe 
ber ganz eigenthümlichen Gewalt der Zeitungen aufmerffam. 
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ganz von bem Geifte ab, in welchem bie Zeitungen verfaßt find. 
Kann auch ficherlich nicht geläugnet werben, daß viele derſelben 
nüglih wirken und in der That wichtige Träger wahrer Gefittigung 
find ; ferner daß bie freimüthige Befprechung der öffentlichen Auges 
legenheiten eine durch Tein andere? Mittel zu erfegende Anregung 
ber Gewalthabenden zur pofitiven und negativen Erfüllung ihrer 
Pflicht iſt; endlich, daß in einem Staate, welcher die Bürger zur 
Theilnahme an den allgemeinen Gefchäften, ınittelbar oder unmittel- 
bar beruft, eine ununterbrochene Unterrichtung berfelben über ben 
Stand der Dinge, über die gemachten Erfahrungen, über die noch 
unerfüllten Wünfche, über das perfönliche Verhalten der mit ber 
Beforgung der ftaatlichen Aufgaben Betrauten unabweisbares Bes 
bürfniß ift: jo iſt doch ebenfalls wahr, daß Zeitungen das fittliche 
Gefühl ihrer Leſer, bie ftaatlichen Anfichten und Wünſche derſelben, 
bie. Urteile über einzelne Perfonen und. Thatfachen durchaus ver: 
derben und verkehren können, und in vielen Fällen auch thatfächlich 
wirklich verkehren und verderben. Es tft fogar durch vielfachfte 
Erfahrung nachgewieſen, daB Zeitungen eigens zu ſolchen Zwecken 
gegründet und in diefem Sinne geleitet werben, indem fie auf Be 
feitigung (nicht Verbefferung) des gefeglich beftehenden Zuftandes 
binarbeiten und zu dem Ende fein Mittel unbenutt lafjen, um bie 
Träger ber verfaffunggmäßigen Gewalt ala Feinde des Rechtes und 
des Wohles der Bürger, die Handlungen derſelben als ungejeglich 
oder unverftänbig, die thatjächlichen Verhältniffe als unerträglich 
und unbeilbar fchlecht darzuftellen. Unläugbar ift jomit, daß durch 
Zeitungen ſowohl die Einzelnen als die Staaten bebeutend gefährdet 
werben koͤnnen, und es ift einleuchtend, daß bie Tagblätter ein Ber 
ſtandtheil des Staatlichen Lebeus geworden find, welches, den ältern 
Zeiten ganz unbekannt, dag Negieren nicht nur zu einer perſoͤnlich 
unangenehmen und undankbaren, fonbern unter Unftänden zu einer 
kaum losbaren Aufgabe machen Tann ®). 


8) So Tächerlih es ift, wenn Zeitungzfchreiber fi bie vierte Staats⸗ 
gewalt zu nennen belieben; und fo fehr es, wenigſtens in ben zahlreichen Fällen, 
in welchen der Abſchaum ber Kiteraten als letztes Rettungsmittel fih an bie Re 
daction einer Zeitung anklammert, zu bebauern wäre, wenn fid wahr redeten: fo 
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Gegen eine jede Gefährbung des Nechtes find entiprechenbe 
Schutzmittel nöthig. Ein ganz unantaftbares Urrecht, welches fei- 
nem Weſen nach bis zu einer völlig freien und beliebigen Begehung 
von NRechtöverlegungen ginge, giebt es nicht; und ebenſo wenig be- 
ftcht vernünftigerweife ein im Weſen des Menfchen oder des Bür- 
gerd begründeter Anfpruch darauf, eine beabfichtigte Rechtsverletzung 
nicht verhindern, jondern nur etwa beitrafen zu Taffen*). Auch ein 
noch ſo bedeutender und vieljeitiger anderer Nutzen der gefährlichen 
Handlung kann an diefer Aufgabe des Staat an und für fich 
nicht? ändern, weil das Recht unter allen Umftänden zu ſchützen 
ift. Ueberdieß handelt es fich natürlich nur von ber Entfernung 
des Mißbrauches und Unrechtes, nicht von der Verhinderung der 
nüglichen Wirkungen. Nur wenn bewiejen werden Tann, daß in 
einem beitimmten alle Vorbeugungs-Maaßregeln rechtlich oder 
phyſiſch ganz undenkbar find, muß man ſich in dad Unvermeibliche 
fügen; und nur wenn ein beſtimmtes Mittel nothivendig einen über: 
wiegenden Nuten zerjtört, fomit außer Verhältnig zum Zwecke ift, 
wäre es unflug und ſelbſt unrecht, bag größere Uebel zum Schube 
gegen ein geringered zu nehmen. Dabei iſt einleuchtend, daß die 
Abwehr nah ber Art und nach der Größe der Gefahr bemefjen 


ift doch gewiß, daß das Regieren durch bie in dem Geifte ber Zeitungen in allen 
gefittigten Staaten vorgegangene Veränderung fehr bebeutenb ſchwieriger geworben 
it, unb daß alfo igt mehr Kraft und Klugheit dazu gehört, als früher. Für 
Regierungen ohne Einfiht und Feftigfeit (aber doch aud nur für ſolch e) gilt 
allerdings die Behauptung, daß man mweber mit ber Prefle, noch ohne dieſelbe 
regieren Tonne. eben Falles aber iſt e# cin Beweis entweber von Gedankenloſig⸗ 
keit oder von abfichtlicher Täufchung, wenn Solche, welche ber Preſſe die unwider⸗ 
ftehlichfte Kraft zum Guten zufchreiben und fie deßhalb in möglichft freier Ent: 
widlung und Wirkſamkeit verlangen, jelbft bie Möglichfeit eines nachtheiligen 
Einfluffes läugnen wollen. 

4) Grundſätzlich unrichtig war baher bie Beftimmung ber deutſchen Grund⸗ 
rechte, daß „die Preßfreiheit unter keinen Umſtänden und in keiner Weiſe durch 
vorbeugende Maaßregeln — — beſchränkt, ſuſpendirt ober aufgehoben werben” dürfe. 
Zuläſſig war nur, das Recht auf Preßfreiheit aufzuſtellen und etwa einzelne 
beſtimmte Vorbeugungsmaaßregeln als ungeeignet zu unterſagen. Der vor dem 
J. 1848 allerdings vielfach mit Vorbeugungsmaaßregeln, namentlich mit der 
Cenſur, getriebene Mißbrauch erklärt zwar, rechtfertigt aber nicht, dieſes Ueber— 
ſchlagen in ein entgegenſtehendes Aeußerſtes. 
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werben muß, und daß ſomit gegen bevenklichere Unternehmungen 
auch wirkfamere Vorbeugungsmittel ergriffen werben bürfen. 

Giebt es nun Vorbeugungsmittel wider eine die Nechte des 
Staates *) verlegende Benützung der Druckerpreffe, und ift deren 
Anwendung an fich erlaubt und zwedmäßig ? 

Es ift hier jeden Falles zu unterjcheiden zwiſchen unmit tel⸗ 
bar (direct) gegen Preßvergehen gerichteten VBorbeugungsmitteln, wo 
gegen eine beftimmte bereits heabfichtigte Veröffentlichung von Sei- 
ten des Staates eingejchritten und die Vollendung rechtzeitig ver: 
hindert wird, und ſolchen Maaßregeln, weldhe mittelbar und 
mehr im Allgemeinen eine mehr ober weniger freiwillige Unter: 
laffung von rechtöwidrigem Preßgebrauche zu bewerkitelligen bes 
flimmt find. 

I. Die thatfächlihe Möglichkeit unmittelbarer Vorbeu⸗ 
gungsmittel gegen Mißbrauch ift bei der Preſſe einleuchtender als 
bei den meijten anderen Mechtöverlegungen. Die Mittheilung und 
Verbreitung eined Gedankens durch die Preſſe (oder ähnliche Mit: 
tel) kann nämlich nur nach verfchiedenen, eine beftimmte Zeit erfor. 
dernden, jichtlichen Vorbereitungen und jelbft nur mittelft einer eiges 
nen größeren und jomit leicht zu beauffichtigenden Einrichtung in 
die Erfcheinung treten. . Es kann alfo leichter, als dieß bei anderen 
Arten von Handlungen thunlich tft, die wirkliche Vollendung einer 
beabfichtigten Rechtsverletzung während ber Vorbereitung aufgehalten, 
damit aber die ganze Beichädigung verhindert werden. Es bebarf 
nur. eines Hineintretens des Staates zwiſchen den Verſuch und bie 
Vollendung: Hierzu find nun aber breierlei Verfahrenzarten dent: 
bar, und auch ſchon vielfach in der Wirklichkeit angewendet worben. 

1) Die Cenfur, das heißt eine gefeßliche Anorbnung, nach 
welcher überhaupt gar feine Hanbjchrift gebruckt werben darf, ehe 
fie einer Staatsbehörde vorgelegt und von diefer unfchäblich erfun- 
ben ift. — Sowohl über die Wirkſamkeit, als auch über die allſei⸗ 
tige Anwendbarkeit dieſes Mitteld kann ein Zweifel nicht obwalten. 
Wenn nicht? gedruckt werden darf, außer wa der Staat durch eine 

6) Unten, in $. 24, werben bie Mittel über bie Sicherftellung ber Privat: 
rechte gegen Preßunfug erörtert werben. 
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eigend bazu beitellte Behörde beſonders unterfucht und unſchuldig 
erfunden hat, fo iſt ſelbſtredend die Verhinderung aller und jeder 
Verlegung in feiner Hand. Es iſt aber leicht, die hierzu dienenden 
Vorſchriften ficher zu ftellen. Es bedarf nämlich nur des Geſetzes, 
daß jede Drudichrift, wenn fie nicht unbedingt verboten und ihr 
Drucder, Berfaffer und Verbreiter mit Strafe belegt werden joll, 
mit dem Namen des Druckers verfehen fein muß. Bei einer eini- 
germaaßen genauen Aufficht läßt ſich ſodann die Verbreitung geheim 
gedruckter Schriften wo nicht ganz verhindern, doch wenigſtens ſehr 
beſchraͤnken, das Dafein von Winkeldruckereien aber auffinden und be- 
ftrafen. Dann bleibt dem Verfaffer nicht? übrig, als entweder eine 
münbfiche ober hanbfchriftliche Verbreitung, ein heimlicher Druck, oder 
bie Verjendung an eine außwärtige-Druckeret, welche weniger überwacht 
wäre oder deren Beauffichtigung fich nicht auf die gegen die Rechtsord⸗ 
nung eines anderen Staates gerichteten Aeußerungen richten würde, 
und fpätere Einführung des Gedruckten. Erſteres ift nun aber ganz 
unzureichend zu einer allgemeinen Verbreitung; verhältnigmäßig nur 
Wenige, und dieſe zu verjchiedenen Zeiten und mit verfchiedenen 
Abänderungen, erhalten Kenntniß. Der zweite Ausweg iſt unficher 
und gefährlih; durch einige kräftige Strafbeifpiele kann er ganz 
befeitigt werben. . Zugänglicher ift allerdings das britte Mittel, und 
feine Ergreifung auch nicht zu verhindern; allein abgefchen davon, 
daß möglicherweife eine Straffchärfung gegen "den auswärtigen 
Drud einer der inländifchen Cenſur nicht vorgelegten oder von ihr 
nicht gebilligten Hanbjchrift angeordnet werben kann, falls ber In— 
halt von den inlänbifchen Gerichten gejegwidrig erfannt wird, ift 
eine Verhinderung der Verbreitung augwärtiger Drudichriften un: 
erlaubten Inhaltes wenigſtens ba möglich, wo fie durch die Hände 
von Zollbehörben zu gehen haben, und infoferne fie jeden Falles nicht 
öffentlich angezeigt noch verfauft werden dürfen, wodurdy ein großer 
Theil der Verbreitung, ſomit der Nechtöverlegung wegfällt. Na: 
mentlich gegen Zeitungen ift ein Verbot fehr leicht zu handhaben, 
ba biefelben in der Hauptfache nur durch die Vermittlung der Poft: 
behörden bezogen werben. Zu dieſer leichten Ausführbarkeit der Cenſur 
kommt aber auch noch die Verhältnigmäßigfeit der Maaßregel. Sie er: 
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ſtreckt fich fo weit, als nöthig erfunden wird, und nur fo weit; das 
Nittel ift alfo immer im Verhältniß zur Gefahr. Iſt nämlich nur - 
eine einzelne Stelle der Hanbjchrift verwerflich, jo kann dieſe unter: 
brückt werben; ber Verfaffer mag daß Uebrige drucken laſſen. Iſt 
eine ſolche Sichtung nicht möglich, jo wird der Drud des Ganzen 
verboten. Sowohl eine verlegende Form als ein rechtswidriger 
Inhalt kann mit gleicher Sicherheit befeitigt werben. 

Unter dieſen Umftänden ift es benn jehr begreiflich, daß bie 
Cenſur ſchon von den erften Zeiten nach Erfindung der Druderet 
angemwenbet ®) und mit der fteigenden Ausdehnung und Wichtigkeit 
der Prefje, namentlich auch der täglichen, immer häufiger benützt 
worden ift. Dennoch Steht es feit, daß ſich der Staat diefer Art 
von unmittelbarer Vorbeugung nicht bebienen kann. Mit der Wich- 
tigkeit der Anwendung ftieg nämlich auch der Wiberfpruch gegen vie 
fittliche und rechtliche Zuläfiigkeit der Maaßregel in einem folchen 
Grade, daß fich die Regierungen im Laufe der Zeit theild zu immer 
neuen Vorkehrungen gegen Umgehungen genöthigt, theild zu ven 
verfchiedenartigften Milderungs- und Ausnahmeverſuchen veranlapt 
fahen 7. Das Widerjtreben gegen bie Genjur wurde enblich in 
den letzten Jahrhunderten fogar zur weltgeſchichtlichen Begebenheit. 
Millionen ſtellten die Gewährung ber vollen Preßfreiheit, alſo Be⸗ 
ſeitigung der Cenſur, als eine der hauptſächlichſten Forderungen 
an den Staat auf; Bewilligung oder Nichtbewilligung dieſer For⸗ 
derung diente als Maaßſtab der Pflichtmäßigkeit und Zreiftinigfeit 
ber Regierungen ; bie wichtigften Ereigniffe hingen damit zufam- 
men. Schließlich hat denn das allgemeine Verlangen in allen ge⸗ 
fittigten Rändern den -Sieg davon getragen; faft fämmtliche, feit 
dem Ende des achtzehnten Jahrhunderts zu Stande gelommenen 


6) ©. Näheres bei Hoffmann, Geſchichte ber Bücher : Cenfur. Berlin, 
1819, ©. 46 fg. Pabft Alerander VI. fol bie erſten Cenſurordnungen erlaffen 


7) Merkwürdig ift in biefer Beziehung namentlich die Geſchichte ber geſetz⸗ 
fihen Beftimmungen in England, (f. Gneiſt, a. a. O., ©. 247 fg.; Fiſchel, 
©. 80 fg.;) in Frankreich (ſ. Paillet, Droit publ. frang., ©. 216 fg.; 815 fg.; 
Block, Dict. de l’administr., S. 1364 fg.;) von Preußen (j. Wagener, 
Staatalex, Bb. XVI, ©. 162 fg.). 
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Staatögrundgefee vechnen das Verſprechen ver vollen Preffreibeit 
unter bie vornehmften Nechte der Bürger ®). Die Frage über bie 
Zulaͤſſigkeit der Cenſur fcheint ſomit erledigt zu fein; dennoch ift 
es immerhin belehrend, die Gründe für und gegen eine Maaßregel 
genau zu unterſuchen, welche zu fo großen Bewegungen Veranlaſ⸗ 
fung gegeben hat, und welche überdieß nicht nur in Ausnahmzzu- 
ftänden (F unten) immerhin noch ergriffen werben kann, ſondern 
deren Wiedereinführung auch ala regelmäßige Einrichtung je nad) 
ben Störungen im ftaatlichen, Leben keineswegs zu den Unmöglich- 
keiten gehört. | 

Die Hauptfrage iſt natürlich, ob die Cenſur, d. h. das Gebot 
bie zum Drucke bejtimmten Handfchriften einer vechtpolizeilichen 
Unterfuchung vor dem Drucke zu unterwerfen und nur dag Gebil- 
ligte wirklich zu drucken und zu verbreiten, mit dem Rechte verein- 
bar it? — Wäre es möglich und erlaubt, die Einrichtung nur an 
fih, ſomit abgejehen von den ihr eiwa anhängenden Mißbräuchen 
und mittelbaren Folgen, aufzufaffen, fo könnte bie Frage nur be- 
jaht werden. Es iſt nämlich unläugbar, daß mittelft der Prefie 
Nechtsverleßungen, namentlich auch gegen den Staat, begangen wer: 
den koͤnnen; und es ift fogar erfahrungsgemäß wahrjcheinlich, daß 
zu allen Zeiten häufig ſolches Unrecht begangen werden will. Ein 
zureichender Grund zu einer. vorbeugenden Maaßregel ift alfo ficher- 
lich vorhanden. Ebenſo aber auch eine Bercchtigung und felbit 
eine Verpflichtung für den Staat. Das, allerdings beſtehende, Ur: 
recht des Menſchen, feine Gedanken zu äußern, Tann nur unter 
denselben Bedingungen ausgeübt werben, wie jedes andere Urrecht; 
alfo unter der Bedingung der Achtung fremder Rechte und, wenn 
biefe für überwiegend nüglich oder gar nöthig zu Erhaltung folcher 
Rechte erachtet werden ſollten, des Gehorfames gegen Vorbeugung: 
Maaßregeln. Ebenſo ift unbeftreitbar, daß die Cenſur inZbejondere, 
alfo die vorläufige Prüfung der beabfichtigten Preßbenugungen durch 
den Staat, fein Unrecht in ſich iſt. Wird doch der Bürger, dem 
Gedanken der Anftalt nad), nicht von ber Ausübung eined echtes, 


8) Der britte Zuſatz zu der Verfaſſung ber Vereinigten Staaten von N.:A. 
iſt die erſte ausdrüdliche Beſtimmung in einem Grundgeſetze gegen Eenjur. 
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fondern nur von ber Begehung eines Unrechtes abgehalten; und 
liegt in der verlangten Einſichtnahme einer Gedankenentwicklung, 
welche unmittelbar zur allgemeiniten Kenntuiß gebracht werben will, 
ficherlich Leine Verlegung der Perjönlichkeit oder erlaubter ſtaats⸗ 
bürgerlicher Freiheit °). 


9) Wenn mande ber entſchiedenſten Anhänger ber Preßfreiheit biefe Anfichten 
über bie rechtliche Vertheidigbarkeit der Eenfur an ſich nicht gelten laſſen wollen, 
fondern biefelbe ımbebingt als rechtlich unerlaubt und nur als Ausgeburt einer 
finnlofen ober gewaltthätigen Unterbrüdung betrachten: fo laſſen fie fi in ihrem. 
Eifer zu weit führen. Ein anderes iſt ber Gedanke an fich; ein anbereß bie 
Unmöglichkeit einer erträglihen Ausführung, und deßhalb Unerlaubtheit. 
Ebenſo iſt nicht zu billigen, baß eine Menge von ganz unftichhaltigen Gründen 
gegen bie Cenſur angeführt werben. Dadurch muß ber guten Sache mehr ge: 
ſchadet, als genügt werben; denn zehn ſchlechte Gründe machen feinen guten. 
Eine volftändige Aufzählung folder haltlofer Einwürfe möchte freilich ein ebenfo 
weitaußfehenbes als undankbares Unternehmen fein; doch mögen im Nachſtehen⸗ 
den einige berfelben angebeutet werben. — Als nicht treffend erjcheint e8, wenn 
die Genfur als ungerecht erflärt wird, weil fie nicht bloß bie fi, Verfehlenben, 
ſondern bie ganze rechtliche Preßfreiheit Aller, welche nie das Recht verlegt hätten, 
feßle. Die Cenfur in ihrem ibeellen Beftande hindert Niemand, Erlaubtes zu 
ſchreiben. Erſt ihr Mißbrauch thut es. — Nicht ſchlagend iſt es ſodann, wenn 
geklagt wird, daß dem Bürger das Recht entzogen ſei, die unverfälſchte öffentliche 
Meinung zu hören. Das Recht Alles zu hören bat Niemand, ba das Recht 
Alles zu fagen nicht befteht. Das Erlaubte zu jagen hindert nım aber die Eenfur, 
in ihrem richtigen Gedanken aufgefaßt, nicht; Weitereß braucht auch ber Bürger 
nicht zu wiſſen. Mürfte doch 3. B. wenn ein foldes Recht auf Allwiſſenheit be: 
Rände, nicht einmal bie gerichtlich verurtheilte Verläumbung unterbrüdt werben. 
— Eben fo unerheblich if weiter, daß die Cenſur jede Rechtfertigung ausſchließe, 
indem dem Publikum bie Kenntnignahme von ben verbotenen Aeußerungen ent: 
zogen werben müfle. Letzteres ift allerdings ber Fall. Allein nach welchem Rechts⸗ 
begriffe beſteht denn bad Vertheibigungsrecht in ber Öffentlichen Bekanntmachung 
der Streitfrage? Eine Rechtfertigung aber ift bei ber Genfur möglih, nämlich 
burch die Berufung an eine höhere Genfurftelle. Ein anderes Vertheidigungsrecht 
als die Appellation bat Fein mit einem Nachtheile vom Staate Bebrobter, mit 
einziger Ausnahme der Demofratie, wo vielleicht eine provocatio ad populum 
eingeführt if. — Endlich ift e8 für eine falſche Beweisführung zu erflären, wenn 
bie allgemeine Untechtmäßigkeit ber Cenſur daraus will abgeleitet werben, baß die 
durch die Prefie geichlagenen Wunden aud durch bie Preffe wieder geheilt, mit 
anderen Worten, daß ungerechte Angriffe können fiegreich zurückgewieſen werben. 
Um die Frage ist nur aus bem Geſichtspunkte bed Staates zu betrachten, fo if 
vor Allem ar, daß auch er nicht ſchuldig ift, erft ein Unrecht zu dulden und 
dann fich defielben nach Möglichkeit zu erwehren; ſondern baß er befugt iſt, vors 
beugenden Schub zu verlangen. Ein beftändiger Kriegszuſtand if Feine Herrſchaft 
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Allein es ift nicht erlaubt, die Frage jo zu ftellen. Die Ein- 
richtung der Genfur muß in ihrer ganzen Wirklichkeit, nicht blos 
in einer iveellen Möglichkeit, aufgefaßt und rechtlich beurtheilt wer⸗ 
den. Da zeigt denn aber Nachdenken und breitefte Erfahrung, daß 
fie beinahe unvermeidlich zu ſchreienden Mipßbräuchen führt und 
mit höchft bedeutenden Nachtheilen unzertrennlich verbunden ift. 
Dadurch aber fällt die Genfur in die Gattung derjenigen Vorbeu- 
gung3maaßregeln, welche, wenn fchon an fich nicht zwecklos noch 
ungerecht, doch durch ihre überwiegenden Beeinträchtigungen und 
Mißſtände vernunftwidrig, folglich unerlaubt werben. 

Es ift dies des Näheren zu beweilen. 

Die erite Behauptung geht dahin,- daß bei der Cenſur Miß— 
bräuche, d. h. Verbote erlaubter Gedankenäußerungen, ſehr leicht 
möglich, ja der Erfahrung nach kaum vermeidlich ſeien. — Der ge: 
ringere und minder ſchaͤdliche Theil des Uebels ift noch derjenige, 
welcher aus bloßem Unverftande ober aus übertriebener Aengftlich- 
keit des einzelnen Cenſors herrührt. Bebeutender und wirklich dem 
Umfange nach kaum zu ermefjen find die won der höchiten Behörde 


be Rechtes. Zweitens aber iſt bie Behauptung ber fihern Abweiſung in mehr 
als Einer Beziehung ganz unrichtig. Keineswegs Jeder läßt ſich durch eine auch 
noch fo richtige Widerlegung von einer durch den ungerechten Angriff beigebrachten 
Ueberzengung wieber abbringen; Mancher erfährt gar nicht? von ber Zurückweiſung 
ber Beichuldigung. Auch am Staate bleibt von einer Verläumdung immer etwas 
hängen und felbft bie unfinnigfte Befchuldigung kann einer großen Anzahl von 
Menſchen durch gehörige Wieberholung und kecke Behauptung als Wahrheit auf: 
gerebet werdet. Sodann hängt beften Falles der Sieg von dem überlegenen Ta: 
Iente bed Verfechters ab; ein folches aber ift nicht immer zur Verfügung bed 
Staates, ohne daß aber deßhalb irgend bag Unrecht auf feiner Seite wäre. End⸗ 
lich wirb durch eine fchlechte Tagesprefle der ganze Gefittigungsftanb eines Volfes 
allmäblig tief heruntergebrüdt, was benn and auf die Achtung der Mechte des 
Staates und auf bie Geftattung einer freien Bewegung befjelben ben nachtheiligiten 
Einfluß hat. Und zwar dieß um fo mehr, je größer ber Antbeil der Volksmaſſe 
an ber Regierung if. Man ſehe zum Belege ben Einfluß der Zeitungen auf 
ben flaatlihen und geſellſchaftlichen Zuftand in ben Vereinigten Staaten. Hier 
if von einer Ausgleihung burd bie gute Preffe gar Feine Rebe. — Man ver: 
gleiche über die rechtliche Zuläffigfeit ber Cenſur an fih: Steiger, Patriotifche 
. Anfichten bes Büchercenfurweieng. Landsh., 1815; Oliver, The rights of the 
American citizen. Bost., 1832, ©. 225 fg.; Stahl, Staatslehre, Ite Aufl., 
©. 499 fg. 
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ſelbſt ausgehenden Mißbräuche, wenn nämlich ben Cenſoren ber 
Befehl ertheilt wird, nicht nur Nechtöverlegungen, ſondern auch 
Wahrheiten, deren Belanntwerdung ber Regierung oder einzelnen 
mächtigen Perfonen unangenehm wäre, zu unterbrüden. In einem 
ſolchen Falle ift es möglich, daS Lautwerden jeder noch fo gerechten 
Mage Einzelner oder Aller- zu unterbrüden, während anderer Seits 
jede beliebige Behauptung und Darſtellung von der Regierung ver⸗ 
breitet werden kann, ohne daß ſie eine Widerlegung des Unterdrück⸗ 
ten, eine Rechtfertigung des unſchuldig Angeklagten zu fürchten 
hätte. Insbeſondere in einem Staate mit Volksvertretung kann bie 
Cenſur auf folche Weile angewendet werben, daß die ganze Verfaf- 
fung ihre eigentliche Stütze, nämlich bie aufgellärte und Träftige 
öffentliche Meinung, verliert. Wenn der Sprechſaal willfürlich ge 
ſchloſſen wird und weder, über allgemeine Maaßregeln, noch über 
Berbienft und Tauglichkeit der Staatsmänner, befonderd der zu 
wählenden Abgeorbneten, verhandelt werben darf, oder etwa nur 
von der Einen Seite: fo erlahmt entweder der Antheil an ber 
Volksvertretung und fie kann dann leicht ganz verborben und in 
die härtefte, wenn ſchon formell gefetfiche, Zwangsanſtalt verfchrt 
werben 1%); oder aber es brängt fich Alles, was von (zum Theile 
vieleicht unbegründeten) Klagen und von (möglichermeife ungerecht: 
fertigter) BVitterfeit im ganzen Staatöleben vorhanden tft, ungefiche 
tet und ununterjucht in den ftändifchen Verhandlungen zufammen, 
jo daß ein friebliches und für das allgemeine Wohl gebeihliches 
Zufammengehen von Regierung und Vollövertretung zur Unmög⸗ 
lihleit wird. Und an al dieſem nicht einmal genug. Bei dem 
engen, Zufammenbange aller menjchlichen Erfenntniffe und Gebanfen 
ift e&8 gar wohl möglich, daß dem Anfcheine nach weit entfernte 
Seiten des geiſtigen Lebens ſchwer leiden nnter einer zunächſt nur 
für die ftaatlichen Angelegenheiten beitimmten Cenfur. Es iſt nicht 
entfernt vorauszufagen, welche Erörterungen oder Thatfachen ge⸗ 
ſchichtlicher, wifjenfchaftlicher, namentlich aber religiöfer Art als dem 
Intereſſe des Staates feindlich betrachtet und von ber Cenſur unter 


10) &. hierüber Zahariä, Vierzig Bücher, 2te Aufl., * II, S. 860. 
v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 8. Auflage. 
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drückt werben können. — Um dieſe Mißbräuche unmöglich zu 
machen, ift zwar jchon vorgeichlagen worden, theild den Cenforen 
genaue Anweilungen zu geben und namentlich den Grundſatz auf: 
zuftellen, daß fie nur ſolche Aeußerungen unterdrücken dürfen, welche 
auch der Richter hätte ſtrafen müſſen; theils eine Obercenſurbehörde 
als Recursinſtanz zu beſtellen: allein. die Unzureichenheit dieſer 
Mittel fällt in die Augen. Die Amtsanweiſungen des Cenſors 
müffen der Natur der Sache nach und wie jede Verordnung allge: 
mein fein; die Anwendung auf den einzelnen Fall bleibt alſo feiner 
Beurtheilung und feiner Aengftlichkeit überlaſſen. Natürlid, wird 
er nun, für die Unterbrüdung aller verlegenden Aeußerungen per: 
fönlich verantwortlich gemacht, in der Negel eher zu viel als zu 
Wenig zu thun geneigt fein, jo daß die Nechtsficherheit des Echrift: 
ftellerd und die Amtsficherheit ded Cenſors immer im umgekehrten, 
für den erfteren ungünftigen, Verhältniffe fteht. Auch wird die 
Negierung ſchon von vorne herein wenig geneigt fein, andere Män- 
ner zu Cenforen zu beitimmen, als von welchen fie ein -enged An—⸗ 
fließen an das beftchende Syſtem und eine entjchiedene Neigung 
zur Regierungsgewalt vorausfegen fann. ine Berufung an cine 
höhere Cenſurbehoͤrde aber Tann nur in den, am Ende doch mur 
ſeltneren, Fällen eines offenbaren Mißverftändniffed oder handgreif— 
lichen Mißbrauches der Amtsgewalt von Seiten des untergeordneten 
Cenſors von ſicherer Wirkung fein; nie aber da, wo die Strenge 
der Eenfur von der Regierung felbft ausgeht. In biefem letztern 
Falle wird die DObercenfurbehörde eher zu einer gleichmäßigen Ver: 
Ihärfung als zur Milderung. führen. Außerdem macht in den 
meiften Fällen, nämlich bei allen für ein öffentliches Blatt bejtimm- 
ten Mittheilungen, der bei einer Berufung unvermeidliche Zeitver: 
luft dag Berufungsrecht nutzlos. Wenn: auch die höhere Behörde 
einen Artikel frei giebt, fo ift Zeit und Gelegenheit einer nüßlichen 
Vorbringung in ber Negel vorüber. Kurz die Möglichkeit und Leich— 
tigkeit de8 Mipbrauches ift im Weſen der Genjuranjtalt ſelbſt ge⸗ 
gründet und unentferndar. Sobald Cenſur in einem Lande einge: 
führt ift, find einzelne Beamte zu untrüglichen Nichtern in allen 
Fragen über Staat, Kirche und ſelbſt Wiſſenſchaft ernannt und 
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ift die Verhinderung alles geiftigen Vorſchreitens und jeder Zurechte 
weifung eines ſtaatlichen Mißbrauches in ihre. Willkür geſtellt. Es 
iſt allerdings möglich, daß fie dieſe Gewalt nicht mißbrauchen, auch 
die Reglerung ſie nicht zu einer ungerechtfertigten Ausdehnung ihrer 
Gewalt anhält; aber auch das Gegentheil iſt moͤglich und es iſt 
ſogar weit wahrjcheinlicher, da es für alle mit Gewalt in der Sache 
Ausgerüftete dad Sicherere iſt. | 

Es ift aber, zweiten?, auch behauptet worden, daß bie Cenſur, 
ſelbſt abgejehen von bloßen Mißbräuchen, beveutende und von ihrem 
Dafein unzertrennliche Nachtheile habe. Diefelben beftehen nun 
in der That in Folgendem: 

1) Durch die Cenſur wird die Regierung für alles innerhalb 
ihres Gebietes Gedruckte ſelbſt verantwortlich, da daſſelbe ja nur lt 
ihrer ausdrücklichen Billigung erfcheint. Manche Aeuperung erhält 
daburch cin Gewicht, welches fie nicht verdient; namentlich gegenüber 
von fremden Regierungen Tann diefe Gewalt zu binden und zu loͤ⸗ 
fen im höchft unangenehme Verhältnifie verwickeln. 

2) Auf der andern Seite wird e8 der Regierung ſchwer, fol- 
hen Bekanntmachungen, welche zu ihrer Rechtfertigung dienen, ihr 
Verfahren in das richtige günftige Xicht ſetzen oder ungerechte Ans 
griffe von Gegnern widerlegen follen, Eingang beim Publicum zu ver- 
ſchaffen. Nur wenn eine Widerlegung erlaubt wäre, fie aber ent- 
weder gar nicht erfolgt ober ungenügend ausfällt, Tann und muß 
ne Behauptung Glauben finden. Kein Unpartheiifcher wird läug⸗ 
nen, daß bie in cenjurfreien Ländern täglich gegen die Regierung 
erfcheinenden giftigen und unwahren Angriffe einen nachtbeiligen 
Einfluß auf die Volksſtimmung ausüben können, daß es einer über- 
wiegend guten Sache und außerdem noch beveutender Talente zur 
Beriheidigung und fittlichen Vernichtung der Gegner bevarf, und 
daß dennoch jehr empfindlicher Schaden keineswegs immer vermie- 
den wird. Allein eben jo Har it, daß ſich in einem Lande mit 
Senfur auch für die Regierung und gegen ihre äußeren und inne 
ren Feinde noch weit ſchwerer eine Träftige, Öffentliche Meinung zu 
bilden vermag, auf welche fie fich im Falle der Noth tigen koͤnnte. 
Alles zu ihrem Lobe Gefagte erfcheint als halbofficielle Selbſt⸗ 

10° . 


148 


fchmeichelei; und nicht Teicht wird ein ehrenweriher Mann als frei: 
williger Kämpfer für fie auftreten, da fein Gegner zum Voraus in 
Teffeln Liegt, folglich ein Auftreten als eine wohlfeile Tapferkeit 
wo nicht als bezahlte Klopffechterei erfcheint. Ein geiftiger Still⸗ 
ftand ift unter ſolchen Umftänden kaum zu vermeiden, Mißtrauen 
und Mangel an ftaatlicher Bildung aber, bie wejentlichen Folgen 
der Cenfur, werben leicht in ihren Wirkungen dem Nuten ber 
äußerlichen Ruhe das Gegengewicht halten. 

* 3) Bon feldft leuchtet ein, daß die Eenfur dem Staatsober: 
haupte und den höchiten Stellen eine Menge fchäbarer Nachrichten 
über einzelne Vorfälle, über da8 Betragen von Beamten, über die 
MWünfche und die Stimmung des Volkes vorenthält. Man macht 
Atweber gar keinen Verfuch folche Dinge bekannt zu machen, oder 
der Verfuch mißlingt an des Cenſors Acngftlichkeit und an feiner 
Apneigung gegen Oeffentlichkeit. Erleidet es nun fon feinen 
Zweifel, daß unter den von einer freien Preffe vorgetragenen Klagen 
viel Webertriebenes oder ganz Unwahres fich befindet, fo ift doch 
ebenfall3 wahr, daß eine fchlimme Nachricht nicht frühe genug in 
Erfahrung gebracht werben kann, dieß uber durch die Genfur in 
vielen Fällen gehindert wird. Wenn die Wahrheit nur durch den 
Stufengang der amtlichen Berichte an die höchften Behörden ge: 
langen Tann, jo fteht fie in Gefahr, im Staube der Regiftraturen 
zu erfticlen oder durch die vielen Hände nach und nach entftellt. zu 
werben. MWeberbich ft es aus pſychologiſchen Gründen gefährlich, 
gerechte Magen des Volkes nicht laut werben zu laſſen. Eine freie 
Preſſe dient oft ala Sicherheitöflappe, indem für die meiften Men: 
chen dag Lautwerdenlaſſen einer Klage beruhigende Mirfung hat. 

- 4) Endlich: ift noch der fittlihe Echaden in Berechnung zu 
nehmen, welchen bei den gejellichaftlich worgefchrittenen Völkern der 
Staat durch die Verweigerung ber freien Prefje erleidet. Durch 
diefe Maaßregel fett er fich einem allgemeinen Volkswunſche ent: 
gegen und erfcheint ala eine felbftfüchtige Zwangsanſtalt, nicht aber 
als eine die fämmtlichen Rechte möglichſt verwirklichende wohlthätige 
Einrihtung. Dieß _ erweckt Haß und, vielleicht noch Schlimmer, 
Verachtung. 
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Faßt man nun einer Seitd die Möglichkeit und die ſchwere 
Befeitigung der Mißbräucdhe, anderer Seit? die vielen und großen 
pofitiven Nachtheile der Genfur ind Auge, fo muß man nicht nur 
geftehen, daß bie, fo verbreitete Abneigung. gegen diefelbe in ber 
That begründet ift; jondern ed ift auch zuzugeben, daß bie Maaß—⸗ 
regel, troß dem, daß ihr an fih Wirkſamkeit und Ausführbarkeit 
nicht beftritten werden Tann, al cine in ihren Folgen überwiegend 
nachtheilige, nicht zu Recht beſteht. Es ift aljo geboten, von ihr 
als regelmäßiger Regierungsmaaßregel ganz abzufehen ??). Db aus⸗ 
nahmsweiſe und in außerordentlichen Zeiten, wo dem Staate zu 
ſeiner Rettung von aͤußern oder innern Feinden alle irgend anwend⸗ 
baren Vertheidigungsmittel zu Gebote geſtellt werden müſſen und 
eine Wahrung ſowohl der ſtaatsbürgerlichen Rechte als der entfern⸗ 
ter liegenden Intereſſen in den Hintergrund tritt, auch zur Cenſur 
gegriffen werden koͤnne und müſſe, iſt eine Frage für ſich, welche 
erſt betreffenden Ortes (ſ. unten F§ 15 und 16) erörtert werben 
kann. | 
5). Die immer „mehr hervorgetretene Unmöglichkeit einer Aufs 
rechterhaltung der Cenfur, verbunden mit dem Wunfche eine unmit- 
teldare Verhinderung von Preßmißbräuchen wenigftens jo weit als 
thunlich zu handhaben, hat zu einem zweiten Syſteme von Vorbeu⸗ 
gungsmaaßregeln geführt, nämlich zu der Verpflichtung einer Webers 
gebung der Drudihriften vor ihrer Veröffentlichung, zum Zwecke 
einer Prüfung derjelben und einer alsbaldigen vorläufigen Verhin- 
derung jeder Außgabe einer zu beanſtandenden Schrift. Bei ftrenger 
Strafe darf, wo biefe Einrichtung befteht, entweder feine Schrift 
überhaupt, ober wenigſtens Fein Zeitungsblatt und feine Flugfchrift, 
auf irgend eine Weife verbreitet werden, wenn fie nicht eine bes 
fimmte, je nach dem Umfange und der Art der Schrift geregelte, 


11) Bei biefer Anficht von ber Verwerflichkeit ber Eenfur fallen benn ſelbſt⸗ 
rebenb alle Rathſchläge weg, wie eine folhe noch am leidlichſten eingerichtet 
werben fünne. Wer fi, etwa damit befchäftigen mag, findet fehr ins Einzelne 
gehende, zum Theile aber viel zu firenge, Vorſchläge zu einer Genfur: Ordnung 
in den: Beiträgen für Rechtsphiloſophie, Geſetzgebung und Staatöfunft, Heft I, 
a u. d. T. Cenſur und Confiskation von Druckſchriften. Braunfhw. u. Beipp;: 
1829, ©. 137 fg. spot bi 
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Zeit vorher einer bazu bezeichneten Rechtspolizeibehoͤrde übergeben 
worben ift. Diefe Behörde Hat den Inhalt augenblicklich zu prüfen, 
wenn fie denfelben gejegmwidrig findet, eine Beſchlagnahme der ganzen 
Auflage anzuordnen und gleichzeitig (je nach den Beitimmungen im 
einzelnen Lande) entmweber ſelbſt bei Gericht Klage zu erheben ober 
die Staatsanwaltſchaft dazu anfzufordern. Das Gericht feiner Seitz 
hat in Fürzefter Frift über die rechtliche Zuläffigfeit der beanftan- 
beten Stelle zu entfcheiden und je nach Befund Freigebung oder 
Beitätigung der Wegnahme der Schrift anzuorbnen. Selbftrebend 
innen damit einer Seitd Necursinftanzen, anderer Seits pein- 
liche Anklagen wegen des vollendeten Verſuchs einer Rechts⸗ 
verletzung verbunden fein 12). — Unzweifelhaft erfüllt auch dieſe 
Einrichtung ihren Zweck im Großen und Ganzen, wenn auch nicht 
fo vollftändig als eine Cenſur. Es mag ſich nämlich zwar bege— 
ben, daß in der unvermeiblichen Eile ber Prüfung etwas überfehen 
wird; e3 Tann ferner vielleicht die Beichlagnahme thatfächlich nicht 
immer vollftändig vollzogen werben; endlich und Hauptfächlich Kann 
durch gerichtlichen Spruch nur eine Unterdrüdung rechtswidriger, 
- nicht aber auch nur Staatlich ſchädlicher oder ben Regierenden wider: 
wärtiger Veröffentlichungen verhindert werben: allein in. der Regel 
ift allerdingd einem Mißbrauche der Gebanfenäußerung durch die 
Preſſe, namentlich aber durch die Tagespreſſe, auf diefe Weile zu 
begegnen. Auch mag immerhin . zugegeben werben, daß die, freilich 
nicht kleine, Beläftigung jowohl der Druder und Herausgeber als 
der Rechtöpolizeibehörben und Gerichte Fein genügender Grund zur 
Unterlafjung ift. Dennoch ift die Ergreifung diefer Maaßregel zu 
vermwerfen. — Einmal Tiegt ed nämlich in der Natur der Sache und 
wird überbieß durch nur allzuviele Beilpiele aus dem Leben erwiefen, 
daß ein ſolches Recht zu einer vorläufigen Beichlagnahme auf das 
Hoͤchſte mißbraucht und in eine, nur weit rohere und fachlich für 
bie Betreffenden nachtheiligere, Art von Cenſur verwandelt werben 


. 12) Man fehe 3. B. das Preußifche Geſetz vom 12. Mai 1857, Abſchn. 2. 
— Aeber die Eafuiftif ber Ausführung vgl. Rönne, Staatsrecht der pr. Mo: 
narchie, Bd. I, ©. 357 fg.; von ber thatſächlichen Handhabung giebt, nament: 
lich in neuefter Zeit (1865), jeber Tag neue Kunde. 
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kann. Die Beichlagnahme fteht ganz in ber Hand ber zur. Prüfung 
beſtellten Behörde; fie kann alfo nach Willkür, wegen jeber 
beliebigen Aeußerung, ferner gegen ein. zu verfolgendes Blatt zu 
jeber Zeit und in jeber Wiederholung verhängt werben. Iſt nun 
auch zu erwarten, daß die Gerichte nur bei wirklich vorliegenden 
Rechtöverlegungen die Beichlagnahme beftätigen, und mag bie 
Entſcheidung immer jo viel als möglich beichleunigt werben: fo 
ift doch damit der Zwed der Willkürmaaßregel erreicht ,. und felten 
kann der Schaden wieder gut gemacht werben. In der Regel ift itzt 
bie richtige Zeit für die Veröffentlichung vorüber; die nachträgliche 
Veröffentlichung hat weder mehr den Reiz einer Neuigkeitsmitthei⸗ 
lung, noch Tann fie zu rechtzeitigem Hanbeln Veranlaffung geben. 
Es kann jomit eine Zeitung durch häufige Beichlagnahme ganz zu 
Grunde gerichtet werben, weil ſich die Abnehmer bei Lücenhafter 
Lieferung ‚bald verlieren; den Leſern aber mögen die Nachrichten, 
welche. zu kennen fie ein Intereſſe haben, vorenthalten. werben, bis 
biefelben einen Werth) mehr haben. Zweitens. aber darf bei ber 
Würdigung bed ganzen Gedankens nicht überfehen werben, daß bei 
ſelchen Beichlagnahmen nicht blos der den Behörden mit Recht ober 
Unrecht unangenehme Theil der beabfichtigten Veröffentlichung vors- 
enthalten wird, ſondern biefe in ihrer ganzen Ausdehnung. Es 
fommen aljo auch ganz unbeanftandbare und in der That auch gar 
nicht beanftandete Mittbeilungen nicht zur Kenntnig der Lefer; moͤg⸗ 
licherweiſe zu deren großer Beeinträchtigung in gefchäftlichen Bezie⸗ 
dungen, in Familien-Berhältnifien u. f.w. Die Vorbeugungsmaaß- 
regel überjchreitet ſomit jelbit da, wo fein Mißbrauch mit ihr ges 
trieben wird, und ihrem Weſen nach nothwenbig ben Zweck weit 
und ganz ins Unberechenbare. Dadurch wird fie deun aber offenbar 
ungerecht und unerlaubt, fo zwar, daß in biefer Beziehung wenige 
ſtens die Cenſur weit erträglicher und vernünftiger erjcheint. — Es 
fallen dieſe Webelftände aber um fo ſchwerer ind Gewicht, als auch 
fein genügendes Mittel gegen fie aufzufinden if. Daß gegen bie 
Nachtheile, welche aus der Ausdehnung der Vorenthaltung auch auf’ 
unbeanftandbate Mittheilungen entjtehen, keine Hilfe möglich ift, liegt 
auf der Hand; das Uebel ift im Wefen der Maaßregel begründet, 
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Aber auch gegen abſichtlichen Mißbrauch ift Feine ausgiebige Vor: 
kehrung möglich. Beſchwerden der Betheiligten bei ven höhern Be- 
hörden werben kaum je einen Erfolg haben, da ja im Zweifel eben 
von tiefen die Anweifungen zur fraglichen Handhabung des Geſetzes 
auögegangen fein werben. Es bleiben aljo nur die verhältnigmäßig 
feltenen und unbebdeutenden Fälle des unbeeinflußten Unverſtandes 
eines Untergeorbneten übrig. ine Beiprehung vorgelommener 
Falle von Willkür und eine dadurch allmählig zu Stande zu brin- 
gende Macht der öffentlichen Meinung kann durch neue Befchlag: 
nahmen verhindert werben. . Bon einer etwaigen geſetzlichen Berech⸗ 
tigung, den eine grunblofe Beichlagnahme anordnenden Beamten ge- 
richtlich zur Verantwortung zu ziehen und auf Entihädigung gegen 
‚ihn zu Hagen, dürfte man fich in ben feltenften Fällen eine Wirkung 
verſprechen. Nur abfichtliche Willkür oder grobe Fahrläffigkeit wäre 
ein Grund zur Verurtheilung; diefe aber nachzuweiſen iſt fchwer, 
denn immer bleibt die Vertheibigung ‚eines entichuldigbaren Irrthums 
im Urtbeile. Anders freilich würde ſich die Sache geftalten, wenn 
bei jeder nicht ‚wenigftend von einer gerichtlichen Unterfuchung ges 
folgten Befchlagnahme eine vollftändige und ſelbſt ven möglichen 
Verluſt an Abnehmern und Ankündigungen berüdfichtigende Ent- 
ſchädigung aus der Staatskaſſe zu leiften wäre 1%). Allein es ift 
faum zu erwarten, daß der Etaat feine Zuftimmung zu einer fol- 
hen die öffentliche Kaffe ſchwer bedrohenden gefeblichen Beftimmung 
geben wird, und ift ihm dieſes in ber That grundſätzlich auch nicht 
zuzumuthen. Hoͤhere Rücfichten auf die Sicherftellung der Rechte 
ber Bürger erfordern gllerdings, daß die Anſchauungen ber Gerichte 
den Ausſchlag über bie. Strafbarkeit einer Handlung geben, und es 
mag in dem Falle einer Nichtjchulbigerflärung auch die Aufrecht- 
erhaltung einer von den Sicherheitäbehörben auf ihrem Stanbpuncte 
für nöthig erachteten Maaßregel wegzufallen haben: allein es darf 
bie Thätigfeit diefer nothwendigen Organe ber Staatsgewalt nicht von 
vorneberein duch die Beforgniß eines empfindlichen Schadens für 
bie Geſammtheit beeinflußt werben, falls fchließlich es nach der Auf: 


13) Dieß empfiehlt Brater, in Bluntſchli's Staatswörterb., Bd. VIII, 
©. 254 fg. 
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faffung der Gerichte an einem vielleicht nur formellen Grunde zu 

einem Strafverfahren fehlen follte. Beſſer ift e8, den Staat von 
ver Berpflichtung zu Vorbeugungsmaaßregeln in Beziehung auf 
ſolche Handlungen ganz zu entbinden, bei welchen ein Wiberfpruch 
zwiichen den beiden Sattungen von Behörden häufig zu erwarten Steht. 
Ein ftändifcher Angriff endlich auf das ſchuldige Diinifterium follte zwar 
helfen; allein es tft wohl zu bebenfen, daß das bloße Vorhandens 
fein folcher Mißbräuche einen noͤch unfertigen Zuftand ber parlas 
mentarifchen Einrichtungen thatfächlich beweißt. Wenn Achtung vor 
ven Rechten des Volks und vor den Forderungen feiner Vertreter 
beftünbe, würden die Mißbräuche gar nicht vorkommen, (wahrjchein- 
ih die ganze Einrichtung nicht beſtehen); wo aber eine folche ftaats 
fiche Ausbildung noch nicht vorhanden ift, da wird auch die Regie⸗ 
rung fich in ihrer Willkür durch unmaͤchtige Klagen nicht beirren 
laſſen. Es bleibt alfo nur übrig, auf dem Boden ber Wiſſenſchaft 
auch gegen dieſe Art von unmittelbaren Vorbeugungen gegen Preß⸗ 

vergehen Einſprache zu thun, im Leben aber die Mitwirkung zu 
einer geſetzlichen Einführung zu verfagen 14). 


14) Nur in England bat man: fi dazu entfchlofien, ben umvermeiblichen 
Uebelftänden einer vorläufigen Beſchlagnahme von politifchen Drudichriften bie 
Borberigung gegen zunächftige Weiterverbreitung einer anzufechtendben Mittheilung 
nm Opfer zu bringen und nur eine bleibende‘ Beſchlagnahme und Vernichtung 
gerichtlich bereitö verurtheflter. Schriften zuzulaflen. S. Fiſchel, Verfaſſung 
Englands. Berl., 1862, ©. 88. Auf dem Fefllande giebt man ben Grundſatz 
zu und fucht nur die Mißbräuche zu befeitigen. Sind nun aber diefe, wie oben 
gezeigt, umbefeitigbar, fo befteht offenbar nur die Wahl zwifchen der Möglichkeit 
unb ſelbſt der Wahrſcheinlichkeit einer üblen Anwendung, und ber Ertragung ber, 
nicht zu läugnenden, Nachtheile einer Fürzere oder längere Zeit hindurch unges 
binderten Verbreitung einer vechtöverlegenden und gefährlichen Schrift. Daß aud 
in gutem ®lauben bie letzteren ala das fchmerere Mebel angefehen werben können, 
ſoll nicht in Abrede geftellt werden; nur muß man ſich Far über bie Kolgen be 
Entichluffes fein umd nicht glauben, durch blofe Worte ober unwirkſame Schein: 
mittel fiber biefelben wegzufommen. Das Beifpiel von England zeigt Übrigens, 
daß, zum minbeften bei einem ſtaatlich gebilbeten und voller bürgerlicher Freiheit 
gewohnten Volle, eine wirkliche Gefahr für die Gefammtbeit bei ber muthigeren 
Entfheidung nicht befteht. — Kine mwenigftens tbeilweife Ausnahme von bem 
Srundfage macht allerdings auch in England bie geſetzlich (20 und 21 Vict. c. 83. 
25. Aug. 1857) beftehende Erlaubniß zur vorläufigen Beſchlagnahme unfittlicher 
Bilder und Bücher; ba jeboch bier kaum ein Irrthum ober gar abfichtlicher Miß⸗ 
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6) In gleicher Weife verhält es fih mit einer britten zur 
unmittelbaren Verhinderung von Preßvergehen beftimmten Maaß- 
regel, nämlich mit dem an die Boft ergebenden Verbot, eine 
beftimmte Schrift, (in ber Regel eine Zeitung) zu verfenden ober 
ſelbſt Beitellungen auf diefelbe anzunehmen. — Daß jich für eine 
ſolche Anordnung Gründe geltend machen laffen, it allerdings 
nicht zu läugnen. Die Wirkung ift eine ziemlich vollftändige. Zwar 
wird durch ein Verbot der Beſorgung durch die Poft der Drud 
ber beanftanbeten Mittheilungen und jelbft ihre Verbreitung nicht 
an fich unmöglich gemacht, indem immer noch eine Verjendung durch 
eigene Boten, durch Frachtfuhren und durch den Buchhandel ftatt- 
finden kann; allein ein Vertrieb dieſer Art ift für eine im Auslande 
ericheinende Zeitung höchft befchwerlich, für eine im Inlande er: 
fcheinende wenigftend fehr ungenügend, weil zu langfam, zu theuer 
und. zu unſicher. Es folgt daher auch nicht nur alsbald eine be- 
beutende Verminderung ber Verbreitung, fonbern felbjt in ber Regel, 
wenigſtens bei inländifchen Blättern, ein allmähliges Abfterben des 
ganzen Unternehmend. Bon einer Schwierigkeit ber Durchführung 
kann natürlich feine Rede fein; es bebarf eines einfachen Befehle. 
Endlich wird ein volled Recht zu der Maaßregel in Anfpruch ge- 
nommen. Theil weil es wiberjinnig wäre, dem Staate zuzumuthen, 
eine feiner eigenen Anftalten zur Vollziehung von Nechtöangriffen 
auf ſich ſelbſt mißbrauchen zu laſſen; theil3 weil regelmäßigen und 
ſyſtematiſchen Angriffen wirkfamerweije nicht durch eine Abwehr in 
jedem einzelnen Falle, ſondern nur durch eine volljtändige Verfto: 
pfung der Quelle begegnet werben könne; endlich weil gegen eine 
im Auslande veranftaltete Mechtöverlegung ein genügendes und 
ficheres Strafverfahren weber vor. den fremden noch vor ben ein- 
heimischen Gerichten einzuleiten fei. — Ebenfo gewiß find aber aud) 
gegen bie ganze Maaßregel gewichtige Einwendungen geltend zu 
* machen. Einmal nämlich find aud hier die Nachtheile einer Ver: 
ſchließung aller und jeder, auch der berechtigtften, nüßlichiten und 
nothwendigſten Mitthellungen geltend zu machen, und zwar felbft 
brauch flattfinden Tann, fo mag bie Pflicht des Staates, gegen öffentliche Ans 
reizung zu Laſtern vorbeugenb einzufchreiten, immerhin ungeſchwächt bleiben, 
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in verflärkten Maaße. Nicht bloß gelegentlich und in vereinzelten 
Faͤllen, fonbern regelmäßig werben fänmtliche Nachrichten, welche 
in einer aus dem Verkehre anögefchloffenen Schrift enthalten find, 
vorenthalten, und zwar geichieht dieß ohne alle Unterfuchung, ob 
auch nur wirklich unerlaubte Mittheilungen beigemifcht find. So⸗ 
dann iſt die Möglichkeit eines groben Mißbrauches nicht zu läugnen. 
Wenn es möglich ift, einen Gegner burch einfaches Poftverbot ftumm 
zu machen, fo Tann eine ſolche Belämpfungsweife nicht blos gegen 
Solche angewendet werben, welche wirklich einen rechtswidrigen und 
gefährlichen Sinn wiederholt beihätigt haben, und von denen alfo wahr- 
ſcheinlich ein gleiches Verfahren auch Fünftig zu erwarten fteht, fon- 
dern auch gegen jeden auf dem Boden bed Rechts bleibenden Wider: 
ppruch; ja es ift jogar zu befürchten, daß ein Verbot da am fidher: 
fin angewenbet werben wirb, wo eine Widerlegung night möglich ift. 
Die gejetsliche Möglichkeit eines Poftverbots ift fomit ein Damocles⸗ 
ſchwert, welches über ber gejammten unabhängigen und freigefinn- 
‚ten Preffe ſchwebt, und deffen bloße Vorhandenfein, auch ohne 
wirkliche Anwendung, jchäblich wirkt. Selbft eine Beſchränkung des 
Berbotes auf folche Fälle, in welchen bereit? mehrere Berurtheilungen 
wegen Prefvergehen vorangegangen find und fomit die Wahr: 
ſcheinlichkeit einer Fortſetzung ftrafbarer Angriffe angenommen werben 
kann, -erfcheint nicht al genügende Sicherheit. Bei abfichtlicher Bes 
obachtung Taffen ſich nämlich im Laufe der Zeit unſchwer in jeder Zei⸗ 
tung einzelne Mittheilungen oder Aeußerungen auffinden, welche, fo 
unbedeutend fte an fich fein mögen, doch gerichtliche VBerurtheilung her: 
beizuführen geeignet ſind, was dann ala beliebige Handhabe zur Ein- 
ſchũchterung oder Unterbrücdung bienen Tann. Endlich ift das Necht, 
einen Mißbrauch der Poſt in der fraglichen Weile zu verhindern, 
doch ſehr zweifelhaft. Allerdings ift der Staat befugt, Unterneh: 
mungen gegen feine Nechte entgegenzutreten und ihre Vollführung 
zu verhindern. Auch ift zuzugeben, daß gegen eine im Auslande 
ericheinende Schrift Vorbeugungsmaaßregeln anderer Art gar nicht, 
ſelbſt gerichtliche Schritte nach vollendeter Verbreitung kaum mit 
Wirkſamkeit unternommen werben können. Es mag aljo, etwa unter 
ber Vorausſetzung einer vorangegangenen gerichtlichen Verurtheilung 
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gegen außwärtige Zeitungen, ein Verbot der Beziehung burch bie 
Poſt zu vertheidigen fein, troß der unlängbaren Ungzuträglichkeiten 
einer ſolchen Unterbindung auch des erlaubten Verkehres 26). Aber 
in Betreff einheimischer Druckichriften findet dieſe Nothwendigkeit, zu 
einem jo bebenklihen Mittel zu greifen, keineswegs ftatt. Hier ift 
nicht nur die volle Wirkfamkeit der Strafgefege gefichert, ſondern 
es Finnen auch, wie fogleich weiter zu beiprechen, mittelbare Bor: 
beugungsmaaßregeln ergriffen werben. Weberbieß machen fich gerade 
bei einheimischen Zeitungen die Nachtheile einer verfümmerten Kennt: 


15) In ber Anwendung auf beutfche Verhältniſſe ift eine Entziehung bes 
PVoftvertriebes von befonberer Bedeutung. Einer Seits läßt ſich allerdings nicht 
in Abrebe ftellen, daß bie beutichen Staaten ſowohl in gerichtlichen Beziehungen 
fih nur auf bem völferrechtlichen Fuße gegenüberftehen, unb jomit ein in einem 
berfelben gegen einen andern begangened Prehvergeben ganz wie ein gegen eine 
fremde Macht unternommenes Vergehen behandelt wird; als daß auch bie mittel: 
baren Vorkehrungen gegen Pregmißbräuche nur wenig, wenn überhaupt, in Be: 
ziehungen auf einen anberen Staat wirken. Die Gründe, welche ein Poftverbot 
bei auswärtigen Zeitungen als vertheibigbar erſcheinen laſſen, beftehen fomit 
unzweifelhaft auch vor deutſchem Staate zu beutfchem Staat, und zwar bei ber 
Gleichheit der Sprache und ber leichten Verbindung felbft vieleicht in erhöhten 
Grabe. Auf der anderen Seite. ift aber auch ein Verbot folher Art theils für 
die Zeitungen um fo nachtheiliger, da fie mehr ober weniger auf ben Abſatz außer: 
bald ber Landeögrängen angewiefen find, und ift fomit bie dadurch zu bewirfende 
Einſchüchterung um fo größer; theils if bie Erjhwerung ber Kenntnignahme 
von Beröffentlihungen in Zeitungen aus anderen beutfchen Staaten im höchften 
Grade beichwerlih und in allen Lebensbeziehungen nachtheilig. Mag Deutſchland 
auch ſtaats⸗ und völferrechtlich getbeilt fein, bie Bevölkerung ift nach Bildung, 
der Mehrzahl ihrer Antereffen, nach taufend Beziehtingen bed Lebens eine ein: 
beitfiche, und das, mas jenſeits einer ber Gränzen öffentlich Zur Kenntniß gebracht 
wird, kann für Viele und regelmäßig von weit größerer Bedeutung fein, als 
wag bie einheimiſche Prefie bringt. Während alfo ein Verbot einer franzöfifchen 
ober englifchen Zeitung für verhältnißmäßig nur Wenige ſchädlich und verbrießlich 
ift, kann die Ausſchließung einer beutfchen auswärts gedrudten Zeitung auf das 
tiefite einfchneiben in die wirthichaftlichen, rechtlichen und gemüthlichen Beziehungen 
großer Mengen. Auch darf nicht vergeifen werden, daß in dem zeriplitterten und 
zum Theile fehr Mleinlichen Einflüffen unterliegenden Lande die größere Freiheit, 
welche die Preſſe in Betreff fremder ftaatlicher Zuftäinde immer bat, dag einzige 
Mittel fein kann, um einen volftändig berechtigten Widerſtand gegen unverftäns 
bige und gefebwibrige Regierungshandlungen zu führen. Es Tann daher nicht 
bringend genug auf ben allerfparfamften Gebrauch des Poftverbot: Rechtes in 
Deutfhland gebrungen werben, wenn ein ſolches Überhaupt nicht ganz aufgeneben 
werden will. 
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nißnahme von öffentlichen Mittheilungen überwiegend fühlbar. Bet 
ihnen muß alfo unter allen Umftänden von einem Verbote des Ver- 
triebes durch die Poft abgeftanden werben. 

DO. Wenn ſich auß dem Vorftchenden ergiebt, daß bie gegen 
Prefvergehen an und für ſich möglichen und unzweifelhaft auch 
wirkſamen unmittelbaren Vorbeugungsmaaßregeln aus überwiegen: 
den Gründen nicht. angewendet werben können: jo iſt damit natür- 
Ich nicht gejagt, daß nun der Staat lediglich auf die Beſtrafung 
bereit3 begangener Rechtsverletzungen befchränkt fei, oder daß er in 
der Preſſe gemachte Angriffe Tebiglich wieder in der Preffe zu be- 
tümpfen babe. in gerichtliches Einfchreiten gegen bie thatfächlich 
vollendeten Bergehen Hat allerdings ftatt zu finden; allein damit ift 
Recht und Pflicht der Vorbeugung weder erfeßt noch befeitigt. Eben: 
fo wird Leine verftändige Negierung unterlaffen, ungegründeten Anz . 
griffen durch Darlegungen der Wahrheit entgegenzutreten und fich 
hierzu der nöthigen geiftigen und fachlichen Mittel zu verfichern 16); 
man kann fich aber darüber nicht täufchen, daß ein ſolcher fich 
immer auf Neue wieberholender Kampf nicht vollftändig - hinreicht, 
um Schaden zu verhüten. Unverftand Tann nicht immer belehrt 
werben; übler Wille will es nicht. Ueberhaupt hinkt auch bie 
ſchlagendſte Wiberlegung dem Angriffe nur nach, nachdem er viel- 
leicht bereit? Schaden angerichtet hat. Werm: fich alfo an fich er- 
laubte Mittel auffinden laſſen, welche in mittelbarer Weife 


16) Es ift zuzugeben, daß die Beſchaffung einer tüchtigen und beftänbig 
wachſamen Vertheidigung der Regierungsmaaßregeln da ſchwierig iſt, wo bie Re⸗ 
gierung eine vereinzelte und nur auf ihre eigenen Rechte geſtützte Stellung ein: 
nimmt. Amtliche Blätter find wegen ber nothwendigen Rüdfichten, welche fie 
Ach auflegen müflen, nothwendig Tangweilig und wenig gelejen. Halbamtliche 
Blätter bringen dadurch, daß ihr ganzer Inhalt und felbit ihr Schweigen ber 
Regierung zugefchrieben wird, biefe leicht in unverbiente Verlegenheiten und Streitigs 
keiten. Geheime Geldunterftüungen werden bald bekannt und nehmen bem Blatte 
fittligen Einfluß, können auch in der Regel bei tüdhtigen Arbeitern nicht anges 
bracht werden. . Alle dieſe Nachtheile fallen aber ba ganz weg, wo die Regierung 
der Ausdruck der parlamentarifch geordneten politifchen Mebrbeit ift, indem dann 
diefe ſchon von felbft, in ihrem eigenen Intereffe, für lebhafte Unterftügung auch 
in der Preſſe ſorgt. Dieſe Hilfe mag manchmal beſchwerlich ſein, allein wirkſam 
iR fie immer. 
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bie Bebrohungen ber öffentlichen Rechte wirkſam zu verhindern ver: 
mögen, fo kann an deren Vorkehrung Fein Zweifel fein, es ſich viel- 
wehr nur davon handeln, ausfindig zu machen, ob ſolche Maaf- 
regeln möglich find. | 

Hier zeigt fih nun allerdingd, daß Beitimmungen getroffen 
werben Fönnen, welche wenigftend in Beziehung auf die Tageöprefie 
einen gewiſſen Grab von perjönlicher Sicherheit von Seiten der 
Unternehmer und Leiter bewerfitelligen, damit denn aber gerabe bei 
derjenigen „Art von Schriftftellerei, von welcher unzweifelhaft bie 
Gefahren bauptfächlich drohen, dem Zwecke entfprechen. Unzweifel⸗ 
baft wird auf dieſe Weife nicht jeder Störung vorgebeugt werben, 
weil Mancher die äußern Bebingungen erfüllen und doch unrecht- 
lich gefinnt ſein kann, und weil überbieß nur die eine Form der 
Veröffentlichung dadurch betroffen wird: allein auch ſchon die Vers 
minderung bed Uebels ift ein Gewinn. — Es handelt ſich aber 
hierbei von folgenden Maaßregeln: 

1) Dad Recht zur Herausgabe einer ftaatlichen ober gefell- 
ſchaftlichen 27) Zeitichrift oder ihr gleichftehenden Flugſchriftenreihe 
wird durch die Erfüllung folgender Vorſchriften 18) bedingt: 

17) Es ift gerne zuzugeben, daß ber Begriff des gefellfhaftlihen 
(focialen) Lebens nicht fo ſcharf zu beſtimmen und ber Kreis ber daſſelbe behan⸗ 
delnden Betrachtungen nicht jo abgerundet ift, als der des Staates. Es map 
fomit im einzelnen Zalle wohl eine Ungewißheit beftehen, ob eine Schrift noch 
innerhalb dieſer geſetzlich auszuzeichnenden Mlaffe falle. Dennoch kann die befon: 
bere Gefährlichkeit keineswegs auf bie Schriften flaatlihen Inhaltes befchränft 
werben, indem vielmehr gerade bie großen gejellfchaftlichen Fragen, wie 3. 8. 
Maſſenarmuth, Arbeiterverhältniffe, Eigenthumsgemeinfchaft u. dgl., je nach der 
Art ihrer Behandlung höchft bedenflich find. Niemand wirb eine fommuniftifche 
Zeitjchrift für weniger gefährlich erachten, als eine noch fo heftige flantliche Wider: 
ſpruchs⸗ Zeitung. Der Lefer: und Wirkungs⸗Kreis beider ift verfchieben; bie letztere 
kann und wird fi unmittelbare Becinträhtigungen zu Schulden kommen laſſen: 
allein der in bie Zufunft und ist ſchon auf die Maſſen blidende Staatsmann 
muß fiherlih in Verfuchen zu einem rohen Umſturze aller Grundlagen .unferes 
igigen gejellichaftlichen Lebens ein weit furchtbareres Unternehmen fehen. 

18) Manche Staaten begnügen fich nicht mit der gefeglichen Feftftellung von 
Bedingungen, beren Erfüllung ber Herausgabe einer Zeitfchrift vorangehen muß, 
ſondern behalten überhaupt ber Regierung das willfürliche Recht einer Erlaubniß: 
ertbeilung vor, zuweilen fogar bie Ginwilligung zur Weberlaffung be3 Heraus⸗ 
gebungsrechtes von einem Bürger an einen anbern. Dieß ift nicht zu billigen. 
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a) Die fämmtlihen Herauzgeber müſſen Staatöbürger 
fin. — Un den Öffentlichen Angelegenheiten eines Landes haben 
nur die Mitglieder des Staates Antheil zu nehmen; jo verlangt es 
Gefeß und Sitte. Warum foll dieß bei diefer jo wichtigen Art 
von Betbeiligung anders fein? Ueberdieß bietet bei jonft gleichen 
Umftänden ber Stantöbürger materiell und fittlich ber Geſellſchaft 
größere Sicherheit dar, ald ein Fremder. Auch ift von einem Aus: 
länder nur geringere wirkliche Belehrung, dagegen deſto mehr fchiefe 
und leidenfchaftliche Rednerei zu erwarten. Die völferrechtliche Forde⸗ 
rung des freien Zutrittes und Aufenthaltes Fremder fteht einer folchen 
Beitimmung nicht im Wege. Diefelben werden zugelaffen zur Ver: 
folgung ihrer eigenen und perfönlichen Intereſſen; nicht aber um 
an der Leitung -ber ſtaatlichen Angelegenheiten Antheil zu nehmen. 
Wenn fich ein im Auslande Geborener jo fehr um dad Wohl und 
Wehe eined Landes befünmert, daß er ihm regelmäßig feine Zeit 
und Arbeit widmen will, jo mag er ſich erft zum Bürger aufneh- 
men Taffen 19). 


Eind auch wohl bie Gründe, weldhe auß ber Gewerbefreiheit unb aus ber gewerb⸗ 
lichen Unzuläffigkeit des Conceſſionsſyſtems bergenommen zu werben pflegen, nicht 
beweiferd, weil auf bie befonberen Verhältniſſe der Preſſe feine Rückſicht nehmend: 
fo ſol es feineswegs in daß Belieben der Regierung geftellt fein, wer überhaupt 
über bffentliche Dinge fidh regelmäßig ausfprechen darf, noch welcherlei Anfichten 
in Öffentlichen Angelegenheiten ſich durch Zeitungen Geltung zu verfchaffen fuchen 
Binnen; fonbern Jeder, dem nicht befondere gefeßlicye Gründe im Wege fichen, 
bat das echt, Üiber das zu fprechen, mas Alle angeht, und jebe Anficht fol und 
muß, Sicherfiellung gegen Rechtsverletzungen voraußgefebt, geäußert werben bürfen. 
Gtünbe es doch fonft bei der Regierung, nicht blos einzelne Gedanken und That: 
ſachen zu unterdrüden, fondern ganze Richtungen bed Geiftes ober ganze Gat⸗ 
tungen von materiellen Bedürfniſſen zu völligem Stillſchweigen zu verurtbeilen. 
Namentlich in denjenigen Formen des Rechtsſtaates, welche ber öffentlichen Mei⸗ 
mung Einfluß auf den Bang der Staatdangelegenbeiten einräumen und in wel⸗ 
den ſich auch bie der Regierung entgegengeſetzten Anfihten follen geltend machen 
darfen, iſt ein folches mwillfürliches Bewilligungsrecht ein innerer Wiberfprud. 
Anherbem kann es fich noch begeben, baf feine Ausübung, ja felbft fein unans 
gewenbeted Borhandenfein der Regierung Verdruß und Mißtrauen zuzieht. 

19) Diefer Forderung wirb wahrſcheinlich entgegen gehalten werben, daß fie . 
wohl für einen großen einheitlichen Staat paſſe und bier faft ſelbſtverſtändlich 
fein möge, dagegen ben beutichen Verhältnifien nicht entſpreche. Einmal werbe 
dedurch den zahlreichen Schriftitellern, welche zur Uebernahme von Zeitungsredacs 
tionen geneigt and. vielleicht durch ihre Verhältnifie gendthigt ſeien, ein ſehr großes 
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bie Bebrohungen ber öffentlichen Nechte wirkſam zu verhindern ver: 
mögen, jo kann an beren Borkehrung Fein Zweifel fein, es jich viel- 
wehr nur davon handeln, ausfindig zu machen, ob ſolche Maaß⸗ 
regeln möglich find. 

Hier zeigt fih nun allerdings, daB Beltimmungen getroffen 
werben Fünnen, welche wenigjten in Beziehung auf die Tagespreſſe 
einen gewiſſen Grad von perjönlicher Sicherheit von Seiten ber 
Unternehmer und Leiter bewerkftelligen, bamit denn aber gerade bei 
derjenigen Art von Schriftftellerei, von welcher unzweifelhaft bie 
Gefahren hauptfächlich drohen, dem Zwecke entfprechen. Unzweifel⸗ 
haft wird auf dieſe Weife nicht jeder Störung vorgebeugt werben, 
weil Mancher die äußern Bedingungen erfüllen und boch unrecht- 
lich gefinnt fein kann, und weil überbieß nur die eine Form der 
Veröffentlichung dadurch betroffen wird: allein auch ſchon die Ver⸗ 
minderung des Uebels iſt ein Gewinn. — Es handelt ſich aber 
hierbei von folgenden Maaßregeln: 

1) Das Recht zur Herausgabe einer ftaatlichen ober gefell- 
ſchaftlichen 17) Zeitjchrift oder ihr gleichjtehenden Flugſchriftenreihe 
wird durch die Erfüllung folgender Vorſchriften 18) bedingt: 








17) Es ift gerne zuzugeben, baß ber Begriff des gefellfhaftlihen 
(focialen) Lebens nicht fo ſcharf zu beſtimmen und der Kreiß ber daffelbe behan⸗ 
deinden Betrachtungen nicht jo abgerundet ift, als ber des Staates. Cs map 
fomit im einzelnen Falle wohl eine Ungewißheit beſtehen, ob eine Schrift noch 
innerhalb biefer geſetzlich auszuzeichnenden laffe falle. Dennoch kann bie befon- 
dere Gefährlichkeit keineswegs auf die Schriften ſtaatlichen Inhaltes beſchränkt 
werden, indem vielmehr gerade die großen geſellſchaftlichen Fragen, wie z. B. 
Maſſenarmuth, Arbeiterverhältniffe, Eigenthumsgemeinſchaft u. dgl., je nach der 
Art ihrer Behandlung höchſt bedenfli find. Niemand wird eine kommuniſtiſche 
Zeitfchrift für weniger gefährlich erachten, als eine noch fo Heftige ftantliche Wider: 
fpruch8- Zeitung. Der Lefer- und Wirkungs⸗-Kreis beiber ift verfchieben; die letztere 
kann und wirb fi unmittelbare Veeinträchtigungen zu Schulden Tommen laſſen: 
allein der in bie Zufunft und ist fchon auf die Maſſen blidende Staatsmann 
muß ficherlih in Verſuchen zu einem rohen Umfturze aller Grundlagen unferes 
isigen gefellichaftlichen Lebens ein weit furdhtbareres Unternehmen fehen. 

18) Mande Staaten begnügen fich nicht mit der geſetzlichen Feftftellung von 
Bedingungen, deren Erfüllung ber Herausgabe einer Zeitfchrift vorangehen muß, 
fondern behalten überhaupt der Megierung das willfürliche Recht einer Erlaubniß- 
ertbeilung vor, zuweilen fogar bie Einwilligung zur Weberlaffung bes Heraus⸗ 
gebungsrcchtes von einem Bürger an einen anbern. Dieß ift nicht zu billigen. 
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a) Die fämmtlichen Herausgeber müflen Staatsbürger 
fein. — An deir „Öffentlichen Angelegenheiten eines Landes haben 
nur bie Mitglieder bed Staates Antheil zu nehmen; fo verlangt es 
Geſetz und Sitte Warum foll dieß bei dieſer jo wichtigen Art 
von Betheiligung anders fein? Ueberdieß bietet bei ſonſt gleichen 
Umfländen ber Staatäbürger materiell und fittlih der Gefellichaft | 
größere Sicherheit dar, ald ein Fremder. Auch ift von einem Aus- 
länder nur geringere wirkliche Belehrung, dagegen deſto mehr fchiefe 
und leidenſchaftliche Rednerei zu erwarten. Die völferrechtliche Forbes 
rung des freien Zutrittes und Aufenthaltes Fremder fteht einer folchen 
Beftimmung nicht im Wege. Diefelben werben zugelafien zur Ver⸗ 
folgung ihrer eigenen und perjönlichen Intereſſen; nicht aber um 
an der Leitung -ber ftaatlichen Angelegenheiten Antheil zu nehmen. 
Wenn fi ein im Auslande Geborener jo fehr um das Wohl und 
Wehe eines Landes befümmert, daß er ihm regelmäßig feine Zeit 
und Arbeit widmen will, jo mag er ſich erſt zum Bürger aufneh- 
men laſſen 79). 


Sind auch wohl bie Gründe, welche aus ber Gewerbefreiheit und aus der geiverb- 
lichen Unzuläffigkeit des Conceſſionsſyſtems bergenommen zu werben pflegen, nicht 
beweifend, weil auf bie befonberen Verhältniſſe ber Prefie keine Rückſicht nehmend: 
fo fol es keineswegs in das Belieben der Regierung geftellt fein, wer überhaupt 
über Öffentliche Dinge fi regelmäßig ausfprechen darf, noch welcherlei Anfichten 
in Öffentlichen Angelegenheiten fi durch Zeitungen Geltung zu verfchaffen fuchen 
Uinnen; fondern Jeder, dem nicht befondere geſetzliche Gründe im Wege ftehen, 
bat das Recht, über das zu fprechen, was Alle angeht, und jede Anſicht fol und 
muß, Sicherſtellung gegen Rechtsverlegungen vorausgeſetzt, geäußert werben bürfen. 
Gtänbe es doch fonft bei ber Regierung, nicht blos einzelne Gedanken und That: 
ſachen zu unterdrüden, fonbern ganze Richtungen bes Geifles ober ganze Gat⸗ 
tungen von materiellen Beblirfniffen zu völligem Stillſchweigen zu verurtbeilen. 
Namentlich in denjenigen Formen bed Rechtsſtaates, welche der öffentlichen Mei: 
nung Einfluß auf den Bang der Staatdangelegenheiten einräumen und in wels 
den ſich auch bie ber Regierung entgegengefegten Anſichten follen geltenb machen 
härfen, if eim ſolches willfürliches Bewilligungsrecht ein innerer Widerſpruch. 
Anherbem Tann es fich noch begeben, daß feine Ausübung, ja felbft fein unans 
gewenbeted Borbandenjein ber Regierung Verdruß und Mißtrauen zuzieht. 

19) Diefer Forderung wirb wahrſcheinlich entgegen gehalten werben, daß fie 
wohl für einen großen einheitlihen Staat paſſe und hier faft ſelbſtverſtändlich 
fein möge, dagegen ben beutfchen Verhältniſſen nicht entſpreche. Einmal werbe 
dedurch den zahlreichen Schriftftellern, welche zur Uebernahme von Zeitungsrebacs 
tionen gemeigt und vielleicht durch ihre Verhältniffe gendthigt feien, ein ſehr großes 
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b) Bor Erlangung des zur Ausübung politischer Rechte be- 
fähigenden Alter Tan Niemand an ber Heraudgabe einer Echrift 
der bezeichneten Art Antheil nehmen. — Talent und Kenntniffe 
reichen nicht hin zu unbebenflicher Beſprechung der öffentlichen An: 
gelegenheiten; Erfahrung und Ruhe find eben jo nöthig; dieſe kom— 
men aber nicht vor den Jahren. Alle Verfafjungen beftiinmen ein 
gewiſſes reifereg Alter als Bedingung ber Ausübung des Wahlrechts 
oder gar des Eintrittes in bie Etändeverfammlung; der Zeitungs: 
jchreiber errichtet feine eigne Nebnerbühne und ift Häufig von weit 
bedeutenderem Einfluffe auf die Sffentlichen Angelegenheiten ala ein 
Abgeordneter, denn er fpricht häufiger und lauter. Es ift alfo nur 
vernünftig, daß man von ihm biejelben Bebingungen der Reife ver- 
langt. Eine Altersbeitimmung Hätte überdieß den Vortheil, daß 
Unfleiß, Unbetmäßigfeit und Selbſtüberſchätzung nicht ſchon auf der 
Schule das Auskunftsmittel einer Zeitungsredaction vor fich fähen 29). 


Hinderniß bereitet, und zwar ein um fo ſchwereres, als die Erwerbung des Staat: 
bürgerrechtes in dem Lande einer itzt gerade gefundenen Belchäftigung kaum ge: 
fordert werden könne, da biefe Verwendung vielleicht nur vorübergehend fei. Co: 
dann könne bei ber Vielheit ber beutfchen Staaten und ihrem zum Theile fo Flei: 
nen Umfange_ leicht ein Mangel an einheimifchen Zeitungsredacteuren vorhanden 
fein, dadurch aber die Gründung ober Fortführung eines Blatted verhindert wer: 
ben. Beides ift unzweifelhaft thatfächlich richtig. Allein einmal werben dadurch die für 
die Aufftellung der Forderung fprehenben Gründe in feiner Weife befeitigt. Sodann 
kann feinem Zweifel unterliegen, daß wenn das allgemeine Intereſſe im Wider: 
ſpruche ſteht mit bem nur Einzelner, das letztere zurückzuſtehen hat, namentlich 
wenn diefe heimathlos Umherziehende find. Endlich wäre es fein Schaden, fon: 
bern im Gegentheile eine ſehr wünſchenswerthe Folge, wenn in Deutfchland die 
Zahl ber Zeitungen fich vermindern würde. Die nroße Menge ber nur mit ge: 
singen ſachlichen und geiftigen Mitteln ausgeftatteten Blätter ift ſchon am fich, 
wegen ihres geringen Gehaltes, nur ſchädlich. Sodann aber fleht fie dem Be: 
ſtehen wenigerer aber großer Zeitungen durch Zerfplitterung des Abfabes im 
Wege, während doch nur folhe die Mittel zur Erlangung ſchneller und ficherer 
Nachrichten und zu gebiegener, ſtaatsmänniſcher Beſprechung ber öffentlichen An: 
gelegenbeiten haben Fönnen, auch nur ſolche in Folge deſſen einen wirklichen Ein: 
fluß auf die öffentliche Meinung und auf die Regierungen zu gewinnen vermögen. 

- 20) Allerdings ift durch eine Zwangsbeſtimmung über das Alter bed Mebac- 
teurs nicht auch ein reiferes Alter der einzelnen Mitarbeiter erreicht, und ift auch 
ein ſolches überhaupt nicht durch Geſetze zu bewerfftelligen, da folde auf bag 
-Teichtefle umgangen werben könnten. Ber Zweck, noch unfertige Befprecher ber 
ſtaatlichen Zuſtände ferne zu halten, wirb alfo durch die fragliche Bedingung nicht 
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c) Eben fo ift, wer wegen eines peinlihen Verbre- 
hen beftraft wurde, außzufchließen, benn nur Ehrenmänner: fol: 
fen öffentlich das Wort über allgemeine Angelegenheiten führen. 
Namentlich muß, wer ſchon mehreremal wegen Preßvergehen peinlich 
beftraft wurde, die Befugniß verlieren, weil er binlänglich gezeigt 
hat, daß es ihm an gutem Willen oder an Einficht fehlt zur Ver- 
meibung von Mechtöverlegungen mittelft der täglichen Preſſe. 

d) Theil um zu verhindern, daß die Heraudgabe einer Zei- 
tung von Befig- und Erebitlofen zu Verfuchen auf allgemeinen Um⸗ 
ſturz, bei welchem fie perfönlich nur gewinnen Könnten, mißbraucht 
werde; theil® um für die Einziehung etmaiger Geloftrafen ein be⸗ 
reites Mittel zu Handen ded Staates zu halten, ift die Einlegung 
einer bedeutenden Geldcantion nothwendig. Sie iſt mit Rüd- 
fiht auf die Zahl ber wöchentlich erfcheinenden Blätter auf deren 
räumlichen Umfang und auf den Ort der Erſcheinung zu beftim- 
men, weil in bemfelben Verhältniffe Wirkſamkeit und Möglichkeit 


einer Beftrafung vorhanden ift. Allerdings wird hierdurch die Zahl .. 


ber Zeitungen vermindert werben; allein biefe Verminderung Tann 
nur die talentloferen und unzuverläffigen treffen, und ift überhaupt 
fein Schaden, weil nicht bie Zahl, ſondern bie Güte der öffentlichen 
Blätter von Werth ift, und nur große, d. h. viel gehaltene, Zei⸗ 
tungen die Mittel zur Beichaffung der Nachrichten und zur Beloh⸗ 
nung tüchtiger Mitarbeiter haben. Chrenhafte und brauchbare 
Mänmer werben Ctedit finden zur Beichaffung einer Sicherheitälei: 
fung ). | | 


vollſtandig erreicht. Allein fie ift doch von weſentlicher Bebeutung, theils wegen 
der doch Hauptfächlich von ben Heraußgebern felbft berrührenden wichtigften Aufs 
füge, theild und bauptfäcdhlich, weil ber Geift bes Herausgeber Ton und Inhalt 
des Ganzen beftinmt. 

21) Wenn gegen bie Beitellung einer Sicherbeitsleifiung eingewendet wirb, 
die Schwierigkeit ihrer Beichaffung treffe am erſchwerendſten diejenigen Blätter, 
weile nur auf Tleine Leferkreife rechnen Fönnen, weil fie e8 verfhmähen, bie 
Leibenfchaften und Borurtheile ber großen Menge in ihr Intereſſe zu ziehen, (vgl. 
Bagener, Staatzleric., Bb. XVI, ©. 165:) fo ift dieß in doppelter Beziehung 
umichtig. Einmal Tann auch auf wenig verbreitete ſchlechte Eigenfchaften und 
Richtungen fpeculirt werden und ift ein geringer Leſerkreis Tein Beweis einer 
verflänbigen und wünſchenswerthen Geſinnung. Sodann mag ein zahlreicher 

v. Mohl, Rechts-Polizei. 3. Auflage. 11 
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e) Auf die Vorfchiebung eines falſchen Redacteurs ift Un— 
terfagung ber Zeitfchrift und aller ihrer Fortſetzungen, in welcher 
Geftalt fie verfucht werden möchten, zu ſetzen. 

Zur Herausgabe jeder andern, unter den Begriff ber ftaat- 
lichen und geſellſchaftlichen Zeitfchrift nicht fallenden Schrift bedarf 
es keinerlei Erlaubniß oder Erfüllung bejonderer Bedingungen. 
Namentlich iſt dieß auch ber Fall bei Zeitjchriften, welche fich nicht 
mit Fragen der- obenbezeichneten Art befchäftigen. Im Falle einer 
Umgehung de Geſetzes, aljo der Behandlung ftantlicher Gegenftände 
in einer angeblich einem verſchiedenen Zwecke gewidmeten Zeitfchrift, 
ift natürlich nicht nur eine Nachholung der ſämmtlichen Bedingun— 
gen der politifchen Zeitfchriften anzuordnen, fondern aud) eine ent- 
ſprechende Strafe anzufegen 22). | 


Abſatz recht wohl durch Gediegenheit der Leiftungen und die Vertretung einer weit 
verbreiteten ‘und den Bebürfniffen entiprechenden Meinung erworben werben. 
Weniger Beifall und gute Leiftung find keineswegs fich deckende Begriffe. Die 
(von Brater, Bluntſchli's Staatswörterb., Bd. VIII, ©. 252 fg. beſonders 
bervorgehobene) Möglichkeit wohlfeiler, bauptfächlih auf die unteren Klaſſen be: 
rechmeter Blätter, wird aber burch die Beſtellung einer Sicherheit nicht gehindert, 
indem auch folche, wenn fie ihrem Zmede entſprechen, einen ſehr zahlreichen Lefer: 
frei haben unb fomit eine Erfhwerung wohl ertragen können. Solften aber 
etwa einzelne Tleine Winfelblättchen verhindert werden, fo ift dieß eher ein Vor: 
theil denn ein Schaden. Ueberhaupt if im Auge zu behalten, daß die Sicher: 
beitöftellung auf den Preiß der Blätter fehr geringen, bei einer Verzinfung ber 
binterlegten Gelder gar feinen, Einfluß ausübt, fonbern nur bie Herausgabe von 
Blättern durch ganz mittel: und creditlofe, deßhalb alfo im Zweifel auch unzu— 
verläffige Menfchen hindern fol. Mit Einem Worte, bie Forderung einer Sicher: 
beitäleiftung mag vielleicht nicht fehr wirkfam fein; allein rechtlich und politifch 
antaftbar dem Grundfage nah ift fie nicht. — Was die Abftufung der Sicher: 
beitäleiftung nach dem Orte der Herausgabe betrifft, fo ift eine folhe in ber 
Regel geſetzlich beſtimmt. In Frankreich z. B. ift die Sicherheitsleiftung für eine 
mehr ala dreimal wöchentlich erfcheinenbe Zeitung in den Departements der Seine, 
der Seine und Dlfe, Seine und Marne und der Rhone 50,000 Fr.; in Städten 
von mehr als 50,000 Seelen werben 25,000 Fr.; in Fleineren Orten 15,000 Fr. 
verlangt. In Oeſterreich ift die Abftufung 10,000, 7000 und 5000 fl.; in Preußen 
find vier Klafien von 5000 bis 1000 Thlr. beftimmt. Nach dem englijchen Ge: 
fee ift für eine Zeitung in London 400, ſonſt überall 300 8 St. Bürgſchaft 
zu leiften. 

22) Wenn gegen bie unbebingte Freigebung auch ber Flugſchriften 
ftaatlihen Inhaltes eingewendet werben wollte, baß biefelben binfichtlich der Ge: 
führlicgfeit den Zeitjchriften gleichzuſtellen und fomit auch hinſichtlich ihrer Vor- 
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2) Es wäre ohne Zweifel von Wichtigkeit in Betreff des Inhal- 
tes einer Drudichrift Vorbeugungsmaaßregeln ergreifen zu koͤnnen, 
und zwar namentlich in ber Richtung, baß bie öffentliche Befpre- 
hung folcher Gegenftände, deren Erörterung überhaupt oder wenig: 
ftend in einer beftimmten Zeit als gemeinfchäblich erjcheint, ganz 
unterfagt würde. Es bebürfte auch zur Durchführung nicht noth- 
wenbigermweife einer Cenſur ober vorläufigen Beichlagnahme, fondern 
es würbe’ein ftrenge gehandhabtes Verbot ‚genügen 2°). Allein eine 
ſolche theilweile Verfchließung des Gedanlkenreiches wäre völlig un: 
vereinbar mit dem Nechte des Menfchen auf eine vollftändige Aus⸗ 
bildung feiner Geiftegfräfte und feiner Kenniniffe, und mit dem 
gleich hoch ftehenden und von dem erjteren unzertrennlichen Rechte 
der Mittheilung.. ine Gewaltherrſchaft, deren Entftehung 'ober 
deren einzelne Handlungen eine Erörterung überhaupt nicht ertra- 
gen, mag auch zu einem jolchen: Sicherungsmittel feine Zuflucht 
nehmen; in einem Rechtsſtaate kann nicht davon die Rede fein. Es 
ift jomit fein Gegenftand von vorne herein von öffentlicher Beſprechung 
auszufchließen, fonbern bleibt lediglich dem Strafgefege überlaffen 
zu beftimmen, welche Urtheile, Aufforderungen, Mittheilungen unb 
Formen als unverträglich mit dem Rechte des Staates zu beitrafen 
find. Ebenſo kann Niemand gendthigt werben, eine Mittheilung zu 
machen, welche er hintan zu halten für gut findet. Nur in folgen: 
den zwei Fällen finden jelbftverftändliche Ausnahnien ftatt: 

a) Wenn das Geſetz eine Verhandlung als eine im Geheimen 
vorzunehmendbe bezeichnet, jo ift es auch nicht geftattet, won derſel⸗ 
ben durch die Preffe Kunde zu geben, indem fonft ber Zweck des 


beugungsmaaßregeln anzurathen feien: jo iR zu entgegnen, baß nicht nur das 
zur Ueberwachung ber Zeitſchriften angeordnete Syſtem auf die Herausgabe ein: 
zelner Fleiner Bücher Feine Anwendung erleiden Tann; fonbern daß auch in ber 
That Flugfchriften nach ſchneller und allgemeiner Verbreitung und nach Wieder: 
holung berfelben Gedanlen, alfo nah Wirkſamkeit und Gefährlichkeit, gar keinen 
Bergleih mit Zeitungen aushalten und fomit auch eine gleiche Aufmerffamfeit 
nicht erfordern. 

23) Ein Beifpiel ſolchen Verbotes giebt das franzöſiſche Decret vom 17. Febr. 
1852, welches jede Erörterung über bie Brundlagen der beſtehenden Staatögewalt 
unterfogt. 
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e) Auf die Vorjchiebung eines falſchen Redacteurs ift Un— 
terfagung der Zeitfchrift und aller ihrer Fortſetzungen, in welcher 
Geſtalt fie verfucht werden möchten, zu ſetzen. 

Zur Herausgabe jeder andern, unter den Begriff ber ftaat- 
lichen und geſellſchaftlichen Zeitfchrift nicht fallenden Schrift bedarf 
e3 keinerlei Erlaubnig oder Erfüllung befonderer Bedingungen. 
Namentlich iſt dieß auch der Fall bei Zeitfchriften, welche fich nicht 
mit Fragen der: obenbezeichneten Art beichäftigen. Im Falle einer 
Umgehung bed Geſetzes, aljo der Behandlung ftaatlicher Gegenftände 
in einer angeblich einem verſchiedenen Zwecke gewidmeten Zeitfchrift, 
ift natürlich nicht nur eine Nachholung der fänmtlichen Bebingun- 
gen der politifchen Zeitſchriften anzuordnen, fondern auch eine ent- 
iprechende Strafe anzufegen ?9). 


Abſatz recht wohl durch Gediegenheit ber Leiftungen und bie Vertretung einer weit 
verbreiteten und ben Bebürfniffen entjprechenden Meinung ‘erworben werben. 
Weniger Beifall und gute Leiftung find keineswegs fich deckende Begriffe. Die 
(von Brater, Bluntſchli's Staatöwörterb., Bd. VIII, ©. 252 fg. befonberz 
bervorgehobene) Möglichkeit wohlfeiler, hauptſächlich auf die unteren Klaſſen be: 
rechneter Blätter, wird aber durch die Veftellung einer Sicherheit nicht gehindert, 
indem auch ſolche, wenn fie ihrem Zwede entſprechen, einen fehr zahlreichen Lefer- 
kreis haben und fomit eine Erfhwerung wohl ertragen Können. Sollten aber 
etwa einzelne kleine Winkelblättchen verhindert werben, fo ift bieß cher ein Vor: 
tbeil benn ein Schaden. Ueberhaupt ift im Auge zu behalten, daß die Sicher: 
heitzftellung auf ben Preis ber Blätter fehr geringen, bei einer Verzinfung ber 
hinterlegten Gelder gar keinen, Einfluß ausübt, ſondern nur bie Herausgabe von 
Blättern durch ganz mittel: und creditlofe, deßhalb alfo im Zweifel auch unzu— 
verläffige Menſchen hindern fol. Mit Einem Worte, bie Forderung einer Sicher: 
beitzleiftung mag vielleicht nicht ſehr wirkfam fein; allein rechtlich und politifch 
antaftbar dem Grunbfage nach ift fie nicht. — Was die Abftufung der Sicher: 
beitleiftung nad dem Orte der Herausgabe betrifft, fo if eine ſolche in ber 
Regel geſetzlich beftimmt. In Frankreich z. B. ift die Sicherheitleiftung für eine 
mehr als breimal wöchentlich erfcheinende Zeitung in den Departements der Seine, 
ber Seine und Dife, Seine und Marne und der Rhone 50,000 Fr.; in Städten 
von mehr als 50,000 Seelen werden 25,000 Fr.; in kleineren Orten 15,000 Fr. 
verlangt. In Defterreich ift die Abftufung 10,000, 7000 und 5000 fl.; in Preußen 
find vier Klaffen von 5000 bis 1000 Thlr. beitimmt. Nach dem englifchen Ge: 
jege ift für eine Zeitung in London 400, fonft überall 300 8 St. Bürgſchaft 
zu leiften. | 

22) Wenn gegen bie unbebingte Sreigebung aud ber Flugſchriften 
ftaatlihen Inhaltes eingewendet werben wollte, daß biefelben binfichtlich ber Ge⸗ 
faͤhrlichkeit den Zeitjchriften gleichzuſtellen und ſomit auch hinſichtlich ihrer Vor: 
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2) Es wäre ohne Zweifel von Wichtigkeit in Betreff ve Inhal⸗ 
te3 einer Drudichrift Vorbeugungsmaaßregeln ergreifen zu koͤnnen, 
und zwar namentlich in der Richtung, daß bie öffentliche Beſpre⸗ 
hung foldher Gegenstände, deren Erörterung überhaupt oder wenig⸗ 
ftena in einer beftimmten Zeit als gemeinfchäblich erjcheint, ganz 
unterfagt würde. Es bedürfte auch zur Durchführung nicht noth: 
wenbigermeife einer Cenſur ober vorläufigen Beichlagnahme, fondern 
es wuͤrde ein ftrenge gehanbhabtes Verbot ‚genügen ?°). Allein eine 
folche theilweife Verfchließung des Gebankenreiches wäre völlig un- 
vereinbar mit dem Rechte des Menſchen auf eine vollftändige Aus- 
bildung feiner Geiftesfräfte und feiner Kenntniffe, und mit dem 
gleich hoch ftehenden und von dem erfteren ungertrennlichen Rechte 
der Mittheilung. Eine Gewaltherrſchaft, deren Entftehung oder 
beren einzelne Handlungen eine Erörterung überhaupt nicht erica- 
gen, mag auch zu einem folchen Sicherungsmittel feine Zuflucht 
nehmen; in einem Rechtsſtaate Tann nicht davon die Rebe fein. Es 
ijt fomit kein Gegenftand von vorne herein von öffentlicher Beſprechung 
auszuſchließen, fondern bleibt Tebiglich dem Strafgefege überlaffen - 
zu bejtimmen, welche Urtbeile, Aufforderungen, Mittheilungen und 
Formen als unverträglich mit dem Rechte des Staates zu beitrafen 
find. Ebenſo kann Niemand gendthigt werben, eine Mittheilung zu 
machen, welche er hintan zu halten für gut findet. Nur in folgen: 
ben zwei Fällen finden felbftverftändliche Ausnahmen Statt: 

a) Wenn das Gefe eine Verhandlung als eine im Geheimen 
vorzunehmende bezeichnet, jo ift es auch nicht geftattet, von derſel⸗ 
ben durch die Preffe Kunde zu geben, inbem fonft ber Zweck des 


bengungsmaaßregeln anzuratben feien: fo iR zu entgegnen, daß nicht nur das 
zur Uebertwachung der Zeitfchriften angeordnete Syſtem auf bie Herausgabe ein⸗ 
zelner kleiner Bücher keine Anwendung erleiden kann; ſondern daß auch in ber 
That Flugſchriften nach ſchneller und allgemeiner Verbreitung und nach Wieder⸗ 
holung derſelben Gedanlen, alſo nach Wirkſamkeit und Gefährlichkeit, gar keinen 
Vergleich mit Zeitungen aushalten und ſomit auch eine gleiche Aufmerkſambkeit 
nicht erfordern. 

23) Ein Beiſpiel ſolchen Verbotes giebt das franzöſiſche Decret vom 17. Febr. 
1852, welches jede Erörterung über bie Brundlagen der beftchenben Staatsgewalt 
unterfagt. 
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Verbotes der Deffentlichkeit vollftändig verfehlt würde. Cine folche 
Scheimhaltung kann aber,. je nach der gefeglichen Beftimmung, eine 
bleibende oder nur eine vorübergehende fein, darnach denn auch das 
Verhalten der Preſſe. Stattfinden mag aber das Verbot z. B. bei 
gerichtlichen Verfahren, wenn ber GSittlichfeit ober des öffentlichen 
Intereſſes wegen bei gejchloffenen Thüren verhandelt wurbe; bet 
geheimen Sibungen von ſtändiſchen Verfammlungen; bei den Ber: 
bandlungen im Innern der Öffentlichen Behörden; in Betreff ber 
einzelnen Abftimmungen von Gejchworenen. 

b) Jede Zeitfgrift muß gehalten fein, eine in mäßigem Um: 
fange gehaltene Antwort einer in ihren Blättern angegriffenen 
Perſon oder Staatsbehörde alsbald nach der Einſendung, unverän- 
dert und unentgeltlich aufzunehmen. Nur auf diefe Weile nämlich 
findet Anklage und Vertheidigung dieſelben Lefer und wird einem 
Nachtheile rechtzeitig vorgebeugt; die Einrüdung in ein anderes 
Blatt würbe eher zur weitern Verbreitung des Angriffe und ba- 
mit zur Berftärkung der Nechtöverlegung und Gefahr dienen. 

ce) Endlich ift wohl nicht ohne Unbilligkeit zu verlangen, daß, 
wenn ein amtliche? Actenftüc veröffentlicht werben will, daſſelbe 
nicht verftümmelt, fondern feinem ganzen Umfange nach mitge- 
theilt werde. Durch bloße Weglaffungen kann der Sinn und der 
Zweck. eines Schriftftüces- vollftändig verfälfcht, eine wahre Ver— 
laäumdung gegen’ die Behörde begangen und ganz unbegrünbeteg 
Mißvergrügen veranlaßt werden; cine fpätere Aufdeckung der 
Täufchung würde aber keineswegs immer den Schaden wieber befei- 
figen. Die allerdings daburch zuweilen entftehende Alternative der 
gänzlichen Webergehung einer Veröffentlichung der Negierung oder 
einer umbequemen Verwendung von vielem Raume kommt nidyt in 
Betracht gegenüber von einer gemeinfchäplichen Entftellung der Ab- 
fihten und Handlungen des Staates. Daß Erörterungen über 
einzelne Theile einer Negierungsbelanntmachung und ein zu ſolchem 
Zwecke dienender Abdruck nur der betreffenden Stellen nicht unter- 
fagt fein ſoll, bedarf nicht erit der Erwähnung *%). 

24) Bekanntlich geht bag framzdfifche Geſetz in feiner Sorge für eine un: 
perfälſchte Darftelung ſtaatlicher Vorgänge fo weit, daß es eine anbere Darſtel⸗ 
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3) Unzweifelhaft kann eine Schrift, namentlich eine Zeitung, 
nicht blos durch einzelne beftimmte Aeußerungen befchwerlich und 
gefährlich fein, fondern auch, und wohl mehr noch, durch ihre ganze, 
pofitive fowohl als negative, Haltung. ‘Gegen diefe ift nun aber 
ein Vorgehen in gerichtlichem Wege unthunlich; fie kann unter Fein 
beitimmted Strafgebot gebracht werden, und fo bebeutend auch ver 
fittliche und der politiſche Schaden fyftematifcher Verjchweigungen 
oder anderer Seit? Hervorhebungen und Betonnngen, immer wie⸗ 
derholter Befprechungen derſelben Schattenfeiten ber Zuftände, res 
gelmäßigen Lobes der Gegner, ſchlauer Nachweifungen ber Unmög- 
fichfeit einer gejeglichen Abhilfe, u. dgl. fein mag: fo tft doch Feine 
juriftifche Beweisführung -eined verbotenen Inhaltes möglich. Es 
ift daher nicht eben zu verwunbern, daß namentlich folche Regie . 
rungen, welche ſich einer Schwäde in ihrer Grundlage bewußt 
find, nach einem ausreichenden Mittel gegen einen im Einzelnen fo 
wenig faßbaren Feind fuchen, und daß fie dieſes Mittel nur in ber 


lung der Situngen ber gefeßgebenben Körperfchaften unterfagt, als einen voll: 
flänbigen Wieberabdrud bes im Moniteur enthaltenen amtlichen Protocolles. Ein 
Grund zu biefer Beftimmung liegt allerdings vor in ber ganz gewöhnlichen abs 
fichtlichen Entftellung diefer Vorgänge in den Parteiblättern. Während bie Reben 
der Parteigenoſſen vollftändig (wohl felhft noch verbeffert) gegeben werben, erhalten 
die Entgegnungen don der andern Seite nur eine verflümmelte Mittheilung oder 
werben wohl ganz Übergangen. Dadurch wirb nun aber unzweifelhaft eine ſchäd⸗ 
liche Verfälſchung der Sachlage bewirkt, namentlich auch leicht ben Siegen ber 
Regierung ber Anfcheln einer Durchſetzung ohne ſachliche Gründe, gegen unbeants 
wortete Einwendungen und mittelft einer flumpfen ober böswilligen, wo nicht 
erfauften Mehrheit gegeben. Allerdings mag ein urtheilsfähiger und fleißiger 
Leſer burch eine Vergleihung mit ben eben fo nach ber andern Seite hin unehr⸗ 
lichen Darftelungen der Gegenpartei fo ziemlich. der Wahrheit nabe kommen; 
allein die Wenigften haben Zeit, Luft, Gelegenheit und Fähigkeit zu einer ſolchen 
fritifchen Ergänzung und es bleibt fomit im Ganzen ber Schaben unverbeſſert. 
Dennoch ift es zweifelhaft, ob fo weit in ber Vorforge für volle Wahrheit ges 
gangen werben kann. Nicht nur wird bie Mittheilung für bie nichtamtlichen 
Blätter durch bie Nothwendigkeit des Abwartens der amtlichen Darftellung zu 
deren großem Nachtheile verfpätet; ſondern es ift das Verlangen, baß daß ger 
fammte amtlihe Protocol in allen auch noch fo unbebeutenben Beſtandtheilen, 
3. B. vollſtändige Mittheilungen über blo8 formelle oder ganz unwichtige Geſchäfte, 
abgedrudt oder über die Sitzung vollftändiges Schweigen beobachtet werben müſſe, 
in ber That ein fehr unbilliges für Zeitungen unb Leer. Da die Möglichkeit 
vorliegt, die richtige Erzählung kennen zu lernen, fo mag bieß genügen. 
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völligen Unterdbrüdung eines feinbjeligegefinnten Blattes fin: 
ven zu koͤnnen glauben. Faſt ala eine großmüthige Rückſicht mag 
e3 ihnen dann vielleicht noch :erfcheinen, wenn fie fich die Be— 
Schränkung auferlegen, erſt nach einer mehrfältigen gerichtlichen 
Berurtheilung ober wenigftend nach wiederholter amtlicher 
Bermwarnung die Unterbrüdung außfprechen ju dürfen, ober 
wenn nicht gleich dag erftemal ein bleibendes Verbot, jondern nur 
eine vorübergehende Sufpendirung auf beftimmte Zeit erfolgt. — 
Die Wirkfamkeit des Mittel3 ift einleuchtend. Entweder thut ſchon 
die Einſchüchterung ihre Dienſte; oder es hört mit ber Unter: 
brüdung felbft die Möglichkeit einer Fortfegung der Feindſeligkeit 
auf. Allein eben deshalb ift auch nicht zu beftreiten, daß bie Prep- 
freiheit, wenigftend in einer der wichtigften Beziehungen, nämlich 
hinfichtlich der Tagesblätter, ebenfalls aufhört. Jede auch noch fo 
fehr in ven gejeßlichen Schranken fich haltende Oppofitionspreffe 
fann durch dag Syitem der Verwarnungen und Unterbrüdungen 
thatjächlih unmöglich gemacht werden. Wo alfo freie Erörterung 
ber allgemeinen Angelegenheiten ftaatZrechtlicher Grundſatz ift, und 
wo ihr Nuten im Großen uñd Ganzen höher gejtellt wirb als ihre 
nachtheilige Seite, da kann von ber Anwendung dieſes Vorbeugungs: 
mittel3 nicht die Nebe fein. Ob in Ausnahmafällen, 3. B. während 
eines Krieged, einer Empörung, eined Belagerungszuſtandes, dazu 
gegriffen werben kann und muß, ift eine befondere, an ihrem Orte 
zu beantwortenbe Frage 5). | 

4) Keinem begründeten Bedenken unterliegt dagegen die Beſtim⸗ 
mung, daß jede Drudjchrift mit dem Namen bed Oruckers und bed 
Berlegerz bezeichnet fein müffe. Die Regierung erhält dadurch die Mög: 
lichkeit, eintretenden Falles die Hilfe der Gerichte gegen Verletzungen 
der öffentlichen Rechte in Anspruch zu nehmen; als eine Unbillig— 


25) Daß, in Frankreich erfonnene, Syſtem ber Warnungen ift auch ander: 
wärts, 3. B. in Defterreih, angenommen worden. Wenn fih Wagener’s 
Staatslericon, Bd. XVI, S. 166, lebhaft dafür ausfpricht, fo ift dieß zwar be- 
greiflih, aber auch unklug, dh die von ihm vertretene ftantliche Nichtung auch 
wieber in die Oppofition fommen und dann eben fo unter biefer Auferlegung 
von Stillſchweigen leiden fann. Oder hofft etwa die Nüdfchrittäpartei auf mehr 
Großmuth und Rechtsfinn von ihren Gegnern? 
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keit aber kann es nicht bezeichnet werden, ſich zu der eigenen Hand⸗ 
(ung bekennen zu muͤſſen. Auch iſt bie Forderung bei genauer 
Aufmerkſamkeit wohl durchführbar. — Zweifelhaft iſt nur die Frage, 
ob die Verpflichtung zur oͤffentlichen Nennung nicht auch dem Schrift⸗ 
ſteller auferlegt werben ſoll und kann? Eine allgemeine und ehr- 
liche Befolgung diefer Vorſchrift würde natürlich die Handhabung 
ber Gelee ſehr erleichtern; überbieß in vielen Fällen bie bloje 
Kenntniß des Urheber einer Verdffentlihung jebe gefährliche Be⸗ 
deutung nehmen, auch dürften wohl die, häufig allerdings ganz un⸗ 
tabelhaften, Gründe für eine Verſchweigung des Namens zurücdtres 
ten müſſen gegen dad allgemeine Intereſſe: allein die Sache tft 
unausführbar. In der Negel hätte es Feine Schwierigkeit einen 
Stellvertreter zu finden, wenn der Verfaffer felbft verborgen bleiben 
wollte; namentlich bei den Mittheilungen in Zeitungen wären bie, 
ohnedem ſchon bekannten, Heraußgeber immer bereit, dad von ihnen 
Angenommene auch mit ihrem Namen zu vertreten. Es würbe alfo 
nur eine lügenhafte Umgehung bed Geſetzes ftattfinden, deren Vor: 
handenfein öffentliches Geheimnig wäre, und welche ala Wahrheit 
zu betrachten und zu behandeln des Staates unwürdig und über: ' 
bieß ganz nutzlos wäre, ' | 

. 5) Da eine Meberwachung und Durchführung der Gefehe über 
bie Preſſe unmöglich wäre, wenn Haufiren mit Trudfchriften, An⸗ 
heften derſelben auf öffentlichen Pläten, Vertheifen auf der Straße 
freiſtünde; überdieß gerade auf folche Weiſe Nechtöverlegungen und - 
Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit: am leichteften und am 
wirffamften begangen werben koͤnnten: fo find biefe Handlungen 
nur nach vorangegangener Unterfichung der zuftänbigen Recht3po- 
ligeibehörbe ‚über bie Befolgung der Gefege und über bie rechtliche 
AZuläffigkeit. des Inhalte zu geitatten. Ein Mißbrauch der Er- 
laubniß muß die Zurückziehung berfelben zur Folge haben *°). 

26) Bol. BözI in Bluntfhli’g Staatswörterbuch, Bd. VIII, ©. 241. Die 
Preßgeſetze der verichiedenen Staaten haben übereinflimmenbe Beftimmungen in diefer 
Beziehung. — Wenn Brater, a.a.D., ©. 251, dem Haufirhandel mit Büchern bag 
Wort redet ald einer Nothwendigkeit zur Verbreitung von Kenntniffen unter ber 


Maſſe des Volkes, und nur eine Ausnahme zulafien will in Betrefi mit Beſchlag 
belegter ober gerichtlich verurtheilter Schriften, fo ift wohl eine verſchiedene Mei⸗ 


Uebrigens wird auch bier, wie In ſo manchen anderen Fällen, 
eine vollftändige Hilfe von ber Nechtöpolizei nicht zu erwarten fein, 
wenn nicht auch die Strafgefeggebung zwedmäßige Beftim: 
mungen über bie begangenen Prefvergehungen enthält, unb wenn 
nicht die Gerichte dieſe Beitimmungen auf eine Träftige, feine Art 
von Abhängigkeit anerkennende Weife handhaben. Wenn alje nicht — 
um nicht außführlich zu Erörternded nur kurz zu berühren — 
auf Preßvergehen, namentlich auf bie den Staat verlegenden, 
firenge und zwar aus Gefängniß- und Geloftrafen zuſammengeſetzte 
Strafen geſetzt find; wenn nicht für den Richter ein Strafmindeftes 
beftimmt ift; wenn nicht die ganze Richtung einer Schrift oder Zei: 
tung, und nicht blos das einzelne Wort, einer rechtlichen Prüfung 
unterzogen wird, wenn enblich nicht- völlig unabhängige Richter ?7) 


nung über bie Zwedmäßigfeit bes Mittel möglich, jeden Falles aber das Verbot 
bed Haufirens felbfiverfländlih nur von Schriften der bezeichneten Art verftanden, 
- 27) O5 Geſchworene die nötigen Eigenfchaften zu Richtern in Preß⸗ 
procefien haben, ift eine große Streitfrage. Vielfach wirb bieß allerdings bejaht, 
und Marche geben fogar fo weit, Geſchworene für alle Preßproceſſe zu verlangen, 
felbft wenn das Reat nicht von der Art fei, baß es bei Anderen Handlurigen bie 
Zuftänbigfeit von Affifenböfen begründen würde; ja felbft, wenn fie Geſchworene 
bei fonftigen Vergehen nicht gutfinden. Der Grund dieſes Verlangens ift bie 
vermeintliche Unabhängigkeit ber Gefchworenen, während bei ftehenden Richtern 
Einfluß von Seiten der Regierung oder wenigſtens Stanbesvorurtheil und Buch: 
ftabenrecht gefürdtet wird. Berühmt ift in biefer Beziehung ber, fiegreich für die 
Geſchworenen, geführte Kampf Erskine's. ©. beffen Speeches on the liberty 
of the press, und May, Constitut. hist., 3b. II, S. 112 fg. Anbere finden 
jeboch .diefe Auffaffung- nicht richtig. Daß durch flehende Gerichtshöfe harte und 
ſelbſt unverantwortlicde Verurtheilungen in Preßprocefien vorgefommen find, fei 
allerdings nicht in Abrebe zu ftellen; aber eben fo wenig fei zu läugnen, daß 
anderer Seit? auch ſchon ſchandbare Freiſprechungen von Geſchworenen erfolgt 
ſeien, herbeigeführt durch Feigheit, Parteigeiſt, falſche Freiſinnigkeit. Dieß aber 
ſei leicht zu erklären. Die ſittliche Unabhängigkeit (denn nur von einer ſolchen 
fei in beiden Fällen bie Rede) könne ſowohl bei ben Richtern als bei den Ge: 
ſchworenen fehlen, wenn ſchon die Grilnde ber Veeinfluffung gegen beffere Weber: 
zeugung vetfchiedene fein mögen. Ein Mann fei deßhalb noch keineswegs furdht- 
los, gewiflenhaft und feft, weil er von einer auf eine Rechtsbeugung ausgehenden 
Regierung nicht? zu Hoffen oder zu beforgen babe; er könne recht wohl auch 
durch bag Gefchrei ber Menge eingefchüchtert ober durch Parteigenoffen bearbeitet 
fein. Keines Beweiſes aber bebürfe es, daß Nichtbeftrafung eines gemeinfchäd- 
lichen Unrechtes eben fo wohl ein Öffentliches Unglüd fei, als bie Verurtheilung 
eines Unfchuldigen. Die Frage fei fomit allein, ob die eine ober bie andere Ge: 
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bad Urtheil zu fällen haben: fo wird die Präventiv-Juſtiz fich vers 
geben abmühen den Höchft fchwierigen Auftrag allein zu erfüllen. 


fahr wahrfcheinlicher und welcher Eingriff ſchädlicher fei? Hier könne denn nun 
aber auch ein aufrichtiger Anhänger flaatsbürgerlicher Freiheit durchſchnittlich eine 
größere Sicherheit für Aufrechterhaltung ber Rechtsordnung von ſtehenden unb 
rechtöfundigen Richtern, als von Gelchworenen erwarten. — Es ift wohl ein- 
leuchtend, daß die Frage durch Abwägen ber größeren Wahrfcheinlichfeit einer 
feigen Nachgiebigfeit oder fanatifchen Rachſucht auf ber einen ober auf der an» 
beren Seite nicht entfchieben werben Tann, weil ſolche Einflüffe je nad; den alls 
gemeinen flaatlihen Zuftänden bald mehr auf beftänbige Nichter balb ſtärker auf 
Geſchworene ſich ‚geltend machen Fönnen, dag Geſetß aber ein bauernbes und in 
allen Zeitfirdömungen gleiches fein muß.. Deßhalb muß benn auf bie allgemeine 
Abſicht bei der Beſtellung von Geſchworenen zurüdgegangen und unterfucht wers 
den, ob bdiefelbe auch bei Preßprocefien zutrifft oder nicht. Iſt nun diefe Abficht 
feine andere als bie, .bei ber Entjcheibung von Rechtsfragen nicht bloß der tech: 
nifchen und Teicht 6108 formalen Anſchauung und Auslegung Einfluß zu gewäh⸗ 
ren, fonbern auch ber Stimme des allgemeinen Volksbewußtſeins über bie im 
einzelnen Falle wirklih vorhandene Schuld ein Gewicht zu verleihen: fo trifft 
diefer Grund bei allen politiſchen Anflagen, zu welchen bie Prefprocelie doch vor: 
zugsweiſe gehören, vollftändig zu. Wenn man alfo in einem Lande bie unläug- 
bare Gefahr einer nicht gerechtfertigten Einwirkung augenblidliher populärer Vor⸗ 
urtbeile und Stimmungen überhaupt nicht achtet, der Vortheile bes frifcheren 
Zuges in der Rechtſprechung willen: fo Tann und muß man aud bier den Muth 
dazu haben; und zwar um fo mehr, als gerade in politifchen und focialen Tingen 
Beftrafungen und Freilpregungen nur dann eine fittliche Wirkung, alfo nur dann 
einen Werth haben, wenn fie deren allgemeinem Bewußtſein nicht widerfprechen. 
Die Folgen einer Verwendung von Gelchworenen werden nit immer angenehm 
fein, namentlid für die Regierenden; allein im. großen Ganzen ift die Einrich⸗ 
tung nüglih. Auch kommt dabei fehr in Betracht, daß eine gerade in Betreff 
von Preßprocefien toder überhaupt für politifche Vergehen) gemachte Ausnahme 
von ber Veiziehung von Gefchworenen ein entſchiedenes Mißtrauen in bie betreffen: 
den Richterſprüche und vielleicht eine bedenkliche Erbitterung hervorrufen würde. 
Aus diefen nämlihen Gründen ergiebt fi) aber felbftrebend auch die Forderung, 
daß eine Ausdehnung der Zuftänbigfeit von Gefchworenen in Preßfachen über 
dad Allgemeine Maaß hinaus, welches die Gefeßgebung für zweckmäßig erachtet, 
nicht zuläffig ift, und daß alfo Preßvergeben, auf. welche nur eine geringfügige 
Strafe gefeßt ift, über beren Zuerfennung nad allgemeinen Grunbfägen fein 
Sprud von Geſchworenen eingeholt wird, nicht ausnahmsweiſe ihnen unterftellt 
werben dürfen. If e8 richtig, bie Verlebungen ber Geſetze über Gedankenäuße⸗ 
rung zu behandeln wie alle übrigen Gefeßesübertretungen, fo muß «3 au in 
allen Beziehungen bei dem Orundfage bleiben. — Cine wefentlih anbere Aufs 
faffung von der ganzen Frage mat Stahl, Stantölehre, ©. 513 fg., geltend. 
Ihm iſt Preßgeriht mit Geſchworenen ber Schlußftein bes parlamentarifchen 
Principes, nämlich der völligen Selbftregierumg ber Nation mit Zurüdbrängung 
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Mebrigend wird auch hier, wie in ſo manchen anderen Fällen, 
eine -vollftändige Hilfe von der Nechtöpolizei nicht zu erwarten fein, 
wenn nicht auch die Strafgefeggebung zweckmäßige Beftim- 
mungen über die begangenen Preßvergehungen enthält, und wenn 
nicht die Gerichte dieſe Beftimmungen auf eine Fräftige, feine Art 
von Abhängigkeit anerkennende Weile handhaben. Wenn alje nit — 
um nicht ausführlich zu Erörternde® nur kurz zu berühren — 
auf Prefvergehen, namentlich auf bie den Staat verlegenden, 
ftrenge und zwar au? Gefängniß: und Geldſtrafen zuſammengeſetzte 
Strafen gefebt find; wenn nicht für den Richter ein Strafmindeftes 
beftimmt ift; wenn nicht die ganze Richtung einer Schrift ober Zei- 
tung, und nicht blos das einzelne Wort, einer rechtlichen Prüfung 
unterzogen wird, wenn endlich nicht- völlig unabhängige Richter ?7) 


nung über bie Zweckmäßigkeit de Mittels möglich, jeden Falles aber das Verbot 
bes Haufirens felbfiverftändlih nur von Schriften der bezeichneten Art verſtanden. 
— 27) Ob Geſchworene bie nöthigen Eigenfchaften zu Richtern in Preß⸗ 
procefien haben, ift eine große Streitfrage. Vielfach wird bieß allerdings bejaht, 
und Manche geben fogar fo weit, Geſchworene für alle Prebprocefie zu verlangen, 
felbft wenn das Meat nicht von ber Art fei, daß es bei anderen Handlungen bie 
Zuftändigfeit von Affifenböfen begründen würde ; ja felbft, wenn fie Gejchworene 
bei fonftigen Vergehen nicht gutfinden. Der Grund dieſes Verlangens ift bie 
vermeintliche Unabhängigkeit der Gefchworenen, während bei ftehenden Richtern 
Einfluß von Seiten ber Regierung ober wenigftens Standesporurtheil und Buch: 
ftabenrecht gefürdtet wird. Berühmt ift in diefer Beziehung ber, fiegreich für die 
Geſchworenen, geführte Kampf Erskine's. ©. beffen Speeches on the liberty 
of the press, und May, Constitut. hist., ®d. II, ©. 112 fg. Andere finden 
jedoch .diefe Auffaflung. nicht richtig. Daß durch flehende Gerichtöhöfe harte und 
felbft unverantwortliche Verurtheilungen in Preßprocefien vorgefommen find, fei 
allerdings nicht in Abrebe zu ftellen; aber eben fo wenig fei zu Täugnen, daß 
anderer Seit? auch ſchon fehandbare Freiſprechungen von Geſchworenen erfolgt 
ſeien, herbeigeführt durch Feigheit, Parteigeift, falfche Freiſinnigkeit. Dieß aber 
fei Teicht zu erklären. Die fittliche Unabhängigkeit (denn nur von einer ſolchen 
ſei in beiden Fällen bie Rede) könne ſowohl bei den Richtern als bei ben Ge: 
ſchworenen fehlen, wen ſchon bie Gründe der Beeinfluſſung gegen beffere Weber: 
zeugung vetfchiedene fein mögen. Ein Dann fei dephalb noch keineswegs furdt: 
los, gewiſſenhaft und feft, weil er von einer auf eine Nechtsbeugung ausgehenden 
Regierung nicht? zu hoffen ober zu beforgen babe; er könne recht wohl auch 
durch das Gefchrei der Menge eingeſchüchtert ober durch Parteigenoffen bearbeitet 
fein. Keine Beweiſes aber bebürfe es, daß Nichtbeftrafung eines gemeinfchäb- 
lichen Unrechtes eben fo wohl ein Öffentliches Unglüd fei, als bie Verurtheilung 
eines Unſchuldigen. Die, Frage fei fomit allein, ob die eine ober bie andere Ge: 
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das Urtheil zu fällen haben: fo. wird bie Präventiv-Yuftiz ſich vers 
geben? abmühen den hoͤchſt fchwierigen Auftrag allein zu erfüllen, 


fahr wahrfcheinlicher und welcher Eingriff ſchädlicher ei? Hier könne denn nun 
aber auch ein aufrichtiger Anhänger flaatsbürgerlicher Freiheit durchſchnittlich eine 
größere Sicherheit für Aufrechterhaltung ber Rechtsordnung von fiehenben unb 
rechtskundigen Richtern, als von Gefchworenen erwarten. — Es ift wohl ein- 
leuchtend, daß bie Frage durch Abwägen ber größeren Wahrfcheinlichfeit einer 
feigen Nachgiebigfeit oder fanatifchen Rachſucht auf ber einen oder auf ber ans 
deren Seite nicht entfchieben werben Tann, weil ſolche Einflüffe je nad; ben alls 
gemeinen flaatlihen Zufländen balb mehr auf beftändige Richter bald ſtärker auf 
Geſchworene ſich ‚geltend machen Finnen, das Gefeß aber ein dauerndes und in 
allen Zeitfirömungen gleiches fein muß.. Dephalb muß denn auf bie allgemeine 
Abficht bei ber Beſtellung von Geſchworenen zurüdgegangen und unterfucht wer: 
den, ob dieſelbe auch bei Preßprocefien zutrifft oder nicht. Iſt nun diefe Abſicht 
feine andere als bie, ‚bei ber Entſcheidung von Nechtöfragen nicht blos der tech: 
nifchen und Teicht 6108 formalen Anſchauung und Auslegung Einfluß zu gewäh: 
ren, fonbern auch ber Stimme des allgemeinen Volksbewußtſeins über bie im 
einzelnen Falle wirklich vorhandene Schuld ein Gewicht zu verleihen: jo trifft 
diefer Grund bei allen politifchen Anklagen, zu welchen bie Pregpeoce doch vor: 
zugsweife gehören, vollftändig zu. Wenn man alfo in einem Lande bie unläug- 
bare Gefahr einer nicht gerechtfertigten Einwirkung augenblidlicher populärer Vor⸗ 
urtheile und Stimmungen überhaupt nicht achtet, ber Vortheile bes friſcheren 
Zuges in ber Rechtſprechung willen: fo kann und muß man aud bier ben Muth 
dazu haben; und zwar um fo mehr, ald gerade in politifchen und focialen Tingen 
Beftrafungen und Freiſprechungen nur bann eine fittliche Wirkung, alfo nur dann 
einen Werth haben, wenn fie beren allgemeinem Bewußtſein nicht wiberiprechen. 
Die Folgen einer Verwendung von Gefchiworenen werben nicht immer angenehm 
‚fein, namentlich für die Negierenden; allein im. großen Ganzen ift die Einrich⸗ 
tung nüglih. Auch kommt babei fehr in Betracht, daß eine gerade in Betreff 
von Preßprocefien foder überhaupt für politifche Vergeben) gemachte Ausnahme 
von der Beiziehung von Geſchworenen ein entfchiebenes Mißtrauen in bie betreffen: 
den Richterfprüche und vielleicht eine bedenkliche Erbitterung hervorrufen würde. 
Aus biefen nämlichen Gründen ergiebt fi) aber felbftrebenb auch bie Forderung, 
daß eine Ausdehnung der Zuftändigkeit von Gefchworenen in Preßfachen über 
bas Allgemeine Maaß hinaus, welches bie Geſetzgebung für zwedmäßig erachtet, 
nicht zuläffig ift, und daß alfo Preßvergehen, auf weldye nur eine geringfügige 
Strafe geſetzt ift, über deren Zuerfennung nach allgemeinen Grunbfägen kein 
Sprud von Geſchworenen eingeholt wird, nicht ausnahmsweiſe ihnen unterftellt 
werben dürfen. Iſt e8 richtig, bie Verlegungen ber Geſetze über Gedankenäuße⸗ 
rung zu behandeln wie alle übrigen Gefeßegübertretungen, fo muß es auch in 
allen Beziehungen bei dein Grunbfage bleiben. — Eine wefentlih andere Auf: 
faffung von der ganzen Frage macht Stahl, Staatslehre, S. 513 fg., geltend. 
Ihm ift Preßgeriht mit Gefchworenen ber Sclußftein des parlamentarifchen 
Principed, nämlich der völligen Selbftregierung der Nation mit Zuridbrängung 
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$. 14. 
6) Vorficht in Beziehung anf bie Kirchen, 

Allerdings follte der Staat von religioͤſen Vereinen für feine 
Rechte nicht? zu beforgen haben. Allein die Gefchichte lehrt, daß 
die Beeinträchtigung der Seldftftändigfeit der weltlichen Herrſchaft 
durch pfäffiſche Herrſchſucht oder Unduldſamkeit eine der bäufigiten 
Urſachen bitterer und langmwieriger Streitigkeiten, nicht jelten großer 
Gefahren für den Staat war. Und zwar tft Teine Zeit ganz ficher 
bavor. Selbſt wenn zumeilen ein Gefchlecht dem Kirchlichen und 
wohl dem Religidfen weniger zugewendet ift, baburch aber allerdings 
bie Wahrfcheinfichteit größerer von dieſer Seite drohender Gefahren 
fich vermindert: fo Können doch auch dann über einzelne und unter- 
geordnete Gegenftände fehr unangenehme Berührungen entftehen. 
Hauptfächlich aber ift zu bebenfen, daß erfahrungsgemäß eine ganz 
erlofchen ſcheinende Kirchlichkeit fich wieder beleben und etwaigen 
Angriffen auf die Staatsrechte zahlreiche und blinbeifrige Anhänger 
zuführen kann. | 

Zur Verhütung und Abwehr folder Unterfuchungen von Seite 
der Kirche ift zwar die Einhaltung aller dem Staate gegen fie ob: 
liegenden Pflichten ein hauptjächliches Mittel, indem dadurch Auf: 
reizungen und, in Folge diefer, ungebührliche Forderungen verntie: 
ben werben 1). Natürlich genügt dieß aber nicht allein; es kann 
ja ber Angriff von der Kirche auch ganz unveranlaßt ausgehen. 
zur ſolche Zälle aber mögen denn nachftehenbe Maaßregeln zur 
Vertheidigung des Staates geeignet ſein: 

1) Vorſicht bei der Anerkennung neuer Kirchen. Daß 
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der königlichen Gewalt, ſomit unvereinbar mit der Stellung des Königthums in 
Deutſchland. Unzweifelhaft iſt dieſe Auffaſſung des Zweckes und der Wirkung 
des Geſchworenengerichtes eine einſeitige, alſo falſche; richtig aber iſt allerdings, 
daß es bei der Verwendung von Geſchworenen einer Regierung wenigſtens auf 
die Dauer nicht möglich iſt, Anſichten über den Staat als Verbrechen zu erklären, 
welche das allgemeine Bewußtſein nicht dafür hält. Allein hieraus folgt nur, 
daß Regierung und Boll in ihren Anſchauungen und Richtungen auseinander 
gehen, und daß die Regierung eindringlich aufgefordert iſt, die Richtigkeit und 
Durchführbarkeit ihrer Stellung wohl zu prüfen. 

1) Ueber die Pflichten des Staates gegen bie Kirche, fiehe meine Polizei: 
Wiſſenſchaft, Ste Aufl, Ob. I, $. 100 fg. 
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im Rechtsſtaate jeder Bürger feiner veligiäfen Weberzeugung folgen, 
fomit ungehindert auß feiner bißherigen Kirche außtreten und mit 
anderen Gleichgefinnten eine neue Gefellfchaft zu gemeinfamer Got⸗ 
tesverehrung bilden darf, unterliegt allerbingd Teinem Zweifel. Al⸗ 
fein nicht nur iſt der Staat feiner Seit? nicht ſchuldig, jeben ſich 
auf ſolche Weife neu bildenden Tirchlichen Verein auch alsbald als 
eine Körperfchaft anzuerkennen und fich mit ihm im eine organifche 
Berbindung zu ſetzen ?); fondern er hat weder dad Recht noch bie 
Pflicht, die Bildung einer neuen Kicche zu bulben, beren Grund: 
ſaͤtze mit feiner Verfaffung und feinen Geſetzen unvereinbar wären. 
Der Umftand, daß eine Anzahl von Bürgern gemeinſchaftlich den 
Gehorſam auffünbigt, tft fo wenig ein Grund zur Bewilligung 
einer folchen geſetzwidrigen Stellung, daß. vielmehr der Staat zu 
um fo fräftigeren Maaßregeln veranlaßt if. Wenn es fich ſomit 
davon handelt, eine biäher noch nicht anerkannte Kirche, als folche, 
dem gejellichaftlichen Organismus einzuverleiben und bie Rechtsver⸗ 
hältniffe zu ihr zu ordnen, fo hat er ihre Lehrfäte Hinfichtlich ber 
Stellung zum weltlichen Gefeße genau zu prüfen und, wenn er auf 
Miderfprüche ftößt, die Anerfennung nur unter der Bebingung 
bleibender und gänzlicher Aufgebung folcher Säte zu bewilligen. 
Beharren die Mitglieder de neuen Vereines auf ihren ſtaatswidri⸗ 
gen Lehren, fo thun fic e8 auf ihre Gefahr, fobald fte denfelben 
Wirkung im äußern Leben geben. 

2) Das Recht des placitum regium, d. h. die Befug- 
niß des Staates, Öffentliche Bekanntmachungen der Kirchen zu un⸗ 
terjagen, wenn Inhalt oder Form derjelben die Nechte der bürger: 
lichen Geſellſchaft oder einzelner ihrer Mitglieder zu verlegen droht. 
Zu dem Ende ift jede Ausſchreiben der Firchlichen. Oberbehörden 
erft einer dazu beftimmten Staatäftelle zur Unterfuhung und Bil 
figung vorzulegen. Natürlich darf der Staat nicht willfürlich ge- 
ftatten oder verbieten, ſondern hat fich ftrenge dabei auf der Kinie 
ber Selbftvertheibigung zu halten. Vor Allem geht ihn das eigent- 
lich Dogmatiſche, den einzigen Fall einer mit den Staatsrechten 


2) Dal. Rotted im Staatslericon, Bd. IX, ©. 808. 
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unverträglichen Lehre abgerechnet, nichtd an, ſeien die von ber Kir- 
chenbehoͤrde aufgeftellten Säbe auch noch fo widerſinnig. Daffelbe 
gilt von der Liturgie. Sodann unterliegt es Teinem Zweifel, daß 
ein in den Grundlehren einer Kirche enihaltener Sat und feine 
richtigen Folgerungen, alfo ſolche Kehren, welche ſchon beftanden als 
die Kirche (natürlich ‚mit ihrem ganzen Dogma) vom Staate auf: 
genommen ober anerfannt wurde, durch ein Verbot bed Staates 
nicht mehr berührt werden können, auch. wenn fich |päter eine nach: 
theilige Wirkung berjelben zeigen ſollte. Hier kann nur eine Un- 
terhandlung mit der Kirche um Aufgebung des ſchädlichen Grunb- 
ſatzes auf eine rechtliche Weile zum Ziele führen. Ebenſo kann 
- auch bei neuen Kirchenfagungen der Staat die einmal gegebene 
Bekanntmachungs-Erlaubniß jpäter nicht nach Willfür wieder zu- 
rüdnehmen. Die VBerorbnungen der Kirchengewalt erhalten ihre 
äußere ‚Gültigkeit allerdingd nur durch die Billigung des Staates; 
allein die einmal gültig gewordenen kann der Staat ohne Rechts— 
verlegung nicht wieder aufheben. Das ganze Verhältnig ift als ein 
zwiſchen Staat und Kirche geichlofjerter Vertrag zu achten ®). 

3) Das Recht gewiffe Perfonen von der Ernennung zu 
beftimmten (im der Regel den höchften) Kirhenämtern 
auszuſchließen. Allerdings ift es Sache der Kirche ihre Vor: 
jteher und Lehrer auf die in ihrer Verfaſſung vorgefehene Weiſe 


3) Wenn Rotted, Vernunftrecht, Bd. II, ©. 350, gegen bag placitum 
regium deßhalb Bedenken bat, weil e8 eine Art von Genfur fei, fo ift dieß zwar 
folgerecht von ihm; wer bagegen fein Mech t anerkennt, Gefeßwibriges zu fagen 
und zu fchreiben, Tann dem Staat dad Recht ber Selbftvertheibigung nicht be: 
zweifeln. Daß aber die vom Staate nicht erlaubten Ausfchreiben der Kirche, 
wenigſtens geſchichtlich, der äffentlichen Beurtheilung übergeben werben müſſen, 
it in ſich widerfpredend und Tann nur Auf der unhaltbaren Anficht beruhen, 
daß bie Staatögewalt auch bei ber geletlichften Ausübung ihrer Befugniffe unter 
der Oberaufficht ber fog. öffentlihen Meinung bed Augenblides auf eine rechts⸗ 
verbindliche Weife jtehe. — In grellen Widerfpruche mit diefer Scheu Unfug zu 
- verhindern ſteht die von demfelben Schriftfteller (a. a. D. unb im Staatslericon, 
Bd. IX, ©. 307 fg.) für den Staat in Anfpruch genommene Befugniß, feine 
bereit3 ertbeilte Genehmigung einer Firchlichen Ordnung wieder nach Belieben 
zurüdzunehmen, ja felbft folhe den Glauben und das Gewiſſen nicht berührende 
Einrichtungen, welche er ſchon mit der erften Anerkennung ber Kirche überfommen, 
geradezu ſelbſt für ungültig zu erflären. So 3. B. den Gölibat, u. |. w. 
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felbft zu ernennen. Dennoch läßt fich dieſes Necht der fogenannten 
Exclusiva wohl rechtfertigen. Der zu Grunde liegende Gedanke 
iſt naͤmlich, daß die Kirche auch ohne einen beftimmten Mann in 
einem beftimmten Amte beftehen unb wirken koͤnne, wie biöher, 
während dieſer Mann gerade dieſes Amt zur Erregung von ver: 
drießlichen Streitigkeiten zwilchen Staat und Kirche wahrfcheinlicher- 
weife mißbrauchen würde. Auch kommt noch in Betracht, daß we⸗ 
nigftens „einzelne Kirchen die Unentfernbarkeit ihrer bereit? im Amte 
befindlichen Priefter mit fo ftarfen Schranken umgeben haben, daß 
ver Staat eine Sclöftvertheibigung nur dur Verhinderung bes 
Amtsantrittes feinblich Gefinnter zu führen vermag. Daß die Zahl 
der auf folhe Weiſe einer Einwirkung de Staated außgefchten 
Stellen nur ganz gering ift und nur ſolche umfaſſen darf, von 
welchen ein bebeutender Mißbrauch zu erwarten ift, verftcht fich 
von ſelbſt. 

4) Ein die fänmtlichen Kicchen unb ihre ganze Außere Er- 
ſcheinung umfaſſendes Oberaufſichtsrecht. Dem Staate muß 
ein ſolches Recht über alle Individuen und moralifche Perſonen 
innerhalb des Bereiches feiner Nechte und Gejete zuſtehen. Das⸗ 
jelbe begreift wejentlich die Befugniß in ſich, durch Abforberung 
von Berichten oder durch eigen? Beauftragte ſich Nachricht über 
jeden dem öffentlichen Rechte angehörigen Gegenftand zu verfchaffen. 
Eine Weigerung müßfe Ungehorfams : Strafen zur Folge haben. 
Am zwecmäßigiten wird ber Staat dieſes fein Auffichtörecht auf 
bie Kirche einer eigenen Behörde übergeben, und wenn derſelben, 
wie das Beſte ift, Feine Firchliche Funktionen übertragen werben, 
jo hindert nichts, daß eine und biefelde Stelle alle im Staate 
befindlichen Kirchen überwache. Auch ift alsdann ein Bekenntniß 
der Mitglieder dieſer Behörde zu einer beftimmten Kirche keineswe⸗ 
ges nothwendig. 

5) Beſchränkung bed Kirchenvermögens auf ein 
unſchädliches Maaß und auf unfchäbliche Gegenftände. Nicht nur 
nämlich ift der Firchliche Befit von Tiegenden ‚Gründen in vielen 
Fallen mit der Vermehrung der Vollkszahl und der Herftellung 
einer richtigen Vertheilung des Bodens unvereinbar ; ſondern es 
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Es find jedoch allerdings verfchiedene Arten und Abftufungen 
einer gemeinfamen Auflehnung in Betreff des dagegen einzuhalten: 
den Verfahrens wohl zu unterſcheiden, damit nicht etwa das Geſetz 
der Verhältnigmäßigfeit der Mittel mißachtet, überdieß durch ungerecht: 
fertigte Handlungen der Behörden neuer Zündftoff gegeben und Art 
wie Größe ber Gefahr gefteigert werde. Verſchieden ihrem Wefen 
und ihrer Bebentuhg nach find aber: Auflauf; Aufruhr ober 
Aufſtand; Empörung ?). 

Der geringfte Grab eines gemeinfchaftfichen ordnungswidrigen 
Verhaltens Mehrerer iſt ein Auflauf, d. h. eine Zuſammenrottung 
vieler über ein beſtimmtes Ereigniß mißvergnügter Menſchen. Ein 
ſolches Verhalten tft denn allerdings an und für ſich noch feine 


Ti die Staatögewalt felbft zu der Einficht, daß ein durch ihr Verhalten veran: 
laßter Widerftand ein begründeter fei, jo unterläßt fie natürlich jebe Befämpfung 
und beeilt fi) ben verlangten berechtigten Zuſtand berzuftellen, und der ganze im 
Borliegenben vorausgefegte Fall tritt gar nicht ein. Iſt fie aber, wie dieß freilich 
gewöhnlich der Fall fein wird, der Meberzeugung, daß fie im Rechte fei, die Wider: 
felichen aber Unbefugtes verlangen und Verbrecherifches beginnen, fo läßt fie ſich 
durch bie entgegengefegten Anfichten ber Gegner nit von ber Ergreifung ber 
entfprechenden Maaßregel abhalten, und bie frage ift dann gerade, welches bie 
richtigen Mittel fein. Es kann fein, daß durch ſolches Handeln dem erften Un: 
rechte neues und vielleicht noch größeres beigefügt wird; allein bierüber zu ent: 
ſcheiden, iR nicht Sache der Wiffenfchaft ber Präventiv-Juſtiz. Diefe bat nur 
bie Grunbfäße anzuge e zu handeln it, wenn bie Staatögewalt glaubt, 
ihre bedrohte Stellung MENEH zu vertheibigen. Ob bem wirklich fo iſt, ober 
nicht, Haben andere Factoren des Staatslebens zu entſcheiden nad Grundſätzen, 
welche für fie manfgebenb find. Es giebt unzweifelhaft gerechte und ungerechte 
Kriege; bie Strategie ftellt aber einfach bie Regeln für die Kriegführung auf und 
überläßt dad Urtheil, wenn ein Krieg ungerecht wäre, dem Staatds und dem 
Volkerrechte. 

2) Ich habe mir bei dem fo ſehr ſchwankenden Sprachgebrauche der Straf: 
rechtslehrer (f. hierüber Wächter, Lehrbuch d. Strafrechtes, Bd. II, ©. 61 fg.) 
und bei der gewöhnlich von ihnen nicht vermiedenen Verwirrung in diefer Materie 
erlaubt, bie drei in Beziehung auf firafrechtliches Meat und auf rechtöpolizeiliche 
Wichtigkeit und Gefährlichkeit fo ſehr verfchiebenen Gattungen von äffentlichen 
Zufammenrottungen nach meinem Gutdünken mit ben bereit3 gebräuchlichen allein 
verfchieden angewendeten Worten: Auflauf, Aufftand oder Aufruhr und Empö— 
rung zu bezeichnen. Möglich, daß pofitive Befehe biefe Worte anders anmenben ; 
bier handelt e8 fi nur von einer genauen Unterfcheibung thatfächlich verfchieden: 
artiger und daher auch in verfchiebener Weife zu verhindernder Handlungen, nicht 
von ber Anwendung eined Strafgeſetzes auf einen beflimmten Fall. 
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ungefetliche Handlung ; allein leicht kann es bei höherer Steigerung 
in eine folche übergeben, und jeben alles leiden ſchon durch das 
bloſe Daſein Tärmender Haufen manche Intereſſen, namentlich der 
‚Sewerbenven:°). Dieß genügt volllommen für Recht und Pflicht, 
dergleihen wo möglich ganz zu verhindern, ober wenigftend fo 
ſchnell als möglich wieder zu unterbrüden, ehe rechtöverleßenbe 
Handlungen, namentlich Mikachtung des obrigkeitlichen Anſehens, 
Verlegungen von Perfonen oder Sachen u. f. w. vorfallen. Im 
Uebrigen kann ſowohl die Verahlafjung als die Ausdehnung und 
bie innere Stärfe-der Aufregung, endlich der Zweck ſehr verjchieden 
fen. — Beranlaffung kann entweder eine die Menge, mit Necht 
oder Unrecht, empörende Handlung eines Brivatmannes geben, ober 
aber, und gewöhnlicher, ift e8 ein Verfahren von Seiten einer äffent- 
lichen Behörde oder ein Zuftand, welcher dem’ Staate als Folge 
feiner Handlungsweiſe Schuld gegeben wird. — Die Ausdehnung 
‚einer Jolchen Aufregung ift verjchieben, je nachdem dieſelbe rein oͤrt⸗ 
ich ift, wo fie denn in irgend größeren Gemeinden nicht einmal 
bie ganze Einwohnerſchaft, jondern nur bie Zuſchauer eines. beftimm- 
ten Borfalled und die nächiten Anwohner umfaßt, oder fie fich Über 
eine ganze Gemeinde ausdehnt. — Verſchieden endlich Tann bei 
Grad der Entrüftung und ber Zwed des. zufammengerotteten Menge 
fein, jomit natürlich auch die aechtliche Bede und die materielle 
Gefährlichkeit de3 Borganged. Die verfütiee Menge mag nur 
mit Worten ihr Mißfallen ausdruͤcken, Befehlen ber - gefetzlichen Bes 
hoͤrden paſſiven Widerftand entgegenjeßen, oder an bieje in unge⸗ 
wohnter unb ungeeigneter Weiſe eine Yorberung ftellen; es Tann 
aber auch zu Thätlichfeiten gegen Perfonen und Eigenthum gejchrit- 
ten, .Selbfthilfe geübt, die Vollziehung öffentlicher Ginrichtungen 
gehindert werben. In ben gelinderen Fällen befteht alſo zunächft 
nur eine Störung ber Öffentlichen Ruhe und Orbnung und eine 
ungeeignete, von einer feiten Behfßve nicht anzunchmende Art- 
Bitten und Befchwerden vorzubringen; bei den Ausbrüchen geftei- 
gerterer Leidenjchaft mögeh auch unmittelbare ſchwere Vergewalti⸗ 

3) Unter dieſe gehören freilich die Schenkwirthe nicht; weßhalb dieſelben io 


haufig an ber Spige der Unzufriedenen find. 
v. Mopt, Rechts: Polizei. 3. Auflage. 12 
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gungen und Verbrechen begangen werben. Immer aber liegt_bie 
Gefahr vor, daß ein bereit? bis zu einer lauten Unordnung aufge 
regter Menfchenhaufen von einzelnen Boͤswilligen, Ueberjpannten 
oder MNoh-Leichtfinnigen weiter gebracht werten kann, als zu=, 
nächit in feiner eigenen Abficht liegt und felbjt irgendwie mit ber 
erften Urfache der Aufregung zufammenhängt; ferner, daß Menfchen 
aus der Hefe des Pöbeld und gewerbmäßige Verbrecher, von ber 
lärmenden Menge verdeckt, auf eigne Hand Nechtöverlegungen be⸗ 
gehen, vielleicht gegen Perjonen, welche bei dem ganzen Vorfalle 
(ediglich nicht betheiligt find. Bedenklicher nach allen Seiten hin 
wird der Zuftand. durch längere Dauer oder durch wiederholten 
Ausbruch des Auflaufes. 

Eine noch weit bebeutendere Erjcheinung ift ein Aufftand, 
d. 5. wenn eine größere Menge einer ftaatlichen Anordnung offe- 
nen Widerſtand entgegenftelt, fi zu dem Ende bewaffnet zufam- 
menſchaart und durch unmittelbare Drohungen oder auch wirkliche 
Anwendung von Gewalt feine Zwecke durchzuſetzen fucht. Findet 
num gleich hier noch Fein Auflündigen des Unterthanen - Verbandez 
ftatt, fondern ftellt fich dag Ganze immer noch als ein augenblick— 
liches Erzeugniß der Leidenſchaft und als ein Widerſtreben gegen 
eine beſtimmte einzelne Seite ber ftaatlihen Zuftände dar, fo liegt 
doch eine ſchwere Stägung her geſetzlichen Orbnung und eine große 
Gefahr für das gangerWeftehen des Staates vor. Nicht nur wer- 
den höchſt wahrfcheinlich Privatrechte und einzelne Nechte des Staa⸗ 
tes und feiner Organe tief verleßt, fondern jedenfalls find die An- 
orbnungen und Befehle der Behörden verfannt, und wirb dem Ge: 
ſetze gewaltſamer Wiberftand entgegengefeßt. Wenn die bebrohte 
Obrigkeit ihre Rechte mit den ihr zu Gebot ftehenden Gcwaltmitteln 
zu vertheidigen fucht, jo entjteht im Zweifel Blutvergießen; hat fie 
zu jolchem Verfahren entweder nicht bie Entjchloffenheit oder nicht 
die Mittel, jo ift ber Staat Am Innerſten ſeines Weſens und in 
ſeinen Lebensbedingungen geſchädigt. Davon nicht zu reden, daß 
die mittelbaren Nachtheile einer Ordnußoſtorung natürlich auch 
bier fühlbar find und ſelbſt in ſehr erhöhtem Grabe. Die Aus— 
dehnung eines Aufftandes kann jehr verjchieden fein, möglicherweije 
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ganze Landſtriche umfaſſen; ebenfo ift die Dauer keineswegs nur 
auf eine vorübergehende Bewegung beſchränkt. Bei wirklich ent: 
branntem Kampfe und bei längerer Fortfegung des Aufruhrs treten 
wohl thatjächliche Führer auf, ohne daß jedoch von ber Bildung 
einer eigentlichen Negierung die Nede wäre. 

Am beveutendften entlich und dag Dafein des Staates in feiner 
jeßigen gejeßlichen Form unmittelbar gefährdend ift eine fürmliche 
Empörung gegen bie Staatögewalt. Hier wird dem Staats⸗ 
oberhaupte und feinen gefeglichen Organen aller und jeder Gchorfam 
verjagt, vielleicht förmlich aufgefiindigt. Die empärte Menge rüftet 
ſich zum Widerftande gegen die Staat3behörben und die von ihnen 
ausgeſendete gewaffnete Macht; es werben eigene Behörden ernannt, 
zuerſt wohl nur vorläufige, mit ver Zeit aber beſſer organifirte 
und zur Leitung aller öffentlichen Angelegenheiten beftimmte; bie 
Beamten ded Staates werben entfernt, infoferne fie fih nicht an- 
MHließen; endlich wird entweder eine Trennung von dem übrigen 
ruhig und gehorfam bleibenden Lande oder eine Entſetzung de 
StaatZoberhäuptes außgefprodhen, wohl die. Verbindung mit ber 
frühen Regierung und Gehorfam gegen fte al3 Hochverrath erklärt. 
Richt nur kann diefes Alles ohne zahllofe Verlegungen von Rechten 
Einzelner ober des Staates unmöglich vor ſich gehen; jontern es 
it der Staat in feinem Innerſten erjchüttert nd nur eine fchnelle 
und gänzliche Beſiegung der Aufrührer Kann die Gefahr entfernen. 
Bon geringem Unterfchiebe tft dabei, ob bie Auflehnung unbedingt 
und an? entjchieben allgemeinem Widerwillen dem Staate und feiner 
igigen Regierung und Verfaſſung weiter zu gehorchen entftanben 
ift; oder.ob nur einzelne beftimmte Handlungen ober Unterlaffungen 
von Seiten der Stantögewalt diefen Zuftand herbeiführten, deren 
Abänderung aber von den Aufrührern als Bedingung einer frei 
willigen Unterwerfung erklärt wird. Letzteres ſcheint, und ift viel⸗ 
leicht auch manchmal wirklich, eine mildere Form der Empörung 
und kann die Hoffnung zu einer Ausgleichung lafjen: allein nichts 
befto weniger ift auch hier das Dafein des Staates in feiner weſent⸗ 
fihen Grundlage gefährbet. Bei fortgejegtem Widerftanbe von feiner 
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Seite kann er beſiegt werben und dann in feinem bisherigen Be— 
-ftande und Rechte ganz zu Grunde. gehen. Läßt er ſich dagegen 
bie Forderungen der Empödrer abtroßen, jo tft die ganze ungeheure 
Geſetzesverletzung und die, vielleicht höchſt vielfältige und ſchreiende, 
bei der Gelegenheit begangene Vergewaltigung Einzelner ſtraflos und 
fogar mit Nugen begangen worden, was allen Begriffen bes Rechtes 
und des Staates widerfpricht. ‚ Weberbieß ift der Vorgang, welcher 
die Schwäche oder die Unfähigkeit der Regierung und die Möglich: 
feit, fie durch ungefegliche Gewalt und Drohung von ihrem Rechte 
und ihrem Vorſatze zu verdrängen, ein höchſt gefährlicher Vorgang, 
der lange Zeit hindurch nachtheilige Folgen im Einzelnen, wo nicht 
eine Wiederholung ähnlicher Verſuche und am Ende doch eine Ver— 
nichtung des beftehenden Rechtes nach fich ziehen fann. 

Auf welche Weife ift nun aber diefen verfchiedenen Gattungen 
von drohenden Zuſammenrottungen vorzubeugen, oder wie ſind ſie 
wenigſtens, wenn ſie ſich gebildet haben, wieder moͤglichſt ſchnell 

und vollſtändig zu beſeitigen? 
| Sehr nahe Tiegt die allgemeine Antwort, daß vor Allem ber 
Staat und feine Behörden vermeiden follen, Veranlaffung zu folcher 
Aufregung zu geben, und daß fie deßhalb nicht nur ungefeßliche, 
jondern auch, Charakter und Bildungsſtufe des Volkes klug beach- 
tend, den Gefühlen. ber Menge zuwiberlaufende Maaßregeln zu unter: 
laſſen haben; ferner daß fle durch rechtzeitige Erfüllung gerechter 
und billiger Wünfche und Forderungen jede Urfache zu einer Ab— 
neigung gegen die Staatögewalt entfernen ſollen. Gewiß ift auch, 
daß eine geſetzlich handelnde, Wohlwollen und Eifer für das allge: 
meine Befte nicht nur nit jelbitlobenden Worten, ſondern durch fort- 
geſetztes fühlbares Verfahren bethätigende Regierung weit weniger 
bie Gefahr von Widerfeglichkeit und Aufſtand zu befürchten hat, als 
eine gewaltthätige, unbefümmerte, geſetzwidrig handelnde Gewalt. 
Sodann ift nicht zu läugnen, daß, namentlich wenn die Regierung 
durch beftändig offenes Betragen ſich das Zutrauen des Volkes zu 
erwerben wußte, gut gefaßte und die Wahrheit enthüllenbe Belch- 
rungen viel zur Beruhigung einer nur durch böswiſlige Entftellung 
pder durch Mißverſtändniſſe veranlaßten Aufregung beizutragen ver: 


181. 


mögen *). Richtig tft enblich, daß e3 das Gefchäft ver Rechtspolizel 
it, auf die Zeichen der allgemeinen Stimmung aufmerffam zu fein 
und die höchften Behörden aufmerffam zu machen, damit noch zu 
| rechter Zeit die allenfalls gemachten Fehler verbeffert und nöthig 
gewordene verfühnende Schritte gethan werden Tönnen. — Allein 
vergeben? würde man hoffen, mit dieſen allgemeinen Regeln aͤuszu⸗ 
reichen. Einmal nämlich kann es fich ereignen, daß bie erfte Ver⸗ 
anlaffung zu dem ganzen Lärmen gar nicht vom Staate oder einer 
feiner Behörden ausgieng, ſondern von einer Privatperfon oder 
von einem ganz untergeorbneten ohne Befehl handelnden Diener, 
über "deren Handlungsweiſe plöglicher lauter Unwille entitand. So 
etwas immer vorauszuſehen und zu hintertreiben, ift rein unmöglich. 
Sodann kann leicht ein Mikverftändnig oder eine faljche Beurthei⸗ 
lung einer Regierungshandlung Anlaß zu einer Aufregung geben. 
Hier ift allerdings einem Mugen, Sitten und Borurtheile des Volkes 
fennenden Beamten manchmal möglich, die Folgen folher Handlungen 
zum Voraus einzufehen und dann entweder biefelben, wenn Pflicht 
und Ehre es erlauben, ganz zu unterlaffen oder fie» wenigftend auf 
eine Ichonende Weife zu unternehmen, allenfall® auch eine beruhi⸗ 
gende Bklehrung ergehen zu laſſen; allein vielleicht, iſt auch eine 
ſolche Mißſtimmung von Niemand vorauzgefehen worden oder hat 
das beruhigende Mittel nicht gefruchtel, während die Handlung ſelbſt 
vollzogen werden mußte. Endlich ereignet es ſich oft genug, daß 
Regierung und Volt über das ganze ſtaatliche und gͤeſetzliche Syſtem 
verfchiebener und immer fchneivender ausgeprägter Meinung find; 
daß beide Theile Recht, Pflicht und Nothwendigkeit auf ihrer Seite 
zu haben glauben und fomit weber nachgeben können noch wollen. 
Die Schuld. des Zwieſpaltes kann auf beiden Seiten fein. Die 
Megiernng mag Zwecke verfolgen, welche gerechten Forderungen 
des Bolfed zumwiberlaufen, namentlich neu entjtandenen Geſittigungs⸗ 
zuftänden feine Rechnung tragen, das beftehende formale Necht viel- 
leicht mit Härte aufrecht zu erhalten ſuchen; vielleicht ift der Drud - 
der Abgaben oder fonftiger Leiſtungen unerträglich. Aber es ift 
4) Bol. hierüber Behr, Syſtem ber angewandten allgemeinen Staatslehre, 
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immerhin auch denkbar, daß von Seite des Volkes Unmdgliches oder 
Unverftändigeö verlangt wird. Hat es doch ſchon Zeiten gegeben, 
in welchen ein fürmliche geiſtiges Miadma allerwärts Neigung zu 
gewaltſamen Wenderungen verbreitete, mit welchen einverftanden zu 
fein Niemand billigerweife einer Regierung zumuthen konnte. Davon 
nicht zu reden, daß bie Aufregung durch fremde Prediger der Zwie⸗ 
tracht und des Aufruhr veranlapt und immer weiter angefacht fein 
ann. — Immerhin wird alfo auch noch zu anderen Vorbeugungs- 
Mitteln geichritten werben müſſen. 

1) Bon der gänzlichen Vorbeugung eined Auflaufes wird 
in ber Regel deßhalb nicht wohl die Rede fein Können, weil berfelbe 
gewöhnlich aus einer . unvorhergefehenen Urſache plößlich entiteht; 
und ed wird fich alfo hauptjächlich nur von der möglichft fchnellen 
und leichten MWieberunterbrüdung und von ber Aufhaltung der 
bereitö begonnenen übeln Kolgen handeln. Doch fann allerdings in 
felteneren Fällen auch Vorbeugung zur Aufgabe werben. 

Eine gänzlihe Verhütung ift zu verfuchen, wenn bie Be: 
hoͤrde Keuntniß davon hat, daß eine -bevorftchende Handlung Anlaß 
zu großem Mißvergnügen geben wird. Eine ſolche gefährliche 
Handlung if entweder ein amtliche Verfahren, welches vorgenom⸗ 
men ‚werben ſoll; oder aber die Unternehmung eines Privaten, zu 
welcher berjelbe an und für fich berechtigt ift, und welche er, troß 
der ihm und ber Öffentlichen Ordnung möglicherweife drohenden 
Gefahr, zu voßführen, beabſichtigt. Im erſtern Falle kommt es 
darauf an, ob die in Frage ftehende Maaßregel ohne Beeinträchti- 
gung wejentliher Staatszwecke nicht unterbleiben oder wenigſtens 
verjchoben ‚werden kann; oder ob fie rechtlich eine nicht zu unter: 
laſſende Pilicht oder ihrem Gegenftande nach ein überwiegendes 
Bedürfniß für.den Staat ift. Kann die Handlung ohne größeren 
Schaden unterbleiben, und ift die Gefahr eines gewaltjamen Au: 
bruches des Widerwillens wirklich vorhanden: fo erfordert einfache 
Klugheit, zu rechter Zeit-zurüdzutreten. Am beiten geſchieht dieß 
natürlich, zur Schonung des Anſehens, ehe ein Anfang mit dem 
Vollzuge gemacht oder auch nur die Abficht zu einer. folchen öffent: 

lih außgeiprochen wurde; im Nothfalle aber mag auch von ber 
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gortfegung des bereitä begonnenen ftillfchweigend abgeftanden werden. 
Ob dann für immer, oder nur vorläufig bis zum Eintritte einer 
rubigeren Stimmung und biß vielleicht eine verftändige Einwirkung 
anf bie öffentliche Meinung Platz gegriffen hat, hängt begreiflich 
von den Umftänden ab. Erforbert dagegen eine höhere Pflicht ober 
ein nicht anders zu befriebigenbed Bedürfniß einen unmittelbaren 
Bollaug, fo bleibt Feine Wahl und kann von einem Bedenken und 
einer Verzögerung feine Rede fein; vielmehr find lediglich die noͤthi⸗ 
gen materiellen Drittel vorzufehten, um im Notbfalle auch mit 
Gewalt durchzufegen, was nun einmal gefchehen muß. Sind dies 
felben nicht an Ort und Stelle vorhanden, fo find fie fchleunigft 
zu befchreiben, indeſſen aber die Ausführungsvorkehrungen in ber 
Stille vorzubereiten. So gerüftet vollzieht denn bie Behörde die 
fraglihe Handlung ſchnell und Fräftig; jedoch ohne unnöthiges Auf⸗ 
jehen zu machen, vielleicht auch früher, als die Menge es erwartet, 
wobei eine geſchickte Irreleitung über Zeit und Ort wefentliche Er⸗ 
leihterung verichaffen kaun. Iſt eine öffentliche Vollziehung zu 
voraus befitimmter Zeit nicht zu umgeben, fo mäg eine Verkun⸗ 
bigung vorausgeſchickt werden, in welcher vor ——— 
und Unfug gewarnt, namentlich auch den Hausvätertö aufgetragen 
wird, Kinder und Dienftboten zu Haufe zu behalten. Bei bes 
ſonders drohendem Anjcheine find zu gleicher Zeit die Mittel zu 
einer allgemeinen Bewaffnung zu entfernen, odet durch ausreichende 
Macht gegen Wegnahme durch die Menge.zu fihefh. Die bereiten 
Zwangdmittel find auf eine eindruckmachende Weife zur Schau zu 
fielen; durch Streifwachen ift der nöthige Raum frei zu halten 
und die Menge wo möglich zu vertheilen und zu zerjtreuen °). 
Daß der höchite ortsanweſende Nechtö= Polizeibeamte in Perſon zu 
erſcheinen und dad Ganze zu leiten hat, verfteht fih ven ſelbſt. — 
Droht aber die Unruhe aus einer bevorftehenden Hanblung einer 
Privatperjon, jo kommt es darauf an, ob nach allgemeinen Grund⸗ 
fügen ®)* das Recht, auf defien Vollziehung der Inhaber befteht, 


5) ©. oben, ©. 89 fg. über die bei ſolchen Gelegenheiten zu ergreifenben 
Maaßregeln. 
6) ©. hierüber oben, F. 4, S. 80 fg. 
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zfammengehalten mit den übrigen Verhältniffen von der Art ift, 
daß e3 dem öffentlichen Wohle zum Opfer gebracht werben barf, 
oder nicht. Kann. Lehteres gefchehen, jo ift eine Nothwenbigfeit 
bazu vorhanden, und es Tann ber Berechtigte genöthigt werben, 
feinen Anspruch aufzugeben oder wenigſtens zu verjchieben, natürlich 
gegen Entishädigung. Iſt es dagegen unantaftbar, fo muß ver: 
fahren werben wie eben angegeben worben ift, indem die Staatz- 
gewalt einen in feinem Rechte fich befindenden Bürger eben fo 
gewiß und Fräftig in deffen Ausübung zu ſchützen hat, als wenn 
fie ſelbſt eine ihr zuftehende Handlung vornehmen will. 
Handelt es ſich aber nicht mehr davon, einer Zufammenrottung 
zuvorzukommen, fondern nur noch davon, einer bereit entftandenen 
ein moͤglichſt chleuniges und friedliched Ende zu machen, fo ift vor 
Allem die Urfache der Aufregung und bie Möglichkeit einer augen: 
blicklichen Beſeitigung berfelben zu erforichen. — So gewiß nicht 
davon die Rede fein kann, nachzugeben, wenn dag Recht auf Geite 
ber öffentlichen Behörben- tft, oder wenn fie die Pflicht Haben, einen 
unſchuldig Vebrähten zu- fhügen: eben fo ficher wäre es hoͤchſt 
unflug und ungerecht, wenn wirklichen Webelftänden nur deßhalb, 
weil fie bereißö-zu" lauten Mißvergnügen geführt haben, nicht wollte 
abgeholfen werben... Iſt alſo ein, wenigſtens fo weit fich die Wahr- 
heit im Augenblide erheben laͤßt, als gerecht anzuerkennender Grund 
zu einem Unwillen der Menge vorhanden, jo ift dieſer algbald zu 
entfernen. So M z. B. eine zur öffentlichen Schau geftellte Un— 
gebührlichkeit wegzuräumen; gegen einen Privaten oder untergeord- 
neten öffentlichen Diener, deſſen Mißhandlungen oder fonftige Un— 
gerechtigleiten bie Menge empörten, einzufchreiten, zutreffenden Falles 
Verhaft zu erkennen und ſogleich zu vollziehen; bei verwickelteren 
Berhältnifien Unterfuhung und Abhilfe nicht nur zu versprechen, 
jondern ſogleich mit dem Gefchäfte zu beginnen. Mag bei folchen 
Maaßregeln au einige Schauftellung mit unterlaufen, fo ift fie, 
wenn fie nur zur augenblidlicden Beruhigung der Menge Und zur 
Verhütung weiterer Ausfchweifungen dient, ganz an der Stelle. 
Nur ift zu bemerken, daß der endliche Erfolg der im Augenblice 
ber Noth gemachten Zuficherungen nicht barf ungebührlich verzögert 
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oder ganz vernachläffigt werben, wenn baburch ber Zweck ber * 
ſchwichtigung wirklich erreicht worden iſt. Dieß iſt nicht nur un⸗ 
ehrenhaft, ſondern es würde alles Vertrauen rauben und leicht zu 
einem neuen und nun gefährlicheren Auftritte reizen. — Kann aber 
die Urſache der Aufregung nicht entfernt werden, entweder weil 
Pflicht und Ehre dem Staate ein Nachgeben gegen ungebührliche 
und unvernünftige Forderungen nicht erlauben, oder weil das 
Geſchehene nicht ungeſchehen gemacht werden kann; muß alſo die 
ſchwierigere Aufgabe, die Wirkung bei fortbeſtehender Urſache zu 
bekaͤmpfen, gelöst werben: fo iſt wohl zu unterſcheiden, ob bie Bes 
höre bie nöthigen Gewaltmittel zur fichern Unterbrüdung bei ber 
Hand hat, oder ob fie zunächſt nur auf ihren fittlichen Einfluß 
beichräntt tft. Im letztern alle wäre ed nun fehr unflug, uns 
genügende Zwangsmittel anzuwenden, dadurch aber das amtliche 
Anfeben bloßzuftellen und die Aufregung zu fteigern, vielleicht aus 
dem Auflaufe einen Aufftand zu machen, indem nicht? bie Menge 
jo ſehr reizt, als ein unmächtiger Widerftand, und nicht? ihr größeres 
Bertrauen in ihre Kraft einflößt, als bie Zurückweiſung eines zu 
ſchwachen obrigkeitlichen Verfuches. Hier bleibt nichts übrig, als 
baß der Beamte, ohne irgend einen Anſchein von Rüftung, burch 
perfönliche Feſtigkeit und durch vernünftige Vorstellungen Eindruck 
zu machen und namentlich Zeit zu gewinnen jucht. Vorftellungen 
der vernünftigen, ruhig gebliebenen Bürger, Ermübung und lange 
Weile werben feine Bundesgenoſſen werben; im fchlimmften Falle 
hat er während biefer Hinhaltung der Menge Zeit gewonnen, ents 
ferntere Hilfe herbeizurufen. Iſt dagegen die nöthige Macht alsbald 
vorhanden, um mit Gewalt die Ruhe zu erhalten, jo ift zwar felbjt- 
rebend auch zuerjt der Weg vernünftiger Vorftellungen einzufchlagen, 
(wenn nicht etwa bereit grobe Nechtöverlegungen begangen find, 
gegen beren Urheber unter allen Umſtänden einzufchreiten tit); 
wenn biefe jedoch nicht helfen, fo muß allerdings unverweilt die 
volle Macht angewendet werben. Namentlich find die oben bereits 
angeführten Mittel zur Zerftreuung ber. zufammengelaufenen Haufen 


und zur Nubigerhaltung in ber nächſten Zeit zu ergreifen. Je 
ſchneller und Fräftiger gehandelt wird, je einleuchtenber ed bem . 
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(femenben Haufen fein muß, daß Widerftand nichts fruchten würde, 
befto ficherer und auch Leichter ift die Wieberherftellung der Ord⸗ 
nung und bed gefetlichen Anfehen?. 

. 2) Nom fchwieriger natürlich, weil einem weit gewaltfameren 
Zuftande gegenüber zu treffen, find bie Maaßregeln gegen einen 
foͤrmlichen Aufſtand. 

Was zunächſt die zur Verhütung dienlichen Maaßregeln 
betrifft, fo find fe allerdings weſentlich dieſelben, welche zur Ab⸗ 
wendung eines blojen Auflaufes angewendet werben; boch find, bei 
ber größern Bebeutung der Sache, noch befondere Rückſichten zu 
nehmen. — Bor Allem leuchtet ein, baß wo möglich die in Bexeit⸗ 
Schaft zw feßenden Zwangsmittel beträchtlich genug fein müflen, um 
ben Gedanken an einen glücklichen Widerſtand felbft bei einer Teiven- 
IKaftlichft aufgeregten und bereit? bewaffneten Menge nicht aufs 
kommen zu laſſen. Es ift ‚allerdings? möglich, daß auch eine ge- 
ringere Zahl geregelter Truppen eine aufrühreriiche Menge befiegt; 
allein wenn Blutvergießen vermieden werben kann, fo muß es 
natürlich gefchehen. Weberbieß fchabet es dem Anfehen der Regie: 
zung in ber Regel, wenn es bis zu folchen äußerften Schritten 
fommt. Um aber eine rechtzeitige genügende Hilfe ficher zu ftellen, 
muß namentlich in größeren Staaten felbft untergeorbneten Behör- 
ben das Recht zuftehen, auf eigene Verantwortlichleit und ohne eine 
Erlaubniß der vorgefeßten, vielleicht weit entfernten, Stelle abzuwarten, 
die nächfte bewaffnete Macht in gehöriger Ausgiebigkeit zu ihrem 
Beiftande aufzuforbern. — Von größter Bebeutung ift, daß bei 
einem drohenden Aufitande vor Allem die Bildung von Aufläufen, 
d. b. von unruhigen Haufen, verhindert wird, indem fich aus dei- 
felben die fchlimmere Geftaltung der Sache entwidelt. Es mag alſo 
die Schließung der Schenfen und ähnlicher dffentlicher Orte ange: 
ordnet, nächtliche Ausgehen, Nothfälle abgerechnet, und jelbit bei 
Tage dad Zufammasnftehen von einer größern Anzahl von Perjenen 
verboten und durch beftändige Streifmachen thatjächlich verhindert 
werben. — Sodann ift gegen Bewaffnung der Mafjen Vorkehrung 
zu treffen. Außer den oben bereit3 angeführten Bewahrungsmaaß- 
regeln find alſo beſonders Verbächtige zu entwaffnen; untreu ges 
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worbene ober wenigftend nachläffige Bürgerwehren unter Abnahme 
ber Waffen aufzuldfen; Niemand barf öffentlich oder heimlich Waffen 
bei fich tragen. — Ein befonbered Augenmerk ift auf bie Verminde⸗ 
rung der zu Unruhen geneigten Bevöllerung zu nehmen. Allerdings 
koͤnnen bie im Orte Anfäffigen, mag der Verdacht auch noch fo 
groß gegen fie fein, nicht aus ihrer Heimath entfernt werben. Wohl 
aber kann man ihnen bie Verftärfung durch Auswärtige entziehen. 
Es werben aljo bie den unruhigen Gemeinden Fremden, wenn fte 
ſich nicht über eine ganz unverbächtige Handlungsweiſe auszuweiſen 
vermögen, alsbald in ihre Heimath geſendet, Solche aber, welche 
ſich ist erſt hereinziehen wollen, zurückgewieſen. — Biele Umficht 
erfortert die Verhaftung ber Raͤdelsführer. Auf der einen Seite tft 
biefelbe nöthig theild zur Uebergabe berfelben an die Strafgerichte, . 
wenn fie bereit3 Rechtöverlegungen, wenn auch von geringerer Bes 
beutung, begangen haben, theils um den Unrubigen bie Anführer 
zu entziehen; auch kann diefe Maaßregel vielleicht einen heilfamen 
Schreden unter der Menge verbreiten und ihr, wenn mit Kraft 
und ohne Echeue dabei verfahren wird, einen hoben Begriff von 
der Entichlofienheit ver Behoͤrden beibringen. Auf der andern Seite 
vermag eine unzeitige Hankfung biefer Art die Gut augenblidlih 
zur hellen Flamme anzublafen. Ohne daß alfo ein kühnes Wagſtück 
unter allen Umſtänden zu mißrathen wäre, ift doch in der Regel 
Verhaftung der Anführer nur jo lange als fich ein förmlicher Widerftand 
ber Mafje noch nicht ausgebildet hat, räthlich. Kann für die Sichers 
heit der Gefängnifje nicht geftanden ‘werben, jo find bie Berhafteten 
fogleich zu entfernen, damit Fein Befreiungs⸗Verſuch bie Unorbnungen 
verlängere oder gar fteigere. 

Die zur Wiederunterdrückung eined bereits zum 
Ausbruche gekommenen Aufruhres anzumendenden Mittel find 
doppelter Art. 

Einmal muß dur Anwendung von Waffengewalt die geſetz⸗ 
liche Auctorität des Staates vollſtaͤndig und fo ſchleunig als möglich 
wieder hergeſtellt werden. — Ueber die Art des Verfahrens und 
über deſſen Ausdehnung können allgemein gültige Grundſätze kaum 
aufgeſtellt werden, ba bad Meiſte durch bie Verhältniſſe des ein⸗ 
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zelnen Falles bebingt ift, alfo durch den räumlichen Umfang bes 
Aufruhres, dur die Zahl der fich an demſelben Betheiligenden, 
durch deren Bewaffnung, Aufftellung, Entfchloffenheit, endlich durch 
die Befchaffenheit der zur Verfügung ftehenden militärischen Kräfte. 
Doch find nachfolgende Säte im Auge zu behalten. Wenn es 
irgend möglich ift, alfo nicht etwa die Aufrührer die Feindſeligkeiten 
ihrer Seit? beginnen, muß eine legte Aufforderung zur Niederlegung 
ber Waffen und zum Augeinanbergehen der Anwendung von Gewalt- 
mitteln vorangehen, und e3 Tann nur als zwedtmäßig erfannt wer? 
ben, wenn eine beftimmte Form für eine ſolche Aufforderung (etwa 
Verleſen einer Aufruhracte oder Zeichen mit militärifchen Inſtruppen⸗ 
ten) geſetzlich vorgeſchrieben iſt. Vielleicht wird der Zweck noch ohne 
Blutvergießen erreicht; jeden Falles iſt es eine Warnung für müßige 
Zuſchauer und eine Verhinderung von unnoͤthigen Gewaltſchritten 
Untergeorbneter. Da, ferner, der Zwed einer Einfchreitung mit den 
Waffen hier nicht der tft, dem Gegner möglichft vielen Schaden 
zuzufügen, ſondern vielmehr nur der, Gehorſam zu erzwingen, fo 
ift, fo weit und fo lange es ausreicht, die Anwendung der am 
weyigften lebensgefährlichen Mittel vorzuziehen; alfo der blanfen 
Waffen vor den Schußwaffen. Allerdings darf nicht überjehen wer- 
ben, daß nicht nur eine Niederlage zum größten Unheil ausfchlagen 
Könnte, und daß ſchon eine Verzögerung bes Sieges jehr gefährlich 
wäre,. weil fie den Muth und die Zahl ber Aufrührer fteigern 
würde. Wenn es aljo einmal bis zur Anwendung ver gewaffneten 
Macht gekommen ift, fo muß auch gefchehen, was zu einem voll- 
ftändigen und jchnellen Erfolge nöthig if. Unter allen Umständen 
find jedoch Graufamkeiten, Mißhandlungen Wehrlofer und Unſchul⸗ 
biger, Plünderungen u. dgl. zu verbüten; ebenfo bürfen Gefangene 
nicht mit unnöthiger Härte behandelt werben. Es handelt fich von 
Bürgern des eigenen Staates; ungerechtfertigte Verlegungen find 
am wenigften an ber Stelle, wenn bie Herrichaft des Geſetzes aufrecht 
erhalten werden ſoll; die durch Ungebühren erweckte Erbitterung ift 
ein Hinberniß für Wiederheritellung des Gehorſams und der Orb- 
nung; die Beſtrafung ber Weberwundenen fteht den Gerichten zu, 
nicht aber bem Militär, Schließlich mag noch bemerkt werben, daß 
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zwar jelbftredend, wenn es einmal zu ‚militärifchen Maaßnahmen 
gelommen ift, die Vollziehung berjelben Iebiglich den dazu beftimm- 
ten und für den Erfolg verantwortlichen Führern zufteht; dagegen 
es Sache der bürgerlichen Behörben ift, fowohl den Beginn vom 
Waffengebrauch anzuorbnen, als auch die Beendigung defjelben nach 
erreihtem Zwecke von dem Befehlähaber zu verlangen; daß alſo 
bie gewaffnete Macht weder nach eigenem Gutbünfen einfchreiten, 
noch Gewaltmaaßregeln nach ihrent Belieben fortfegen darf. Nur 
ein von den Aufrührern zuerft auf Truppen gemachter Angriff be- 
rechtigt biefe zur unbefohlenen Vertheidigung, und dann auch zur 
Verfolgung eine Vortheileg bis zur völligen Beflegung der Gegner. 

"Die zweite Gattung von Maaßregeln zur Wieberunterbrüdiyng 
eines Aufruhres befteht in Verflärkungen der gefeßlichen Gewalt der 
bürgerlichen Behörden. Sowohl die Organijation als die Zuflin- 
digkeit der Staatsbehörden tft für den regelmäßigen Zuftand ber 
Dinge berechnet, namentlich find auch die ihnen zur Verfügung ges 
ftellten Mittel zur Ueberwindung eines ungejeglichen Widerſtandes 
nur nad) den unbebeutenderen Vorkommenheiten des täglichen Lebens 
bemefjen. Untergeordnete Beamte haben zu einer ungewöhnlichen 
Berwendung von perjönlichen Dienften oder von fachlichen Mitteln 
erft die Genehmigung ihrer Vorgeſetzten einzuholen. Sodann ift in 
gefittigten Staaten in manchen Beziehungen, z. B. in Betreff von 
Verhaftungen, Strafen, der freien Bewegung bed Leben? und Ge 
werbes u. |. w., mehr bie ungefränfte Bewahrung ver Rechte ber 
Einzelnen ind Auge gefaßt, als dag Bedürfnkß des Staates nach 
einer ſtracken Vollziehung der ihm als nothwendig erſcheinenden 
Maaßregeln, und ed wird ber aus einer ſolchen Nachſetzung des 
allgemeinen Intereſſes gegen das beſondere unläugbar zuweilen ent⸗ 
ſtehende Nachtheil gerne ertragen wegen der daraus, hervorgehenden 
großen Sicherheit der Bürger gegen Willkür und wegen ihres all⸗ 
gemeinen Nutzens. Cine ſolche Ordnung und Beſchränkung ber 
öffentlichen Gewalt genügt nun aber augenfällig nicht, wenn für 
diefefbe die Aufgabe entftanden ift, einen gewaltfamen, vielleicht: 
weitverbreiteten Widerſtand zu brechen. War die regelmäßige Macht 
nicht genügend zur Erhaltung bisher beftandenen Gehorſams, (mas 
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aus der. Thatjache des Aufruhrs ſich von felbit ergiebt), jo kann fie 
noch weit weniger genügen zur Wiederunterdrüdung einer offenen 
Auflchnung und zur vollftändigen Wiederbefeftigung des Anſehens ver 
Geſetze. Eine außerorbentliche Verftärfung ift alfo nothwendig, und 
zwar wieber nach zwei verjchievenen Michtungen hin. — Zunächlt 
muß den in der Nähe dei Aufruhrs befindlichen Behörden bie Mög: 
ichfeit eines ſchnellen und Fräftigen Handelns gegeben werden; was 
denn theils dadurch gefchieht, daß auch von untergeorbneten Stellen 
ohne vorgängige Anfrage bei entfernten Vorgeſetzten dringliche Maaß- 
vegeln ergriffen werden bürfen, welche ihre regelmäßige Zuſtändig— 
feit überfchreiten, theils aber durch Ernennung außerorbentlicher 
Commiſſaͤre, denen in dem gangen Umfange des Aufruhrs eine ein- 
heitliche Leitung und Verwendung der Staatögewalt übertragen wird, 
un® welche ſich namentlich mit ben Truppenbefehlshabern in Ver: 
binbung zu jegen und zu verftändigen haben. — Die zweite Gattung 
von Maaßregeln zur Verſtaͤrkung der öffentlichen Macht aber beftcht 
in der zeitweifen Befeitigung derjenigen ftaatlichen Formen und Ein- 
richtungen, jo wie derjenigen echte des einzelnen Bürgers, welche 
einer fchnellen und Fräftigen Wirkſamkeit der gegen ben Aufruhr 
anzumwendenden Maaßregeln im Wege ftehen und wohl auch von 
den Aufrübrern ſelbſt zu ihrem Schuge gebraucht werben koͤnnten. 
Hierher gehören aljo 3. B. Recurdeinrichtungen mit Sufpenftofraft, 
vielleicht felbft die ganze regelmäßige Strafgerichtsbarkeit, ferner die 
Schugbeftimmungen in Betreff von Verhaftungen, Hausſuchungen, 
das Mecht freier Orfdveränderung, unbefchränften Handels und Ge- 
werbes, vor Allem Preßfreiheit, fo wie Verſammlungs- und Ver: 
einsrecht. — Ohne Zweifel find folche Eingriffe in ben regelmäßigen 
Organismus ber Verwaltung und in die wichtigiten Beftandtheile 
des Staatöbürgerrechtß ſchwere Opfer, welche der Wiederherftellung 
der gejeßlichen Ordnung gebracht werden, unb zwar um fo ſchwerere, 
ald unvermeiblicherweife die Beſchraͤnkungen und Rechtöentziehungen 
nicht blos die wirklichen Theilnehmer am Aufruhre treffen, fondern die 
gefammte Einwohnerjchaft wenigſtens am Site und in der Nähe der 
Auflehnung; und nur die unbedingte Nothwendigfeit kann fie recht: 
fertigen. Deßhalb ift denn auch zu verlangen, daß bie qußerorbent- 
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lichen Maaßregeln nach dem Inhalte, nach dem geographifchen Ges 
biete der Geltung, enblich nach der Zeitdauer ihrer Gültigkeit auf 
bad möglich engfte Maaß beichränkt werben; ferner, daß fie nicht 
willfürlich ergriffen werben bürfen, ſondern fowohl ihr Eintritt nur 
mit Beobachtung beftimmter Regeln zu geichehen Hat, als ihr Anhalt 
gefetzlich beftimmt fein muß; enblih daß diejenigen Organe be? 
Staatswillens, welche ſolche Eingriffe in das verfaflungsmäßige 
Recht yſtem anordnen, die ganze Verantwortlichkeit ſowohl Hinficht- 
lich der Nothwendigkeit der Maaßregeln an fich, ala in Betreff des 
einzelnen Inhaltes und der Ausdehnung nad Zeit und Ort zu über: 
nehmen haben. Unbedingt nothwendig ift in Folge deſſen eine Ver: 
fafjungzbeftimmung über die Berechtigung zur Anoronung außer 
ordentlicher Vorkehrungen und über die gefegliche Dauer betfelben 7); 


7) Eine richtige Beſtimmung über biefen wichtigen Gegenſtand ift allerdings 
ſtaatsrechtlich und politifch ſchwierig; doch find wohl folgende Puncte als feft: 
ſtehend zu betrachten. — Bor Allem iſt einleuchtendb, daß es zu einer rechtlichen 
Begründung aufßerordentliher Maaßregeln einer befonberen Verfafiungsteftim: 
mung bedarf. Ein die regelmäßige Geſetzgebung, wenn auch nur theilweiſe und 
vorübergehend, befeitigender faatlicher Act gehört grundſätzlich in das Gebiet der 
Geſetzgebung, Tann ſomit eigentlih, nur unter Einhaltung der zu einem Acte 
der Geſetzgebung vorgefchriebenen Bedingungen erlaffen werden, indem es un: 
beftreitbar unb unbeftritten ift, baß die Geſetze nur in berfelben Weiſe geändert 
unb aufgehoben werden können, wie fie entſtehen. Wenn alfo überhaupt in 
Beziehung auf Nothmaaßregeln ein einfeitiges Mecht ber Regierung beftchen 
fol, fo muß bieß ausbrüdlih ausgefprochen fein. Ein Stillſchweigen der Vers 
feffung würbe zwar wohl unter Umftänben fehr fchädlich fein und ben Bedürf⸗ 
niffen nicht entiprechen; allein eine Befugnig zum Hanbeln würde hieraus nicht 
abzuleiten fein. Ein Zweifel kann fobann darüber nicht deſtehen, daß zu einem 
ausnahmsweiſen Nechte ber Regierung ein genügender Grund nicht vorliegt, 
wenn bie Volfävertretung verfammelt iſt. Selbft in einem noch fo dringenden 
Falle kann in diefem Falle deren Zuftimmung rechtzeitig eingeholt werben; eine 
Befeitigung gefeglicher und verfaflungsmäßiger Zuftände ift aber immer wichtig 
genug, um bie Zuftimmung ber Kammern zu erfordern. Die Berechtigung ber 
Regierung zu einfeitigem Borgeben iſt fomit auf bie Zwifchenzeften zwifchen zwei 
Gigungen zu beichränten; hier ift fie denn aber freilich auch nothwendig wegen 
bes Bebürfnifies eines ſchnellen Eingreifen. Ferner kann barüber wohl Feine 
Meinungsverfchlebenheit beſtehen, baß bie in Frage ſtehenden außerordentlichen 
Maaßregeln, wenn und fo weit fie überhaupt zuläßig find, niemals von einem 
einzelnen Minifter, ober gar von einem untergeordneten Beamten, ausgehen 
Unmen, fondern baf unter allen Umfländen ein Beſchluß des Geſammtmini⸗ 
Reriums dazu nothwendig ift, und biefes auch die ungetheilte Verantwortlichkeit 


192 


und ala zweckmaßig erfcheint ein Gefe, welches bie Art ber zu 
ergieifenden Maaßregeln beftimmt und biejenigen Nechte einzeln 
und ein" für allemal bezeichnet, welche im vorkommenden Falle vor: 
übergebend außer Gültigkeit gefetzt werben ‚dürfen, wobei denn 


bafür zu übernehmen hat. Weiterhin wird auch barliber noch fo ziemlich Einheit 
ber Anfichten ftattfinden, daß eine Verpflichtung der Regierung zu einer als: 
baldigen Einberufung ber Stände nah Ergreifung außerorbentlicher Magßregeln 
nicht zwedimäßig if. Die mit’ einer folden Einberufung verbundenen Beſchwerden 
und Koften ftehen in feinem Berhältniffe zu der Wichtigkeit der Sache, wenn 
bie von der Regierung angeorbneten Vorkehrungen entweber an fich nicht be⸗ 
beutend find oder nur für eine ganz Furze Zeit in Wirkfamkeit zu treten hatten; 
unb folde Vorfälle Fönnen auch ſpäter noch eine etwa nöthige Erörterung finden. 
Bei einem bebeutenden Aufruhre aber, welcher tief eingreifenbe Maaßregeln und 
eine längeres Dauer berfelben nöthig macht, iſt im Zweifel eine Einberufung ber 
Stände ein Bebürfniß auch ohne gefeßliche Vorſchrift, eine folche alfo nicht nöthig. 
Auch ift zu bedenken, daß eine Berfammlung ber Kammern in einem zum Voraus 
feſt beſtiinmten Augenblide je nach ben Umſtänden jehr bebenflich fein und bie 
Kraft der Regierung lähmen könnte. Endlich müffen ſich verfländigerweife bie 
Meinungen auch darüber vereinigen, daß bie in Abweſenheit ber Stände von ber 
Regierung kraft ihres verfaflungsmäßigen Rechtes getroffenen Maaßregeln nicht 
im Augenblide des Zuſammentrittes ber Volksvertretung von felbft ihre Gültig: 
keit verlieren. Aus einer ſolchen plöglichen Unterbrechung ber zur Befämpfung 
eines Aufruhres angemenbeten Mittel Könnten, und müßten beinahe, die übelften 
Folgen entftehen; außerdem find fie ja verfaflungsgemäß angeorbnet und Feines: 
wegs an fi nichtig. Es genügt offenbar, wenn e& ber Regierung zur Pflicht 
gemacht ift, alle von ihr während ber Abweſenheit ber Kammern getroffenen 
außerorbentlihen Maaßregeln alsbald nad dem Zufammentritte fund zu geben 
und über beren Fortdauer ober Abänderung Vorſchläge zu machen, bis zu beren 
Erlebigung aber das Angeorbnete beftehen zu laſſen. Iſt biefer Beftimmung 
beigefügt, daß diejenigkn Maaßregeln, tiber welche ein Webereinfommen zwiſchen 
Regierung und Ständen währenb einer beflimmten Zeit (längftend bis zum 
Schluffe des Landtages) nicht zu Stande gekommen, von felbft erlöfchen: 
fo ift für beibe Theile ein zwingenber Grund zu einer befchleunigten und 
ber Sachlage angemefjenen Behandlung ber Yrage gegeben. — Allerdings 
hängt bie Wirkſamkeit aller diefer Beftimmungen ſchließlich von ber Feſtigkeit des 
verfaffungsmäßigen Sinnes im ganzen Volle und von dem’ durch benfelben ge- 
tragenen thatſächlichen Einfluffe der Volfsvertretung ab; aber dem ift überhaupt 
fo in Beziehung auf alle Freiheitsrechte unb Aufrechterhaltung ber Geſetze, unb 
nicht etwa blos in dem einzelnen vorliegenden Falle. — Eine Zufammenftellung 
ber Beitimmungen beutfcher Verfaſſungsurkunden über Verorbnungen und pros 
viferifche Geſetze, (unter welchen bie bier befonders in Frage ftehenden Maaß: 
regeln entweder ausdrücklich ober fiillichweigend begriffen find,) |. bei Zöpfl, 
Staatsrecht, bie Aufl, Bo. II, S. 878 fg. 
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natürlich Ausnahmen und Milderungen nicht ausgeſchloſſen find, viel- 
mehr einzutreten haben, wo und fo oft fie zuläffig. erfcheinen ®). 


8) Die gefehliche Reglung der zur Wiederherſtellung der Auctorität des 
Staates anzuwendenden außerordentlichen Mittel iſt ein noch ſehr wenig bear⸗ 
beiteter Gegenſtand. Daher denn auch zahlreiche Mißverſtändniſſe und falſche Auf⸗ 
faſſungen. — Schon gegen ben Gedanken einer Reglung an fich werben in ganz vers 
fehrter Weife Einwendungen gemadt, und zwar von zwei entgegengefegten Stand⸗ 
puncten. Einmal nämlid will man es gefährlich finden, durch eine gefehliche Ges 
Raltung ungefeglicher Handlungen den Regierungen Waffen in die Hand zu geben 
gegen bie Staatäbürgerrehte und gegen. bie Verfaflung. Anderer Seits findet man 
bie Feſtſtellung beflimmter einzelner Mittel gegen Gefahren und Angriffe, welche 
ſich nicht zum Voraus berechnen laſſen, unzwednäßig, weil wahrſcheinlich bald 
zu viel bald zu wenig leiſtend. Nichts iſt nun aber leichter, als zu zeigen, daß 
beiderlei Ausftellimgen auf offenbaren Mißverſtändniſſen beruhen. Durch die 
Feſtſtellung eines geordneten Verfahrens und durch bie Ziehung einer Gränze 
bed Grlaubten wird der Regierung nicht. entfernt eine willfürliche Befugniß 
gegeben, bie Berfaffung zu verlegen, fondern lediglich nur beſtimmt, wie zu 
verfahren fei, wenn in einem Notbfalle das Necht und die Pflicht zu einer außer: 
erbentlichen Verftärtung ber Negierungsgewalt eintretee Die Rechtfertigung 
einer Abweihung von ber Regel unb bie Verantwortlichkeit für dieſelbe wirb 
hierdurch gar nicht berührt und fomit auch nicht erleichtert. Cine Begünftigung 
der Willkür durch dad Geſetz ift ganz außer Trage; im Gegentheile wird diefelbe 
befchrärift durch die Feftftellung bes Verfahrens. Was aber die Unzweckmäßig⸗ 
feit einer: Fixirung ber Mittel gegen unbekannte Gefahren betrifft, ſo if vorerft 
natürlich davon gar nicht die Rede, daß alle im Gefege erlaubten Maaßregeln 
in jebem einzelnen Falle auch angewendet werben müßten unb fomit auch uns 
nötbige Nechtseingriffe angeordnet werden; kann nur mit einem Theile des gu 
Gebote Stehenden ausgereicht werden ,- fo fteht bieg nicht nur frei, ſondern es 
ıft die Selbſtbeſchränkung ſogar Pfliht und Gegenftand der Berantiwortlichkeit. 
Ein Mangel an außreihenden Mitteln aber ift nicht zu befürchten bei einem 
richtig gebachten Gefeke, indem diejenigen Nechte, von welchen zur Unterftügung 
eined Aufruhres Mißbrauch gemacht werben kann, gar wohl aufgefunden unb 
zu bezeichnen find, überdieß felbfiredend in einem ganz befonderen Kalle immerhin 
auch noch, unter Nachweis der Nothmwendigkeit, weiter gehende Mittel ergriffen - 
werben dürfen. — Unflarheit berrfcht ſodann in der Bezeichnung bes fraglichen 
Geſetzes. In Nachahmung franzöfifcher Vorgänge ift es gebräuchlich geworben, 
bie Ergrelfung der zur Bekämpfung innerer Unruhen angemwenbeten außerordent⸗ 
lichen Maaßregeln „Erflärung in Belagerungszuftand” zu nennen, und jomit ’ 
auch bie Geſetze, welche diefe Verhältniffe zu regeln: beflimmt find, in folcher Weife 
zu bezeichnen. Dieß ift allerdings ba an ber Stelle, wo — wie in Frankreich — 
einfah und ohne allen Unterfchieb die einemi militärifchen Befehlshaber in ges 
wiflen Fällen äuftehenden Befugnifie auch auf die Befämpfung innerer Unruhen 
übertragen werben; allein e3 ift falſch, wenn bie beiden an ſich verſchiedenen Zus 
fände eines äußeren Krieges und einer Störung ber Orbnung im Immern grund: 

v Mopl, KRedıs: Polizei. 3. Auflage. \3 


194 


3) Schwer iſt ed, allgemeine Grundfäge darüber aufjuftellen, 
wie. ver Ausbruch einer förmlichen Empöryng verhindert werben 


fäulich und in ber Anwendung. auseinander ‚gehalten werben. Es handelt fich 
dabei aber nicht etwa nur von einem Wortfireite, ſondern von Principien und 
namentlich bavon, daß man nicht auß einer ohne Grund angenommenen Ana: 
logie vorweg Säge zugiebt, welche nicht? weniger als erwiefen oder auch nur 
erweisbar find. Faßt man nämlich bie Aufgabe unbefangen ins Auge, fo erhellt 
alsbald, daß die beiden möglicherweife als maaßgebend betrachteten Fälle militä- 
riſcher außerordentlicher Gewalt ganz verfchieben find von einer Bekämpfung 
innerer Unruhen. Welche Befugniffe der Befehlshaber einer vom Feinde bela- 
gerten Feſtung haben muß zur Ermöglichung einer wirkſamen Vertheidigung, iſt 
offenbar eine Frage für fi, welde aus ganz anderen Geſichtspuncten zu beant: 
worten ift, als die Frage, welches die gegen einen Aufruhr zweckmäßig zu er: 
greifenden Maaßregeln find. Ebenfo ift e3 ein ganz verjchiedener Fall, wenn 
ein in Feindesland ftehender Befehlshaber zur Sicherung feiner Truppen unb 
feiner Unternehmungen Maaßregeln gegen eine ungünftig gefinnte Bevölkerung 
ergreifen muß, er alſo ben „Kriegözuftand“ practifch geltend macht, oder daß 
„Martialgefeß" verfündet. Auch bie bier zu ergreifenden Maaßnahmen find 
durch bie fpeciclle Aufaabe bedingt, und es Tann von ihnen nicht gefchloffen 
werben auf bad, was innerhalb bed eigenen Landes und gegenüber von ben 
eigenen Bürgern gefchehen fol und darf. UWeberbieß ift ihre Rechtfertigung im 
dem practifchen europäifchen Völkerrechte und nicht in der Verwaltungspolitif zu 
ſuchen. — Manchfache und zum Theile ſehr ſchädliche Auffaflungen finden endlich 
flatt in Betreff des fachlichen Inhaltes des Geſetzes. So wird es z. B. als 
feloftverftändlih und ſogar als weſentlich bezeichnend angenommen, daß die ge: 
fammte Leitung ber außerordentliden Maaßregeln einem militärifchen Befehls: 
haber zufalle, und daß diefer alle Gefchäfte, jeben Falles alle auf bie öffentliche 
Sicherheit fich beziehenden, durch Militärbehörben beforgen Yaffen könne. Nichts 
ift. nun aber weniger notbwendig, oder auch nur räthlich. Die Leitung und 
Vollſtreckung ſämmtlicher militärifher Maaßregeln zur Belämpfung muß freilich 
bem Truppenbefehlshaber ausſchließlich überlaffen bleiben, wenn nicht durch 
Zwieſpalt der Meinungen, Verzögerungen unb ſachunkundiges Eingreifen ber 
Erfolg in Gefahr gejeßt werden ſoll; allein damit ift keineswegs gefagt, daß die 
Leitung ber gefammten Maaßregeln zur Dämpfung bes Aufftandes bem Militär: 
befehlshaber zuguftehen babe, und noch weniger, daß alle bürgerlichen Behörden 
ihre Geſchäfte an Militärperfonen abgeben müſſen. Nicht nur kann ein be: 
flimmter bürgerlicher Beamter bie vorzugsweiſe geeignete Perfönlichfeit zur Be: 
herrſchung der ganzen fchwierigen Aufgabe fein; ſondern es ift überhaupt wohl 
in ber Regel beffer, wenn bie Wiederherftellung ber Auctorität bes Staates nicht 
bloß aus dem Gefihtöpuncte ber Unterwerfung durch Waffengewalt aufgefapt 
wird. Warum aber gar bie ſämmtlichen untergeordneten Sicherheitsbehörben ent: 
weder ganz befeitigt werden und ihre Geſchäfte auf dazu beſtimmte Militärperfonen 
übergehen, ober fie wenigftens unmittelbar dem Militärbefehlshaber unterftellt 
werben follen, if gar nicht einzufehen. Daß fle den zur Ausführung ber milis 
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kann. Gin Ausbruch dieſer gewaltigen Art, welcher für die Theil: 
nehmenben fo ‚gefährlich und in fo vielfacher Beziehung, ſelbſt bei 
einem glüclichen Ausgange, nachtheilig ift, jet jeden Falles tief 
liegende allgemeine Urfachen und fchwere Uebel voraus. 

a) Daß eine rechtzeitige MWegräumung der Mißſtände ben 
übfen Geiſt befehmwören werde, ift allerding3 wahrſcheinlich; allein 
unmöglich Taffen ſich im Allgemeinen weitere Regeln geben. Nur 
genaue Kenntniß von der Beſchaffenheit der Verhältniffe des beſon⸗ 
dern Falles kann zu einem zweckdienlichen und ausführbaren Rathe 


tariſchen Unternehmungen nöthigen Forderungen Folge zu leiſten haben, verſteht 
ſich von ſelbſt; ein Nutzen aber kann aus der Entfernung der mit Perſonen 
und Verhaltnifſen vertrauten und an Geſchäftsführung gewöhnten Behörden aus 
mer Störung bed Staatsorganismus offenbgr nicht entflehen. Namentlich 
iR es eine einleuchtende aber höchſt bedenkliche Begriffsverwirrung, wenn e8 als 
ein weſentlich nothwendiger Theil bed Bejeges über Belagerungs:Zuftand betrachtet 
wird, daß bie ganze Strafgerichtöbarfeit im Umkreiſe der außerorbentlihen Maaß⸗ 
regeln an die Militärgerichte übergebe, und vielleicht jelbft bei diefen das gewöhn⸗ 
liche Verfahren aufhöre. um lediglich dem ftanbrechtlihen Pla zu machen. Ob 
dieß ndthig ift in einer belagerten Stadt, unb ob es gerechtfertigt if bei einem 
in Feindesland flehenden Heertheile, mag bier babin geftellt bleiben; allein ficher: 
lich kann eine foldhe Aufhebung jedes in der Zufammenfeßung und in ben For⸗ 
men ber ordentlichen Berichte Tiegenben Rechtsſchutzes im Falle eines Aufruhres 
im Innern des Landes nicht vertheibigt werden. Daß die gewöhnlichen Vor⸗ 
fhriften in Beziehung auf Verhaftungen bei Seite gefebt werben können 
und müfjen gegenüber von bewaffneten Aufrührern und etwa auch ihren Helfern, 
Rundfchaftern u. |. w., ift gerne zugegeben. Es wäre kindiſch, fi) durch For: 
men, welche für ganz anbere Zuftände berechnet find, an ber Verfolgung des zu: 
nah nöthigen Zieles, ber thatfächlichen Unſchädlichmachung ber Gegner, hindern 
zu laſſen. Allein weiter, (alfo über die Sufpenfion ber Habeas- Corpus = Acte 
binaus,) geht das Bebürfnig nicht, alfo auch nicht das Net. Tie Beftrafung 
der bereits verhafteten Aufrührer kaun ohne alle Beeinträchtigung des Sieged ber ° 
Staatsgewalt von ben ordentlichen Getihten und nad dem gewöhnlichen Vers 
fahren flattfinden; ja es wird eine gewiſſenhafte Einhaltung ber ſchützenden Ein: 
richtungen eben fo viel zur Beruhigung ber Gemüther beitragen, als übereilte 
unb Häufig graufame Augsfprüche ber Militärgerichte fie noch mehr erbittern müffen. 
— 6. über den Gegenſtand überhaupt Bluntſchli, Staatswörterbuch, Bd. I, 
©. 783 fg.; Wagener, Staatslericon, Bd. III, ©. 510 fg.; über bie preußi⸗ 
Ihe Geſetzgebung Rönne, Staatsrecht d. pr. Monarchie, Bd. I, S. 402; über 
bie franzöfifhe Block, Dict. de l’administrat., Seite 798 fg.; über bie eng: 
ſiſche Bo wyer, Commentaries on the constitutional law, S. 424; Fiſchel, 
Berfaffung Englands, ©. 9. ' . 
18 ® 
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3) Schwer ift ed, allgemeine Grundfäge darüber aufzuftellen, 
wie. der Ausbruch einer förmlihen Empäryng verhindert werden 


fäglich unb in ber Anwendung auseinander gehalten werben. Es handelt fich 
dabei aber nicht etwa nur von einem Wortftreite, ſondern von Principien unb 
namentlich bavon, bag man nicht auß einer ohne Grund angenommenen Ana: 
logie vorweg Süße zugiebt, welche nicht? weniger als erwiefen ober auch nur 
erweisbar find. Faßt man nämlich die Aufgabe unbefangen ins Auge, fo erhellt 
alsbald, daß die beiden möglicherweife als maaßgebend betrachteten Fälle militä- 
rifcher außerordentlicher Gewalt ganz verfchieben find von einer Bekämpfung 
innerer Unruben. Welche Befuguiſſe der Befehlshaber einer vom Feinde bela- 
gerten Zeitung haben muß zur Ermöglichung einer wirkfamen Vertheidigung, ift 
offenbar eine Frage für fih, welche aus ganz anderen Gejichtäpuncten zu beant= 
worten ift, als bie Frage, welches bie gegen einen Aufruhr zweckmäßig zu er: 
greifenden Maaßregeln find. Ebenfo ift e3 ein ganz verjchiedener Fall, wenn 
ein in Feindesland ftchender Befehlshaber zur Sicherung feiner Truppen und 
feiner Unternehmungen Maaßregeln gegen eine ungünftig gefinnte Bevölkerung 
ergreifen muß, er alfo den „Kriegszuftanb“ practifch geltend macht, ober bag 
„Maortialgejeß” verfündel. Auch bie hier zu ergreifenden Maaßnahmen find 
durch bie fpeeielle Aufaabe bedingt, unb es Tann von ihnen nicht gefchloffen 
werden auf dad, was innerhalb be3 eigenen Landes und gegenüber von ben 
eigenen Bürgern geſchehen fol und darf. Weberbieß ift ihre Rechtfertigung in 
dem practifchen europäifchen Völkerrechte unb nicht in ber Verwaltungspolitif zu 
ſuchen. — Manchfache und zum Theile fehr ſchädliche Auffaflungen finden endlich 
ſtatt in Betreff des fachlichen Inhaltes des Geſetzes. So wird es 3. B. als 
feleftverftändlich und fogar als weſentlich bezeichnen angenommen, baß bie ge: 
fammte Leitung der außerordentlihen Maaßregeln einem militärifchen Befehls: 
baber zufalle, und baß biefer alle Gefchäfte, jeben Falles alle auf bie öffentliche 
Sicherheit fich beziehenden, durch Militärbehörben beforgen Iaffen könne. Nichts 
iR num aber weniger nothwendig, ober auch nur räthlih. Die Leitung und 
Vollſtreckung ſämmtlicher militäriſcher Maaßregeln zur Bekämpfung muß freilich 
bem Truppenbefehlshaber ausſchließlich überlaffen bleiben, wenn nicht durch 
Awiefpalt ber Meinungen, Verzögerungen und fachunfundiges Eingreifen ber 
Erfolg in Gefahr gefegt werben foll; alfein bamit ift keineswegs gejagt, daB die 
Leitung der geſammten Maapregeln zur Dänipfung bes Nufftandes dem Militär: 
befehlöhaber zuzuftehen babe, und noch weniger, daß alle bürgerlichen Behörden 
ihre Gefchäfte an Militärperfonen abgeben müſſen. Nicht nur Tann ein be= 
flimmter bürgerlicher Beamter die vorzugsweiſe geeignete Perfönlichkeit zur Be: 
herrſchung der ganzen ſchwierigen Aufgabe fein; fonbern es ift überhaupt wohl 
in der Regel beffer, wenn bie Wieberherftellung ber Auctorität des Staates nicht 
6108 aus dem Gefihtöpuncte der Unterwerfung durch Waffengewalt aufgefaßt 
wird. Warum aber gar bie ſämmtlichen untergeorhneten Sicherheitsbehörden ent- 
weber ganz befeitigt werben und ihre Gefchäfte auf dazu beftimmte Militärperfonen 
übergeben, oder fie wenigftend unmittelbar dem Militärbefehlshaber unterftellt 
werben follen, ift gar nicht einzufehen. Daß fle den zur Ausführung der mili- 
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kann. Kin Ausbruch dieſer gewaltigen Art,. voelher für die Theil- 
nehmenben fo ‚gefährlih und in jo vielfacher Beziehung, ſelbſt bei 
einem glüͤcklichen Ausgange, nachtheilig ift, jet: jeden Falles tief 
liegende allgemeine Urfachen und ſchwere Uebel voraus, 

a) Daß eine vechtzeitige MWegräumung der Mißftände den 
üblen Geiſt befehwören werde, ift allerdings wahrſcheinlich; allein 
unmiöglid, Taffen fi im Allgemeinen weitere Regeln geben. Nur 
genaue Kenntniß von der Befchaffenheit der Verhältniffe des beſon⸗ 
dern Falles kann zu einem zweckdienlichen und ausführbaren Rathe 


tärifchen Unternehmungen nöthigen Forderungen Folge zu leiſten Gaben, verſteht 
fih von ſelbſt; ein Nuten aber kann aus ber Entfernung der mit Berfonen 
und Berkältnifien vertrauten und an Geſchäftsführung gewöhnten Behörden aus 
einer Störung bed Staatsorganismus offenbgr nicht entfliehen. Namentlich 
iR e8 eine einleuchtende aber höchft bedenkliche Begriffsverwirrung, wenn es alg 
ein weſentlich nothwendiger Theil des Geſetzes Über Belagerungs-Zuftand betrachtet 
wird, daß bie ganze Strafgerichtöbarfeit im Umkreiſe der außerordentlichen Maaß⸗ 
regeln an die Diilitärgerichte übergebe, und vielleicht felbft bei biefen ba gewöhn⸗ 
liche Verfahren anfhöre. um lebiglih bem ſtandrechtlichen Plab zu maden. Ob 
dieß .ndthig ift in einer belagerten Stabt, und ob eö gerechtfertigt if bei einem 
in Feindesland ſtehenden Heertheile, mag bier dahin geftelt bleiben; allein ficher- 
ih kann eine ſolche Aufhebung jedes in ber Zuſammenſetzung und in den Fors 
men ber ordentlichen Berichte Tiegenben Rechtsſchutzes im Falle eines Aufruhreg 
im Innern: des Landes nicht vertheidigt werden.” Daß die gewöhnlichen Vor⸗ 
ſchriften in Beziehung auf Verhaftungen bei Seite gefeßt werben können 
und müfjen gegenüber von bewaffneten Aufrührern unb etwa auch ihren Helfern, 
Kundfchaftern u. |. w., ift gerne zugegeben. Es wäre kindiſch, fih durch For— 
men, welche für ganz andere Zuftände berechnet find, an ber Verfolgung bes zu⸗ 
nächft nöthigen Zieleß, der thatſächtichen Unſchädlichmachung ber Gegner, hindern 
zu lafien. Allein weiter, (alfo über die Sufpenfion her Habens - Corpus = Acte 
binauß,) geht das Bebürfnig nicht, aljo auch nicht das Necht. Die Beftrafung 
ber bereitö verhafteten Aufrührer kaun ohne alle Beeinträchtigung des Sieges ber 
Gtaatögewalt von ben ordentlichen Getichten und nad dem gewöhnlichen Vers 
fahten ftattfinden; ja e3 wird eine gewiflenhafte Einhaltung ber ſchützenden Ein: 
richtungen eben fo viel zur Beruhigung ber Gcmüther beitragen, als übereilte 
und Häufig graufame Ausſprüche der Militärgerichte fie noch mehr erbittern müffen. 
— ©. über ben Gegenſtand überhaupt Bluntſchli, Staatswörterbud, Bd. I, 
©. 783 fg.; Wagener, Staatslericon, Bd. III, ©. 510 fg.; über die preußi⸗ 
ſche Geſetzgebung Rönne, Staatsrecht d. pr. Monardie, Bb. I, ©. 402; über 
bie franzöfifhe Block, Dict. de P’administrat., Scite 798 fg.; über bie eng- 
liſche Bowyer, Commentaries on the constitutional law, ©.424; Fiſchel, 
Berfaffung Englands, ©. 9. . 
18 ® 
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befähigen; und blos bie einzige allgemeine Bemerkung ift an ber = 
Stelle, daß oft eine verhältnigmäßig Feine Nachgiebigkeit im Stande '- 
ift den Sturm zu befchwören, wenn fie bewilligt wird, che das Volk -- 
zu Drohungen oder gar Thätlichfeiten gejchritten ift, während eine - 
verfpätete, aber materiell weit bedeutendere, Einräumung nur als 
Wirkung der Furcht aufgenommen wird und nun, zu immer weiter - 


gehenden Forberungen aufregend, gänzlich nutzlos bleibt. Iſt aber 


die Abhilfe der Beſchwerden zu fpät oder ſonſt ohne Erfolg unters : 


nommen worden; ober hat eg, weil die Unruhigen ganz unftatthafte - 
Forderungen machten, gar nicht angewendet werben können; fteigert :- 


fih alfo dag Mißvergnügen immer mehr und mehr: dann bleibt 


freilich richt? Andercd übrig, als durch Furcht den Ausbruch einzu . 


ſchüchtern. Es muß alfo ist in die unruhigen Landestheile eine 


möglichft große Anzahl getreuer Truppen gefendet werben; die wich⸗ 


tigften Orte und militärifchen Stellungen find mit einer Eindruck 


machenden Anzahl zu befegen, wohl auch zu befeftigen, jo daß nur - 


Tollkühnheit einen Verfuch zur Auflehnung machen kann; der ganze . 


* 


verbächtige Bezirk tft zu entwaffnen; unzuverläſſige Truppentheile 


müſſen aufgeloͤſt oder in weit entlegenen ſichern Beſatzungen unjchäd- 
lich gemacht werben; ftrenge und feſte, aber gerechte und wo möglich 
beliebte Beamte find, mit den nöthigen ausgedehnten Vollmachten 
verfchen, abzufenden; öffentliche Aufrufe müffen zum Frieden und 
zur Ruhe mahnen, dagegen gejegliches Verfahren von Seiten de? 
Staates und Abhilfe gerechter Klagen in Ausſicht ftellen, beide Ver- 
iprechen aber gehalten werben. Bor Allem drohe die Regierung 
nie mit etwas, was fie nicht zu vollziehen im Etande oder Willen? 


it; nichts kann ihr Anfehen mehr jchwächen. Kommt bie Anreizung - 


von Außen, jo breche man lieber offen mit dem Feinde; er kann jo 
weniger fchaden, denn als verfappter Freund. 

-b) Schrecken diefe Mittel nicht ab und es bricht alfo ber förmliche 
Bürgerkrieg aus, fo ift es nun nicht mehr Sache der Staatswiſſen⸗ 
ſchaft die Mittel zu feiner Beendigung an die Hand zu geben, jon- 
bern dieß ift itzt Aufgabe der Kriegätunft. Ein doppelter Rath ift 
aber dem Feldherrn unter allen Umftänden zu geben. Einmal, daß 
er mit größter Schnelligkeit und wo möglid durch Einen Haupt⸗ 
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ben Zuftand ber Vertheidigungsmaaßregeln und die Größe der vor: 
handenen Gelpmittel, über die Beichaffenheit ber feften Plaͤtze ober 
fonftiger militärischen Stellungen, vielleicht auch über den Stand 
der öffentlichen Meinung zu verbergen, bamit er nicht darauf feine 
Angriffs⸗ oder Widerſtands-Plane gründe. Allerdings ift durch die 
ſo allgemeine Verbreitung der Zeitichriften, beſonders in Ländern 
welche Preßfreiheit haben, bie Bewahrung folcher Geheimniſſe ſchwierig 
geworden; auch mag ſowohl in Kriegs- als tn Friedenszeiten durch 
ſchlaue Eendlinge noch manches Weitere erforfcht werben: doch find 
immerhin Maaßregeln gerechtfertigt, welche den Neft des Geheim- 
niſſes bewahren. Endlich tft wohl jede Regierung im Befige von 
Urkunden, deren Dafein oder Inhalt verfchwiegen bleiben muß, weil 
Kenntniß von denfelben zum Nachtheile von Rechten oder Intereſſen 
mißbraucht werden könnte. — Demgemäß Stellen ſich denn, außer 
ber gegen verbächtige Fremde zu beobachtenden Vorficht Y), folgende 
Maaßregeln als nothwendig dar: | 

1) Die gänzliche Unterbrehung alles ſchriftlichen oder 
perſönlichen Verkehres mit dem feindlichen Staate durch 
ftrenge (in biefem Falle ganz gerechtfertigte) Paßvorjchriften, Auf- 
hebung des Poftenlaufes, Verbot von Waarenjendungen und gänz: 
lihe Sperrung ber Gränze für Hin- oder Herreifende.. Natürlich 
kann hierdurch ein verbotener Verkehr nicht unbedingt verhindert 
werden, da ja auch Umwege möglich find; allein theild erfordern 
dieſe jchon weitere Vorbereitungen und Verbindungen und find fomit 
ſchwerer einzufchlagen, theils verzögern fie wenigſtens die Benach— 
richtigungen, was allein ſchon ein bebeutender Vortheil fein Tann. 
Billige Ausnahmen von dieſer gänzlichen Sperre können immerhin 
zu Gunften ‚ganz zuverläffiger Perjonen gemacht werben. 

2) Wenn einfachen Bürgern nicht unterfagt werben kann, 
ihren Umgang nach Belieben zu wählen und in denſelben allenfallz 
auch Fremde aufzunehmen, jo verhält es fi anders mit den Be- 
amten des Staates, namentlich mit folchen, deren Amt fie nflt Ge- 
heimniſſen vertraut macht, welche zu erforfchen für fremde Mächte 


1) ©. hierüber oben, $. 11, S. 110%. 
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erwünfcht wäre. Solchen Beamten ift nicht nur, wie fich von ſelbſt 
verfteht, die abfichtliche Mittheilung eines ſolchen Geheimniſſes ftrenge 
verboten; fonbern fie haben überhaupt alle Gelegenheiten zu vermei⸗ 
den, bei welchen ihnen auch ohne ihr Wiſſen und Wollen geheime 
Nachrichten abgeforicht werben könnten. Deshalb haben. fie denn 
etwa für nothwendig erachtete Weifungen zu befolgen, wodurch ihnen 
der vertraute Umgang mit Perjonen unterfagt wird, welche man 
entweder ald Abgeordnete eines fremden Staates kennt, wie 3. B. 
biplomatifche Agenten, oder welche im Verbachte ftchen, deffen Aus: 
fenblinge zu fein ?). 

3) Ferner liegt hier einer der Fälle vor, in welchen die genaue 
Beobachtung eines Briefwechſels und — unter Beob⸗ 
achtung der geſetzlichen Maaßregeln — die Auslieferung deſſelben 
an bie zuſtändige Behörde völlig gerechtfertigt iſt *). 

4) Schließlich muß e3 ein umverbrüchlicher Grunbfaß fein, daß 
bie mit der Bewahrung der Urkundenvorräthe des Staates beauf- 
tragten Beamten (Archivare, Regiftratoren) weber felbft ohne Er- 
laubniß der vorgejeßten Behörde Veröffentlihungen aus ihnen ans 
vertrauten Schriftftücten machen, noch auch ohne foldhe Erlaubniß 
Privatperfonen Einfihtnahme von denfelben geftatten dürfen. Die 
Seftattung ift jeden Falles blofer Neugier oder tadelnswerthen per: 
fönlichen Abfichten zu verfagen; aber auch gegenüber von löblichen, 
3. B. wiflenfchaftlihen, Zwecken ift das unmittelbare Staatswohl 
maaßgebend *). — Ob einem Verlangen auf Herausgabe von Mir: 


2) Bekannt find die Maaßregeln der venetianifhen Negierung zur Bewah⸗ 
rung ihrer Staatsgeheimniſſe. Wenn nun fehon natürlich eine folche faft wahn⸗ 
finnig mißtrauifhe und eine ſolche willfürlihe unb graufame Staatsklugheit 
keineswegs als Muſter empfohlen werden kann: fo geben biefe Maaßregeln doch 
manchen Wink über die gegenüber von ſchlauen Gegnern zu befolgenden Vorſichts⸗ 
maaßregeln. S. die Statuten der Staats⸗Inquiſitoren und deren allmählige Zu⸗ 
ſäye bei Daru, Histoire de Venise, T. X. 

8) S. meine Polizei-Wiffenfchaft, Ste Aufl., Bd. IL, ©. 469 fg. 

se) Nichts Tann hier, jelbftredend, weniger beabfichtigt fein, als einer zwedc⸗ 
Iofen und eben deßhalb nur Tächerlichen Gebeimnißthuerei das Wort zu reden. 
Wenn bie Archive verfchloffen gehalten werben nur in ber Beforgniß, es möchten 
ſich Belege finden für einen Zabel von Handlungen ober Perfonen, welche längft 
ber Geſchichte angebören, fo iſt bieß nicht bloß eine Geſchmacloſigkeit, ſondern 
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ben Zuftand ber Vertheidigungsmaaßregeln und die Größe der vor- 
handenen Gelbmittel, über bie Beſchaffenheit ber feſten Pläße oder 
fonftiger militärifchen Stellungen, vielleicht auch über den Stand 
der öffentlichen Meinung zu verbergen, bamit er nicht darauf feine 
Angriffes oder Widerſtands⸗Plane gründe. Allerdings ift durch die 
fo allgemeine Verbreitung ber Zeitichriften, beſonders in Ländern 
welche Breßfreiheit haben, die Bewahrung folder Scheimniffe ſchwierig 
geworben; auch mag ſowohl in Kriegs- als in Fricbengzeiten durch 
ſchlaue Sendlinge noch manches Weitere erforfcht werben: doch find 
immerhin Maaßregeln gerechtfertigt, welche den Reſt des Geheim⸗ 
niffe8 bewahren. Endlich tft wohl jede Negierung im Befite von 
Urkunden, deren Dafein oder Inhalt verfchwiegen bleiben muß, weil 
Kenntniß von denfelben zum Nachtheile von Rechten oder Intereſſen 
mißbraucht werden könnte — Demgemäß ftellen fich denn, außer 
ber gegen verbächtige Fremde. zu beobadhtenben Vorficht ), Folgende 
Maaßregeln als nothwendig dar: 

1) Die gänzliche Unterbrechung alles ſchriftlichen ober 
perſönlichen Verkehres mit dem feindlichen Staate durch 
ftrenge (in biefem Falle ganz gerechtfertigte) Paßvorſchriften, Auf- 
hebung des Poftenlaufes, Verbot von Waarenfendungen und gänz: 
lihe Sperrung der Gränze für Hin- oder Herreifende Natürlich 
kann bierdurdy ein verbotener. Verkehr nicht unbedingt verhindert 
werden, ba ja auch Umwege möglich find; allein theils erfordern 
biefe jchon weitere Vorbereitungen und Verbindungen und find fomit 
ſchwerer einzufchlagen, theils verzögern fie wenigſtens die Benach- 
richtigungen, was allein fchon ein bedeutender Vortheil fein Tann. 
Billige Ausnahmen von diefer gänzlichen Sperre können immerhin 
zu Gunften ganz zuverläffiger Perſonen gemacht werben. 

2) Wenn einfachen Bürgern nicht unterfagt werden Tann, 
ihren Umgang nad) Belieben zu wählen und in benfelben allenfallz 
auch Fremde aufzunehmen, jo verhält es ſich anders mit den Be: 
amten des Staates, namentlich mit ſolchen, deren Amt fie mit Ge- 
heimniffen vertraut macht, welche zu erforfchen für fremde Mächte 





1) ©. hierüber oben, $. 11, ©. 110%. 
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erwünfcht wäre. Solchen Beamten ift nicht nur, wie fich von felbft 
verfteht, die abfichtliche Mittheilung eines ſolchen Geheunnifjes ftrenge 
verboten; ſondern fie haben überhaupt alle Gelegenheiten zu vermeis 
den, bei welchen ihnen auch ohne ihr Willen und Wollen geheime 
Nachrichten abgeforjcht werden könnten. Deshalb haben fie denn 
etwa für nothwendig erachtete Weilungen zu befolgen, wodurch ihnen 
der vertraute Umgang mit Perjonen unterjagt wird, welche man 
entweder als Abgeoronete eines fremden Etaated kennt, wie 3. 2. 
diplomatische Agenten, oder welche im Verdachte ftehen, beffen Aus⸗ 
fendlinge zu fein ?). 

3) Ferner liegt hier einer der Fälle vor, in welchen die genaue 
Beobahtung eines Briefwechſels und — unter Beob: 
achtung der gefeglichen Maaßregeln — die Auslieferung deſſelben 
an die zuftändige Behörde völlig gerechtfertigt ift ®). 

4) Schließlich muß es ein unverbrüchlicher Grundfaß fein, daß 
die mit der Bewahrung der Urkundenvorräthe des Staates beauf- 
tragten Beamten (Archivare, Regiftratoren) weder felbft ohne Er: 
laubniß der vorgefegten Behörde Veröffentlichungen aus ihnen ans 
vertrauten Schriftftücen machen, noch auch ohne foldhe Erlaubniß 
Privatperfonen Einfichtnahme von denſelben geftatten dürfen. Die 
Seftattung ift jeden Falles blofer Neugier oder tadelnswerthen per: 
ſoͤnlichen Abjichten zu verfagen; aber auch gegenüber von löblichen, 
3. B. wiflenfchaftlichen, Zwecken ift das unmittelbare Staatswohl 
maaßgebend *). — O5 einem Verlangen auf Herausgabe von Ur⸗ 


2) Bekannt find die Maaßregeln der venetianifchen Regierung zur Bewah⸗ 
rung ihrer Staatögeheimniffe. Wenn nun fchon natürlich eine folche faft wahn⸗ 
finnig mißtrauifhe und eine folche willfürlihe und graufame Staatsklugheit 
keineswegs ald Muſter empfohlen werben kann: fo geben biefe Maaßregeln doch 
manchen Win? über die gegenüber von fchlauen Gegnern zu befolgenden Vorſichts⸗ 
maaßregeln. ©. bie Statuten ber Staat3-Inquifitoren und deren allınäblige Zus 
füge bei Daru, Histoire de Venise, T. X. 

8) S. meine Poligei-Wiffenichaft, Ste Aufl., Bd. II, ©. 469 fg. 

sa) Nichts kann bier, felbftrebend, weniger beabfichtigt fein, ala einer zweck⸗ 
Iofen und eben deßhalb nur lächerlihen Geheimnißthuerei das Wort zu reben. 
Wenn bie Archive verfchloffen gehalten werben nur in ber Beſorgniß, e8 möchten 
fih Belege finden für einen Tadel von Handlungen ober Perſonen, welche längft 
ber Geſchichte angehören, fo iſt dieß nicht blos eine Geſchmackloſigkeit, ſondern 


‚198 


ben Zuftand ber Vertheibigungdmaaßregeln und die Größe der vor: 
handenen Gelpmittel, über bie Beichaffenheit ber feiten Plaͤtze oder 
fonftiger militärischen Stellungen, vielleicht auch über den Stand 
ber öffentlichen Meinung zu verbergen, damit er nicht darauf jeine 
Angriffe oder Widerſtands-Plane gründe. Allerdings ift durch die 
fo allgemeine Verbreitung der Zeitfchriften, beſonders in Ländern 
welche Preßfreiheit haben, die Bewahrung ſolcher Scheimniffe ſchwierig 
geworden; auch mag ſowohl in Kriegs- als in Friedenszeiten durch 
ſchlaue Eendlinge noch manches Weitere erforjcht werben: doch find 
Immerhin Maaßregeln gerechtfertigt, welche den Reſt des Geheim- 
niffe® bewahren. Endlich ift wohl jede Negierung im Befige von 
Urkunden, deren Dafein oder Inhalt verfchwiegen bleiben muß, weil 
Kenntniß von benjelben zum Nachtheile von Rechten oder Jutereſſen 
mißbraucht werden Könnte — Demgemäß ftellen fich denn, außer 
ber gegen verdächtige Fremde zu beobachtenden Vorjicht !), folgende 
Maaßregeln als nothwendig bar: 

1) Die gänzliche Unterbrechung alle ſchriftlichen oder 
-perfönliden Verkehres mit dem feindlichen Staate durch 
ftrenge (in biefen Falle ganz gerechtfertigte) Paßvorſchriften, Auf: 
bebung bed Poftenlaufes, Verbot von Waarenjendungen und gänz: 
liche Sperrung der Gränze für Hin= oder Herreifende. Natürlich 
fann bierdurdy ein verbotener. Verkehr nicht unbedingt verhindert 
werden, ba ja auch Ummege möglich find; allein theils erfordern 
dieſe jchon weitere Vorbereitungen und Verbindungen und find fomit 
jchwerer einzufchlagen, theil® verzögern fie wenigſtens die Benach⸗— 
richtigungen, was allein jchen ein bedeutender Vortheil fein kann. 
Billige Ausnahmen von diejer gänzlichen Sperre können immerhin 
zu Gunften ganz zuverläffiger Perſonen gemacht werben. 

2) Wenn einfadhen Bürgern nicht unterfagt werben kann, 
ihren Umgang nad) Belieben zu wählen uns; in denfelben allenfalls 
auch Fremde aufzunehmen, jo verhält es ſich anders mit den Be- 
amten des Staates, namentlich mit ſolchen, deren Amt fie nftt Ge- 
beimnifjen vertraut macht, welche zu erforfchen für fremde Mächte 





1) ©. hierüber oben, $. 11, ©. 110%. 
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erwünfcht wäre. Solchen Beamten ift nicht nur, wie ſich von felbft 
verfteht, die abfichtliche Mittheilung eines ſolchen Geheimniſſes ftrenge 
verboten; fondern fie haben überhaupt alle Gelegenheiten zu vermei⸗ 
ben, bei welchen ihnen auch ohne ihr Wiffen und Wollen gehetme 
Nachrichten abgeforfcht werden Könnten. Deshalb haben fie denn 
etwa für nothwendig erachtete Weifungen zu befolgen, wodurch ihnen 
der vertraute Umgang mit Perfonen unterjagt wird, welche man 
entweder ala Abgeordnete eines fremden Staates kennt, wie 3. 2. 
diplomatische Agenten, oder welche im Verdachte ftchen, deſſen Aus: 
fendlinge zu fein ®). 

3) Ferner liegt hier einer der Fälle vor, in welchen die genaue 
Beobahtung eine? Briefwechleld und — unter Beob- 
achtung ber gefeglichen Maaßregeln — die Auslieferung deſſelben 
an die zuftändige Behörbe völlig gerechtfertigt ift ®). 

4) Schließlich muß es ein unverbrüchlicher Grundfag fein, daß 
bie mit der Bewahrung der Urfundenvorräthe bes Staates beauf- 
tragten Beamten (Archivare, Regiftratoren) weder ſelbſt ohne Er⸗ 
laubniß der vorgejeßten Behörde Veröffentlichungen aus ihnen ans 
vertrauten Schriftjtücken machen, noch auch ohne ſolche Erlaubniß 
Privatperfonen Einfichtnahme von denſelben geitatten dürfen. Die 
Geſtattung ift jeden Falles blofer Neugier oder tadelnswerthen per- 
ſoͤnlichen Abfichten zu verfagen; aber auch gegenüber von löblichen, 
3. B. wiljenfchaftlichen, Zwecken tft das unmittelbare Staatswohl 
maaßgebend“). — Ob einem Verlangen auf Herausgabe von Ur⸗ 


2) Bekannt ſind die Maaßregeln der venetianiſchen Regierung zur Bewah⸗ 
rung ihrer Staatsgeheimniſſe. Wenn nun ſchon natürlich eine ſolche faſt wahn⸗ 
finnig mißtrauiſche und eine ſolche willkürliche und grauſame Staatsklugheit 
keineswegs als Muſter empfohlen werden kann: ſo geben dieſe Maaßregeln doch 
manchen Wink über die gegenüber von ſchlauen Gegnern zu befolgenden Vorſichts⸗ 
maaßregeln. ©. bie Statuten ber Staats⸗Inquiſitoren und deren allmählige Zus 
ſätze bei Daru, Histoire de Venise, T. X. 

3) S. meine Polizei-Wiſſenſchaft, Ite Aufl., Bd. II, ©. 469 fg. 

ca) Nichts kann hier, felbftrebenb, weniger beabfichtigt fein, ald einer zweck⸗ 
Iofen und eben deßhalb nur lächerlichen Geheimnißthuerei dag Wort zu reden. 
Denn die Archive verfchloffen gehalten werden nur in ber Beforgniß, e8 möchten 
fih Belege finden für einen Zabel von Handlungen oder Perfonen, welche längft 
der Geſchichte angehören, fo iſt dieß nicht blos eine Geſchmackloſigkeit, fondern 
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kunden zur Benübung bei einer Forderung an bie Negierung zu 
villfahren ift, entſcheidet fich nach allgemeinen Rechtsregeln; doch 
wird Billigfeit einer Regierung immerhin anftehen. — Bon jelbit 
verfteht jich, daß bie im Beſitze eines Beamten befindlichen amtlichen 
Papiere bei feinem Ausſcheiden aus dem öffentlichen Dienfte, fei e2 
burch Tod ober.burch Entlaffung, zurückzugeben und von ihm und 
feinen Erben weder in Ur= noch in Abſchrift als Privateigenthum . 
behandelt werben dürfen 9). | 


$. 17. 
3) Schnutz bed öffentlichen Eigenthumes gegen Diebftahl und Betrug. 
Der Staat ift im Befige ſehr beträchtlichen Eigenthumes, wel- 
ches nicht nur wie bad jedes Bürgerd von unrechtlichem Willen zu= 
fälfiger oder gewerbmäßiger Diebe und Räuber bedroht, ſondern 
noch der beſondern Gefahr der Veruntreuung durch unrebliche Ver: 
walter außgefegt if. Solchen Verlegungen fich möglichft zu ent: 


auch eine Siinbe gegen Wahrheit und Bildung... Ebenſo ſtellt ſich eine Regierung, 
welche glaubt, ihre gewöhnlichen Plane oder. bie von ihr dazu verwendeten Mittel 
in Geheimniß hüllen zu müflen, felbft ein trauriges Zeugniß aus; denn je auf- 
richtiger fie das Rechte will und thut, deſto weniger kann ihr daran liegen, ja 
befto vortheilhafter ift es für fie, wenn auch bag nicht zu Tage Liegende befannt 
wirb, oder wenn es ſich herausftellt, daß es früher fchlechter war. Allein bie 
Bereitwilligfeit ber Mittheilung bat doch auch eine Gränze, und e3 befteht nicht 
nur feine Pflicht, fondern felbit fein Recht, das allgemeine Wohl zu gefähr- 
ben, blos weil irgend ein Einzelner, vielleicht ein’ Fremder, den Wunfch bat, fich 
zu feinen eigenen Zweden in Papieren umzufehen, welche Eigenthum eines An: 
bern find. Eine Fetftellung von Zeitpuncten, von welchen ab feine Mittheilungen 
gemacht werben, und ein Vorbehalt der Einficht in bie bei gewährter Erlaubniß 
gewonnene Ausbeute ift daher als allgemeine Negel vollftändig begründet. Aug: 
nahmen für beftimmte unſchädliche Zwecke ober zu Gunſten beſonders vertraueng- 
würdiger Perfonen können dann immer gemacht werben. 

5) Unzweifelhaft verdanken wir ber großen Läffigfeit, mit welcher diefe Dinge 
in England behandelt werden, höchſt werthvolle Mittheilungen gefchichtlicher und 
ftaatlicher Art; jo 3. B. bie Sammlungen der Briefihaften von Wellington, Caſtle⸗ 
reagh u. U. Allein es bleibt boch immer ein merkwürdig folgewibriges Verfahren, 
wenn es ben Erben oder Beauftragten eines Staatsbeamten geftattet ift, frei über 
alle öffentliche Urkunden zu verfügen, von welden er für gut gefunden bat, Ur: 
ober Abjchriften auf eigene Hand bin zurüdgubehalten, ohne alle Unterfuchung 
ob er dazu bereditigt war, unb welche Gründe etwa die Regierung immer noch 
für eine Geheimhaltung haben mag. 
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ziehen, {ft ber Staat nicht nur berechtigt, ſondern auch fittfich durchaus 
verpflichtet, weil Lücken in ben Vorräthen nur durch neue Anfprüche 
an die Steuerpflichtigen gefüllt werden Könnten. Hinfichtlich bes 
Schutzes gegen die von Dieben und Räubern herrührenden, db. h. 
gleihjam von Außen kommenden, Gefahren ift etwa Befondered - 
nicht zu bemerken, da die zur Vertheidigung des Eigenthumes ber 
Bürger. zu treffenden Anftalten auch das Öffentliche Gut ficher ftellen 
werben. Siehe hierüber unten, $$. 19 und 20., Dagegen bebarf 
es beftimmter Vorkehrungen gegen etwaige innere Feinde. Diefe 
Maaßregeln find aber vreifacher Art. 

1) Ein georbnete? Rechnungsweſen. Daß der Staat von 
Jedem, welcher irgend einen Theil des öffentlichen Gutes in Ber: 
waltung hat, zu beftimmter und fich in kürzern Friſten wiederholen⸗ 
der Zeit Rechenfchaft über das ihm Uebergebene, über die damit 
vorgegangenen Veränderungen, und jomit über ben itigen Zuftand 
verlangt, verfteht fich von ſelbſt. Echon die nothwendige Ueberficht 
über bie Finanzen erforbert dieß; dazu kommt aber auch noch bie 
Sicherung des Eigenthumed. Je genauer nun ſowohl die Art und 
Weiſe der Nechnungs-Ablegung, als ihre Prüfung nad Form und 
Sache durch eine vorgeſetzte Behörde vworgefchrieben ift, und je 
ſtrenger auf den vollftändigen und vechtzeitigen Vollzug ſämmtlicher 
Borichriften gefehen wird: beito ſchwerer wird es für ben Verwalter, 
etwas zu feinem eigenen Vortheile unentdeckt zu entwenden, und 
befto weniger wird alfo auch nur der Verfuch gemacht 1). Aller 
dings iſt es auch bei einer formell noch jo richtig geftellten Rech⸗ 
nung an und für ſich möglich, daß der Verwalter fich eine Verun⸗ 
treuung hat zu Schulden kommen Taffen. Theils kann er eine 
gemachte Einnahme verſchweigen; theils eine nicht gemachte Au: 
gabe als gejchehen angeben und bieg mit faljchen Urkunden belegen. 
Allein jeder Rechner weiß auch, daß bei einer geordneten Aufficht 
eine folche Täuſchung nicht Tange fortgefegt werden kann, er fomit 
bei der, jeden alles früher oder fpäter erfolgenden, Entdeckung 
Schwerer Strafe verfällt. Die vorgejegte Behörde verlangt nämlich, 


.. 1) Ueber bie technifchen forderungen an eine richtige Rechnungſtellung unb 
über das Prüfungsverfahren |. Rau, Finanzwiſſenſchaft, dte Aufl., 2, S. 402 fg. 
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wie natürlich, daß angeblich zu rechter Zeit nicht gemachte Ein- 
nahmen bald möglichft beigebracht - werden; und ba der Schuldner 
gewiß nicht zum zweitenmale zahlen wird, fo muß in kurzer Zeit 
bad entwenbete Geld von dem Rechner wieder erfeßt werden, ober 
jein Verbrechen kommt an den Tag. Davon ganz abgefehen, daß 
hundert Zufälle die Täufchung ſchon früher verrathen können. Eben 
fo gewiß werben in der Hegel Diejenigen ſich bald rühren, welche 
eine fchuldige Zahlung aus der Staatskaſſe nicht empfangen haben, 
während es der ungetreue Verwalter auf eine Klage bei ber höhern 
Stelle oder bei den Gerichten nicht ankommen lafjen kann, weil er 
mit unterjchobenen Empfangsſcheinen bereits feine Rechnung belegt 
bat und feine Unterfchlagung alfo augenbliclich durch jede Beſchwerde 
an den Tag kommt. Somit ift auch in diefer Rückſicht Ordnung 
im Rechnungsweſen ein für jeden irgend verftändigen, wenn jchon 
innerlich noch fo unrechtlich gefinnten, Beamten ein faft unüber: 
fteigliche3 Hinderniß einer Veruntreuung bed anvertrauten Gutes. — 
Damit aber eine Unordnung ober cine abfichtliche Verjchleuderung 
bed Staatseigenthums nicht durch willfürliche Ausgaben unterge- 
orbneter Beamten entftehe, ift der Grundfaß unbedingt feitzuhalten, 
daß eine Ausgabe immer nur auf Anweiſung (Decretur) einer dazu 
bezeichneten böhern Stelle gefchehen darf. 

2) Zur Befeftigung diefer Sicherheit dienen bann weiter bie 
verfchiebenen Arten von Eontrolen. Cine Eontrole ift aber: 

a) perjönlich, wenn dem verrechnenden Beamten ein zweiter 
von ihm unabhängiger Angejtellter an bie Seite gegeben wird, ohne 
defſen Beihülfe er Leine Einnahme oder Ausgabe machen darf ?); 

b) ſchriftlich, wenn der Nechner die Verpflichtung hat, je 
nach kurzen Zeiträumen, 3. B. alle Monate oder Wochen, mehr 
oder minder ausführliche Berichte über den Zuftand der ihm an— 
vertrauten Kaſſen- oder Material-Vorräthe einzureichen. Natürlich 
müffen diefe Berichte auf das gemauefte mit den entjprechenden 


2) Bei fehr großen Kafien Tann noch ein dritter Beamter, nämlich ber Zahl: 
meifter, nöthig fein, in welchem Falle fi ber Hauptkaſſier mit ber materiellen 
Geldgebahrung nicht befaßt, fondern nur das Tagbuch führt. Vgl. Rau, a. a. O., 
©. 435, 
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Anzeigen berjenigen Kafjen übereinftimmen, mit welchen er in Ver⸗ 
bindung fteht. Weil aber auch itt noch Täufchungen nicht ganz 
unmöglich wären, fo findet endlich noch | 

ec) eine materielle Controle ftatt, d. h. eine wirfliche Unter: 
ſuchung der jänmtlichen Kaffen und Vorräthe durch eigen dazu 
abgeordnete Beamte, welche den wirklich vorhandenen Beitand mit 
ben Angaben ber letzten Berichte und mit dem Stande der Rech⸗ 
nungen zu vergleichen haben. Jede Verſchiedenheit zwiſchen beiden 
ift natürlich ein Fehler und namentlic, jeder Mangel in der Kaffe 
oder im Magazine, über melchen nicht alsbald genügende Auskunft 
gegeben werden kann, ein Grund zu ber genaueften Unterfuchung, 
zu deren Behufe die Verwaltung dem. werbächtigen Beamten vor: 
läufig abzunehmen ift. Diefe Unterfuchungen können und müſſen 
theils zu beftimmten Zeiten ftattfinden, und zwar um fo häufiger 
als die Kaffe bebeutend it; außerdem aber auch noch ganz unver: 
muthet und unregelmäßig, damit feine Vorbereitung und Zäufchung 
irgend einer Art dabei vorkommen fann. Bei Natural: VBorräthen 
ift auf dag durch die Erfahrung nachgemwiefene Eintrodnen u. |. w. 
berjelben billige Nücficht zu nehmen. 

3) Sollte troß aller dieſer Vorſichtsmaaßregeln dennoch ein 
Verwalter öffentlichen Gutes ſich abſichtliche Veruntreuungen oder 
unentſchuldbare Nachläſſigkeiten zu Schulden kommen laſſen, ſomit 
das Vermoͤgen des Staates beeinträchtigt ſein, ſo verſteht ſich nicht 
nur eine Verbindlichkeit zum Schadenerſatze im Allgemeinen von 
ſelbſt; ſondern es kann ſich der Staat auch noch insbeſondere durch 
die Forderung einer Sicherheitsleiſtung decken. Eine ſolche iſt denn 
alſo jedem Beamten, welcher Gelder oder Vorräthe des Staates zu 
verwalten hat, als Bedingung der Amtsübertragung aufzulegen und 
muß von ihm entweder mittelſt Fauſtpfänder oder vollkommen ſicherer 
Hypotheken geleiſtet werden. Die Größe derſelben bat ſich nach der 
Bedeutung des anvertrauten Gutes zu richten und muß alſo min- 
deſtens von dem Werthe des im Durchſchnitte zu gleicher Zeit vor- 
räthigen Geldes und Geldeswerthes fein. Sobald bewiefen ift, daß 
ein entdechter Ausfall durch Schuld des Beamten entjtand, wird die 
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Sicherheitsfumme zum Wiebererfage in Anſpruch genommen, natür: 
lich unbeschadet der etwa verbienten Strafe °). 


3) So wenig e8 wohl gerechtfertigt werden Könnte, wenn bier — in einem 
Syſteme ber Präventiv⸗Juſtiz — das ganze Rechnungs: und Kaſſen-Weſen aus: 
führlih und namentlich in feinem formellen Theile erörtert würde: eben fo wenig 
war e3 erlaubt, die Mittel, burd welche der Staat fein Vermögen gegen unrecht: 
liche Eingriffe ber Beamten zu fichern fuchen muß, ganz zu übergehen. Offenbar 
find dieſelben Anftalten zur Verhinderung eines Vergehens; ber Umſtand, baß 
fie auch zugleich, umd vielleicht hauptfächlich, einen Verlu ſt verhindern follen, 
kann ihnen jene Eigenfchaft nicht nehmen, wie er benn bei noch gar manden 
anderen Maaßregeln ber Mechtö: Polizei ſehr in Betracht kommt. Die nähere 
Ausführung ber oben angedeuteten Grundfäge (freilich mehr von ber finanziellen 
als ber rechtöpolizeilichen Seite aufgefaßt) findet fih u. a. in folgenden Schriften: 
Geber, Handbuch über das Staatsfaflen: und Rechnungs-Weſen. Stuttg., 1820, 
4; Kieſchke, Grundzüge zur zwedimäßigen Einrichtung bed Staats = Kaffen- 
und Redynungswefens. Berlin, 1821; (Kleinbienft,) Ueber Staatsrechnungs⸗ 
weien. Münden, 1823; Ditmar, Das Staatöfaffen: und Rechnungsweſen. 
Köln, 18445 Rau, Finanzwiſſenſchaft, Ate Aufl., 2, S. 399 fg. Ueber das 
Rechnungsweſen einzelner Staaten fiehe man z. B. Wöhner, Handbuch über 
das (preußifche) Kafen und Rechnungsweſens. 2te Aufl., Berl., 1824; Geret, 
Rechnungsrecht für das Königreich Baiern. 2te Aufl., Frankf., 1825; Frölich, 
Handbuch bes (dfterr.) Staatsrechnungsweſen. Wien, 1844; Neigebaur, Das 
Kaſſen- u. Rechnungsweſen bei der franzöfifchen Finanzverwaltung; (Audiffret,) 
Reglement general s. I. comptabilit6 publique. Par., 1833; Malchus, 
Finanzwiſſenſchaft, Bd. II, S. 127 fg. — Strenge genommen hätten vielleigt 
bier auch diejenigen Mittel eine kurze Erwähnung finden follen, durch welche der 
Staat fein Recht auf beflimmte Einnahmen gegenüber von den Pflichtigen 
ſicher ſtellt, alfo namentlich die verjchiebenen Einrichtungen zu richtigem Bezuge 
ber Steuern, wie 3. B. die Angaben mit nachgehender regelmäßiger oder gelegent= 
licher Unterfuhung, die Eide, die Schäßungen u. f. w.; allein zwei Gründe 
machten bieß unthunlich. Einmal nämlich ift bie Verfchiebenheit der Steuern und 
Abgaben in den einzelnen Staaten fo bedeutend und ihre Zahl fo groß, daß eine 
nur erträgliche Vollſtändigkeit ber Weberfiht über bie zu ihrer Beibringung er: 
fonnenen Mittel nicht wohl denkbar ift. Zweitens find dieſe Sicherungsmittel 
fo enge mit ber Materie, deren Erörterung bier unmöglich einen Platz finden 
fonnte, verbunden, daß mehr als eine namentliche Aufzählung doch nicht hätte 
gegeben werben Tönnen. 
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Zweiteh Kapitel. 
Schub der Rechte des einzelnen Bürgers. 


6. 18. 
Allgemeine Grundfäge 

Vieles trägt allerdings? zum Rechtsſchutze des einzelnen 
Bürgers die Aufrechterhaltung der Nechte der gefammten bürger- 
lichen Gejellihaft und die ungeftörte Bewahrung ihrer Thätigkeit 
bei. Jeder zu einer Beeinträchtigung feiner Mitbürger Geneigte 
weiß, daß in einem georbneten Zuftande die Staatsgewalt gegen 
Verbrecher verwentet werden kann und wird; jehr Häufig wird ihn 
ſomit Furcht vor Entdedung und Strafe zurücdhalten. Umgekehrt 
fehlen in einem durch innere Unruhen zerrütteten Stante Muth, 
Zeit oder Mittel, um die Einzelnen zu ſchützen. Darin eben liegt 
ja die Größe des Verbrechend bei Solchen, welche bie bejtehenbe 
Ordnung der Dingeim Staate ungefeßlich zu Ändern verjuchen, 
daß beim Gelingen dieſer Abficht nicht blog die Rechte der bisherigen 
Leiter gebrochen werben, fondern daß auch alle Schrecken ber Anarchie 
einbrechen müfjen, weil die Gewalt, welche bisher ſchützte, gebrochen 
oder mindeſtens, im Kampfe um eigene Rettung begriffen, das Wohl 
ber Einzelnen zu fchirmen außer Stand tft. 

Allein der Staat würde doch feine Pflicht, Nechtsverlegungen 
zuvorzukommen, nur jehr unvollftändig erfüllen, wollte er Hinficht- 
lich des Schutzes der Einzelnrechte ſich auf den mittelbaren Beiſtand 
beichränten, welchen die Furcht vor Entdedung und Beltrafung ge 
währt. Diefe Furcht ift nicht mächtig genug, um die unrechtlich 
Gefinnten in allen Fällen von der Verlegung Anderer abzuhalten. 
Leidenschaft, Keichtfinn, oder die Hoffnung, troß der Staatsanftalten 
unentdeckt zu bleiben, überwiegen häufig, Es ift ſomit zu unter 
juchen, ob nicht bejondere Anftalten zum Schute der bedrohten 
Nechte getroffen werben können und in welchen Fällen und unter 
welchen Bedingungen dieſes zu gejchehen hat. 

Der allgemeine Sab, daß in Ermanglung andern genügenden 
Schutzes der Staat die Aufgabe hat, allen Arten von Rechtsver⸗ 
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leßungen und fomit auch denjenigen, welche Einzelnrechte beeinträch- 
tigen würden, möglichit zuvorzufommen, kann nach dem, was oben, 
6. 3, ausgeführt wurde, feinen Anftande unterliegen. Die Trage 
ift daher nur, wie ſich diefer Sab in Anwendung auf die Einzeln: 
rechte gejtaltet. Dieß ergiebt-fih am leichteften und unbeftreitbarften, 
wenn erjt diejenigen Zuftände außgejchieden werden, in welchen eine 
Staatsthätigkeit aus triftigen Gründen nicht jtattfinden kann. 

1) Der Rechtsſtaat hat bei allem feinem Handeln zu. Gunften 
der Bürger nur eine eventuelle Aufgabe, nämlich in jo ferne bie 
eigenen Bemühungen der Betreffenden nicht zum Ziele führen. Go: 
mit bleibt denn dem Bürger auch in dieſem Verbande überlaffen, 
nach feinen Kräften alles Dasjenige zu thun und zu unterlaffen, 
was ihn vor Schaden bewahren wird, und namentlich diejenigen 
Maafregeln zu ergreifen, welche bie etwaigen rechtswidrigen An— 
muthungen und Eingriffe Dritter zurüczubalten vermögen. Diefe 
Selbitthätigkeit in der Rechtswahrung ift die Pflicht und das Necht 
bed Bürgerd. Pflicht, weil er von, Etaate nur diejenigen Vor: 
theile verlangen kann, welche ausjchließlich mittelft eines georb- 
neten und organischen Zuſammenlebens erreicht werben mögen; nicht 
aber auch ſolche, welche Feder fich ſelbſt zu verfchaffen im Stande 
it. Einen andern Zweck bat der Staat gar nicht; aljo auch weder 
bad Recht noch bie Verpflichtung zu etwad Anderem. Ueberdieß 
wäre es phyſiſch unmöglich für die Staatsgewalt, die Privatange- 
legenheiten jedes einzelnen Theilhabers zu beforgen. Es ift dieſe 
Selbitthätigkeit aber auch ein wichtiged Recht des Bürgers, weil er 
dadurch den Staat hindert, fi auf eine ungebührliche Weiſe ein- 
zumifchen und, aus gutgemeinteg oder jchlechten Gründen, eine über- 
flüſſige Vormundſchaft auszuüben, welche jede Selbitjtändigfeit und 
Maunnhaftigkeit zu Grunde richten würde !). Durd) geeignete Selbſt— 
thätigfeit gewinnt jowohl dad Bermögen des Bürgers als feine 
geiftige Auzbildung, weil auch im beften Falle der Staat die in- 
dividuellen Anlagen, Verhältniffe und Vortheile nicht berüdjichtigen 
Fönnte. Nur in diefer Berücfichtigung bejteht aber in den meiften 


1) Vgl. Bahariä, Vierzig Bücher, Ifie Aufl, Bd. III, ©. 858, 
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Fällen die Klugheit, jomit der Erfolg. Und es fällt überbieß 
in die Augen, daß fich aus einer folchen übertriebenen Stellvertre- 
tung von Seiten des Staates nicht einmal ein Bequemlichfeitd-Vortheil 
für den Einzelnen ergäbe. Da nämlich der Staat feine anderen 
Mittel hat zur Ausführung des von ihm zu Beſorgenden, als bie 
Beiträge aus dem Vermögen und bie perjönlichen feiner Theilnchmer, 
fo ift einleuchtend, daß wenn Jeder ſich alle feine Privatangelegenheiten 
vom Staate bejorgen ließe, Jeder um fo größere Beiträge zu 
feiften hätte, und aljo am Ende nur das ganz verkehrte Ergebniß 
bervorgienge, daß Keiner feine Zeit, Mühe und Kräfte auf dag 
was ihn allein angeht und was er am beiten verfteht, vermenbete, 
fondern auf die, wahrjcheinfich unvollftändigere, Beforgung fremder 
Geſchäfte; und daß fomit Alle fchlechter beforgten und fchlechter 
beforgt wären. Selbſt der Staat Fönnte dabei nur verlieren; denn 
wenn alle Einzelnen im Volke durch Selbitjtändigfeit gewinnen,‘ fo 
muß auch die ganze Gefellichaft ihren Wortheil dabei finden‘ ®). 
Somit ficht es denn nach allen Seiten hin feft, daß die Bewahrung 
der Einzelnrechte durch den Staat ſich nicht erjtredtt auf das von 
dem Bürger ſelbſt ſchützbare Rechtsgebiet. 

Doch hat man fi) vor einer ungebührlichen Beſchränkung der 
Staatsaufgabe zu hüten, um nicht in einen entgegengejeßten Fehler 
zu verfallen. Es giebt nämlich eine Reihe von Fällen, in welchen 
ein Selbjtihug des Einzelnen nicht geradezu unmöglich ift, dennoch 
aber eine, amd fogar ausſchließende, Thätigleit der Bffentlichen 
Gewalt eintreten muß. — Vorerſt nämlich kann bei Beantwortung 


2) Ein mit dem obenftehenden gleichlaufender Beweis, daß aud in ber 
Wahrung ber Jutereſſen, fomit in dem Gebiete ber polizeilichen 
hätigfeit i. e. S., der Staat nur das zu beforgen habe, was bie Kräfte be 
Einzelnen überfteige, |. in ber Bolizeiwiffenfhaft, Ste Aufl., 8b. I, 
©. 17 fg. — Anderer Meinung ift Übrigend Behr, Spftem der angewandten 
allgemeinen Staatölehre, Bd. III, ©. 88 fg., indem er bem Staate nicht nur 
eine allgemeine Schug p flicht (fo weit man ihrer nöthig habe), fonbern auch 
ein allgemeines und ausſchließendes Schuß recht zufchreibt und von jebem Bür⸗ 
ger verlangt, daß er erſt den Schub bed Staated, dann ben feiner einzelnen Mits 
bärger anrufe, ehe er fich felbft ſchütze. Bergebens fucht man aber nad einem 
Beweiſe eines folhen ausſchließenden Rechtes, welches auch ber ganzen Stellung 
des Bürgerd im Rechtsſtaate zumiderläuft. 
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ber Trage, ob eine beitimmte Schumaaßregel den betreffenden 
Privaten überlafjen bleibe, immer nur dad gewöhnliche Maaß 
menfchlicher Kraft und Einficht vorausgeſetzt werben, fomit von 
einer Verbindlichkeit zum eigenen Nechtzfchuge nicht die Rede fein, 
wenn diefer nur von einem mit ganz feltenen Eigenfchaften Aus⸗ 
gerüfteten unternommen und durchgeführt werben könnte. Alle 
Staatzeinrichtungen können, eben weil fie allgemein find, auch nur 
auf das gewöhnliche Verhältnig menfchlicher Zuſtände berechnet fein, 
und es dürfen nur burchfchnittliche Eigenschaften vorausgeſetzt werben. 
Zweitens kann eine Selbftvertheidigung dem Einzelnen nicht über: 
Taffen bleiben, falls dieſelbe allgemein nachtheilige Folgen hätte, 
welche bei einer Uebernahme auf den Staat nicht einträten. Nament: 
lich muß ein Verbot da ftattfinden, wo die von den Privaten zu 
treffenden Anstalten vorausfichtlich ihrer Seit? zu Rechtöverlebungen 
führen würden, ober wo ihre allzugroße Anzahl und Verfchiedenheit 
bie nöthige Meberficht und Beobachtung des Staated verhindern 
möchte 3). — Drittens kann den Einzelnen die Abwehr einer Necht3- 
verlekung nicht überlaffen werden, wenn bei ihnen feine Ausdauer 
zu erwarten ift, ſomit aljo in einiger Zeit daS Uebel allmählig, und 
vielleicht dann fehlimmer, wiederzufehren droht; ein Zuftand, weldyer 
jehr Teicht gerade dann eintritt, wenn bie frühere Gefahr oder Ver: 
letzung durch eine gute Vorkehrung gänzlich befeitigt wurde und 
nun die Erinnerung an fie allmählig ſchwindet, während die Laſt 


3) Es kann 3.8. wohl keinem Zweifel unterliegen, baß es bem Bürger nicht 
geftattet werben mag, ſich mit Gemwaffneten zu umgeben und feine Wohnung zu 
befeftigen, unter bem Vorwande eines Selbſtſchutzes gegen mögliche Angriffe auf 
fein Eigenthum. Solche Vorkehrungen Fönnten theild von gewerbmäßigen Mebel: 
thätern furchtbar mißbraucht werden gegen ihre Mitbürger, theils wären fie un: 
vereinbar mit ber nothwenbigen Weberlegenheit und ſchnellen Anwendbarkeit ber 
Stantsgewalt. Ritterliche Burgen oder befeftigte Thürme mögen im Mittelalter 
an ber Stelle gewejen fein, ober noch tät in Beludſchiſtan und in der Maina 
beftehen; allein in einem geordneten und Eräftigen Rechtsſtaate find fie undenkbar. 
— Ebenfo könnte nicht zugegeben werben, wenn die größeren Gutsbeſitzer ober 
Fabritanten je ihre eigenen Schußanftalten beftellen und nad individucler Laune 
einrichten wollten. Wie follten bie Staatöbehörben in einem folchen Gewirre ſich 
zurecht finden und ihre eigenen Anftalten mit biefen vielen und verſchledenartigen 
Geſtaltungen in Einklang und Verbindung ſetzen? 
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der Abwehranftalt immer empfindlicher erjcheint %. — Endlich) wäre 
es unvernünftig, die nutbaren Kräfte der Gefellichaft durch eine 
von vielen Einzelnen auögehende Wiederholung derſelben Schutz⸗ 
anftalt zu vergeubden, wenn eine vom Etaate ausgehende Gefamntt: 


einrichtung denſelben Zweck mit weit geringeren Mitteln erreichen 
würde °). o 

2) Was aber jedem Einzelnen vorgejchrieden und erlaubt ift, 
dazu find auch, im Wefentlichen” wenigſtens, Vereinigungen 
Solcher, welche dafjelbe Recht zu wahren haben, geftattet. Es ift 
daher auch ME Bildung von freiwilligen Vereinen zur gemeinfchaft- 
lichen Bewahrung eines den einzelnen Mitgliedern zuftehenden Ne ch- 
tes erlaubt; und es tft cin ſolches Zuſammentreten fogar ſehr wün- 
ſchenswerth. Nicht nur wird durch folche mit geringerem Zeit: und 
Kraftaufwande die jedem Einzelnen nützende Aufmerkſamkeit geübt, 
jondern es kann auch der Echuß, wenn er wirklich nöthig werden 
jolte, mit mehr Kraft und mit größerer Nachhaltigkeit von einer 
Geſellſchaft gehandhabt werden 6). Doch darf die Wirkfamteit fol- 


4) (Ein fehr bezeichnendes Beiſpiel gedankenloſer Unnachhaltigkeit bei Privat: 
fhubanftalten f. in den Report on Constab. Force, ©. 147 fg. 

5) Eine Iehrreihe Warnung in biejer Beziehung gab früher England ab, 
fo lange aus Abneigung gegen ein allgemeine? Syſtem einer Schutzwache bie 
einzelnen Kirchſpiele, Gutöbefiger, Vereine von Nachbarn je ihre eigenen Wächter 
bieften. Das Ergebniß war cine eben fo große Koſtſpieligkeit als völlige Nutz⸗ 
lofigfeit. Und wenn 3. B. noch vor einem halben Menſchenalter 500 Vereine 
beftanden zum Schutze gegen Diebe durch Ausfegung von Fanggeldern, Bezahlung 
der Gerichtäfoften u. f. w., fo war dieß body in der That ein barbarifcher Zus 
fand. ©. ben Report on the Constabulary Force, a. v. St. 

6) Falls aber, fo frägt man vielleicht, ſolche Gefelfchfften Vortbeile gewähren, 
welche dem einzeln Stehenden nicht zur Seite ftehen, wäre es dann nicht Sache 
des Staates, den Zweck berfelben unter bie Oegenftände feiner Thätigfeit aufzus 
nehmen, da er ja doch die Pflicht hat, denjenigen Rechtsſchutz zu gewähren, wel: 
chen der Einzelne fid) nicht verſchaffen Wnnte? Mein; und zwar deßhalb, weil 
es ſich bier nicht von einem Schuße haggplt, den der Bürger fi) gar nicht ver- 
ſchaffen Könnte, fordern vielmehr von einer Form, welche dieſes noch möglich 
macht. Nun ift abe ber Staat nicht dazu da, das auch ohne fein Dafein Mög: 
liche und Vorhandene zu erleichtern, fondern nur, um das ohne ihn. Unmögliche 
möglich zu machen. Cine blofe Erleichtering mag ſich der Einzelne durch zweck⸗ 
mäßige Benützung feingr Kräfte zu verfchaffen fuchen; und er kann ed aud, eben 
durch die Stiftung von Vereinen. 


v. Nohl, Rechts-Pelizei. 3. Auflage. 14 
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cher Privatvereine zur Nechtövertheidigung nad) zwei Seiten hin 
nicht überſchätzt noch übertrieben werden. 

Einmal wird die Zahl und der Erfolg der fraglichen genein- 
Ihaftlichen Beftrebungen dem Bedürfnifje einer allfeitigen Verhinde— 
rung von Unrecht in feinem Falle thatfächlich entfprechen. Es 
fan dem Bürger Feine Zwangspflicht aufgelegt werben, in ſolche 
Verbindungen einzufßteten; biefelben find wefentlich freiwillig. Weber 
aus dem Zwecke bed Rechtsſtaated, noch aus den einzelnen dem: 
jelben rechtsphiloſophiſch zur Grundlage dienendeg unorganifchen 
Lebensordnungen mag die rechtliche Nothwendigkeit Kner Privat: 
verbrüderung gleichgejtellter Bürger zur Erreichung gemeinfchaftli- 
her Zwecke abgeleitet werden. Jeder ftcht rechtlich nur auf ich, 
und hat nur gegen den Staat und deſſen Einrichtungen Zwangs— 
pflichten und = Berhältniffee Da num aber der Staat in Beziehung 
auf die weſentlichſte feiner Aufgaben, die Aufrechterhaltung einer 
Rechtsordnung, die Erfüllung feiner Verpflichtung nicht aus dem 
Grunde ausſetzen darf, weil möglicherweile ein Verein ihm die Laſt 
hätte abnehmen können, er vielmehr unter allen Umftänden feinen 
Schuß angedeihen lajfen muß, wo biefer thatjächlich nöthig ift: To 
wird die Zahl Derer, welche fich hierauf vwerlaffen und Feine Luft 
tragen, durch unerzwungene Leiſtungen und Anftrengungen der Ge: 
jammtheit eine Verpflichtung zu erfparen, immer fehr groß fein. 
Mit andern Worten: die Präventiv:Zuftiz wird durch Vereine weit 
weniger Unterſtützung finden, als dieß bei der Polizei der Fall ift 7). 
Ueberdieß ift nicht zu überjehen, Laß wenn ein Zwang zum Ein- 
tritte beftünde, es hei Jedem ftehen würde, durch Vorſchlag eines 
Bereined Andere zu ftören in der von ihnen gewählten Lebens8bahn 

7) Tag freiwillige Vereine zum Schuge von Rechten meit feltener find, 
als Geſellſchaften zur Förderung eine gemeinfamen, geiftigen oder materiellen, 
Sntereffes, zeigt die tägliche Erfahrung. Es liegt auch in der Natur ber 
Sache. Die Rechte find viel individuell als die Intereſſen, aud) die Gefahren 
für dieſelben weit verfchiebener je nach ber Perfönlichfeit, äyßem Stellung u. f. w. 
bes Beſitzers; deßhalb find denn auch gemeinfame Maafrgieln wertiger möglich. 
Doch giebt es immerhin nicht wenige Beifpiele auch von Rechtsſchutz-Vereinen, 
3. B. freiwillige Verbindungen zur Berdahrung von Häufern gegen Räuberbanben 
oder zur Bewahrung der Felder gegen Wild; Vereine zu »geeinfagier Aufrecht- 
erhaltung der Preßfreiheit ober zu gemeinfamer Verfolgung von Preßverfehen u. |. w. 
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und Handlungsweiſe. Auch wäre für cine folche Pflicht gar Fein 
Maag nah Inhalt und Ausdehnung anzugeben, fomit diefelbe fchon 
deßhalb rechtlich unmöglich °). 

Zweiten? aber muß auch hier und fogar noch mehr ala hin- 
fichtlich der Thätigfeit vereingelter Bürger, vor einer ungebührlichen 
Befchräntung der Staatzthätigkeit gewarnt werben. — Vorerſt ver: 
ſteht fich von felbft, daß die jämmtlichen Gründe, welche ven eigenen 
Rechtsſchutz bei Einzelnen als urzuläfftg erfcheinen laſſen, auch bei 
Vereinen ihre volle Wirkung haben. Mag auch bei thnen die eine 
oder die andere Bedenklichkeit (3. B. der Unnachhaltigkeit) ſpäter ein- 
treten, jo kommen dagegen andere (unter anderen die Gefährlichkeit 
für die öffentliche Ordnung) noch früher und ftärfer in Betradh- 
tung. — Sodann befitt natürlich ein Verein Feine anderen und 
feine größeren Rechte, als jeder Einzelne vorher ſchon hatte. Nament- 
ich Tann ein höherer Grad von Nechten oder ein Privilegium, wel- 
ches allenfalls einzelne Mitglieder befiten möchten, von ihnen in 
feinem alle auf die ganze Geſellſchaft erſtreckkt werden; ſondern 
folche an fich bevorzugte Mitglieder können, fo weit fie in der Ge- 
fetichaft fih befinden, nur die von Allen anzufprechenden Rechte 
genießen. Weitere Haben fie allein und außerhalb ver Gejellfchaft 
zu handhaben. Es folgt daraus, daß eine folche Gefellichaft immer 
auf dag Minimum der Nechte, welche ven einzelnen Mitgliedern 
zuftehen, bejchränkt ift. — Ferner iſt nie aus den Augen zu ver: 
fieren, daß die Gefellfchaft als folche durchaus Keine Nechtöbeichrän- 
fung fich erlauben darf, und zwar weber gegen Fremde noch gegen 
die eigenen Mitglieder. Fremde dürfem weber zum Beitritte ges 
zwungen werben, noch kann die Geſellſchaft in Bezichung auf ihren 
Schutzzweck Forderungen an fie ftellen und Zwangsrechte ausüben 


8) Die Frage, ob der Bürger verbunden fei, in Schubvereine ginzutreten, 
if, meines Wiſſens nirgends behandeltgg Die Erörterung breht fi immer um 

Unterfuhung, ob und wie weit er bazu berehtigt fei. Selbft in bem 
Werke, welches die Wreindfrage am geiftreichften und umfafjenbften aufgefaßt und 
erörtert hat, in Ahrens, Cours de droit naturel, éd. 2, Brux., 1844, ift 
nur dieſe Teßtere Hälfte der Aufgabe inis Auge gefaßt. Offenbar genügt dieß 
aber nicht, auch wenn bie Frage nur in ihren Beziehungen zum igigen Recht: 
ſtaate aufgeht wird; auch verftcht fich bie Antwort nicht fo ganz von felbft. 

14 * 
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wollen, welche nicht jchon in den Befugniffen bed einzelnen Mit: 
gliebed vor ber Vereinigung lagen. Auch die eigenen Mitglieder 
find nur in fo ferne Beichränfungen unterworfen, als fie entweder 
fich außdrüdlich dazu verbindlich gemacht haben, oder wenn jene 
Beichränkungen eine rechtlich nothwendige Folge des Eintritted in 
den Verein und ber Verfolgung feiner Zwede find °). — Endlich 
iſt einleuchtend, daß alle Echußvereine, wie zahlreid und dadurch 
bedeutend fie auch immter fein nfÖgen, doch dem Staate nie aus 
einem andern Gefihtöpuncte erfcheinen können, als aus bem einer 
Privatgejellfchaft, und daß jomit alle Bedingungen, welche über bie 
Bildung von Geſellſchaften durch die Geſetze vorgefchrieben find, 
fo wie, alle Vorfchriften über die Beobachtung und Ueberwachung 
ber Vereine wegen möglichen Mißbrauches 19%) vollkommene Anwen- 
‚bung. auf fie finden. - Durch ftrengen Vollzug diefer Gefege wird 
auch eine, font vieleicht mögliche, Gefährlichkeit großer Geſellſchaften 
entfernt 29). 


9) Es liegt in ber Natur der Sache und wird durch bie Erfahrung nach— 
gewielen, daß bie freiwilligen Schugvereine am häufigften gegen biefe, doch fo 
gerechte und nothwendige, Forderung verſtoßen. Es ift fo leicht, die gemeinſchaft⸗ 
lihe Erſtarkung beiien, was ber Einzelne nit Tann, und deffen, was er nicht 
barf, mit einander zu verwechfeln. Und zwar wird gemöhnlich zu gleicher Zeit 
nach zwei Seiten bin gefehlt: gegen die Einen findet unerlaubter Zwang zum 
Beitritte ftatt; gegen bie Anderen gewaltjame Durchſetzung einer ungerechtfertigten 
Forderung. In jeder Beziehung in’& Große gehende Beifpiele find hier bie Ver: 
eine ber. Fabrikarbeiter zu Erzwingung Höhern Lohnes mittelft allgemeiner Arbeit: 
einftellungen (strikes). 

10) ©. hierüber oben, $. 9, ©. 72 fg. 

11) Die der vorftehenden Yasführung zu Grunde liegende Anfiht von dem 
Verhältniffe der Vereine zu dem Staate und feiner Aufgabe flimmt keineswegs 
ganz überein mit ber von Stein, Verwaltungslehre, (tuttg., 1865) Bd. I, 
©. 520 fg. entwidelten Nuffaflung biefes Verhältniſſes. Die hier vorgetragene 
Lehre ruht auf dem Satze, baß ber Rechtsſtaat allerdings eine allgemeine Auf: 
gabe habe, nämlich bie Förderung ber harmötifchen Entwidlung aller menſchlichen 
Kräfte, und daher auch alle zu Erreich dieſes Zweckes erforderlichen Einrich⸗ 
tungen zu treffen habe; daß er aber, eben im Intereſſe jener Entwicklung, erſt 
bann eintrete, wo und fo weit bie Kräfte jeiner Theilhaber, einzeln oder frei: 
willig vereinigt, nicht ausreichen. Stein bagegen faßt ben Staat auf als bie 
Perfönlichkeit der Gemeinſchaft der Menfchen, mit perfönlihem Bewußtfein, per⸗ 
önlihem Wollen und Handeln. Da nun ber Lebenöproceß der Menſchen über: 
haupt in dem Procefje der Unterwerfung ber äußeren Welt in allen ihren Zor: 
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Füugt man den bisher ausgeführten Fällen noch diejenigen bei, 
in welchen überhaupt feine Handlung der vorbeugenden Recht 8⸗ 
pflege jtattfinden Tann, (ſ. biefelben entwickelt oben, 6. 4, ©. 34 
fg.) jo find die Gränzen vollftändig bezeichnet, welche für die Thä- 


men unter bie freie Selbftbeftimmung bes Individuums beftehe, fo fer dich auch 
daß Leben bed Staates in höherer und größerer Form. Angewenbet ayf Vereine 
sehe aus biefem Begriffe ded Staates hervor, baß ein Verein, um welden fi 
ber Staat Überhaupt zu befümmern babe, einen flaatlihen Zwed haben müſſe, 
ein Theil des Berwaltungsorganismus fei, nie ein Stellvertreter bed Staͤates fein 
fönne, ſondern nur eine Erfüllung ber ftaatlihen Ordnung. Es bringe in bafs 
felbe nichts, was nicht ſchon im formalen Begriffe des Staates liege, aber es 
eringe in biefen formalen Inhalt die Bethätigung des individuellen Leben? Das 
VereinsSweſen vereinige organifch ben perfönlichen Staat und bie freie einzelne 
Berfönlichkeit. In Folge defien wirb denn aud das Vereindwefen, neben Beamten: 
verwaltung und Selbftverwaltung ala eine ber drei Grundformen bed Organis⸗ 
muß der vollziehenden Gewalt aufgeftellt. amd ausführlich behandelt. — Weber bie 
beiben einander gegenüber ftchenben Staatsbegriffe in tiefere Erörterungen einzu: 
geben, ift bier nicht ber Ort, und ed mag nur bie eine Bemerfung gemacht wer: 
ben, baß die Stein'ſche Begrifisbefiimmung vom Staate den offenbaren Mangel 
bat, für bie von der Gtaatzperfönlichkeit verlangte Unterwerfung ber Natur 
unter den menſchlichen Willen feinen legten greifbaren Zweck aufzuftelen, und 
daß es fomit an einem Griterium für die Nothwendigkeit und Erlaubtheit der 
einzelnen Hanblung fehlt. Was nun aber bie befondere Frage, das Werhältnig 
zu Bereinen betrifft, fo fcheint auf den erften Blick zwiſchen den beiden Auffaſ⸗ 
jungen Bein weſentlich practifcher Unterfchieh, zu fein, indem bie eine wie bie an- 
bere den Vereinen eigene Thätigfeit einräumt unter Aufficht des Staates und mit 
der Mnterftellung eines Eintretens deſſelben im Falle einer Inzureichenheit ber 
Bereindergebniffe oder eines gänzlichen Mangels berfelden. Bei genauere Unter: 
fugung zeigt fich jedoch eine wefentliche VBerfchiebenheit. Die hier vertretene Anficht 
läßt bie Thätigkeit des Staates, wie überall fo auch für ben Rechtsſchutz, nur 
als eine fubfidiäre erfcheinen; fie tritt erft ein mh wird erft berechtigt, wenn und 
wo Feine genügende Sclöfthilfe beſteht. Es hingkaalfo von ber Ausdehnung und 
ber Art ber Thätigfeit ber Bürger ab, ben Umfang ber Staatsthätigkeit zu bes 
fimmen; im Zweifel ift für jene und nicht für biefe zu entfcheiben. Stein dagegen 
giebt dem Staate eine allumfafiende Aufgabe und geftattet nur, daß er einen Theil 
berfelben nnerfüllt läßt, wenn ein Verein denfelben ficher und nachhaltig über: 
nimmt. Die Thätigfeit des Staates ſteht alfo in erfter Linie und fie wird nur 
ausnahmsweiſe und unter günftigen Umſtänden fufpendirt ; die Vermuthung fpricht 
alfo hier für die Verpflichtung und für bie Berehtigung bed Staates und nicht 
ber Vereine. Die practifhe Folge diefer Verfchiebenheit in der Grundanfhauung 
it num aber, daß in jedem einzelnen Falle bie Zuläffigkeit eines Vereines bei- 
unferer Auffafjung aus dem Stanbpuncte des Nechtes, bei der Stein’fhen auß 
dem ber Zweckmäßigkeit beurtheilt wird. 
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tigkeit de3 Staated in Wahrung ber Einzelnrechte zu ziehen find. 
Abgeſehen von der bezeichneten Annahme, tritt die Verbindlichkeit 
des Staates, Verbrechen wo möglich zu verhindern, in volle Wirk— 
ſamkeit; und fteht aljo als leitender und durchgreifender Grundſatz 
feſt, daß der Staat die in jeiner Gewalt umd feiner Befugniß Tiegen- 
den Miftel anzuwenden hat, um eine Rechtöverlegung abzuwenden, 
welche Ancın einzelnen Bürger droht; vorausgeſetzt, daß dieſelbe nicht 
ſchon von dem Bebrohten felbft durch die Anwendung gewöhnlicher 
Aufmertfamkeit und Kraft entfernt werben kann, daß nicht ein er- 
laubter freiwilliger Privatverein zu deren gemeinjchaftlicher Bekaͤm— 
pfung befteht, endlich daß Mittel und Zweck nicht in offenbarem 
Mißverhältniffe ftehen. 

Die Anftalten zu Crreihung dieſes Zweckes zerfallen nun 
aber in zwei verjchiedene Klaffen, je nachden fie im Allgemeinen 
den Schuß‘ der Einzelnrechte beabficfligen, ohne gerade einen be— 
ftimmten Fall oder ein gewiſſes Necht im Auge zu haben; oder fie 
aber beftimmte Nechte gegen Verletzungen zu ſchützen beabfichtigen. 
Jene beitehen in der Bekämpfung folcher Menichengattungen, bei 
denen man eimen vollſtändig umrechtlichen Willen vorausſetzen muß, 
von, beffen aljo jede Recht, deſſen Verlegung ihnen einen VBortheil 
zu bringen verfpricht, bedroht iſt. Die zweite Gattung von Maaß— 
Tegeln dagegen faßt nur einzelne beftimmte Rechte und die nach 
ber Erfahrung denfelben drohenden Verletzungen ind Muge und fucht 
dann dieſe zu verhindern, gleichgültig von wen die Vergewaltigung 
unternommen werden möchte. Die allgemeinen Maafregeln haben 
jomit eine mehr perſonlichg die beſonderen eine dingliche Richtung. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Anſtalten zum Schutze der Einzeln-Kechte. 
§. 19. 
1) Maaßregeln gegen Landſtreicher. 
Unterhalb der geordneten bürgerlichen Geſellſchaft treibt ſich, 
in einer je nach der Zweckmaßigkeit und Strenge der Anſtalten 
und der Größe der Staaten verjchiebenen 1) Menge, eine für das 


1) So hatte 3. B. bie Kleinheit der einzelnen Staaten und folglich ber 
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Eigenthum der Einzelnen und für das allgemeine Wohl fehr nach 
theilige Klaffe von Perſonen herum, welche ohne bejtimmten Wohn- 
fib und ohne geſetzliches Heimweſen umherwandern. Die Äußere 
Erſcheinung diefer Landſtreicher (Vaganten, Heimathlofen) ift 
verfchieben. Einige betreiben einen Meinen Haufirhandel, in ber 
Regel mit groben Küchengeräthichaften 3. B. Töpfen, hölzernen Röf- 
feln u. dgl.; andere fuchen durch Mufieiren etwas zu erwerben; 
noch andere betteln oder nügen Glücksſpiele au: alle aber nehmen 
feinen Anftand, den ungzureichenden Lebensunterhalt bei günftiger 
Gelegenheit durch Haug oder Feld-Diebſtahl zu ergänzen und ftchen 
überbieß mit ben eigentlichen gemerbinäßigen Dieben und Räubern, 
den Saunern, in Verbindung als deren Spione (Baldowerer), Ab: 
nehmer, gelegentlih auch wohl fürmliche Genoffen ). ‚Außerdem 
fallen fie namentlich) noch dem vereinzelt Wohnenden dadurch 
Schr zur Laſt, daß fie ihm beträchtliche Geſchenke an Geld und 
Lebensmitteln, oft jelbit längere Aufnahme in Haus oder Scheune 
abnöthigen, im Falle der Weigerung fich mit Brandftiftung rächen ®). 


Mangel an einer wirffamen Verfolgung und Auffiht in früheren Zeiten im 
ſchwäbiſchen Kreiſe die Zahl der Landftreicher unglaublich vermehrt (nah Schöll 
auf 6—8000 Köpfe). Diefelben Urfachen find noch itt in der Schwelz und in 
Mitteldeutfchland dem Bettler: und SJauner : Unmefen günſtig. In Frankreich 
wußte man durch firenge Hanbhabung der Geſetze und weil Keiner i in dem großen 
Lande denſelben durch eine Flucht über eine nahe Gränze ſo leicht entgehen fann, 
dem Bagantenmwefen ganz ein Ende zu maden. 

2) Siehe Shell, Abriß des Jauner- und Bettel:Wefend in Schwaben. 
Stuttg., 1793, ©. 500 fg.; Falkenberg, Berfud einer Därftellung ber ver: 
fhiedenen Klaſſen von Näubern, Tieben n. ſ. w, I. II. 2erl., 1816, &. 184 fg.; 
ferner Pfiſter's Gechichte der Näuberbanden R Main u. {m ‚und beffen 
Griminaljälle, Bd. III. Eine eigene Klafie der Waganten find bie Zigeuner. 
Siehe über diefelben: Grellmann, hiſtoriſcher Verſuch über die Zigeuner. 
2te Aufl., Gött., 17875 Tetzner, Die Gefchichte ber Zigeuner, ihre Herkunft 
und Art. Weimar, 18355 Heifter, Ethnograpbifche und geſchichtliche Notizen 
über die Zigeuner. Königsberg, 1842; Borrow, Gypsies of Spain. I. II 
Lond., 1842. 

3) Schöll, a. a. O., ©. 539, berechnet, daß in Schwaben zu Ende bes 
18ten Jahrhunderts jährlih nur an Almofen 240,000 fl. an Landftreicher 
gegeben wurden. Manche von ihnen hielten eigene Knechte und Mägde, welchen 
fie Kleidung und Lohn gaben und welche dagegen für bie Herrfchaft betteln muß— 
ten. Taf, Seite 425. Die Furcht des vereinzelt wohnenden Landmannes vor 
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Die Pflicht de3 Staates, feine Bürger von einer ſolchen Beläftigung 
möglichft zu befreien, Tann feinem Zweifel unterliegen. 

Die nothwendigfte Maaßregel zu Erreichung dieſes Zweckes 
“ und die Bedingung aller übrigen ift dad Verbot des Herum- 
ftreifend. Hierdurch werben bie bigherigen Landftreicher genöthigt, 
fih an einem bejtimmten Orte aufzuhalten und Fönnen theil3 unter 
beftändige Aufficht geſetzt; theils zur Betreibung eincd rechtlichen 
Gewerbe angehalten werben. Dieſes Anjälfigmachen ift übrigeng 
mit großen Schwierigkeiten verbunden, weldye nur durch wohlbe- 
rechnete Geſetze und durch eine nachhaltige ftrenge Vollzichung ber: 
felben überwunden werben mögen. Vor Allem bat nämlich ber 
Landftreicher ſelbſt eine entſchiedene Abneigung gegen einen bleiben: 
den Aufenthaltzort und eine mehr oder weniger fitende Lebensart. 
Wie der Wilde will er Lieber allen Bejchwerlichfeiten und Entbeh— 
rungen des Wanderlebens ich unierziehen, als der geordneten Ein— 
foͤrmigkeit und der Arbeit der bürgerlichen Zuſtände. Von Jugend 
auf angewöhnter Müßiggang und Hang zu Diebſtählen beſtimmen ihn, 
hierbei zu gleichen Theilen. Häufig kommt dazu noch, daß er kein 
Gewerbe irgend einer Art gelernt hat, oder nur eines, welches ihn 
höchſtens auf der Wanderſchaft nähren kann, ſo daß ein beſtändiger 
Aufenthalt ihn mit Hunger bedroht. Ein zweites eben ſo großes 
Hinderniß iſt der Widerwille der Gemeinden gegen die Aufnahme 
der Zugewieſenen. Nicht nur ſcheuen ſie die Mitbürgerſchaft ſol—⸗ 
cher verdorbener und zu Diebſtählen fo ſehr geneigter Menſchen; 
ſondern ſie fürchten auch noch die Nothwendigkeit, Arbeitſcheue oder 
Arbeitunfähige ſammt ihr ze Familien ernähren zu müffen. Sie 
fuchen daher durch alle Makel die ihnen drohende feſte Niederlaffung 
berfelben zu verhindern %. Da nun aber eben biefe Nicberlaflung 


Brandftiftung und die daraus folgende Dulbung höchſt befchwerlicher Begehrungen 
ift noch heute ganz allgemein. 

4) Mir find Fälle befannt, in welchen Gemeindevorſteher gefährliche Land⸗ 
ſtreicher abſichtlich entwiſchen ließen, weil ſie fürchteten, dieſelben möchten, in Er— 
manglung eines nähern Heimathrechtes, ihnen zugetheilt werden, ia ſogar Fälle, 
in welchen gefangenen Vaganten eine beträchtliche Summe Geldes gegeben wurde 
unter der Bedingung einer ſchleunigen Flucht aus dem Ortsgefängniſſe. Koſt⸗ 
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bie Bebingung jeder Beſſerungshoffnung ift, fo muß der Staat dieſe 
beiden Schwierigkeiten auß dem Wege zu raumen fuchen. Dieß 
aber kann er durch folgende Maaßregeln: 

1) Alles Herumziehen von Heimathlofen ift unbedingt zu vers 
bieten und die verfchiebenen Polizeiagenten, namentlich Gensbarmen, 
find anzumeifen, von allen dem Apſcheine nach diefer Klaſſe ange 
hörigen Neifenden die Ausweife über Heimath und Reiſezweck zu 
verlangen. Auch bei den, aus anderen Gründen, von Zeit zu Zeit 
veranftalteten Streifen fine herimzichende angebliche Gewerbäleute, 
welche ſich nicht augenblidtich und vollkommen genügend ausweiſen 
fönnen, zu verhaften und zu weiterer Unterfuchung einzuliefern. 
Zur befondern Aufmerkfamkeit find hier zu empfehlen die Märkte 
und Mefien, Wallfahrtsorte, Nheinflöße. Ausländer werben ala- 
bald unter den gehörigen Vorſichtsmaaßregeln Tiber die Gränze des 
Staates geſchafft, welcher fie aufzunehmen hat; f. oben F. 11, €. 
107 fg. Die dem eigenen Staate Angehörigen aber find, wenn fie 
das critemal betreten werden, einer bejtimmten Gemeinde zuzuweiſen, 
in welcher fie ihren bleibenden Aufenthalt zu nehmen haben und 
welche fie ohne bejondere Erlaubniß nicht wiedeg verlaffen dürfen. 
Auch bei ihrer Hinſchaffung find Sicherungs-Maaßregeln anzuwen⸗ 
ben, damit jie fich auch wirklich an den angewiefenen Ort begeben °). 
Die hier ausgeſprochene Beichränfung der perfünlichen Freiheit ift 
völlig gerechtfertigt durch den gemeinſchädlichen Gebrauch, welcher 
von derſelben bisher gemacht wurde und auch Fünftig aller Wahr: 
Icheinlichkeit gemäß gemacht werben würde; ſodann als die einzig 
richtige Grundlage ‚giner MWegräumung be Uebels. 

2) Das Sefeg | hat augzufprechen, welche Gemeinde den Heimath- 
lofen und feine noch unter väterlicher Gewalt ſtehende. Familie 6) 





fpielige Rechtäftreitigkeiten zwifchen verfchiedenen Gemeinden über die Aufnahme⸗ 
Verbindlichkeit find ohnedem nicht felten. 

5) Das franzöfifche Geſetz beftraft Vaganten ſchon beim eriten Betreten mit 
3 bis 6 Monaten Gefängniß und überläßt ber Regierung bie weitere Verfügung 
über fie S. Code penal, art. 271. Do wohl zu hart. 

6) Eine offenbare Barbarei ift eg, wenn heimathlofe Familien auseinander: 
geriffen und verfchiederien Gemeinden zugetheilt werben, 3. B. jebed Mitglied feis 
nem zufälligen Geburtsort. Man laſſe gegen ben Lanbftreicher doch biejelbe 
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unweigerlich aufzunehmen hat. Die Billigfeit erfordert, daß bei 
diefer bejchwerenden Zutheilung unterfchieden wird zwiſchen den 
Fällen, in welchen der itzt Heimathlofe ſchon früher zu einer be 
ſtimmten Gemeinde in einer nähern Beziehung ftand, und denen, 
in welchen nicht3 biefer Art der Fall war. Grundſatz ift, dag im 
eriten Falle Feine andere Gemeinde in Anfpruch genommen werben 
barf 7); weil aber bei berfelben Perfon Beziehungen zu mehreren 
Gemeinden ftattfinden fünnen, fo muß das Geſetz auch noch feft- 
ftellen, welche berfelben den anderen vorgeht. Demnach ift etwa 
nachjtehende Neihenfolge, (jo daß das Vorhandenſein eines früher 
genannten Falles die fpäter genannten befreit,) zur Aufnahme eines 
eingefangenen Landftreicherd und feiner Familie feftzufegen: 

a) diejenige Gemeinde, in welcher der itt Heimathloſe früher 
ein Bürger- ober Beifiberrecht hatte. Der Grund feines Austrittes 
aus dem Gemeindeverbandbe wäre gleichgiltig; 

b) die Gemeinde, welche ihn früher felbft zu einem längern, 


menſchliche Rückſicht eintreten, wie gegen ben Negerfklaven, deſſen Trennung von 
ber Familie im Falle ‚eines Einzeln-Berfaufes mit Necht fo fehr bedauert murbe. 
Natürlich fallen bei bereit ber väterlihen Gewalt entwachſenen Kindern biefe Rüd: 
fihten weg und Fönnen biefelben ohne Härte je nach ihren eigenen Verhältniſſen 
behandelt werden. 

7) Die Feſtſtellung des Merkmales einer frühern beſondern Verbindung 
ſcheint richtiger zu fein, als das von den Geſetzen gewöhnlich gewählte einer that: 
fählichen fehlerhaften Anerkennung des Landftreicherz ala Gemeindebürger. Durch 
bie Annahme bes letztern Grundſatzes werben die Gemeinden empfindlich geftraft 
für einen, vielleicht fehr verzeihlichen, Fehler eines Vorftehers, während body offen: 
bar höchſtens eine Verpflichtung.des Ichtern barauz entfteben Fan. Deßhalb find 
auch die Häufig angenommene Zutheilungsgründe ber Trauung in einem Orte 
und der Geburt zu verwerfen. Lebterer bat überdieß noch ben befonbern Nach: 
tbeil, daß es gerade bie Fleineren Gemeinden, oft felbit einzelne Höfe, find, welche 
mit der Ernährung eines Landſtreichers belaftet werden, inden fie — aus Furcht 
vor Brandlegung — weniger wagen können, berumgiehenden Leuten den Nufent: 
halt zu verfagen. Unbegreiflich ift vollends, wie mehrere Stanten, 3. B. Württem⸗ 
berg und Baden, dem Orte ber polizeilihen Berhaftung die fchließliche Ver: 
bindlichfeit der Aufnahme zutheilen können. Hier wird ja die pflichtmäßige Boll: 
ziehung des Gefehes mit einen Nachtheile belegt und förmlich zu abfichtlicher, 
gerade hier beſonders ſchädlicher, Nachläffigfeit und Amtzverlegung aufgefordert. 
Zahlreiche Beifpiele fprechen auch bafür, baß biefe fo natürliche Folge eines ſchlecht 
berechneten Geſetzes nicht ausbleibt. 
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etwa dreijährigen, Aufenthalte in ihren Gränzen veranlaßte, 3. B. 
durch Mebertragung eines Gemeindedienjtes, einer Hirtenftelle u. dgl.; 

c) die Gemeinde, welche ihm wenigftend einen längern Auf: 
enthalt geftattete ®). Hier wäre jedoch wohl die Feſtſetzung eines 
etwa? Längeren Zeitraumes billig. Ä 

In allen drei Fällen wären Wittwen und Waifen dem Orte 
zuzuweifen, welches den Ehemann, den Vater oder die Mutter hätte 
aufnehmen müfjen. Sollte bafjelbe Verhältnig bei mehreren Ges 
meinden nach einander eingetreten fein, jo wäre diejenige aufnahme: 
pflichtig, welche zuleßt in demfelben geftanden wäre, jedoch hätte 
fie einen Unterhalt3beitrag von den übrigen zu erhalten: — Träte 
aber feiner der bezeichneten Fälle ein, jo müßte nun die allgemeine 
Pflicht der Gemeinden, Heimathloje aufzunehmen, in Anſpruch ge 
nommen werden. Hier ſcheint benn das Billigfte zu fein, wenn 
unter den Gemeinden je eines größern Verwaltungsbezirkes, 3. B. 
eine Kreifed ober einer Provinz, eine Reihenfolge eingeführt würde 
und zwar mit Rückſicht auf die Größe des Steuerfapitaled. Auf 


— — ® 

8) Unzweifelhaft macht bier dad Syſtem ber Gewerbefreiheit eine befonbere 
Aufinerffamkeit und felbft eine eigene Gefeßgebung nothwendig. Einer Seitz 
muß dafür geforgt werben, daß nicht ber große Grundſatz eiger freien Verwen⸗ 
dung von Beichidlichkeit und Arbeit am jedem dazu geeigneten PIAW, fomit ber 
leichten Ortsveränderung, buch jchwerfällige und willfärliche Hinberniffe von 
Seiten ängftlicher Gemeindebehörben thatfädhlich aufgehoben wird. Anberer Seits 
muß den ®emeinden bie Möglichkeit einer Sicherftelung gegen das Zuftrömen 
beinzathlofer Menfchen gegeben werden, damit nicht biefe ihnen fchließlih auf 
Grund eines Aufenthaltes zugemwiefen werden. Namentlich ift dieſes ba nöthig, 
wo große Fabriken beflehen, und zwar um fo mehr, als diefe häufig an Fleinen 
und nur aus wenigen fonftigen feßhaften Ginwohnern beftehenden Orten angelegt 
find. Glücklicherweſſe läßt ſich die Schwierigfeit Übertüinden durch eine gefegliche 
Beſtimmung, welche jedem außerhalb feiner Heimathgemeinde Arbel Suchenben 
die Verpflichtung auferlegt, ſich mit einem Heimathfcheine zu verfehen, ben Orts: 
bebörben aber. das Recht giebt, ſich von ber Erfüllung biefer Bedingung. zu über 
zeugen und im Falle eined Mangels Ausweifung anzuordnen. Auch mag ben 
Arbeitgepern die Auflage gemacht werben, fi) bei Vermeidung von Strafe vor 
der Annahme eines Arbeiter? von bem Borhandenfein eines ſolchen Scheined zu 
überzeugen. Vgl. Polizei:Wiffenfchaft, Bd. II, ©. 304. — Die gleihe Einrich- 
tung iſt im Vetreff fremder Dienftboten anwendbar, und namentli in großen 
Städten, wo deren viele Taufende zufammenftrömen, fehr an ber Stelle. 
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dieſe Weife würde eine aus allgemeinen Nückfichten noͤthig erachtete 
Laft auch möglichſt gleichförmig vertheilt 9). 
3) In dieſe ihm angewielene Gemeinde ift denn der Vagant 
und feine Familie einzugränzen, d. h. er darf dieſelbe ohne befon- 
bere polizeiliche Erlaubniß nicht verlaffen. Diefe Erlaubniß ift ihm 
aber ohne dringende Gründe nicht zu ertheilen; in feinem Falle zum 
Behufe der Fortfebung eines müßigen Wanderlebenz, font nur ganz 
ausnahmsweiſe und bei fittlich zuverläffigen Perjonen zum weiteren 
Betriebe eine? Wandergewerbes. Und ſelbſt in diefem Falle nur 
unter Bedingungen, welche eine regelmäßige Erziehung ber jlingern 
Kinder und einen Eintritt der ermwachlenen in eine georonete und 
ſeßhafte Befchäftigung ficher ſtellen 1%. Zur Ueberwacung biejer 
Vorſchrift hat er ih in kurzen bejtimmten Zwiſchenräumen vor der 
Ortsbehörde zu ftellen und feine Anweſenheit amtlich aufnehmen zu 
laſſen. Webertretung bes Gebotes von feiner Seite wird mit Zwangs⸗ 
arbeit gerügt; Nachläffigkeit von Seiten des Ortsvorſtandes mit 
Ordnungsſtrafen. Alle Polizeibehörden, Genzbarmen u. |. w. find 
anzuweiſen, auf die Einhaltung diefer Eingrängung zu ſehen und bie 
Uebertreter alsbald dem 'zlıftändigen Gerichte zur Beftrafung zu über: 
geben. Eine genaue Auffiht und häufige unvermuthete Unterſu— 
Hung ber Diverjorien und Kitts (Herbergen der Landftreicher) machen 
diefe Strefffe ausführbar und wirffam 11), 

4) Um den beftändigen Aufenthalt möglich zu machen, ift für 


9) Diefe Vertheilung ift ohne Zweifel der Einrichtung vorzuziehen, nach wel: 
her die Zutheilung in Ermanglung näherer Anfprühe an. die Gemeinde der Ge: 
burt, der Trauung oder gar der Habbaftwerbung auzfpricht, jedoch in ſolchen 
Fällen einen Beitrag aus ber Stantsfaffe in Ausficht ftellt. Hiermit nämlich find 
bie Unbilligkeiten gegen bie genannten Gemeinden Teincsweg®® ganz ausgeglichen, 
alfo auch die vorſtehend in Anmerf. 4) und 7) bezeichneten Webelftände nicht 
befeitigt. 

10) Es muß alfo nachgewiefen fein, baß bie Kinder in fchulpflichtigen Alter 
entweder mit ber Mutter zu Haufe bleiben, oder baß fie in einer ber Ortsbehörde 
als geeignet erfcheinenden Koft während ber Abweſenheit der Eltern untergebracht, 
ober endlich baß fie in einer öffentlichen Grziehungsanftalt aufgenommen find. 
Auf erwachſene Söhne oder gar Töchter darf die Erlaubniß zu gewerblichen Um: 
berziehen in keinem alle außgebehnt werben. 

11) Bl. bag unten, $. 53, über Eingränzung ausführlicher Entwidelte. 
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ben Unterhalt der Zugewieſenen zu forgen in fo ferne fie nicht ſelbſt 
im Stande find, denfelben durch Arbeit zu erwerben. Am billigften 
ift ohne Zweifel, wenn ber Gemeinde hiezu ein Beitrag auß ber 
allgemeinen Staatskaſſe geleiftet und ihr nicht Alles allein zuge- 
muthet wird. Scheint biefem auch der Grundſatz enigegenzuftehen, 
daß jede Gemeinde ihre Armen jelbjt zu unterjtügen hat, fo ift 
doch zu’ bebenfen, daß durch eine Verfügung des Staates gerabe 
biefer Arme in die Gemeinde verwiejen wird, in welcher er fi 
fonft vielleicht nie hätte blicken laſſen, und daß überhaupt eine 
ausnahmsweiſe Unterftüßung der Gemeinden bei aller Armenver- . 
pflegung geftattet ift 1%). Weberbieß ift einleuchtend, daß häufig bie 
Gemeinden ohne eine folche Unterftügung die Aufficht auf die Ein- 
gegrängten nur nachläſſig führen und felbjt deren Herumziehen bes 
günftigen würden, was eine Verfehlung des ganzen Zweckes und. 
eine Unheilbarkeit des Uebels zur Folge hätte. Von ſelbſt verftcht 
fih, daß in ſolchem alle der zum Unterhalte Verpflichtete das 
Recht hat, die Arbeitzfähigen zu paffenden Beſchäftigungen zu ver- 
wenden, Widerfpännitige aber zıır Zwangsarbeit abzuliefern. 

5) Eine Hauptjache ift eine gute — bey Kinder früherer 
Landitreicher, damit fich nicht auch auf fie der Hang zum Mülfig- 
gange und unerlaubten Erwerbe fortjeßt. Es genügt hier keines⸗ 
wegs in allen Fällen, wenn fie nur zum gewöhnffchen Schulbefuche 
angehalten werben; fondern bei ganz verborbenen Eltern ift die 
Trennung der Kinder und beren Erziehung in eigenen Anftaften 
durchaus nothwendig zu Erreichung eines gebeihlichen Zuſtandes 19). 
Nach Beendigung der Schuljahre muß für eine Unterkunft in einer 
Lehre oder in cinem Dienfte bei zuverläffigen Leuten gejorgt wers 
den; jedenfall? if dabei auf einen von den Eltern entfernten Ort 
Rückſicht zu nehmen. 

$. 20. 
2) Bernidtung ber Janner. 

Noch weit gefährlicher ala die blofen Landftreicher und nach⸗ 
theiliger für die Sicherheit des Eigenthumes, zuweilen wohl gar 


12) S. meine Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl., Bd. I, S. 362 fg. 
13) Daf., ©. 458 fg. 
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bes Lebens, ber Bürger find die Sauner ?), d. 5. die gewerbmäßigen 
Diebe und Räuber. Sie find in allen, felbjt den gefittigtften, 
Rändern vorhanden und führen einen beftändigen ?Freibeuter » Kricg 
gegen die Geſetze und die bürgerliche Ordnung, allerdings in ihren 
Sitten und in der Art ihrer Unternehmungen nach ben Volks— 
character und ber gejeglichen Geftaltung bed Staated, fowie nad) 
der Größe des gewöhnlichen Aufenthaltzortes etwas verfchieden aus— 
geprägt ). Ihre möglichſte Unterdrüdung ift eine wichtige Pflicht 
des Staates. Nicht nur die Rube und das Glück manches Einzel- 
rien wird dadurch gejichert werden, ſondern felbjt dem geſammten 
Bolfdvermögen ein boppelter bebeutender Gewinn zugehen. Auf 
ber einen Seite wird nämlich dem Müſſiggange einer beträchtlichen 
Anzahl Arbeitzfähiger gewehrt, auf der andern Seite dem arbeit: 
famen Bürger eine große Summe erhalten, welche er zur Vermeh— 
rung jeined Kapitalez verwenden Tann ®). — Zur wirkfamen Be- 


1) Jauner und nit „Gauner“. Erſteres Wort bezeichnet eine ganz 
beftimmt ausgebildete Klaſſe von gewerbömäßigen Verbredern mit beftimmten 
Sitten und eigener —— dagegen nur einen ſchlauen Betrüger, wel: 
cher denkbarerweiſe ben verſchiedenſten Klafien ber bürgerlichen Geſellſchaft ange: 
hören und vielleicht ſelbſt in angejehenen und bebeutenden Berhältniffen leben kann. 
Die Jauner jelbft Haben das Bewußtfein eines Gattungsunterſchiedes und bezeichnen 
ſich daher in allen Ka mit einem eigenen Geſammtnamen im Gegenfaße 
gegen bie nicht zu ihnen Gehörigen. So neımen fie fi 3. B. im Deutfchen 
Kochemer, d. 5. Geſcheide, alle Uebrigen aber Wittifhe, Dumme. 

2) Die italienifchen und fpanifchen Räuber; die franzöfifchen, namentlich die 
parifer Diebe, wie fie Vidocq und Fregier ſchildern; bie frühere leichte und 
ſchwere Neiterei auf der Themfe, nah Eolquhboun’s Schilderung, und bie 
übrigen gewerbmäßigen Diebe Englands, beſonders Londons; die beutfchen Jauner; 
ſelbſt die chinefifchen fo Außerft fchlauen und verwegenen Spikbuben, und bie 
bengalifchen Dacoiten: alle gehören berfelben Menſchenklaſſe an, nur natürlich je 
nach ber Landesart ausgebildet. Solche getwerbmäßige Diebe finden fich überall, 
wo es möglich ift durch Diebflahl dag Leben ohne Arbeit zu friften. Bon ber 
gecrbneten bürgerlichen Geſellſchaft ausgefchloffen und überdieß durch gemeinfchaft: 
liche Unternehmungen befannt und verbunden Halten fie fi, auch ba, wo fie 
feine fürmlichen gefchloffenen Banden bilden ‚enge zu einander, nehmen gemein: 
ſchaftliche eigenthümliche Sitten und in der Negel auch eine eigene beim unbe: 
fugten Horcher uuverſtändliche Sprade an. 

3) So berechnete Colquhoun fhon zu Anfang dieſes Jahrhunderts für 
London ben Betrag des jährlich entwendeten Eigenthumes auf 2,100,000 Bid. Stil. !! 
Für die Stadt Liverpool war für das Jahr 1836 der Geſammtbetrag des unrecht: 
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fümpfung biefer eben fo fchlauen als verwegenen Menſchen ift aber 
eine genaue Kenntniß ihrer ganzen Lebend- und Handlungsweiſe 
nöthig. Für Deutjchland gilt nun nach übereinftimmenden Zeug: 
niffen Sachkundiger *) im Wefentlichen Folgendes: 


fihen Gewinne? von der Polizei auf 734,000 Pfd. Strl. veranſchlagt, wovon bie 
Hälfte etwa auf Diebſtähle fiel. Thiele berechnet ben Verluft, welchen 10,000 
Jauner jährlich in Deutichland durch Tiebftahl anrichten, auf 1!/ Millionen Thaler. 

4) Die Literatur Über bad Jauner-Weſen ift zahlreich. Außer den Schriften 
über die jeniſche Sprache und ben oft auch fehr ſchätzenswerthe allgemeine Bemer: 
tungen enthaltenden Jaunerliften, (f. biefelben aufgezählt unten in Note 6 und 
21), find Bauptfächlich zu bemerken: über bie beutfhen Jauner: Schöll, 
Der Konffänzer Hans, eine ſchwäb. Jauner-Geſchichte. Stuttg., 1789; Derf., 
Das Jauner: und Bettler: Wefen in Schwaben. Stuttg., 1796; Beder, Acten- 
mäß. Gefhichte ber Räuberbanden an ben beiben Ufern des Rheins. I. II. Köln, 
1804 ; (Rebmann,) Damian Hefjel und feine Naubgenoffen. Ite Aufl., Mainz, 
18115 Pfifter, Actenmäßige Gefchichte der Räuberbanden an den beiden Ufern 
des Maind u. |. w. J. II. Heidelb, 1811; Grolman, Nctenm. Geſchichte 
ber vogeläberger und .wetterauer Näuberbanden. Gießen, 1813; Brill, Actenm. 
Nachricht von dem Raubgefindel in der Mainzer Gegend. I. II. Darmfl., 1814; 
Falkenberg, Verſuch einer Darftelung ber verfchiedenen Klaſſen von Räu⸗ 
bern, Dieben und Dieböhehlern. I. II. Berlin, 181655; Schwenken, XActenm. 
Nachrichten von dem Gaunergefindel zwifchen dem Rhein und ber Elbe. Kaffel, 
1822; Biſchoff, Tie Gauner im BVoigtlande. Neuft., 1822; Klappenbad, 
Ueber Gefangene und beren Aufbewahrung“ Hilbb., 1825; Wennmohs, Ueber 
Gauner und über das zwedmäßigfte Mittel zu ihrer Vertilgung. Schwerin, 1828; 
Rohlik, Das Weſen und Treiben der Gauner — — Deutſchlands. Leipzig, 
1846; Zimmermann, Die Diebe in Berlin. I. IL. Berl., 18475; Thiele, Die 
jübifchen Gauner in Deutfchland. I. II. 2te Aufl, Berl., 18485 Tarnowsky, 
Die jüdifhen Gauner. Lpz., 1850; Die gefährlihen Klaffen Wiens. Wien, 1851; 
Ave Lallemant, Das b. Gaunertfum. I—IV. Lpz., 1858 fg.; M. P., Die 
legten Räuberbanden in Oberfchwaben. Ulm, 1866. Ueber die engliſchen 
Tiebe geben höchſt wichtige Nachrichten die bekannten Werfe von Colgu: 
boun, Weber London Polizei, über]. von Bolfmann. Lpz., 1800; und 
Ueber London? Flußs und Hafen: Polizei. Leipz., 18015 Vanderkiste, 
The dens of London. Lond., 1854; Sherman, Nights and days in 
London. I. II. Lond., 1859; Carpenter, Our convicts. I. II. Lond., 
1864; Memoirs of Jane Cameron. I. II. 'Lond., 1864; ferner die verſchiedenen 
Barliamentsberichte über die Constabulary force von 1839 an, fo wie vielfach 
bie Berichte und Schriften über das Gefängnißweſen. Weber die franzdfifgen 
Jauner find lefenswerth bie (freilich theilweiſe rodanenhaften) Memoiren von 
Vidocq (Überf., Stuttg, 1829; I—VI); ferner von bemfjelben Les vo- 
leurs, physiologie de leurs moeurs et de leur language. I. II.Par., 1897; 
Fre&gier, Des classes dangereuses de la population dans les grandes 
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Es wäre ein eben fo großer Irrthum, fich in den Jaunern 
organifirte und außerhalb ver geſetzlichen Geſellſchaft lebende Banden 
zu denken, al fie blos als vereinzelte durch irgend welche Einflüffe 
beſonders verborbene Perſonen oder Familien aufzufaffen. Sie bil- 
ben vielmehr eine eigene, unter begünftigenden Umständen zahlreiche 
Klaffe ver Geſellſchaft, mitten in derjelben und unter ihren anderen 
Bildungen lebend, aber fittlich von ihr vollſtändig getrennt, in ſich 
abgefchloffen und gegliedert. Ihr einziger Lebenszweck und ihr aus: 
ſchließliches Ernährungsmittel ift Raub und Diebftahl. Wenn fie 
auch ikt, in der Negel, dem Scheine nach angefeffen find, jo treiben 
fie fi doch gewöhnlich in großem Kreife umher; und eine angeb- 
liche ehrliche Beichäftigung ift blofer Schein, um die Augen Anderer 
und namentlich der Behörden weniger auf fi) zu zichen. Cie ver: 
mehren fich hauptfächlich aus fich feldft, namentlich bilden die jüdi— 
. {chen Sauner faft nur Eine große Familie °); theilweife erhalten fic 
jedoch auch aus den übrigen Klaffen der Gefellichaft Verftärkung, 
vorzüglich von den Landftreichern. Unter fich reden fie eine eigene 
felbfterfundene Sprache °), haben ihre eigenen Zunamen, unter wel- 


villes. 1. II. Par., 1840. Merkwürdige Einblide in fpanifche Zuftände läßt 
tfun Borrow in feinen beiden Werfen The Gypsies of Spain und The 
Bible in Spain. Und felbft die, in den letzten Jahren nad) Sue’ Vorgang 
fo überzahlreich gewordene Kiteratur der „Seheimniffe”, fo wie mancher geſellſchaft⸗ 
liche Roman ber Engländer, 3. B. von Dickens und Warren, enthält brauch: 
bare Beiträge zur Kenntniß dieſer Nachtfeite unferer geſellſchaftlichen Zuftände. 

5) ©. Thiele, Die jüdifhen Gauner, Bd. I, Seite 17 fg. Das frühere 
blofe „Zubalten” (Concubinat) hat zum großen Theile aufgehört in Felge ber 
aufgezwungenen bürgerlihen Anſäſſigmachung. 

6) Tiefe jenifche oder Spibbuben:Eprade ift cin Gemiſch von deutſchen, 
bebräifchen und felbfterfundenen Worten, welches übrigenz in verfchiebene Stämme, 
namentlich in einen beutfchen und in einen jüdifchen zerfällt; die Grammatik ders 
felgen ift jedoch immer bie beutfche. Die erfte Kenntniß von berfelben gebt bis 
zum Anfange bes 16ten Jahrhundert? hinauf. Nähere Nachrichten, namentlich auch) 
Wörterbücher diefer Sprache, deren Kenntniß für den Gerichts- und Polizei-Beamten 
von Werth ift, finden ſich aber hauptſächlich in folgenden Schriften: Nothwälfche 
Grammatik oder Spradfunft. Franff., 1755; Pfifter, Actenmäßige Nachrichten, 
Bd. I, ©. 212 fg., Bb. ITS. 346 fg.; Grolman, Wörterbud der Spig: 
bubenfpradhe. I. II. Gießen, 1822; Schulz, Wörterbuch ber Guunerfprade. 
Magdeb., 1813; Falkenberg, Berfuch einer Darftclung, Bd. II, ©. 364 fg.; 
Ehriftenfen, Alphabet; Verzeichniß einer Anzahl von Räubern. Hamburg, 
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den allein fie mit Sicherheit zu erkundigen jind, cben fo, wenigſtens 
cheilweiſe, eine eigene Schrift und Wappen ala Geheimzeichen 9). 
Ihre Verbrechen pflegen fie zwar in Gentinfchaft, allein nicht im 
#ehenden Banden mit einem aherfannten Hauptmanne, bejtändigem 
Lerſtecke u. dgl, vorzunehmen. Schr felten wird ein größeres und 
xfährlichered Unternehmen auf? Geradewohl gemacht, ſondern erft 
wenn die Gelegenheit und bie näheren Umſtände genau erkundet 
(baltowert) find, wozu theils die fchlauften der Jauner feldft, ſehr 
Kufig aber auch Andere, befonderd Landjtreicher und Bettler, gegen 
Lehn benüht werden ®). Es ift dabei je nach der Art der Begehung 
und den hierzu erforderlichen Eigenjchaften eine Arbeitätheilung und ein 
genau befolgtes ſyſtematiſches Verfahren 9) eingeführt; und Diejenigen, 
welche ſich bereit? zu den gefahrvolleren und einträglicheren Unterneh: 
mungen entporgearbeitet haben, können nur durch Noth zu Begehung 
gemeinerer Eigenthumsverlegungen bewogen werden 1%. Mord ift 


1814; Bifhoff, Die Kochemer Waldiwerei. Neuft., 1822; Terf., Deutſch⸗ 
zigeuneriſches Wörterbudy. Ilmen. 1827; Klappenbach, Ueber Gefangene, 
S. 92 fg.; Train, Kochemer Lojchen, Wörterbuch ber jeniſchen Sprache. Meipen, 
1833; Anton, Wörterbuch der Gauner- u. Diebsſprache. 2te Aufl., Magdeb., 
18125 Thiele, Die jüdifhen Gauner, Bd. I, S. 193 fg. — Ueber die fran: 
zöſiſche Gaunerſprache, Argot genannt, |. Auzführlihis bei Vidocg, Les 
voleurs. 

7) Ucber bie Spitznamen der Jauner ſ. Pfifter, a. a. O., ©. 204; über 
die Geheimſchrift Train, Seite 253 fy.; über die Wappen (Zinken) Schöll, 
Abriß, ©. 209 fg. 

5) Ueber bie Baltowerer und ihre Lift fiche Falkenberg, Seite 17 fg.; 
Thiele, a. v. O. 

9) Hierüber ſehr Ausführliches und Belehrendes bei Thiele, Bd. J, Seite 
74 19. 

10) Tie verſchiedenen Klafjen von Räubern und Dieben find allerdings nicht 
in allen Theilen von Deutihland ganz gleichmäßig abgetheilt und werben baber 
auch je nach dem geographiſchen Standpuncte des Aufzählers etwas verfchieden 
angegeben; body iſt der Unterjchied nicht bedeutend und nachſtehende Eintheilung 
dürfte fo ziemlich allgemein zutreffen. I. Tiebe, welche ohne Gewalt gegen 
Menden zu gebrauden, fremdes Eigenthum entwenden, jei es blos mit Lift, fet 
e2 mittelit Verlegung von Saden. 1; Kaudemolker, Morgengänger, Kegler, 
Stubenräumer oder Schrendefeger, d. 5. folche, welche am frühen Morgen fih in 
die Wohnungen, befonderz in bie Wirthshäuſer, einfchleihen, und ohne Diebs⸗ 
werfzeuge ba3 gerade Aufftokende fehlen. 2) Echeinfpringer, Schrenzirer, Che 
rilcd:Gänger oder Kittenſchieber ſchleichen fich bei Tage im bie Häufer und naments 

v. Mehl, Reid: Polizei. 3. Auflayc. 15 
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kein gemöhnliched Vollziehungsmittel, wird aber unbedenklich ange: 
wendet zur Beſiegung eincd ‚unvermutheten Widerſtandes oder zur 


lich in die Küchen. Die angefehenfte Klaffe derfelben find die Sommakener, welche 
— oft fehr gut gefleidet — mit Tiebswerkzeugen verfeben im Innern der Häufer, 
namentlich in Gafthöfen, Behältniſſe erbrehen und ftehlen. 3) Tſchillesgänger 
find Abenddiebe, welche hanptſächlich bei Fuubrleuten, Kaufleuten u. ſ. w. fichlen, 
in ber Regel in Geſellſchaft, um größere Gegenſtände gemeinſchaftlich zu tragen; 
4) Gſchodgänger, Schottenfeller, d. 5. Markt: und Kaufladendiche; in der Regel 
in größerer Geſellſchaft, auf die Entwenbung von ausgelegten oder ihnen vorge: 
zeigten Waaren ausgehend. 5) Torfdrüder, Cheilefzicher, Bimuther, Kiffer, d. 5. 
Taſchendiebe; hauptſächlich in großen Städten oder bei großen Volkszuſammen— 
Iünfen. In der Regel find mehrere in Bunde. Große, oft in befonderer Lehre 
erworbene, Fertigkeit und anſtändiges Aeußere erleichtern das Unternehmen. Auch 
Kinder und Weiber nehmen bier Theil. 6) Kilfer, Chalfen, Etipper oder Marfe: 
diefer ftchlen Geld in Kaufläden, entweder unter dem Vorwande ſich Geld wech: 
ſeln zu laflen ober aus den Geldſchiebladen. 7) Linkwechsler oder Chajimen: 
Händler geben Koftbarfeiten als Pfand gegen ein Darlehen und verwechſeln vor 
ber eigentlichen Uebergabe das Achte Stüd mit einem unächten. 8. Trararum⸗ 
nänger, Poſtdiebe; als Neifende auf dem Poſtwagen eingeſchrieben bejtchlen fie 
biefelben unterwegs. 9) Pferdediebe, welche entweder aus den GStällen ober von 
ber Weide weg Pferde zu fichlen, dieſelben ſodann möglichſt ſchnell und weit zu 
entfernen und jchleunigft zu verfaufen fuchen. 10) Goleſchächter, Fetzer oder 
Kofferdiebe, welche entweder auf den Landftraßen oder vor den Wirthshäuſern 
ba3 Gepäcke yon Reiſenden abfehneiden ober fonft entfremden; halten fie ein Ge: 
fährte zur Fortbringung, jo wird dieſe Form dad Strabehalten genannt. — 
I. Näuber, welde mit Verübung von Gewalt gegen Perfonen fih in den 
Befiß fremden Eigenthuned jegen und mit dem Vorſatze und ben Mitteln bierzu 
zu Werke geben. 1) Etraßenräuber, welche allein oder in Geſellſchaft Neijende 
auf der Landftraße bewafjnet überfallen und fie ausplündern. Verwundung und 
Mord ift, oft feltit ohne bay der Beraubte Wiberftand Teijtet, Bollzichungsmüttel. 
2) Poſträuber, welche die Roftwagen, in der Regel unter Verwundung oder Gr: 
mordung von Perfonen, unterwegs mit Gewalt anhalten und ausplündern. 
8) Schränfer, Ufthuer, Chasney-Gänger, oder Kochmoren brechen bei Nacht und 
oft in großer Geſellſchaft in Käufer ein, bald mit offener Gewalt bald durch Ein: 
Reigen. Die Bewohner werden gefnebelt und im Falle eines Widerſtandes ges 
tödtet; zur Anzeigung verborgener Habjeligfeiten werden Qualen angewendet. 
4) Mordbreuner. — Eine mit der obigen, den Eitten der beutfchen Jauner ent: 
nonmenen, häufig ſehr übereinftimmende Lifte der verfchiebenen Arten ven fran: 
zöſiſchen gewerbmäßigen Verbrechen f. in Vidocq's Memoiren, 2b. VII, 
©. 57 fg., fo wie in beffen Voleurs; ferner bei Fregier, a. a. O., Bd. 1, 
Seite 192 fg. Bon ben englifhen giebt Nachricht Colquhoun, Weber 
Londons Polizei, S. XIX und 60 fg.; Derfelbe, Fluß: und Hafen: Polizei, 
S. 110 f3.; namentlich aber der First Report on the Constabulary Force 
©. 33 fg. 
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Verhütung der Entdeckung. Uebrigens gehen nicht nur die Männer 
auf Verübung von Verbrechen aus, jonbern auch die Jaunerinnen 
nehmen Theil und find nicht minder gefährlich. Sie kundſchaften aus, 


tbleppen das Geftohlene weg, begehen felbft Teichtere Diebſtähle, ver: 


anigen verjprengte Banden wieder, forgen für luchtmittel, falfche 
Zeugen, Benachrichtigung der Gefangenen. Der fittliche Zuſtand 
ſelcher Menſchen bebarf feiner Schilderung; bed) find zwei Eigenschaften 
derſelben auch in polizeilicher Bezichung von Bedeutung, nämlich bie, 
eft ſelbſt perſönliche Nücfichten hintanſetzende, Bemühung, verhaftete 
derſchũttete) Genoſſen zu befreien oder ihnen wenigſtens nützliche Nach: 
richten beizubringen 27); und die äußerſte Abneigung, irgend Einen 
ihrer Art vor dem Richter zu verrathen 12). Letzteres würde auch durch 
Ausſtoßung au? der Gemeinschaft, durch Segenanzeige, vielleicht ſelbſt 
durch Ermordung gerächt werden. — Echr wichtige Nebenperfonen 
bei diefem Diebsgewerbe find die Inhaber der Dieböherbergen 
(kochemer Bennen oder Bayes), theils Wirths- theils Privathäufer, 
ſehr häufig Iſraeliten, von welchen die Jauner nicht nur verborgen 
schalien, ſondern auch nöthigen Falls mit falſchen Papieren, Klei— 
dungen, wohl auch mit Waffen und Diebswerkzeugen verſehen wer— 
den und bei denen fie die Früchte des Raubes zu verzehren pflegen 19); 


11) ©. Eberhardt, Polizeiliche Nachrichten, ©. 13. 

12) Hierüber |. unzählige Beifpiele in den verfchiedenen actenmäßigen Erzäh: 
lungen ber gegen Jauner geführten Unterfuchungen, namentlich in den mehr er: 
wähnten Echrijten von Pfiſter nd Nebmann. 

13) Daß ohne Diebswirthe die Jauner nicht bejtchen könnten, bedaif keines 
Beweiſes. Tie unglaublich große Anzabl dieſer eben fe gefäbrlichen als nieder: 
trächtigen Mitfchuldigen aller Tiebjtäble, Nänbereien und felbſt Mordthaten er: 
ficbt man anı beiten aus din ebenerwähnten zuwerläffigen Erzählungen. Weber 
Tiebeämwirthe im Allgemeinen |. Rebmann, Tamian Heſſel, S. 19 fa., 30 fa; 
Salfenberg, 2. 1, ©. 232 fg. Zahlreiche Verzeichniffe berüchtigter Häufer, 
in welchen die Diebe Schuß, Herberge und Gelegenbeit zur Vergeudung des une 
zccht erworbenen Gutes finden, |. in Stublmüller’s Vollſtänd. Nachrichten, 
S. 295 ig.; und in Pfeiffer's Actenumäß. Nachrichten üb. d. Gaunergeſindel 
am Rhein und Main, Seite 10 jg. 6olquhoun, Ueber Londons Polizei, 
S. XVIII, rechnet 1000 Diebesherbergen in London allein. Andere, noch weit 
ſtärkere, Angaben enthält der angeführte First Report, Seite 31 fg. Ueber den 
Schaden, den auch nur Ein ſolches Haus in einer ganzen Gegend anrichten kann, 
ſ. Shwenken, Notizen, Seite 0 jg. Man vergleiche auch noch BVidocq's 
Memoiren, Bd. IV, S. 100 fg. und den Report on the Police of the Metro- 

15 ® 
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nur unvolllommen erfüllt werben würde. Gerade 
fi) mit dem Gedanken eines Kindsmordes tragen 
jelbftverftändlich Feine Anzeige von der Schwanger- 
der Hoffnung uuentdeckt zu bleiben, unb bie, doch 
mißmäßig nur unbedeutende, Strafe für die Ver- 
inte an dieſer Berechnung nichts ändern. Es muß 
weiter gehende Maaßregeln verzichtet werden. 
inberer Bebeutung, weil feltener, find die für unge- 
borne Kinder von Dritten drohenden Gefahren. 
Staat immerhin aufgerufen (außer den zur Bewah⸗ 
gern vor ſchädlichen Schrecken dienlichen, zur Ge— 
gehörigen, Geboten), folgende Maaßregeln in dieſer 
treffen: 

ber Staat eine Schwangere hinrichtete, fo 
Mord an ihrem unſchuldigen Finde begehen. Eine 
vexurtheilte Frauenzperfon, welche fih für ſchwanger 
alſo, und. follte ihre Angabe auch unwahrſcheinlich fein, 
von neun Monaten ober vor ihrer Entbindung, wenn 
eintreten ſollte, nicht hingerichtet werben. 

jeder im Zuftande vorgerüdter Schwangerfchaft 
men. Fran ift nach ihrem Tode der Kaiferfchnitt vor- - 
um wo möglich dad ſchon lebensfähige Kind zu reiten. 
igen Widerwillen von Verwandten Lan babei feine 
mmen-werben, ba fie fein Recht über Leben und Tod 
Haben, Dagegen ift natürlich jede mit der nothwendigen 
it ber Operation irgend verträgliche Gewißheit von bem 
Tode ber Mutter erft zu erhalten, damit diefe nicht, blos 
ht Legend, aus Fürforge für ihr Kind getöbtet werbe. 
— Daß biefe Verordnung auf ber einen Seite Rüdſicht auf bad Ehr⸗ 
‚Säwangern nimmt, auf ber andern aber bie Ermordung bed Kindes 
richtig und in fo ferne nicht gegen dieſelbe einzuwenden; allein vers 
man von ihr eine voNftändige Wegräumung des Kindermorbeß er: 
weber wird dadurch bie Schwierigfeit ber Emäßrung entfernt, noch 
;t vor Schande und Vorwürfen ganz befeitigt, indem mande 
ſich der Verſchwiegenheit ber beizuziehenden Weiber nicht wird ander: 
mbern gröhere Hoffnung auf gänzliches Verſchweigen und Ermordung 


Der Erfolg foll auch wirklich keineswegs der erwartete geweſen fein. 
17* 
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II. Die Pflicht der Rechts-Polizei, auch dad Leben ber 
erwachſenen Staatzbürger möglichjt gegen rechtswidrigen 
Angriff zu ſchützen, bedarf natürlich nicht erft eined Beweiſes. In 
wohl eingerichteten Staaten gelingt es ihr auch wirffich bis zu 
einem erfreulichen Grabe, jo daß Mordthaten eine große Seltenheit 
werben. Diefer Erfolg wird theils durch allgemeine Maaßregeln, 
d. 5. Solche, welche überhaupt Sicherftellung von Rechten, und damit 
auch des Lebens, bezweden, erreicht, ſomit durch bie bereits befpro- 
henen Vorkehrungen gegen Jauner, gegen verbotenen Waffenbejig 
und gegen Aufſtände; theils find fie für diefen bejondern Zweck 
berechnet. Hicher gehört denn 

1) die Vorſorge gegen Vergiftungen. Sie bejteht darin ®), 
daß den Apothekern bei ſchwerer Verantwortung unterjagt wird, 
giftige Stoffe anders abzugeben, ala auf ein fürmliches Arztliches 
Necept und nach genauer Eintragung aller Umſtände in ein bejon- 
deres Verzeichniß. Hierburdy wird die Erlangung von ficher wirfen- 
den Giften wenigſtens für die Mehrzahl ſehr erjchwert, ober doch 
die Entdeckung erleichtert. Allerdings wird der Arzt und der Apo— 
thefer jelbit, jowie ein mit chemifchen Kenntniffen und Vorrichtungen 
ausgerüſteter Gewerbsmann oder Gelehrter durch dieſe Maaßregel 
nicht erreicht; allein die Umſchreibung der Gefahr auf einem ſo 
engen Kreis iſt immerhin ein Vortheil. 

2) Zuweilen entſteht — gleichviel ob mit Recht oder Unrecht — 
ein jo großer Haß gegen beſtimmte Perſonen, daß deren Ermor⸗ 
bung durch die wüthende Menge zu beforgen ift. Es kann eine 
beftimmte Handlung bie Urfache bievon fein, oder auch nur Mei- 
nungsverfchiebenheit und Partheiwuth. Einem ſolchen Mordgelüfte 
barf denn nun aber auf Feine Weife nachgegeben werben. Kein 
größerer Hohn kaun dem Anſehen des Staates und feinen Geſetzen 
geiprochen werben, als ein blutiger Eingriff der Menge in bag 
ordentliche Nichteramt oder gar ein offenbares mit Gewalt durchgeſetztes 
Verbrechen. Und wer ijt überbieß im Stande, zu berechnen, wohin 
den Tiger, wenn er einmal Blut gefoftet und die Schwäche der 


6) ©. meine Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl., Ob. I, S. 264. 
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Bändigungsmittel gefehen bat, Wuth und "Graufamfeit führen 
. werden? Die Verhinderung der erften Mordthat kann alfo großes 
weitered Unheil verhindern. Selbſt wenn die Gefahr einen Schul: 
digen und Haſſenswerthen trifft, müflen bie äußerften Anftrengungen 
gemacht werden um ihn dem trohenden Schickſale zu entziehen; um 
wie viel mehr gar, wenn ein Unfchuldiger in Gefahr ift. Welcherlei 
Mittel anzuwenden find, kommt auf die Umftände an. Nicht felten 
wirb eine ſcheinbare Strenge, namentlich eine augenblidliche Gefan⸗ 
genfegung oder das Verſprechen, ven Bebrohten alöbald vor feinen 
Richter zu ftellen, die tobende Menge befriedigen; und natürlich iſt 
biefeg Mittel alsdann zu ergreifen. Ein andersmal wirb eine 
geheime Flüchtung des Gehaßten nützlich und zuträglich fein. Sind 
aber dieſe Mittel nicht anwendbar, fo ift eine Fräftige Vertheidigung 
bed Bebrohten gegen den blutbürftigen Haufen nicht nur erlaubt, 
fondern ſelbſt geboten; und kann es nicht anders gefchehen als 
mittelft der Anwendung der Waffen, jo find diefe in alle Wege zu 
gebrauchen. Hoffentlich iſt dag Militär oder die Bürgergarbe nicht 
auch von der Wuth ergriffen oder von feiger Furcht gelähmt 7). 
3) Manches Menfchenleben geht im Zweilampfe verloren; 
was kann und fol von Seiten ber Präventiv-Juſtiz hiergegen ge: 
ſchehen? — Offenbar hängt Alles von der Beantwortung der Bor- 
frage ab, ob der Zweikampf eine rechtlich unerlaubte Handlung, ein 


7) Wer ſchließt fich nicht bem Tadel an, welcher auf die inneren Staaten 
bes norbamerifanifchen Bundes geworfen wird wegen ber Ausübung des fogen. 
Lynch-Geſetzes, d. h. ber von ber Menge ohne alles Geſetz und Recht 
häufig vorgenommenen Ermordungen Solcher, welche fich ihr verhaßt gemacht. 
haben? Auch wenn diefe Gewaltihaten niemals gegen Menfchen geübt worden 
wären, welche ganz in ihrem Rechte waren, vielleicht felbft einem fittlihen Gebote 
folgten, wie 3. B. gegen Mbolitioniften; wenn fie alfo immer nur Schlechte und 
Gefährlihe aus dem Mege räumten: müßten fie fowohl als ein Beweis von 
Mangel an flaatlicher Einſicht und am Rechtsgefühl, wie als ein Zeichen barbari- 
ſcher Zuftände und großer Schwäche der Staatögewalt betrachtet werben. Ent: 
weber finb bie Uebel, gegen welche fich die Menge auf biefe verwerfliche Weife 
zu ſchützen ſucht, in ber That umerträglih: dann gereicht es dem betreffenden 
Staate zu gar geringer Ehre, diefelben nicht auf geſetzlichem Wege zu befeitigen. 
Oder aber es bricht der ungefittigte und unftaatlihe Sinn ohne triftigen Grund 
hervor: dann verdienen Megierungen und Völker, welche ſolche Rohheiten nicht 
mit aller Gewalt niederfchlagen, bie tieffte Mißbilligung. 
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II. Die Pflicht der Nechtö- Polizei, auch dag Leben ber 
erwachſenen Staatzbürger möglichjt gegen rechtswidrigen 
Angriff zu fchüben, bedarf natürlich nicht exit eined Beweiſes. In 
wohl eingerichteten Staaten gelingt es ihr auch wirffich bi zu 
einem erfreulichen Grabe, fo daß Morbthaten eine große Seltenheit 
werden. Diefer Erfolg wird theild durch allgemeine Maaßregeln, 
d. 5. folche, welche überhaupt Eicherftellung von Rechten, und damit 
auch des Lebens, bezwecken, erreicht, ſomit durch die bereit3 bejpro- 
henen Vorkehrungen gegen Jauner, gegen verbotenen Waffenbejig 
und gegen Aufitände; theils find fie für diefen befondern Zweck 
berechnet. Hieher gehört denn 

1) die VBorforge gegen Vergiftungen. Sie bejteht darin ®), 
daß den Apothefern bei jchwerer Verantwortung unterjagt wird, 
giftige Stoffe anders abzugeben, ala auf ein fürmliches ärztliches 
Necept und nach genauer Eintragung aller Umſtände in ein bejon: 
beres Verzeichniß. Hierdurch wird die Erlangung von ficher wirfen- 
den Giften wenigſtens für die Mehrzahl jehr erjchwert, oder doch 
die Entdeckung erleichtert. Allerdings wird der Arzt und der Apo— 
thefer jelbjt, jowie ein mit chemifchen Kenntniffen und Vorrichtungen 
ausgerlifteter Gewerbömann oder Gelehrter durch dieſe Maaßregel 
nicht erreicht; allein die Umfchreibung der Gefahr auf einem fo 
engen Kreis ift immerhin ein Bortheil. 

2) Zumeilen entjteht — gleichviel ob mit Recht oder Unrecht — 
ein jo großer Haß gegen beftimmte Perfonen, daß deren Ermor: 
dung durch die wüthende Menge zu bejorgen if. Es Tann eine 
beftimmte Handlung die Urfache hievon fer, ober auch nur Mei- 
nungsverfchiedenheit und Partheiwuth. Einem ſolchen Mordgelüfte 
barf denn nun aber auf feine Weife nachgegeben werben. Kein 
größerer Hohn kann dem Anſehen des Staates und feinen Gejeken 
geiprochen werben, als ein blutiger Eingriff der Menge in das 
ordentliche Nichteramt oder gar ein offenbares mit Gewalt burchgefettes 
Verbrechen. Und wer iſt überbieß im Stande, zu berechnen, wohin 
ben Tiger, wenn er einmal Blut gefoftet und die Schwäche ber 


6) S. meine BolizeisWiflenfchaft, Ste Aufl., Ob. I, S. 264. 
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. werden? Die Verhinderung ber erſten Morbthat kann alſo großes 


weiteres Unheil verhindern. Selbſt wenn die Gefahr einen Schul: 
bigen und Haffendwerthen trifft, müffen die äußerjten Anftrengungen 
gemacht werben um ihn dem drohenden Schickſale zu entziehen; um 
wie viel mehr gar, wenn ein Unfchuldiger in Gefahr ift. MWelcherlet 
Mittel anzuwenden find, fommt auf die Umftände an. Nicht felten 
wird eine fcheinbare Strenge, namentlich eine augenblickliche Gefan- 
genfegung oder dad Verſprechen, ben Bebrohten alsbald vor jeinen 
Richter zu ftellen, die tobende Menge befriedigen; und natürlich tft 
dieſes Mittel alsdann zu ergreifen. Ein andersmal wird eine 
geheime Flüchtung de? Gehaßten nützlich und zuträglich fein. Sind 
aber diefe Mittel nicht anwendbar, jo ift eine fräftige Verteidigung 
des Bebrohten gegen den blutdürſtigen Haufen nicht nur erlaubt, 
ſondern ſelbſt geboten; und kann es nicht anders gejchehen als 
mittelſt der Anwendung der Waffen, ſo ſind dieſe in alle Wege zu 
gebrauchen. Hoffentlich iſt das Militär oder die Bürgergarde nicht 
auch von der Wuth ergriffen oder von feiger Furcht gelähmt ”). 

3) Manche Menfchenleben geht im Zweikampfe verloren; 
was kann und foll von Seiten der Präventiv= Juftiz hiergegen ger 
ſchehen? — Offenbar hängt Alles von der Beantwortung ber Vor⸗ 
frage ab, ob der Zweikampf eine rechtlich unerlaubte Handlung, ein 


7) Wer ſchließt fi) nicht dem Tadel an, welcher auf bie inneren Staaten 
des nordamerifanifchen Bundes geworfen wird wegen ber Ausübung bes fogen. 
Lynch-Geſetzes, db. h. der von der Menge ohne alles Geſetz und Recht 
häufig vorgenommenen Grmorbungen Solcher, welche fi ihr verhaßt gemacht. 
baben? Auch wenn dieſe Gewaltthaten niemals gegen Menfchen geübt worben 
wären, welche ganz in ihrem Rechte waren, vielleicht felbft einem fittlichen Gebote 
folgten, wie z. B. gegen Xbolitioniften; wenn fie alfo immer nur Schlechte und 
Gefährliche aus dem Wege räumten: müßten fie fowohl als ein Beweis von 
Mangel an flaatliher Einfiht und an Rechtsgefühl, wie als ein Zeichen barbari: 
fher Zuftände und großer Schwäche der Staatägewalt betrachtet werben. Ent: 
weder find bie Uebel, gegen welche fi die Menge auf diefe verwerfliche Weife 
zu ſchützen fucht, in der That unerträglich: banı gereicht es dem betreffenden 
Staate zu gar geringer Ehre, biefelben nicht auf gefeßlichem Wege zu befeitigen. 
Oder aber ed bricht ber ungefittigte und unftaatliche Sinn ohne triftigen Grund 
hervor: dann verdienen Regierungen unb Völker, welche foldye Rohheiten nicht 
mit aller Gewalt niederfchlagen, bie tieffte Mipbilligung. 
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Verbrechen fei, oder ob man ber Ueberzeugung ift, daß es fich Hier 
von einer Selbfthilfe handle, welche in Ermanglung eines ausreichen⸗ 
ben Staatsſchutzes nicht unterjagt werden könne. Im erſteren Falle 
find nicht nur entiprechende Strafen auf Zweikampf zu eben, fon: 
bern es müſſen alle zweckmäßigen Mittel ergriffen werben, um das 
Vorkommen im Allgemeinen und in jedem einzelnen Falle zu ver: 
hindern. Bon blofen Beichränfungen, erlaubten ober doch gebulbeten 
Arten u. ſ. w. kann dann felbftverftändlich gar nicht die Nede fein. 
In der andern Annahme kann es fid) nur davon handeln, die Zmei- 
kämpfe auf die unvermeiblichen Fälle zu befchränfen und biefelben 
möglihft ungefährlich zu machen. Die Entſcheidung zwifchen ven 
beiden Anfichten ift keineswegs leicht, und es find auch die Mei- 
nungen thatſächlich ſehr getheilt. — Nichts iſt allerbings leichter, 
als aus dem Standpuncte der Vernünftigleit zu zeigen, daß ein 
Zweikampf eine unverjtändige und barbarijche Handlung, und daß 
ed Gebot wahrer Sittlichkeit jet, entweder eine unverdiente Beleibi: 
gung der Verachtung der aufgeflärten öffentlichen Meinung zu über: 
laffen, oder den Schuß der Gerichte gegen fie nachzufuchen 9. Es 
mögen auch die Lehren der Religion über die Verpflichtung zur Ver: 
zeihung von Beleidigungen geltend gemacht werben. Allein chen fo 
unumwunden muß zugegeben werden, baß damit bie Nechtöfrage 
noch nicht erledigt ift, alfo auch nicht die Befugniß des Staates den 
Zweikampf unbedingt bei Strafe zu unterfagen. Es hat nämlich 
zwar unzweifelhaft der Bürger in allen Fällen, in welchen der Staat 
im Stande tft, ein angegriffenes Recht zu ſchützen, ſich jeder Selbft: 
Hilfe zu enthalten. Dagegen aber ift auch unbeftreitbar, daß eine 
Vertheidigung Jedem freifteht, wenn er vom Staate aus phyſiſchen 
oder moralifchen Gründen nicht gefchüßt werben kann. Nun ift es 
aber Thatjache, daß nach einer bei den meiſten Völkern europäiſcher 
Geſittigung ſehr verbreiteten Anficht gewiffe Arten von Beleidigungen 
unter Männern ber gebildeten Stände ?) durch Klage vor Gericht 








8) Einen ſolchen Beweis führt 3. B. noh Berner, Deutfches Strafrecht. 
Lpz., 1857, ©. 460 fg. 


9) Wenn Mittermaier, Eriminal:Ardiv, 1834, ©. 351, dieſe durch 
das beftehende Vorurtheil erzeugte Nötbigung aum Zweikampfe nur auf Adelige, 
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nicht getilgt werben Tönen, ſondern nur burch einen Zweikampf. 
Tiefe Anficht mag unvernünftig, unfittlich und unchriftlich fein; fie 
beftebt aber einmal, und der Staat befindet ſich in Folge derſelben 
“ außer Stande, bie verlegte äußere Ehre cine? auf folche Weiſe Be- 
leidigten wieber berzuftellen; ja feine Einmiſchung würde die Ver- 
legung nicht felten noch erhöhen 1%). In beftunmten Fällen folgt 
fogar ber Unterlafjung eine® Zweikampfes ber fühlbarfte äußere 
Nachtheil, 3. B. die Ausſtoßung aus der Laufbahn, ohne daß ber 
Staat im Stande wäre, jolhed wirffam zu verhindern. In folchen 
Füllen ift denn ein Zweilampf ein unvermeidfiches Uebel, allein Fein 
Verbrechen; und der Staat kann ihn gerechterweife nicht verbieten, 
noch weniger bejtrafen 7). — Berhält ſich nun aber die Sache alfo, 


Offiziere, Studenten unb etwa höhere Staatsbeamten befchränfen will, fo möchte 
bieß doch wohl zu enge fein. Jeder, für deſſen äußere Verhältniffe eine tb & t- 
liche Beleidigung ein unauzlöfhliher Schimpf wäre, muß zu einem Zweifampfe 
berechtigt fein. Ob dieß nun aber im einzelnen alle fo ift, mag ber Richter 
entfcheiden. Hier find denn freilich Geſchworene aus der Mite der Standesgenoſſen 
bie ſicherſten Urtheilsfinder. 

10) Hiezu kommi in der Wirklichkeit noch bie häufig fo ſchlechte Geſetzgebung 
über Ehrenfränfungen. Wenn eine Klage nur eine gefeglich gegebene Gelegenheit 
if, die urfprüngliche Beleidigung zu verzehnfachen; und wenn ſchließlich nur eine 
elenbe Geldftrafe von einigen Thalern erkannt wird: wie fann fi) ber Staat 
wunbern, wenn ber Beleibigte und die allgemeine Meinung einen foldyen Schuß 
für fchlimmer als gar feinen erachtet und er fih als im Zuflande der Nothwehr 
begriffen betrachtet ? 

11) Diefer Anficht find auch die bebeutendften Strafrechtslehrer, wenn ſchon 
zum Theile aus etwas anderen Gründen. Vgl. Wächter, Lehrbuch des Strafs 
rechts, Bd. II, ©. 55 fg. und Mittermaier, a. a. O., Seite 345, Note 
19—23. Allerdings find die pofitiven Gefeßgebungen fehr abweichend in biejer Be 
ziehung. Während bicfelben bes Zweikampfes zuweilen gar nicht erwähnen, fomit 
auch Feine Strafe auf denfelben feßen, erkennen bie meiften in bemfelben ein Ver: 
brechen und drohen ftrenge Strafen, felbft Tod. (S. bie einzelnen Beftimmungen 
in Feuerbach's peinlichem Rechte, 13te Aufl. von Mittermaier, S. 280, Note II; 
bei O.Cauchy, Du duel, Bd. II, ©. 111—353; und bei Berner, a. a. O., 
Seite 463 fg.). Allein die gewöhnliche Nichtbeobachtung diefer Strafgeſetze, bie 
häufig fogar vorkommende ausdrüdliche höhere Bewilligung zu ihrer Uebertretung, 
die Sinfegung von Chrengerichten, welche einen Zweifampf erlauben können, bie 
jeden Falles gewöhnlichen Begnabigungen beweifen beutlich, baß bier ein Wiber- 
ſpruch zwifchen der Natur ber Dinge und dem Gefete if. Gar zu wiberfinnig 
unb felbft graufam ift e8 aber, wenn — wie doch häufig vorkommt — ber Staat 
auf der cinen Seite Strafen, vielleicht fehr harte, auf ben Zweikampf ſetzt; auf 
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fo folgt daraus auch unzweifelhaft, daß ber einzige unbeanftanbbare 
und thatfächlich wirkjame Weg zu der, allerdings fehr wünſchens— 
wertben, Befeitigung bed Zweikampfes darin beftcht, die öffentliche 
Meinung von der Unrichtigkeit der bigherigen Auffaffung zu über: 
zeugen, es jomit zur allgemeinen Anerkenntniß, namentlich auch bei 
ben vorzugsweiſe hier betheiligten höheren Ständen zu bringen, daß 
ein gerichtliched Erkenntniß volllommene Genugtbuung für eine Be: 
feidigung und zwar in allen Fällen gewähren koͤnne, die Selbfthilfe 
alfo unnöthig und unerlaubt, ein Zweikampf ſelbſt endlich eine un⸗ 
vernünftige und unfittlihe Handlung fe. Wenn eine foldhe Um— 
wanblung des Vorurtheiles wirklich gelingt, jo hört auch das Duell 
von felbit auf, wenigſtens kann es dann in einzelnen etwa noch 
vorkommenden Fällen wirkfam durch Strafgefeße gerügt werben 17), 
Daß eine folhe Umftimmung einer tief eingemurzelten Anficht nicht 
ſchnell und leicht gefchehen Kann, und daß namentlich gefebliche Be: 
fehle vollſtändig unwirkſam hierzu find, bebarf freilich nicht erjt ber 
Bemerfung; allein zu hoffen ift allerdings, daß fortgeſetzte Belch- 
rungen in der Schule, von der Kanzel und namentlich in der Preſſe, 
daß ein folgerichtiges verftändiges Verhalten tonangebender Männer, 
namentlich auch der StaatZoberhäupter felbft, daß vorzugsweiſe ent- 


ber andern Seite aber bei manchen feiner eigenen Beamten die Ablehnung eines 
Zweikampfes als eine Ehrlofigkeit betrachtet und mit Ausſtoßung aus dem Dienfte 
belegt oder wenigfteng eine jolche, wenn fie von den Stanbezgenoffen vorgenom: 
men wird, buldet. LXächerlih endlich iſt es, wenn das Geſetz ben Kämpfenden 
Ehrloſigkeit zuerkennen will. Dieſe geſetzliche Infamie wird von der öffentlichen 
Meinung nie anerkannt werden, und iſt deßhalb auch nicht vorhanden. Und wie 
kann man auch vernünftigerweiſe den Mann, welcher zur Rettung ſeiner Ehre 
fein Leben auf das Spiel ſetzt, für ehrlos erklären wollen?! Gr mag undrift: 
lich, rachſüchtig, roh fein: allein ehrlos ift er nit. — Einen ganz richtigen 
Stanbpunct in ber Beurtheilung ber Strafbarkeit nimmt Berner, a. a. O., 
ein, wenn er ben einzigen haltbaren Grund einer folden in dem „eigenmächtigen 
Eingriffe in die Rechtspflege” findet; die Frage ift nur eben, ob von einem Ein- 
griffe die Rede fein kann, wenn von ber Nechtspflege fein Schutz gewährt wirb. 

12) Eine ſolche Umwandlung ber Anſichten und Sitten ift 3. 3. in Eng: 
land vor fih gegangen. Nachdem früher Zweifämpfe fehr häufig geweſen waren 
und noch zu Anfang biefeg Jahrhunderts die eriten Staatsmänner Zweilämpfe 
ausgefochten hatten, ift ist die allgemeine Stimme auf das entfchiedenfte dagegen. 
Selbft im Heere und auf ber Flotte iſt dag Duell verſchwunden. 
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Ihtebene Beifptele Solcher, deren Muth nicht dem geringiten Zweifel 
mterliegen kann, allmählig zum Ziele führen. 
| Bis zu Heritellung eined ſolchen Zuſtandes kann jeboch bie 
Sorge des Staated für möglichjte Verhütung von Lebensgefährdung 
nicht eingejtellt fein. Die zu ergreifenden Maaßregeln find aber 
ſelbftredend wejentlich verſchieden, je nachden die Geſetze allen und 
jeven Zweikampf als. ein VBegbrechen erklären und mit einer Strafe 
bedrohen, und fie ihn wenigſtens unter Umftänden ala ein unvers 
meidliches Uebel dulden. 

Im erftern Falle ift natürlich jeder beabfichtigte Zweikampf, 
von welchem die Behörde durch Anzeige, Gerücht oder unverkennbare 
Vorbereitungen Nachricht erhält, zu verhindern, theils durch Belegung 
bed beabfichtigten Kampfplatzes, theild durch Verhaftung der beiden 
Gegner, welche nur gegen Sicherheitgleiftung, ihrem Vorhaben zu 
entfagen, wieder entlajfen werben. Dertlichkeiten, in welchen Zwei⸗ 
fümpfe gewöhnlich vorgenommen werden, find befonderd im Auge zu 
behalten und Einrichtungen, welche hauptfächlich oder ausſchließlich 
bad Duell zum Gegenftande haben, möglichft zu unterdrüden. Auch 
kann etwa noch die Verfertigung folcher Waffen und Rüſtungsſtücke, 
welche nur zu Zweikämpfen gebraucht zu werben pflegen, den betref: 
fenden Handwerkern bei Strafe unterfagt werden. Mit Necht Tann 
auch verlangt werden, daß das Staatsoberhaupt ſelbſt Duellanten 
feinen Unmillen nicht nur anfcheinend oder zuweilen, fondern immer 
und fühlbar zu erkennen giebt; und ebenjo ift es handgreiflicher 
Widerſinn, wenn in einem Lande mit folcher Gefeßgebung Ehren- 
gerichte mit der Befugniß, einen Zweikampf als nothwendig zu er: 
Elären, eingefegt werben, oder wenn gar die Bereitwilligkeit vorkom— 
menden Falles eine Ausforderung anzunehmen oder ergehen zu laffen, 
als Bedingung der Bekleidung gewiffer Stellen aufgeftellt if. — 
Im Uebrigen ift es einleuchtend, daß die genannten Maaßregeln nur 
dann von einem fühlbaren Erfolge fein können, wenn Etrafgelch 
und Strafverfahren zweckmäßig find, das heit eine entiprechende 
Strafe in möglichft fichere Auzficht tellen, ſomit auch die Furcht 
vor den Folgen einer Nichtbeachtung des Geſetzes zur Unterlaffung 
mitwirkt. Als entiprechend aber wird bie Strafe fich eriveilen, wenn 
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fie weber einer Seit3 nur ein Schein eine Uebels iſt, noch anderer 
Seit? durch allzugroße Härte dad Gefühl verlegt und dadurch 
zu unwürdigen und dad Anfehen des Geſetzes vernichtenden Unter: 
laffungen einer Unterfuhung, Begnadiguugen oder Freiſprechungen 
führt; und wenn fie ferner einen Unterfchied zwiſchen den Fällen 
eine gewöhnlichen Zweikampfes und unbebingter Töoödtlichkeit ber 
gewählten Mittel macht. ine genügende Anwendung aber wirb 
bad Geſetz finden, wenn die gewöhnlichen Formen der Strafgerichtö- 
barkeit auch hier angewendet werben und nicht etwa eigene Geſchworenen⸗ 
gerichte von Standesgenoſſen oder dgl. beftellt find, welche zu will: 
fürlicher Nachficht geneigt fein möchten. Jeden Falles ift e8 unzu⸗ 
Tälfig, die Zeugen, Secundanten ober Aerzte mit ciner Strafe zu 
bedrohen, inbem beren Verwendung und Anweſenheit zur Vermeidung 
unnöthiger Gefahren dient, und es boch eine unerträgliche olge- 
wibrigfeit iſt, wenn einer Seit? ein ohne Zeugen vorgenommener 
Zweifampf (an fi) ganz mit Necht) für eine jchwerere Art des 
Vergehens erklärt ift, anderer Seit? aber doch die Zeugen geftraft 
werden. 

Anders in einem Lande, deſſen Gejebgebung dad Duell nicht 
ala ein Verbrechen betrachtet und beftraft. Hier kann jelbjtverjtänd- 
lich mwenigftend in der Hauptfache nicht davon die Rede fein, aus 
dem Geſichtspuncte einer Verhinderung von Gejeg: oder von Rechts⸗ 
verlegungen bei gewöhnlichen Duclen einzujchreiten ; eine folche wird 
ja nicht als vorhanden angenommen. Dennod wäre eine völlig 
paljive Haltung des Staates nicht gerechtfertigt. Einmal können 
Zweikämpfe vorfommten, welche jelbft dag beſtehende VBorurtheil nicht 
als unerläßlich betrachtet, oder mögen Kampfesarten verabredet wer: 
ben, welche bie Sitte als unchrenhaft und nutzlos mörderiſch ver: 
wirft. In beiden Fällen ijt eine Meberfchreitung des irgenbivie zu 
rechtfertigenden Rechtes zur Selbfthilfe mit Bedrohung des Lebens eines 
Staatsgenoſſen; alfo ſelbſt Befugnig und Pflicht für den Staat, 
rechtspolizeilich einzuſchreiten. Sodann aber beftcht auch bei den, 
ſolchen beſonderen Ausſtellungen nicht ausgeſetzten, Zweikämpfen immer 
Gefahr für Menſchenleben, welche zu beſeitigen iſt, wenn ſich zu— 
reichende und erlaubte Mittel hierzu auffinden laſſen. — Die Auf— 
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gabe iſt keineswegs eine leichte. Möchten auch unzweifelhaft gegen 
ganz unndthige oder in ihrer Vollziehungsweiſe verbrecherifche Zwei⸗ 
fümpfe die oben angegebenen Mittel angewendet werden bürfen, fo 
bleibt nicht nur die Mehrzahl der Duelle dadurd unberührt, fons 
dern es fragt ſich überhaupt, ob nicht eine unmittelbare Einmifchung 
des Staates ſich nicht ala unräthlich darftellt, weil eine ſolche zur 
Verheimlichuug des Vorhaben? und ſomit zur Fruchtloſigkeit ber 
Gegenanftalten führen würde Es fcheint daher als cinzig wirk: 
ſames Mittel zu der Einrihting von Ehrengerichten gegriffen 
werben zu müflen, welche aus einer Anzahl angejehener, von den 
beiten Streitenden zu gleichen Theilen je aus ihrem Stande ges 
wählten Männern und einem vom Gerichte felbft aus Unpartheit: 
ſchen gewählten Zujchuffe in ungleicher Anzahl beſtehen. Jeder beab: 
ſichtigte Zweikampf müßte m diefer Vorausſetzung erft einen folchen 
Ehrengerichte angezeigt werben, welches die zwei Fragen zu entfcheiten 
hätte: ob überhaupt unter den vorliegenden Umständen und perjön- 
lichen Verhältniffen die Beleidigung von der Art fei, daß fie einen 
Zweikampf rechtfertige 7 und im Bejahungsfalle, auf welche Weiſe 
derſelbe vorgenommen werden könne? Bei unbedeutenden Beleidi— 
gungen und bei ſolchen, welche nach der einmal beſtehenden Anſicht 
auch eine gerichtliche Klage zulaſſen, würde das Gericht einen Zwei- 
kampf unterfagen; eben fo eine unvitterliche oder den einen Theil 
in offenbaren Nachtheil ſetzende Kampfart 13). Namentlich wäre es 
Pflicht dejfelben, den ruhigen Bürger gegen rohe, auf befonbere 
Etärfe der Waffenfertigkeit geftüßte, Händelſucht zu ſchützen. Ein 
den Ausſpruche keines Ehrengericht® zuvor unterworfener oder ein 
gegen deſſen Ausſpruch unternommener Zweikampf wäre als ein 
ſchweres Verbrechen gerichtlich zu verfolgen, und es hätte zur Auf: 


13) Vgl. hierüber Chateauvillard, Essai a. 1. duel. Paris, 1836; 
mb Mittermaier, a. a. D., Seite 352. — Als eine namenlofe Barbarei 
muß namentlih das fog. amerifanifhe Duell bezeichnet werben, welches barin 
beficht,, daß die beiden Gegner loofen, der Verlierende aber fich verpflichtet, fich 
felbft innerhalb einer beſtimmten Friſt das Leben zu nehmen. Hier ift von fei- 
nem Zweikampfe, Teiner Ritterlichfeit bie Rebe, fondern von feigem Blutburfte. 
Daß Berabrebungen biefer Art unter allen Umftänben, und welche Vorbeugungs⸗ 
mittel gewählt fein mögen, nach Kräften zu verhindern find, verfteht fich von felbft. 
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rechterhaltung der ganzen Einrichtung das Chrengericht felbft von 
jedem Ausſpruche alsbald bie Nechtö-Bolizeibehörbe in Kenntniß zu 
ſetzen 1%), Auch fo würde wohl nicht jedes Unrecht, noch weniger 
jedes beffagendwerthe Unglück ganz verhütet werden; allein es jcheint 
doch die Forderung der Außern Ehre noch am leiblichiten in Ein- 
Hang gefeht zu fein mit den Forderungen des Rechtes, bis eine 
durchgrelfende Veränderung ber Öffentlichen Meinung und ver Ge- 
fittigung dem ganzen Unfuge von felbjt ein Ende macht. Bon einem 
dem Staate wegen der ganzen Einrichtung zu machenden Vorwurfe 
einer Folgewibrigfeit und felbft eigener Beihilfe und Anordnung zu 
einer verwerflichen Handlung kann aber da nicht die Rede fein, wo 
das Geſetz ſelbſt feine Unfähigkeit zur Aufrechterhaltung der Rechts⸗ 
ordnung befennt und e3 ſich ſomit nur davon handelt, eine rechtlich 
nicht zu verbietende aber unwünſchenswerthe Handlung wenigitens 
moͤglichſt jelten und unfchäblich zu machen 29), 


S. 24. 
2) Schutz gegen Körperverlehnngen. 

Der Bürger hat nicht nur auf fein Leben, fondern auch auf 
bie ungeftörte Bewahrung ſeines Organismus ein Recht. Daß aljo 
Derjenige, welcher der Gefundheit und der Vollkommen— 
heit des Koörpers auf eine widerrechtliche, wenn fchon nicht gerade 
töbtliche, Weiſe zu nahe tritt, ein nach Umständen mehr oder minber 
ſchweres Vergehen begeht und fomit, wenn e3 fein kann, von ber 
Rechtö-Polizei hiervon abzuhalten ift, bedarf keines Beweifes. Völlig 


14) Vgl. über Ehrengerichte Cauchy,a.a. O., ©. 341 fg. 

15) © Shmib, Ueb. bie Duelle. Landsh., 1802; Aſchenbrenner, 
Ueber das Verbrechen und die Strafe des Zweikampfes. Wurzb 1804; Cu cuͤ⸗ 
mus, Weber das Duell und deſſen Stellung im Strafſyſteme. Würzburg, 1821; 
Braunmüßl, Veb. ben Zweifampf. Landsh., 1826; Vinet, Du duel en 
Jurisprudence et en legislation. Par., 1829; Vischers, De la repression 
du duel. Brux., 1836; Fougeroux, Histoire des duels. I. II. Paria, 
1836; Jolly, Du duel et de sa legislation. Par., 1838; Mittermaier, 
Neues Archiv bed Criminal-Rechts, Bd. VIIL Nr. 15; Neue folge, 1835, Nr. 14; 
1845, ©. 329; Mellingen, History of duelling. Lond., 1841; Hofmann, 
in Reyſcher's Zeitfehr. f. deutſch. R, Bb. IX, ©. 229 fg; Cauchy, Du duel. 
I. 1]. Par., 1846 (vorzüglih); Gneiſt, Ter Zweikampf. Berl., 1848; Men- 
dez, Essai s. l. duel. Par., 1854; Berner, Strafrecht, ©. 458 fg. 
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gleichailtig ift, ob er aus Rohheit, Nache, Gewinnfucht oder fonft 
einer Urfache bie verbotene Handlung begehen will; und man muß 
fogar fo weit gehen, dem Bürger eine Handlung, durch welche er 
die Gefundheit eines Andern wahrfcheinlich verlegen wird, zu unter: 
fagen, wenn auch diefer Letztere — gleichgiltig aus welchem Grunde 
— fih zu ihrer Ertragung freiwillig verftchen will. Begeht näm- 
lich der zu PVerlegende auch für feine Perſon durch feine Einwilli⸗ 
gung feine unrechtliche jondern nur eine unfittliche Handlung und 
kann er wenn er will über fich und feine Gefundheit verfügen: fo 
ift eben fo gewiß, daß der die Verletzung Vornehmende Fein Recht 
hat (Nothwehr und Ärztliche Hilfe ausgenommen) eines Menjchen 
Geſundheit oder Körpervolltommenheit zu zerftören. Eben fo ijt der 
eigene Verſuch zum Selbftmord nicht ftrafbar, wohl aber die Bei— 
biffe zu demfelben. — Bei der Unmöglichkeit, die Handlungen ber 
Bürger immer zu beobachten und zu überwachen, kann freilich in 
der Negel Feine genügende Vorbeugungsmaaßregel getroffen werben: 
doch mag immerhin in folgenden Fällen etwas Erkleckliches gejchehen: 

1) Schlägereien ziehen häufig üble Folgen für die Geſund— 
beit nach ſich. Deßhalb ijt denn nicht nur den fänmtlichen Agenten 
ber Rechts-Polizei die Pflicht anfzuerlegen, Etreitende, auf welche 
fie zufällig ftoßen, alsbald zu trennen fobald der Wortwechſel an— 
fangen will in Thätlichkeiten überzugehen, und im Nothfalle dem 
Kampfe durch Verhaftung der Echuldigen ein Ende zu machen; jon- 
dern es müfjen namentlich. größere Volkszuſammenkünfte, beſonders 
wenn Trinkgelage damit verbunden find, auch in diefer Beziehung 
überwacht werben. Se ftreitfüchtiger der gemeine Mann in einer 
gewiffen Gegend ift, deſto genauer ift die Aufficht zu führen. Würde 
gar eine Ausforderung oder jonjtige Vorbereitung zu einer allge 
meinen Schlägerei erfolgen, jo wäre ſelbſt die Entwicklung größerer 
Borbeugungzimittel fo echt wie Pflicht. Ueber die anzumenvenben 
Mittel |. F. 10, ©. 92 fa. Als eine beſonders zu beacdhtende Ver: 
anlafjung von Unfug und Körperverlegungen können ſich öffentlich 
zur Schau getragene Bartheiabzeichen oder Symbole der Verjpottung 
von Gegnern ermeifen. Solche find daher, wenn fie auch an jich 
nicht rechtverlegend fein mögen, jtrenge zu unterfagen. 
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2) Beſondere Vorfiht ift nöthig bei öffentlichen Maskera— 
ben, mögen fie nun in gefchloffenen Näumen oder unter freiem 
Himmel gehalten werben. Leicht können dabei ind Derbe ober 
Beleivigende gehende Maskenſcherze reizen; Zechgelage find in ber 
Regel damit verbunden und erhöhen jowohl Empfindlichkeit ala 
Rückſichtsloſigkeit; endlich Eönnen Rache, Eiferfucht oder andere 
Leidenschaften ſelbſt zu vorbedachten Angriffen den Schuß der Ver- 
mummung benüßgen wollen. Deßhalb ift denn immer, und jelbft 
in ben ruhigften Zeiten, den Masken dag Tragen von eigentlichen 
Waffen zu unterfagen; wenn Bewaffnung zur gewählten Kleidung 
gehört, jo darf fie nur eine aus unfchärlichen Stoffen nachgeahmte 
fein. Dem Polizei⸗Perſonale muß dag Recht eingeräumt fein, fich 
hiervon nach Belichen zu überzeugen. Iſt aus irgend einem Grunde, 
3. B. wegen gefteigerten Partheihaffes dieſer Art, beſondere Gefahr 
zu befürchten, jo wird eine forgjame Polizei mindeſtens das Ber: 
(arotgehen der Verkleideten verbieten, damit die Hoffnung des Unent- 
decktbleibens wegfalle und ſomit der Neiz zu Etreit und Verlegung 
ſich vermindere. In noch bedenklicheren Zeiten find öffentliche 
Maskeraden ganz zu unterjagen. 

3) Su einzelnen Ländern herrſcht bekanntlich die Unfitte des 
Entmannens, hauptfächlich zum Behufe der Erhaltung einer’ 
hohen Singſtimme. Dieſe Verftümmelung wäre ſchon unerlaubt, 
wenn fie mit freier Genehmigung des Betheiligten gejchähe; fie ift 
aber um jo ftrafbarer, als diefe Genchmigung wohl nie in redhtli- 
chem Sinne vorhanden ift,- [chon des unmündigen Alter? des zu 
Verfchneibenden wegen. Um nun diefe Schänplichkeit ganz in Ab: 
gang zu bringen, ift in den betreffenden Ländern wohl zmeierlei 
nöthig. Vorerſt muß die Vornahme diefer Operation unbedingt nur 
einem öffentlich anerfannten höhern Wundarzte erlaubt fein, und 
auch diefem nur in einem dazu nöthigenden Krankheitsfalle. Zwei— 
tens muß die Verwendung von Berfihnittenen bei Theatern, Mufifen 
u. ſ. w. ganz unterfagt werben ohne alle Rückſicht auf etwaige 
Ehönheit ihrer Stimme !). Auf jede Veberfchreitung diefer Verbote 


1) Wird nun aber nicht hierdurch der Unfchuldige, und zwar doppelt, ver: 
nachtbeiligt ? Es möchte dieß allerdings fcheinen, da ihm bie Ergreifung einer 
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ab natürlich Für alle Betheiligten, alfo Aeltern, Wundärzte, Thenter: 
unternchmer u. |. w., entſprechende Strafen zu feßen. Der Haupt: 
erfolg aber ift von ber it eintretenden Nußlofigkeit der Verwendung 
a hoffen. Da nämlih nur Gewinnſucht der Aeltern ober eine 
Känblich-werfehrte Sorgfalt derjelben für das Fünftige Fortfommen 
des Kindes fie zur Vornahme diefer Verftümmlung bringt, jo hört 
wit der Unmöglichkeit ber Erreichung dieſer Wbfichten auch die 
gHandlung felbft auf. — Sodann ift e3 

4) Pflicht des Staates, folche öffentlihe Spiele oder Schau— 
ſtellungen, bei welchen Körperbefchädigungen höchſt wahrfcheinlich 
vorfommen, vielleicht fogar beabjichtigt jind, wie 3. B. öffentliche - 
Kämpfe berühmter Borer oder Stierfämpfe, zu unterfagen. Nicht 
nur ift es gegen bie Sittenpolizei, die Verſtümmlung oder Beſchädi— 
gung eines Menſchen zum Gegenftande eines öffentlichen Schaufpieles 
zu machen; jondern jeder der Kämpfenden begeht ein Unrecht durch 
folche Berlegungen, wenn auch der Gegner ſich freiwillig zum Kampfe 
verliebt. Ob die Volksſitte bisher ſolche Schaufpiele duldete und 
felbft Tiebte, kann keinerlei Unterfchted in den Pflichten des Staates 
machen. — Endlich 

5) tft den Grunbeigenthümern zu unterfagen, ihre Felder und 
Früchte durch Fußangeln, Selbftgefchofje m. f. w. zu 
ſchützen. Abgefehen davon, daß felbjt der Dieb von dem bedrohten 
Eigenthümer keineswegs fogleih und unter allen Umſtänden ver- 
wunbet werben barf, ift eine jolche Verwahrung der Gränzen des 
Eigenthumes auch für Solche, welche aus unſtrafbaren, vielleicht 
ſelbſt nothwendigen Urfachen daffelbe betreten, 3. B. in der Flucht 
an und für fich erlaubten Laufbahn, für welche er noch bazu befonderd taugt, 
unterfagt wird, was bem allgemeinen Rechte des Staatsbürger, jeben rechtlichen 
Gewerbszweig zu ergreifen, zumwiberläuft. Allein es ift zu bedenken, baß die Er: 
Öffnung biefer Laufbahn durch ein Verbrechen geſchieht und daß der Staat alfo, 
wenn er deren Grgreifung duldet, mit fehenden Augen die unrechtlihe Gefinnung 
ihr Ziel erreichen läßt. Dan kann fogar den Sag aufftellen, daß — weil diefe 
Laufbahn eine unnatürliche ift — auch das natürliche Necht Feine Befugniß 
zu berjelben kenne. Unb ba überbieß alle anderen Beſchäftigungen bem Ber: 
ſchnittenen offen gelafien werben, fo ift auch der Verluſt für benfelben nicht fo 


bedeutend, daß die Billigkeit rathen Könnte, ein wirffames Mittel feinetiwegen auf: 
pugeben. 


272 


bor Menfchen ober Thieren, Nacht? aus Unmwiffenheit, Kinder aus 
Neugierde, höchſt gefährlich. Wenn aber der Eigenthümer gewiß 
nicht das Necht hat, in biefen Fallen die fein Gebiet Ucberjchreiten- 
ben aus freier Hanb zu verlegen, jo kann er auch die Befugniß 
nicht Haben, mechaniſche Vorrichtungen zu biefem Endzwecke anzu- 
legen und beven Wirkung dem Zufalle zu überlaffen. Am wenigften 
veicht die Ausftellung einer Warnungstafel zur Nechtfertigung der 
gefährlichen Vorfehrung aus, weil eine jolche Warnung nicht immer 
beachtet wird noch werden Tann. 


§. 25. 
3) Wahrung der Ehre. 

Jeder Bürger hat ala fittlichevernünftiges Weſen und ala Theil- 
nehmer an der Staats- und Kirchen-Gefellichaft einen Werth. Die 
Anerkennung defjelben kann er als Zwangspflicht von ben Uebrigen 
verlangen, d. 5. er hat ein Recht auf Ehre). Keiftet er dem 
Staate außer dem Gchorfame gegen die Geſetze noch weitere Dienfte, 
3. B. durch Beforgung öffentlicher Gejchäfte, jo erhält er dadurch 
einen noch höhern Werth und der Staat hat ihm eine ausgezeichnete 
Ehre zuzutheilen, deren Grad und Anerkennungsweiſe je nach dem 
Grabe feines Verdienſtes verjchieden fein wird. Dieſes Necht auf 
äußere Ehre, fowohl der gemeinen als der ausgezeichneten, kann 
denn nun aber jowohl durch Begehung als durch Linterlafjung, 
wirklich und finnbildlih, durch Wort und Xhat vielfach verlett 
werden. Daß Strafe in allen folchen Fällen zu erfolgen bat, ver- 
fteht fich won felbft, und es bilden die Anbrohungen der auf die 
verſchiedenen Arten von Ehrenkränfungen gerichtlich zu erfennenben 
Uebel (Strafe i. e. ©. und Entjchädigungszahlungen) einen wefent- 
lichen Beitandtheil eines jeden Strafgeſetzbuches. Ebenſo unterliegt 


1) ©. Gros, Naturrecht, 5te Aufl., S. 220. Ich nehme auch noch bie 
Eigenſchaft ala Kirhen-Genofle unter den Gründen des Rechtes auf Äußere ge: 
meine Ehre auf, weil bdiefelbe jeden Falles auch die Bereitjchaft zu Erfüllung 
eines menfchlichen Lebenszwekes unb bie Theilnahme an einem nüßlichen Ver⸗ 
banbe beweist. Nicht blos aus dem Staatsverhältniffe entftehen Rechte, wie fa 
das natürliche Privatreht am beutlichften ſelbſt zeigt. Die Nothwendigkeit ber 
Aufnahme wird fich aber unten ergeben. 
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es feinem Zweifel, daß der Staat die Verpflichtung hat, jeder ſolchen 
Rechtöverlekung vorzubeugen, jo weit jolche? möglich ift; dieß aber 
um fo mehr, als eine Beltrafung bereit3 begangenen Unrechtes 
diefer Art jehr Häufig keineswegs den Zweck einer völligen Wieder: 
berftellung der gefränften Ehre erreichen kann, zum Theile fogar 
turch die öffentliche Verhandlung darüber und durch die dem Thäter 
kei jeiner Vertheibigung gegebene Gelegenheit zu Wiederholungen und 
zu Beweißverfuchen bie Kränkung ſogar noch verjtärkt werben kann. 

Dennoch kann mar ſich Feine Täuſchung darüber machen, daß 
auch bei dem beiten Willen hier präventiv verhältnigmäßig Weniges 
zu erreichen ift, und zwar aus zwei Gründen. — Einmal liegt fehr 
häufig zwiſchen dem Vorſatze zur Zufügung einer Ehrenkränkung 
und ber Vollziehung eine jo Fleine Zeit, daß überhaupt cin ver: 
hinderndes Einfchreiten nicht möglich ift, am wenigften eine amtliche 
Handlung, zu deren Vornahme erjt eine, vieleicht entfernte oder 
nicht zu augenbliclicher Thätigkeit bereite, Behörde in Kenntniß ges 
feßt werben müßte. Nur zuweilen wird eine Beleidigung regelmäßig 
fortgefeßt, jo dag eine Unterbrechung und Verhinderung für künftig 
möglich wird. — Zweitend aber fteht der wohl in allen Strafge— 
jegen aufgeftellte Grundfaß entgegen, dag in der Regel Ehrenkrän— 
tungen nicht von Amts wegen, jondern nur auf Klage des Verleß: 
ten Gegenftand eines gerichtlichen Verfahrens find, und höchſtens 
bei einigen beſondern Arten, 3. B. bei Verletzungen von öffentlichen 
Körperichaften oder Stellen, bei Beamten als ſolchen u. f. w., eine 
Ausnahme gemacht wird. Da nun der Grund für diefe Ausnahmer 
beitimmung, nämlich die Meberzeugung, daß es dem Verletzten über: 
faffen fein müſſe zu entfcheiden, ob er nicht eine ftillfehweigende 
Tulbung de erlittenen Unrechted den Unannehmlichkeiten und jeldft 
möglichen weiteren Nachtheilen einer amtlichen Verhandlung vorziche, 
in ber Hauptfache wenigſtens auch bei präventiven jtaatlichen Maaß— 
regeln Platz greift: jo ijt die Thätigkeit der Nechtöpolizei zur Ver: 
Binderung von Ehrenfränfungen von Privaten auf die Fälle einer 
befondern Echußforderung des Bebrohten beſchränkt. Nur die weni: 
gen alle, in welchen ſchon von Amtswegen eine gerichtliche Ver— 


folgung eintritt, oder jolche Ehrverlegungen, welche and) noch anders 
re. Mohl, Resiö-Polizei. 3. Auflage. 18 
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weitig bie gefetliche Orbnung ftören würden, mögen bievon aus⸗ 
genommen ſein. 

Aus biefen beiden Umftänden ergiebt ſich denn allerdings, daß 
bei der vorliegenden Art von Rechtskränkungen nur etwa in folgen- 
den Fallen auf Staatzhilfe zu zählen ift: 

1) Daß mittelft der Druderpreffe (ober ähnlichen Bor- 
fehrungen) Ehrverlegungen und zwar der ſchwerſten Art begangen 
werben können, bebarf nicht erſt eines Beweiſes. Auch tritt bier 
ausnahmsweiſe der Fall ein, daß zwijchen ber fchriftlichen Abfafjung 
und der Verbreitung des Gedruckten eine mehr ober minder geraume 
Zeit vergeht, welche eine Verhinderung an fich möglic macht, falls 
ber Staat von dem Vorhaben zeitig genug in Kenntniß geſetzt wird. 
Denuoh kann zur Verhütung von Preßbeleidigungen nur wenig 
geſchehen, und zwar aus mehreren Gründen. — Borerft kommen 
nur felten Aufforderungen zu amtlihem Einjchreiten vor. Theilz 
erfahren bie mit einer Ehrenkränkung Bedrohten bie Abficht nicht 
rechtzeitig, fondern werben vielmehr erft von ber vollenveten That- 
Sache, alfo zu ſpät für eigentliche Verhinderung und höchſtens noch 
genügend zu Schritten gegen fortgefete Verbreitung, in Kenntniß 
gejeßt. Theils finden fie ein amtliche Verfahren nicht für gerathen, 
um nicht dad Uebel noch fchlimmer zu machen. — Sodann iſt ein 
ſtaatliches Verbot gegen Veröffentlichung bei einer ganzen Abtheilung 
von NRechtöverlegungen durch die Prefje, nämlich bei Verläumbungen, 
faum je anwendbar, weil ed an einem für die zum augenblicklichen 
Einjchreiten aufgeforderte Behörde genügenden Beweis der Unmahr- 
heit ber behaupteten Thatfachen ermangelt. Mit Ausnahme etwa 
ber fehr feltenen Fälle, in welchen dieſer Behörde felbit die Sachlage 
amtlich befannt iſt und fie alfo die angefochtene beabfichtigte Aeuße— 
rung alsbald volljtänbig beurtheilen kann, fteht für fie nur Behaup— 
tung gegen Behauptung und fie tft daher nicht berechtigt, dem Be- 
ſchuldigten die Verbreitung einer Behauptung zu unterfagen, welche 
nicht als rechtswidrig erwiefen ift und vielleicht niemals erwieſen 
werden kann und wird. Nur objectiv unzweifelhafte Nechtöver- 
legungen find Gegenftand der Präventivjuftz. Somit bleiben auch) 
hei einer vechtzeitigen Aufforderung zum Schuße für eine amtliche 
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Thitigleit nur ſolche beabſichtigte Aeußerungen, welche ſchon durch 
isre Form oder durch ein beſchimpfendes Urtheil über eine Perſon 
(nicht auch über eine Hanblung) unzweifelhaft injuriös jind. — 
Endlich und Hauptjächlich find überhaupt Staaten, welche Preßfrei- 
kit grundfäßlich anerkennen — fomit thatjächlich itzt die überiwie- 
gende Mehrzahl — gar nicht in der Lage, einer mittelft der Preffe 
keabjichtigten Rechtsverletzung hemmend entgegenzutreten. Aus Grün- 
ven de allgemeinen Wohles und trog der unläugbar ſowohl für 
tie Geſammtheit als namentlich für Einzelne fich ergebenden viel: 
- fachen und fchweren Nachtheile ?) verzichtet man bei diefem Syſteme 


2) Dean Tann ber entfchiebenfte Freund ber freien Gebanfenäußerung fein 
und doch anerkennen, daß diefelbe auch ihre fehr üblen Seiten hat. So ift un: 
zweifelhaft für den Privaten eine öffentliche, weitverbreitete und bleibende Beleibi- 
gung höchſt ſchmerzlich und nicht felten materiell fehr ſchädlich. Durch nachfol—⸗ 
gende Strafe wird in vielen Fällen die Ehrenkränkung durchaus richt wieder aus⸗ 
gelöicht, fie kann vielleicht ohne Vergrößerung ber Verletzung und des Schadens 
gar nicht einmal nachgefucht werden, (jo 3. B. von verläumbdeten rauen). Enb: 
lich wird fogar nicht felten die Androhung von Verliumbdungen zu Erpreffungen 
gebraucht. Solden Uebeln nicht zuvorfommen zu können, ift eine große Unvoll: 
lommenheit, und nichts ift leichtfinniger, al3 wenn man über diefe Beeinträchti— 
gungen ber Einzelnen mit dem Troſte weggebt, es Fönne fid) Jeder an dieſe Un: 
annebmlichfeiten der freien Preſſe allmählig gewöhnen; und nicht? unverfchäniter, 
als wenn etma dem über Verletzung Klagenden noch obenein unmännliche Weiche 
lichkeiten und Geiftlofigfeit vorgeworfen wird. Nicht deßhalb ift ber Bürger im 
Staate, bamit er fih an Unrecht gewöhne, fondern damit es von ihm ferne ge: 
halten werbe. Und wenn ibn Niemand zumuthet, fih an tägliche Diebftäble zu 
gewöhnen, fo ift es ganz eben jo unſinnig, ihm eine allmählige Abhärtung buch 
ein Uebermaaß von Beleidigung al3 einen erfreulichen und de Staates würdigen 
Zuftand in Ausſicht zu fielen. Was aber die Männlichkeit in Ertragung ber 
Ehrenbeleidigungen betrifft, jo hat man in ber Regel von Männlichkeit in Ehren 
ſachen einen hievon fehr verfchiedenen Begriff; ſodann ift es nicht recht begreiflich, 
warum eine grobe Beleidigung, welche nach Jedermanns Urteil eine augenblid: 
liche Züchtigung zur Folge haben dürfte, wäre fie münblih und vieleicht nur 
unter vier Augen zugefügt worden, nun ganz unbeachtet bleiben müſſe, meil fie 
öffentlich, auf bleibende Weije und mwohlüberlegt zugefügt wurbe. — Der Grund 
zu Ertragung der Nachtheile einer freien Preffe für die Ginzelnrechte Tiegt ganz 
wo ander3; nämlich lediglich in dem Ueberwiegen ber ftaatlihen Vortheile der 
Preßfreibeit über die ftaatlichen Nachtbeile und in der Unmöglichkeit, Cenſur für 
ben Rechtsſchutz der Einzelnen, volle Freiheit aber hinſichtlich des Staates zu 
haben. Dean erdulbet das mit einem großen Nutzen unzertrennbar verbundene 
Uebel, weil man es nicht zu Ändern weiß; allein daſſelbe für cin Glüd oder auch 
nur für eine Kleinigkeit ausgeben zu wollen, ift wiberfinnig. — Bal. einen höchſt 
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auf die Möglichkeit einer andern Hilfe gegen Mißbrauch der Prefie, 
als durch gerichtliche Unterfuchung und Beſtrafung. Nur alfo ba, 
wo noch Genfur befteht, iſt überhaupt eine rechtliche Möglichkeit 
einer worbeugenden Hilfe, und zwar auch hier nur unter Beobach⸗ 
tung ber beiden erftgenannten Forderungen einer befondern Anrufung 
der Behörde und einer augenblidlichen Erfennbarfeit des beabjich- 
tigten Unrechteg. In diefen Gränzen freilich ift die Verpflichtung 
des Staates zweifellos und e3 läßt ſich eine Beichränfung der Cenſur 
auf Abwehr der Angriffe gegen den Staat nidyt rechtfertigen °). 
2) Nicht jelten fol eine Iebende Perfon durch cine theatra- 
liſche Darftellung dem Gelächter oder der Verachtung und dem 
Haſſe der Menge preisgegeben werden, entweder jchon nach ber Ab: 
ficht des Dichter oder durch das Spiel eines Schaufpielerd. Eine 
folche Verhöhnung ift eine offenbare Ehrverlekung; da ihr aber ge: 
ftenert werben kann, jo iſt es Pflicht der Necht3- Polizei einzufchreiten 
ohne Rückſicht darauf, ob die Darftellung treffend und ob ber Spott 
verbient ift oder nicht. Das Schaufpiel darf und joll allerdings 
die Lächerlichkeit und das Lafter ber Zeit ober ganzer Klaſſen durch 
Satyre geifeln und je wahrer bie innere und äußere Darftellung 
it, defto vorzüglicher und verdienftlicher tft die Kunſt; allein vie 
Perfönlichkeit de3 Einzelnen ift zu achten. Wenn Niemand im ge— 
wöhnlichen Leben hoͤhniſch nachgeäfft werben barf, fo ift noch weniger 
ein Recht dazu vorhanden, dieß öffentlich und gewerbmäßig zu thun. 
Dichtkunſt und Schaufpiel-Kunft dürfen nicht zum Pazquill werden. 
Zu dem Ende muß jchon den Dichtern unterfagt fein, lebende oder, 
der Familie wegen, ganz Fürzlich verftorbene PBerfonen mit Namen 
oder fonftiger genauer Bezeihnung in Schaufpielen auftreten zu 
Taffen. Ebenso ift ven Schaufpielern die Nachahmung einer beftimmten 
einzelnen Perſon, jo daß die Darftelung kein Gattungsbild jondern 
nur die Nahahmung eine? Individuums wäre, zu verbieten. — 
Des Vollzuges diefer Gebote kann man fid, hinſichtlich de Dich: 


merfwürdigen (von Lorb Brougbam verfaßten) Artifel im Edinb. Rev., 
Nr. 135, ©. 52 fg. 

3) Wie biefes, fo lange Cenſur beſtand, in einigen beutfchen Staaten ber 
Fall war und wohl gar als eine freijinnige Maaßregel gepriefen werben wollte. 
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ters nur durch eine Genfur der zur Aufführung beftimmten Büh—⸗ 
nenſtücke verfichern. Da num auch im Intereſſe der Sittlichkeit eine 
ſolche vorgängige Unterfuchung der aufzuführenden Schaufpiele ehr 
notbwendig ift ): fo kann um fo weniger Anftand bei ihrer An 
ordnung genommen werden. Selbſt in Ländern mit vollftändiger 
Preßfreiheit ift diefe Theatercenjur erlaubt und nothwendig; denn 
ein anderes ift immerhin noch ber Druck chrverlegender oder unfitte 

‚ fer Schaufpiele, ein anderes ihre Öffentliche Darftellung. Iſt 
ſchon die erjte zu bedauern, allein des überwiegenden ftaatlichen 
Nutzens der Preßfreiheit wegen zu dulden, fo folgt daraus noch 
gar nicht die Geftattung der andern. Durch ihr Verbot wird Feine 
nüßliche Wahrheit gefährdet, jondern einfach ein Vergehen verhindert. 
Beleidigende Nahahmungen von Schaufpielern find allerdings 
‚nicht mit derfelben Sicherheit zum Voraus zu verhindern, und 
haufig wird alfo nur eine Strafe für die bereit? begangene Belei⸗ 
bigung ftattfinden können; doch kann es etwa dem Theatercenfor 
zur Pflicht gemacht werden, durch Beſuch der Hauptprobe vor ber 
eriten Aufführung eines neuen Stückes eine beabjichtigte Unart zu 

hintertreiben. 

3) Verhoͤhnungen von Privatperſonen durch öffentliche Aus— 
ſtellungen von Zerrbildern oder plaſtiſche Darſtellungen ſind 
nicht ſelten, die Duldung ſolcher Verſpottung aber iſt keineswegs 
eine Verpflichtung des Betroffenen. Zwar kann nun wohl die An⸗ 
fertigung folcher Bilder, wegen Mangels rechtzeitiger Kenntniß, nicht 
verhindert werden; allein eine alsbaldige Unterſagung weiterer 
Ausstellung und des Verkaufes, und zu dem Ende eine Beichlag- 
nahme des Vervielfältigungsmittels ift thunlich und gewährt wenig: 
ftend Schutz gegen die Fortfekung und weitere Verbreitung ber Be- 
feidigung. Doch muß, damit nicht harmlofer Scherz auch getroffen 
werde, mit Umficht verfahren werden. Vor Allem iſt auch bier 
nicht ohne Verlangen des Abgebildeten felbit einzufchreiten. Wenn 
er perjönlich die Darftellung nicht ala eine Ehrverlegung auffaßt, 
jo Hat die Behörde ficherlich keine Veranlaffung, empfindlicher zu 


4) Vgl. meine Polizei:Wiffenfchaft, Ste Aufl., Bd. I, ©. 626. 
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fein, als er ſelbſt. Und auch bei einem auf Unterdrückung geftellten 
Verlangen wird immer zu unterfuchen fein, ob wirklich eine Ehren- 
kraͤnkung vorliegt, aljo ber Abgebilvete nach verftändigem Urtheile 
ber Verachtung oder tem Hafje preiögegeben werben will, ober ob 
es ſich nur von einer komischen Darftellung einer Perfönlichkeit oder 
Begebenheit Handelt, welche wohl Lachen erregen kann, aber feine 
Nechte verlegt. Niemand kann verlangen, daß er immer ernfthaft 
beurtheilt werde, und wenn feine Erfcheinung oder eine feiner 
Handlungen eine Lächerliche Seite bat, jo muß er fih bie ein- 
feitige Hervorhebung berfelben gefallen laſſen. Auch ein Witzwort 
kann ärgerlih fein und zum Verbruffe gereichen. Deßhalb ift es 
aber noch lange Feine Injurie und Fein Gegenftand für Präventiv- 
oder Repreſſiv⸗Juſtiz. 

4) Endlich ift es eine unzweifelhafte Aufgabe der Rechtspolizei, 
Ehrenkränkungen entgegenzutreten, welche von größeren Volks—⸗ 
maffen begangen werden wollen, ſomit entweder vorbereitet find und 
vor der Ausführung unterbrüct werden können, oder bei längerer 
Fortfegung Veranlaſſung und Möglichkeit zum Einfchreiten geben. 
Ein rechtzeitige und kräftiges Vorgehen ift aber um fo zweck— 
mäßiger, als Teicht dergleichen Gebahren Gegendempnftrationen 
- hervorrufen, jo daß Ordnung und Sicherheit ernftlich bedroht werden. 
Des in Frage ftehenden Unfuges kann nun aber mancherlei fein. Es 
mag 3. B. ein öffentlicher Umzug gehalten werben wollen, deffen 
Abſicht und Geftaltung auf die Verhöhnung irgend einer Perfon 
und Begebenheit ober einer beftimmten Staatlichen, gefellfchaftlichen 
oder kirchlichen Parthei gerichtet if. Oder aber es handelt fich 
von dem öffentlichen Gebrauche von fymbolifchen Zeichen, Kleidungs⸗ 
ſtücken n. dgl, welche als befchimpfendb für eine beftimmte Gattung 
ber Bevölkerung gelten, gleichgiltitg nun, was urfprünglich deren 
Bedeutung und Benügung war unb ob ein verftäntiger Sinn 
bamit verbunden ift. Ferner gehören hieher die ſogenannten Katzen⸗ 
mufifen. In der Regel wegen abweichender ftaatlicher Anfichten 
gebracht, kann allerdings eine folche Eindifche Art Mißfallen zu be- 
zeugen dem Manne, welcher nad) bejter Einficht und nach Gewiffen 
gehandelt Hat, jehr gleichgiltig fein und wird ihn auch von der Bahn 
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bed von ihm ala Recht Erfannten nicht abbringen. Da aber jeden 
Falles eine folche, wenigſtens der Abficht nach, beſchimpfende Aeuße⸗ 
rung bed Mißfallens Niemand zufteht; da ferner leicht Händel ent: 
ſtehen Fönnen und überhaupt nicht zu ermeſſen ift, zu welchen Aus⸗ 
ichweifungen fich der zufammengelaufene Pöbelhaufen in ber Nacht 
hinreigen laſſen Tann: To ift die Verhinderung des beabfichtigten 
Lärmens immerhin Sache ber Rechtspolizei. — Wenn in einem 
diefer Zälle eine an die muthmaaßlichen Haupturheber zu erlaffenbe 
Warnung nicht den gehörigen Erfolg verfpricht, fo find die mit 
dem Unfuge bedrohten Straßen zu fperren, zufammengelaufene Volks⸗ 
haufen alsbald durch Streifwachen zu trennen, nach eingetretener 
Nacht aber die Straßen ganz zu füubern. Wiberfpänftige werben 
natürlich verhaftet und den Gerichten zur Beitrafung ihrer Unbot- 
mäßigfeit überliefert. 


S. 26. 
4) Wahrnng ber perſönlichen Freiheit. 


Ein kaum minder wichtiges Necht als dag auf da Leben jelbit 
ft dag auf perfönlihe Freiheit, d. h. die Befugniß des 
Bürgerd über feine Perfon, feine Kräfte und Handlungen nad 
Willkür verfügen zu dürfen, fo lange er weder ein geſetzliches Gebot 
bed Staated, noch die natürlichen oder erworbenen Nechte Dritter 
verleßt. 

Dieſes Recht ift nun, wie nicht Teicht ein anderes, Anfechtungen 
und Eingriffen ausgeſetzt, theils mittelft offener Gewalt, theil3 durch 
Betrug. Es liegt aber in der Natur der Sache, daß keineswegs 
alle diefe Verlegungen durch Staatsfürforge genügend abzumenden 
find. — Einer Seits stehen thatjächliche Hinderniffe im Wege, 
Unmdglic können für jeden denfbaren Fall ftchende Vorkehrungen 
von Seiten des Staates getroffen werden. Es kommen jehr viele 
Fälle vor, welche zu vereinzelt und jeder in feiner Art zu felten 
find, als daß eigene bleibende Einrichtungen gegen fie begründet 
werden könnten, jo daß dem Bebrohten überlafjen bleiben muß, jich 
an den Staat mit einer Bitte um befondere Hilfe zu wenden, wo 
es fich denn fragt, ob Zeit und Mittel zu Erreihung de Zweckes 
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vorhanden find. Aber auch bei Verlekungen, welche ihrer Häufigfeit 
nah an und für fich zu einer ftehenden Fürſorge wohl geeignet 
find, findet manche Schwierigkeit ftatt. Auch die jtrengite Staat: 
aufficht Könnte nicht immer mit Erfolg in das Innere des Privat- 
lebens, in welchem die Vergewaltigung möglicherweife droht, ein= 
bringen. Die Vorſorge bleibt alfo aus Mangel an genügender 
Kenntniß von den Fällen der Anwendung nutzlos. — Sodann aber 
liegen auch wohl rechtliche Bedenken vor. Ein an und für fich 
nüßlicher und nöthiger Schuß wird unanwenbbar, wenn er zu feiner 
Durchführung eine die ſämmtlichen Handlungen des täglichen Leben? 
umfaffende rechtöpolizeiliche Ueberwachung erforderte. ine jolche 
Hilfe würde fchlimmer fein als das Uebel jelbjt, und nur eine 
allgemeine ungejegliche Beſchränkung an die Stelle einzelner unge: 
jeglicher Eingriffe fegen ). Sodann ift eine Vorſorge deßhalb 
nicht felten bedenklich, weil der Gränzpunct, wo eine an und für 
fich gejegliche Gewalt anfängt in Verlegung und Unrecht überzu- 
gehen, keineswegs immer leicht zu beftimmen if. Schon über den 
allgemeinen Grundjag kann man hier zweifelhaft fein, und noch 
ſchwieriger iſt es oft im einzelnen Falle, wo die näheren Verhält- 
niffe und Berjönlichkeiten den Maapftab an die Hand geben jollen. — 
Der Staat fol und wird allerdings das Mögliche zu erreichen 
juchen; allein mehr von ihm zu verlangen wäre ungerecht und 
unverftändig. Ä 

Unter den Bergehen gegen die perjönliche Freiheit ift übrigens 
jeden alles wohl zu unterfcheiden zwiſchen den unerlaubten Ein- 
griffen Solcher, welchen gar Fein gefetliches Necht über die von 
ihnen Angegriffenen zukommt, und Beeinträchtigungen, welche in 
einem Mißbrauche einer an und für fich rechtlich begründeten 
Gewalt beftchen. In Beziehung auf die erfteren hat die Präventiv- 
Juſtiz natürlich die ganze Handlung zu hintertreiben; bei den letz⸗ 

1) Diefe, thatſächlich und rechtlich gleich nothwendige, Beſchränkung der vor: 
beugenben Staatzthätigfeit ift denn auch Urfache, warum nicht alle von der Straf⸗ 
rechtölehre zum crimen vis gerechnete unerlaubte Handlungen in der folgenden 
Darftellung berüdficgtigt werden Tonnten, fo 3. B. Nothzucht, Entführung, Er: 


preflung. Einige andere, wie Landzwang und Landfriedensbruch, fommen wohl 
bei ben ihigen Staatdeinrichtungen faum mehr vor. 
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teren nur bie Vebertreibung bes Rechtes. Letzteres ift im Allge⸗ 
meinen ſchwieriger, theils wegen ver in ber Regel größern Verheim: 
hung, theils wegen der gerade hier eintretenden Aufgabe, bie 
richtige Graͤnzlinie zwiſchen Necht und Unrecht zu finden. Auch 
bietet ſich weniger Gelegenheit zu ſtehenden Staatseinrichtungen; 
fonbern tft in ber Negel Abhilfe nur je nach den Verhältniffen des 
einzelnen Falles möglich, welcher zur amtlichen Kenntniß gelangt. 

1) Maaßregeln gegen Freiheitsbeſchränkungen 
durch ganz Unberechtigte. 

a) Betrügeriſches oder gewaltſames Werben zum Solda—⸗ 
tendienſte. Wenn ſchon, ſeitdem beinahe überall die Heere nicht 
mehr durch Geworbene ergänzt werden, dieſes Verbrechen weit ſel⸗ 
tener vorlommen kann als früher, jo ift es doch immer noch von 
Zeit zu Zeit möglich, wenn nämlich fiir überfeeifche oder fonft ver: 
zweifelte Dienfte geworben wird 9). Eine Nechtsverlegung aber 
wird dabei begangen, wenn ganz Unmillige ihrer Freiheit mit Gewalt. 
durch die Werber beraubt und allenfalls bis zum Abgange in ge- 
heimem Gewahrfame gehalten werben, damit fie feine Hilfe anrufen 
koͤnnen; ferner wenn Betrunfengemachte oder durch falfche Verſpre⸗ 
Hungen Getäufchte zur Annahme einer Verpflichtung bewogen wer: 
ben. — Zu Abftellung dieſes Unfuges jowohl, als überhaupt zur 
Abſchneidung mancher anderer Berlegenheiten, \welche aus der Bil- 
‚ bung einer Kriegsmacht für frembe Staaten Teicht entftchen Tönnen, 
haben die meiſten Staaten alle und jede Werbimg für Fremde inner: 
Halb ihrer Gränzen ganz unterfagt. Dieſes Mittel fchneidet nun 
allerding? dag ganze Uebel mit der Wurzel ab, und ift fomit zu 
empfehlen. Zwar hat der Nechtöftant nicht die Befugniß, feine 
Bürger von der Auswanderung und ber, vielleicht nur zeitweilen, 
Uebernahme fremder Dienfte abzuhalten, die Erfüllung gewifjer Bes 
dingungen, welche die Landesgeſetze verſchieden beſtimmen, voraus: 





— 


2) ©. Mitter, Seelenverfäufer-Ränfe und Werber-Kniffe. Kaſchau, 1822. 
— In dem jüngſten Bürgerkriege der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ſcheinen ſehr zahlreiche betrügeriſche und gewaltſame Einreihungen in das Heer 
vorgekommen zu ſein, namentlich verübt an Einwanderern und zur Einwanderung 
Berlodten. 
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geſetzt: allein wohl fteht es ihm frei, innerhalb feines Gebietes fürm- 
liche Einrichtungen zur Bildung einer gewaffneten Macht für einen 
fremden Staat zu unterfagen. Will aber ein gänzliches Verbot 
nicht erlaffen oder in einem beftimmten Falle eine Ausnahme gemacht 
werden, da vielleicht der Staat gerne einen überflüffigen und feldft 
Ichäplichen Theil feiner Bevölferung abgiebt, fo muß man ſich 
wenigftend darüber Sicherheit verjchaffen, daß unter ven Geworbenen 
fein durch Gewalt oder Betrug Gewonnener fich befindet. Deßhalb 
ift, namentlich) wenn eine bejonbere Vermuthung von Anwerbungen 
für fremde Kriegsdienſte vorliegt, jeden Falles die Aufficht über vie 
Verträge der Augmwanberungs = Agenten ?) ftrenge zu führen und 
nicht zuzulaffen, daß Verpflichtungen zu einer Dienjtübernahme ohne 
Mares Verftändnik der Bertragenden aufgenommen find. Falls aber 
ein noch offenered Verfahren zugegeben wird, find bie Bebingungen 
und Verfprechungen der Werber der Negierung zur Unterfuchung 
vorzulegen und ſodann öffentlich bekannt zu machen. Der Werber 
aber darf die gewonnene Mannfchaft weber einzeln noch in größeren 
Abtheilungen aus dem Lande fchaffen, che die Behörde jeden Ein- 
zelnen, und zwar in Abweſenheit de Werber, vernommen hat, ob 
er auch freiwillig und nur unter den gefeglichen Bedingungen und 
Berfprechungen angeworben wurde. Gelegentliche genaue Unter: 
fuhung der von den Werbern benütten Gebäude wird die Weber- 
wahung verjtärfen. Ein auf Gejehwibrigfeiten ertappter Werber 
tft natürlich den Strafgerichten zu übergeben *). 

b) Aehnliches Werben für den Seedtenft. Die Gründe zur 
Einfchreitung gegen Mißbrauch find diejelben; und je häufiger gerade 
hier Fälle von offener Gewalt vorkommen, deſto nöthiger ift Vor: 
forge. Hinfichtlich des Mittels ift zu unterjcheiden zwifchen der im 
Sunern des Landes verjuchten Werberei und der Steurung von 
Unfug in den Sechäfen. Bei erfterer wird ganz zu verfahren fein, 
wie in Beziehung auf die Werbung für den Landdienſt. Um aber 
den zweiten Zweck zu erreichen, ift wohl kein anderes ficheres Mittel, 
al3 die Beltimmung, daß fein Schiff, gleichviel ob Kriegs- oder 


3) ©. hierüber meine Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl, Bd. I, ©. 169. 
4) Weber bie Strafe ſ. Wächter, Lehrbuch b. Strafrechts, Bd. II, ©. 41 fg. 
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Handelsſchiff, den Hafen verlaſſen darf, ohne daß an dem Borde 
deſſelben, wenn es vollkommen ſegelfertig liegt, ein Beamter die 
ſämmtliche während des Aufenthaltes im Hafen neu angenommene 
Mannichaft über ihre freie Einwilligung befragt und dem Beſehls⸗ 
baber einen Eid abforbert, daß er weitere Mannſchaft als die vor⸗ 
geführte nicht angenommen habe. 

c) Betrügerifche Verleitungen zu Augwanderung. Natürlich 
ift nicht davon die Rede, jeden einzelnen Auswanderungsluſtigen einer 
genauen Prüfung Hinfichtlich feiner Gründe und der ihm etwa ge- 
machten mehr oder minder beſtimmten Verheißungen zu unterwerfen. 
Es würde biefed weder zu einem häufigen gebeihlichen Erfolge füh- 
ren, noch auch ein eigentliches Verbot im Falle einer entdeckten 
Täufhung in dem Rechte des Staates liegen, Allein wohl iſt es 
Recht und Pflicht des Staates, jene Elenden aufzufpüren, welche 
gewerbmäßig durch faljche Vorfpiegelungen Unwiffende zu Auswan⸗ 
derungen verleiten, beren Folgen nur traurig fein und bei welchen 
bie veriprochenen Vortheile gar nicht gehalten werben können. Wenn 


alfo ein Einheimischer oder Fremder Auswanderungsplane verbreitet . 


und in denſelben bejtimmte Zufagen macht, jo muß von der Regie: 
rung eine Prüfung vorgenommen werden, namentlich in der Ridh- 
tung, ob die Einhaltung der Verfprechungen nach der Beichaffenheit 
bed Landes, in welches verlockt werben fol, nach deſſen Verfaſſung 
und Gefeßgebung, nach) Beichaffenheit dc8 Himmel? und des Bodens, 
nach Landesſitte u. |. w. überhaupt möglich ift °), und ob die Voll⸗ 
machten, wenn man jich jolcher von ber fremden Pegierung rühmt, 
&cht find. Falls hierbei ein Betrug erfunden oder doch höchft wahr: 
Icheinlich gemacht wird, tft vor Allem in öffentlicher Bekanntmachung 
bag Lügengewebe aufzubeden, dem VBerführer aber jeder weitere Schritt 
zur Erreichung feiner Abfichten zu unterfagen; die Gerichte aber 


5) Wenn freilich fo wenig, wie bieß gewöhnlich ber Fall ift, auf bie Erwer- 
bung guter Hatiftifcher Kenntniffe bei den Beamten geachtet wirb, jo kann 
ed leicht unter denſelben an Männern fehlen, welche zu einer folhen Prüfung bie 
nöthigen Kenntniſſe hätten. Hoffentlich wirb dann bie Regierung ben einen Fehler 
nicht noch durch einen zweiten vermehren und vielmehr fo viel Selbfterfenntniß 
baben, Männer vom Sache, auch wenn fie Feine Beanıte und vielleicht ſelbſt nicht 
einmal Staatsangehörige wären, um ihr Gutachten zu erfuchen. 
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werben entſcheiden, ob ſchon bes bloßen Verfuches wegen gegen ihn 
eine Strafe zu erkennen iſt. Jeden Falles ift er, wenn er ein 
Fremder it, aus dem Lande zu fchaffen. Findet zwar wohl ein 
Irrthum aber Teine abfichtliche Täufchung ftatt, jo ift wenigſtens 
jener aufzubeden und vor einer Verführung durch benfelben zu 
warnen °). 

d) Zuweilen werden Brivat:$rrenanjtalten dazu miß- 
braucht, um einen Verwandten oder Pflegebefohlenen — gleichviel in 
welchen unerlaubten Abfichten — zu entfernen und ihn, unter dem 
Vorwande einer Geifteskrankheit, förmlich und vieleicht Tebengläng- 
ich im Gefängniffe zu erhalten. Zur Hintertreibung jolcher Schänb: 
fichkeiten ift Folgendes nothwendig. — Vor Allem bedarf es einer 
Erlaubniß zu Errichtung einer Privatirrenanftalt, welche nur er⸗ 
theilt werden Tann‘, wenn (abgefehen von Erfüllung der ärztlichen 
Bedingungen) die Perjänlichkeit de3 Unternehmers volllommene 
Sicherheit gewährt in rechtlicher und fittlicher Beziehung. Und von 
ſelbſt verfteht ſich das Necht und die Pflicht zur Wiederentziehung 
‚ ber Befugnig, wenn aud nur bie geringite Begünftigung einer 
ungerechtfertigten Einjperrung nachgewiefen werden kann. — Eo- 
dann muß den Borftänden von Srrenanftalten bei ftrenger Strafe 
auferlegt fein, Leinen neuen Kranken aufzunehmen, ohne alsbald ver 
betreffenden Rechtöpolizeiftelle die fchriftlichen ärztlichen und obrig- 
feitlichen Zeugniffe über deſſen angebliche Krankheit vorzulegen. 
Bei einem fogleich vorzunehmenden perfönlichen Befuche in der 
Anftalt hat der Beamte in Begleitung bed Amtsarztes die Gleichheit 
ber PBerfon, fo wie die Wahrjcheinlichkeit der übergebenen Zeugniffe 
zu unterfuchen. Bei einigem Urtheilsvermögen wird in ber Regel 


6) Hierbei macht es natürlich Feinen Unterjchieb, ob der Unternehmer ſelbſt 
bei bem Plane betbeiligt ift oder etwa Hochgeftellte zu einer Theilnahme bewogen 
worden find. Ein Handeln im guten Glauben hebt die Nachtheile eines verfehlten 
und unmöglihen Planes nicht auf und bie Unkenntniß Vornehmer madt ein 
mörberifche8 Clima nicht gefund, eine unwirthliche und unzugängliche Gegend 
nicht geeignet für eine Nieberlaffung, wilde Feinde nicht friebfertig. Die eigene 
Betheiligung aber kann ein Grund weiter fein, burch einen Strom von Einwan- 
berern wenigſtens eine Zeit lang ben faljchen Schein eines Gedeihens, damit aber 
Verkäuflichleit von Grunbbefit oder Waaren berborzuloden. 
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leicht unterfchieden werben koͤnnen zwiſchen den gerechten Klagen 
eines Mißhandelten und den leeren Gefunbheit3-Verficherungen eines 
Irren. In einem Zweifelsfalle aber ift eine weitere Unterfuchung 
anzuordiien, namentlich eine Verbindung mit ber Obrigfeit des 
Heimathortes eine? folchen Unglüdlichen anzuknüpfen; er felbft aber 
muß vorläufig, unter Beobachtung der nöthigen Sicherungsmaaß⸗ 
regeln, aus der Anftalt genommen werden 7). — Ferner find bie 
jenigen Beamten zu bezeichnen, welchen ein Beſuch der Anftalt in 
allen ihren Theilen und Gelaffen und ein Verkehr mit jedem ein- 
zelnen Pfleglinge zu jeder Zeit geitattet iſt; alſo namentlich der 
Bezirld-Eicherheitöbeamte, der Amtsarzt, ber Staatzanwalt, ebenjo 
Abgeordnete einer höhern Geſundheitsbehörde oder des Minifteriumd 
jeldjt. Einer beftimmten Behörde aber, vorzugsweiſe dem Phyſicate, 
find regelmäßige und häufige (etwa alle drei Monate ſich wieder: 
bolende) genaue Unterfuchungen vorzufchreiben, und ift die Voll: 
zichung durch Einträge in ein dazu beftimmtes Negifter und durch 
Ssahrezberichte nachzuweiſen; außerordentliche Beſuche höherer Beam: 
ten mögen zur Eontrole dienen ®). — Sowohl die gelegentlichen 
als dic regelmäßigen Unterfuchungen find hauptſächlich auch darauf 
zu richten, ob Feine Eingefperrten im Haufe find, als folche, Bei 
welchen die chen erwähnte Unterfuchung vorgenommen wurbe, und 
06 von den angeblichen Kranken Feiner cine gegründete Klage über 
gleich anfänglich ungerechte Einfperrung oder wenigſtens über nub- 
Iofe Verlängerung berjelben nad) erfolgter Heilung zu führen bat. 
Da diefe leßtere Unterfuchung natürlich nur von einem Ärztlichen 
Beamten vorgenommen werden kann, fo ift von ihm eine folche 





7) Nach engliſchem Gefete hat bie Aufnahmeerlanbniß fogar nur Gültigkeit 
auf Ein Jahr und muß dann, nach neuer Unterfuchung, erneuert werden. Dieß 
erfcheint jebedh, regelmäßige und genaue amtliche Bejuche ber Anftalt vorausgeſetzt, 
überflüffig zu fein, und bürfte leicht mur in blofe Formalität augarten. 

8) In England beftcht eine eigene Behörbe zur Ueberwachung der Irren⸗ 
anftalten, (die Commissioners in Lunacy). Dieſelbe hat das Lanb in Bezirke 
getheilt, deren jeder jährlih von einem Mitgliede genau unterfucht wird. Ein 
Gefanmtbericht an ben Lord-Kanzler, al3 den Obervormund, weist die Ergebnifie 
im Einzelnen nad. ©. ben Report of Metropolitan Commissioners in Lunacy. 
Lond., 1844; Report of the C. i. L. Lond., 1847; ſeitdem jährliche Berichte, 
welche auch dent Parlamente mitgetheilt werden. 
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Behandlung des Gefchäftes zu erwarten, daß bei aller Gewifien- 
haftigkeit der Prüfung der, ohnedem oft fo rege, Argwohn der Srren 
gegen ihren Arzt nicht gefteigert wird. — Endlich bat das Geſetz 
viejenigen Behörden zu bezeichnen, auf deren Anordnung die augen⸗ 
blickliche Entlafjung eines bisherigen Pfleglings zu erfolgen hat 9). 

e) Sehr häufig werben öffentliche Mädchen gegen ihren Willen 
durch Kuppler zurücbehalten, namentlicd unter dem Vorwande, 
daß fie erſt durch eine längere Fortfegung der Unzucht bie erhal- 
tenen Vorſchüſſe an Geld, Kleidern u. |. w. zu erftatten ſchuldig 
feien. Hier wird benn freilich denjenigen Staaten, welche — 
ber richtigen Anficht gemäß — gewerbmäßige Unzucht weber ftill- 
Ichweigend noch ausdrücklich erlauben und vor deren Kenntniß alfo 
die ganze Hurenwirthichaft möglichft verborgen wird, Hilfe ſchwer 
fallen. Sollte die Entdeckung einer Gewaltthätigkeit zufällig oder 
durch Klage der Betheiligten gemacht werben, fo ift natürlich dem 
Zwange, vorbehältlich der Strafe für denſelben jo wie für das 
ganze unerlaubte Gewerbe, alsbald ein Ende zu machen. Leichter 
werben folche Staaten, welche eine Duldung der öffentlichen Unzucht 
nicht umgehen zu können glauben, Gewalthandlungen der erwähnten 
Art entdecken und verhindern, indem theils bei der polizeilichen 
Einfchreibung der Dirnen, theils und hauptfächli aber bei ber 
regelmäßigen ärztlihen Unterſuchung derfelben diefer Gegenftand 
beſonders berücfichtigt werden kann. Eine folche gegen ihren Willen 
in bem Sündenleben Zurüdgehaltene ift fogfeich in Freiheit zu feten, 
und der, natürlich) überbieß zu beftrafende, Kuppler mit feinen 
etwaigen Geldanfprühen auf den gewöhnlichen Rechtsweg zu ver 
weiſen 19). | 

f) Endlich kommt es auch wohl vor, daß unter dem Vorwande 
ber Sehendwürbigleit wegen befonberer Körperbeichaffenheit 


9) Unter den zum Schute angeblicher Geiftesfranfer beftimmten Gefepen 
verdienen namentlich befonbere Beachtung wegen ihrer genauen und wohl über: 
legten VBorfchriften, bie englifche Parl.:Acte 8 & 9 Vict. c. 100; und das 
franzöfifche Geſetz vom 30ten Juni 1838, fammt der Vollzugs-Verordnung 
vom 18ten Dec. 1839. Vgl. noch über den Gegenſtand: Martin-Doisy, Dict. 
d’economie charit. Par., 1855, ®b. I, ©. 487 fg. 

10) ©. bie hier einfchlagenden Preußifchen Geſetze bei Auguſti. 
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ober großer Seltenheit der Race u. f. w. einzelne Menfchen gegen 
ihren Willen umbergeführt und öffentlich zur Schau geftellt werden. 
Ihre Lage ift theild entwürbigend, theils Häufig Höchft ermübend 
und anftrengend; von ber Benüßung ihrer natürlichen Freiheit aber 
werden fie dur) Zwang, und von Klagen bei den Behörbden durch 
Drohungen oder Unwifjenheit der Geſetze und Sprache, theilmeile 
auch durch Schwäche der. Geiftezfräfte abgehalten. Je öffentlicher 
bier ven Geſetzen Hohn gefprochen wird, deſto beftimmter ift ver 
Staat zu einer Einfchreitung aufgerufen und namentlich auch zur 
Wahrung der Menfchenrechte Fremder in ‚feinen Gränzen. Dieß 
gefchieht am bejten durch die Verordnung, daß Leine Ausſtellung 
einer Perſon ftattfinden darf, ohne daß die Polizei Sich erſt über 
die Verhältniſſe des Schaugeftellten durch defien eigene Vernehmung 
oder unverbächtige öffentliche Urkunden unterrichtet hat. 

2) Maapregeln gegen Freiheitsberaubungen burd 
Mißbrauch eineran fih geſetzlichen Gewalt. 

a) Kein Recht ift durch Natur und pofitives Geſetz beſſer 
begründet als das ber älterlichen Gewalt; dennoch aber 
mag e3 überjchritten werten, indem die Kinder ihren Aeltern gegens 
über keineswegs blos Gegenftände von Rechten find. Theils ereig— 
nen fich Falle, in welchen Aeltern ihre Gewalt über die Kinder 
und ihr Recht, denfelben Beiträge zum Unterhalte der Familie ans 
zumuthen, zu einer Nöthigung zu Verbrechen und Unfittlichleiten 
mißbrauchen. Theils überjchreiten Welten ihr Erziehungsrecht 
vielleicht felbjt bis zu fürmlichen Verbrechen gegen die Freiheit ber 
Kinder, alfo förmlicher Gefangenhaltung oder zu unmenfchlichen 
und Ichensgefährlichen Mißhandlungen. — Leider fann in den mei- 
ſten dieſer Fälle nur wenig gefchehen, weil Alle im tiefften &e- 
beimnifje betrieben zu werben pflegt; doch mag zumeilen ein Zufall 
oder eine Anzeige Dritter auf die Spur bringen, und kann namentlich 
gegen einen Mißbrauch des Erzichungsrechtes Vorkehrung getroffen 
werben, wenn fich auch der Staat natürlich bei jeder erlaubten, 
ſelbſt fogar bei einer nody zweifelhaften, Ausübung jenes Rechtes 
einer Einmifchung zu enthalten bat. Hierher jcheinen aber nament⸗ 
ich folgende Maaßregeln zu gehören: 
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a) Es mag zugegeben werben, baß kürzere Freiheitz- 
entziehbungen unter Umftänden ein richtige und erlaubtes 
Erziehungsmittel fein können, ſei es zur Erzwingung einer aufer- 
legten Beichäftigung, ſei es zur Abhaltung von einem beftimmten 
Unfuge oder einer zu fürchtenden Unfittlichkeit, fei es endlich als 
Strafe. Auch mag in feltenen Fällen etwa cin Kind fo unglücklich 
gerathen fein, daß die gewöhnlichen Züchtigungd- und Befjerungs- 
mittel, wie fie dag väterliche Haus barbietet, nicht hinreichen und 
nur noch etwa eine längere einſame Haft Hilfe verfpriht. Allein 
eben jo unzweifelhaft ift, daß folche Freiheitsbeſchränkungen in un- 
Ihädlihen und gerechten Gränzen gehalten merben müffen. Sie 
bürfen weder durch häufige Wiederholungen oder lange Dauer ber 
Gefundheit der Kinder fchädlich fein oder deren geiftige Entwicklung 
beeinträchtigen, noch, namentlich in dem letztangedeuteten Falle, 
das angeborne Recht auf perfönliche Freiheit in unzuläffiger Weiſe 
und über ben vernünftigen Zweck hinaus beeinträchtigen. — Wenn 
alfo, was zunächft gewöhnliche häusliche Maaßregeln betrifft, vie 
Behörde durch Beſchwerde der Betheiligten, durch Anzeige Dritter 
oder endlich durch Notorietät von einem offenbaren Mißbrauche der 
älterlichen Gewalt Kenntniß erhält, fo ift fie berechtigt und ver: 
pflichtet, den Aeltern Vorjtellungen zu machen und nöthigen Falls 
beſtimmtes Verbot von Uebertreibungen eintreten zu laſſen. — Noch 
bejtinnmter und formeller aber muß unter allen Umſtänden gehan- 
delt werden, wenn eine längere Haft als letztes, traurige® Mittel 
von den Familienhaupte für nöthig erachtet wird. Hier muß eine 
dreifache Bedingung aufgeftellt und aufrecht erhalten werben 11). Ein- 
11) Die hier geftellten Bedingungen find etwas firenger, als bie im Code 
Napoleon, Art. 375—383 vorgefchriebenen, indem nad dieſem Gefege ber Vater 
unbedingt das Necht hat, bie Einfperrung eines Über 16 Jahre alten Kinbes big 
zu vier Wochen von dem Präfibenten bes Bezirfögerichteg zu verlangen, unb zwar 
ſelbſt ohne alle Angabe von Gründen, und erft bei einer Einfperrung bis zu 
ſechs Monaten eine Unterfuhung und Entfcheidung des genannten Beamten, nad 
Anbörung bes Staatsanmwalted, Pla greift. Es kann jeboch offenbar auch bei 
fürzeren Einfperrungen Mißbrauch ftattfinden, und die von Schent, Der Ja: 
milienrath; Wien, 1863, ©. 28 fg., verfuchte Vertheidigung des unbefchränften 


Einſchließungsrechtes erfcheint nicht ald genügend. Lobenswerth find dagegen bie 
Beſtimmungen des franzöfifchen Rechtes über größere Vorficht bei den von einer 
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mal iſt der Grumd bed väterlichen Verlangen hinſichtlich feiner 
Wahrheit und Zureichenheit vom zuftänbigen, mit ben Perſoͤnlich⸗ 
feiten und VBerhältniffen befannten Rechtspolizei-Beamten genau zu 
unterfuchen. Hat fich diefer von der Nothwendigfeit und Zweck⸗ 


maäßigkeit der Maafregel überzeugt, jo mag er die Einfperrung ge 


Hatten. Zweiten? darf dieſe Freiheitäberaubung nicht über ein be- 
ſtimmtes Zeitmaaß andgedehnt werden, welches noch überbieß durch 
ben unterfuchenden Beamten auch gegen den Willen der Aeltern 
nach Befinden abgekürzt werden Tann. Iſt Feine Beflerung nah 
der Freilaſſung zu verjpüren, fo fann der Vater etwa wieberholt 
auf dieſelbe Maaßregel antragen, die aber natürlich nur wegen. neu 
vorgefallener Vergehen des Kindes bewilligt und über dad Maaß 
eined möglichen Beſſerungsmittels nicht ausgedehnt werben barf. 
Endlich drittens muß bie Einfperrung in einer öffentlichen Anftalt 
ftattfinden, wofür der Vater dem Stante billige Entfchäbigung zu 
leiften bat. Daß dieſes Gefängniß die nöthigen Einrichtungen be⸗ 
fige, um nicht nur eine weitere Verfchlechterung des Eingefchloffenen 
zu verhindern, fondern auch wo möglich eine ſittliche Verbefferung 
deffelben zu unterftügen und zu beichleunigen, liegt in dem Vor⸗ 
theile aller Betheiligten und des Staates 9), 

P) Daß die Eltern das Recht haben, ihre Kinder zur Ergrei- 
fung irgend eine rechtlichen und nährenden Befhäftigungd: 
ſtandes anzuhbalten, entgegengejette Gelüfte aber, nöthigen Falles 
mit Gewalt, ihnen zu unterfagen, Tann Teinem Zweifel unterliegen. 
Wenn aljo ein Kind nur aus Trägheit und Verkehrtheit oder aus 
Hang zu einer ganz unzuläfjigen Lebensweiſe eine ihm von ben 
Aeltern angemuthete und den Verhältniffen angemefjene Lebensart 
verweigert, ohne eine andere zuläffige zu wollen, fo kann natürlich 
von Hilfe gegen eine feite Durchführung des vernünftigen älter: 
Mutter ober gegen ein Stieffinb geftellten Einfperrungs-Berlangen; ebenfo bie 
Berechtigung bes Eingefperrten zu einer Eingabe bei bem Appellationsgerichte. 

12) Es ift hier nicht der Ort einzugehen in die Einzelnheiten einer ſolchen 
Anftalt, indem die Einrichtungen felbft und ihre Begründung mit dem ganzen 
Gefãngniß⸗Syſteme zufammenhängt. Eine tüchtige Arbeit über diefen Gegenftand, 
(welche auch vielfache weitere Literatur giebt,) if: Niede, Ueber Strafanftalten 


für jugendliche Verbrecher. Heilbr., 1841. 
v. Mohl, Rechts-Polizei. 3. Auflage. \g 
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lichen Willens nicht die Nebe fein; im Gegentheile wäre cher Unter: 
ſtützung im Nothfalle zu gewähren. Dagegen aber haben die Kin- 
ber allerdings das Necht, fidh zu weigern, nicht nur wenn fie von 
ihren Aeltern zu Ergreifung einer unrechtlichen oder unfittlichen, 
einer mit den gangbaren Begriffen von Ehre oder mit den äußeren 
Berhältniffen der Familie unvereinbaren, endlich einer offenbar brod- 
lofen oder unvernünftigen Xebenzart gezwungen werben wollen 13); 
ſondern auch, wenn bei entichiedener Neigung und Tähigkeit für 
einen zu den Verhältniſſen paffenden und ehrenwerthen Stand die 
Aeltern einen andern, entichieden verhaßten wenn ſchon nicht uner: 
laubten ober unpaffenden, aufzwingen möchten. Wenn in einem be 
ftinımten Falle die Thätigfeit des Staates aus einem biefer Gründe 
aufgerufen wird, (denn von einer allgemeinen Vorbeugung: Maaß- 
regel kann natürlich Feine Rede fein,) fo ift dem in feiner Berfön- 
Iichfeit und feinem ganzen Lebenszwecke bebrohten Kinde allerdings 
Hilfe zu leiften, und zwar, wenn bie Ueltern auf Zufprechen der 
Behörde nicht nachgeben, mittelft einer Trennung von den Xeltern 
und einer Erziehung in ber gewünfchten paffenden Weiſe. Die 
Koften haben die Ueltern zu tragen, wenn fie dazu fähig find; 
wo nicht, die Armenlaffe Tür gehörige vormundſchaftliche Aufficht 
iſt natürlich in ſolchem Falle ebenfalls Sorge zu tragen. — Es 
bedarf wohl nicht erſt der Bemerkung, daß dieſe Schußpflicht des 
Staates mit der möglichjten Berücfichtigung des Rechtes der Ael— 
tern zu erfüllen und weder kindiſcher Eigenſinn oder eine Ueber: 
ſchätzung der eigenen Fähigkeiten zu unterftügen ift, noch auch ven 
Aeltern ein mit ihrem Vermögen im Mißverhältniffe ſtehender Bil- 
dungslauf ber Kinder zugemuthet werden darf. Außerordentliche 
Anftrengungen, durch welche dad Wohl der Kinder auf Koſten des 
eigenen erlaubten Genuſſes ber Aeltern befördert wird, find bie 


13) Eine ganz umfafende Bezeichnung aller den Aeltern benfbarertoeife zu 
unterfagenden Wahlen ift natürlich nicht möglich, theils weil Niemand alle mög- 
lihen Arten von Widerfinn zum Voraus auffinden und ordnen Tann, theils weil 
die Verhältniſſe von weſentlichem Einfluffe auf die Beurtheilung find. Allein fo 
viel ift wohl gewiß, daß als unbebingt unerlaubte Nahrungsweifen alle diejenigen, 
namentlich herumziehenden, Befchäftigungen bezeichnet werben können, beren Aus: 
Abung ber Staat nicht buldet, fei nun der Grund bed Verbotes, welder er will. 
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ſchoͤnſten Blüthen der Sittlichkeit; allein ein Zwangsrecht auf fie 
fteht den Kindern, und tom aud) dem fie vertretenden Staate, 
keineswegs zu. 

y) Achnliche Mittel werben auch in den, freilich in der Wirk- 
lichkeit feltenen, Fällen ergriffen werden müffen, wenn eltern eine 
Tochter zu einer Heirath mit offener Gewalt und durch Miß- 
bandlungen zwingen wollen und dieſe feinen andern Ausweg zu 
ergreifen weiß, als fi) um Abwehr der verhaßten Verbindung an 
den Staat um Schuß zu wenden 1%). Auch Hier ift, wenn Ver: 
fühnungsverfuche fehlichlagen, Trennung das einzige Mittel gegen 
Sortjegung der Mißhandlung, mobei übrigend von dem, bier al 
erwachfen und erwerbfähig anzunehmenden, Kinde zunächft die Bes 
ftreitung der Koften verlangt werden muß und nur das fehlende 
Nothwendige den Neltern zugemuthet werden darf. Daß auch hier 
die Behörde mit der größten Umficht zu verfahren hat, verfteht fich 
von ſelbſt; und es wird fogar nur auf Anrufen be bebrohten 
Kindes felbft oder auf die Klage eined Dritten, bei behaupteter 
gewaltjamer Verhinderung des erftern, eingefchritten werben bürfen, 
nicht aber nur auf bloße Gerüchte Hin. 

b) Endlich fommen au, und zwar bebauerlicher Weiſe nicht 


— — — — 


14) Dielleicht möchte ſcheinen, daß in dieſem Falle eine Staatsanſtalt überall 
überflüffig fei, indem ben mit Zwange Bedrohten auch ohne dad Einſchreiten ber 
weltlichen Gewalt ein geſetzliches und zureichendes Mittel der Befreiung zuſtehe, 
nämlich die Erklärung der Nichteinwilligung gegenüber von ber Geiſtlichkeit, im 
Notbfalle noch bie Weigerung vor bem Altare. Allerdings kann ſich der Bethei: 
Tigte auf dieſe Mittel verlajfen unb ben Staat nicht in Anfpruch nehmen; allein 
den Staat befreit diefe Möglichkeit nicht von feiner Schutzpflicht. Einmal ſchützt 
diefe Firchliche Weigerung nicht gegen bie mit ber beabfichtigten Nöthigung etwa 
verbundenen Mißhandlungen und erfordert Überhaupt ein jelbfiftändiges muthiges 
Auftreten, welches von einem Mädchen keineswegs immer erwartet werben Tann. 
Zweitens kann diefeg Mittel der Natur der Sache nach erft im letzten Augenblide 
ergriffen werden; es ſchützt alfo nicht nur vor manchen, doch auch zu beacdhtenden, 
NebennachtHeilen nicht, und feine Ergreifung wirb überhaupt leicht aus Rüd: 
figten, falfhem Chrgefühle u. |. w. unterlaffen, oder weil Alles ſchon zu weit 
gefommen it. Endlich ift e3 Überhaupt Sache des Staates, Rechtöverlegungen 
zu verhindern wenn er fann, und Ehre ſowohl als Pflicht müſſen ihm unter 
fagen, ſich auf die Stellvertretung eined Dritten, in biefem Falle alfo des Geiſt⸗ 
lichen, biebei zu verlafien. 

19* 
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fo ganz felten, graufame Mißhandlungen von Kindern 
durch die Aeltern vor, fei es nun aus bloßer thieriicher Rohheit, 
namentlich im Trunke, jet es in Folge haͤuslicher Mißhelligkeiten, 
3. B. bei Zweifeln über die Treue der Mutter, ſei es endlich in 
der verbrecheriichen Abſicht, das Leben des verhaßten oder einem 
Intereſſe im Wege ftehenden Gejchöpfes allmählig zu untergraben. 
Namentlich werben gegen uneheliche und gegen Stieffinder folche 
Nieverträchtigfeiten verübt, und zwar jogar von Seiten der Mutter ?°). 
Ueber Recht und Verpflichtung der Bchörde, ſich im alle einer 
irgendwie von der Eache erlangten Kenntniß, der Vertheidigungs⸗ 
Iofen anzunehmen und fie gegen Fortfegung der Mißhandlungen 
ſicher zu Stellen, Tann natürlich Fein Zweifel otwalten. Nicht fo 
leicht wird freilich in vielen Fällen ein fichere® Mittel ausfindig 
zu machen fein zur wirklichen Verhinderung von Wiederholungen 
und ſelbſt, vielleicht veranlaßt ibt durch Nache, von Steigerungen 
der Barbarei. Vorſtellungen der Behörde werben auf jolche rohe 
Gemüther nur jelten einen genügenvden und nachhaltigen Eindruck 
machen; bie für bereit Verübtes zuerfannte Strafe fanıı leicht, wie 
eben bemerkt, die fchlechte Geſinnung noch verichärfen; kleinere aber 
durch tägliche Wiederholungen bis zur Unerträglichkeit zu jteigernde 
Mißhandlungen im Innern ber Familie find ſchwer in Erfahrung 
und zum Beweiſe zu bringen. In der Negel wird aljo nur voll 
ftändige Trennung der gefährdeten Kinder von den unnatürlichen 
Aeltern und deren Unterbringung in eimer gefitteten Familie oder 
in einer öffentlichen Erziehungsanftalt Helfen. . Hierzu nun aber die 
Mittel aufzubringen wird, auch wenn, wie billig, die Beitragzpflich- 
tigkeit der eltern bis an bie Gränze der Leiſtungsfähigkeit in 
Anspruch genommen werben will, in den meiften Fällen ſchwierig 
fein und auch Hier alfo fchließlich die Gemeinde oder der Etaat in 
Anspruch genommen werden müffen. 


15) Seder Lefer von Gerichtszeitungen, namentlich von franzüfifchen, wird 
fi der nur alzubäufigen, oft jebes menfchliche Gefühl empörenden Fälle von 
Mißhandlungen von Kindern, wohl ganz fleinen und fomit unter allen Umfländen 
ſchuldloſen, durch Aeltern und Stiefältern erinnern. 
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§. 27. 
5) Wahrung vertragämäßiger Verhältniſſe. 

Im Allgemeinen ift es ſelbſtverſtändlich Sache Derjenigen, 
welche ſich durch einen Vertrag Anfprüche auf Leiftungen, ſei es 
binglicher fei es perjönlicher Art, erworben haben, durch Aufmerk⸗ 
ſamkeit und rechtzeitigeß Auftreten ihre Nechte felbft zu wahren, 
und ftcht Jedem, dem dieß nicht unmittelbar gelingt, die Anrufung 
ber Gerichte zu Gebote. Von ftehenden Rechtöpolizei-Einrichtungen 
zur Wahrung vertragsmäßiger Verhältniffe kann daher nicht die 
Rede fein, abgefehen davon, daß bie unendliche Verfchievenheit ver 
Verabredungen ausreichende Vorkehrungen unmöglidy machen wiürbe. 
Doc find allerdings einige burch Verträge eingegangene Zuftänbe 
einer Seits jo häufig und jo gleichartig, daß eine allgemeine Maaß⸗ 
regel wünſchenswerth und thunlich ift, anderer Seits biefelben er- 
fahrungsgemäß jo häufigen Verlegungen ausgeſetzt, daß eine ftaat- 
liche Abwendung ſich als nothwendig ergiebt. Dieß ift denn na= 
mentlich der Fall 

1) bei dem Verhältniſſe des Dienſtherrn gegenüber 
von Dienſtboten. Demſelben liegt allerdings ein Vertrag zu 
Grunde, welcher die beiderſeitigen Leiſtungen ausdrücklich oder nach 
dem Gewohnheitsrechte beſtimmt; allein es iſt durchaus ungenügend, 
den daraus hervorgehenden Zuſtand nur als eine Dienſtmiethe aufzu⸗ 
faſſen. Abgeſehen davon, daß ſelbſt bei einer verabredeten Arbeits⸗ 
theilung (in Küche, Stall, Zimmer, Garten u. |. w.) immer noch 
vielfache weitere Leiftungen gefordert uud gewährt werben, wie bie 
häuslichen Bebürfniffe es mit fih bringen, und daß in Nothfällen 
weit gehende und fogar gefährliche Anftrengungen beanſprucht wer⸗ 
den mögen: bejteht einer Seits ein wenn auch freiwillig einges 
gangened Gewaltverhältniß, in Folge deſſen der Dienftbote mand): 
fachen Befehlen unterworfen ift, und bildet fi anderer Seits durch 
ben Eintritt in das Haus eine Art von patriarchaliichem Verbande. 
Der Dienftbote hat fich der Hausordnung zu unterwerfen, auch wo 
fie den Dienft nicht betrifft; e8 wird gegenfeitig ein beſonderes fitt- 
(iche3 und rechtliches Vertrauen in Anspruch genommen; ebenjo eine 
Pflicht zu perfönlicher Theilnahme, welche ſich 3. B. in Erfran- 
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kungsfällen geltend macht; endlich übt wie Herrichaft eine Weber: 
wachung bed ganzen Lebenswandels aus "). — Unzweifelhaft liegt es 
auch im Vortheile des Dienftherrn, dieſes vielfeitige Verhältnig mit 
Billigkeit und Wohlwollen zu handhaben, jeden Falls wenigfteng 
bie eigentlich vertraggmäßigen Pflichten nicht zu verfäumen; dennoch 
find Mißhandlungen von Dienenden nicht eben felten. Die Vermö- 
gend= und Häufig auch die Bildung: und Standesungleichheit beider 
PBartheien und die Verlegenheit de Dienftboten um ein Unter: 
fommen, wenn er wegen jchlechter Behandlung ten biäherigen 
Dienft verlaffen wollte, ſetzen benjelben gegenüber von einem harten 
Herrn fehr in Nachtheil und erleichtern alfo dem letztern vie Zu— 
muthung von vertragäwidrigen Dienjten oder eine fonftige miß- 
bräuchliche Geltendmachung der höheren Stellung, ohne daß er eine 
Klage oder ein al2baldiged Austreten des Dienftboten zu fürchten 
hätte. Und Mancher ift ungebilvet und unrechtli genug, fich 
dieſes natürlichen Webergewichtes zu bedienen. Hier gewährt denn 
eine gute Dienjtbotenordnung wenigftend bie nothwendigſte Hilfe, 
indem fie dag gegenfeitige Verhältnig möglichjt genau und mit voller 
Berücjichtigung der ſchwachen Stellung der Dienftboten feſtſetzt, 
bamit aber Weberichreitungen erjchwert, jeden Falles eine fichere 
Grundlage für eine Beſchwerde abgiebt. Die Erlaffung einer fol- 
hen Ordnung kann um fo weniger Anftand haben, als fie auch aus 
fittenpolizeilichen und wirthichaftlichen Gründen wünſchenswerth ift ®), 
und überdieß auch gegen die, unter Umftänden allerdingd auch 
möglichen, unzuläffigen Forderungen und Handlungen der Dienft: 
boten eine beſtimmte Schranke bildet ®). Daß ſie nicht blos die 

1) S. über biefen gemifchten Character bed Dienfibotenverhältniffes fehr gut 
Walter, Teutfches Privatr., S. 111 fg. 

2) Andeutungen über den Inhalt berfelben ſ. in meiner Bolizei-Wiffen: 
haft, Ate Aufl., Bb. I, ©. 637. — Bon ben zahlreichen Einzeljchriften über 
biefen Gegenftand find vorzüglih nachzufehen: Krünitz, Tas Gefindeweien, 
nah Grundfägen ber Defonomie und Polizeiwiſſenſchaft. Berlin, 1779; Patriot. 
Aufruf... um baldige Errichtung einer zmedmäßigen Gefinde- Polizei. Helmft., 
1798; Schmidt, Einzig möglihe Art gutes Gefinde zu erhalten. Neuftrelig, 
1798; Asher, Verſuch eines Entwurf zu einer ftäbtifchen Gefinde- Orbnung. 
Samb., 1826. 

8) Es giebt bekanntlich Vereine zur fittlichen Beſſerung ber Dienfiboten; es 
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rechtlichen Folgerungen auß ben Bertragäverhältnifien in ihre Einzel- 
heiten zu zerlegen, fondern auch die oben angebeuteten anbermweitigen 
Seiten bed häuglichen Zuſammenlebens von Befehlenden und Dienen- 
ben billig und menjchlich zu berüdfichtigen hat, bebarf nicht erft des 
Beweiſes. 

2) Ein zweites leicht zu den verſchiedenſten Klagen über Beein⸗ 
täcdhtigung wohlermworbener Rechte Veranlaffung gebendes Vertrags- 
verhältniß ift daß ber gewerblichen Lehr linge zu ben Rehrherren. 
Namentlich bei voller Gewerbefreiheit ift hier durch eine außreichende, 
bie Anfprüche beider Theile, namentlich aber ver Lehrlinge ald ber 
Echußloferen, fichernde und Teicht zur Ausführung zu bringenbe 
eigene Gejebgebung Vorkehrung zu treffen 9). I 


6) Wahrung bed Eigenthumes. 


8. 28. 
a) Allgemeine Orundfähe. 


Die bei weiten größte Anzahl von Verbrechen befteht bei 
‚etwad vorgerücktem Bildungs- und Vermögenzzuftande ber Völker 
in Verlegungen des Eigenthumsrechtes. Vergehen gegen 
bie Perfon werben immer feltener, je mehr die Außerfte Nohheit 
unter der Maffe der Bevoͤlkerung verjchwindet; zur Enthaltung von 
ber Aneignung fremden Gutes dagegen gehört eine ſchon feinere 
Gefittigung, welche fich nicht leicht allgemein verbreitet. Se höher 
bad Volksvermögen fteigt, defto mehr nehmen fogar die Eigenthumge 


werben feierlich Belohnungen an Dienftboten gegeben, welche während einer langen 
Reihe von Jahren in derfelben Familie treu verblieben find; die Montyon⸗Tugend⸗ 
preife fommen vorzugsweife an Dienftboten, welche in Gefahr und Unglüd ber 
Herrichaft fich aufgeopfert haben. Dieß Alles ift gut und ſchön; aber body eins 
feitig umd, es fei offen geſagt, mehr ober weniger felbftfüchtig. Ebenfo noth⸗ 
wendig und nützlich, ja ohne Zweifel noch nothwendiger und nüßlicher, wären " 
Aufmunterungen zu gutem Betragen ber Dienftherren und =$rauen und Beloh⸗ 
nungen Solcher, bei welchen gute Dienftboten lange Jahre geblieben find. Leider 
freilich find folhe Einrichtungen nicht gut möglich. 

4) Ter Inhalt eines ſolchen Geſetzes it angegeben in ber Boligei-Wiffens 
ihaft, Bd. II, ©. 304. Ein fehr beachtenswerthes Beiſpiel ift bag franzöfifche 
Fa vom 22ten Febr. 1851. ©. baffelbe bei Block, Diction. de Padmin., 

. 107. 
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.Verletzungen zu. Theils Können fie leichter begangen werben, je 
mehr Reichthum vörhanden ift; theils veizt der Anblick auffallenden 
Meberfluffe® um fo mehr die Begierde der an vemfelben nicht Theil⸗ 
nehmenden; theild endlich ift mit den Fünftlicheren und gefpannteren 
Güter: und Gemwerbeverhältniffen, wie fte ein größeres Volksver⸗ 
mögen bedingt, auch häufigere gänzliche Dürftigfeit aus mehr als 
Einer Urſache verbunden ?). 

Wenn dennoch die Vorkehrungen von Seiten ber Präventiv- 
Juſtiz nicht fo zahlreich und allumfaffend fein Können, als vielleicht 
auf den erſten Anblick erforderlich fcheinen möchte, fo tragen ver: 
ſchiedene Urfachen hierzu bei. 

Vor Allem muß jelbftredend die Vorſicht des Beſitzers 
ſelbſt in Anfpruch getommen werben. &3 ift nicht nur die Pflicht 
des Betheiligten, ſondern in der That auch fein wohlverftan- 
dener Vortheil, felbft zu handeln und fich nicht auf den Staat zu 
verlaffen. Xebterer wäre auf der einen Seite gezwungen, ihn einer 
drückenden und jede freie Bewegung und Verwendung des Eigenen 
auzfchliegenden Vormundſchaft zu unterwerfen; auf ber andern 
Seite aber Fönnte er doch nie den Zweck vollitändig erreichen, indem 
ben tauſend Gefahren des täglichen Lebens nicht durch öffentliche 
Anftalten zu begegnen ift, ba ihre Anwendung langfam und jchwer: 
fällig fein muß und nadläffig wenigftend fein Tann; fonbern 
nur durch die mit Sorgfalt des bei einem Verlufte zunächit Be: 
theiligten ?). 

Zweiten? darf die öffentliche Gewalt bei den Schutzvorkeh⸗ 
rungen, deren Beranftaltung ihre Sache bleibt, nie vergeffen, daß 
bie Rechtspolizei nur die Vorläuferin der Juſtiz ift und fie alfo 


1) Die überzeugenbften Beweife für biefen Sat find in den ſämmtlichen bie 
Eriminalftatiftit behandelnden Schriften enthalten. Man fehe 3. B. bie, eine 
Bufammenftellung vieler hierher gehöriger Angaben enthaltende, Einleitung von 
Julius Gefängnißkunde; die Krit. Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft bes Aus: 
Tandes, Bb. IV, ©. 113 fg.; Beaumont und Tocqueville, Amerika’ 
Bellerungs:Anftalten. Berlin, 1833, ©. 321 fg. 

2) Weber die von den Einzelnen anzuwendenden Vorfihtämaaßregeln gegen 
Vermögensverlebungen fucht u. U. zu belehren das veraltete Betrugslericon von 
Höhn, und Boppe, Schuß gegen Räuber und Diebe. Tüb., 1830. 
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nur gegen folche Handlungen einfchreiten darf, burch welche ein . 
Recht verletzt wird und welche alfo, wenn fie begangen würben, 
zu beitrafen ober auf erhobene Klage wieder abzuändern wären. 
Eine Verlegung dieſes Grundfage® würde nicht nur den Grund: 
fagen bed Rechtsſtaates zumiberlaufen, fonbern auch bie Freiheit 
de? Verkehres und bed Handel mit materiellen Gütern, ebenfo bie 
geiftige Thätigkeit. und Ausbildung ber Menfchen, welche fih an 
einem lebhaften äußern Verkehre entwickelt, in nachtheilige Feſſeln 
Schlagen. Wo alfo nur das wirthichaftliche Intereſſe, nicht aber 
bad Recht auf ein bejtimmtes Gut, durch eine Handlungsweiſe 
verlegt wird, Tann von einer Vorbeugungs-Maaßregel der Prä⸗ 
ventiv⸗Juſtiz Feine Rede fein; ſondern es ift entweber lediglich dem 
Ermefjen des Einzelnen anbeimzugeben, ob er fich ihrer enthalten 
will, oder mag allenfalls, wenn fich fonft der Fall dazu eignet, 
eine golizeiliche Maaßregel gerechtfertigt fein. Namentlich kann 
ein Bürger, welcher volljährig und im Beſitze feiner Verſtandes⸗ 
und Willenzkräfte ift, auch frei und ohne Srreführung durch Täu- 
Ihung handelt, blos feines eigenen angeblichen Nuten? willen an 
ber Begehung einer Handlung nicht gehindert werden, welche er 
feinen wirthichaftlichen over fonftigen Vortheilen gemäß erachtet, von 
welsher aber ver Staat vielleicht in Webereinftimmung mit der ge- 
meinen Meinung, eine andere Anficht haben möchte. Sit dieß aber 
in Beziehung auf die Maaßregeln gegen einzelne folche Handlungen 
richtig, fo gilt e8 in noch erhöhtem Grade von allgemeinen Verboten 
oder Beichränfungen aller künftigen Handlungen gleicher Art. Wenn 
nämlich etwa im erften Falle eine richtige Unterfuchung ber befon- 
beren Umftände und ein Ausſpruch höherer Staatzeinficht wenig- 
fteng möglich wäre: fo kann bei allgemeinen Maakregeln davon 
natürlich gar Feine Nebe fein. Ohne irgend eine mögliche Beach: 
tung der befonderen Verhältuiffe, deren genaue Kenntniß doch allein 
zu einem Urtheile über Zwectmäßigfeit oder Schäblichfeit eines ge- 
wiffen Verfahrens befähigt, welche überbieß fo höchſt verſchieden 
fein Können und wirklich auch find, trifft ein ſolches Gefeg mit 
eifernem Arme Alles ohne Unterfchied, was unter den von ihm be= 
Viebig aufgeftellten Begriff fallt. Wie kann bie num in allen 
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ober auch nur im- vielen Fällen zweckmäßig fein? Wie Kann es 
alfo auh nur aus dem Geſichtspunkte des Nutzens, fomit ganz 
abgejehen von allem Rechte, Vertheidigung finden? Offenbar iſt 
ſolchen blinden, wenn ſchon gut gemeinten, Schlägen bie Ucherle- 
gung und Vorficht jedes Einzelnen vorzuzichen. 

Dritten? verfteht fich, daß die Behörde bier, wie in allen übri- 
gen Theilen der Präventiv:$uftiz, nur negativ zu handeln berech— 
tigt und verpflichtet ift, Wenn es fich alfo nicht blos von ber 
MWegräumung ſolcher Umftände handelt, welche einen Eigenthümer 
hindern feine Willengmeinung auf eine vernünftige und vechtäfräf- 
tige Weile zu Außern %); fondern wenn zur Vermeidung eines 
Verluſtes eigene ſelbſtſtändige Handlungen nöthig wären, ift es nicht 
Sache des Staated, für den Bürger einzutreten und beffen Ge- 
ſchäftsführer zu maden. Er hat ihn gegen Gewalt und Kift zu 
fhüßen; allein nicht deſſen Vermögen nach höherer Einficht zu 
verwalten. 

Faßt man biefe unzweifelhaften Grundſätze feit ind Auge, fo 
ericheinen allerdingd manche Vorjchriften älterer Zeit theils als 
ungehörige, theils ſelbſt als thörichte und jchledht berechnete Bevor: 
mundungen, deren fich der Staat zu feinem und der Bürger Vor: 
theit je früher je beffer zu entjchlagen hat; und nur in folgenden 
Fällen wird eine Sorge für das Eigenthumsrecht fowohl mit ber 
eigenen wünſchenswerthen Thätigkeit des Einzelnen, als mit ber 
nöthigen Freiheit ded Handelns vereinbar jeyn: 

1) Wenn dad Eigentbum durch gewaltjame, heimliche 
oder Öffentliche, Eingriffe verlegt werben fol. Allerdings ift 
dem Bebrohten felbft eine thätige Abweiſung eines Angriffes ge: 
ftattet und er mag in ber Vertheidigung feiner Nechte alle nöthigen 
Mittel, im Nothfalle felbjt die Tödtung der Angreifenden, unbe: 
benflich vornehmen. Allein erſtens kann der Staat ben Bürger ber 
Gefahr nicht auzfegen, daß er übermächtigen Feinden erliege und 
außer an feinem Vermögen auch noch an feiner Perfon beichädigt 
werde; und zweitens ift ein Zuſtand ber offenen Gewalt der Natur 

3) S. Puchta, Hanbbuch bes gerichtl. Verfahrens in nichtſtreitigen bürger⸗ 
lichen Rechtsſachen, Ob. I, ©. 27 fg. 
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eined geordneten bürgerlichen Zuſammenlebend zuwider. Deßhalb 
iſtedenn eine möglichſte Verhinderung ſchon des Verſuches dringende 
Aufgabe für den Staat. 

2) Wenn die Unwiſſenheit, Einfalt oder Gemüthlichkeit von 
tiftigen Betrügern zu Vermögens-Vernachtheiligungen benützt 
werden will. Da Niemand fich leicht betrügen Laffen will, fo 
ft Schon die Thatfache des Betruges hinreichender Beweis, daß ber 
Staat hier von den Einzelnen die Abwendung von Berlehungen 
bed Nechtögefees nicht zu erwarten hat und alfo ſelbſt einfchreiten 
muß; und ba geiftiger und materieller Hanbel und Verkehr durch 
möglichfte Sicherheit und Nechtlichkeit in allen Verhältniffen nicht 
nur nicht gehindert, fondern felbft geförbert werden muß, fo ift 
auch von biefem Gefichtäpuncte aus eine Staatsfürſorge nur an- 
zurathen. 

3) Wenn ein formell gültiger, d. h. weder durch Täufchung 
noch durch Gewalt zu Stande gelommener, von einem zu eigenem 
Entſchluſſe Berechtigten und Fähigen abgefchloffener Vertrag in 
feinen Folgen wohlerworbene Rechte Dritter vernachtheiligen 
könnte. Allerdings wäre es zunächſt Sache bed Abſchließenden, 
ſolche Vereinbarungen zu meiden; ferner iſt unzweifelhaft, daß ein 
ſolches unter Dritten abgeſchloſſenes Geſchäft dem Nechte ſelbſt 
nichts vergeben kann; allein die Vertragenden kann theils Unwiſſen⸗ 
heit oder Leichtſinn, theils unrechtlicher Wille über dieſe Verpflich⸗ 
tung wegſehen laſſen, den Verletzten aber mag, wenn keine beſon⸗ 
deren Vorkehrungen getroffen werden, der Abſchluß eines ſolchen 
bedrohenden Vertrages zu ſpät bekannt werden, um noch zu rechter 
Zeit eine Verwahrung einzulegen, während eine ſpätere Anrufung 
der wiederherſtellenden Rechtspflege oft von keinem nützlichen Erfolge 
mehr für fie fein dürfte. 

4) Wenn Nechtögeichäfte entweder in der Form ober in ber 
Sache deßhalb ſchwierig find, weil zu ihrer giltigen Vollziehung 
die Kenntnig und Berücjichtigung einer bedeutenden Anzahl von 
Vorſchriften der pofitiven Geſetze erforderlich ift, jo daß ven minder 
Rechtskundigen in deren Vornahme leicht Yehler begangen werben 
koͤnnen, welche fodann Tpäter nicht nur die Vollziehung der von 
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ben Hanbelnden gehegten Abficht vereiteln, ſondern überbieß zu 
weitausſehenden und verberblichen Nechtzftreitigkeiten: Anlaß geben 
müßten. Es Tann bier weder an der Näthlichkeit noch an der 
Berechtigung zu einer Staatsfürforge gezweifelt werden. Von Jedem, 
welder ein Geſchäft vornimmt, muß auch vorausgeſetzt werben, daß 
er daſſelbe giltig vornehmen und cd von den beabfichtigten Folgen 
feiner Zeit auch wirklich begleitet fehen wolle. Ferner enthält ein 
ausgebildetes bürgerliche? Recht eine ſolche Menge Regeln und 
Borfichtämittel, daß nur ber dem Studium deſſelben fich beſonders 
Widmende deren allfeitige Berückſichtigung und Befolgung bei ver: 
widelteren Gefchäften verbürgen, die überwiegende Menge der Bür: 
ger aber nie diefe Kenntniffe beſitzen kann. Endlich wird bei einer 
Beauffihtigung des Staates in folchen Fällen Leine Beſchränkung 
eined vechtlih erlaubten Willen irgend beabfichtigt, ſondern nur 
eine Entfernung von unfreiwilligen Yehlern. 

5) Wenn aus Eörperlichen oder geiftigen Gründen cin Staats- 
bürger nicht im Stande ift, die fehon im gewöhnlichen Leben feinem 
Eigenthum drohenden Verlegungen zu würdigen oder felbjt nur zu 
bemerken, und fomit auch nicht die gewöhnlichen Vorfichtämaap- 
regeln vorzufehren. Dieß findet theil3 bei Abwefenden, theil? 
bet Geiſtes- oder Körperſchwachen ftatt; und es fällt in 
bie Augen, daß der Staat ſeine Aufgabe, Verbrechen möglichit zu 
verhindern, keineswegs erfüllen würde, wenn er folche Vermögen 
nicht unter feinen befonderen Schuß nähme, jondern fie erjt in 
zweiter Linie vertheibigte wie diejenigen, deren Eigenthümer vor 
Allem dazu aufgerufen und fähig find. Schr häufig würde, wenn 
erft die Plünderung der Rathloſen gefchehen wäre, die ſpäte Klage 
eine Wiederherftellung des entwendeten ober abgetroßten Gutes nicht 
bewirken und fomit das verlette Necht wicber heritellen können. 
Davon ganz abgejehen, daß eine folche unter den Augen des 
Staate? vorgenommene Plünderung alle Begriffe des Rechtes 
und ber Sittlichfeit bis in ihre Grundlagen erjchüttern würde 9). 








4) Die Hauptpuncte ber brei Ietten Fälle zufammen werden (allerdingd mit 
noch einigen weiteren Gefchäften, welche ber vorbeugenden Nechtöpflege gar nicht 
angehören unb mit jenen nur fo viel Gemeinſchaftliches haben, daB fie ebeftfalls 
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Bon biefen fünf Gegenftänden für bie Thätigkeit der Rechts⸗ 
polizei hat die Bewahrung bed Vermögen? gegen gewaltfame 
Eingriffe bereit Erledigung gefunden, (ſ. oben, $$. 19, 20 
und 22. S. 214 fg. und 246 fg.,) in jo weit es fich nämlich vom 
Schutze gegen gemwerbömäßige Diebe und Räuber fowie gegen ge⸗ 
waltſame Arbeitervereine handelt; ebenfo tft unter ben polizeilichen 


nicht durch vorangegangene Streitigkeiten veranlaßt find, unb von melden bag 
Pfandweſen das wichtigſte ifl,) in ber Regel unter dem unpaſſenden Namen ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zufammengefaßt. Sie find hier getrennt 
worden, weil verjchiedene Rückſichten die Feſtſetzung von Stantsmaaßregeln bei 
jeden berfelben begründen. Auf ber andern Seite mußte in einer vollftändigen 
Tarftellung ber vorbeugenden Rechtöpflege bier und da noch auf andere Gefahren 
des Eigenthümers Rücficht genommen merden, als blos auf diejenigen, welchen 
die freiwillige Gerichtäbarfeit zu begegnen verfucht und zu begegnen im Stande 
it. Ohne mir eine Stimme in den Einzelheiten ber Lehre von ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit anmaaßen zu wollen, glaube ich doch behaupten zu dürfen, daß 
nur durch Berüdfichtigung der bier ausgehobenen Gefichtspuncte eine richtige 
Stellung für diefelte in ber Rechtswiſſenſchaft gewonnen werben kann. Es fehlt 
feineswegs an Unterfuchungen über die Grundfäße ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
nod an Tarftelungen derſelben; allein es Tiegt in der Natur ber Sache, baß 
diejelben ſowohl hinfichtlid, der legten Begründung, als der Schätfe bes einzelnen 
Satzes oder der Richtigkeit des Umfanges viel zu wünſchen übrig laſſen müſſen, 
da die freiwillige Gerichtäbarfeit in ihren gewöhnlichen Begriffen auf der einen 
Seite nur ein faft willkürlich herausgeriſſenes Stüd der Präventiv-Juſtiz ift, auf 
der andern Seite ihr mandyerlei wefentlich fremdartige und nur, wie oben bemerkt, 
äußerlich in Einer Beziehung gleichfcheinende Materien aufgebürbet werden. Es 
ift unter dieſen Umftänden Fein Wunder, daß bie freiwillige Gerichtäbarfeit ein 
joldyer Stein des Anſtoßes fir die Rechtsſyſteme zu fein pflegt, alfo bald ganz über: 
gangen, bald — handgreiflih unrihtig — als eine Unterabtheilung de3 Ver: 
fahrens in bürgerlichen Nechtäftreitigkeiten behandelt wird und erft in neuefter 
Zeit ihre wifjenfchaftlihe Stellung einzunehmen fucht. — Bon ben Schriften über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit dürften namentlih folgende hervorzuheben fein: 
Claprotb, Theoretifch: praftiiche Rechtswiſſenſchaft von freimilligen Gerichts⸗ 
bandlungen. Ate Aufl., Gött., 1789; (Trützzſchler,) Anweifung zu vorfich: 
tiger und förmlicher Abfaſſung rechtlicher Auffäge, infonderheit ber Handlungen 
der freimilligen Gerichtöbarfeit. Ate Aufl., I. II. 2p3., 18015 Puchta, Hand: 
buch des gerichtlichen Verfahrens in nichtftreitigen bürgerlichen Rechtsſachen. I. IL 
Erl., 1821; Derf., Entwurf einer Ordnung des Verfahrens in ben Gegen: 
fänden der freiwilligen Gerichtöbarfeit. Erl., 18245 Defterley, Verſuche auf 
dem Gebiete der ſogenannten freimilligen Gerihtöbarfeit. Hannov., 1830. — Tie 
pofitiven Einrichtungen einzelner Staaten find ebenfall® mehrfach bearbeitet, fo 
3. B. die preußifhen von Terlinden und Kaul fuß; bie württembergifchen 
von Gmelin und Jeitter; die badifhen von Baurittel, u. |. w, 
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Maaßregeln zur Förderung des Gewerbebetrieb das Verbot ber 
Nachahmung von Fabrik: und Waaren= Zeichen befprochen, (ſ. Polizei⸗ 
Wiffenjchaft, 3. Aufl, Bd. U, ©. 345 fg.) Deßhalb ift hier nur 
noch der eigenthümlichen Gefahren Erwähnung zu thun, welchen 
dad Grundeigenthum mit feinen Früchten ausgeſetzt ift, und find 
die Vorkehrungen gegen unrechtliche Ausjchreitungen ber Arbeiter- 
vereine anzugeben. Die gegen rechtöwibrige Täuſchungen zu 
treffenden Vorkehrungen dagegen, fo wie bie zur Bewahrung bes 
Vermögend Dritter gegen ſchädliche Verträge oder unrichtig un- 
ternommene Nechtögefchäfte, endlich die zum Schutze ber Rechte 
Unmündiger und Abwefender bienenden Einrichtungen find 
volitändig zu erörtern. Schließlich wirb zu unterfuchen fein, ob 
etwa auch der Wucher zu ben rechtswidrigen Handlungen zu 
rechnen iſt, deren Abwendung dem Staate obliegt. 


$. 29. 
b) Schuß des Grundeigenthumes und feiner Srühte gegen gewaltthätige Derlekung. 


Das Grundeigenthum ſelbſt ift zwar ber Natur ber Sache 
nad) einer ungerechten heimlichen ober gewaltfamen Entzichung nur 
wenig ausgeſetzt; doch können theilmeije Beeinträchtigungen dieſer 
Art allerdings auch bier ftattfinden. Jeden Falles find die Früchte 
der liegenden Güter, jo lange fie noch nicht eingeheimst find, Ber: 
leßungen bloßgegeben. Und wenn auch in beiden Fällen die Ent: 
wendungen durch Aufmerkſamkeit des Befiterd vermindert werden 
können, ſo ſind doch in mehreren Richtungen Vorkehrungen von 
Seiten des Staates zu treffen. 

1) Ein diebiſcher Eingriff in die Subſtanz des Grund: 
eigenthumes felbit kann nur dann vorkommen, wenn ein Nach- 
bar dem andern einen Theil des durch natürliche Gränzen nicht 
gejchievenen Boden? durch Mereinigung mit dem eigenen Befige 
entfrembet, Die Mittel gegen eine folche Verlegung bejtchen 
nun aber: 

a) In einer richtigen VBermeiffung aller einzelnen Güter: 
jtüde und in Eintragung bes Meſſes in öffentliche Bücher. Im 
Falle eines Streite oder Verbachtes kann ſodann nachgemefjen und 
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Jedem dad urjprüngliche Eigenthum wieber zugetheilt werben. Eine 
jolche allgemeine Vermeſſung ift allerdings mit bebeutenden Koften 
verbunden; allein da fie außer dem hier vorliegenden Zwecke auch 
noch andere bedeutende Vortheile gewährt, namentlich in Beziehung 
auf die Umlegung der Grundfteuer und die richtige Führung der 
Güter und Pfandbücher, fo ift fie eine nothwendige Aufgabe für 
ben Staat, und in der Regel wirb fogar der bier beabfichtigte 
rechtspolizeiliche Zweck gelegentlich jener anderen Einrichtungen ohne 
weitere Koften erreicht werben. — Von ſelbſt verjteht fich, daß dieſe 
Flächeninhalts-Verzeichniſſe immer richtig erhalten werben müffen, 
und daß alſo nach jeber Vertheilung eines Gutes der Gehalt der 
neuentjtandenen abgeſonderten Stücke nachzutragen .und bei dem 
geringften Anftande vorher genau zu vermeffen ift. 

b) Zur Vermeidung oͤftern Nachmeſſens und zur Herjtellung 
eines fogleich in die Augen fallenden Zeichens, deſſen Nichtkenntniß 
Niemand vorſchützen kann, ift die Segung von Gränz- ober 
Markſteinen nöthig. Diefelben dürfen nur von obrigfeitlichen 
Perfonen gefegt und im Falle einer Gebietsänderung verrüdt wer: 
ven 9, wenn fie Sicherheit gewähren follen. Um fich deſſen aber 
zu vergewiffern, müffen die Etellen der gejelichen Steine mit ges 
wifjen geheimen Zeichen verfehen jein, welche alfo eine unbefugte 
und betrügerifche Verrüdung dem Kundigen verrathen. Dieſe ge 
heimen Zeichen beftehen in unverwesbaren Gegenftänden, welche 
beim Seßen unter den Stein und in jeine Nähe in gewilfer 
Anordnung und Zahl in den Boden gelegt werben, und ſich alfo 
unverjchrt vorfinden müfjen, wenn ein Markſtein als giltig ge 
\egt und umverrüdt gelten fol. Die Geheimhaltung diefer Zeichen 
ift von den mit dem Gefchäfte Beauftragten eiblich zu geloben und 
durch Entfernung aller nicht Eingeweihten bein Seten eines Gränz- 
fteined auch thatjächlich möglichſt zu ſchützen. Daß die Verrückung 
der Gränzfteine als ein Verbrechen zu beitrafen ift, verſteht fich 


1) Nah franzdfifhen Rechte können aud bie Betheiligten ohne Beihilfe der 
Obrigkeit Gränzſteine ſetzen, allein folde Steine erhalten feine Bezeugung. 
©. Fournel, Lois rurales, ®b. II, ©. 298 fg. Die Bequemlichkeit biefer 
Einrihtung ſchadet aber offenbar ihrer Sicherheit. 
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von felbft. — Auch auf den Gränzen verfchiedener Gemeinden 
{ft die Setzung von Markfteinen nothwenbig, beſonders auf Wieſen, 
Allmanden und in Waldungen. Wenn feine genauen, obrigkeitlich 
entworfenen und von allen Seiten anerfannten Flurkarten entwor- 
fen find, (welche eine der nüglichen Folgen einer allgemeinen Lan 
deövermeflung zum Behufe eines richtigen Grunbftenerfatafterg 
find) jo wirb ein je nad) einigen Jahren wieder von beiden Ge— 
meinden gemeinjchaftlih zu veranftaltender Umzug an ben Gränz- 
feinen zur Erwahrung ihres richtigen Vorhandenſeins und zur 
Erhaltung einer lebendigen Kenntniß derjelben bei ben Ortgein- 
wohnern ganz zwedmäßig fein. Sachdienlich ift babei die Zuzie- 
bung der Jugend, damit auch das Fünftige Gefchlecht die nöthige 
Kenntniß bewahre °). 

2) Einer größeren Anzahl von Gefahren find natürlich bie 
auf den Felbgütern ftehenden Früchte und Geräthichaften 
ausgelegt. Ein hinreichender Schuß von dem einzelnen Eigenthümer 
ift bei der Entfernung dieſer Gegenftände und ihrer Zerftreuung 
über eine größere Fläche ohne einen ganz unverhältnigmäßigen Zeit: 
oder Geld-Aufwand nicht möglih. Von Seiten ded Staates aber 
mag, außer dem, was die gerichtliche Strafe leiſtet, durch folgende 
Mittel wenigftend theilweife geholfen werben: 

a) Es ift jehr fchwierig, die Felder gegen Diebſtahl zu ſchützen, 
wenn mitten in denfelben und aljo abgejondert von den gefchlofjenen 
Ortſchaften einzelne von armen und unzuverläffigen Leuten be- 
wohnte Häufer ftehen. Selbft wenn mit einer folhen Wohnung 
ein Feiner Grundbeſitz, gleichviel ob eigenthümlich oder pachtweiſe, 
verbunden ift, bleibt die Gefahr für die Nachbarn, oder vielmehr 
fie wächst noch, weil ſodann dem Geftohlenen leichter der Schein 


2) Die Aufmerkfamkeit ber anmelenden Knaben wird übrigend auch auf 
anbere Weife zu erlangen fein, als durch bie ehemals übliche an jedem Gränz⸗ 
fteine wieberbolte Austheilung einiger Badenftreiche zum Behufe der Erinnerung. 
— Ueber bie ganze Materie ift nachzuſehen: Bed, De jure limitum, d. h. vom 
Rechte der Gränzen. Nürnb., 1722,4; Seweloh, Gränzrevifion und Gränz- 
regulirung in rechtlicher und mathematiſcher Hinfiht. Fulda, 1808; Puchta, 
Handbuch bes gerichtlichen Verfahrens in nichtftreitigen Mechtsfachen, Band II, 
©. 363 fg. 
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des eigenen Erzengniffeg gegeben werben Tann. Deßhalb muß benn 
als Grundſatz dad Verbot vereinzelter Wohnung mitten in 
ben Feldern bejtchen. Ausnahmen mögen dabei inımerhin gejtattet 
werben, wo in einzelnen Fällen die befondere Art des Gewerbes 
eine ſolche Wohnung erfordert oder eine Liebhaberei oder Gejund- 
heitsrückſicht diefelbe entſchuldigt. Jedoch ſcheint es auch in folchen 
Fällen zweckmäßig, die Gewährung des Wunſches lediglich und ohne 
Berufungsrecht von der Genehmigung der OrtZobrigfeit, und zwar 
nah vorher eingeholter Anficht der Nebenlieger und jeden Falles 
nur auf Widerruf und perfänlich, zu geftatten. Die Maapregel ift 
um jo mehr zu verteidigen, als fie auch noch aus Rückſichten ber 
Sitten-Polizei anzurathen ift, und fie endlich weſentlich dazu bei= 
trägt, die Schlupfwinfel der Jauner und Landftreicher zu vermin- 
bern. Daß fie übrigen? auf die Beſitzer gejchloffener Hofgüter, 
welche in der Mitte derjelben wohnen, oder auf bie Eigenthümer 
von größeren Gewerben, 3. B. von Mühlen, Fabriken, Gafthöfen, — 
nicht aber bloſer Schenken — Feine Anwendung erleidet, bedarf 
nicht erft der Bemerkung. 

b) Die Beftellung einer im Verhältnifje zum Markungsum⸗ 
fange ftehenden Anzahl von Feldhütern iſt unerläßlich. Sie 
müſſen bewehrt und mit tichtigen Hunden verjehen fein und na⸗ 
mentlich zur Nachtzeit fich auf ihren Umgängen befinden. Durch 
gelegentliche von Gemeindegliedern anzuftellende Unterjuchungen Tann 
bie Dienftverfehung geprüft werden. Eine jehr ſchlechte Erfparniß 
ift es, wenn zu dieſen Stellen arbeitzjchene, der Gemeinde zur Laſt 
fallende Menfchen beftimmt werden, indem gerade von foldhen und 
ihren Familien Diebftähle begangen werben bürften. Gegen 
Solche und nicht durch fie ift dad Eigenthum zu ſchützen ?). 

ec) Bei Weinbergen können die reifenden Früchte durch gänz- 
liche Abfperrung für alle Befuchende um fo leichter geſchützt 


3) Bal. hierüber: Bernhard, Vorfchläge zu einer wirthfchaftlihen Polizei 
der Dörfer. Stuttg., 1768, ©. 119 fg.; Frank, Syftem der landwirthſchaft⸗ 
lichen Polizei, Bd. IH, ©. 212 fg. — Nach franzöfiihen Geſetzen müſſen die 
Feldhüter (gardes champötres) alte Soldaten fein; f. Fournel, Lois 
rurales, ®b. II, ©. 106 fg. 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 20 
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werben, als zur Zeit der Meife feine Arbeit an den Weinſtöcken 
vorzunehmen iſt. Sache eigener Hüter iſt es, dieſes Berbot durch⸗ 
aufeßen. 

d) Beträchtlich ift der Schaden, welchen die Grundeigenthümer 
an ihren Früchten durch Hausthiere anderer Bürger leiden 
önnen. Sn diefer Beziehung tft 

a) zu beftimmen, daß Feldt auben gar nicht geduldet wer: 
den, Hoftauben wenigftend zur Zeit der Eaat und der Aerndte 
mehrere Wochen zu Haufe gehalten werden müffen.. Nicht nur ift 
zur Aufrechterhaltung dieſes Gebotes Jedem dag Wegſchießen ber 
unerlaubten oder zu verbotener Zeit außfliegenden Voͤgel zu ge— 
ftatten, ſondern der Eigenthümer noch überdieß in Strafe zu 
nehmen. 

4) Noch von weit größerer Bedeutung find die Beſchädigungen 
bei Gelegenheit de Waidganges ber größeren Hausthiere. Ab: 
gefehen von den Nachtheilen, welche die Waide überhaupt einer 
künſtlichern Lanbwirthichaft bringt, die aber, wenn ſchon ihre Ent: 
fernung ebenfalls ſehr wünſchenswerth ift 4), bei giltiger Begrün- 
bung zu den Redhtsverlegungen nicht gezählt werben können, 
wird manches Unrecht durdy unbefugted Einwaiden zugefügt. Um 
diefem Unfuge abzubelfen, ift nöthig daß fein Stück Vieh, welcher: 
lei Gattung es auch fer, ohne gehörige und beftändige Beauffichti- 
gung auf die Waide getrieben werde. Als ſolche Aufjicht kann bie 
von Kindern in feinem Falle gelten. Weberhaupt aber ift es, theils 
wegen de ganz unnöthigen Zeitverlufted der vielen einzelnen Hüter, 
theils wegen ber leichtern Auffindung des zur Aufjiht und fomit 
zum Schadenderfage im Falle einer Beſchädigung Verbundenen, weit 
bejjer, wenn die ſämmtlichen Gemeindeglieder ihr waidendes Vich 
derjelben Art je einem oder einigen gemeinfchaftlihen Hirten an: 
vertrauen. Diefe Hirten find dann für jeden Schaden verantwort⸗ 
lich, welchen das ihrer Aufficht zugetheilte Vich verurfaht hat. Eind 
fie, was häufig der Fall fein dürfte, zum Erfaße zu arm, fo muß 
ihnen eine Gefängnißftrafe für die Nachläffigkeit angefegt werden. — 


4) S. meine Poligei:Wiffenfchaft, Ste Aufl, 8b. II, ©. 299 fg. 
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Um Streitigkeiten möglichft zuvorzukommen, ift ein allgemeines 
Geſetz über die verjchievenen Arten von Waidgang fehr zweckmaͤßig. 
In ſelbigem iſt zu bejtimmen, von welcher Zeit an, auf welchen 
Feldern und wie lange jede Viehgattung ausgetrieben werben barf; 
weiche Eulturarten ausnahmsweiſe auch auf der Waidefläche zu ſcho⸗ 
nen find; in welcher Neihefolge die verfchievenen Thiergattungen 
einander folgen. Den einzelnen Bürgerichaften Lönnte das Mecht 
eingeräumt jein, örtliche Ausnahmen von den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen ober Zuſätze zu denfelben zu befchlieken, nur müßte natür- 
lich der leitende Grundfaß unangetaftet bleiben. Da Koppeliwaiden 
zu den meiften Beſchädigungen Anlaß geben, fo find dieſe ganz 
aufzuheben °). 

e) Ein weit größerer Nachtheil ala alle bisher aufgeführten 
zuſammen trifft die Grunbeigenthümer in manchen Gegenden und 
Zeiten durch den Wildſchaden. Nicht nur, wo dad Wild über- 
mäßig gebegt wird und alfo in den Walbungen Feine Nahrung 
findet, fondern überhaupt in den an. die Waldungen unmittelbar 
grängenden Gütern fann in Einer Nacht der Ertrag cined ganzen 
Jahres verwüftet werden. Nicht felten find bedeutende Streden des 
fruchtbarjten Feldes gar nicht oder wenigftenz nicht mit beftimmten 
Gewäͤchſen bebaubar, weil der Landmann nidyt für fich, fondern für 
bad Wild, Mühe und Koften der Beſtellung aufwenden würbe. 
Sunge Obftbäume werden zu Grunde gerichtet, dadurch aber ein 
einträglicher und leichter Zweig der Landwirthſchaft gehemmt und 
entleidet. Daſſelbe ift der Fall bei Weinftöden und ftellt ben 
ohnedem unfichern und fauern Erwerb einer armen Bürgerklaffe noch 
mehr in Frage. WIN und kann der Landmann diefe Verwüſtung 
ſeines Eigenthums nicht ertragen, fo bleibt ihm nichts übrig, als 
feinen Nächten die Nuhe zu verweigern und mit Gefchrei und Feuer 
einen Theil der Feinde zu vertreiben. Darf er doch nicht einmal 
mit Hunden und mit Gewehr das auf feinem Eigenthume in Ver 
wüjtung begriffene Wild vertilgen, denn nur dad Necht ded Jagd⸗ 
bejigerd am die Thiere, nicht aber dad des Landmannes an feine 

5) Siehe meine Bolizei:Willenfchaft, a. a. O.; Sredbersdorf, Land: 
Polizei, S. 149. 
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Früchte ift Heilig. Diefer Zuftand wäre ſchon höchſt beklagens— 
„werth, wenn dem DBerlufte des Landmannes ein verhältnigmäßiger 
Nugen des Jagdeigenthümers gegenüber ftände. Allein rein uner- 
träglich ift er dephalb, weil e3 nur ein, am Ende benn doch ziem- 
lich barbarijches, Vergnügen eines Einzelnen ift, welchem der Wohl: 
ftand und die Ruhe fo Vieler geopfert werben. — Recht und 
Menjchlichkeit verlangen, daß dieſem Zuſtande ein Ende gemacht 
werde. Das ficherfte Mittel hiezu wäre allerdings die Geftattung 
einer freien Bürſch. Allein theils fteht berfelben das hergebrachte 
Recht des Jagdeigenthümers entgegen; theils führt dieſelbe leicht 
zu einer Verbreitung der Jagdluſt unter den Landleuten, welche 
zum wirthſchaftlichen und ſittlichen Verderben derſelben ausſchlägt. 
Die Jagd bleibe alſo Denjenigen, deren Zeit zu ihrer Betreibung 
wenig genug Werth hat, und der Staat wende ſogar die paſſenden 
Mittel zur Schügung des Rechtes an, weil es einmal beſteht 8); 
allein vor Allem werde der Grunbeigenthümer volftändig gegen 
bie Verwüftungen des Wildes und den Unfug des Jägers bewahrt 7). 
Hierzu aber ift nothwendig: 

6) Die zum Schuge des Jagdrechtes gegen Wilderei bdienlichen Mittel find 
Ueberwahung bes Wildprethandels und Aufftelung eines bewaffneten Schuß: 
perfonales. Sehr zu beklagen ift freilich, daß die Anweſenheit bed letztern in ben 
Waldungen nicht felten zu einem förmlichen kleinen Kriege mit ben Wilderern 
führt, bei welchem nicht immer gerade das Recht völlig auf Seiten der Jäger ift, 
jeden alles Dienfchenleben verloren geben. Da nun aber einmal ber Wilddich- 
ſtabl entfchiebenes Unrecht ift, fo Tanın ſich weber ber Staat deſſen Begehung mit 
offener Gewalt abtrogen laſſen, noch ift der Sagdberechtigte zu einer ruhigen Dul⸗ 
bung einer Beeinträchtigung verbunden. 

7) ©. hierüber was Hundeshagen, Yorftpolizei, ©. 121 fg., mit edlen 
Eifer für den Echuß ber Arbeit und des Eigenthumes gegen blofed Vergnügen 
und Müßiggang fagt. — Schon etwas mehr auf die Seite der Jagdberechtigten 
ſchlägt ſch Wedekind im Staatglericon, Bd. VIII, ©. 424 fg. Namentlich 
fheint e8 ein ganz falfcher Gedanke zu fein, wenn er zum Schutze des Grund: 
eigentbumes vorfhlägt, das Jagdrecht in eine den Jagdberechtigten zu zublende, 
bem bisherigen Neinertrage gleihfommenbe Rente zu verwandeln. Einer Seits 
iſt es den Jagdberechtigten, wenigftens in der Negel, nicht fowobl um den Geld: 
ertrag ber Jagd, als um bad Recht an fih und um dag burch fie gewährte 
Vergnügen zu thun. Sie alfo werden fiherlih mit einer ſolchen Verwandlung 
in etwas ganz Verſchiedenartiges nicht zufrieden fein; unb wohl mit Redt. An⸗ 
berer Seits if es aber eine völlig unzuläffige Zumuthung an bie Grundeigen: 
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a) daß ber Eigenthümer eines Feldes baffelbe auf jede ihm 
tauglich fcheinende Weife umfriebtgen barf; 

P) daß er in feinen Gränzen nicht nur die nöthigen Fallen 
und Nete anbringen, ſondern auch, wenn er zum Beſitze eines 
Feuergewehres berechtigt ift, (ſ. oben, $. 12, ©. 129 fg.) jebes 
auf fein Gebiet zu Schaden gehende Stud Wild ſchießen darf. 
Er mag auch dafjelbe mit Hunden heben, jedoch nur bis an feine 
Gränze; eine weitere Verfolgung wäre Eingriff in das Jagdrecht 
und jtrafbar; 

y) daß jede Gemeinde dad Recht in Anjpruch nehmen darf, 
Wildſchützen aufzuftellen un alles Wild außerhalb des Waldes 
wegzuſchießen. Diefelben mögen fich auf die ihnen tauglich fcheis 
nende Weiſe bewaffnen und auch Hunde mit ſich führen; jedoch 
natürlich weber in den Wald bineinfchießen, noch weniger in dem⸗ 
felden jagen. Die von ihnen, eben fo bie von ben Eigenthümern 
auf eigenem Grund und Boden gefchoffenen Stüde Wild find dem 
Jagdeigenthümer alsbald abzuliefern ®); 


thümer, baß fie nicht blos dad Recht, fondern auch defien bisherigen Mißbrauch 
(denn auch biefer ift im igigen Ertrage begriffen) als Rente ober als Kapital 
bezahlen ſollen. Endlich ift nicht abzufehen, welcher Schutz dem Felde zugeben 
fol, wenn bie ablöfenden Gemeinden die auf ſolche Weife erworbenen Jagden an 
Reiche und Bornehme follen verpachten müffen, wo denn offenbar ber ibige 
Uebelftanb ſammt den Vorkehrungen gegen benfelben, wenigftens in ber Haupt⸗ 
ſache, bleiben würde. Kann nicht ber ganze Begriff bes ausſchließenden Jagd⸗ 
rechts befeitigt werden, fo helfen nur firenge Manßregeln gegen Mißbrauch, in 
wefien Eigentbum nun das Recht fei. 

8) Hinfichtlich diefer Ablieferung beſtimmt das franzöfifche Necht das Gegen⸗ 
tbeil, ſ. Fournel, Lois rurales, ®b. I, ©. 131; allein in Frankreich gilt 
überhaupt fein Eigenthumsrecht an wilden in Freiheit lebenden Thieren, nament⸗ 
lich nicht an Hochwild. Anders in Deutichland. Völlig unbegreiflih ifl, wie in 
Württemberg (bei Gelegenheit eine Streites beider fländifchen Kammern über 
den Mißbrauch des Jagdrechtes im J. 1838) ber Sat aufgeftellt werden und 
vielfachen Anklang finden Eonnte, daß eine Aufftellung von Gemeindewildſchützen 
unvereinbar fei mit einem Anſpruche auf Schabenserfaß, weil eritere, ala Selbft- 


hilfe, eine Berufung auf die Staatshilfe befeitige. Einmal ift von Selbſthilfe 


feine Rede, fondern nur von Vertheidigung eined durch eine Naturgewalt bebrobten 
Eigentbunes. Zweitens aber ift ber Verſuch einer Beichüßung bes eigenen Rechteß 
lediglich fein Grund zur Befeitigung derjenigen Anfprüche, welche aus ber, troß 


jenes Verſuches, dennoch eingetretenen Beichädigung entfliehen mögen. Wollte . 


—— 
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6) daß der Sagbeigenthümer, welcher Wild zu hegen, d. h. 
in fo großer Anzahl nachzuziehen beabfichtigt, daß daſſelbe im Walde 
ſelbſt Feine Nahrung zu finden im Etande ift und künſtlich gefüt- 
tert werben muß, feinen Wald mit einem: gehörig hohen und feften, 
beftändig wohlunterhaltenen Wildzaun umgiebt. So wenig ihm 
biefe Ausgabe bei einem mit der MWalbfläche in natürlichen Ver: 
hältniffen ftehenden Wildftande zugemuthet werden mag, jo gewiß 
ift er dazu ſchuldig die benachbarten Feldmarkungen vor gewiffer 
Zerſtörung zu ſchützen, wenn die Gefahr durch eine pofitive Hanb- 
lungsweiſe von feiner Seite Fünftlich erzeugt wird; 

e) daß der Jagdeigenthümer für jeben durch feine wilden Thiere 
an ben Feldfrüchten ?) eines Dritten angerichteten Echaben volle 
Entſchädigung zu leiften hat, und zwar nicht nur für den er- 
littenen Nachtheil, fondern auch für den entgehenvden Nuten. Ein 
aus ſachkundigen Landwirthen 1%) beſtehendes Schiedsgericht mag 
die Größe des Schadens beſtimmen; ſein mit möglichſter Schnellig⸗ 
keit zu ertheilender Spruch ſei aber inappellabel und werde mit 
Kraft alsbald vollſtreckt. Die Koſten deſſelben ſind natürlich von 
dem Verurtheilten ebenfalls zu tragen. Weder die Einrede, daß 
ber Eigenthümer fein Feld nicht durch die in feiner Gewalt ſtehen— 
ben Mittel gejchüßt habe, noch die, daß der Wildftand nicht außer 
Verhältnig zu der Waldfläche ſtehe und alfo nur Zufall, nicht 
Schuld des Jagdberechtigten Veranlaſſung des Schaden? fei, kann 


man die Sache auf die Spitze ſtellen, ſo ließe ſich vielleicht eher behaupten, daß 
ein Schadenserſatz doppelt gerechtfertigt erſcheine, wenn ein Verſuch zur eigenen 
Bewahrung gemacht worden, allein mißglüdt ſei. 

9) Auch der Schaden, welcher einem Walde durch das Wild eines fremben 
Sagbberehtigten zugefügt wurbe, ift Gegenftand eines Erſatzes; namentlich wenn 
es fi von künſtlichen Bepflanzungen handelt. Vergl. Wedekind, a. a. D., 
©. 428. 

10) Nicht nur nuplos, ſondern entſchieden ſchädlich und verkehrt ift die Bei: 
ziehung von Jay bFundigen zu einem Echätungsgerichte. Erſteres, weil es ſich 
nur von einer Befhäbigung des Orunbeigenthumes handelt, deren Beurtheilung 
buch Kenntniß und Gewohnheit der Jagd in feiner Weife vermittelt wird. Letz⸗ 
tereß, weil mit großer Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, daB fie ſich auf die 
Seite des finnedverwandten Jagdbeſitzers zum Nachtheile des Beſchädigten ftellen 
‚werben. 
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als giftig betrachtet werden. Erftere nicht, weil ber burch feine 
eigenen Handlungen und Zulaffungen zu einem Schaden Veran⸗ 
laſſung Gebende nicht verlangen kann, daB zum Schuhe gegen Ihn 
befondere Anftalten getroffen werben, fondern er vielmehr Alles zu 
vermeiden und zu verhüten bat, was zu einer Verlegung eiues 
Dritten führen konnte; die andere nicht, theils weil fie zu enblofen, 
Schwer zu entfcheidenden und den Beichäbigten in neuen Nachtheil 
und Verluft dringenden Streitigkeiten führt, theild weil überhaupt 
Jeder für den von feinen Thieren angerichteten Schaden zu ftchen 
bat. Ebenſo wenig kann mit Recht verlangt werden, daß ber bes 
ſchädigte Eigenthümer eine nochmalige Beftellung ſeines Grundſtückes 
verfuche, indem er Feinerlei Verpflichtung hat, durch eigene, ihm 
überdieß vielleicht beſchwerliche oder ſelbſt nachtheilige Thätigkeit bie 
Größe ded von einem Anbern gegen ihn begangenen Unrecht zu 
mindern. Wird von dem in Anfpruch Genommenen vorgeſchützt, das 
zu Schaden gegangene Wild fei aus einem fremden Jagdreviere ges 
fommen, fo hat er dieſe Behauptung zu erweifen, oder muß er be 
zahlen 2%. Uebt ver Berechtigte die Jagd nicht in eigener Perſon 
aus, fondern durdy einen eigens dazu aufgeftellten Beauftragten, fo 
halt man fi an diefen um den Schabengerfag, und cr mag dann 
feinem Gewaltgeber feine Unſchuld beweifen und Wichererftattung ver 
langen. Aljo bei den dem Etaate gehörigen Jagden an den Forſtbeam⸗ 
ten, falls diejelben in Selbftverwaltung ftehen; fonft an den Pächter. 
Endlich verfteht es fi von ſelbſt, daß den Sagbberechtigten durch 
aus unterfagt ift, auf angebauten Grundſtücken und in noch nicht 
abgelefenen Weingärten zu jagen, natürlich ebenfalls bei Vermei⸗ 
bung von Schabengerfag und von Etrafe 1?). 

f) Zerftörungen durd) unbefugten Wandel über Grunb« 
ſtuͤcke ift theila durch die, je nach der Dertlichfeit verſchiedene Bes 
ftimmung einer Zeit, von welcher an die Betretung der Felder unb 
namentlih der Wiefen dem Nichteigenthümer unterfagt ift, theils 


11) Bl. Schent, Handbuch, über Forſtrecht und Forſtpolizei. Gotha, 1825, 
©. 517 fg. 

12) Schon das Jagdgeſetz Joſeph's II. vom 28. Februar 1786, $. 12 
ordnet dieſe eben fo gerechte, als Häufig nicht befolgte Maaßregel an. 
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durch die Errichtung von obrigkeitlichen Warnungszeichen zuvorzu⸗ 
fommen. Fremde und unbekannte Uebertreter dürfen von Jedem, 
alſo nicht blos von dem bejchädigten Eigenthümer, angehalten und 
entweder gepfänbet oder zum Ortövorfteher zur Erlegung ber gefeb- 
fihen Strafe gebracht werden; natürlid jedoch ohne Beſchimpfung 
oder Gewaltthätigfeit. 

g) Echlichlich find die Maafregeln zu erwähnen, welche den 
Waldeigenthümer gegen Beeinträchtigung feines Beſitzes fchügen 
follen und zwar fowohl gegen Holzdichftahl als gegen uner: 
laubten Gebrauch der Waldnchennutungen — Belannt ift, 
in welcher Ausdehnung nicht felten diefe beiden Arten von Freveln 
begangen werben, fo zwar, daß der Eigenthümer nicht nur in bem 
Bezuge der Früchte verkürzt wird, fordern daß felbft die Subitanz 
bedeutende Verfchlechterung erfährt, Zur Begehung dieſes Unrechtes 
tragen ſehr verjchiedene Urfachen je das Ihrige bei, und deßhalb ift 
denn die Auffindung wirkfamer Mittel auch ehr fchwierig. Theile 
weife, ift nämlich an den Waldfreveln die fehr verbreitete Anficht 
Urſache, daß die von der Natur ohne Zuthun des Menfchen ge- 
ſchenkten Walderzeugniffe durch einen unzuläffigen Eigenthums⸗ 
anfpruch dem allgemeinen Gebrauche entzogen feien, und daß alfo 
eine Beeinträchtigung diefer Anmaaßung fein natürliches ſondern 
nur ein Fünftlich gefchaffenes Unrecht enthalte. Ein zweiter Grund 
ift die Noth, welche den Frierenden zum Diebftahle an Holz, ven 
um Sutter für fein Vieh DVerlegenen zu unbefugter Waldwaide over 
unberechtigtem Streufammeln und Gradfchneiden verführt. Erſt 
ala ein dritter, vielleicht nicht ala der hauptfächlichite, Grund ift 
bie umrechtliche Luft, fremdes unbemwachtes Eigenthum durch gewerb: 
mäßigen Diebftahl, 3. B. zum Verkaufe, fich zuzueignen 19), — 
Daß diefen verſchiedenen Urſachen bloße Strafprehung nicht mit 
vollen Erfolge entgegenwirken Tann, ift leicht einzufehen und wird 
auch durch die tägliche Erfahrung allerwärts nachgewieſen. Theils 
fehlt der Strafe der fittliche Beſtandtheil, fo daß fie, anjtatt zu be— 
Ihämen und zu beffern, nur erbittert und reizt; theil3 überwiegt 


— —— 


13) Vgl. Hundbeshagen, Forſtpolizei ©. 132 fg. 
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häufig die Noth jede weitere Ruͤckſicht; theils endlich iſt es fo 
ſchwierig, alle Verfuche zu entveden und zur Strafe zu bringen, 
daß ſchon bie gegründete Hoffnung unentdeckt zu bleiben bie Furcht 
entfernt. Welche Art von Strafe angewendet wird, macht Teinen 
wefentlichen Unterſchied; wenn ſchon natürlich die eine zweck⸗ 
mäßiger als die andere ift, und namentlih ein Gtrafiuitem, 
welches ohne allzugroße Härte Schadenzerfag mit Zufügung eine? 
förperlichen Uebels verbindet und in beiden Beziehungen für 
ſchnellen und Mräftigen Vollzug forgt, noch am cheiten Erfolg 
verfpricht 7%). Es müſſen ſomit noch andere Mittel ergriffen 
werden. Diefe können theils auf die Verbeſſerung des unrecht- 
lichen Willend hinarbeiten, theil® zur unmittelbaren Verhinde⸗ 
rung des Frevels beftimmt fein und alfo wefentlich der Präventiv- 
Juſtiz angehören. Jene Mittel beftehen theils in einer moͤglichſt 
überzeugenden Belehrung, namentlich auch von der Unrichtigkeit 
ber oben erwähnten Anficht von ber Gemaltthätigfeit jedes Wald: 
eigenthumes; theils in einer Erleichterung der Noth, ſowohl bes 
werjtelligt durch allgemeine Hebung des Wohlſtandes, als befon- 
der durch Gewährung einer billigen Befriedigung des Holzbebürf- 
niſſes. Die Mittel dagegen, welche ber Verlegung ein unmittel 
bares Hinderniß entgegenjegen follen, beftehen 

a) in ver Aufjtellung eines hinreichend zahlreichen und durch 
genügenbe Bezahlung zuverläffig gemachten Aufſichtsperſonales. 
Entweder übernimmt der Staat diefe Aufftellung nit nur für 
feine eigenen Waldungen, fonbern auch für bie der Privaten, im 
welch Tegterem Falle von dem Gejchügten ein verhältnigmäßiger 
Beitrag zu den Koften zu zahlen ift; oder er überläßt dem einzelnen 
Waldeigenthümer die Beitelung nad) deſſen Gutbünfen, räumt aber 
doch auch ſolchen Privatdienern den Grad von Sffentlihem Glauben 
in ihren Verrichtungen ein, welche bie nteberen obrigfeitlichen Agenten 
in Anſpruch zu nehmen haben, ferner dag Recht, in Ausübung bed 


14) Ueber diefen ſchon fo vielfach befprochenen Gegenftand ſehe man naments 
fh: Sundeshagen, a. a. D., Seite 143 fg.; Schenk, Handbuch über 
Forſtrecht und Korftpoligei, ©. 589 fg.; Pfeil, Forfl: und Yorftpolizeilehre, 
S. 208 fg.; Seutter, Forſtſtrafgeſetz. 
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durch die Errichtung von obrigfeitlichen Warnungszeichen zuvorzu⸗ 
fommen. Fremde und unbekannte Webertreter dürfen von Jedem, 
alfo nicht blos von dem befchäbigten Eigenthümer, angehalten und 
entweder gepfänbet oder zum Ortsvorfteher zur Erlegung ber geſetz⸗ 
lihen Strafe gebracht werben; natürlich jedoch ohne Beſchimpfung 
oder Gewaltthätigkeit. | 
g) Schließlich find die Maaßregeln zu erwähnen, welche ven 
MWaldeigenthümer gegen Beeinträchtigung feines Beſitzes ſchützen 
follen und zwar fowohl gegen Holzdiebitahl ald gegen uner- 
laubten Gebraud) der Waldnebennutzungen. — Bekannt ift, 
in welcher Ausdehnung nicht felten biefe beiden Arten von Freveln 
begangen werben, jo zwar, daß ber Eigenthümer nicht nur in dem 
Bezuge der Früchte verfürzt wird, fondern daß felbft die Subitanz 
bedeutende Verſchlechterung erfährt. Zur Begehung dieſes Unrechtes 
tragen ſehr verjchiebene Urfachen je das Ihrige bei, und deßhalb ift 
denn die Auffindung wirffamer Mittel auch ſehr ſchwierig. Theile 
weise ift nämlich an den Waldfreveln die fchr verbreitete Anſicht 
Urſache, daß die von der Natur ohne Zuthun des Menfchen ges 
ſchenkten Walderzeugniſſe durch einen unzuläfligen Eigenthums⸗ 
anſpruch den allgemeinen Gebrauche entzogen feien, und daß alfo 
eine Beeinträchtigung diefer Anmaaßung Fein natürliches fondern . 
nur ein künſtlich gefchaffenes Unrecht enthalte. Ein zweiter Grund 
ift die Noth, welche den Frierenden zum Diebftahle an Holz, den 
um Yutter für fein Vich Verlegenen zu unbefugter Waldwaide over 
unberechtigten Strenfammeln und Grasfchneiden verführt. Erft 
ala ein dritter, vielleicht nicht als der hauptſächlichſte, Grund ift 
die unrechtliche Xuft, fremdes unbewachtes Eigenthum durch gewerb⸗ 
mäßigen Diebſtahl, 3. B. zum Verkaufe, fich zuzueignen 19). — 
Daß diefen verjchiedenen Urfachen bloße Strafdrohung nicht mit 
vollem Erfolge entgegenwirken kann, ift Teicht einzuſehen und wird 
auch durch bie tägliche Erfahrung allerwärts nachgewieſen. Theils 
fehlt der Strafe ver fittliche Beftandtheil, fo daß fie, anftatt zu bes 
Ichämen und zu beffern, nur erbittert und reizt; theild überwiegt 


13) Vgl. Hundeshagen, Forftpolizei, S. 132 fg. 
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Dienfted Waffen zu tragen und fle zur Selbftvertheibigung '°) zu 
gebrauchen. 

P) Ein zweite Mittel befteht in ber genauen Beftimmung über 
die Ausũbung der verfchiebenen gegen die Waldungen zuftehenden 
Dienftbarkeiten. Eo gewiß eine willfürliche Beichränkung biefer 
Gerechtiame weder dem pflichtigen Eigenthümer noch dem Staate zu⸗ 
fteht; und fo gewiß ſelbſt eine allzugroße Beſchränkung derſelben 
die Waldfrevel erft herverrufen würde: eben jo ficher ift der Staat 
berechtigt, im Intereſſe des bedrohten Eigenthumes folche Ansübungen 
ber Dienftbarkeitzrechte zu unterfagen, welche zu einem volljtändigen 
und pfleglichen Gebrauche derſelben unnütz, dagegen aber leicht zur 
Verlebung des Eigenthumes zu mißbrauchen find. Es mag alſo 
je nach der Art der Dienſtbarkeit der Gebrauch gewiſſer ſchneiden⸗ 
ber Werkzeuge, die Anwendung von Wagen und Pferden, die Aus—⸗ 
Übung an jedem beliebigen Tage u. ſ. w. unterfagt werben. 
9) Endlich kann noch in einzelnen Fällen eine Aufficht auf 
ben Handel mit Holz und gröberen Holzwaaren nüklich 
fein. Die wohl auch ſchon vorgeichlagene 2%) allgemeine Ueberwa⸗ 
hung dieſes Handelszweiges würde eime höchſt läftige Feſſel für 
- die Gewerbe jo wie eine große Gejichäftzlaft für die Beamten ver: 
urfachen, während fie doch zu feinem bedeutenden Erfolge führen 
ünnte, weil Täuſchung gar zu leicht wäre, Allein in einzelnen 
beftimmten Fällen mag es nützlich fein, wenn die Behörde oder cin 
Waldeigenthümer das Necht hat, von einem Holzverfäufer Nachweis 
über die rechtmäßige Erwerbung feiner Waare zu verlangen, und 
wenn das Geſetz, falls diefer Beweis nicht geliefert werden fann, 
die Vermuthung eine? unerlaubten Beſitzes ausſpricht. Damit dieß 

15) Daß die Forſtſchutzdiener bewaffnet find, ift zu deren eigener Eicherheit 
nothwendig, indem fie in ber Negel allein und durch ihren Dienft an abgelegene 
Orte gerufen, von Holzfreolern bedroht und zur Vermeibung einer Entdeckung 
wohl gar erfchlagen werden können. Allein es verfteht fih, daß jeder anbere 
Waffengebrauch als der zu unntittelbarer Vertheibigung nach den gemöhnlichen 
Strafgefegen beurtbeilt merdben muß, und daß namentlich berfelbe zur Verbinde: 
rung ber Flucht eines Holgbiebed ganz unerlaubt if. Das Leben eined Men: 
ſchen fleht in Feinem Verhältnife zu der Entdedung und Beſtrafung einer Holzs 


Entwendung. 
16) ©. Pfeil, Forſtſchut, ©. 222 fg. 
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aber nicht zu muthwilligen Beläftigungen mißbraucht werbe, -wäre 
wohl die Nachweiſungspflicht auf Solche zu beichränten, welche bereits 
wegen eines Waldfreveld zur Strafe gezogen wurben. 


6. 30. 
c) Manfiregeln gegen Setrug. 

Keine Staatdaufficht wird es je dahin bringen Tönnen, daß 
nicht einzelne Leichtfinnige, über Gchühr Zutrauensvolle oder Ein- 
fültige durch falfche Vorfpieglungen betrogen werben; es wird felbft 
nicht verhindert werben können, daß Vorfichtigere durch beſonders 
ſchlaue Täuſchungen fich zu ihrem Schaden hintergehen Taffen. 
Erftere in der Negel zu fehüßen, wäre zwar einer Bevormundung, 
welche den Bürger völlig ala Kind behandelte, etwa möglich; eine 
ſolche aber aufzulegen ift eben fo fehr phyſiſch unthunlich, als, in 
einem Rechtsſtaate wenigftend, unerlaubt. Und gegen beſonders 
ſchlau angelegte Betrügereien möchte vielleicht nicht einmal eine 
ſolche Vormundſchaft bewahren. — Hieraus folgt aber nicht, daß 
der Staat die Hände ganz in den Schooß legen darf; und zwar 
dieß um fo weniger, als allerdings Mittel erſonnen werben mögen, 
welche hindern, daß nicht Einzelne ein förmlicheg Gewerbe aus dem 
Betruge machen können, oder daß fie wenigftend bald entdeckt und 
dann ber ftrafenden Gerechtigkeit übergeben werben. Diefe Mittel 
find aber theil3 allgemeine gegen alle Arten von Betrügereien bes 
ſtimmte; theils richten fie fi) nad) der einzelnen Art des beabfich- 
tigten Betruges. 

Die allgemeinen Mittel beftehen in Folgendem: 

1) Zu dem genauen Bollzuge der oben in $. 19, ©. 214 fg., 
angegebenen Maafregeln gegen Landſtreicher, als woburd 
wenigftend das Umherwandern der Betrüger verhindert und ihr 
Gewerbe auf einen engern, ihnen überbieß wegen der Bekanntfchaft 
mit ihrer Perfon ungünftigen Kreis befchränkt wird. Beſonders zu 
Weachten ift die genauefte Unterfuchung der Ausweispapiere, welche 
von den des gewerbmäßigen Betruged verbächtigen Umberftreifern 
porgewiefen werben, indem biefelben, namentlich die Hochitappler, 
N täufchend ähnliche zu verfchaffen willen. Natürlich muß bet 
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ber Entdeckung einer Fälfchung der Schuldige nicht nur wegen ber 
verfuchten oder fchon verübten Betrügereien, fonbern auch megen 
ber Fälfchung von öffentlichen oder Privat-Urfunden ben Gerichten 
zur Beftrafung übergeben werden. 

2) Entwerfung von Betrüger: und Bettlerverzeicd- 
nisjen, Stapplerlifter, in welchen aus ficheren Nachrichten nicht 
nur die Berfonalbefchreibungen, fondern auch die von den einzelnen 
Betrügern gewöhnlich gewählten Verkleidungen und unmwahren Vor: 
fptegelungen aufgezählt find. Diefe Verzeichniffe warten im Allge- 
meinen und gegen einzelne beftimmte Betrugsverſuche; hauptlächlich 
aber erleichtern fie den Behörden die Entdeckung und Ueberweiſung 
gewerbmäßiger Betrüger ). Endlich wird auch 

3) die öffentliche amtliche Betfanntmahung ausgezeichneter 
oder beſonders Häufig vorkommender Betrügereien die allgemeine 
Aufmerkſamkeit weden. 

Die gegen einzelne Gattungen von Betrug gerichteten beſon⸗ 
beren Mittel find dagegen folgende: 

1) Schr Häufig wird ber Sinn für Wohlthätigfeit 
mißbraucht zu gewerbmäßigem Betruge, was nicht nur wegen der 
an einen Müffiggänger verfchwendeten Summe, fordern noch mehr 
deßhalb zu bedauern ift, weil nun wirkliches Elend in bemfelben 
Grabe weniger unterjtügt werden fann und vielleicht in Folge 
der Kenntniß von erlittenem Betruge weniger unterftüßt werben 
will. Die Verſuche auf die MWohlthätigkeit find verfchieden. Zum 
großen Theile werben fie mündlich oder durch Briefe gemacht; doch 
erfcheinen auch wohl Aufforderungen in öffentlichen Blättern zu 
Erleichterung eine? völlig erbichteten Unglückes. Die Meiften fchüten 
eigenes Elend als Mitleivzurfache vor; Manchen dient aber aud) 
fremdes, wahres oder falfches Unglüd zum Zwecke ). — Die Mittel 
gegen biefen Unfug find: 

1) Solcher Bettler« unb Stappler=Kiften gibt es manche; oft find auch bie 
Betrüger mit in bie eigentlichen Jauner:Liften aufgenommen. S. über letztere 
oben, $. 20, Note 24, ©. 234. 

2) Ueber die manchfachen von ben betrügerifchen Bettlern, namentlich den 


Hochſtapplern, angewendeten Liſten ſ. ShBIT, Abriß bes Yauner: und Bettler: 
weſens, ©. 426 fg.; Falkenberg, Verfuh, Ob. II, ©. 223 fg. Aus ber 
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a) Genauer Bollzug der Maaßregeln gegen ben Bettel. 
Alſo Uuterftügung der wirklich Hilfebebürftigen; Strafgebote wider 
allen Bettel, namentlich” auch Verbot des Sammelnd für Andere; 
ausnahmsweiſe obrigfeitliche Erlaubnig in einzelnen genau unter: 
ſuchten Fällen, in welchen die gewöhnliche öffentliche Hilfe unzu- 
reichen iſt °). 

b) Berbot von Aufforderungen in dffentlihen Blät- 
tern, wenn nicht eine Behörde bezeugt, die Wahrheit der Erzählung 
unterfucht und die Bitte um eine außerordentliche Unterjtügung 
begründet gefunden zu haben ®). 


eigenen Arbeitötbeilung der Gauner ergeben ſich folgende Arten von Betrügern 
in Wohlthätigfeitsgefuchen: die Steigbettler, welche bloß fcheinbare Ge: 
brechen oder erdichteted Elend, 3. B. gemiethete Franke Kinder, an öffentlichen 
Orten zur Schau tragen; Bugfhnurrer, welche in den Häufern bettelnd 
umhergehen, ebenfalls erdichtetes Unglück, wie Krankheit, Diebftabl u. dgl., vor: 
ſchützend; Hohftappler, welche fih für Verunglüdte aus höheren Ständen 
audgeben, bauptjächlich nur ihre angeblichen Standesgenoffen auffuchen, dagegen 
von den Einzelnen größere Summen zu erhalten ſuchen. Falſche Eollec- 
tanten erfcheinen wohl ebenfalls perfönlih, um für erbichtete Abgebrannte, 
Ueberſchwemmte u. f. w. zu fammeln; doch werben von ihnen häufiger die öffent⸗ 
lichen Blätter mißbraucht, was feltener der Kal bei Solchen iſt, welche eigenes 
Unglüd vorſchützen. 

8) Bol. meine Polizei-Wiſſenſchaft, Zte Aufl., ®b. I, S. 458 fg. 

4) Die bier vorgefchlagene Verpflichtung zu einer amtlichen Beglaubigung 
mag vielleicht als eine bureaukratiſche Bevormundung fowohl rechtlicher Auffor⸗ 
bernder wie zu einer Schenkung Geneigter angegriffen und behauptet werben, 
ed fei auch hier die Sache eined eben ſelbſt zugufehen, wem er fein Vertrauen 
ſchenke. Auch fei die Unterfchrift eines bekannten Ehrenmannes eine mindeſtens eben 
jo große Sicherheit für die Wahrheit ber Veröffentlichung, als die Bezeugung einer 
mit den Verbältniffen vielleicht weniger vertrauten Behörde. Es ift jedoch zu 
bebenfen, daß der, namentlich in großen Städten oft bis zum Scandale getrie: 
bene, Unfug faljcher Aufforderungen zu Unterftlüßungen nicht wohl auf eine 
andere Weiſe befeitigt werden kann, und daß bie Erfahrung Ichrt, wie leicht immer 
wieber Teichtglänkige Gutberzigkeit ausgebeutet wird. Gin um wahres Unglüd 
befünmerter ehrlicher Einſammler wird fih daher gerne einer nicht ſchwer 
zu erfüllenbden allgemein nützlichen Vorſchrift unterziehen, welche die Wirkung 
eines Namens ganz ungefhwäct läßt; dem Schenfenden aber kann ed unter 
allen Umftänden nur erwünfcht fein, wenn er eine weitere Sicherheit erhält, nicht 
betrogen zu werben. Auch mag noch geltend gemacht werben, daß eine Vermin⸗ 
derung ber Zahl öffentlicher Aufforderungen, wenn biefelbe auch nicht bloß bes 
trügerifcpe fondern zum Theile nur unnöthige und unverdiente Bitten betrifft, 
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2) Betrügereien, welche die Luft zum Leben, zur Geſund⸗ 
beit oder zu Förperlider Schönheit ausbeuten, und theild in 
ber Anpreifung von angeblichen Wunberarzneien und geheimen Mit: 
teln, theil3 in der Ausübung ber Heilkunde durch Unerfahrene, theils 
wenigftend in theuerem Verkaufe werthlofer Stoffe beſtehen, find 
ſowohl aus gejundheitzpofizeilichen Gründen, als wejentlich auch des, 
oft gang bedeutenden, wirthichaftlichen Schaden? wegen zu Hinter: 
freiben. Die hiergegen anzuwendenden Mittel find aber: 

a) Gänzliche Unterfagung der Ausübung irgend cine Zweige 
der Heillunde durch einen mit der Wirkung der Arzneimittel und 
mit der Heilkunde gänzlih unbekaunten Quackſalber; Verweiſung 
der nur theilweife Unterrichteten auf ihren beſoudern Zeig; 

b) Verbot der öffentlichen Ankündigung von Gcheimmitteln, 
außer in Vegleitung des Zeugniffes einer fachverftändigen Staatz- 
behörbe über Unfchäblichkeit und Art der Anwendung; 

c) Verbot aller myftifhen Heilarten, namentlich wenn fie ge- 
werbinägig betrieben werben wollen °). 


in fo ferne von Nuten ift, als feltenere Bitten einen um fo reichlidheren Erfolg 
haben werben. 

5) Tas Nähere über ben mebicinifch = polizeilichen Theil der Vorkehrungen 
f. in meiner Bolizei-®ifjenichaft, Ste Aufl., Bd. I, S. 255 fg. Was aber 
bie angeratbenen Belehrungen über die fo unzähligen fchwindelhaften Anpreifungen 
von Geſundheitsmitteln und Kosmetifen betrifft, fo wäre es freilich vergebens zu 
hoffen, daß Unwiſſenheit und Gedankenlofigkeit Nieberer und Vornehmer dadurch 
immer unb in allen Beziehungen zur Einficht gebracht werden fönnen. Mundus 
vult decipi, und wenn ber Glaube an einen Schwindel faft zum Unwillen der 
Belchrten zerftört if, wird nur allzubald eine andere, wo möglich noch größere 
Thorheit um fich greifen. Allein der Staat barf ſich boch der Verpflichtung nicht 
entzichen, dem Betruge immer wieder, wo er fich zeigt, entgegenzutreten. Theils 
wird auf ſolche Weife immerhin etwas ausgerichtet; theils ift es Rechtsaufgabe für 
ben Staat, eine ihm befannt werdende betrügerifche Abficht zu befämpfen, ſei auch 
fein volfländiger Erfolg zu hoffen, fo wie immer wieder Diebftahl beftraft mer: 
ben muß, wenn gleich immer neue Diebftähle begangen werben werden; theils 
endlich erfordert bie öffentliche Sicherheit, baß Betrüger wenigſtens gebrandmarft 
werben und die Bchörben nicht mit gefreuzten Armen bem Gedeihen frecher Lüge 
zuſehen. War es etwa wohl getban, den Unfug mit der fog. Revalenta arabica 
Jahre lang gewähren unb fchließlih bie Aufdedung und ben Kampf darüber 
einem ehrlichen Privatmann zu überlaflen? Wäre ed nicht Pflicht der Behörden, 
ben Hopfichen Dalgertract amtlich auf feine wahren Eigenfchaften gurüdzuführen ? 
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d) Belehrungen über die wirfliche Bedeutung, die Zuſammen⸗ 
feßung und den wahren Koftenpreid öffentlich in marktichreierifcher 
Weiſe angekündigter angeblich heilfräftiger oder verfchönernder Etoffe. 
Theil werben jolche Enthüllungen in amtlicher, unter Umftänden 
ftrenge wiſſenſchaftlich gehaltener Form zu ertheilen fein, theils aber 
fann eine geſchickte gemeinverftäntlice Benützung viel gelefener 
Zeitichriften, Kalender u. dgl. ftattfinden. 

3) Gegen ſämmtliche Betrügereien, welche auf die Gewinn 
ſucht der Menfchen rechnen, ftchende Maaßregeln zu ergreifen, ift 
Ihon deßhalb unmöglich, weil ſolche Täufchungen je nad) ber Eigen: 
thümlicykeit des zu Betrügenden verjchieden angelegt und ausgeführt 
werben, jomit auch immer wieder in anderer Weile verhindert werden 
müßten. Die Vorficht des Einzelnen hat hier immer das Beſte zu 
thun; wenn aber dieſe nicht zu jeder Schadensabwendung hinreicht, 
fo bleibt dem Staate wenigften® der fittliche Troſt, daß der Betro⸗ 
gene wenigſtens jehr häufig auf dieſelbe Art gejtraft wurde, wie 
er jelbjt hatte fündigen wollen. Doc bleiben — auch abgefchen 
von den an einer andern Stelle bereitd befprochenen Vorkehrungen 
gegen betrügerifches Gebahren mit Actien (j. oben ©. 243) — 
immerhin einige Falle übrig, im welchen befondere Maaßregeln zu 
ergreifen find, nämlich: 

a) Die Verhinderung falſcher Spiele. Oeffentliche Gluͤcks⸗ 
fpiele jollen von der Polizei aus Gründen der Volfzfittlichfeit über⸗ 
haupt nicht geduldet werden 9); allein es können auch bei den an 
und für ſich erlaubten Arten von Epielen betrügerifche Einrichtun⸗ 
gen Stattfinden, fei e8 zu Gunſten des Unternehmer, fei es zum 
Vortheile einzelner Spieler. Sache einer aufmerffamen Rechtöpolizei* 
it es, dergleichen Täuſchungen aufzufinden und zur Strafe zu bringen. 
Ueberdieß ift natürlich eine öffentliche Belanntmachung zur Warnung 
‚an der Stelle. 

b) Zur Verhinderung ber Betrügereien von Schatzgräbern, 


3 if nicht nöthig, jedem Haarfärbemittel nachzufpüren; aber wo bie frechfte 
Windbeutelei tänlih in allen Zeitungen auf bem Anſtande fteht unb wo von 
Millionen die Rede ift, Hört ruhiges Zuſehen auf erlaubt zu fein. 

6) Daf., Bd. I, ©. 631 fy. 
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Goldmachern u. dgl. iſt allerdingd ein guter Volksunterricht, 
. welcher die noͤthigſten naturwifienjchaftlichen Kenntniffe beibringt, 
das ficherfte Mittel; boch dürfte die Anordnung zweckmäßig fen, 
daß in den Schulen noch beſonders auf die Unvernunft des Glauben? 
an ſolche Spiegelfechtereien und auf den benfelben zu Grunde liegen- 
ben groben Betrug aufinerffam gemacht werde. 

4) Den Glauben an Ueberſinnliches mißbrauchen 
Betrüger auf doppelte Art. Entweder behaupten fie von fich ſelbſt 
den Beſitz einer übernatürlichen Erleuchtung und in Folge berjelben 
eine höhere Einficht auch in bie irdischen Angelegenheiten, nament- 
fih eine prophetifche Gabe; oder |piegeln fie vor, die Macht und 
dad Wiffen zu haben, auf die Geifterwelt zwingend einzumirfen, 
fomit Geifter zu bannen und zu Löfen, Erſcheinungen Abgeſchiedener 
zu veranlafien u. ſ. w. Se tiefer und allgemeiner nun dem Men— 
chen der Hang zum Myſticismus und der Glaube an Ueberfinnliches 
eingepflanzt ift, deſto leichter wird es folchen Gauflern zu allen 
Zeiten und in allen Bildungsftufen Gläubige zu finden und dieſe, 
feiner oder gröber, um Geld zu prellen ’). Allerding® muß auch 
bier ein vernünftiger Unterricht die Hauptjache zur Verhinderung 
der Betrügereien thun; doch mögen noch gegen einzelne Verſuche 
beitimmte Maaßregeln ergriffen werden. 

a) Alle Trophezeien für Geld tft als Betrug zu erklären 
und zu beitrafen, mag die Bezahlung mittelbar ober unmittelbar 
geſchehen. 

b) Werden Geiſtererſcheinungen vorgeſpiegelt, gleichviel zu 
welchem Zwecke und in welcher Verbindung, ſo hat die betreffende 
Polizeiſtelle die angewendeten Mittel zu unterſuchen und bekannt zu 
machen. Wurde unter irgend einem Vorwande Geld oder Geldes— 
werth gefordert oder auch nur angenommen, jo folgt Strafe des 
Betruged, auch felbjt wenn das gcheime Täufchungsmittel nicht 

7) Der Bauer läßt fi von ber Zigeunerin wahrfagen für einige Grofchen, 
der Gelehrte nimmt eine fomnambüle Seherin in fein Haus auf, zahlt ibr Koſt⸗ 
geld oder trägt Summen bei, bamit bie von ihr kundgemachten Befehle ber Geiſter⸗ 
welt vollzogen werben können, die vornehme Welt begünftigt fyiritualittiiche Medien. 


Wo if Hier ein Unterfchied? Wo ift bie gröbere Betrügerei? Allein die eine 
Gaunerin wird in's Spinnhaus geſchickt, über bie andere fchreibt nıan Bücher. 
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jollte erhoben werden koͤnnen. Werben die Gchilfen des Betruges 
entdeckt, fo find fie ebenfall3 den Gerichten zu übergeben. Veroffen- 
derung ber Täufhung und der angewendeten Mittel belehren die 
einer Belchrung Zugänglichen. 

5) Bei weiten die häufigſte Veranlaffung zu betrüglichen 
Täuſchungen giebt aber der Kauf und Verkauf von Waaren. 
Es wird dabei nicht nur binfichtlicy der Menge des Abzuliefern- 
den betrogen, fondern auch in Beziehung auf die Güte; und zwar 
kommt dieſe leßtere Täufchung hauptfächlich bei dreicrlei Arten von 
Gegenjtänden vor: erſtens bei den Bedürfniſſen des täglichen Lebens, 
deren ſtündlicher Gebrauch eine jedesmalige Unterfuhung des Ge— 
kauften kaum zuläßt; zweitens bei Waaren, zu deren Beurtheilung 
beſondere und nur Wenigen zuſtehende Kenntniſſe gehören; drittens 
endlich bei jenen Gegenſtänden des Verkehres, welche in einem ſolchen 
Zuſtande der Verpackung an den Käufer abgeliefert werden, daß 
eine Unterſuchung derſelben vor dem endlichen Gebrauche nicht 
moͤglich, wenigſtens nicht üblich, dann aber in der Regel zu ſpät 
iſt. — Den Betrügereien hinſichtlich der Menge begegnet der 
Staat, ſo viel an ihm iſt, durch ein gutes und mit der gehörigen 
Strenge aufrecht erhaltenes Maas: und Gewichtſyſtem 8). — Die 
Maaßregeln gegen Betrug an den inneren Eigenſchaften 
ber Waaren find verſchieden, je nach der Urſache, welche dem Eiu⸗ 
zelnen die eigene Entdeckung erfchwert oder unmöglich macht. Die 
Bedürfniſſe des täglichen Lebens, alfo namentlid) Brod, Fleisch, 
Mehl und gewijfe Gewürze, find durch eigene obrigkeitlich bejtellte 
Aufjcher oft und unvermuthet zu unterfuchen; am ftrengjten, wenn 
ein Mangel und alfo eine Theurung vorhanden ift, ſomit auch ein 
Betrug um fo größeren Gewinn abwirft. Schon die Rückſicht auf 
die Geſundheit der Bürger muß hierzu anhalten 9). Gegen Betrug 
hinfichtlich ſolcher Eigenschaften, welche nur mittelft jelten vorhan— 
dener Kenntniſſe erfannt werden mögen, ift Vorſorge zu treffen 
durch die Niederfeßung einer jachverjtändigen Unterfuchungsbchörde 
und durch das Verbot des Verkaufes auch nur eines einzigen nicht 





8) S. meine Polizei-Wiſſenſchaft, Ite Aufl., 3b. II, ©. 502 fg. 
N Daſ., Bd. J, S. 197 fa. 


v. Mohl, Rechts-Pelizei. 3. Auflage. al 
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Gold mach ern u. dgl. iſt allerdings ein guter Volksunterricht, 
. welcher die noͤthigſten naturwiſſenſchaftlichen Kenntniſſe beibringt, 
dag ficherite Mittel; doch dürfte die Anordnung zweckmäßig fein, 
daß in den Schulen noch beſonders auf die Unvernunft des Glauben? 
an ſolche Spiegelfechtereien und auf den denſelben zu Grunde liegen: 
ben groben Betrug aufmerkfam gemacht werbe. 

4) Den Glauben an Ueberſinnliches mißbrauchen 
Betrüger auf doppelte Art. Entweder behaupten fie von fich jelbft 
den Beſitz einer übernatürlichen Erleuchtung und in Folge derjelben 
eine höhere Einficht auch in bie irdifchen Angelegenheiten, nament- 
fi) eine prophetifche Gabe; oder fpiegeln fie vor, die Macht und 
dad Wiffen zu haben, auf die Geifterwelt zwingend einzuwirfen, 
fomit Geifter zu bannen und zu Löfen, Erfcheinungen Adgefchiedener 
zu veranlafien u. |. w. Je tiefer und allgemeiner nun dem Men- 
Ichen der Hang zum Myſticismus und ber Glaube an Weberfinnliches 
eingepflanzt ift, deito leichter wird es folchen Gauflern zu allen 
Zeiten und in allen Bildungsftufen Gläubige zu finden und dieſe, 
feiner oder gröber, um Gelb zu prellen ). Allerdingd muß auch 
hier ein vernünftiger Unterricht die Hauptjache zur Verhinderung 
der Betrügereien thun; doch mögen noch gegen einzelne Berfuche 
beſtimmte Maaßregeln ergriffen werben. 

a) Alles Prophezeien für Geld ift als Betrug zu erklären 
und zu beftrafen, mag die Bezahlung mittelbar oder unmittelbar 
geſchehen. 

b) Werden Geiſtererſcheinungen vorgeſpiegelt, gleichviel zu 
welchem Zwecke und in welcher Verbindung, ſo hat die betreffende 
Polizeiſtelle die angewendeten Mittel zu unterſuchen und bekannt zu 
machen. Wurde unter irgend einem Vorwande Geld oder Geldes— 
werth gefordert oder auch nur angenommen, jo folgt Strafe des 
Betruges, auch ſelbſt wenn da geheime Täuſchungsmittel nicht 

7) Der Bauer läßt fi von ber Zigeunerin wahrfagen für einige Grofchen, 
der Gelehrte nimmt eine fomnambüle Seherin in fein Haus auf, zahlt ihr Kofts 
gelb oder trägt Summen bei, bamit die von ihr Fundgemachten Befehle ber Geifter: 


welt vollzogen werben können, bie vornehme Welt begünftigt fpiritualittifche Medien. 
Wo ift bier ein Unterfchied? Wo ift die gröbere Betrügerei? Allein die eine 


Gaunerin wird in's Spinnhaus gefchidt, über bie andere fchreibt man Bücher. 
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follte erhoben werden können. Werben die Gchilfen des Betruges 
entdeckt, jo find fie ebenfalls den Gerichten zu übergeben. Veroffen⸗ 
berung der Täuſchung und ber angemwendeten Mittel belehren bie 
einer Belchrung Zugänglichen. 

5) Bet weitem die häufigfte Veranlaſſung zu betrüglichen 
Taufhungen giebt aber ver Kauf und Verkanf von Waaren. 
Es wird dabei nicht nur binfichtlich der Menge des Abzuliefern- 
ben betrogen, jondern auch in Bezichung auf die Güte; und zwar 
fonımt dieſe letztere Täuſchung hauptſächlich bei dreierlei Arten von 
Gegenftänden vor: erſtens bei den Bedürfniſſen des täglichen Lebens, 
deren ſtündlicher Gebrauch eine jedesinalige Unterfuchung des Ge: 
kauften kaum zuläßt; zweitens bei Waaren, zu deren Benrtheilung 
befondere und nur Wenigen zuftchende Kenntniffe gehören; drittens 
endlich bet jenen Gegenſtänden des Verkehres, welche in einen folchen 
AZuftande der VBerpadung an den Käufer abgeliefert werben, daß 
eine Unterfuchung derfelben vor dem endlichen Gebrauche nicht 
möglich, wenigſtens nicht üblich, dann aber in der Negel zu fpät 
it. — Den Betrügereien binfichtlih der Menge begegnet der 
Etaat, jo viel an ihm iſt, durch ein gutes und mit der gehörigen 
Etrenge aufrecht erhaltened Maas- und Gewichtſyſtem 2). — Die 
Maaßregeln gegen Betrug an den inneren Eigenjhaften 
der Waaren find verfchieden, je nach der Urfache, weldye dem Ein—⸗ 
zelnen die eigene Entdeckung evjchwert oder unmöglich macht. Die 
Bedürfniſſe des täglichen Lebens, alfo namentlich Brod, Fleisch, 
Mehl und gewifje Gewürze, find durd) eigene obrigkeitlich beſtellte 
Aufjcher oft und unvermuthet zu unterfuchen; am ftrengften, wenn 
ein Mangel und alfo eine Theurung vorhanden ift, ſomit auch ein 
Betrug um fo größeren Gewinn abwirft. Schon die Rückſicht auf 
die Geſundheit der Bürger muß hierzu anhalten 9). Gegen Betrug 
binfichtlich ſolcher Eigenſchaften, welche nur mittelft felten vorhan- 
dener Kenntniſſe erkannt werden mögen, ift Vorſorge zu treffen 
durch die Niederſetzung einer ſachverſtändigen Unterſuchungsbehörde 
und durch das Verbot des Verkaufes auch nur eines einzigen nicht 


8 S.meine Ppolizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl., Vd. II, S. 502 fg. 
MN Taf, 8. I, ©. 197 fi. 


v. Ropl, Rechta-Pelizei. 3. Auflage. al 
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vorgelegten und, als richtig erfunden, mit dem amtlichen Zeichen 
verjchenen Stückes. Es findet diefe Veranftaltung hauptſächlich bei 
gewiffen Metallwaaren jtatt 1), — Bor den durch die Art der 
Verpackung verftedten Täufchungen kann der Natur der Sache nad) 
nur eine Unterfuchung int unverpadten Zuftande und ein darüber 
außgeftelltes, mit der verpadten Waare in wefentliche und jichtbare 
Verbindung gebrachte? öffentliches Zeugniß ſchützen. Es Tann natür: 
lich von der Nothwenbigkeit diefer Maaßregel nur für den Verkauf 
im Großen die Rebe fein, da beim Einzeluverkaufe der Käufer ſelbſt 
unterfuchen kann und fol 1), — Endlich ereignet es fich 

6) häufig genug, daß ſelbſt die Staatsbehörden, namentlich 
die Gerichte, zu Verübung von unrechtlichen Taufchungen und zwar 
dadurch gemißbraucht werden, daß ein fchlauer und frecher Betrüger 
falfche oder wenigſtens verfälfchte Urkunden vorzeigt oder ächte 
unterfhlägt und nun darauf hin die Hilfe des Staates zu Er: 
werbung eined unbegründeten Bortheiles in Anſpruch nimmt. Wenn 
die Täufchung jo künſtlich angelegt ift, daß fie von der Behörde 
nicht entdeckt wird, und wenn es den zu beraubenden Privaten nicht 
etwa möglich ift, einen Gegenbeweis wider die auf bie falfche Urkunde 
geftügte Forderung zu liefern, jo leiht der Etaat wirklich jeine 
Gewalt zur Ausübung eine? Verbrechens. Celbjt wenn die Behörden 
Verdacht hätten, müßten fie fich wiberftrebend zu ſolcher Mißhand— 
lung des Berechtigten hergeben. Die einzige Möglichkeit eines 
Schutzes kann aljo in Einrichtungen beftehen, welche vie VBerfälfchung 
oder Nachahmung jo wie dic Unterdrüdung ächter Urkunden erſchweren. 

a) Der Verfälſchung ächter Urkunden, bejtchend in Zu: 
fäßen, Uenderungen oder Weglafjungen, kann durch dreierlei Arten 
von Mitteln entgegengearbeitet werden. Erſtens nämlich kann dafür 
geforgt werden, daß der einen Betrug Beabfichtigende ber Urfunde 
gar nicht habhaft werden kann und ſomit biefelbe in ihrem unver: 
änderten Zuftande laffen muß. Dieß gefchieht durch die Erlaubnig, 


10) Daſ., 2b. II, ©. 288 fg. Nicht zu überjehen find babei übrigens 
bie Warnungen gegen eine, ber Freiheit des Gewerbebetriebes nachtheilige, Ucher: 
treibung des Schutzes. 

11) Daſ. 
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wo nicht gar Vorfchrift, gewiffe wichtige Urkunden an einem wohl 
verwahrten Orte unter amtlicher Obhut nieberzulegen, 3.3. alfo in 
dem Archive einer Gerichts- oder Präventiv- Juftiz- Stelle. Wenn 
bie Niederlegung in den freien Willen bed Eigenthümers geftellt 
iſt, ſo kann er natürlich immer, gegen Austellung einer Beſcheini⸗ 
gung, dieſelbe zurücverlangen; ſonſt wird fie nur auf Verlangen 
einer zujtändigen Behörde und zum Behufe ihres richtigen Gebraus 
ches und auch dann nur mit ber gehörigen Sorgfalt ausgeliefert. — 
Zweiten? kann eine Veränderung des ächten Inhaltes dadurch cr- 
ſchwert werden, daß die Feſtſtellung deſſelben unter Beiziehung einer 
Anzahl von Zeugen vorgenommen wird, welche im Falle eines 
Streites oder Zweifels die Wahrheit erklären können. Dieſe Zeugen 
mögen entweder amtliche oder Privatperſonen ſein. Sind ſie von 
der erſtern Art, ſo kann überdieß durch Abfaſſung eines abgeſondert 
von der Urkunde aufzubewahrenden, den Gegenſtand wenigſtens im 
Allgemeinen ebenfalls enthaltenden Protocolles eine Verfälſchung 
noch weiter ſehr erſchwert werben. Selbſt eine vor einer gehörigen 
Anzahl und Art von Zeugen vorgenonmene Bekanntmachung des 
Inhaltes einer Urkunde kann unter Umständen dienlich fein zur 
Verhinderung von fpäteren Betrugsverfuchen. — Endlich mag durch 
die mechanische Anfertigunggart der Urkunde eine Täufchung mehr 
oder weniger erjchwert werden, jo 3. B. durch den Gebrauch eines 
eigens hierzu bejtimmten Materiales, namentlich eined ſolchen, mit 
welchen: Veränderungen nicht unbemerkt vorgenommen werben koͤn⸗ 
nen; ferner durch Raginirung und PBaragraphirung der Seiten; 
wohl auch durch ausgezeichnete Echreibart. 

b) Tie Anfertigung ganz falfher Urkunden mag 
verhindert oder mindeſtens erfchwert werben: erſtens durch die cben 
angeführten mechanichen Mittel, von welchen übrigen nur die ſehr 
kunſtvollen von wejentlichen Nußen fein können 1%); zweitend durch 
die Anordnung, daß alle Urkunden von gewiller Art nad Datum 


12) Eo z. B. künſiliche Wafferzeichen und eigens bierzu verfertigtes nirgends 
fäuflicheg Papier; gewiſſe geheime Kennzeichen; verjchiebene Echriftziige und manch⸗ 
fache Unterſchriften. Nirgends mögen biefe mechaniſchen Schwierigkeiten weiter 
getrichen worden fein, als bei ben Banknoten, — und doch hüten fie nicht immer. 

. 21 I] 
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und Bezeichnung bed Gegenftandes und ber Urheber, bei Etrafe ber 
Nichtigkeit, in ein öffentliches Verzeichniß aufgenommen werben 
müffen, während biefe Einzeihnung und ihre Nummer auf ber 
Urkunde ſelbſt amtlich zu beglaubigen ift 1°), (wobei denn freilich 
bemerkt werben muß, daß nur Urkunden von einiger Wichtigkeit 
einer folchen Form unterworfen werben Fönnen, 3. B. letztwillige 
Berorbiiungen, Berträge über Kauf von Grumnbeigenthbum, Pfand: 
ſcheine, Banknoten u. dgl.;) drittens, freilich minder ficher, durch 
amtliche Befleglung und Beglaubigung. — Dagegen gewährt die 
Beizichung von Zeugen "gegen bie Fertigung von ganz faljchen 
Urkunden keineswegs einen ſichern Schub, indem auch falſche Zeugen 
gewonnen werben fünnen. 

c) Die Unterſchlagung von Urkunden endlich ift durch 
die oben bereit? erwähnte Nieberlegung derjelben bei einer Behörde 
ganz zu verhindern; durch die Aufzeichnung ihres Inhaltes in amt- 
lichen Protocollen aber, eben fo durch bie Beizichung von Zeugen 
bei der Abfaffung wenigftend ſehr zu erfchweren. Eigener Maap- 
regeln betarf es alfo zu diefem Endzwecke nicht. 


F. 31. 
d) Aaaßregeln gegen Verlegung durd Verträge Dritter. 

Etwas jchwieriger ift die Beantwortung der frage, ob gegen 
DBermögend-Beeinträchtigungen, welche aus formell giltigen Verträ— 
gen zu entjpringen broben, eine Vorkehrung getroffen werden Kann 
und darf? 

- &3 find drei wejentlich verfchiedene Fälle zu unterscheiden: 
erftend wenn die Folgen des Vertrages zwar cine Unbilligkeit 


13) Allferdingd wäre der Eintrag des ganzen Textes ein noch fichereres 
Mittel, als die blofe Vormerfung des Dafeins einer Urkunde. Und eg könnte 
als weiterer Vortheil diefer Einrichtung noch angeführt werden, daß fie auch Ver: 
fälſchungen unbedingt ein Ende machen müßte Dennoch ift die Einführung 
biefer Maaßregel, im Allgemeinen mwenigftens, nicht zu empfehlen. Erſtens iſt 
biefelbe mit nicht unbebeutenden Koftenaufiwande für die Betbeiligten verbunden. 
Zweitend gebt bei manden Urkunden eine ſolche Veröffentlihung gar nicht an, 
oder wäre wenigſtens von vielem Nachtheile und Verdruſſe begleitet. Drittens 
würden mande Gefchäfte durch ben vom Abjchreiber verurfachten Verzug, welcher 
netürlih unter Umftänden nicht unbebentenb fein würde, allzuſehr gehemmt, 
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und materielle Verlegung, aber, da freiwillig eingewilligt wurde, 
feine Ungercchtigfeit gegen einen der abſchließenden Theile 
enthalten; zweitens, wenn der Vertrag in feinen Folgen die Inter: 
effen Dritter bedroht; endlich wenn er die echte ber Lebt: 
genannten 7) verleßt. 

Die Gründe, welche dafür zu ſprechen fcheinen, daß ſchon in 
dem erjten Falle eine hindernde Einmiſchung des Staates erlaubt 
unb geboten fei, find folgende: Einmal ift gewiß, daß auf folcdhe 
Weile großer Nachtheil entftchen, ein Vermögen ganz zerrüttet 
werben kann. Zweitens ift ebenfalls mit Beſtimmtheit anzunchmen, 
daß ein aus biejen Gründen erlittener Verluft ganz gegen den Willen 
des Vernachtheiligten eintritt, und daß diefer ihn gerne vermieben 
hätte, wenn dag ihm zu Xheil gewordene Maaß von Umficht und 
Berftand zur Entdeckung der richtigen Verhältnifje hingereicht hätte 
Drittens ift die Unbilfigkeit und Unfittlichkeit be Gewinnenden Elar, 
wenn er auch die Worte des Geſetzes nicht verleht und den mit ihm 
Bertragenden nicht nit Gewalt und felbft nicht mit eigentlicher 
Täuſchung, 3. B. durch wahrheitäwibrige Angaben, um fein Eigen- 
thum bringt. Auf der andern Seite Tiegt nun aber eben feine Ver: 
letzung des formellen Rechtes und fomit fein Verbrechen ˖vor; der 
Berlierende hat freiwillig und lediglich durch feine eigene falfche 
Anficht von Perſonen und Verhältniſſen verleitet ſich den Nachtheil 
zugezogen. Es fehlt fomit an dem letzten Nechtfertigungsgrunde 
eines rechtöpolizeilichen Einſchreitens. Ferner ift einleuchtend, daß 
die einzige umfaffende und durchgreifende Vorbeugungsmaaßregel, 
nämlich eine amtliche Prüfung aller und jeder Verträge, ſowohl 
das Necht des Bürger über fein Eigenthun zu fchalten, als bie 
Leichtigkeit und Häufigkeit des ganzen Verkehres auf das empfind- 
lichfte bejchränfen würde. Weder Freiheit noch Gewinn wäre mehr 
möglih. Endlich würde durch cine. jolhe Maaßregel eine nicht 
nur höchft ſchwierige, Sondern jelbjt völlig unerledigbare Geſchäfts⸗ 
laſt auf den Staat gewälzt werden. — Die letzteren Gründe über: 

1) Bon einer Rechts verletzung ber Vertragenden felbjt kann natürlich bei 


emem gültig zu Stande gelommenen Bertrage. feine Rede fein. Volenti non 
fit injuria. . 


926 


wiegen nun offenbar; und es kann fomit von einer allgemeinen 
Maaßregel, allen und jeten durch unbillige Vertragsbebingungen 
einem der Abſchließenden ſelbſt drohenden Verluften vorzubeugen, 
nicht die Rebe fein. Beſſer ift es, daß Einzelne durch Schaben 
gewißigt werben, als daß der Staat eine ſolche höchſt Täftige Vor— 
mundfchaft über Alle führt, während nicht einmal eine eigentliche 
Nechtäverlekung vorliegt. WI die Gefebgebung nicht, daß ſich 
Einer durch den Schaden bed Andern auf unbillige Weife bereichere, 
ſo kann fle dieſes durch ein einfaches von ber wicherherftelfenven 
Civiljuſtiz zu handhabendes Mittel bemwerkitelligen, indem fie nämlich 
zwar jeden Vertrag, welcher nicht durch Täufchung zu Stande fam, 
an und für ſich als giltig und ausführbar erklärt, allein Demjenigen 
der Vertragenden, welcher einen Verluſt von einer gewiffen verhält- 
nigmäßigen Größe nachweiſen faun, auf Urtheil des Gerichtes ge⸗ 
ftattet, von der Erfüllung zurüdzutreten und Zurücverfegung in 
ben vorigen Stand zu verlangen. Auf die Weife werden Geſetz 
und Gerichte nicht dazu mißbraucht, eine umfittliche und unbillige 
Handlung gegen den Willen de zunächft darunter Leidenden auf- 
echt zu erhalten und doch ift der freie Handel und Wandel nicht 
geſtört, das Necht der Selbjtbeftimmung beim Bürger geachtet. Von 
ſelbſt verjtcht fich übrigens, daß bie Größe des erlittenen Schadens 
verhältnigmäßig bebeutend und daß fie gerichtlich erwieſen fein muß, 
bamit nicht aus ber allzugroßen Leichtigkeit des Ruͤcktrittes cin, 
zwar entgegengejeßteö aber chen jo großes, Uebel entjtche. Weniger 
als die Hälfte des ganzen in Frage ftehenden Werthes follte wohl 
nicht als Grund einer Aufhebungsflage geftattet werben. Allerdings 
wird durch diefe Beſtimmung keineswegs allen materiellen Ber- 
legungen durch Verträge abgeholfen werben, indem nicht nur bei 
geringerem Verlufte Hilfe abgejchnitten iſt; fondern auc in man: 
hen Fällen, wo es fich nicht von beftimmten Summen handelt, der 
Beweis, daß ber Verluft gerade eine beftimmte Höhe erreiche, ſchwer 
fallen kann. Allein diefe Mängel find als untergeordnet gegenüber 
pon dem Nuten der genauern Beftimmung der klagbaren Höhe des 
Verluſtes zu betrachten, und eine gänzliche Abhilfe liegt außerhalb 
ber rechtlichen Möglichkeit. 
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Sehr Leicht kann fich allerdings ber zweite Fall ereignen, nämlich 
daß ein Bertrag den Intereſſen Dritter zu nahe tritt. Allein bier 
ift eine Hilfe gar nicht möglich. Wögefehen von der bereit ange⸗ 
führten Beſchränkung der Freiheit und der unerträglichen Geſchäfts⸗ 
faft für den Staat, welche aus ber Unterfuhung aller Verträge 
entftchen würden, fehlt es hier an jeber Berechtigung zu einer Eins 
fchreitung. Die beiden DBertragenden ſind zufrieben und wollen 
ihren Vertrag aufrecht erhalten; ber betheiligte Dritte ift, angenom- 
menermaaßen, nur in feinen Intereſſen nicht aber in feinen Rechten 
bedroht. Wie könnte aljo die zur Verhinderung von Nechtzftd: 
rungen beitimmte Staatdgewalt hier irgend etwas thun? Selbſt 
bad im erjten Falle mögliche Mittel einer Klage auf Wandlung 
oder Minderung kann hier nicht angewendet werben, weil beibe 
Vertragende mit ihrer Uebereinkunft zufrieden find, ein Dritter 
aber nicht das Necht haben kann, von ihnen zu verlangen, baß fie 
um feiner willen von derfelben abgehen, namentlih wenn er nicht 
einmal cine Nechtöverlegung vorzuſchützen bat. 

Ganz anderd Stellt ſich aber bie Sache, wenn. ed ih fragt, 
ob ein Einfchreiten ded Staates da gerechtfertigt fei, wo ein Vers 
trag wohlerworbene oder gejegliche Nechte Dritter verlegen würde, 
Hier nämlich ift eine Vorbeugungsmaaßregel nicht nur erlaubt, 
jondern fogar geboten; denn es Kann der vechtöwibrige Wille, der 
Leichtſinn oder die Einfalt der zunächſt Handelnden dem Rechte 
Anderer natürlich nicht? vergeben, noch bie Pflicht des Staates 
gegen diefe aufheben. Daß alſo das Mögliche zur Verhinderung 
foldyer Nechtöverlegungen gefchehen müffe, Tann feinem Zweifel 
unterliegen. Allein was ift dieſes Mögliche? Es fällt in die Au- 
gen, daß auch hier die bereit oben angeführten Gründe, nämlich 
die Hemmung des täglichen Verkehrs und die ungewältigbare Ber: 
mehrung der Staatsgefchäfte, an eine Vorlegung aller und jeder 
Verträge zum Behufe einer Unterfuchung, ob nicht Dritte babet 
betheiligt feien, nicht denken laffen; und boch verfpricht nur dieſes 
Mittel einen ganz fihern Schub. Es bleibt unter dieſen Umftänden 
wohl nicht? Andere? übrig, als diejenigen Arten von Verträgen 
beraugzubeben, welche auf ber einen Seite leicht und haufig find, auf 
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ber andern Eeite in bebeutendem Maaße zu Verletzungen ver Nechte 
Dritter Veranlaſſung geben Fünnten, und diefe einer Unterfuchung 
zu unterwerfen, in allen übrigen allen aber den Betheiligten zu 
überlaffen, ſich an die wiederherſtellende Rechtspflege zu wenden. 
— Berträge folcher Art find nun aber wohl hauptſächlich nach: 
ftehenbe: 

1) Verträge über die Eigenthumd:Abtretung von Häufern, 
Grundftüden und dinglichen Rechten. Auf denſelben kün- 
nen ſowohl Pfand» als andere Nechte ruhen, deren Befiter burch 
ben Wechjel viclleiht in Gefahr oder Verluft gerathen würden. 
Dieje Frage ift jeden Falles zu unterfuchen und jedes wohlerwor: 
bene Recht fiher zu Stellen, che da Eigenthum übertragen werben 
darf. Klagen nach fchon vollzgogener Ucbertragung deſſelben £ünnten 
ber Natur der Sache nad) häufig Feine Abhilfe mehr gewähren und 
würden felbft im beiten Falle den Berechtigten Mühe und Koften 
verurjachen. Da Überdieß der Staat felbft wegen feiner Grund— 
ftenern dabei betheiligt ift, jede Veränderung in ben unbeweg— 
lichen Vermögen feiner Unterthanen genau und vor dem Eintritte 
derfelben zu kennen: fo beitcht um fo weniger ein: Zweifel über 
bie zureichende - Begründung einer Vorſchrift zur Vorlegung dieſer 
Art von Verträgen. 

2) Ganz Ähnliche Verhältniſſe treten ein bei der Feſtſtellung 
von Familien: Berträgen, fei es daß durch dieſelben die per: 
ſoͤnlichen Verhältniffe der Familienmitglieder anders, als durch dag 
Geſetz gefchicht, „beftimmt werben wollen, wie z. B. bei Einfinds 
Ihaft3-Verträgen und Aufnahmen an Kindesſtatt; ſei es dab durch 
fie das Erbrecht über gewiffe Eigenthumsſtücke, z. B. Grundeigen— 
thum, auf eine von ber gefeglichen abweichende Weiſe für fünftige 
Zeiten beftimmt werben ſoll; fei eg endlich, daß ſie den verſchie— 
benen Familienmitgliedern eigenthümliche Rechte. und Verbindlich— 
feiten, jo Apanagen: Zahlungen, Ausftattungen und Wittume, aufzu: 
legen beſtimmt find. Hierbei tft denn zweierlet zu unterfuchen. 
Einmal können, ud müffen beinahe, gefeßliche echte geändert mer: 
ben. Wenn diefes nun auch unter Einwilligung der ſämmtlichen 
Betheiligten follte gefchehen Eönnen, jo muß doch jeden Falles, che - 
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bie Befimmüng Nechtskraft erhält, unterfucht werben, ob denn auch 
wirklich diefe Einwilligung von Allen verlangt und gegeben worben 
it; 0b für Minderjährige ober font der eigenen Rechtsverwaltung 
Entſetzte die gefeglichen Stellvertreter eingewilligt haben und ein- 
willigen konnten; namentlich ob auch die Nechte dritter zur Familie 
nicht Gchöriger, 3. B. der Gläubiger, gehörig gewahrt worben find? 
Zweiten? aber hat auch der Staat ein Intereffe, zu unterfuchen, ob in 
biefen Beftimmungen nicht? enthalten ift, welches gegen allgemeine 
befehlende oder verbietende Normen verſtößt und ſomit von ſeiner 
Seite zu unterſagen wäre. 

3) Auch Geſchenke Könnten ſowohl unter Lebenden als auf 
ben Todesfall dazu mißbraucht werben, wohlerworbene ober vom 
Gefete ſelbſt verliehene Nechte zu verlegen, jo namentlich Notherben- 
tcchte und Echuldforderungen. Wenn nun fehon, wie keines weis 
tern Beweiſes bedarf, davon nie bie Nebe fein kann, fo ſehr in 
ba häugfiche Leben der Bürger ſich einzumifchen, daß jedes noch 
jo unbedeutende Gefchen?, 3.3. an Verwandte, Freunde ober Hilfs⸗ 
bebürftige, erjt einer obrigkeitlichen Unterfuchung unterworfen werben 
müßte: jo ift es doch völlig gerechtfertigt, wenn Geſchenke von be 
beutender Größe bei ber rechtäpolizeifichen Behörde angezeigt werben 
müffen, damit dieſe nach ihrer Kenntniß von Sachen und Perſonen 
unterfuche, ob nicht erjt nad) Sicherftellung der bebrohten Rechte 
die Echenfung oder der noch verfügbare Theil derſelben vor fich 
gehen Fünme. Die Beftimmung der Eumme, von welcher an auf 
wärt3 die Vorlegung «bei der Obrigkeit erfolgen muß, richtet fich 
natürlich nach den Vermögensverhältniffen jedes Lande und ift 
nicht im Allgemeinen zu beftimmen 2). 

In allen diefen Fällen muß die Mittheilung des Vertrages 
an die Obrigkeit, natürlich wor deſſen Vollziehung, geichehen und 
das Geſetz hat als Zwangsmittel die Erflärung beizufügen, daB - 


2) Bekannt ift, daß bie pofitiven Geſetzgebungen in ber Regel bie hier ef 
wähnten Arten von Verträgen einer amtlichen Erkenntniß wirklich unterwerfen. 
Wenn fie fhon fein gefchloffenes und vollftändiges Syſtem ber Nechtö : Polizei 
aufftelfen, fo bat doch auch hier die Natur der Sache und bie Nothwendigkeit eine 
ausnahmsweiſe Hilfe herbeigeführt. 


kein Vertrag der bezeichneten Arten vechtögiltig wirb, fomit irgend 
ein Anſpruch aus ihm abgeleitet ober irgenb eine Veränberung in 
ben früher beftehenben Rechten durch ihn bewieſen werben Tann, 
ehe er von der zuftändigen Behörde unterfucht und genchmigt if. 
Durch dieſe Maaßregel wird jede Verfäumnig oder Umgehung des 
Gehorſams gegen das Geſetz rechtlich nichtig, jeden Falles völlig 
gleichgiltig für bie Rechte Dritter. Sollte fich bei ber Unterfuchung 
ein Verſuch zu förmlichem Betruge oder fonft ein Vergehen heraus: 
ftellen, fo würbe natürlich außer der Ungiltigleits-Erflärung noch 
eine Strafe erfolgen. 

Am zmweifelhafteften ift wohl die Entfcheidung ber Frage, ob 
ber Staat bei denjenigen Verträgen, welche ihm zur Wahrung der 
Nechte Dritter vor ihrer Nechtögiltigkeit zur Unterſuchung vorge: 
fegt werben müffen, bie dadurch erlangte Kenntniß benützen barf 
und fol, um etwa entdeckte Unbilligfeiten und Vernachtheili- 
gungen gegen einen der Vertragenden ſelbſt zu hintertreiben? Es 
ift wohl zu unterjcheiven. Zu einem Verbote Tiegt wohl Fein Grund 
vor, indem der Vertrag, angenommenermaaßen, formell giltig zu 
Stande Fam und nicht Gewalt oder Täufchung von Seiten des Ge 
winnenden, fondern Mangel an Ueberlegung oder freier Wille von 
Seiten ded DVerlierenden die Urfache des Inhaltes des Vertrags tft, 
ber Befiter aber nicht abgehalten werben kann, über fein Vermögen 
ganz oder theilweife auf eine nachtheilige Weife zu verfügen, wenn 
er jo will. Dagegen aber ift es ohne Zweifel des Staates würdig, 
wenn er bei der Entveduug einer jolchen Unbilligfeit den Verlie⸗ 
renden aufmerkſam macht und ihm, ba der Vertrag noch nicht rechts⸗ 
Fräftig geworben ift, dadurch die Möglichkeit verjchafft, einen vrohen- 
ben Verluft durch vechtzeitigen Nücktritt zu vermeiden. Der andere 
Bertragende kann fich über den Verluſt feines gchofften unfittlichen 
Gewinnes mit Recht nicht beflagen, da ficherlich Jeder, alfo auch 
ber Beamte des Staates, das Necht und felbit die fittliche Pflicht 
bat, einen Mitbürger gegen Webervortheilung eine Schurken zu 
warnen. 


a 
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§. 32. 
e) Sorge für die richtige Vornahme ſchwieriger Rechtsgeſchäfte. 

Um die einzelnen Nechtögefchäfte, welche wegen ihrer Schwierig« 
feit einer vorbeugenden Staatöfürjorge unterworfen werben follen, 
jo wie die Art der hierzu zu wählenden Mittel mit Sicherheit und 
Vollftändigkeit beftimmen zu Fönnen, ift eine genauere Unterfuchung 
des Zweckes und der Gränzen bed Rechtes zu dieſer Maaßregel 
voranzufchicen. 

Die Abſicht ift, ſchwierige Nechtögefchäfte bei ihrer Ent- 
wicklung zu beauffichtigen, damit nicht Nechtöftörungen aus ber 
unmillfürlich ſchlechten Beſorgung derſelben entfpringen. Hieraus 
folgt denn zweierlei unabweisbar: einmal, daß ein Gejchäft, welches 
jolcher Aufficht unterworfen werben fol, eine ungewöhnliche Schwies 
rigfeit darbieten muß; zweitens, daß bie Schwierigkeit durch eine 
Staat3aufjicht bewältigt werben könne. 

Was das Erftere betrifft, fo ift weder an und für ſich ein 
binreihender Grund vorhanden, noch wäre die Ertragung der Ges 
ſchäftslaſt dem Staate möglih, wenn auch ſchon die einfacheren 
Geſchäfte einer Prüfung oder fonftigen amtlichen Beauffichtigung 
unterworfen werden wollten. Die zur richtigen Vollziehung folcher 
Rechtshandlungen nöthige Aufmerkfamkeit und Kenntniß muß mit 
Recht bei jedem zur Sclöftverwaltung ermächtigten Bürger voraußs 
gejegt werben, oder mag fich derfelbe feicht Rath und Hilfe Sachver- 
jtändiger verschaffen. Der Rechtsſtaat ift nicht der bleibende Vor: 
mund aller feiner Angehörigen, fonbern nur ihr Unterjtüger in 
Tällen, wo die eigenen Kräfte fie ohne ihre Schuld verlaſſen. Da⸗ 
gegen ift es völlig gleichgiltig, ob die bedeutende Schwierigfeit hin⸗ 
jichtlich der zu erledigenden Cache felbft, oder nur in Beziehung 
auf die geſetzlich nothwendige Form ftattfindet. In jedem einzel⸗ 
nen Lande muß daher der Zuſtand des Rechtes und ber Geſetz⸗ 
gebung, namentlih auch der Umftand, ob auf die ganz genaue 
Einhaltung der Formen großes Gewicht gelegt wird und ob viele 
ſolche Formen vorgefchrieben find, über bie Frage beſonders ent- 
heiten, welche Nechtögefchäfte ala Leicht und welche als ſchwierig 
zu betrachten find. 


Daß aber eine Befeitigung ber in Frage ſtehenden Echwierig- 
feit durch die anzuordnende Staatzaufficht möglich fein müffe, Tann 
natürlih an und für fich Teinem Zweifel unterliegen. Wie könnte 
. man dem Staate Unmoͤgliches zumuthen, und welche nüßliche Folge 
würde diefe Zumuthung haben? Der Grunbfag iſt nun aber na⸗ 
mentlih in der Beziehung von Bebeutung, daß dadurch von ber 
Auffiht des Staates alle biejenigen Rechtsgeſchäfte ausgeſchloſſen 
werben, bei welchen bie Schwierigkeit nicht etwa aus ber Noth⸗ 
wenbdigfeit der Beobachtung zahlreicher oder feiner Rechtsſätze, ſon⸗ 
bern lediglich aus der Verwicklung der Thatumſtände ſelbſt ber: 
rührte oder aus einer wirklichen Unklarheit des Geſetzes entſtünde. 
Mm dieſen beiden Fällen hilft eine obrigkeitliche Leitung und Auf— 
ſicht nichts, da dieſelbe Schwierigkeiten dieſer Art nicht entfernen, 
damit alſo auch ſpätere Zweifel und Streitigkeiten nicht verhüten 
kann 9); davon ganz abgeſehen, daß es unmöglich wäre, mit irgend 


1) Nachſtehende Beiſpiele mögen dieß verdeutlichen. — Ein durch thatſächlich 
verwickelte Verhaältniſſe ſchwieriges Nechtsgeſchäft wäre es, wenn Jemand bie Ber: 
pflichtung hätte, ein laſtenfreies Fideicommiß von beſtimmter Größe zu errichten, 
ee nun aber in Ermanglung anderer Erwerbgelegenheit genötbigt wäre, ben er: 
forderlihen Gütercompler aus vielen Fleineren Stüden zufammenzufaufen und 
bie auf biefen einzelnen Beſtandtheilen ruhenden Laften und VBerbindlichfeiten an 
Pfandfehulden, Gülten, Servituten, Ausdingungen abzulöfen, um vollfommen 
freies Eigenthum zu befigen. Diefe Ankäufe und Ablöſungen würden ohne Zweifel 
ſehr verfchiedenartige Unterhanblungen und Verträge erfordern, fo daß bie Er- 
reichung des Zieles fehr in Frage geftellt fein Könnte Es ift nun einleuchtenb, 
baß es weder die Aufgabe einer Rechtöpolizeiftelle wäre, den Unternehmer dabei zu 
unterflügen und die Parteien geneigt zumachen; noch daß die Vorlage der Grün- 
bung3-Urkunde zur amtlihen Anerkennung etwaige thatfächliche oder rechtliche 
Anftänbe, 3. B. die Weigerung eines eventuell Berechtigten, zu heilen vermödhte. 
Es bliebe alfo dem Unternehmer Icdiglich überlaffen, ob und wie er zu Stanbe 
fommen könnte. — Ober, es möchte allerdings ein weit augfehenbes Unternehmen 
fein, ein Familienſtatuf zu errichten, zu deſſen Gültigkeit aber die Zuftimmung 
weit umber zerftreuter, in ihrem Beltande und Wohnfige nicht ficher bekannter, 
zum Theile vielleicht ımter Vormundſchaft ftehender Verwandter beizubringen. Es 
wäre nun weder Pflicht einer Staatäftelle, diefe thatfächlihen Schwierigkeiten 
burch eigene Thätigfeit zu befeitigen zu fuchen, noch würde ihre Hilfe und Aner- 
tennung eine fehlende Zuftimmung erfegen und fpäteren Forderungen zuvorkommen. 
— Ohne Zweifel ift e8, ferner, ein thatfächlich fehr verwidelted Unternehmen, eine 
mit vielen zweifelhaften Forderungen, mit angefangenen Gefchäften, mit Proceffen 
u. |. w. belaftete Erbichaft cum beneficio inventarii anzutreten unb zu berei⸗ 
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einer Genauigkeit eine allgemeine Regel aufzuftellen, welche Fälle 
von der Art feien, daß fie der Einwirkung des Staates überlaffen 
werden müfjen. Dagegen Tann es, einmal, feinem Zweifel unter: 
liegen, daß diejenigen Fälle, in welchen vielfache gejetzliche Anorb- 
nungen zur richtigen Erledigung zu berücdlichtigen find, gegenjtänd- 
(ch und im Allgemeinen aufgezählt werden können; zweitens, daß 
bei ihnen eine genaue Aufficht von Seiten einer mit diefem Zweige 
ber Gefeßgebung genau vertrauten Behörde die zu befürchtenden 
Mißgriffe und Unterlaffungen, mit dieſen aber bie Bereitlung des 
beabfichtigten Zweckes und künftige Nechtöftreitigleiten gar wohl zu 
vermeiden vermag. Auf diefe Fälle alfo ift die Sorge des Staates 
einestheil3 zu beſchränken, anderntheils vollftändig auszudehnen. 
Daß ein Fall folder Art gerade häufig vorkomme, iſt keines— 
wegs möthig, da er nur wenn er ſich ereignet eine Staatsthätigkeit 
nöthig macht und ſomit feine geſetzliche Einbegreifung in die Zahl 
ber zu leitenden Rechtögefchäfte Leine unnöthige Mühe ober Koften 
verurjacht. 

Die zweite Hauptfrage, welde Art von Staatövorkchrungen 
bier anzuwenden und wo deren rechtliche Gränze fei, ift leicht 
zu beantworten, wenn man den Zweck ber ganzen Maaßregel, näm⸗ 
lich die möglichfte Vermeidung unfreiwilliger Fehler, im Auge bes 
hält. — Hieraus folgt denn auf der einen Seite, daß der Etaat 
nicht das Necht hat, einen Bürger unmittelbar zu einer beftimmten 
nigen. Allein was fol und was kann der Staat thun, um ben Erben in feinem 
gewagten Entſchluſſe zu unterftügen? — Ebenfo verhält es fih in Fällen, wo 
das Geſetz felbft zweifelhaft if. Angenommen 3. B. es beftche ein Wuchergeſetz, 
es ſei aber zweifelhaft, ob gewiſſe Börfengefchätte unter baffelbe fallen; fo ift ein: 
leuchtend, daß ein unter rechtspolizeilicher Mitwirfung zu Stande fommen: 
der Abſchluß eines folchen Geſchäftes eine rechtliche Erlaubtheit nicht fihern würde, 
fondern die Auslegung des Geſetzes nach wie vor bei den Gerichten ftünde. — 
Oder, wenn es zweifelhaft wäre, ob gewiſſe NReal:Privilegien eines Gutes, 3. B. 
einer Standesherrichaft wieder erwachen, wenn das bisher in dem Befibe eines 
zur Ausübung der fraglichen Rechte nicht Befühigten geweſene Gut wieder in bie 
Hände einez perfönlich zu ihrer Ausübung Befähigten gelangte: fo wäre ein unter 
rechtgpolizeilicher Leitung zu Stande gekommener und das Wiederaufleben anneb: 
mender Kaufvertrag keineswegs ein Mittel zur Befeitigung des Zweifels, fondern 


ſtünde die Entſcheidung auch fo noch bei den zuftändigen verfaffungsmäßigen 
Factoren. 
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Handlung oder Unterlaffung zu zwingen, wenn berfelbe durchaus 
und troß ber Belehrung auf feinem ungwecmäßigen und rechtlich 
nichtigen Verfahren beharren will. Ein joldyer Starrjinn ijt, wie 
jede unvernünftige Handlungsweiſe, zu beklagen; allein ber Staat 
hat Fein Necht fie zu hindern. Wenn jemand verkehrt und ohne 
ſchließliche Erreichung feiner Zwecke über fein Vermögen verfügen 
will, jo mag er ed thun ?). Sollte freilich in einem ſolchen Yale 
bad gefegliche oder wohlerworbene Recht Dritter in Gefahr kommen, 
jo würde nicht nur die Behörde ihre gefegliche Mitwirkung unbe 
dingt zu verweigern haben; jondern es müßte auch, wenn es nöthig 
wäre, noch weitere Hilfe für die Bedrohten eintreten. Die Pflicht 
und die Mittel zu Lebterem fünnten zwar, je nach den Umpftänden 
und ber Einrichtung der Behörde, zu anderen Theilen der Prüven: 
tiv⸗Juſtiz, namentlich zu den Vorkehrungen gegen Betrug und gegen 
Vernachtheiligung durch die Verträge Dritter, fo wie zu ber Wah— 
rung bed Vermögen? Bertheidigungsunfähiger gehören. Jeden Falles 
wären aber wenigjtend bie zur Bornahme diefer letzteren Arten von 
Schutzmaaßregeln berechtigten Behörden von dem Dafein eines Anz 
ſpruches an ihre Thätigkeit zu benachrichtigen. — Auf der andern 
Seite fann dem Staate die Befugniß nicht beftritten werben, alle 
Nechtögejchäfte, bei welchen er ihrer Echwierigfeit wegen eine befon: 
bere Beaufjichtigung zwecmäßig erachtet, wirklicy zu jeiner Einficht 
zu bringen und deßhalb Zwanggmittel anzuwenden. Eben weil vie 
ganze Anftalt gegen die Unwiffenheit gerichtet ijt, kann man fich 
auf das bloſe Anerbicten zu einer Auskunft bei freiwillig gemachten 
Anfragen nicht beichränfen, indem nur jelten die Unwiſſenheit ich 
ſelbſt hilfsbedürftig erſcheint. Dieſes Zwangsmittel beſteht am natür: 
lichſten in der Ungiltigkeitserklärung für alle diejenigen einzelnen 
Rechtsgeſchäfte aus den für die Staatsüberwachung bezeichneten 
Gattungen, welche nicht auf die vorgeſchriebene Weiſe zur amtlichen 
Einſicht vorgelegt werden; doch mögen auch den Säumigen noch 
andere Nachtheile angedroht werden, z. B. Geldſtrafen. Die Ueber— 
wachung ſelbſt kann aber auf zweierlei Weiſe ausgeübt werben. Ent: 


2) S. Puchta, Hanbbud, Bd. I, ©. 68. 
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weder verlangt ber Staat, daß die förmliche Ausführung, namentlich 
die Abfafjung der jchriftlichen Urkunden, durch bie von ihm dazu 
bejtimmten, mit dem Gegenſtande und ben vworgejchriebenen Formen 
genau befannten Beamten gefchehen müſſe; übrigens natürlich nach 
der anzugebenden Willengmeinung des zu dem fraglichen Gejchäfte 
Entſchloſſenen. Oder aber forbert er wenigſtens Einficht von dem 
chen abgeſchloſſenen Gefchäfte, um dadurch Gelegenheit zur Warnung 
und Belehrung zu erhalten. Sn der Regel ift beſtimmt worzujchrei- 
ben, welche von beiden Einrichtungen bei jeder Art von Geſchäften 
zur Anwendung kommen fol; in einzelnen Fällen mag jedoch aus⸗ 
nahmsweiſe den Betheiligten die Mahl geftattet werben, und zwar 
kann dieß um fo häufiger gejchehen, je vergerüdter cin Volt in 
feiner Rechtsbildung ift 9). Es verftcht fi, daß in beiden Fällen 
die Behörde nur nad) vorgängiger genauer Unterfuchung der ſämmt⸗ 
lichen Umſtände bie ihr abverlangte oder ihr gejeßlich obliegende 
Handlung vornimmt, damit nicht allenfall3 die Theilnahme einer 
Behörde den Echein der Gejeplichfeit einer Handlung gewähre und 
dadurch rechtswidrige Täuſchungen erleichtere. 

Mit Berücfichtigung diefer Grundſätze erjcheint denn eine Staats⸗ 
fürforge zur Abwendung von Fehlern bei folgenden Arten von 
Ichwierigen Nechtögefchäften nöthig: 

1) Rechtögefchäfte zur Feſtſetzung der ehelichen Berhält- 
niffe. — Die richtige Handhabung der ehelichen Geſellſchaft ift nicht 
blos von mitteldarer Einwirtung auf dad Vermögen ber Ehe 


3) Es möchte ſich fragen, ob nicht vielleicht auch danach zu unterfcheiben fet, 
je nachdem der Handelnde einer mehr ober minder gebilbeten Klaſſe angehöre, fo 
dag Solche, welchen man eine Einficht leichter zutrauen könnte, die Erlaubniß 
zur ımmittelbaren Vornahme ber fchmwierigen Geſchäfte erbielten, während bie 
minder Gebildeten unbedingt an die Hilfe ber Obrigfeit gewiefen wären. Dieſes 
Syſtem (übrigend nicht ohne Beifpiele in ber Wirklichkeit) fcheint aber nicht 
ratbfam: einmal, weil die höhere allgemeine Bildung keineswegs gerade auch eine 
Eicherheit für Nechtskenntniſſe barbietet; zweitens, weil eine formelle und materielle 
Rechtsungleichheit unter den Bürgern dadurch begründet würde. Wenn cine un 
mittellare Staatsvornahme nicht unbedingt nothiwendig ift, fo giebt die Erlaubniß 
ber Selbſtbeſorgung dem hinreichend Srfahrenen alle ihm wünſchenswerthe reis 
beit, während ber Unfähige aus ben höheren Etänden nicht zu einer nublofen 
ober gar ſchädlichen Arbeit beſonders veranlaßt wird. 
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leute und ihr ganzes innere und äußeres Glück; fondern es ent- 
ftehen mit diefer Verbindung entweder immer und nothmwendig oder 
doch zumeilen wirthichaftliche Verhältniffe, welche wegen ihrer mög- 
Tihen vielfeitigen Beziehungen und Folgen nicht eben leicht auf eine 
untadelhafte Weife zu ordnen find und baher einer Leitung ber 
Staatzgewalt bedürfen. Dieſelben zerfallen in zwei weſentlich ver: 
ſchiedene Abtheilungen. 

a) In die erſte gehören diejenigen einzelnen Fälle, in welchen be- 
fondere Berhältniffe und Berfönlichkeiten es wünjchenswerth erfcheinen 
laffen, daß den allgemeinen Beſtimmungen cine weitere beſondere 
Anorbnung beigefügt werde, oder daß diefe gar, wenn das Geſetz 
es geftatten follte %), eine Aenderung erhalten mögen. Es kann 
biefer Wunſch namentlich eintreten hinſichtlich der geſetzlichen Be: 
ftimmungen über die Gränzen des Verwaltungsrechtes des Eheman- 
ned, über bie Sicherftelung de Beibringens der Frau, namentlich 
alfo über ſchon vorhandene oder künftige Schulden; ferner über die 
während der Dauer oder nach der Trennung der Che cintreteniden 
Dermögend=Berhältnifje. Wenn e8 natürlich) in allen denjenigen 
Fällen, in welchen e8 bei den gejeglichen Beltimmungen belaffen 
werben will, feiner bejondern Staat3-Aufjicht bedarf, jo ift Dagegen 
eine Beränderung in den allgemeinen Grundſätzen oder cin Zufaß 


4) So gewiß es den Eheleute zuſteht, über das ihnen gehörige frei verfüg: 
“bare Bermögen beliebige Beſtimmungen unter Lebenden und auf den Todesfall zu 
machen; und fo gewiß bie allgemeinen Nechte des bürgerlichen Geſetzbuches in 
diefer Beziehung nur für den Fall gelten, wenn nicht? Befonderes ausgemacht 
worden ift: eben fo unzweifelhaft ift auf der andern Seite, theils daß ſchon be: 
- ftehende wohlerworbene oder geſetzliche Rechte Dritter durch einen Ehevertrag feine 
Anderung leiden können; theils daß ein folher Vertrag überhaupt Feine gegen 
das gefetliche Wefen der Ehe anftopenden Bedingungen enthalten darf. Aus jenem 
Grunde können alfo 3. B. Feine Verfügungen getroffen werden, welche die Nechte 
ber Kinder ans einer frübern Ebe oder — bei Fideicommiſſen, Lehngütern u. ſ. w., — 
bie Rechte der Agnaten, Mitbelehnten und des Obereigentbiimers nachtheilig ver: 
ändern würden. Die zweite Nüdficht verbietet, zu beſtimmen, daß die Anficht der 
Frau in den Angelegenheiten der ehelichen Geſellſchaft den Ausſchlag gebe, oder 
daß dent Manne die Benützung des Heiratbautes, ber Frau aber das Nüdforde: 
rungdrecht entzogen werben fol. Solche Beltimmungen darf bie Behörde in den 
von ihr entworfenen oder nur überwachten Verträgen nicht dulden, wie fie beim 
jeden alles ungültig wären. 
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zu denſelben bei deren manchfacher Verzweigung durch das ganze 
Rechtsſyſtem ein Geſchäft von verhältnigmäßiger Echwierigkeit. Es 
kommt noch dazu, daß leicht durch ſolche Veränderungen wirkliche 
Rechte bedroht oder gebietende und verbietende Geſetze übertreten 
werden Fünnten. Somit ift es ficherlich gerechtfertigt, wenn bei 
jedem daS Geſetz abändernden oder etwas neben vemjelben feitjeßen- 
den Vertrage unter den Eheleuten, welcher bie edenangeführten Ge- 
genftände betreffen jollte, eine Prüfung des Staates zur Warnung 
und im Falle einer eigentlichen Geſetzes- oder Nechtöverlegung zur 
Verhinderung vorgefchrieben ift ). Die Freiſtellung der Wahl zwi- 
ſchen der urſprünglichen Selbſtvornahme des Gefchäftes, bios mit 
nachfolgender Unterfuchung, und der gänzlihen Belorgung durch 
die Behörden der Präventiv- Juftiz kann bier nicht wohl einen 
Echaten bringen. 

b) Die zweite Abtheilung der zu einer vorbeugenden Maaß⸗ 
regel ſich eignenden Rechtsgeſchäfte in Beziehung auf die Ehe wird 
gebildet von denjenigen, welche unter allen Umſtänden, alſo auch 
wenn Alles bei den geſetzlichen Beſtimmungen bleibt und bleiben muß, 
unter beſonderer Aufſicht der Behörden vorzunehmen find, weil bei 
ihnen eine fehlerhafte Beſorgung eben jo möglich als bedenklich iſt. 
Hieher gehören denn namentlich ®): 

a) Tie Beibringend-Verzeichnijfe, wenn nicht anders 


5) Tas Materielle über diefe wichtige Art von Verträgen und über bie bei 
benfelben zu beobachtenden NRüdfichten und Vorſichtsmaaßregeln ſ. bei Puchta, 
Handbuch, Bd. II, ©. 188 fg. Es ift natürlich ein großer Unterſchied, ob als 
allgemein gefetliche Regel vorgefchrieben ift, die Che nach römiſchem echte, d. h. 
mit vollfonmener Gütertrennung aber mit ausfchließender Nutung und mit 
Gewinnung bed ehelichen Erwerbs für den Dann; oder die Ehe mit allgemeiner 
Güter-Gemeinſchaft ſowohl rüdfichtlih der Nutzungen als des Erwerbed; oder 
endlid bie Ehe mit theilweifer Güter-Gemeinfchaft, befonders die mit Errungen⸗ 
ſchafts-Geſellſchaft.* 

6) Die Einkindſchafts-Verträge und Verträge Über die Aufnahme 
an Kindesſtatt find zwar allerdings auch ber Behörde zur Prüfung vorzu⸗ 
legen: allein die Thätigkeit des Staates ift in Beziehung auf fie doch nicht blos 
eine nachhelfende und fehlerverbeffernde (man dieß ſchon auch gelegentlich gefchehen 
mag): fondern vielmehr weſentlich eine-Sorgfalt, daß nicht dem Rechte Dritter 
aus einem Vertrage Nachtheil entitehe. Sie find daher auch bereits oben in $. 31, 
©. 328 erwähnt. 

v. Vdohl, Redtö: Polizei. 3. Auflage. 22 
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die vollfommenfte Gütergemeinfchaft unter Eheleuten gebietender Grund: 
fa der Gefeßgebung ift. Diefelben find nöthig, theils wegen der ein: 
ftigen möglichen Theilung des Vermögens der Eheleute, theils beim Ein— 
tritte gewiſſer Erbichaftzfälle, namentlich bei Collationen gegen Ge: 
ſchwiſter und bei Hinterfälligem Vermögen. Ihre Ausfertigung ift aber 
natürlih nur dann genügend, wenn fie für die verfchienenen einft 
möglichen Arten ‘von Gebraudy die ſämmtlichen nothwendigen An- 
gaben itzt Schon liefern. Vergeblich möchte fonft [päter, wenn die Zeit der 
Anwendung gekommen ift, eine Ergänzung gejucht werden, wohl zum 
großen und unbeabfichtigten Nachtheile manches Betheiligten. Deß— 
halb denn auch die Beauffihtigung de2 Etaated. Die befondere 
Geſchäftsanweiſung hat dad allzu große und mir unnöthig vertheu— 
rende Eingehen in Einzelnheiten eben jo jehr abzufchneiden, als 
eine gar zu unbeftimmte Allgemeinheit der Angaben. Einer befon- 
dern Aufmerkſomkeit find namentlich zu unterwerfen die Anfäge von 
noch rechtlich ungewiffen Forderungen, Schulden und von Vermoͤ⸗ 
genätheilen, welche nach einer mehr oder weniger willfürlichen Werth— 
Ihätung angejchlagen werden können. Sowohl wenn Etreit unter 
den Eheleuten über einzelne Poften fein ſollte, als wenn die Behörde 
die Angaben unrichtig findet, muß von dev lchtern die Feſtſtellung 
des wahren Anſatzes ausgehen, welche jedoch nur, in dem Falle gegen 
den Willen der Betheiligten aufgenonumen werben darf, wenn eine 
unrichtige Beftimmung die Nechte Dritter vernachtheiligen könnte. — 
Der Selbſt-Verfertigung ftcht auch hier Fein Hindernig im Wege. 

P) Die Eheverträge, falls die Geſetzgebung dieſelben nicht 
6108 für die Ausnahmzfälle 7), ſondern als Negel beftimmt. Auch 
bier ift nöthig, daß manche Beſtimmung, gleichwiel übrigens wie fie 
ausfällt, bei Zeiten gemacht wird, indem eine Nachholung im Augen: 
blide der Anwendung zu fpät wäre. Sie können und müſſen, jo 
weit fie die Vermögens-Verhältniſſe betreffen, Befftinmungen über 
bad gegenfeitige Erübrigen, über dic beiberfeitigen Nechte an das 
eigene Vermögen und an dad des Ehegatten, beide ſowohl während 
der Dauer der Ehe, als nach wren Auflöfung, über Erwerbungen, 


7) In biefem Falle gehören bie Eheverträge natürlich unter bie erfte 
Hauptabtheilung der auf die Ehe bezüglihen Rechtsgeſchäfte. 
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. Schulden, allenfalls noch über Sicherftellungen des einen oder be& 
andern Theile enthalten. Die vom Staate vorzunehmende Prüfung 
hat darauf Nücficht zu nehmen, - ob nicht Lüden und Abſichtswidrig⸗ 
keiten oder Verſtöße gegen unbedingt befchlende Vorjchriften ver 
Geſetze, fo wie gegen Rechte Dritter ſich eingefchlichen Haben. Was 
nicht geradezu gegen Geſetz und Necht ift, muß aber natürlich, und 
wäre es noch fo fonderbar und unzweckmäßig, beftehen bleiben; und 
eben fo wenig können die einer Belehrung Widerftrebenden zur 
Auzfüllung einer Lücke genöthigt werden. — Auch bier geht bie 
Eutmwerfung der Urkunde nicht nothwendig von ber Behörde aus. 
2) Gejhäfte von Todes wegen — Der Tod eines Menfchen 
verurſacht manchfache das Eigenthumsrecht berührende Rechtsgeſchäfte, 
theils indem der Beſitzer ſelbſt für dieſen Fall beſtimmte Vorfchrun- 
gen und Anordnungen trifft, theils durch den Uebergang eines erle⸗ 
digten Vermögens an andere Eigenthümer. So wichklg dieſe Rechts⸗ 
geſchaͤfte auch find, jo hat doc die Geſetzgebung keineswegs für alle 
eine verjorgliche Aufficht bei deren Eingehung angeordnet. Nament- 
lich iſt diefes bei der wichtigften Art diefer Gejchäfte der Fall, d. h. 
bei den Verordnungen des legten Willen, fein es num Teftamente, 
Codicille, Schenfungen auf den Todesfall oder Erbverträge. Zwar 
jind in Beziehung auf alle dieſe Anordnungen von dem bürgerlichen 
Nechte nicht nur fachliche Vorjhriften gegeben, fondern auch beftimmte 
Formen bei Strafe der Nichtigkeit vorgejchrieben; allein zur Ver: 
gewifferung, ob and, wirklich alle diefe Geſetze erfüllt würden, tft 
wohl nirgends cine Zwangsvorſchrift gegeben. Die Pflicht gewiſſer 
öffentlicher Beamten zur Unterftügung diefer Handlungen kann nicht 
al3 eine folche vorbeugende Maaßregel erklärt werden. Denn weder 
ift diefelbe unumgänglich nöthig; noch hat fie auch irgend den Zweck, 
eine Prüfung über etwaige Mängel zum Behufe deren Verhütung zu 
veranftalten, fondern beabfichtigt Lediglich eine Erleichterung der 
Zuftandebringung des Geſchäftes und höchſtens den Beweis ber 
Aechtheit. Der Inhalt einer von einem Notare oder einem Beam: 
ten der ſog. freiwilligen Gerichtsbarkeit aufgenommenen letztwilligen 
Verordnung kann fomit vol Lücken, Rechts: und Geſetzwidrigkeiten 
fein, ohne daß jener ein Recht hätte, dieſes zu hindern oder auch 
2290 
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ihre need Eigenthum alsbald abgefondert und zugefchieven. Natür— 
ih muß bei einer Eventual-Theilung dafür geforgt werben, daß 
bie Anfprüche der Hinterfallgerben auch gehörig gefichert werben, 
was denn entweder durch Beftellung von Pfändern und Bürgen 
oder durch die Beftellung einer pflegichaftlichen Verwaltung gejchehen 
ann. — Die Beforgung des Theilungsgefhäfte® may den zunächit 
berührten Privaten blos dann überlaffen werden, wenn fie alle 
großfährig und zu eigener Vermögensverwaltung berechtigt find. 


f) Wahrung des Bermögens der zu eigener Rechtsvertheidigung Unfähigen. 


8. 33. 
a) Der Abwejenben. 

Daß ein von feinem Eigentbume Entfernter dafjelbe gegen um: 
rechtliche Angriffe nicht zu ſchützen im Stande ift, bedarf allerdings 
feines Beweifed; allein eben fo gewiß ift, daß ber Etaat keineswegs 
eine Verbindlichkeit hat, daB Vermögen aller Abwefenden in feine 
bejonvere Obhut zu nehmen. In der Regel können dieſelben vor ihrer 
Entfernung oder aus der Entfernung für einen Stellvertreter forgen, fo 
baß, wenn fie ed unterlaffen, fie ſich den Schaden Lediglich ſelbſt zuzu— 
Schreiben haben. Nurin außerordentlichen Fällen befteht alfo eine Fflicht 


des Staates, an die Etelle Abwejender einzutreten. Solche Fälle 


find aber dann vorhanden, wenn entfdeder der Entfernte zwar einen 
Verwalter für fein Eigenthum aufftellte, dieſer aber fpäter, gleich: 
giltig aus welcher Urſache, bie angenommene Aufficht nicht führen 
will oder kann, irgend ein anderer zuverläffiger und berechtigter 
Stellvertreter aber nicht vorhanden tft; oder wenn einem Abwejen- 
den ohne deſſen Wiffen auf vechtlihem Wege, 3. B. durch Erbgang, 
Geſchenk u. ſ. w., ein Eigenthum auheimfällt, ohne daß ein geſetz— 
licher Sachwalter dafjelbe übernimmt oder der Berechtigte ſelbſt vecht- 
zeitig in Kenntniß gefeßt werden kann. — In diefen beiden Fällen 
bat der Staat, wenn eine einfache Aufbewahrung des Gutes bei 
amtlicher Stelle der Sache nach nicht moͤglich ift oder Schaden 
brifigen würde ), zur Vermeidung von Unrecht und Verluſt einen 


1) Ein Schaden würde natürlich eintreten, wenn eine Gelbfumme längere 
Zeit unverzinglic von der Obrigfeit aufbewahrt würde. — Wenigen Widerſpruch 
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Güterpfleger zu beftellen und zu jorgfältiger Verwaltung und eiblie 
cher Rechnungsablegung anzuhalten, natürlich gegen eine aus bem 
verwalteten Vermögen zu entnchmende verhältmmißmäßige Belohnung; 
und diefe Verwaltung ift jo lange fortzujegen, biß der Eigenthümer 
entweder zurückkehrt oder er, etwa auf gefchehene Aufforderung, eine 
Verfügung über fein Gut getroffen hat. 

Berwicelter iſt das Verhältnig, wenn von einem Abweſenden 
keine ſichere Kunde über Leben oder Tod vorliegt, ſei es daß ſie 
gleich bei dem Anfalle eines Vermögens mangelt, ſei es daß im 
Verlaufe der Zeit bei einer bereits vorhandenen Vermögensverwal⸗ 
tung Zweifel über das Nochvorhandenſein des Eigenthümers eintreten. 
Daß nicht gleich in dem erſten Augenblicke, in welchem man ver⸗ 
anlapt wird, an der Lebenzfortdauer eines Abweſenden zu zweifeln, 
dad Vermögen defjelben an die befannten nächſten Erben außges 
liefert werden darf, verftcht ſich von ſelbſt. Noch ift es ja möglich, 
daß er felbft lebt; und ſelbſt ein langes Stillſchweigen entzieht ihm 
fein Necht, da zur Erhaltung eines Eigenthumsrechtes keineswegs 
eine häufige oder auch nur zeitweiſe wiederholte Willenserklärung 
gehört. Es iſt ferner moͤglich, daß derſelbe nach feiner Entfernung 
für Andere dieffeit3 noch unbekannte nähere oder wenigſtens gleiche 
Ansprüche an fein Vermögen begründet hat. ine alöbaldige Aus» 
lieferung wäre aljo höchft vorfilig und koͤnnte durchaus rechtswidrig 
fein ; vielmehr ift die Einfeßung, beziehungsweiſe Weiterfortführung, 
einer Vermögensverwaltung notwendig *). Auf der andern Seite 


wirb es mwohl finden, daß die Beſtellung bed Vormundes für einen Abweſenden 
immer Sache derjenigen Behörde fein muß, welche überhaupt Vormünder zu bes 
ftellen hat, alfo auch in ſolchen Ländern, welche die Beftellung anderer Arien von 
Bormundfcaften einem Familienrathe überlaffen, (f. unten, $. 35). Ein Wibers 
ftreit zwifchen ben Antereffen ber Familie unb bed Abweſenden liegt nicht vor, 
und e3 ift daher nicht nothwenkig, für eine‘ befondere Unbefangenheit deß Bertres 
terö zu forgen. 

2) Walter, Deutfches Privatrecht, ©. 106 fg. will in Betreff der Vor⸗ 
munbfchaft für Abwefende zwei Abfchnitte machen. In der erften Zeit, „Zuſtand 
des Vermißtſein's“ genannt, ſoll fein Recht beftehen, fi in die Bermögensver: 
hältniffe eine aus ber Heimath Verſchwundenen zu mifchen, welcher feinen Bevoll⸗ 
mächtigten zurückgelaſſen nod Nachricht von fich gegeben habe; er fei namentlich 
bei erft zu erwerbenden Rechten, 3.8. Anfall einer Erbfchaft, als auweſend aber 
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ift aber ebenfall3 unzweifelhaft, daß das Vermögen eines ganz ver- 
ſchollenen Abmwefenden nicht für alle Zeit als fein oder etwaiger 
unbefannnter Berechtigter Eigenthum verwaltet und ben natürlichen 
in feinem Vaterlande bekannten Erben entzogen werden kann. Nicht 
nur können bejondere Gründe ed fchon frühe wo nicht gewiß jo 
doch jehr wahrjcheinlich machen, daß der Abweſende bereit geftorben 
ift, und zwar ohne Anfprüche an fein Vermögen in ber Fremde zu 
gründen; fondern in jedem Falle tritt nad) einer Reihe von Jah: 
ren bie unbebingte Gewißheit ein, daß er igt nicht mehr [eben kann, 
und zu gleicher Zeit der allerhächite Grad von Wahrjcheinlichkeit, 


fein Intereſſe verfäumend zu behandeln. Nur wo Dritte unter einem ſolchen 
Zuſtande leiden würben ober fir bringende Notbfälfe fei hier ein Curator zu bes 
ftellen. In ein zweites Stabium aber trete die Sache, wenn biefer Zuftand eine 
Zeitlang gebauert habe und fomit bie Bermuthung nahe liege, daß ber Abmefenbe 
durch außerordentliche Umftänbe verhindert fei, Nachricht von ſich zu geben und 
feine Rechte zu wahren. Es fei nun auch ber mögliche Tob zu berüdfichtigen. 
Es trete alfo itzt die Nothwendigkeit einer bleibenden Verwaltung (bi3 zur einſti⸗ 
gen Tobterflärung) ein. — Diefer Gedanle ift burchweg Fein glüdlicher. — Vor: 
erſt wiberfpricht das vorgefchlagene erfte Preisgeben des Vermögens eines Abs 
wefenden ber allgemeinen Pflicht des Staates für Sole, welde zur Wahrung 
ihrer Rechte felbft nicht im Stande find, zu forgen. Dieß aber um fo gewifler, 
als es, zweitens, im böchften Grade unbillig wäre, einen Abwefenden allen 
benfbaren Berluften auszuſetzen zur Strafe deßhalb, weil er bei feiner Entfernung 
feinen Bevollmächtigten zur Uebernahme ein® noch gar nicht vorhandenen und 
vielleicht gar nicht einmal vorauszufegenben Vermögens beftellt und auch, in ber 
Unfenntniß eines neu eingetretenen Bebürfnifies, Feine Nachricht von fich gegeben 
hatte. Ferner handelt es fich bei Vermögen nicht blos von Rechten, fondern auch 
vielfach von Pflichten; zu deren rechtsgültiger Erfüllung muß aber Jemand vor: 
banben fein. Endlich würden bie von Walter felbit als nöthig anerkannten aus: 
nahmsweiſen Beftellungen von Güterpflegern zu allen Arten von Zmeifeln und 
Streitigkeiten führen. Am Enbe kann ja jede in Frage kommende Handlung als 
. eine „Notbwendigfeit” für den Vormund bargeftellt werden, eben weil ber bazu 
Berechtigte und DVerpflichtete nicht felbft zu handeln vermag. — Was ſodann bie 
* fpätere @uratel betrifft, fo ift nit nur ganz uneflimmt, von warn an der Anz 
fang unverfchuldeter Unfenntnig und Abweſenheit berechnet werden Fönnte und 
folte; fondern es ift einleuchtend, daß eine Entfehuldigung mangelnder Vorforge 
gerabe in ber erften Zeit bes Anfalles eincd Vermögens mit überwiegender Billig- 
keit und thatſächlicher Wahrfcheinlichkeit anzunehmen iſt. Auch ift es ein fchiefer 
Gedanke, die Nothwendigkeit einer bleibenden Verwaltung auf bie eingetretene 
Möglichkeit de8 Todes gründen zu wollen, da vielmehr eine folche offenbar im 
Gegentheile nur aus ber Möglichkeit des fortdauernben Lebens hervorgehen kann. 
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daß er auch Feine dieſſeits unbefannten Erben Hinterlaffen hat, ins 
dem folche nicht verfäumt haben würden, fich früher zu dem ihnen 
angefallenen Vermögen zu melden. Sobann tft noch wohl zu bes 
merfen, daß wenn man bie bloße Möglichkeit der überwiegenden 
Mahrjcheinlichkeit vorziehen und ein ſolches Vermögen für einen 
möglichen bierort3 unbekanuten Näherberechtigten immer in pflegs 
licher Verwaltung behalten würde, baffelbe fogar aus einem ganz 
geringen Anfange am Ende zum größten Schaben Tünftiger Gejchlech- 
ter ind Ungeheure anwachſen und ſchließlich alle Kapitale und alles 
verfügbare Grunbeigenthum im Lande verfchlingen müßte, und dich 
zwar, ohne daß im Zweifel irgend ein Eigenthümer für dieſe Reich: 
thumsmaſſe vorhanden wäre. Es muß alfo nothwendig einer ſolchen 
Verwaltung für einen verjchollenen Abweſenden ein Ziel gejett 
und nach deffen Erreichung feinen befannten Erben das ganze Ver: 
mögen al3 Eigenthum überlaffen werden. Würde, gegen alle Wahr: 
fcheinlichkeit, nach dieſer Auglieferung dennoch der Todtgeglaubte oder 
ein durch ihn näher Berechtigter noch erfcheinen, jo würden fte zwar 
auf die Rückgabe des Ausgefolgten einen Anſpruch zu machen haben; 
voäre aber thatfächlich nicht das Ganze mehr für fie zurückzuerhalten, 
jo könnte dieſes nur ala ein kleineres Unglüd und als ein mins 
deres Unrecht betrachtet werden, als der durch daS entgegengefehte 
Verfahren erzeugte Zuftand fein würde. 

Die Trage, welches diejer äußerſte Endpunct der Bermögend« 
Verwaltung für einen Werjchollenen fein fol? wird ſehr einfach 
von den meisten pofitiven Gefegen durch das Auskunftsmittel beant: 
wortet, jene Verwaltung ohne Rückſicht auf die Zeit ihres An— 
fanges, d. h. alſo der Entfernung des itzt Vermißten, jo lange fort: 
bauern zu laffen, bis der Abweſende ein beftimmtes Alter erreicht 
haben müßte, 3. B. fiebzig oder achtzig Jahre, dann aber ggrielben 
als tobt anzunehmen. Biefe. Einfachheit wird aber offenbar auf 
Koften der Vernunft und der Billigkeit erreicht und empfiehlt fich 
demnach nicht. In manchen Fällen kann cd nämlich weit früher 
wahrjcheinlich fein, daß der Abmejende das Leben verlaffen bat, 
wenn fchon ein unangreifbarer gerichtlicher Beweis nicht geliefert 
werden mag; fo 3. B. wenn er auf einem durch Schiffbruch ver⸗ 
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loren gegangenen Schiffe, in einer blutigen Schlacht, bei einem 
Erdbeben geweſen ift, nach biefem Ereigniffe aber kein Lebenszeichen 
mehr von ihm erhalten wurde In anderen, wiewohl allerdings 
jelteneren, Fällen ift es nach ber Leibesbeſchaffenheit des Vermißten, 
nad) dem Inhalte der letzten von ihm erhaltenen Nachrichten u. ſ. w. 
wahricheinlicher, daß derfelbe felbft jenes hohe Alter überlebt hat. — 
Im eriten Kalle ift es unvernünftig und unbillig, die Erben auf die 
Bertheilung des Vermögend jo lange zwecklos warten zu laffen; 
im zweiten Falle fegt man fich der Begehung einer Ungerechtigkeit 
aud. Es ſcheint daher nach allen Seiten räthlicher zu fein, nicht 
nach dem Lebensalter zu vechnen, fordern von der Zeit an, wo bie 
legte fichere Kunde von dem Abweſenden erhalten wurde; dann aber 
eine weit Türzere Anzahl von Jahren, 3. B. zwanzig bis dreißig 
als Endpunct der Staatzaufficht über das Vermögen feitzuftellen °). 
Sei nım aber dieſes oder jened Verfahren belicht, jeden Falles ift 
mit Ablauf der beitimmten Zeit das bisher verwaltete Vermögen 
den natürlichen Erben als freied Eigenthum ohne Sicherheitslei— 
ftung oder Vorbehalt zu übergeben. Man kann ſogar ohne irgend 
nennenöwerthe Gefahr fo weit gehen, theils in Fällen wo der Tod 
bed Vermißten durch die Nachweiſung befonderer Umftände über: 
wiegen wahrſcheinlich gemacht werden kann, theil® nach Tangjähri- 
gem vellftändigen Stillfehweigen, eine frühere Ucberlaffung des 
Vermögend an bie Inteſtaterben zu geftatten, nur bier na= 
türlih gegen Sicherheitzleiftung bis zur Erreichung des zweiten 
Zeitpunctes 9). 

Zu bemerken ift noch in Betreff der mit der Vermögensver: 

3) Die Bernunftmäßigkeit einer folhen Abkürzung kann fo einleuchtend fein, 
daß es gerathen erfcheint, felbft neben der allgemeinen Gültigkeit ber Alteröbeftim: 
mung in„einem einzelnen alle eine Ausnahme zu machen. So haben 3. 8. 
fiher diefikigen Staaten, welche für bie Todterkkärung ber aus dein Ruffifchen 
Feldzuge von 1812 nicht Zurüdgefehrten nicht deren 7Oftes Lebensjahr abwarteten, 
fondern durch ein eigenes Gefeß weit früber bie Annahme bes während des Krieges 
erfolgter Todes außfprachen, ganz richtig gehandelt. 

417VBgl. Bluntſchli, Deutfches Privat-Recht, Ite Aufl., ©. 682. — 
Nah einem Züricher Geſetz von 1841 tritt nach 1djähriger nachrichtsloſer Ab: 
wefenheit eines Verfchollenen und inbefjen geführter öffentlicher Vormundſchaft 
über fein Vermögen die Nutznießung der nächſten Erben von jelbft ein. 
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waltung eines Verfchellenen zu beauftragenden Perfon, daß es durch 
aus zweckmäßig erjcheint, die nächiten bekannten Erben dafür zu 
beſtellen. Es werben dadurch zu Gunſten berfelben Verwaltungs: 
koſten erfpart, und uͤberdieß ift von ihnen im eigenen Intereſſe befte 
Wirthfchaft zu erwarten. Sicerftelung und Rechnungsablegung 
find damit wohl vereinbar 5). 


% 


G. 34. 
A) Der Körper: und Geiftes-Kranfen. 

Geiftesfrankheit macht immer, Koͤrperkrankheit wenigſtens zu⸗ 
weilen untauglih zur Verwaltung der eigenen Angelegenheiten. 
Sene raubt nothwendig, dieſe wenigftend möglicherweife auch bie 
Fähigkeit und das Necht, einen tauglichen Stellvertreter giltig zu 
bejtellen. Wenn nun in einem folchen alle dag Vermögen des 
Kranken wirflic einer Gefahr außgefegt ift, fo entfteht für den 
Staat die Pflicht, ſchützend einzutreten und alfo eine zuverläffige 
Aufficht und Verwaltung anzuordnen; und zwar find es die ge: 
wöhnlihen Behörden, welchen die Brfugnig und die Pflicht zur 
Beitellung zukommt 1). In dringenden Fällen hat die nächlte, 
wenn auch vielleicht ſchließlich nicht zuftändbige, Sicherheitöbehörbe 
eine vorläufige Anordnung zu treffen, aber natürlich alsbald An⸗ 
zeige vor dem Gefchehenen bei der gefeßlich bejtimmten Stelle zu 
machen. 

Um jedoch den doppelten Fehler eines umnöthigen und fomit 
ungerechtfertigten Eingreifens in Privatangelegenheiten und eine 
Ueberhäufung des Staates mit Geſchäften hierbei zu vermeiden, ift 
nothiwendig, daß auf das Vorhandenſein der erforderlichen Be: 
dingungen einer Etaatethätigkgg ſtrenge gefehen wird. Diefe find 

5) Der ganze Gegenftand ift nicht blos nach pofitivem Rechte, ſondern auch 
mit Rüdfiht auf die allgemeinen fich dabei aufmwerfenden ragen b elt von 
Kraut, Die Bormundfhaft nach deutſchem Mechte, Bd. II, Gött., 1847, Seite 
217 fg.; Walter, Deutfches Privatr. Bonn, 1855, S. 105 fg.; Bluntfäli, 
Deutſches Privatrecht, Ite Aufl, ©. 681 fg. 

1) Das Nähere über die verjchiedenen möglichen Bormundfchafts: Behörben 
ſ. unten, $. 35. — €3 fällt in bie Augen, baß ein Familienrath, wo ein fol: 


her überhaupt beitebt, gerabe bei Vormundſchaft wegen Körper: unb Geiſteskrank⸗ 
beit vorzügliche Dienfte leiften kann. 
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aber in einem folchen Falle einmal die wirkliche Unfähigkeit des 
Eigenthümerd fowohl zur Selbftverwaltung als -zur Beſtellung 
eined Stellvertreterd, und zweiten? bad Vorhanbenfein einer Ge- 
fahr für deſſen Vermögen während der Dauer der Krankheit und 
ber wahrjcheinlich drohenden Gefahr. 

1) Der Beweis der Unfähigkeit ift bei Geiſteskranken 
alsbald geliefert, fo bald die Thatfache der Krankheit feſtſteht. Den 
Beweiß hat entweder ein Zeugniß der Irrenanſtalt, welcher der 
Kranke übergeben ift, oder in rmanglung einer folchen Unter: 
bringung ein Ausfpruch des zuftändigen Gericht3arzted zu liefern. 
Blofe allgemeine Kunde und Annahme reicht nicht au, da fie faljch 
fein mag. Bon felbft verftcht fih, daß dem zur Selbfiverwaltung 
unfähigen Geiſteskranken auch die Ernennung feine® Vermögens— 
verwalters nicht Überlaffen werben kann, fondern beides mit einän- 
der fteht und fällt. — Bei Körperfranfheiten dagegen reicht natür- 
lich die Thatfache der Gefunpheitzftörung keineswegs noch hin, um 
auch den Beweis der Unfähigkeit einer Vermögensverwaltung zu 
liefern. Und follte auch wirklich die Krankheit fo hemmend fein, 
daß fie dieſe Beichäftigung unterfagte, oder jollte das zu beauffich- 
tigende Vermögen einer Leitung außerhalb des Kranfenzimmers be- 
bürfen: jo bleibt ja immer noch in der unendlichen Mehrzahl ber 
Fälle dem beforgten Eigenthümer die Möglichkeit, einen Stellver- 
treter für die Dauer feiner eigenen Unfähigkeit ſelbſt zu beftellen. 
Nur in wenigen Fällen ift eine Unfähigkeit in biefer Beziehung 
- denkbar; namentlich wenn bie Krankheit von der Art ift, daß fie 
ber Entwicklung der Geiſteskräfte geichadet hat, wie 3. B. Taub— 
ſtummheit oder Epilepfie, oder wenn das Uebel unvermuthet jo 
heftig wird, daß der Erfrantte ſelbſtJenes kurze Geſchäft nicht mehr 
verſehen kann; ferner beireiner gefährlichen anſteckenden Krankheit, 
wenn fich Alle von dem Kranken entfernt; endlich wen ein reifen: 
der Fremder an einem Orte erkrankt, wo er durchaus feinen zuver- 
läjjigen Bekannten hat, folglich auch einen Stellvertreter mit irgend 
einer Sicherheit zu wählen nicht vermag. Aber auch in diefen 
Fallen kann von einer Pflicht der Präventiv-Juſtiz, eine Hilfe zu 
feiften, nur dann bie Rebe fein, wenn - 
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2) Die Wahrfcheinlichfeit einer während der Dauer der Krank: 
heit drohenden Gefahr nachgewiefen if. Es muß in biefer Be: 
ziehung unterjchieden werben zwifchen den von Seiten Dritter zu 
erwartenden Beeinträchtigungen Und ben vom Eigenthümer 
ſelbſt in bewußtlefen Zuftande ausgehenden VBerlegungen. Die 
erftgenannte Gefahr hängt aber wieder theild von der vermutheten 
Dauer der Krankheit, theild von der Beichaffenheit des Vermögens, 
theils endlich von den Familien-Verhältnifjen des Erkrankten ab. 

a) Es ift einleuchtend, daß bei übrigens gleichen Umſtänden 
bie längere Dauer einer Krankheit auch die Gefahr vergrößert; und 
zwar nicht nur weil überhaupt in längerer Zeit fich mehr ereignet 
al3 in einer furzen, ſondern namentlich auch weil mancher Angriff 
erft dann unternommen wird, wenn bie Außficht auf eine lange 
dauernde Wehrlofigkeit des Befiger&gelzt. Cine blos vorübergehenbe 
Krankheit und daraus folgende Unfähigkeit zur Vertheidigung des 
Beſitzes wird weniger befannt und kann nicht mit foldher Sicherheit 
benügt werden. Während aljo, befondere Falle abgerechnet, ber 
Staat bei vorübergehenden Krankheiten nicht nöthig hat, beſondere 
Schugmaaßregeln eintreten zu laffen, find diejelben allerdings bei 
vermuthlich dauernder wo nicht gar lebenslänglich währenver Uns 
fähigkeit eher geboten. Dieſe Rückſicht tritt namentlich bei Geiftes- 
franfheiten ein, als welche einen fchnellen Verlauf keineswegs zu 
nehmen pflegen. 

b) Das Vermögen eines Erfrankten kann entweber in ſolchen 
Gegenftänden bejtehen, welche eine beftändige Aufficht nicht bedürfen, 
ba fie ohne höchſt auffallende Schritte, vielleicht gar ohne Theil- 
nahme des BeſitzersHſbft gap, nicht verlegt werben koͤnnen, wie 
z. B. Grundeigenthum, "gegen d angelegte Kapitale u. dgl.; oder 
aber es ift daffelbe einer beſtändigen Gefahr des Diebitahles, Bes 
truge3 u. |. w. ausgeſetzt, fobald es nicht genau bewacht wird. Hier⸗ 
her gehört fahrende Habe aller Art, namentlich baares Gelb und 
Koftbarkeiten, Waaren, Vieh. In ter Regel bürfte ein Wieder⸗ 
genefener von Gegenftänden ſolcher Art, die er während ber Krank⸗ 
heit nicht felbft unter den Augen hatte und für welche keine treue 
Hand forgte, nur noch wenigeß vorfinden. Um ein Vermögen ber 


350 


erftern Art hat fich fomit der Staat in der Negel, namentlich bei 
einer vermutblich bald vorübergehenden Unfähigkeit, nicht zu beküm— 
mern, während eine jchnelle Sorgfalt für die dem Verderben ausge: 
jebten Eigenthumsſtücke allerdings "erforderlich fein kann. 

c) Bon der größten Wichtigkeit find die Umgebungen des Er- 
krankenden. Wenn er Meltern oder Kinder, einen Gatten, treue 
Verwandte oder Freunde um ſich hat, fo übernehmen bieje, ſelbſt 
unaufgefordert von ihm, die Beforgung feiner Angelegenheiten, fo 
daß bier eine Einmifchung des Staates höchft überflüffig, alfe un: 
zuläffig, wäre. Je abgefonderter ber Kranfe aber Ichte, feit je Für: 
zerer Zeit erft er an feinem igigen Aufenthalt3orte angelommen tft, 
furz, je weniger zuverläfjige natürliche Verbindungen er hatte, deſto 
nöthiger ift eine öffentliche Sorge. Doch giebt es auch einige Aus— 
nahmen von biefer Regel. Nicht nur mag es ſich ereignen, daß 

gerade die näaͤchſten Umgebungen unzuverläſſig und ſelbſt gefährlich 
für die Rechte des Kranken erſcheinen; ſondern es Eönnen die näher 
Stehenden auch nach ihrer Perſoͤnlichkeit oder verhindert durch die 
ihnen obliegende Pflege an einer eigenen binreichenden Wahrung 
feiner Vermoͤgensrechte gehindert fein, jo 3. B. jüngere Kinder, die 
Gattin u. |. w. Außerdem ift nicht zu überfehen, daß auf die Dauer, 
wenigſtens bei größerem Vermögen und irgend verwicelten Verhält— 
niffen deſſelben, eine ſolche freiwillige Stellvertretung nicht genügen 
würde, indem durch einen. weder von dem Eigenthiimer jelbft gültig 
aufgeftellten, noch von der Obrigkeit eingefegten Güterpfleger, und 
wäre er an und für ſich noch jo zuverläffig, feine Nechtögefchäfte 
formell gültig im Namen des Eigenthümerd abgemacht werten kön— 
nen. Aus diefem Grunde muß deyn namenthih bei Geiftesfranfen, 
fobald die doch in der Regel länge dauernde Vankheit ſich beſtimmt 
erklaͤrt hat, für eine obrigkeitliche Beſtätigung oder Ernennung eines 
Vermögens-Verwalters geſorgt werben. 

d) Hinſichtlich der Gefahren, welche dem Vermögen eines Kranken 
von ihm ſelbſt im bewußtloſen Zuſtande drohen, möchte der Satz 
zur Anwendung zu kommen ſcheinen, daß Niemand gegen ſich ſelbſt 
Unrecht thun, ſondern nur etwa feine Intereſſen verlegen könne; 
woraus dann folgen würde, daß nicht die Präventiv-Juſtiz, ſondern 
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die Polizei die allenfalls nöthigen Maapregeln zu treffen hätte. 
Sollte aber. diefer Satz, was denn doch ſehr zu bezweifeln ift, auch 
von Solchen gelten, welche ihres Verſtandes nicht Herr find, fo ift 
doch jeden Falled gewiß, daß eine ganz unnöthige Verwicklung der 
Staatzanftalten und ſelbſt eine dem Zwecke fchädliche Ungewißheit 
und Unficherheit der Maaßregeln daraus entftchen müßte, wenn das 
Vermögen eines Geiftesfranten gegen Dritte durch die Präventiv- 
Suftiz, gegen ihn felbft aber durch die Polizei gefichert würde. 
Terner ijt zu bedenken, daß die Handlungen cinc feines Verſtandes 
nicht Mächtigen jehr leicht auch mittelbar die Mechte Anderer, 3.8. 
feiner Gattin, Kinder, Gläubiger u. |. w. bedrohen können, und daß 
fie jomit aus dieſem Gefichtöpunete Schon von der Präventiv-Juſtiz 
zu beauffichtigen und nöthigen Falles zu hindern find. Man wird 
alfo unbedenklich über diefen fornggllen Zweifel wegzugehen und das 
Vermögen eines feiner ſelbſt nicht mächtigen Kranken aud) gegen ihn 
jelbft durch Anordnungen dev vorbeugenden Nechtöpflege zu fchügen 
baten ; wobei natürlich nicht von einem elgens hierzu allein beſtell⸗ 
ten Vormunde die Nede fein kann, jondern nur von einem auf 
dieſen Punct ausgedehnten Auftrage des zunächft gegen bie mögs 
lichen Angriffe Dritter beitellten Güterpflegerd. Die ganze Maaße 
regel aber findet ihre Anwendung nothwendigermeife bei eigentlich 
Geiſteskranken; gelegentlich aber wohl auch bei Solchen, welche 
vorübergehend durdy ein hitziges Fieber des richtigen Gchrauches 
ihrer Verſtandeskräfte beraubt find. 

Hinfichtlih der Perfon des zu Ernennenden hat die dazu be- 
rufene Familien- oder Staat3:Behörde freie Hand; doch verfteht 
e3 ſich von ſelbſt, Acch ſie die nächſten Verwandten ober Freunde 
nicht übergeht, falls nicht bejondere Gründe vorhanden find. 
Theils Rückſicht auf das Gefühl des Kranken und der oben- 
genannten Perſon fordert dieß, theils jelbjt der Nuten des erſtern, 
indem jolche Verwalter nicht nur in der Negel unentgeltlich ben 
Auftrag übernehmen, fondern auch mit allen Verhältniffen und mit 
dem vermuthlichen Willen des Kranken befjer befannt fein werben, 
als Fremde. Uebrigens ift jeder folcher Verwalter eines fremden 
Vermögens, fei er wer er wolle, in Verpflichtung zu nehmen, zur 
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Ablegung einer Rechnung anzuhalten, unter Umständen auch zu 
einer Eicherheitzleiftung zu veranlaffen; nur eine ausdrückliche Ver— 
zichtleiftung des wieder ganz verfügungsfähig gewordenen Erkrank—⸗ 
ten Tann etwa die Rechnungsablegung überflüffig machen. Keine 
Beweiſes bedarf es, daß ein nicht ohnedem aus dem Vermögen 
zu Erhaltender nicht ſchuldig ift, das übertragene Geſchäft unent- 
geltlich zu verfehen, und daß aljo nöthigen Falles den verwalteten 
Vermögen eine von der Behörde zu beitimmenve Belohnung ent- 
nommen werben muß. 

Die Art und Weife, wie die Präventiv-Juſtiz-Behörde Kennt: 
niß von der Nothwendigfeit einer Anordnung erhält, ift gleichgiltig, 
wenn nur bie Nachricht zuverläffig iſt. Selbſt cine Bitte des Er- 
kraukten kann Veranlaſſung geben; natürlich übrigens, da er, wie 
die Bitte ſelbſt ausweist, RM Gefchäften fähig ift, nur in 
dem Falle, wenn er auf eine glaubliche Weife angiebt, daß ihm 
fein zuverläffiger Mann befannt fei, welchem er feine Geſchäfte 
zu übertragen vermöchte. Dieß könnte namentlich bei einen er- 
frankten Neifenden wohl der Fall fein. Eine öffentlihe Bekannt: 
‚ machung ber getroffenen Maaßregel ift zur Vermeidung manchfacher 
Ungelegenheiten nothwenbig ?). - 





§. 35. 
y) Der Unmünbigen. 
Eine zahlreiche Klafje von Bürgern, welche ohne Einfchreiten 


2) Sehr wohl Tieße fih auch unter den Geſichtspunct ber Fürforge für 
Geiſteskranke die Munbtodterflärung der Afoten bringen. Wenn 
ein an und für fich zur Selbftverwaltung feines n berechtigter Bürger 
entweder fo jehr von Leidenfchaften und Laftern —— daß er des Ge⸗ 
brauches ſeines Verſtandes in der Beſorgung ſeiner Angelegenheiten ſich ganz ent⸗ 
ſchlägt, oder wenn er bei ſchwachen Geiſteskräften und großer Charakterſchwäche auf 
der einen, bei ſinnlichem Hange aber auf der andern Seite auf ganz unvernünftige 
Weiſe ſein Eigenthum und ſeinen erlaubten Nutzen beeinträchtigt: ſo iſt er einem 
Wahnfinnigen gleich zu achten und als ſolcher zu behandeln. Die Verhinderung 
eines ſolchen Betragens iſt aber auch noch von einer andern Seite her nothwendig, 
nämlich zur Sicherſtellung der Gemeinden gegen die ganz Verarmten ſolcher Art 
am Ende abzureichende Unterſtützung. Aus dieſem Grunde iſt denn auch dieſer 
Gegenſtand bereits abgehandelt in meiner Polizei⸗Wiſſenſchaft, Ste Aufl, Bd. II, 
©. 568 fg., unb wird alfo bier Übergangen. 
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des Staates einem fichern wirthichaftlichen Verderben durch ſich und 
durch Andere entgegengiengen, jind die Unmündigen, voelche 
ihre natürlichen Beſchützer und Wächter durch den Tod oder dur 
eigene Nechtzunfähigkeit derjelben verloren haben 9). In ihren erjten 
Jahren wären fie den Plünderungen Dritter und dem Unverſtande 
der cigenen Handlungen ausgeſetzt dur gänzlihen Mangel an 
Einficht, Kenntniffen und Erfahrung; etwas fpäter würden Charaf- 
terſchwaͤche und Leidenſchaft die etwa erlangte Ausbildung des 
Verſtandes nutzlos machen. Die Geſetzgebung jedes Staates in der 
Welt Hat daher deren Bevormundung angeordnet ?). 





1) Wenn Gefeke und Rechtsſyſteme den Vater ald Vormund minberjähriger 
Kinder bezeichnen, welche eigenes Vermögen befigen: jo ift dieß cine Verwirrung 
ber Begriffe und eine falfhe Benennung. Sole Kinder ftehen unter väterlicher 
Gewalt, und wenn in Beziehung auf Wgrmögen- der bezeichneten Art, beffen 
Verwaltung natürlih dem Vater zufteht, befondere Vorfihtämaaßregeln- nöthig 
gefunden werben, fo find biefe eine Befchränfung biefer Gewalt, wie ſolche auch 
in anderen Beziehungen vorfommen, (ſ. oben, ©. 287 fg.,) aber es ift Feine Vor⸗ 
mundſchaft im rechtlichen Sinne bed Wortes, fondern ein Verhältniß höherer Art. 

2) In Deutſchland hat fich die Vorforge de Staates für die Bevormunbung , 
Minberjähriger erft allmählig entwidelt. Urfprünglich war der Schuß minders 
jähriger und fomit hilfsbedürftiger Angehöriger Tediglih Sache ber Familie und 
wurde von biefer nach Sitte und Gefeß geübt, und mir bei Soldhen, welche feine 
Familie hatten, kam ber Grundfaß zur Geltung, baß der König ber oberfte Schüßer 
aller Perſonen fei, welche Hilfäbebürftig und ohne rechtliche Vertbeidigung feien. 
Aus bdiefem ausnahmsweiſen Königsſchutze entwidelte fih aber allmählig mit ber 
Ausbildung bed Staatögedanfend die Anfiht, daß bem Staatsoberhaupte nicht 
blos cin fubfidiärez Net zuftehe, fondern eine allgemeine Oberpormundfchaft, alſo 
eine Aufſicht über die geſammte vormundſchaftliche Verwaltuing im Lande, An 
Folge deſſen übte er, durch feine Beaynten, ein Unterſuchungsrecht über die Fähig⸗ 
keit aller beftellter Bormünder aus; übertrug das Ant durch eine beſondere Be⸗ 
ſtellung; forderte Eid und etwaige Sicherheitäftellung ; ordnete regelmäßige Rech⸗ 
nungsablegung. au; und bebicht ſich die eigene Entſcheidung in wichtigen und 
[dwierigen Fällen vor... S. Kraut, Tie Vormundſchaft nad) beutfchen Rechte. 
I. II. Gött, 1835/47, Bd. I, ©. 63 jy.; Rive, Geſchichte der deutfchen Vors 
mundſchaft. I. II Braunſchw., 1862/66. Aus diefem urſprünglich perlönlichen 
Hoheitsrechte ift deun bei fortfchreitender Entwicklung ber ftaatlichen Begriffe und 
bei almähliger Herrfchaft des Römifchen Rechtes nach und nad eine grunbfäß- 
liche Aufgabe ber Rechtspflege geworden und bat fi ein ganzes Syſtem von 
Geſetzen und eine eigene Abtheilung öffentlicher Behörden herausgebildet. — Dieſer 
Verlauf iſt nun aber keineswegs in allen Ländern derſelbe geweſen, wie er denn 
auch in der That nicht der einzige mögliche vernünftige iſt. In Frankreich nament: 
lich hat ſich, beſonders im Süden, die Selbfiſtändigkeit ber Familienfürſorge vet 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 8. Auflage. 23% 
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Es ift aber zu einer guten Ordnung zweierlei erforderlich. — 
Einmal die Beftellung rechtlicher und tüchtiger Perfonen zur Ver: 
waltung und nüglichen Verwendung des Vermögens und zur eis 
tung der Erzichung de Mündels; was denn wieder cine boppelte 
* Anoronung erfordert. Zunächſt nämlidy die Ernennung eines Vor: 
mundes, welche denn entweder durch dad Gefch ſelbſt gefchehen 
fan, (in welchem alle die Mutter und in deren Weyfull die 
Afcendenten beftimmt fein mögen ®);) oder durch letztwillige Verord⸗ 
nung des Vaters, bezichungsweije der Mutter; oder endlich in 
Ermanglung eined diefer beiden Fälle durch cine dazu geſetzlich bes 
ftimmte Aucterität, in welchem alle die Uchernahme Bürgerpflicht 
fein muß. Sodann aber ift die Einfegung einer Behörde nöthig, 
welche den Bormünder zu beauffichtigen, namentlich feine Rechnungen 
abzuhören und welche er im ſchwierigen und wichtigen Angelegenhei⸗— 
ten: fowohl bei ber Erzichung al bei der Verwaltung um Entſcheidung 
anzugehen hat. — Zweitend aber muß bie Verwaltung des in folcher 





länger erhalten und fie ift felbft in die igige Geſetzgebung durch bie Anftalt be 
Femilienrathes bis zu einen bedeutenden Grabe Übergegangen. In neuchter Zeit 
wird benn auch in Ländern bes beutjchen Mechted bie Frage manchfach erörtert, ob 
nicht in der Staatäfürforge zu weit gegangen, und nicht vielmehr eine engere 
oder weitere Ueberlaſſung ber Vormundſchaft über Minderjährige an die Familie 
rathlich fei. 

8) Zür die Ucbertragung der Vormundſchaft an die Mutter (beziehungsweife 
die Großmutter väterlicher Scits) fpricht offenbar die bier zu erwartende auf: 
richtige Sorgfalt für den Münbel und bie Geneinfchaft vielfacher fachlicher Inter⸗ 
eſſen. Dagegen Tann freilich nicht in Abrebe geflellt werben, baf bei einer Frau 
keineswegs immer ein richtiges Verſtändniß ber bei der Vermögensverwaltung 
möglicherweife vorlommenden ſchwierigeren Rechtsfragen und Geſchäftsbehandlungen 
zu erwarten ift; auch ift bei ber Erziehung wohl nicht felten Mangel an Feſtigkeit 
und Folgerichtigkeit zu befürchten. Iſt denn gar nach ber Landesgefchgebung 
eine Geſchlechtsvormundſchaft für die Frauen für nötbig befinden (ſ. ben näch⸗ 
ften S), fo erfcheint es gerabezu unverftänd:g, der Mutter eine Vormundſchaft zu 
übertragen, während fie ſelbſt als einer wenigftens ähnlichen Maafregel bebürftig 
erfannt iſt. Es iſt baber wohl eine Ausgleichung biefer verſchiedenen Erwägun: 
gen neöthig, melde barin gefunden werben Fönnte, daß einer geſetzlich be: 
ſtimmten Vormünderin die Verpflichtung auferlegt würde, einen männlichen Bet: 
fland anzunchmen, welcher von ber Aufſichtsbehörde zu beflätigen wäre, und 
bem bei Meinungsverſchiedenheiten in wichtigen ragen. eine Berufung an bie 


genannte Behörde zuftände. 
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Pflegichaft ftchenden Vermögend nad) beſtimmten Grundſätzen ges 
heben, wobei vor Allem auf die größtmögliche Sicherheit Nüds 
fiht zu nehmen it, auch wenn andere Verwendungsarten einen 
zwar bebeutenderen Gewinn verfprächen, dagegen aber den Grunds 
ftoc in Gefahr bringen Könnten. 

In Betreff der perfönlichen Ordnung bat ſich der Gefeßgeber 
vor Allem zu enticheiden, ob er es fir richtiger erachtet, die zum 
Schutze ber Minderjährigen vorzunehmenden Handlungen vorzugs⸗ 
weife, und nur etwa mit Vorbehalt eines ftaatlihen Oberaufſichts⸗ 
rechtes, der Familie des Mündels zu überlaſſen, oder aber dicjelben 
durch Behörden beforgen zu laſſen. Für beide Syfteme find triftige 
Gründe geltend zu machen. — Zu Gunften einer wejentlicdy der Fa⸗ 
milie zufallenden Thätigkeit fpricht: die natürliche Liebe der Ver: 
wandten für fchugbedürftige Angehörige; die genaue Bekanntſchaft 
derſelben ſowohl mit feinen Bermögenzverhältniffen, als mit feinen 
guten und üblen Eigenfchaften, ſomit die richtigere Beurtheilung 
der zweckmäßigen Lebenzbeftimmungen und Erziehungsnaaßregeln ; 
die Möglichkeit ohne weitläufige und foftipielige Formalitäten Be⸗ 
ſchlüſſe zu faffen und Aufficht über den zunächit zur regelmäßigen 
Thätigkeit berufenen Vormund zu führen; die Wahrfcheinlichkeit 
eine? mehr bie wirklichen Zuftände beachtenden ala eines nur Äußere 
lihe Gefetlichkeit verlangenden, fchablonenartig geiftlofen Handelns; 
die Entbehrlichkeit zahlreicher Behörden oder wenigftend die Erleichtes 
rung der beizubehaltenden von vielfachen Gefchäften. — Für eine Bee 
jorgung durch ftaatliche Organe ift dagegen anzuführen: die größere 
Sicherſtellung des gefetlich Vorgefchriebenen und rechtlich Nothwen⸗ 
digen; die Unabhängigkeit der Beſchließenden von Heinlichen aber wegen 
ihrer Unmittelbarkeit fchwer zu befeitigenden Einflüffen ſelbſtſüch⸗ 
tiger oder befchränkter Verwandter; die größere Sntelligenz der Lei⸗ 
tenden, wenigſtens im Vergleiche mit Perfonen aus den ungebil- 
beteren Ständen. — Die Entjcheidung mag auch bei beftem Glauben 
und bei Abweſenheit von Vorurtbeilen zweifelhaft fein; doch ift 
ſchließlich wohl das Gewicht der fir die Ucherlaffung an die Fa⸗ 
milie fprechenden Gründe bedeutender. Auch Tann hiefür eine große 


Erfahrung geltend gemacht werben. In allen Ländern, in welchen 
Woo 
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das die Familienbeſorgung anordıftude franzöfifche bürgerliche Geſetzbuch 
gilt, ift durchgehende Zufriedenheit mit dem Syſteme, während da, wo 
die Leitung. des Vormundſchaftsweſens durd den Etaat beftcht, vielfach 
tiber Echwerjälligkeit, Ieeren Formalismus und Koftfpieligkeit ges 
klagt wird, und cd an Aeuderungswünſchen und namentlih am 
Berlangen gerade nach Einführung der franzöfifchen Einrichtungen 
nicht fehlt 9). 

Die Entfeheidung für dag eine oder für das andere diefer beiden 
Enfteme ift natürlich von bedeutenden Folgen für dag Vormund- 
ſchaftsweſen; weniger allerdingd in Betreff der Vermögensverwal⸗ 
tung und der Erziehung des Mündels, welche überall nad) ähn⸗ 
lichen Grundſätzen beforgt werben müffen, als für die perfönfiche 
DOrganifation der zur Leitung beſtimmten Auctoritäten und ihrer 
Zuſtändigkeit. 

Falls nämlich die Thätigkeit der Familie ſelbſt in erſter Reihe 
ſteht, iſt zumächft eine geſetzliche Organiſation derſelben zur Beſor—⸗ 
gung der Vormundſchaftsgeſchäfte nöthig. Hierzu aber iſt einer Seits 
erforderlich, die zur Theilnahme Berechtigten und Verpflichteten zu 
bezeichnen, damit es im einzelnen Falle weder an Theilnehmenden fehle, 
noch aber Unberufene ſich zudrängen und ein tumultuariſches Ver⸗ 
fahren ſtattfinde. Zweckmäßig beſtehen die Mitglieder zur Hälfte 
aus den nächſten väterlichen, zur Hälfte aus mütterlichen Ber: 
wandten, je etwa dreien. In Ermanglung ſolcher ſind Freunde 
und ſonſtige Ortsbürger zu nehmen. Für Alle aber iſt die Ant 
nahme und Mitwirkung geſetzliche Pflicht 9). Anderer Seits muß- 
die Leitung der Verhandlungen einem gejchäftzfundigen und jeden 
Falles unbetheiligten Manne übertragen ſein, bei deſſen Beſtim— 








9) Heller, Über Vormundſchaftsbehörden, ins8beſondere über den Familien⸗ 
rath. Wien, 1862; Schenk, Der Familienrath. Wien, 1863. 

5) Nah ben Beſtimmungen des Gode Napoléon, Art. 405—419 beſteht 
ber Zamiltenrath aus ſechs Mitgliedern, drei von jeder Eeite, Verwandte ober 
Verſchwägerte, beide beftimmt nach, der Rähe des Grades, bei gieicher Nähe nach 
dem Alter. Vollbürtige' Brüder und Ehegatten vollbürtiger Schweſtern find ohne 
Rückſicht auf bie Zahl immer Mitglieder. Unentſchuldigtes Ausbleiben hat eine, 
vom Vorfigenden auszufprechende, Buße von, 50 Sranfen zur dolge. Den Vorſitz 
führt der Friedensrichter des Ories. 


3857 


mung benn auf bie je burch die allgemeine Aemtereinrichtung ges 
gebenen Möglichkeiten, fo wie auf bie erreichbare Nähe und die ge- 
ringfte Koftipieligkeit Nücficht zu nehmen ift %). — Dieſer Famts 
fienrath hat nun, wenn ein folher nicht vom Vater giltig anges 
ordnet ift, den Vormund zu wählen, wobei das Geſetz die befon- 
ders Gecigneten bezeichnen, die Ablehnungsgründe bejtimmen, etwa 
ned) die Fälle bezeichnen mag, in welden ein Gegenvormund bes 
ftellt werden muß, weil ber Vortheil des Vormundes und der des 
Mündels zufammenftoßen könnten. — In Betreff der zu treffenden 
Maaßregeln aber ift ſodann genau feitzuftellen, welche der VBormund 
allein zu treffen berechtigt iſt; welche der Entſcheidung des Fami⸗ 
lienrathes unterworfen ſind; endlich welche, begleitet mit einem Gut⸗ 
achten des Familienrathes, der ſtaatlichen Aufſichtsbehoͤrde vorgelegt 
werden müſſen. Hierbei mag ſowohl dem Vormunde, als dem Vor⸗ 
ſitzenden des Familienrathes, und endlich dieſem ſelbſt, das Recht 
ber Bernfung an die genannte Behörde zuftchen 7). — Dieſe wird 
dann aber zweckmäßiger, und in Betreff der ganzen Aemterorgani⸗ 
fation folgerichtiger, ein eigenes Vormundſchaftsamt, ala ein Ges 
richt fein ®). 


6) In Staaten, welche Feine ben, franzöfilchen Friedensrichtern ähnliche 
Beante haben, würde wohl ber Vorſitz am beiten dem Notare oder wie fonft 
ber Beamte ber freiwilligen Gerichtäbarfeit beigen mag, gegeben. Beſſer, als 
dem Gemeindevorſteher, deſſen Rechtskenntniß nicht immer genügen möchte. 

7) &3 ift bier felbftverftäindfih nicht der Ort, die einzelnen Handlungen 
aufzuzählen, welche den verſchiedenen bei einer Vormundſchaft betheiligten Aucto⸗ 
ritäten nach bem Eyſteme ber Familienbeforgung zuzufallen haben. Es genügt, 
ben Grundſatz auszufprechen, daß jede derfelben in ihrem Kreife fo ſelbſtſtändig 
als möglich zu fielen ift, zur Vermeidung unnötbiger, zeitraubender und koſt⸗ 
fpieliger Schreiberei und Ginmifhung. Es ift alfo dem Vormunde, natürlich 
unter feiner perfünlichen Verantwortlichkeit, die ganze Verwaltung und Erziehung 
zu überlaffen, mit Ausnahme beftimmt bezeichneter Fälle, in welchen cine Zus 
ftimmung bes Familienrathes nötbig if. Die Beſchlüſſe dieſes Tegteren find 
wicber ihrer Seits als endailtig zu erklären, mit Ausnahme einzelner ber Ges 
nehmigung der Auffichtstehörbe zu unterftelenden wichtigften Gegenſtände. So 
3.8. ift e8 wohl nöthin, daß ber Vormund bei Erbſchaftsannahmen, Schenkungen, 
Klaganftellungen bie Zuftimmung des Familienrathes erhält, aber auch noch bie 
Billigung der Auffichtsbehörde zu verlangen hat bei Anlchen, Verpfändungen, 
Theilungen, Verkiufen von unbeweglichen Gütern, Vergleichen, Teinen Grund. 

8) In Frankreich ift allerdings ba8 Bericht erfter Inftanz bie für Vormund⸗ 
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MWird dagegen ein Eyftem amtlicher Sorge für die Minber- 
jährigen gewählt, fo tft jeden Falles eine beppelte Stufenfolge 
von Behörden nothwendig. In jeber Gemeinde bedarf es eines 
Waiſenamtes, welchem (in ähnlicher Stellung wie der Familienrath 
fie einnimmt) die Beftelung des Vormundes, bie Ueberwachung 
deſſelben und die Entſcheidung in fchwicrigen und wichtigen fachlichen 
‚Pflichten und perfönlichen Fragen zuſteht. Es mag daffelbe aus 
einer Abtheilung de Gemeinderaths beftchen oder jelbititändig gemählt 
fein; auch bier aber ift der Vorſitz eines gefchäftsfunbigen Beamten 
wünjchenZwerth, wenn fchon nicht in demfelben Grabe wie bei dem 
Familienrathe, weil ſchon bei’der Zufammenfegung auf möglichft 
taugliche Männer Nücficht genommen werden kann. — Zur Beauf- 
fihtigung und namentlich zur Genehmigung ber wichtigeren Maaß— 
regeln ift dann je einer Anzahl folcher örtlicher Waifenämter eine 
höhere Pupillen-Behörbe vorzuſetzen. Diefelbe kann füglich einen 
größeren Sprengel haben, ala den eines Gerichte erſter Inſtanz; 
bie Zahl der zu beſorgenden Gefchäfte muß erfahrungsgemäß über 
ben möglichen Umfang entſcheiden. In der perſoͤnlichen Zuſammen⸗ 
fegung aber ift ſowohl für geſchäfts- und rechnungsverſtändige 
Mitglieder, als für bie nöthige Beigabe von Nechtögelehrten zu 
forgen. — Eine .oberfte, für den ganzen Staat zuftändige, Behörde 
wird ſchließlich allgemein giltige Amtsvorſchriften erlaffen, Oberauf: 
fiht führen und dad Ganze zu einer Meberjicht bringen, endlich als 
höchſte Berufzinftang entjcheiden. — Die Pupillen-Aemter und bie 
oberfte Behörde find felbftwerftändlich reine Staatsſtellen. 

Hinfichtlih der fachlichen für die Führung einer Vormund— 
ſchaft maaßgebenden Grunbfäge ift die Wahl des einen oder bes 
andern ber im Vorgehenden befprochenen Syſteme von weniger Bcbeu- 
tung; dieſelben Tiegen in ber Natur der Sache und ändern ſich 
nicht, ob biefe oder jene Gattung von Perfonen zu ihrer Anwendung 








[haften geſetzte Aufſichtsbehörde; allein es widerfpricht hieß einmal bem allge: 
meinen Grundjage, für bie Geſchäfte ber Rechtspolizei überbaupt auch eigene 
Behörden zu beftellen, fobann aber namentlich ber auß ſehr triftigen Urſachen 
feſtſtehenden Regel, ben Gerichten nur die Entſcheidung ftreitiger Rechtsſachen zu⸗ 
gutbeilen, um einer firaden Rechtspflege ficher zu fein. 
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beftimmt tft. — Die Folge der Bevormundung für den Minbers 
jährigen ift denn, daß er nicht nur Beftanbtheile feines Vermögens 
nicht giltig veräußern darf, fendern daß er auch in dem Bezuge 
und in der Verwendung ber Früchte beffelben beſchränkt, endlich 
daß er unfähig ift, irgend eine rechtliche Verbindlichkeit von wirtbs 
fchaftfiher Bedeutung einzugehen ohne ausdrückliche Zuſtimmung 
ded Vormundes und bezichungäweife ber Aufſichtsbehörde. Kann er 
auch nicht verhindert werden, nach erlangter Volljährigkeit eine von 
ihm zur Zeit der Minverjährigkeit heimlich eingegangene Verbind⸗ 
lichkeit freiwillig zu vollzichen; ja mag fogar bie Ehrenhaftigkeit 
unter Umständen eine folche Vollziehung von ihm verlangen: fo 
kann doch nie eine Klage darauf gegründet und er fomit nic gegen 
feinen Willen zu Erfüllung eines Verfprechend genäthigt werben, 
welches Betrug, Verführung oder Gewalt von feiner unerfahrenen 
Jugend zu erringen wußten. Da ter Vormund bei eigener Verante 
wortlichfeit und Verbindlichkeit zum Schadenserſatze ala forgfamer 
Hausvater zu handeln, fomit große Vorficht in feiner Verwaltung - 
und in feiner Einwilligung zu den Handlungen des Mündels ans 
zuwenden hat; ba ferner von ihm vegelmäßig Rechnung abgelegt 
werden muß 9%: fo ift das Vermögen der Minderjährigen durch 
biefe Beſtimmungen den fonft beinahe gewiffen Angriffen entzogen 
und in der Regel fogar fat beſſer und ficherer verwaltet, als das 
Gut der mehrften volljährigen Bürger, — Uebrigens verftcht es 
fih von felbft, daß das Vermögen eine® Minderjährigen von dem 


9) Die Beantwortung ber Frage, welde Handlungen ber Vormund bei 
feiner Verwaltung vorzunehmen bercchtigt und verpflichtet ifl, und in wie ferne 
er perfönliche Verant:wortlichfeit dafür übernimmt, ift Sache des bürgerlichen 
Rechtes, und ed fehlt demgemäß auch weber an geſetzlichen Beſtimmungen noch 
an wiflenfchaftlichen Erörterungen hierüber. Man fche 5. B. Mittermaier, 
Deutſches Privatrecht, 6te Aufl., Bb. TI, ©. 426 fg.; Kraut, Vormundfchaft, 
Bd. II, ©. 8 fg. — Hinfichtli ber Rechnungslegung ift wohl überall jährlicher 
Ausweis, am Schluſſe ber Vormundſchaft aber vollftändige Rechenſchaft und 
Bermögensiibergabe angeerbnet. Bei bem Syſteme ber Familienbeforgung kann 
bie jührlide Rechnungsſtellung füglich gegen den Familienrath gefchehen. Was 
dieſem etwa an techniſcher Kenntniß und an formeller Strenge abgeht, wird er 
reichlich erſetzen burch eigentliches Verftändniß bed Geſchehenen und des gangen 
Geiſtes der Verwaltung. 
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Dormunde und der Pupillen-Behörde keineswegs nah Willkür 
verwendet und demſelben ˖der vernünftige und billige Genuß, allen: 
fall3 um eine fchnellere Kapital-Vermehrung zu erlangen, entzogen 
werden darf. Der Eigenthümer kann nicht nur verlangen, daß 
von den Früchten jo viel auf ihn verwendet werde ald nützlich, 
anftändig und mit der Größe des Vermögen? im LVerhältniffe ift; 
fondern es muß felbft der Grundſtock angegriffen werden, wenn es 
feine Erziehung und die Ausbildung zu der von ihm gewählten 
Lebensweiſe oder. fonft eine nothwendige Ausgabe, 3. B. in ciner 
Krankheit, erfordern folltee Nur wenn der Zwed an und für fi 
verwerflich oder unter den gegebenen Verhältniffen unerreichbar und 
unvernünftig, oder wenn das. verlangte Mittel zu Erreichung bes 
an und fir fich zuläfligen Zweckes gar nicht, wenigftend nicht in 
biefer Ausdehnung, nöthig wäre, erfcheint eine Verweigerung ala 
gerechtfertigt. Das Vermögen des Mündels joll gegen unvernünf: 
tige Verfchwendung und gegen ungerechte Angriffe geſchützt, nicht 
aber feiner wahren Beitimmung, ber Erreihung nüblicher und 
nothiwendiger Zwecke, entzogen werben. 

Die Dauer der vormundichaftlichen Verwaltung muß fich 
natürlich nach der Dauer ber eigenen Unfähigkeit des Eigenthümers 
richten. Nicht nur dag Vernünftigſte, ſondern auch das Gercchtefte 
ſcheint es nun zu fein, wenn je nach ber Eigenthünlichfeit jedes 
Einzelnen, nicht aber nad) einer für Alle gleichmäßig geltenden Regel, 
biefer Endpunkt beftimmt wird, indem die Verſchiedenheit theils 
ber Naturanlagen, theils der Erzichung auch eine bedeutende Ver: 
ſchiedenheit in der Zeit der nöthigen Neife veranlaffen muß, es 
aber weder gerechifertigt erjcheint, wenn ein zur Selbſtverwaltung 
feine? Vermögens frühe [chen Fahiger nur deßhalb derfelben beraubt 
bleibt, weil andere junge Leute ſeines Alters noch nicht zugelaffen 
vocrden koͤnnen; noch c3 auf der andern Eeite klug und pflichtge: 
mäß wäre, einen noch Unfähigen fich felbft, d. h. dem Verderben, 
zu überlafjen, weil feine Alterögenoffen weiter vorgerückt find 
an Kenntniß und Einficht. Allein fo unbeftreitbar dich Alles auch 
fein mag, fo find doch überwiegende Gründe vorhanden, ber entges 
gengefegten Einrichtung den Vorzug zu geben, Nur eine ganz genaue 
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Kenntuiß von der Perfönlichkeit des Minderjährigen Täßt einen 
Schluß auf den Grad feiner Fähigkeit zur Selbftverwaltung machen, 
Eine folhe Kenntniß ift nun aber fchwer zu erwerben, und bie 
wenigjten Vormünder möchten zu einem zuverläffigen Urtheile befähigt 
fein. Es ift jomit nicht nur möglich, fondern fogar wahrſcheinlich, 
baß jelbft bei der beften Abſicht Fehler, und zwar nach beiden Seiten 
bin, gemacht werben würben. Noch weit höher aber ift in Anfchlag 
zu bringen, daß aus verbrecheriichen Abfichten von Vormuͤndern 
und von Anderen häufige Verſuche gemacht werben Könnten, dem 
Zeitpunct der ESelbftverwaltung auf eine fchädliche Weife zu bes 
fördern oder auf eine ungerechte zurüczuftellen 2). Nun aber 
ift e8 in jeder Beziehung beffer, wenn dem Einzelnen durch .eine 
allgemeine gefegliche Beftimmung ein Nachtheil zugeht, als wenn 
dieß durch die Unrechtlichkeit von Menfchen gefchicht; davon ganz 
abgefchen, daß im Ichtern Falle das Unheil im, Zweifel weit größer 
und tiefer eintritt, eben weil es beabfichtigt if. Da überbieß durch 
einen hinlänglich weit geftecften Zeitpunkt der Volljährigkeit wenig: 
ſtens der fchädlichere Theil der möglichen Folgen des gemeinjchaft: 
lichen Geſetzes, nämlich die allzu frühe Meberlaffung der Selbitver: 
waltung, vermieden werden kann: fo kann die Wahl nicht Länger 
zweifelhaft bleiben. — Die Trage aber, welches Jahr denn ald ber 
für Alle geltende Zeitpunct des Aufhörens der Minderjährigkeit 
beftimmt werben fol, ift bei jedem Volke verfchieden zu beantworten, je 
nach der, durch Etammesart und Himmelsftrich beftimmten durchfchnitte 

fichen förperlichen und geiftigen Ausbildung ber Jugend. Die Gränzen 
bed Schwankens dürften das 21fte und das 2öfte Lebenzjahr fein. 


6. 36. 
d) Ter Weiber. 
Das weibliche Gefchlecht ift durch feine Natur-Anlagen, feine 
Srzichung und feine Kenntniffe in der Vermögens: Verwaltung mehr 


10) Welche ſchlimme Erfahrungen hatte manches beutfche Land während ber 
Tauer der Reichsverfaſſung wegen ber unbeftimmten Zeit ber Volljährigkeit und 
ber vom Kaifer ertheilbaren venia aetatis zu machen. Die fchlimmften Regie 
rungs: Perioden eniftanden aus ber von eigennüßigen Höflingen übereilten Bes 
treitung der Volljährigfeitd: Erflärungen. Was aber hier im Großen geſchah, 
würde eben fo in Kleinen fich ereiguen. 


jur Erledigung der Fleinen täglichen Vorkommniffe, zum Zurathes 
halten und Eriparen, als zur Erwerbung im Großen und zur Be- 
forgung fchwieriger Nechtögefchäfte tauglich. Nechtsunkeuntniß und, 
wenigftend häufig, mindere Folgerichtigfeit im Handeln fegen c& in 
den nicht täglich vorkommenden Gefchäften leicht Verluſten aus, 
welche ein Mann fchwerlich erlitten haben würde. Somit können 
auch die Anschläge von Betrügern weit leichter Erfolg haben. 

Bei einer verheiratheten Frau ift num allerdings der Ehemann 
der natürliche Rathgeber und gefeliche Etellvertreter; und nur in 
dem Falle ift für fie Gefahr wegen Mangel® an männlicher Bes 
rathung zu fürchten, wenn ihre Intereſſen und Rechte mit feinem 
Bortheile im Widerfpruche fichen, was freilich bei Mitunterfchrift 
von Schulden, Berzichten auf weibliche Freiheiten, Schenkungen unter 
Lebenden und Gutſprechungen oft und in einem höchſt bebeutenden 
Grabe eintreten Tann. Bei Witwen aber und bei jelbftftändig 
lebenden unverheiratheten Perjonen fehlt es ganz an einem geſctz⸗ 
lichen Beiftande. Soll es nun in allen dieſen Fällen dem Verftande 
und dem Gefühle der Hilfäbebürftigen allein überlaffen bleiben, ob 
folde Frauen fich freiwillig an einen tauglichen Nathgeber wenden 
wollen, ober ſoll das Geſetz ein für allemal ihnen eine Verpflichtung 
zur Annahme eines Geſchlechts-Vormundes ?) auflegen, damit aber 
Rechtsverletzungen vorbeugen ? 

Folgende Gründe ſprechen dafür, der allgemein gefeglichen alfo 
mit Zwang verbundenen Einrichtung den Vorzug zu geben. Die 
pſychologiſchen und die gefellfchaftlichen Gründe für eine befonvere 
Berathung der Weiber find in der unendlichen Mehrzahl der Fülle 
wirflidy vorhanden; wegen vereinzelter Ausnahmen aber darf ein 
ſonſt nützliches Geſetz nicht unterlaffen werden. Es handelt fich 
ferner nicht davon, den Weibern während ihred ganzen Leben einen 
Vormund zu geben, ohne deſſen Einwilligung fie nicht? unternehmen 
bürften, eine Freiheitsbeſchränkung, welche allerdings nicht gerccht- 
fertigt werden könnte; ſondern nur davon, ihnen einen Nathgeber ein 
für allemal zur Seite zu ftellen, und zwar nur für gewiffe wichtige Fülle, 


1) Provinziell wohl auch, und zwar fehr paſſend, Kriegsvogt“ genannt. 


deſſen Anficht fie befolgen mögen ober nicht, Yon dem fie aber wenig- 
ften? gewarnt werden gegen Nachtheile, welche fle keineswegs beabs 
fichtigen, fo daß alſo die Beſchränkung nicht ihnen gift, ſondern 
nur Solchen, welche ihre Wehrlofigfeit mißbrauchen wollen. End» 
ih Tönnte die freiwillige Wahl eined Beiftandes gerade ba aus 
Scheue oder Zärtlichkeit unterlaffen werden, wo ein folder am 
nöthigften wäre, nämlich in Gefchäften mit dem Chemanne. — es 
doch ift bei diefer Entfcheidung Zweierlei als unerläßliche Bedingung 
vorandgefegt. Einmal darf bie Wahl Feine bloße Icere Förmlichkeit 
fein, ſondern es muß der betreffenden PräventinsBehörbe freiftchen, 
einen nach Einficht, Gejinnung oder äußerer Stellung untanglichen 
Mann zurüdzumweilen. Zweiten? muß die geletlich nothwenbige 
Beratbung nur auf einzelne beftimmte Nechtögefchäfte befchräntt fein, 
damit nicht theild dem Beiftande eine allzu große Laft aufgebürdet 
wird, theild ich die Frau im täglichen Handel und Wandel und 
ſelbſt in folchen Sefchäften, weldye die weibliche Natur befjer beſorgt, 
beſchränkt ficht, theils endlich die Einrichtung zu einem Mittel muth- 
williger Unreblichkeit mipbraucht werden Tann 9. Demnach find 


2) Ueber bie Nothwendigkeit, bie rauen unter einen beflänbigen beſchrän⸗ 
kenden Schug zu ftellen, war nach altgermanifcher Anſchauung gar Fein Zweifel 
Schon nah den Volksrechten fanden fie unter bem Mundium bed Mannes, ſei 
ed nun des Ehemannes, bed Vaters ober bed nächſten Schwertmagens. Diele 
Anfiht dauerte auch, wie die Rechtsbücher zeigen, im Mittelalter ungeſchwächt 
fort. Und wenn denn allerdings fpäter bie Anftalt ſchlaffer, namentlich in Be: 
ziehung auf Witwen und Hanbeläfrauen durchbrochen wurde: fo blieb fie doch 
in ben. meiften beutfchen Ländern bi in die neuefte Zeit mehr ober weniger be: 
ſtehen. Erſt feit einem Menſchenalter ift fie it in einer Reihe von Staaten 
aufgehoben worden, fo namentlich in Sachen, Württemberg und Baden. Die 
bierfür angegebenen Gründe waren, daß die Geſchlechtsvormundſchaft zur leeren 
Förmlichkeit und ſelbſt zum Betrugmittel ausgeartet und ihre geſchichtliche Grund⸗ 
lage (das Mundium) ohnedem längſt verloren gegangen ſei. S. Mittermaier, 
Deutſches Privatrecht, Gte Aufl., Bd. IL, S. 444. Dieß iſt jedoch kaum ſchlüſffig. 
Aus dieſen Gründen hätte offenbar nur ſo viel gefolgert werden ſollen, daß die 
unnöthigen und ſchädlichen Auswüchſe der Einrichtung zu beſchneiden ſeien. 
Darauf, ob die urſprüngliche geſchichtliche Grundlage noch vorhanden war oder 
nicht, konnte ohnedem nicht das Mindeſte ankommen, wenn nur die Einrichtung 
eine vernünftige und in Einklang mit dem übrigen Rechtsſyſteme zu brin⸗ 
genbe war. 
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benn folgente Eike ald Grundzüge ber Geſchlechts-Vormundſchaft 
feftzuftellen : 

1) Jede Frau hat bei ihrer Verheirathung oder bei ihrem Aus— 
Iritte aus der väterlichen Gewalt aus ben volljährigen und zur 
eigenen Vermögens-Verwaltung berechtigten Bürgern berfelben Ge: 
meinde, höchſtens befjelben Bezirkes, einen Geſchlechts-Vormund zu wäh- 
len und denjelben der Gemeinde-:PBräventiv: Behörde zur Beftätigung 
anzuzeigen. Die Annahme Einer Wahl ift unentgeltliche Bürgerpflicht 
ohne irgend eine Ausnahme; freiwillig mag Jeder jo viele Vormund— 
ſchaften diefer Art annehmen, ala er Luft hat. Im Falle des Todes 
oder Wegzuges des gewählten Beiftandes ift al3bald eine neue Wahl 
vorzunehmen. Weber Stand noch Alter kann je cine rau von 
diefer Pflicht befreien °). 

2) Der Beiltand einer Ehefrau hat lediglich und allein bei 
ſolchen Rechtsgeſchäften, in welchen ihre Nechte mit dem Vortheile 
des Ehemannes zufammenftoßen fönnen, aufzutreten; in allen tibrigen - 
Fallen ift der Letztere ſelbſt der natürliche Berather. Jene Rechts⸗ 
gejhäfte find aber: 

a) die Uchernahme einer Verbindlichkeit für den Ehemann oder 
für einen Dritten, wenn aus derfelben irgend ein mittelbarer ober 
unmittelbarer Vortheil entjtchen ſoll; beides bei Strafe der Nichtigkeit ; 

b) die Ausftellung einer mit dem Ehemanne gemeinfchaftlichen 
Schuldverſchreibung; 

c) eine fo bedeutende Schenkung, daß fie geſetzlich einer An— 
zeige bei Gericht bedarf. 

3) Unverheirathete felbftjtändige Frauensperfonen dagegen bebür- 
fen des Beirathes ihres Geſchlechts-Vormundes bei folchen, aber auch 
nur bei folhen, Nechtögeichäften, welche auf ihr Vermögen einen 
bebeutenben und bleibenden Einfluß auzüben fönnen. Zur Verhin- 


8) Daß ber Kriegsvogt in der Nähe gemählt werden muß, verfteht ſich von 
ſelbſt, weil bei einer größern Entfernung entmeber der Beiftand beffelben um: 
gangen würde ober er nur unter den manchfachſten Erſchwerungen und Nade 
theilen im Verkehre ftatthaben könnte. Am zmwedmäßigften wäre natürlich, wenn 
berfelbe unbedingt in ber Gemeinde felbft gewählt werben müßte. Allein in 
Heinen Gemeinden Fönnte es fich leicht ereignen, daB fein tauglicher Mann zu 
finden wäre. 


⸗ 


365 


derung von Zweifeln und Unreblichkeiten finb bie einzelnen Fälle feftzus 
fegen, und zwar namentlidh: Aufnahme von Schulden; Darlehen, 
wenigſtens über eine bejtimmte Summe; Bürgichaften; Pacht ober 
Verpacht, ſowie Kauf oder Verkauf von Grunbeigentbum; Beginnen 
oder Berlaffen eines Gewerbes; gerichtlich anzuzeigende Geſchenke; 
bie Vornahme ſämmtlicher procefjualifcher Handlungen. 

4) Die Vornahme eined der benannten Gefchäfte ohne Bera⸗ 
thung des Geſchlechts-Vormundes hat die rechtliche Nichtigfeit des⸗ 
jelben zur Yolge. 

5) rauen, welche felbitftändig Handelsgeſchäfte treiben und 
als folche in die Handelsregiſter eingetragen find, ſtehen ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht unter Geſchlechtsvormundſchaft 9). 

6) Die Betheiligung eines Familienrathez, wo ein folcher 
überhaupt befteht, ift hier völlig überflüffig und fomit auszuſchließen. 


$. 37. 
g) Wuder. 

Mährend die Geſetzgebung und Anftalten ber meiften Staaten 
entfchieden lückenhaft find hinfichtlich der Herftelung eine? umfaſ⸗ 
ſenden Rechtsſchutzes, findet fich in ber Regel ein Beftreben, eine 
Handlung al3 rechtswidrig zu verhindern, welche unter dieſen Begriff 
gar nicht fallt. Es ift dich der Wucher, d. 5. die Darleihung von 
Geld gegen. Zinjen, welche höher find, al dad vom Staate für 
billig erachtete Maaß. 

Allerdings läßt es fich nicht in Abrede ziehen, daß häufig 
Geiſtesſchwäche und Unkenntniß in Geſchäften, Noth, oder Leichtſinn 
und Verſchwendungsſucht gewiſſenlos ausgebeutet werden zur Ausbe⸗ 
dingung von Zinſen, welche in keinem Verhältniſſe ſtehen zu einer 
vernünftigen Anwendung und zum regelmäßigen Erträge eines Kapi- 
talcd, und daß folche Darlehen den Borger bis zum völligen Unter: 
gange führen können. Es ift ferner ganz richtig, daß zu folchen 
übertriebenen Zinsforderungen nicht felten noch weitere Uebervor⸗ 


4) Ueber bie Geſchlechtsvormundſchaft 1 Zopti, l, De tutela mulierum 
germanica. Heidelb., 1828; Mittermaier, Deutſches Privatrecht, 6. Nufl., 
Bd. U, ©. 4M0 fg.; Gerber, Deutiches Private, $. 245 und 246. 


theilungen und Ausbeutungen fommen. Auch ift es ganz natlırlich 
und nur vollftändig verbient, wenn der Betrieb folcher Geſchäfte in 
der Öffentlichen Meinung als unebel und unfittlich betrachtet und 
mit Haß und Verachtung belegt wire. Dennoch ift Leicht zu zeigen, 
daß ed nicht wohlgethan ift, wenn ber Staat durch ein unmittclbares 
Eingreifen, namentlich durch eine gefeßliche Feftftellung eines höchſten 
erlaubten Zinfenmaafes bem Uebel zu ſteuern fucht, theil weil bet 
bloßer Höhe der Zinfen noch keineswegs ein Unrecht ftattfinbet, fo- 


.. mit auch eine Thätigkeit der Präventiv-Juſtiz nicht an der Stelle 


ift 2); theild weil ein unveränberliches vom Etaate feſtgeſetztes Maaß 
der Zinfen eine widerfinnige und unrechtliche Maaßregel an ſich ift 9). 


1) Wenn Schüz, im Staatglericon, 2. Aufl., Bb. XV, &. 783, der Anficht 
ift, bag das Geſetz bed Staates im Sinne bes Sittengeſetzes die Verwerflichkeit einer 
wucherlidhen Weberforderung wohl ausſprechen bürfe: fo iſt dagegen doch zu 
bemerken, daß ber Recht 8 ſtaat keineswegs die Aufgabe oder bie Befugniß hat, 
Gebote ber Sittlichleit durch Strafgeſetze zu beftätigen, falls die Unfittlichfeit nicht 
zugleich auch eine Nechtöverlegung ift, ober fie bie fittlihe Ausbildung Dritter 
verhindert. 

2) Die Anfihten und die Geſetzgebung über Wucher haben ſich im Laufe 
ber Zeit manchfach geändert, fo daß wir dreierlei Perioden in denſelben unter: 
fcheiden Fönnen. Bl. Roſcher, Volkswirthſchaft, 5te Aufl., Bd. I, S. 335 fg. 
— Im Mittelalter verbanımten unrichtige religiöfe und theologische Begriffe (und 
zwar merfwürbigerweife ſowohl unter Ehriften ald unter Mahomebdanern; jede 
Art von Zinfen als einen Wucher. Die Folge hievon, allerbing® gemeinfchaftlich 
mit anberen Urfachen, war eine übermäßige Höhe des Zinsfußes. Noch bis in 
bie neueren Zeiten berunter hatte dieſe Meinung einzelne möndifhe Anhänger. — 
Eine zweite Periode umfaßt die Bekämpfung bieler ftumpfen Anficht, fomit bie 
Mechtfertigung des Zinfenbezuged. Sie war in ihrem Erfolge glüdlich, jedoch in 
ihrem Zwecke beichränft und unrichtig. Es wurbe nämlich ikt der Begriff bes 
gefeßlichen Zinfes, als einer erlaubten Höhe, aufgeftellt und ein Strafgeſetz folgte 
dem andern, um biefe ungeredhte und unmögliche Beſtimmung aufrecht zu er: 
halten. Das Grgebniß bdiefer Bemühungen war aber im Ganzen Fein anbereß, 
als eine große Verfeinerung ber zur Umgehung ber Geſetze tauglichen Mittel und 
eine verhältnißmäßige Verjchlechterung des Zuftandes ber Borger. ©. Vasco, 
L’usura libera (Ecconom. italiani, P. mod., T.XXXIV, ©. 124 fg.) und bie 
unten näher angeführte Schrift von Lang. — Die dritte Periode endlich beginnt 
mit dem Umſchwunge ber Staatäwiflenfchaften im achtzehnten Jahrhunderte. 
Monteöquieu (Esprit des lois, liv. 22, ch. 18—22), TZurgot (Me&moire 
‘ sur les präts d’argent), Büſch, (Meber ben Geldumlauf, Bd. II, ©. 440), 
namentli aber 3. Bentham in feiner geiftreihen, aber etwas oberflächlichen 
Defense of usury, Lond. 1787, unb in ben Works, ®d. III, ©. 1 fg.; (deuiſch 
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Unbeftreitbar ift Geld eine Waare, welche wie alle andere Waaren 
im Preife bald fteigt bald fällt je nach dem Verhältniffe von Angebot 


von Eberhard; franzöfifh in der VBrüßler Sammlung von Benthams Werfen, 
Bd. III, ©. 251 fg.) erklärten fich gegen den Begriff des gefeglicyen Zinfes und 
gegen bie ihn haltenden Strafgefeße. Im J. 1788 wurde e8 von Joſeph IL 
zum Gegenſtande einer Preisaufgabe gemacht, andere Mittel als bie unwirkfamen 
Etrafgefeße zur Aufhebung des Wuchers zu bezeichnen. Zahlreiche Schriften er⸗ 
ſchienen, von benen bei weitem bie meiften den neuen Grundſätzen hulbigten. 
Man fehe 3. 8. Günther, Verſuch einer vollftändigen Unterfuchung über 
Wucher und Wucher:Geſetze. Hamburg, 1790 (gefrönte Preisihrift); Keeß, 
Ucher die Aufhebung der Wuchergefepe. Wien, 1791; Fiſcher von Niefels 
bach, Freimüthige Gedanken über Wucher und Wucher-Geſetze. Wien, 1790; 
Lang). Ein Votum über den Wucher, von einem Manne sine voto. Nörbf., 
1791. Andere dagegen neigten fich allerdings mehr ben früheren Anfichten zu; 
fo: Sonnenfels, Leber Wucher und Wuchergefege. Wien, 1789; berf., 
Mas ift Wucher, und welches find bie beften Mittel, ihm ohne Strafgefege Einhalt 
zu tun? Wien, 1790; berf., Zu. . Keeß Abb. über bie Wuchergeſetze. Wien, 
1791; Bonelli, Zwedmäßige Berichtigung der Abb. von Keeß u. f. w. Wien, 
1791. Roth, Juriſt. polit. Abhandlung über ben Wucher. Nürnberg, 1799; 
aus neuerer Zeit: Nizy, Ueber Zinstaren und Wuchergeſetze. Wien, 1859. 
Ter Streit ift benn auch bis in die neueite Zeit fortgefebt worden. Mäbrenb 
fih gegen cine Befeitigung ber Wuchergefege 3. 3. Rizy, in der fo eben ans 
geführten Schrift, ferner Neihenfperger, Gegen die Aufhebung ber Wucher: 
geſetze, Berlin, 1859, erflärten: vertraten ben Grundfaß ber Freiheit des 
Gebahrens u. A. Pinto, Ueber d. Wucdher, Berlin, 1851; Braun und Wirth, 
Die Zinswuchergeſetze, Mainz, 1856; Pfeiffer, Gegen bie Schrift von Rizy 
u. ſ. w. Wien, 1859; Martin Darbet, L’usure. Par., 1860. Kennen: 
wertb find namentlih auch die Verhandlungen im engliihen Parliamente vom 
J. 1818, als ein Commité bed Unterhaufes auf eine Aufhebung ſämmtlicher 
Wuchergefeße antrug, das volle Haus aber ben Vorſchlag ablehnte Alle ab: 
gehörten Zeugen hatten fich gegen den Fortbeſtand ber Wuchergejege erflärt. Daß 
ven ben volf3wirtbichaftlichen Schriftftellern die Maaßregeln gegen ben Wucher 
faft ohne Ausnahme als ungerecht und ſchädlich verworfen werden, verſteht fich 
bei ihrer Vertheidigung jedes freien Gebahrens ohnedem von ſelbſt. Dan ehe 
j. 8. Storch, Cours d’econ. polit., Bd. II, S. 184 fg.; Lotz, Staatswirth⸗ 
ſchaftslehre, Od. II, S. 257 fg.; Say, Voll. Handbuch der Nat.-Oekonomie, 
Bd. IV, (ber Stuttg. Ueberſetz.) S. 185 fg., Kudler, Volfswirtbichaft, Bd. IT, 
©. 350 fq.; Cherbuliez, Science economique, ®b. II, ©. 284 fg.;5 Wirth, 
Nat.:Defonomie, 2te Aufl., Bd. II, ©. 326 fa. Und wenn Einige, wie z. ©. 
Rau, Volkswirth. Vol. Ste Aufl. 2, ©. 378 fg., und Roſcher, Volläwirtbich., 
bte Aufl, Bd. I, ©. 393 fg., neben unummunbener Anerkennung ber Gründe 
gegen eine Taration ber Kapitalzinfe doch die völlige Aufhebung ber Wucher⸗ 
gefeße nicht unbebenflih finden: fo find body bie von ihnen vorgeſchlagenen Vor⸗ 
fihtämittel fo unbedeutend, daß ihre Anficht im Großen und Ganzen nur als 
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und Nachfrage; den Mirkungen eines allgemeinen wirthſchaftlichen 
Geſetzes durch Staatsgebote entgegentreten zu wollen, iſt nun aber ein 
vergebliches Bemühen. Auch kann Fein Recht des Staates einge— 
ſehen werben, nach welchem er den Beſitzer einer Waare nöthigen 
dürfte, ſie wohlfeiler abzutreten, als dieſer Luſt und Gelegenheit 
bat, dem Käufer derſelben aber zu verbieten, fo viel um fie zu geben, 
als fie ihm werth ift. Es ift ferner rein unvernünftig, den verfchie: 
denen Graden von Sicherheit der Darlehen feinen Einfluß auf die 
Bedingungen derfelben geftatten, oder dem Darleiher bei verſchiedener 
Mühewaltung und Verdrießlichkeit im Bezug feiner Zinfe eine ver: 
ſchiedene Höhe derjelben verweigern zu wollen. Nicht? ift doc 
natürlicher und kommt in allen Berhältniffen häufiger vor, als daß 
bei gewagten Unternehmungen der Kapitalift eine im Verhältniß 
ver Gefahr ftehende Verficherungsprämie verlangt und erhält. So— 
dann läßt fich der Antheil, welchen das Kapital an dem Gewinne 
der Gütererzeugung nehmen foll, nicht ein für allemal von Staats: 
wegen. beſtimmen, ſondern es ift lediglich eine Folge der Gewerbe: 
verhältniffe und des perfönlichen Vertrauens in den Unternehmer. 
Niemand denkt ferner daran, einem wenn aud) nech fo großen Ge— 
winn im Maarenhandel oder in Gewerbeunternehmungen entgegen: 
zutreten oder ihn für unfittlich zu erklären; auch ſteht es Jedem 
ohne Bejchränfung und Zabel frei, ſich jo viele Vortheile, als cr 
zu erlangen vermag, durch Vermiethen fonftiger Arten von Eigen: 
thum zu verjchaffen.” Mit welcher Gebanfenfolge verträgt es fich, 
nur bei Geld eine Ausnahme zu machen? Die Erhöhung des Dis: 
conto's in gelofnappen Zeiten wird nicht nur als eine erlaubte, 
fondern unter Umſtänden ſelbſt als eine fchr nüßliche und nothwen— 
bige Maaßregel betrachtet, und nod) niemals ift einem Etaate bei: 
gegangen, fich verbietend oder vorjchreitend in dieſe Maaßregel zu 


zuftinmend betrachtet werben kann. Als eine feltene Ausnahme ift daher bie 
abweichende Meinung: zu betrachten, welche aufgeftellt ift von Rösler, Volks— 
wirtbfchaftslehre. Noft., 1864, ©. 490 fg. Diefe viclfeitigen Erörterungen baben 
benn auch allmählig mande Staaten wirklich zur gänzlichen Beſeitigung der 
Wuchergeſetze veranlaßt. So Württemberg 1839 und 1848; England im J. 
1854; Spanien 1856; Sardinien und Genf 1857; Oldenburg 1858; Bremen 
1869, 
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mifchen. Sie ift nun aber ganz einfach eine Steigerung ber Zinfen 
für baared Geld. Und wenn die bei Börfengefchäften nicht ſelten 
jehr hohen Vergütungen, wie 3. B. beim Report, nicht dieſelbe 
Nüglichkeit in Anſpruch nehmen können, fo läßt man doch ganz 
ungeftört gewähren, um ben Verkehr mit Gelbpapieren nicht zu 
ftören. Endlich ift es noch zu allem Weberfluffe gewiß, daß ein ' 
Zwang in der Regel nur die Folge haben kann, daß dem Gelb: 
fuhenden — weldyem man dadurch doch allein zu helfen meint — 
entweder die Erfüllung ſeines Wunfches ganz vereitelt wird, fo. baß 
er jomit entweder Eigenthumsſtücke um jeben Preis verjchleudern 
muß und zu Grunde geht, mindeſtens den gehofften Gewinn nicht 
macht, oder derfelbe ſelbſt noch auf ſchwerere Bedingungen, welche auch 
bie Gefahr der Strafe verfihern, einzugehen hat. — Wie wollen 
fich aber namentlich ſolche Etaaten, welche bei den von ihnen ſelbſt 
aufgenommenen Anlehen weit über das geſetzliche Maaß gehende 
Zinfen bewilligen und bewilligen müffen, und welche dieſe Zinfen täglich 
ſelbſt amtlich verkünden laſſen durch die Curszettel der Börfen, dem 
Schluffe entziehen, daß Verträge über Gelddarlehen lediglich in die 
freie Uebereinfunft der Bartheien zu ftellen, hohe Zinfen an fidh 
weber unrecht noch unfittlih, aljo auch nicht zu verbieten find °)? 

3) Bedürften bie Gründe gegen bie fog. Wuchergefete noch eine wiitere 
Verſtärkung, fo würde folche neliefert durch bie Schwäche ber zur Vertheidigung 
des Gedankens geltenb gemachten (namentlich noch neueflend von Rösler, 
Volkswirthſchaftslehre, S. 493 fg. zufammengefichten) Behauptungen. Diefelben 
find allerdings zumeift volfäwirtbfchaftlicher Art und würden fomit keineswegs 
über die Rechtsfrage entfcheiben; allein e8 ift immer gut zu zeigen, daß auch 
von jenem Standpuncte gefeßlihe Gebote nicht vertheibigbar find. — Wenn 
nämlich die Anficht aufgeftellt wirb, daß durch Zinsgeſetze bei der Bevölkerung 
ein Vorurtheil gegen alle ungewöhnli hohen Zinsverſprechungen erwedt, ihr 
dadurch aber die heilfame Neigung beigebracht werbe, nur Unternehmungen von 
durchſchnittlicher Sicherheit und Einträglichkeit zu begünftigen, und wenn naments 
lich gehofft wird, daß auf biefe Weife den Aderbau mehr Kapital zufliege, als 
bein Handel und den Gewerben ; fo ift vor Allen zu bezweifeln, daß eine Zinfen: 
feſtſtellung thatſächlich die erwähnten Wirkungen bat, ſodann aber zu behaupten, 
baß eine folche Folge, wenn fie je einträte, entſchieden ſchädlich wäre. Es giebt 
zweierlei Arten von Geldbarleibern. Die einen ſuchen vor Allem Sicherheit für 
bad Kapital, unb wiflen wohl, baß fie ſich bei völlig geficherten Ausborgungen 
niebere Zinfen gefallen laſſen müſſen, und baß namentlid) hypothekariſche Dar⸗ 


leben auf Grundeigentum ihrem Geſichtspuncte entſprechen. Sie find aljo auch 
v. Mohl, Rechtẽ⸗Polizei. 3. Auflage, y. 
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Demnach ift denn ber ganze Begriff von gefeklichen Zinfen 
auf den einen Fall zu beſchränken, wenn cin Gericht Zinfen zu 
ohne allen Fingerzeig durch ein Geſetz und ohne fittlihe Einwirfung ber öffent: 
lihen Meinung die natürlichen Verſeher des Aderbaue® mit Kapital. Eine 
zweite Gattung dagegen fucht vorzugsweiſe hoben Ertrag des Geldes. Tiefe aber, 
alfo in der Hauptjache bie großen Kapitaliften und Geltinftitute, find mit ten 
Grundfäßen bed Gredite® und mit ben Folgen des Angebot: und Nachfrage: 
Berhältniffes viel zu fehr vertraut, und fallen die Einzelnheiten der verſchiedenen 
Fälle viel zu viel ind Auge, als dag für ihre Berehnungen und Forderungen 
eine beliebige gefeglihe Durchſchnittszahl des Ertrages irgendwie maaßgebenb 
wäre und fein Tönnte, oder baß fie lieber niebrige Zinfen von einem Grundbeſitzer 
als bobe von einem Kaufmayıne oder Gewerbenden näbmen. Und es iſt ſehr 
glücklich, daß dem fo ift. Nur durch eine Blüthe des Gewerbes und des Handels 
kann großer Volksreichthum gewonnen werben, und eine Hincinzmwängung des 
Kapitales in den Aderbau, vielleicht über defjen Bedürfniffe hinaus, wäre ein 
wirthſchaftlicher Selbſtmord. Die dem Feldbaue nötbigen Geldmittel ſind, fo 
weit fie nicht freies Angebot liefert, durch die landwirthſchaftlichen Creditanftalten 
zu verſchaffen, (ſ. über biefelben die Poliz. Wiſſenſch, Ste Aufl., Bd. II, ©. 118fg.); 
nicht aber durch Verfrüpplung anderer Zweige menfchlicher Thätigfeit. — Höchſt 
wunderlich ift, fodann, die Behauptung, daß niedere Zinfen die Neigung und bie 
Fähigkeit zu Kapitalanſammlungen nicht vermindern, dieſe vielmehr durch die 
Sicherheit gefördert werden. Sicherheit erhält zunächſt das Vorhandene und 
mag in fo ferne allerdingd auch zum Erwerbe aufmuntern; allein nur eine große 
Einnahme kann auch große und ſchnelle Ucberfparungen ermöglichen. Daß aber 
bie Ausſicht auf bedeutenden Gewinn nicht auch die Luft dazu fleigere, widerlegt 
die tägliche Erfahrung und iſt der menfchlihen Natur zuwider. — Wenn, ferner, 
für „gewagte" Unternehmungen die Nothwendigkeit von Ausnahmezulaſſungen 
eingeriumt wird, fo ift dieß nicht nur unvereinbar mit den aufgeftellten leiten: 
den Grundſatze, fondern es wäre auch eine genügende Ausnahmebeſtimmung 
practiſch unausführbar. Welche Unternehmungen ſollen als gewagt angeſehen 
werben, und mie will der Grad ber fachlichen, zeitlichen und perfünlihen Wagniß 
gefeglih und ein für allemal beftimmt werden? Tick kann offenbar nur von 
Tall zu Fall und felbft nad den fubjectivften Einfichten und Schätzungen ge: 
ſchehen; alfo überlafle man es aud) der Entſcheidung der Einzelnen, welche im 
eigenen Intereſſe jeweil das richtige Maaß treffen wird. — Durch ein unbe— 
ſchränktes Gebahren mit den Kapitale werbe den wildeften Speculatienen Thüre 
und Thor geöffnet, foliden Unternehmungen das nötbige Mittel entzogen, fomme 
der Arbeitslohn in ein für die Ärmere Klaffe verderblihes Schwanken. Hier ift 
zunächft ſchwer zu fagen, wie fich diefe allgenteine Beſorgniß vor gemagten Unter: 
nehmungen verträgt mit ber fo eben zugegebenen außerordentlichen Unterſtützung 
berfelben ; allein auch abgefehen davon ift zu läugnen, daß folide Geſchäfte unter 
dem AZuftandefommen Fopflofer Speculationen leiden. Jene erhalten die ihnen 
nöthigen Mittel von einer ganz verfchiedenen Art von Kapitaliften, nämlich von 
ſolchen, welche vor Allem auf Sicherheit fehen, bdiefe aber befaffen ſich nicht mit 
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erkennen hat, über welche feine befondere Beſtimmung gemacht wurde 
noch werben konnte. Will der Staat einer übermäßigen Steige 
rung der Zinfen und der, dadurch allerdings herbeiführbaren, Vermoͤ⸗ 
gensvernichtung verjchwenderifcher oder unglüdlicher Borger auf eine 
wirffame und gerechte Weife ſteuern, fo find, außer ben allge 
meinen Mitteln einer guten Erziehung und ber Yörberung ber Ge— 
werbjamteit, ein gutes Pfandgefeß, ſchnelle und Fräftige Nechtöpflege 
in Schuldſachen und bei Gantungen, ein jtrades Verfahren in 
Wechſelſachen, im Nothfalle endlich die Errichtung von Leihlaffen 
und Pfandhäufern fichere und rechtlich unanfechtbare Mittel ©). 


wilden Abentheuerlichkeiten. In Folge deſſen kann aber auch von einem Schwan: 
ken ber Arbeitslöhne gar nicht, oder nur in fehr geringem Maaße bie Rebe fein. 
Was denn aber die gewagten Unternehmungen felbft betrifit, fo wird bern Zu- 
ftandefommen weit weniger dur die rechtliche Möglichkeit der Zuficherung hoher 
Zinfen für Anleihen gefördert, als durch einen allgemeinen Schwindelgeift und 
eine Ungefundheit ber vollswirthichaftlihen Zuftände Cine Verſtopfung biefer 
Quellen muß aber dur) ganz andere Mittel verfucht werden, als burd eine 
Kapitaltaration, welche vielfältig zu umgehen if. — Wenn aber gar endlich der 
Sab aufgeftellt werden will, daß Geld nicht als eine gewöhnliche Waare im 
Privatbefig betrachtet werden bürfe, fondern als ein Gemeingut, welches ſich allen 
durch dag öffentliche Wohl bedingten Beſchränkungen unterwerfen müffe: fo if 
es wohl kaum nöthig, eine foldhe allen Grunbbegriffen der Volkswirthſchaftslehre 
widerfprgchende Anficht zu widerlegen. Geld ift allerdings eine Waare unb ein 
Bermögensbeftandtheil wie ein andere® Gut, und ber Eigentümer kann bar 
über wie über jeden anderen Beſitz verfügen. 

4) Außer ben bier aufgeführten finb freilich no gar manche Mittel vors 
geihlagen worden; allein fie erfcheinen als minber zuläffig oder minder wirffam. 
Offenbar folgerwibrig find, um nur ber bebeutenberen Vorfchläge kurz zu erwähs 
nen, Tiejenigen, welche (wie 3. B. früher Rau, Volkswirthſchaftspolitik, 2te Aufl., 
©. 508 fa.) zwar feinen ein für allemal beftimmten gefetlichen Zinsfuß wollen, 
bie Ungerechtigfeit und Verfehrtheit einer ſolchen gemeinfhaftlihen Beſtimmung 
für ganz verſchiedene Fälle einfehend; allein doch glauben, daß ein höchſter er: 
Iaubter Zins beflimmt werben könne und dürfe. Was foll biefe erlaubte Höhe 
fein? Unb wie, wenn bie Geldnoth im allgemeinen oder die Unficherheit im 
einzelnen Falle benn doch noch größer it? — Andere fügen zu diefer Folge: 
mwidrigfeit noch eine offenbare Unmöglichkeit, indem fie verlangen, daß verfchies 
bene Klaſſen von erlaubten Zinshöhen beftinimt werben follen, je nach ben ver: 
ſchiedenen Umftänden ber Darlehen. Welcher menſchliche Scharffinn wäre im 
Stande, zum Voraus alle hier möglicherweife einwirkenden Umſtände und beren 
ſämmtliche denkbare Verſchlingungen und Wechfelwirfungen zu berechnen? Dieß 
können nur die unmittelbar Vetheiligten im einzelnen alle, und denen überlaffe 
man es denn aud. — Wenn Günther a. a. O., ©. 130 fg., fein Kaunte 
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Auch mag man von dem Recht Verſchwender unter Vormundſchaft 
zu ftellen, genügenden Gebrauch machen. Aber die Feſtſetzung von 
Wuchergejegen gehört nicht zur Aufgabe der Präventiv-Juſtiz. Die 
Gerichte haben vielmehr über die Giltigfeit und über die rechtlichen 
Folgen der Darlehen Verträge nach den allgemeinen Gefeben zu 
erfennen, ohne daß die Höhe ber bedungenen Zinfen fie beirren dürfte. 
Nur verftcht fih von ſelbſt, daß wenn bei Darlehen ein eigentlicher 
Betrug zum Behufe einer Zinfenerhöhung vorgefallen ift, der Schul- 
dige den Strafgefegen verfällt. 


mittel darin findet, daß in allen Darlehen-Verträgen bie fämmtlichen bem Borger 
aufgerechneten Koften und Spefen aller Art auf Procente gebracht und mit Maren 
Worten als ſolche in ber Urkunde auszubrüden fein: fo ift offenbar, daß bier: 
durch nur etwa bie äußerfte Einfalt eine Warnung befime. Jeder andere Borger 
weiß wohl bie Leiftungen zu berechnen, welche ihm als Bebingungen gefeßt wer: 
den; allein entweder fieht er aus Leichtfinn und von Teichtblütigen Hoffnungen 
geblendet barüber weg, oder muß er fie fi aus Noth gefallen laſſen. Mag 
man baber jene Vorſchrift immerhin annehmen; nur aber al3 ein bebeutenbes 
‚Mittel kann fie nicht gelten. Ebenſo ift endlich in dem, 3. B. von ber würt⸗ 
tembergifchen Gefeßgebung im 3%. 1839 gemachten, Unterfchiebe zwifchen gebilbe- 
ten und nicht gebildeten, ober wechfelfähigen und nicht wechlelfähigen Borgern 
fein Heil zu finden. Auch der nichtgebilbete oder von einfachem Gewerbe Tebenbe 
Bürger kann zu Geldaufnahmen Beranlaffung baben, bei welchen ein höberer 
Zinsfuß billig und mögli iſt; ein Verbot ſolcher ift daher ungerecht.» Außer: 
dem ift e8 eine ganz falfche Borausfeßung, wenn bei dem gemeinen Marne ohne 
weiteres eine Unfähigkeit zur Einfiht in die Bebeutung eines bedungenen Zinje® 
angenommen wird. 


Zweiter Theil. 


Fornelle Grnndfäge 





Erſtes Kapitel. 
Die Sehörden und Brgane der Präventiv-Suſtiz. 


Erfter Abſchnitt. 
Die leitenden Behörden. 


$. 38, 
1) Allgemeine Grundſätze. 

Die Organifation der zur Handhabung der Präventiv- Juftiz 
beftimmten Behörden ift unzweifelhaft eine ber ſchwierigſten Auf- 
gaben der Verwaltungs-Politik und ed findet auch in der Wirklich: 
keit die verfchiebenfte Löfung, richtiger geſprochen bie größte Ver: 
wirrung und Folgewidrigfeig, Statt. Ein Theil der zur Verhinderung 
von Unrecht dienenden Gejchäfte pflegt polizeilichen Behörden übere 
tragen zu fein; ein anderer ift ben Gerichten zugetheilt; für noch 
weitere find eigene Stellen gejchaffen. Man fpricht von Sicher⸗ 
heitspolizei, Rechtspolizei, freiwilliger Gerichtsbarkeit u. |. w. Hier: 
bei tft aber keineswegs eine Uebereinftimmung unter den verjchie- 
denen Staaten; die Gränzen der Zutheilungen find bald fo bald 
anberd gezogen. Offenbar ift bier ein bunfle® Gebiet in ber 
theoretifchen und in der praftifchen Staatorbnung, welches einer 
Aufklärung dringend bedarf. 

Mögen nın auch immerhin thatjächliche Bedürfniſſe zumeilen 
zu einer Abweichung von grundjäßlichen Forderungen nöthigen, fo 
ift doch jeden Falles -zu verlangen, daß man fi) darüber voll: 
fommen Har ſei, was begriffsmäßig eigentlich fein follte. Nur dann 
fann verftändig überlegt werden, ob ein burdh eine beſtimmte 
Syſtemloſigkeit zu erreichender Vortheil oder zu vermeidender Nache 
theil groß genug ift, um die Unterlaffung einer ſtracken Durchfühe 
tung des Gorrecten zu rechtfertigen; und nur dann geht man in 
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den Abweihungen nicht weiter, als durchaus nicht umgangen 


- werben Tann, unb verfällt nicht in vollftändige Verwirrung. Es tft 


alfo nöthig, vor Allem eine aus dem Weſen der Präventiv - Juftiz 
folgerichtig abgeleitete und derſelben entfprechende vollſtändige Behr: 
denordnung zu entwideln und auf dieſe. Weiſe ein Ideal zu gewin- 
nen; die Anpaflung an unvermeibliche Thatfachen ergibt ſich dann 
ſchon von ſelbſt. 

Um aber hier ſicher zu gehen, muͤſſen bie leitenden Grundjäte 
über die Organifation des Behördenwejend im Staate kurz zum 
Bewußtſein gebracht und auf den Begriff der Präventiv-Fuftiz an- 
gewendet werben; dieß aber auch auf die Gefahr Hin, einzelne 
Wicberholungen anderwärts bereits vorgetragener Sätze nicht ganz 
vermeiden zu fünnen. | 

Es find nun fünf Gefeße, welche bei einer Ordnung der Be: 
hörden zu befolgen und möglichft mit einander in Einklang zu fegen 
find, nämlich: 1. dad Gefeß der Arbeitstheilung, welches ver: 
langt, daß einer Seits ſänmtliche, gleichartige Gefchäfte zufammen- 
gefaßt und Einer dazu eingerichteten Gattung von Beamten zuge 
theilt, anderer Seit? derjelben Stelle nicht wejentlich verſchiedene 
Dienftleiftungen übertragen werben; 2. dad Gefeß der ungeftör: 
ten Leitung, welchem zu Folge bie höhern Behörden von allem 
- ihnen zu wiffen Nothwenbigen wirklich unterrichtet werben, Unter⸗ 
geordnete aber " den ihnen gefeßlich ertheilten Aufträgen nicht ent- 
ziehen Fönnen; 3. dad Gefeg ber Berücfihtigung von Ort und 
Zeit, welches eine-foldhe geographifche Eintheilung der Behörden, 
namehtlih der unmittelbar mit den Bürgern in Verbindung ftehen: 
den und die-Auzführung der öffentlichen Maaßregeln beforgenven, 
fordert, daß fie ſelbſt ohne große Beſchwerde von den Einzelnen 
erreichbar find, fie ihrer Seit aber ohne ſchädlichen Zeitverluft an 
Ort und Stelle erforderlichen Falles thätig fein können; 4. das 
Gefeß der Gleichförmigkeit, welches möglichjt übereinftimmenbe 
Eintheilungen, Verwaltungsbezirke und Berfahrensweifen ſowohl 
in jedem Theile der Verwaltung an ſich, als bei den verſchiedenen 
Hauptabtheilungen der Staatsbehörden unter einander vorſchreibt. 
Endlich 5. das Geſetz der Sparſamkeit, welches die Beſtellung 
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unnöthig koſtſpieliger, fo wie nicht vollſtändig beichäftigter Behörben 
und ausführender Organe verbietet. 

Zu 1. Daß eine Anwendung bed Geſetzes ber Arbeit: 
theilung auf die Organifation der Staatsbehörden und auf bie 
Beforgung der Staatögefchäfte nicht nur möglich, fonbern ſelbfi 
dringend nothwendig iſt, bedarf kaum erſt eines Beweiſes. Das 
Geſetz muß aber nach zwei Seiten hin gehandhabt werden. Ein⸗ 
mal zur Trennung des Verſchiedenartigen; zweitens zur Verbindung 
des Gleichmäßigen. — In erſter Beziehung iſt unzweifelhaft und 
wird durch tägliche Erfahrung bei geiſtiger und koͤrperlicher Arbeit 
erprobt, daß eine Beſchränkung der Thätigfeit auf eine Kleinere Zahl 
von Verrichtungen die Gewanbtheit, die Schnelligkeit und die Güfe 
der Arbeit befördert. Die wiederholte Vornahme derjelben Thaͤtigkeit 
macht fie geläufig und leicht, führt zu Abkürzungs- und Genauig- 
feitämitteln. ine beſchränkte Zahl von Wrbeiten. erfordert auch 
nur eine geringere Menge von Vorkenntniſſen, gejtattet allo aud) 
eine häufigere und vollfommenere Erwerbung derſelben. Die für 
eine bejtimmte Art von Thätigfeit beſonders geeigneten Perjönlich- 
feiten laffen fich leichter ausfindig machen und man tft nicht zur 
Verwendung auch weniger Tauglicher oder zu Anderem Tauglicherer 
genöthigt. Der bei dem Uebergange von einer Art von Arbeit zu 
einer weſentlich verſchiedenen immer . eintretende Zeitverluft wirb 
vermieden. — Auf der andern Seite ift aber eben fo einleuchtend, 
daß eine Zufammenlegung des Gleichartigen zu Einer Beichäftigungsart, 
Güte und Schnelligkeit der Arbeit fördert. Wird Zuſammengehoͤriges 
und fich gegenfeitig Ergänzende auseinander geriſſen, fo ift vor 
Allem die Gefahr, daß die einzelnen Stüde verſchieden behandelt 
werden, dann aber nicht in einander eingreifen, ſei es daß Lücken 
bleiben, ſei es daß ſachlich Abweichendes auf beiden Seiten gefoͤrdert 
wird. Hieraus entſteht aber Verwirrung und Ungewißheit, moͤgli⸗ 
cherweiſe bedeutender Schaden für Betheiligte. Sodann iſt die höhere 
Aufſicht erſchwert, unter Umſtänden eine gemeinſchaftliche unmöglich. 
Endlich find unnoͤthige, zeit: und geldraubende Mittheilungen, Schrei— 
bereien u. ſ. w. zwiſchen den getrennt Arbeitenden unvermeidlich, 
alſo müſſige und durch Abziehung vom Nöthigen ſelbſt ſchädliche 
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Arbeit. Auch muß wohl zum Schaden der Sache ober Dritter der 
Eine auf den andern noch nicht gleich weit Gediehenen warten. Iſt 
der Umfang der zu leiftenden Arbeit zu groß, als daß fie von 
Einem Arbeiter oder Einer dazu beftimmten Einrichtung allein be- 
forgt werden Könnte, fo muß allerdings eine Vertheilung derſelben 
unter Mebreren ftattfinden, (gleichgiltig hier nach welchem Grundſatze,) 
allein die Leitung darf ſchließlich nur eine einheitliche jein. — Wenn 
baher früher häufig genug biefe Säbe nicht anerkannt waren, dag 
Geſetz der Arbeitätheilung nicht in gehörigem Maaße bei den Orb- 
nungen der Staatäbehörden beachtet wurde, jo ift ed doch itzt 
längft die Grundlage jeder rationellen Organiſation geworden ?). 

Ob es nun feine Anwendung inZbejontere auch auf die Haud— 
habung der Präventiv-Juſtiz zu finden bat, hängt von der Beant- 
wortung verfchiebener Fragen ab, welche in den beiden eben bezeich- 
neten Richtungen aufzumwerfen find. 

In Betreff der Trennung ungleichartiger Gefchäfte ift nämlich, 
eritend, zu unterſuchen, ob die in Frage ftchenden Gefchäfte 
eigenthümlicher Art, oder ob fie nur als untergeorbneter 
wejentlich ergänzender Theil eines größern Geſchäftszweiges zu 
betrachten find? — Daß bie Präventiv-Juſtiz im Allgemeinen zu 
ber Nechtöpflege ?) gehört, kann nach dem bisher Erörterten feinem 
Zweifel unterliegen; fie ijt jo gut wie bie wieberherjtellende Juſtiz zu 
der Verwirklichung der Nechtzidee im Staate beftimmt und hat gar 
feinen andern Gegenftand, als die Rechtsverhältniſſe des Staates 
und der Bürger. Wollte aber hieraus der Schluß gezogen werden, 
daß fie Fein abgefonderter, nach ceigentbümlichen Grundfägen ver: 
fahrender, einen nur ihr angehörenden Zweck verfolgender Gefchäftz: 
zweig, fondern vielmehr ein ergäuzender Beſtandtheil der wic- 
berherftellenden Juſtiz und alſo diefer mit logiſcher Nothwendigkeit 
zuzutbeilen fei: jo müßte dem auf daß Beſtimmteſte widerfprochen 

1) Bgl. das in meiner Polizei: Wiff., 3. Aufl., 3b. II, ©. 567 fg., über 
dag Gefch der Arbeitätheilung Geſagte. 

2) Die wiederholte ausbrüdlihe Begründung der Anfiht, daß die Präven⸗ 
tiv:Zuftiz Fein integrirender Theil der Polizei fei, fondern, einen ganz andern 
Zweck verfolgend, gar nichts mit biefer gemein habe, glaubte ich nach bem, was 
hierüber oben, $. 5, ©. 48 fg., ausführlich erörtert wurbe, unterlaffen zu follen. 
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werben. Allerdings tft der allgemeine Zweck bei beiden Arten ber 
Nechtöpflege derſelbe und ein innerer Wiberftreit zwilchen beiden 
nicht vorhanden. Allein beide haben nicht nur in wejentlich vers. 
jchiedener Richtung jenen Zweck zu verfolgen; fondern es ift auch 
ihr ganzes Verfahren ein im inneriten Grundſatze fo wie in ven 
Tormen völlig verſchiedenes. Die wieberherftellende Nechtöpflege ſoll 
bereit3 gejtörte Nechtöverhältniffe wieber gefeßgemäß einrichten und 
ausgleichen; die Präventiv⸗Juſtiz hat ihren Eintritt thatfächlich zu 
‚verhindern. Während jene nur handeln kann, wenn und jo weit 
bie Thatfache der Rechtsſtoͤrung ftrenge bewielen vorliegt, deßhalb 
nur jehr bedächtig vorfchreiten darf und ihre Entfcheibungen nur auf 
gänzliche Gewißheit zu ſtützen berechtigt iſt: hat die Präventiv-Juſtiz 
fhon bei bloßer Wahrfcheinlichfeit und mit rafcher Sicherheit cine 
zufchreiten, wogegen mit dem Eintreten der Gewißheit ihr Mecht 
und ihr Dafein aufhört. Während jene den Zweck hat, das that⸗ 
ſächlich itt beftehende zu ändern: hat diefe die Aufgabe, e8 aufrecht 
zu erhalten *). Es ift fomit Mar, daß die vorbeugende Rechtspflege 
ein eigeuthümlicher, der woieberherjtellenden Juſtiz gleichgeordneter 
und keineswegs ihr als Theil angehöriger Zweig ber Staatäthätigfeit 
ift, und daß von der logischen Nothwenbigfeit einer unmittelbaren 
Verbindung oder Zufammenwerfung berjelben nicht die Rede fein kann. 
— Die objective Begründung einer Ausſcheidung ber Gefchäfte der 
Präventiv-Juſtiz Tiegt fomit unzweifelhaft vor. 

Sodann aber fragt e& fich, zweitens, ob hinreichende jubjective 
Veranlaqqungen zur Uebertragung an eigene Beamte vorliegen, mit 
andern Worten, ob die Beſorgung der Präventiv- Juftiz eigen- 
thümliche Eigenfhaften voraugfeßt, welche bet den Beamten 
anderer Verwaltungszweige nur felten und zufällig getroffen würs 
den? — Es ift einleuchtend, daß zu einer richtig berechneten, ben 
Srundjägen des Rechtsſtaates entjprechenden Abwehr der Rechts⸗ 
ſtörungen zwei Eigenſchaften weſentlich erforderlich ſind; auf der 
einen Seite genaue Bekanntſchaft mit den Grundſaͤtzen bed Rechtes, 
auf der andern Seite Tüchtigkeit im praftifchen Leben „namentlich 


3) Vgl. auch das oben, $. 5, ©. 47 fg. Geſagte. 
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geftügt auf eine genaue Sachen: und Menſchenkenntniß, ſchnelles 
und richtige Urtbeil und Entjchloffenheit. Wenn nun von einer 
Uebertragung der Gejchäfte der abwehrenden Nechtöpflege an Beamte 
anderer Verwaltungszweige der Natur ber Sache nah nur in Be 
ziehung auf die Beamten der wieberherjtellenden Nechtäpflege ober 
ber Polizei die Rebe fein fan *), jo ift zu unterfuchen, wie ſich gerabe 
biefe in folder Beziehung verhalten. So wenig nun in Abrebe 
gezogen werben foll, daß biefe beiden Gattungen von Staatöbienern _ 
bie genannten Eigenfchaften zufällig in fich vereinigen können; fo 
gewiß fogar ift, daß den Richtern eine ſelbſt noch gründlichere und 
umfafjendere Rechtskenntniß, den Polizeis Beamten die gleiche Ent- 
fchloffenheit und richtige Benrtheilung Außerer Verhältniffe nothwen⸗ 
big beimohnen muß: eben fo gewiß iſt auch, daß bei keiner von 
beiden Gattungen die Vereinigung aller für eine tüchtige Beſorgung 
von Präventivjuftizs Gejchäften erforderlichen Eigenſchaften verlangt 
wird. Kenntniß der Welt und Entichloffenheit im Handeln find 
keineswegs nothwendige Bedingungen der Wirkſamkeit cine Richters, 
und fie werden daher auch von ihm nicht geforbert. Der. Polizei: 
Beamte dagegen darf zwar allerdings nicht unrechtlich handeln und 
es muß daher von ihm eine allgemeine Bekanntſchaft mit Rechts⸗ 
4) In früheren Patrimonialftanten war freilich nicht felten das Wenige, 
was in ber Präventivjuftiz überhaupt geleiftet wurbe, ben landesherrlichen Vögten 
übertragen, benen neben ber wieberhberftellenben Rechtspflege und vielleicht jelbfi 
militärifchen Dienften auch die Beforgung der Einfünfte des Herrn zukam. Allein 
bieß waren, einer Seits, überhaupt balbkarbarifche Zeiten, in welchen bon einer 
ſcharfen Auffaffung ber verfchiedenen Zwecke bed Staates und von eintr "Sorge 
für eine ausreichende Vollſtreckung berfelben noch gar feine Rede war, man fidh 
bamit begnügte, wenn die Dinge nur überhaupt leidlich giengen, namentlich im 
Intereſſe des Herrn. Anderer Seit bat fih in neuerer Zeit mehr und mehr‘ 
bad Bebürfniß herausgeſtellt, auch bie Finanzbeamten wifjenfchaftlih für ihre 
Aufgabe außzubilhen und zu bem Ende in ber Volks- und Staatswirthſchaft, 
jo wie in manden Zweigen der Privatwirtbfhaft gründlihe Studien von ihnen 
zu verlangen.“ Mit diefen find fie denn in ihren Bildungsjahren vollauf befchäf- 
tigt und fie können obne Gefahr der Pfufcherei in Allem ſich nicht auch noch 
Nechtötenntnifie erwerben. Wenn bierbei aber bie frage, ob zu dieſer willen: 
ſchaftlichen Bildung die Hochſchulen ober die polytechnifchen Schulen bie geeig: 
neteren Mittel barbieten, zuweilen zweifelhaft ift: fo liefert jeden Falles ſchon 
bie Möglichfeit eined ſolchen Zweifels ben Flarften Beweis, baß man von einer 
rechtögelehrten Erziehung jeben Falles ganz abfehen zu müſſen glaubt. 
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grundjägen, namentlich den in das Öffentliche Necht einſchlagenden, 
verlangt werden, allein einer vertrauten Kenntniß des Rechtes mag er 
wohl entbehren, wenn er nur, neben der Tüchtigkeit im praktiſchen Leben, 
von den Mitteln, die Intereſſen ſeiner Mitbürger zu fördern, eine 
umfaſſende und gründliche Wiſſenſchaft beſitzt. Der Staat aber 
würde in der That ſehr unklug handeln, wenn er von ſeinen Juſtiz⸗ 
und Polizei-Beamten noch weitere Eigenſchaften verlangen würde, 
als dieſelben nothwendig haben müſſen. Es iſt oft ſchon ſchwer 
genug, die erforderliche Anzahl folder Männer zu finden, welche 
nur die für ihre bejondere Beſtimmung erforberlichen Eigenjchaften 
in binreihendem Grade befigen; eine Forderung von überflüſſigen 
Kenntnijjen oder Anlagen bieße fich ſelbſt in mehr ala einer Bezie- 
hung in den Weg treten 5). Wenn aber ber Staat auf bey einen 
Seite bei einer ganzen Gattung von Beamten gewiffe Eigenjchaften 
nicht verlangt, auf der andern Seite aber diefe Eigenfchaften zur 
guten Beforgung eines beftimmten Geſchäftszweiges erforderlich find : fo 
wäre ed unvernünftig, dieje Ießteren jenen Beamten zu übertragen. 
Häufiger ala der Zufall die nicht geforderten Tugenden herbeiführen 
wirb, wird er fie fehlen laſſen; mit andern Worten, in der Regel 
würben die Gejchäfte fchlecht beforgt werden. — Demnach fteht denn 
feft, daß es auch in jubjectiver Beziehung zur Beſorgung der rechts⸗ 
polizeilichen Gejchäfte eigener Beamten bedarf 9), 


5) Ueber diefen Punkt ſ. meine Abhandlung: Weber bie wifienfchaftliche 
in, ben Minifterien des Innern, in der Tübinger Zeitfchrift f. d. Staats: 


Bildu 
willen 1845, 9. 1, ©. 129 fg. 
6) Hoffentlich wird ieſer Darftellung nicht ber Vorwurf gemacht werben, 


daß die Eigenſchaften der -Michter unb der Polizei-Beamten verfannt werben, ihr 
Werth verkleinert fei, während ben Beamten der Präventiv:Zuftiz eine zu hohe 
Stellung eingeräumt werden wolle. Seht gerne wird zugegeben, baß jene beiben 
Klafien von Beamten eben jo wichtige Eigenfchaften befigen müſſen, als bie 
legteren; unb es wird nur behauptet, daß diefe anderen yorberungen ent: 
ſprechen follen. Ein guter Richter Bedarf einer weit grünblichern und ausge⸗ 
behntern Rechtskenntniß, als ber Beamte der vorbeugenden Juſtiz, unb eines 
kunſtgerecht außgebilbeten Schafffinnes in ber feineren Anwenbung ber Gefete; 
ihm mäfjen alle vorfommenden Tragen fchnell und ficher in bie juriftifchen Ka⸗ 
tegorieen fallen, er muß mit den Controverfen befannt fein. Ein Wolizeibeamter 
bat eine ganze Reihe von materiellen Kenntnifien, namentlih auf bem Gebiete 
ber Volkswirthſchaft, fo wie eine perfönliche Kenntniß der Volfszuftänbe nöthig, 
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. In Betreff der Zufammenlegung ſämmtlicher Thätigfeiten ber 
"Präventiv-Juftiz zu Einem gefchloffenen Ganzen ift aber die Frage 
zu beantworten: ob etwa unter dieſen Gejchäften wieder ein fo 
bedeutender Unterfchied ftattfinde, daß eine Spaltung der Behörden 
wo nicht als eine Togifche Nothwendigkeit, jo doch als eine practifche 
Zweckmaßigkeit erfcheine? — Ein folcher Unterichied kann nun aller: 
dings an fich theils hinfichtlich der Gegenſtände ftatthaben, theils in 
Nückficht auf die zur Anwendung kommenden Mittel; denn wenn 
auch nur von leßteren die Rede fein follte, wäre es nicht eben un= 
denkbar, daß ein Zuſammengehen unpafjend erfchiene. Bei genauerer 
Unterfuchung zeigt ſich jedoch, daß zwar allerdings Verfchieden- 
heiten, und zwar beiderlei Art, vorhanden find, viefelben aber fei- 
neswegs als ſo bedeutend anerkannt werden koͤnnen, daß daraus 


welche jener nicht zu beſitzen braucht. Beide ſtehen alſo in dieſen Beziehungen 
tiber ihm. Allein eben fo gewiß iſt, daß er weder ohne Gewandtheit und Brauch; 
barkeit für das practifche Leben, fo wie ohne fchnelle Entfchlofienheit und Geiftes- 
gegenwart, und ohne ſichern Tact, wie einer drohenden Gefahr wirkſam und 
rechtzeilig zu begegnen iſt, wie etwa ber Nichter, noch ohne eine genauere Bekanntſchaft 
mit den Rechtsregeln, wie der Polizei-Beamte, beſtehen kann; und in Beziehung 
auf dieſe nothwendige Vereinigung von Eigenſchaften, von denen je nur Eine 
jedem von dieſen zukömmt, ſteht er allerdings über ihnen. Der Geſammtwerth 
gleicht ſich aus; allein er bildet ſich bei allen dreien aus verſchiedenen Factoren. — 
Unzweifelhaft erfordert jede eigenthümliche geiſtige Befähigung auch eine eigene 
auf ſie berechnete Bildung. Dennoch mag, ſo lange in der Wirklichkeit die 
Trennung der Präventiv-Juſtiz von der Polizei und von den Gerichten noch ſo 
ſehr im weiten Felde ſteht, eine nähere Angabe über Studienplan und ſonſtige 
Bildungsanſtalten für die Beamten der erſtern noch im Anſtande gelaſſen werden. 
Es ſei nur die Eine Bemerkung geſtattet, daß es für die Brauchb dieſer 
Klaffe von Staatsdienern ſehr zweckmäßig wäre, wife alle eine kürzere 
Zeit bei ben Militär dienen würben. Sie würden nicht nur zu der, ihnen denn 
boch bier und da vorfommenden, Anwendung ber bewaffneten Macht geichidter, 
fondern überhaupt im furzen Träftigen Befehlen und Handeln geübter fein. Zu 
biefer Vorbildung ſcheint denn nun aber die Stelle der Militär: Aubditore 
ganz beſonders geeignet zu fein. Wenn in ber Regel diefelben auch nicht zu 
ben Gelehrteſten ihres Faches gehören mögen, fo müllen fie body fo viele Nchts: 
kenntniſſe befiten, als für den Präventivjuftiz: Tienft erforberlid, ift; und durch 
die Einrichtung, wo möglich Auditore zu ben erledigten Stellen dir Präventiv: 
Juſtiz zu nehmen, würde überdieß noch der weitere Zweck erreicht, biefer Klaſſe 
von Beamtendetine nützliche Laufbahn zu eröffnen, während fie itzt häufig Feine 

pajlende Gelegenheit zum Vorrüden finden und daher nicht felten in Acmter, zu 
beren Belorgung fie gar nicht taugen, verfett werden. 
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eine Wiedertrennung des dem ‘allgemeinen Weſen nad) zufammen- 
gehörigen Ganzen als räthlich Hervorgienge. — Daß ein fachlicher 
Unterfchied unter den Aufgaben der Präventiv-Yuftiz befteht, tft 
nicht in Abrede zu ziehen und geht auch aus der ganzen voran 
gehenden Darftellung verfelben hervor. Einer Seits ift nämlich 
für die Eicherftelung "der Nechte des Staates (einſchließlich der 
Eicherheit des Staatsoberhauptes) zu forgen, anderer Seitd für 
bie Bewahrung der Einzelnen gegen Eingriffe in ihre Rechtsſphäre 7). 


7) Mit gutem Vorbedachte ift auch hier der fogenannten „hohen Polizei“ 
nicht ala eines befonderen Zweiges ber Sicherungßeinrichtungen gedacht, weil bag, 
was man mit biefeom an fich finnlojen Namen bezeichnet, nicht3 Anderes ift, als bie 
Ausführung von verfaſſungs⸗ und geſetzwidrigen Gemwaltftreihen, unternommen 
unter den VBorgeben einer ungenügenden Kraft ber regelmäßigen Staatseinrih: 
tungen. Mit dem unklaren Worte follen willkürliche Einkerkerungen, Verban⸗ 
nungen, wohl felbft Lebensberaubungen, Wegnahme von Eigenthum oder Auf: 
hebung geſetzlicher Rechtszuſtände befhönigt werden, weil man fich ſcheuet bag 
Kind bei dem rechten Namen zu nennen. Ueber foldhe Gewaltthaten bat bie 
Wiſſenſchaft nichts zu jagen; fie kann Feine berechtigende Gründe, fein Verfahe 
renöprincip, Feine Regeln und feine Ausnahme für diefelben feftftellen im: 
mermann tabelt die Niäfberüdfichtigung zwar (Bd. III. ©. 1271), weil bie 
Wiſſenſchaft nicht zu überfchlagen habe, was recht und häßlich fei; dich aber 
ift ein offenbares Mißverſtändniß. Nicht aus diefem Grunde wird die hohe Po⸗ 
lizei wiffenfchaftlid) unbeachtet gelaffen, — müßte doch fonft ein guter Theil ber 
von ber Bolizei und Präventivjuftiz behandelten Gegenftände ebenfalls weggefallen 
fein, — fondern weil ungefeglihe Gewaltftreiche über gar keinen Theil eines 
geordneten Staatdorganismus find, gar nicht auch nur thatſächlich beftehen 
follten, rechtlich nicht beftehen Fünnen. Zimmermann felbft giebt zu, baß biefe 
bobe Polizei in einem Etaate mit einer Rechtsverfaſſung gar feine Stätte finde 
und dahck auch in ben neugeitigen conftitutionellen Staaten nicht vorhanden fei. 
Er räumt ferner eins ſolche Gewaltſchritte mit der eigentlichen (Ncht3:) 
Polizei bearifflih und fERM wohl thatfächlich nichts zu thun.haben. Weshalb 
ſoll nun die Wiſſenſchaft der Polizei in einem Rechtsſtaate ſich um etwas bes 
fümmern, was nicht beftcht, jeden Falles fie nicht? angeht? Und wenn denn in 
ben Napoleonifchen Geſetzbüchern der Stantögewalt gewiſſe außerordentliche Be 
fugniffe zu Rechtsbeſchränkungen zugetheilt und dabei ald Maaßregeln ber 
hohen Polizei bezeichnet find; fo ift doch eine folche verkehrte ober heuchlerifche 
Bezeichnung einer das richtige Maaß überfchreitenben außerordentlichen Regierungss 
befugniß ficher Fein Grund dazu, irgend einen geordneten Theil des Staatsor⸗ 
ganismus, bier alfo die Präventivjuftiz, bamit zu belaften. Sie find eine Sache 
für fih und mögen etwa im Verfaffungsrechte, als unwillfommene Ausnahmen 
von den allgemeinen Staatöbürgerrechten, behandelt werden, nicht in der Lehre 
von der Verwaltung. Zimmermann’s eigene Darſtellung ift ber beſte Beweis, 
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Es mag auch gerne zugegeben werben, daß die beiden Aufgaben 
in Betreff der allgemeinen Bedeutſamkeit, des Umfangs der zu tref⸗ 
fenden Vorkehrungen, der Häufigkeit nöthiger Thätigfeit manchfach 
von einander abweichen, (obgleich keineswegs jo, daß die wichtigeren 
oder häufigeren Abwehrungen immer nur ber einen Seite zus 
fallen). Allein in der Hauptfache find fie doch der nämlichen Art. 
Immer handelt es fi nur von der Verhinderung von drohendem 
Unrechte; immer von der Anwendung dverjelben oberften Grunbjäße 
und Einhaltung derjelben Gränzen; immer von der Anwendung ber: 
jelben Geifteßfräfte. Es ift alfo gar Fein innerer oder äußerer 
Grund zu einer Augeinanderreißung vorhanden. Und wenn ſich 
etwa die Zahl und die Art der verjchiedenen einzelnen Geſchäfte 
nicht für Behandlung durch diefelbe Behörde eignet, jo hindert 
nichts, Unterabtheilungen, getrennte Decernate u. ſ. w. zu bilben. 
Wollte aber etwa der Einwand erhoben werben, daß es zur zmed- 
mäßigen Leitung der Staatsſicherungs-Thätigkeit eines politifchen 
Kopfes bedürfe, welcher Meberficht über die Zeitverhältniffe und 
über die allgemeinen Zuftände des Landes habe: fo folgt daraus 
nicht3 weiter, al3 daß man nun einen Mann, welcher jolche Eigen: 
ſchaft befist, zum Minifter wählen kann. Dick ift aber weber ein 
Uebel;, noch eine Unmöglichkeit, oder auch nur eine Beſonderheit. 
Sollte doch jeder Minifter ein Staatsmann fein, denn jeder muß 
allgemeine politiiche Rückfichten nehmen und hat Antheil an der 
gefammten Leitung des Staates. — In ähnlicher Weiſe verhält es 
fih mit der Anwendung verfchievdener Mittel. Man bak, wenn 
biefer Punct hervorgehoben wird, eigentlidg.gger im Auge, daß es 
außer der Verwendung öffentlich anerkannter Beamter und der Ein- 
haltung eines regelmäßigen amtlichen Gefchäftsganges auch des 
Gebrauchs geheimer Mittel bedürfe. In wie ferne dich nun richtig 
ift, fol unten, $. 46, näher unterfucht werden; allein wenn daran 
auch etwas Wahres fein follte, fo*ift nicht einzufehen, warum nicht 
biejelben Behörden beiverlei Arten von Verfahren follten anorbnen, 
mit beiderlei Art von Agenten, mit jedem nad) feiner Eigenthüntlichkeit 


daß hier Fein wiflenfchaftlicher Stoff zur Behandlung und Einreihung vorliegt; 
es giebt eitel verwirrtes und in ber Luft fiehended Gerede. 
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jollten verkehren Tönnen. Eine Trennung ber Sicherheitsmaaßregeln 
in der Art, daß ein eigene? Minifterium für die Öffentliche, ein 
anderes für die geheime Polizei angeordnet wäre, hätte überbieß 
bie größten Verwirrungen und Durchkreugungen zur Folge; und 
dieſes um jo .ficherer, als die Verwendung von beiderlei Arten 
von Mitteln, (die Zuläffigkeit von geheimen Agenten vorläufig ans 
genommen,) bei derſelben Art von Thätigkeit unvermeidlich ift. Gegen 
politijche Vereine und Umfturgverfuche, gegen Mordanichläge oder Raub⸗ 
und Dieb2gefindel u. |. w. kann keineswegs etwa bloß mit geheimen 
Mitteln vorgegangen werben; es bedarf zur vollen Wirkſamkeit 
auch ganz öffentlicher Anordnungen und anerkannter Beamten. 
Auch zeigen die eben angeführten Beifpiele, daß fich die Verwen⸗ 
dung geheimer Kundſchafter :nicht etwa auf die eine oder bie an⸗ 
dere ber beiden Hauptaufgabenkreiſe befchränft, ſondern bei beiden 
möglich ift; daß aljo auch nicht. einmal bdiefer, jeden Falles an jich 
jehr Schwache, Grund für eine Trennung der Leitung bei untern 
und höhern Behörden zutrifft. — Es muß jomit als erwieſen auf 
geftelt werden, daß auch in Betreff der Zuſammenlegung bes 
Sleichartigen zu Einem Ganzen dad Geſetz der Arbeitätheilung bei. 
der Präventiv-Juſtiz Anwendung erleiden kann und muß ®). 

Verhaͤlt es ſich aber in dieſen Beziehungen alfo, fo liegt auch 
die Nothwendigkeit wor, den nach Zweck, nach Grundjägen des Ver: 
fahren? und nach Mitteln abgejonberten und in fich abgeſchloſſenen, 
außerbem - aber eigenthümliche Eigenjchaften für feine Beſorgung 
erfordernden Zweig der Staatöverwaltung eigenen Beamten zu über 
tragen, und ihn weber unter verfchiedene und verjchiedenartige Stel- 
fen zu vertheilen oder als untergeordnetes Geſchaͤff einer andern 
Abtheilung des Staatsdienſtes zuzutheilen, noch ihm felbft wieder 
verfchicdene von einander unabhängige leitende Stellen gegenſtands⸗ 
oder ausführungsweile unterzuorbnen. | 

Allerdings verftößt diefe Forderung gegen die gewöhnliche An⸗ 


- 


8) Ausführliches und Nichtiges über bie Nothwenbigfeit einer abgefonderten 
und felbftftändigen Organifation ber (Rechts⸗) Polizei |. bei Zimmermann, 
a. a. D., Bd. III, S. 678—746. ® 

v. Mohl, Rectd: Polizei. 3. Auflage. 25 
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fiht der Theoretifer 9), gegen alte Sitte und gegen bie in ber Wirk⸗ 
lichkeit beftchenden Staatseinrichtungen. Dieß darf aber nicht irre 
machen. — Die landläufige Lehre beruht eben auf dem Irrthume, 
daß PräventiveJuftiz und Polizei gleichgeorbnete Unterabtheilungen 
derfelben Hauptthätigkeit des Staates fein und verdient jomit Feine 
weitere Beachtung. — Die althergebrachte Eitte hat ſchon in gar 
vielen Theilen der EtaatZeinrichtung einer klareren Einficht weichen 
müffen, und iſt deßhalb auch hier nicht al ein unumſtößlicher Be⸗ 
weis anzuführen. Noch ift es nicht fehr lange, daß man die wie 
derherſtellende Nechtöpflege außgejchieden hat von den übrigen Zwei⸗ 
gen der Verwaltung; auch die Finanzen mußten vor Kurzem noch 
in manchen Ländern und Puncten ‚den Beamten ver Juſtiz und ber 
Polizei abgenommen werben: warum follte nun nicht auch die vor: 
- beugende Rechtspflege, fobald ihre eigenthümliche und felbftftätdige 
Natur einmal anerkannt ift, im Aeußern getrennt und cigenen Ver: 
waltern übergeben werben bürfen, troß althergebrachter Verwirrung 
und Gedankenloſigkeit? — Die beftchenden EtaatZeinrichtungen end⸗ 
lich können, auch wenn man fie nicht gleich von vorne herein als cine 
Tolge des theoretiichen Irrthumes und der bemwußtlofen Uebung, 
fondern al3 einen Ausdruck de practifchen Tactes, dem cin dunkles 
Gefühl ven ber innern Wahrheit zu Grunde liegen Könnte, betrach— 
ten will, ſchon deßhalb nicht beftimmend fein, weil fie offenbar, und 
zwar ſogar beiten Falles, ohne cine Folgerichtigkeit, fomit ohne lei- 
teiiden Gedanken, willkuürlich und bunt bie Gefchäfte der Präventiv- 
Juſtiz zerfplittern. Den einen Theil weifer fie, gewöhnlich, ganz 


9) Zu fo femme von beſtimmten Anfichten hier bie Rede fein kann. Die 
meiften Schriftftelier über (Rechts- und Hilfs:) Polizei widmen ber wichtigen 
Frage, wen benn bie Beforgung ber von ihnen dem Staate zugeiutheten Ge 
fhäjte zu übertragen fei, gar Feine Beachtung. So felbft Männer, wie Jacob 
und Lot. Andere find fo fehr in Unflarheit befangen, ober fo unfähig ſich von 
unzwedmäßigen pofitiven Einrichtungen loszumachen, daß fie die Beforgung ber 
Polizei (auch als Präventiv-Juftiz) den Finanzbehörden Übertragen wollen! So 
3. B. Juſti. Die Übrigen nehmen entweder ftillichweigend an, baß bie 
Verhinderung von Rehtöflörungen von beim Bolizei-Beamten zu beforgen feien 
und fprehen ſich im dieſem Sinne weiter über bie Einrichtungen u. ſ. w. aus; 
ober fie fuchen dieſes auggyüdlich zu beweiſen. Zu jenen gehört Berg, Bart; 
gu dieſen Emmermann. 
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aud dem Zuſammenhange geriffen, der wicberheritellenden Rechts⸗ 
pflege als eine Art von Anhang zu, nämlidy die fogenannte freis 
willige Gerichtöbarkeit, welche denn doch nicht? Anderes ijt, denn 
ein Theil des gegen Störungen bed Eigenthumsrechtes nöthigen 
Schutzes; und cd werben fogar in der Regel für dieſes vereinzelte 
Stück die eigenen Beamten . beftellt, welche man dem Ganzen im 
Zuſammenhange verweigert. Ein anderer Theil wird dem Minis 
fterium der auswärtigen Angelegenheiten zugewieſen, nämlich ein 
Bruchſtück des Paßweſens, Häufig aud die Eenfur. Der übrige 
weit größere Theil ift dem Geſchaͤftskreiſe der Polizeiftellen zuge 
theilt, theils weil diefe durch raſcheres Handeln und durch den Befik 
mancher nüßlichen Einrichtungen und Werkzeuge vorzugsweiſe ges . 
ſchickt erſcheinen; theils weil fie überhaupt zu der Aufnahme- und 
Beforgung aller derjenigen Angelegenheiten mißbraucht werden, welche 
Unklarheit und falſche Anſicht fonft nicht unterzubringen wiſſen 79%. 


10) Bei der großen Gleichheit biefer, Eunrichtungen in den meiften Staaten 
ift es überflüffig, einzelne Beifpiele zum Belege des Geſagten anzuführen. Da⸗ 
gegen verbient es befonberd hervorgehoben zu werden, daß ſelbſt in denjenigen 
Staaten, welche — in ber Regel nur vorübergehend — eigene (Rechts-) Polizeis 
minifterien beftellt haben, fich doch ein folgerichtiged und umfaſſendes Ganzes fo 
wenig geftaltet, daß vielmehr bie Verwirrung nur noch größer wird. Diefe 
Minifterin Gaben entweder blos die Internehmungen gegen bie Rechte bes Staates, 
die fogenannte politifche Polizei, zum Gegenftande ihrer Geſchäftsthätigkeit und 
befümmern fi dann um bie Sicherheit der einzelnen Bürger gar nicht, woburd 
denn nur eine neue Zerreißung und zwar .zum Theile enge vwerbundener Ge: 
fhäfte und Einrihtungen und cine weitere Verwirrung in dem Dienſte der un: 
teren Agenten entſteht. Oder fie vereinigen mit einem Theile ber Präventiv⸗Juſtiz 
auch noch in ungetsennter Gemeinſchaft einen beliebigen Theil ber Polizei:Vere 
waltung, überlaffen dagegen einen bebeutenden Theil ihres eigentlihen Reſiorts 
dem Juſtiz-⸗Miniſterium, nämlih die freiwillige Gerichtsbarkeit. Oder endlich 
if ihnen auch wohl ſchon (fo 3. B. in Frankreich unter dem erften Kaiferfyume 
biß 1809) die allgemeine Polizei — police generale — im Gegenfage von ber 
Zrtlichen, municipalen, zugetheilt, zu ber erfteren aber die Bewahrung der Nechte 
des Etaated und die Sorge für die im ganzen Umfange des Staatsgebietes zur 
Anwendung fonımenben polizeilichen Einrichtungen geſchlagen worten, während 
die angeblich örtlichen Maaßregeln dem Minifterium des‘ Junern verblieben; 
eine Einrichtung, von welcher nicht erft nachgewicien zu werden braucht, daß fie 
einen Riß mitten burch bie untrennbarften Dinge machen und zu unzähligen 
boppelten Befehlen, unnötbigen Schreibereien, Reibungen unter ben Bchörden 
führen mußte, kurz gar feinen Sinn hatte, ald die Eicherftellung ber Regierungs⸗ 
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— Eine ſolche völlig grundſatzloſe Vertheilung Tann unmöglich 
einem einfachen, aus dem Welen der Sache entfpringenden Gedanken 
als Widerlegung entgegengeſtellt werden. 

Zu 2. Das Geſetz der ungeſtörten Leitung erfordert 
zweierlei: — Einmal, baß die fammtlihen Mittheilungen aus einer 
. ganzen Gefchäftzabtheilung, welche zu höherer Enticheivung ober 
wenigftend Kenutniß zu bringen find, ftufenweife, zufammengefaft 
werden, in höchiter Inſtanz aber bei Einer oberaufjehenden .und bes 
fehlenden Behörde fich vereinigen. Nur auf diefe Weife kann ein 
Ueberblick über die Maſſe und über die Bejorgung der im ganzen 
Staatögebiete vorfommenden gleichartigen Gefchäfte erreicht, ein Ur- 
theil darüber, wie bie fragliche Aufgabe des Staates thatjächlich 
gelögt wird, und wo etwa eine Nachhilfe und Verbefjerung 'nöthig 
ift, gewonnen, endlich ‚eine einheitliche Ordnung und Vollziehung 
angeordnet werben. — Sobann ift dafür zu forgen, daß fich Unter: 
geordnete der vorjchriftmäßigen Vollſtreckung der ihnen von einer 
vorgefegten Behörde ertheilten Aufträge nicht entzichen können. 
Hierzu trägt denn aber (neben den Beltimmungen über amtlichen 
Schorfam und über Dienſtdisciplin) auch die Organifation der Stel- 
Ten bei, wenn den mittleren und unteren Behörden nicht wejentlich 
verfchiebenartige Gejchäfte zugetheilt, fie alfo auch nicht mehreren 
oberften Vorgeſetzten unterftellt werben.’ Eine mehrfache Unter: 
ordnung erleichtert nämlich einem trägen ober einer Beſchäftigungs⸗ 
art abgeneigten Beamten die Vernachläſſigung eine oder des andern 
ber neben einander beftehenden Aufträge, möglichermweife jogar ſämmt⸗ 
licher, indem er leicht eine Beichäftigung mit andern Amtsauf— 
gaben vorjchügen kann. Bei der Vernachläſſigung eines ſchnell zu 
bejorgenden Auftrages mag die angebliche Menge anderweitiger Ge- 
Ihäfte zum Vorwande dienen, bei der Verſäumniß umftändlicher 
Arbeiten die Nothwenbigkeit der Beſorgung dringlicher Befehle von 
anderer Seite. 

“ Die Nothiwendigfeit einer Berückfichtigung diefer Forderungen 
bei der Ordnung der Präventiv-Juftigbehörden leuchtet ein. Theils 


gewalt um jeden Preis. Vgl. Über diefe befonderen Polizeiminifterien Zimmer: 
mann, a. a. D., Bd. II, ©. 1259 ff.; 1289 fg. 
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liegen hier manche Aufgaben vor, welche im ganzen Lande übereinftims 
menb vollzogen werben müfjen, wenn der Zweck überhaupt erreicht 
werden fol, jo namentlich bei den Anftalten zum Schube der Rechte 
bes Staated, aber auch bei den Maaßregeln gegen Lanbftreicher und 
Fauner, bei der Aufficht auf Actiengefellfchaften, bie Preſſe u. |. w. 
Theil® erfordert bie rechtzeitige Verhinderung eined drohenden 
Unrechtes ſehr Häufig ſchleunigſtes Handeln, ſomit eine Sicher: 
ſtellung deſſelben. Daß aber das Mittel zur Geltendmadjung des 
Geſetzes weſentlich fjelbftredend in einer Trenmung ber Präventiv- 
juftizbehörden von anderen, eine ausfchließliche Beauftragung derſel⸗ 
ben mit Geſchäften ihre Berufes, endlich eine Unterorbnung, wenig: 
ſtens der unteren Behörden unter die Mittelftelle 12), Tediglich inner: 
halb des eigenen Gejchäftzkreifes beſteht, iſt um jo erwünjchter, 
weil diefe Maaßregeln ſämmtlich mit denen fchon wegen der Arbeits» 
theilung erforderlichen zufammentreffen, fomit feine weiteren und 
vielleicht fchwer zu vereinigenden Einrichtungen getroffen zu werben 
brauchen. | | 
Zu 3. Das Gefeß der Berüdfichtigung von Ort und 
Zeit ift von der höchſten Wichtigkeit. Ein der Zahl und der Art 
der zu beforgenden Gejchäfte entfprechenber geographifcher Umfang 
der Bezirke für die unteren und mittleren Stellen ift häufig bie 
Bedingung einer wirkſamen Thätigfeit derſelben; überbieß hängt 
gerade bei den Gefchäften der Präventivjuftiz jo Vieles ab -von einer 
genauen Kenntniß der DBerhältniffe und der Perfonen, welche in 
einem weiten Umkreiſe fchwer zu erlangen if. Die Intereſſen ber 
Bürger aber werben in mehrfachen Beziehungen gefchädigt, wenn 
fie durch eine weite Entfernung von dem Sibe .ver Behörden ge: 
ſchieden find. Unglücklicherweiſe ftehen der Erfüllung der Forbes 
rung große Schwierigkeiten entgegen; und zwar in mehr als einer 


% 


11) In Betreff "ber oberften leitenden unb beauffichtigenden Behörde, alfo 
bes Minifteriums, Tann etwa eine Vereinigung mit "einem anderen verwandten 
und -berfelben Perſönlichkeit anzuvertrauenden Geſchäftskreiſe flattfinden, wenn 
eine Beichränkung in der Zahl diefer höchſten Stellen wünfchenswerth if. Jedoch 
untet einer Bedingung, welche freilich fchon bed formellen Geſchäftsbetriebes 
wegen zu ſtellen iſt; nämlich daß für die verſchiedenen Geſchäftskreiſe auch be⸗ 
ſondere NRäthe, beziehungsweiſe Miniſterialabtheilungen beſtellt werben. 
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Beziehung. Zunächft find wielfach größere Entfernungen nicht zu 
vermeiden. In den Städten freilich Tiegen jolche nicht vor; bier 
find die Behörden in unmittelbarer Nähe. Allein anberd auf dem 
Lande, namentlich in dünne bevölterten oder durch Naturhindernifie 
getrennten und unwegſam gemachten Gegenden. Sodann hat bie 
Einrichtung Heiner Bezirke die Beftellung zahlreicher Beamten: zur 
nothivendigen Folge. Nun ift aber ſchon die Gewinnung jo vicler täch« 
tiger Männer nicht leicht;.wenn überhaupt möglich, Außerdem bie 
genügende Bezahlung verjelben eine große, vielleicht gar nicht zu 
tragende Laft, eine ungenügenbe dagegen ein Krebsſchaden. Und felbft 
in den, thatfächlich doch nur fehr feltenen, Ländern, in welchen ein 
Theil der öffentlichen Gefchäfte von unentgeltlich Dienenden beforgt 
wird, iſt die Auffindung gehörig zanlreicher und geeigneter Männer 
in kleineren Bezirken ſchwer. Schlieglih Tommt noch dazu, daß 
namentlich bei der Präventivfuftiz eine große Ungleichheit in Bes 
treff der Häufigkeit des Vorkommens unter den Geichäften ſtatt⸗ 
findet. Einzelne, und zwar gerade die ſchwierigeren und wichtigeren, 
pflegen nicht oft einzutreten, und Könnten fomit zur Noth auch in 
einem weiteren Umfange von Einer Behörde wohl bejorgt werben; 
andere bagegen find täglich und überall zu erlchigen. Und wenn 
letztere auch in der Megel nicht zu den fchwierigeren gehören, und 
auch von Beamten untergeorbneterer Art und Fähigkeit beforgt wer: 
den können, jo greift dieß doch eben nicht bei allen Plak. 
Einen vollfommen befrtedigenden Zuftand! hier zu erreichen, 
ift unter diefen Umständen allerdings kaum möglich; es muß bie 
eine oder die andere Rückſicht zum Opfer gebracht werben, und es 
hängt einer Seits von ben verfügbaren geiftigen und fachlichen 
Mitteln, anderer Seit3 von den thatlächlichen Verhältniffen, wohl 
auch von. den. Forderungen der Bürger an den Etaat ab, ob an der 
Güte der Leiftungen oder an den Koften ein Abzug ftattzufinden 
hat. Ein, freilich auch mit Unzuträglichkeiten werbundened, Aus—⸗ 
funft3mittel mag etwa fein, für die zahlreichen untergeorbneteren 
Geſchäfte Kleinere Abteilungen ſelbſt innerhalb der untersten Tegef- 
mäßigen Verwaltungs Bezirke zu machen, und biefe dann mit ber 
Haupt-Behörde in organischen Zuſammenhang zu bringen. 
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Zu 4. Eine Befolgung des Gefched der Gleichfoͤrmigkert 
ber Behörden ift nicht etwa nur hervorgerufen burch ein logiſches 
und aͤſthetiſches Behagen an einem fommetrifchen Bau des Staats⸗ 
organigmus, fondern fie hat auch bebeutende fachliche Vortheile und 
muß alfo zur Erreichung berfelben gefordert werden. Dieß findet 
aber nach zwei Seiten hin ſtatt. — Einmal find den gleichnamigen 
Behörden in derſelben Hauptabtheilung ber Verwaltung möglichft 
gleiche Bezirke zugetheilt; wobei denn in erfter Linie die Zahl ver 
Bevölkerung maaßgebend ift, eine Ausgleichung jedoch auch je durch 
ven größeren ober Heineren Grab der Dichtigfeit derſelben nöthig 
werben mag. Die hierdurch erreichbaren Vortheile find: die Möge 
lichkeit einer gleichen Einrichtung aller Behörden derſelben Art, und 
zwar in Beziehung auf Perjonal und äußere Ausftattung ; die Ers 
leichterung der Oberaufficht, da unter übereinftimmenden Berhältniffen 
auch überall diefelde Form und Zeit in Vollzichung ertheilter Aufs 
träge verlangt werben kann; endlich eine gerechte und zu feinen 
Eiferfüchteleien oder unverbienten Begünftigungen Veranlaflung ges 
benbe Reglung der Gehalte u. ſ. w. — Sodann aber wird bei dem 
gegenfeitigen Verkehr der Behörden verſchiedener Verwaltungsabthei⸗ 
lungen viele Zeit erſpart, wenn dieſelben in Einer Angelegenheit 
ſich je nur mit Einer Stelle ins Benehmen zu ſetzen und nicht, wegen 
eines Uebergreifens ihrer Bezirke in die Bezirke mehrerer Behoͤrden 
anderer Abtheilungen, mit dieſen ſämmtlich zu verſtaͤndigen haben. 
Davon abgefehen, daß auch bie Gleichförmigkeit der Vollziehung 
erhaltener Aufträge erleichtert wirb, wenn nur zwifchen Zweien eine 
Berftändigung darüber nothwendig if. 

Zu 5. Die Verpflichtung zu. einer Einhaltung des Geſetzes 
ver Sparfamkett bedarf nicht erft eines Beweiſes. Schon bie 
moͤglichſte Schonung ber Steuerpflichtigen und bie Aufiparung ber 
Geldmittel des Staated zu. den wirklich nothwendigen. Angaben 
machen bie ftrengfte Berüͤckſichtigung dieſer Forderung nothwendig; 
es kommt aber dazu noch eine billige Rückſicht auf die Faſſungs⸗ 
traft vder großen Menge der Bürger, welche bei einer allzugroßen 
Zahl von Behörden verwirrt gemacht wird fiber deren Zuftänbigkeit. 
Berlegt aber kann das Gefeß in gar manchen Beziehungen werben. 
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So namentlich. durch die Beſtellung von Behörden; deren Zeit burch 
die Beforgung ber ihnen zugetheilten Geſchäfte auch bei jorgfältigfter 
Beforgung nicht ganz in Anſpruch genommen würde Durch die 
Zutheilung eined überflüffig zahlreichen Hilfsperſonales oder eines 
folchen, welches einer höhern, und fomit beffer zu bezahlenden, Gat⸗ 
tung von Beamten entnommen wäre, als bie Art ber von ihnen 
zu leiftenden Dienfte erforderte. Durch die Ertheilung von hoch—⸗ 
tönigen unb über bie eigentliche Bedeutung der betreffenden Stellen 
hinausgehenden Amtstiteln oder Bezeichnungen, welche wenn auch nicht 
mit rechtlicher Nothwenbigkeit jo hoch aus einem Schicklichkeitsgefühle 
auch größere. Gehalte zur Folge haben würden. Durch tie Anorb- 
nung fachlich unwirkſamer oder an fich überflüffiger Necurd: ober 
Controlebehörden, welche, neben einer Ichädlichen DVerfchleppung ber 
Geſchäfte, jelbft den. Nachtheil Hätten, Für eine gegenftanbloje und 
eine formelle Thätigkeit bezahlt werden zu müffen, und zwar in ber 
Regel fogar, als höhere Behörden, in größerem Maaßſtabe. Durd) 
eine von ber Rückſicht auf Arbeitötheilung ‚nicht gebotene Spaltung 
ber Behörden, welche immerhin Koften verurfachen, verwirren und 
überbieß, um eine allzu ungenügenbe Beichäftigung zu vermeiden, 
unbequeme große ränmlihe Sprengel veranlafen wird. — 
Es darf jedoch allerdings die Rückſicht auf die Sparfamkeit nicht 
übertrieben werden. Die vollftändige Erreichung der Zwecke bleibt 
bie Hauptſache. Mit Eutſchiedenheit muß daher der Verſuch zurüd- 
gewiefen werben, bie Bildung eigener vechtöpolizeilicher Stellen über- 
haupt ala unräthlich deßhalb barzuftellen, weil dadurch die Zahl 
ber Beamten auf eine chädliche Weife vergrößert werde Es iſt 
oben bereit3 nachgewiejen, daß die eigenthümliche Art der Präven: 
tiojuftig-Gefchäfte auch befondere für fie geeignete Beamte und Stellen 
erfordert. Und außerdem tritt Feine der beiden Beziehungen ein, 
in weldyen eine allzu große Menge von Beamten fchäplich ift, näm- 
lich Vermehrung der Befolveten über das Bedürfniß, jo wie Ber: 
größerung der Zahl der befehlenden Stellen über die Faſſungskraft der 
gewöhnlichen Unterthanen hinaus. Erſteres nicht, da die Geſchäfte 
burch eine eigene Verwaltung derjelben nicht vermehrt werden, diefelben 
aber auch bisher beforgt werden mußten und es ganz gleichgiltig 
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ift, ob von zwei Beamten jeder mit einem boppelten Geichäft feine 
Zeit auzfüllt, oder ob diejelben unter fich abtheilen und nun jeder 
blos Geſchaͤfte von einer und berjelben Art beforgt. Im Gegen- 
theil wird vielmehr eher eine Verminderung. der Beamtenzahl durch 
bie Trennung zu bewerkjtelligen fein, da In Folge der Arbeitätheilung 
jede Art von Gefchäften ſchneller beforgt werden mwürbe, als ein dem 
Umfange nach gleich großes Gemenge von Arbeiten. Namentlich 
tönnte, da auch die Gerichte durch Abnahme der fog. freiwilligen 
GSerichtöbarkeit viel an Zeit gewinnen würden, deren Sprengel 
außgebehnt und baburch bie jo wünſchenswerthe Gleichheit der Efe- 
mentar-Bezirke für alle Gefchäftszweige hergeftellt werden 19). Der 
andere Fehler aber, nämlich verwirrende Vermehrung dei befehlenden 
Behörden, kann der vorgejchlagenen Einrichtung nicht vorgeworfen 
werben, weil auch ist ſchon einzelne Gefchäfte ber Präventiv⸗Juſtiz 
theils eigenen Stellen, theils polizeilichen oder gerichtfichen Behörden 
übertragen find, ſomit eine planmäßige Ausdehnung durch ihre Ein- 
fachheit und Tolgerichtigkeit eher Klarheit als Verwirrung bringt. 
Weber die Schwierigkeit, diejen verfchiedenen Geſetzen gerecht zu 
werben, kann keine Selbfttäufchung ftattfinden. Schon die vorftehen- 
ben einzelnen näheren Erörterungen. haben dieß in mehreren Be 
ziehungen gezeigt; allein 'ver hauptfächlichjte Anftand iſt, daß dieſe 
Geſetze unter fich leicht in Zufammenftoß fommen Fönnen. Sie find 
nicht Folgerungen aus einem und bemfelben Grundſatze, fondern 
entfpringen verfchiedenen Rückſichten; fie laufen jomit nicht parallel 
mit einander, und noch weniger find fie nur Fortentwidlungen des 
eriten aus ihrer eigenen Reihe, etwa mit Ausnahme der Foͤrderung 
ungeftörter Leitung, welche enge verbunden ift mit Arbeitätheilung. 
Es fällt z. B. in bie Augen, daß das Geſetz der Arbeitätheilung 
Einrichtungen verlangt, welche mit ber Berückfichtigung bequemer 
Nähe der Staatsbehörden oder mit der Gleichfoͤrmigkeit derſelben in 
verſchiedenen VBermaltungsabtheilungen ſchwer vereinbar find. Ebenſo 
fann die Rückſicht auf Sparfamfeit nicht nur entjchieden mit ben 
beiden leßtgenannten Forderungen in beftimmteften Wiverfpruch ge- 


12) Bol. den nächſten $. 
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rathen, fondern auch, wenn Schon nur in untergeorbneteren Beziehuns 
gen, jelbft mit dem Gefege der Arbeitätheilung Wenn num auch 
vielleicht behauptet werben kann, daß die Forderungen der Arbeitßs 
teilung und der Sparfamkeit‘ ihrer fachlichen Bedeutſamkeit nach 
den NRüdfichten auf Ort und Zeit fo wie auf Glechförmigkeit vor⸗ 
gehen, fo dürfen body die letztern keineswegs im Falle einer Eollifion 
einfach bei Eeite gefchoben werben, fonbern es verlangt bie um⸗ 
fichtige Erwägung aller Verhälniffe und Bedürfniffe eine Unter 
ſuchung, ob nicht durch, ein Nachgeben in minder wichtigen Puncten 
von der einen oder der andern Seite, viclleiht von beiden 
‚ Eeiten, eine leibliche Audgleihung ftattfinden Tann. Wenn bier 
unter denn auch die, volljtändige Folgerichtigkeit der Einrichtungen 
etwas leiden follte, jo ift dieß im Zweifel das geringere Uebel gegen: 
über von der Nichtberückſichtigung eines ganzen Geſetzes. 

Ins Einzelne gehende bindende Vorfchriften über ſolche Vers 
mittlungen koͤnnen freilich nicht gegeben werben; ſelbſtredend hängt 
zuviel von den thatjächlichen Verhältniffen des einzelnen Falles, von 
gefchichtlichen Gewohnheiten, vom augenbliclichen Stande der were 
fügbaren geiftigen und fachlichen Mittel u. ſ. w. ab; es ift, wie in 
jo manchen menfchlichen Angelegenheiten und häufig gerade bei den 
fchwicrigften, Sache des Tactes, dad Mögliche und Nichtige zu 
finden. Nur ala allgemeine Anhaltöpuncde mögen daher- nach⸗ 
ftchende Säbe betrachtet werben. '- 

Arbeitstheilung ift cine Einrichtung von fo burchgreifender 
Michtigkeit, daß ihre ftrenge Durchführung nur dann unterlaffen 
werben barf, wenn ganz ungewöhnliche und unüberwinbliche Schwie⸗ 
rigkeiten entgegen ftehen. Zu diefen mag denn freilich ein unbe: 
dingter Mangel an verwendbaren Mitteln gehören; jedoch darf ein 
folder nicht - verwechfelt werden mit einer blojen Abneigung gegen 
eine Vermehrung ber Staatsausgaben und gegen eine Berwilligung 
für einen biäher nicht gefannten Aufwand. Ein folder Widerwille 
findet gewöhnlich ftatt, namentlich bei Ständeverjammlungen; allein 
er muß durch den Nachweis der zu erlangenden Vortheile überwunden 
werden. Er pflegt auch, wenn bie Nüglichkeit ber neuen Einrichtung 
durch die Erfahrung erwichen ift, fpäter ſpurlos zu verichwinden. 


Um leichteften Tann eine Abweichung von ber. Arbeitötheilung 
zugegeben werben. bei ganz üntergeorbneten Gefchäften, zu beren 
Beiorgung weniger eine befondere Vorbildung, ald guter Wille und 
gewöhnliche Tüchtigkeit erforderlich ift. Hier kann denn, wenn es 
aus Sparfamkeitzrücichten nicht anderd zu machen ijt, etwa auch 
eine gemeinfchaftliche Verwendung derfelben Perfonen von Eciten 
verfchiedener anoronender Behörden zugelaffen werben, wenn und 
fo weit die beiderfeitigen Aufträge neben einander ausführbar find. 
Auch hier werden allerdings Unzuträglichkeiten entjtchen und wirb 
namentlich bie Leichtigkeit der Oberaufficht beeinträchtigt; allein biefe 
Ucbelftände find doch weit geringer, als wenn eine richtige Organis 
fation leitender und die geiftige Arbeit beforgender Stellen unter: 
bleiben würbe, nur weil nicht jeder Gattung berjelben eigene, ihr 
ausſchließlich untergeorpnete Organe ohne allzugroßen Aufwand zus 
getheilt: werden Könnten 1°). 

Eine Berückſichtigung bequemer geographifcher Abtheilung ber 


13) Ungmeifelhaft muß bei einer Ausfcheibung ber Präventiv⸗Juſtiz zwiſchen 
ihr und ber Polizei Verwaltung ein Abkommen über die unmittelbare Beaufs 
fichtigung der untergeordneten Organe, 3. B. ber Gensbarmerie, Bolizeifoldaten 
u. |. w., getroffen werben. Da natürlih von einem gemeinfchaftlichen Befchle 
feine Rebe ſein kann, ſo iſt die Frage, wem die regelmäßige unmittelbare Aufſicht 
und Leitung ſolcher Diener zu übertragen ſei, danach zu entſcheiden, wer dieſer 
untergeordneten Werkzeuge am häuftgften bedarf. Dieß iſt nun ohne Zweifel die 
Präventiv-Juſtiz; umd es folgt daraus, daß bie Polizeiſtellen, welchen fie 
gegenwärtig zugeteilt find, (und zwar, fo Tange jene ben Rechtsſchutz hauptſäch⸗ 
ih zu beforgen haben, mit Recht,) diefelben abzugeben haben, mit Ausnahme 
besjenigen Perfonales, welches fie für ihre Zwecke beftändig gebrauchen und voll: 
fländig in Anſpruch nehmen. Natürlich würde die Polizei das Recht haben, im 
jedem Bebürfnißfalle von ber regelmäßig vorgefeßten Behörbe die Weberlaflung 
außerorbentlicder Mittel zu Erreichung ihrer Zwecke zu verlangen, fo wie fie igt 
ſchon die Juſtiz von der Volizei verlangen Tann und muß; unb es mögen fogar 
ſtehende polizeiliche Aufgaben, 3. B. der Beobachtung getoiffer Zuftänbe, des um: 
mittelbaren Eingreifend zur Verhinderung von Unfug oder- Unzuträglichkeiten 
u. f. w., gegeben werben, weil ſich biefe mit bem zum Rechtsſchuhe erforberlichen 
Beobachtungsdienſte ohne alle Beſchwerde oder Zeitwerluft "verbinden laſſen. — 
Sollte fi freilich nad Erfahrung das beiberfeitige Bedürfniß der Maſſe nad 
umgefehrt verhalten, fo wäre aud bie Unterordnung des fraglichen Perſonales 
unter bie Polizeibehörden ergeben und würde bie Präventivjuſtiz nnr bie von iht 
allein gebrauchten Organe unmittelbar und ausſchließlich befehligen; fo z. B. die 
geheime Polizei gegen Verbrecher (deteoti von). 
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Bezirke ift ohne Zweifel von größerer Wichtigfeit, als eine ftrenge 
Durchführung der Gleichförmigfeit diefer Bezirke in ſämmtlichen 
Verwaltungsabtheilungen, da fie die richtige Wirkfamfeit der Behör: 
den und eine leichte Zugänglichkeit von Seiten der Bürger bedingt. 
Die Symmetrie muß alfo nachftehen, wen gewichtige Gründe, wohin 
- namentlich bier häufig Sparſamkeitsforderungen gehören werben, 
gegen fie ſprechen. Es Tann fich alfo 3. B. wohl begeben, daß bie 
Bezirke in einer ganzen großen Abtbeilung nicht mit denen ber 
übrigen Abtheilungen gjeich groß gemacht werben können, weil durch⸗ 
fchnittlich in den erfteren weniger zu thun ift; doch muß, um. wenig: 
ftend fo viel als möglich zu retten, eine doppelte Bemerkung babei 
beobachtet werben. Einmal wirb ed bie Unguträglichfeiten einer 
ungleichen Eintheilung bedeutend vermindern, wenn fich die größer 
anzulegenben Bezirke der einen Art nicht bloß noch über einen Theil 
bed anliegenden normalen Umfange® anderer Behörden erjtreden, 
fondern gleich zwei oder mehrere ganze umfaffen 2%); und es Fann, 
um dieſes zu bewerfftelligen, „nicht darauf ankommen, am Hilfs 
perfonale zuzufeßen, wenn mit der gewöhnlichen organifations- 
mäßigen Anzahl ein jo großer Umfang nicht bewältigt werben 
koͤnnte. Zweitens aber ift immer zu unterfuchen, ob nicht vielleicht 
eine Gleichheit in den ſämmtlichen Bezirken dadurch aufrecht zu er: 
haften ift, daß für eine weniger befchäftigte Behörde eine einfachere 
Drganifation gewählt wird. Es ift nämlich, falls auch hierunter 
die Arbeit etwas leiden follte, immerhin noch möglich, daß dieſer 
Nachtheil Heiner ift, als der einer Ungleichheit der Gränzen, ober 
eine- Nichtberücfichtigung des Sparſamkeitsgeſetzes 15). 

14) Angenommen zum Beifpiele, daB bie Bezirksſtellen ber Präventivjuftiz 
nicht hinreichend bejchäftigt wären, wenn ihnen nur der Umfang ber Polizei: ober 
ber Gerichtöftellen gegeben würde, fie aber anderer Seits bei ber gewöhnlichen 
Beſetzung mit Einem Beamten und Einen jüngeren Gehilfen nur etwa noch 
einem um ein Drittheil ober bie Hälfte größeren Bezirk genügen könnten: fo ift 
e8 beſſer, einen zweiten Gehülfen zu geben und den Bezirk über zwei ganze Poll: 
zeis u. |. w. Bezirke auszudehnen, als diefe Ießteren für bie betreffenden Mechts: 
poligei-Geichäfte an mehrere links und rechts liegende regelmäßig beſetzte We: 
horden zu verweifen. 


18) Wenn 8. eine Areispupillenbehbrde weniger beſchäftigt ſein ſollte, als 
der entſprechende Civilgerichtshof, ſo iſt es ohne Zweifel zweckmäßiger, jene mit 
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Es begiebt fi wohl, daß eine Provinz, namentlich wenn fie 
och nicht Tange mit dem Hauptlande vereinigt ift, ein großes 
jewicht auf gewiſſe altherkömmliche Einrichtung, Benennung, Ge⸗ 
häft2behandfung ihrer Behörden überhaupt oder wenigjtend be- 
immter Arten berjelben legt. Hier kann es denn ein großer poli: 
jcher Fehler fein, der bloſen Gleichförmigkeit wegen Aenderungen 
orzunehmen. Selbſt wenn in Beziehung auf die oben entwidelten 
zeſetze Ausstellungen an ſolchen örtlichen Gewohnheiten zu machen 
yaren, muß in folchem alle darüber weggefehen werben, bis all- 
rählig durch Meinere und theitweife Aenderungen der Weg zur unge- 
ihrlichen Einführung der ridhtigern allgemeinen Ordnung gebahnt 
t. — Freilich mag es auch, vorausgeſetzt daß der Staat bie 
öthige Kraft dazu befikt, unter andern Umſtänden. richtige Staats⸗ 
ugheit fein, einen neu eriorbenen Landestheil fchnell und voll: 
Andig mit dem allgemeinen Verwaltungsorganigmus zu verjchen, 
m ihm den nationalen "Stempel auch durch dieſes Mittel jo bald 
nd fo vollſtadig als möglich aufzudrüden. 


6. 39. 
2) Die Organifation ber Behörden. 

Aus dem Gelege der Arbeitötheilung ergiebt fi, wie oben 
5. 476 fg. ausführlich erörtert ift, für die Organifation der Prä- 
entiv=$uftizbehörden ein- doppelter Grundfag. — Einmal, daß bie: 
elben als cine eigene Abtheilung ber Staatöverwaltung einzurich- 
en, von allen frembartigen Gejchäften zu befreien, dagegen mit 
ämmtlichen ihr zukommenden Aufgaben zu beanftragen find. — 
Zweiten aber, daß fic mit derjenigen Hauptabtheilung des Behörden: 
Irganismus zu einem oberſten Ganzen verbunden werden müſſen, 
nit welcher ſie einen gemeinſchaftlichen höheren Zweck zu erſtreben 
yaben. . | 

Die Folge der erfteren Forderung tft, daß bie Präventivjuftiz 
veder Molizeibehörvden noch Gerichten übertragen werden darf, und 
iner Fleineren Anzahl von Arbeitern zu befegen, oder dem Borftande einen weniger 
‚oben Rang zu geben u. f. w., als entweder ben Pupillenfreis über ben Gerichts⸗ 
prengel hinaus auszubehnen, oder die regelmäßige Anzahl von Beamten halb 
nüßig geben zu laſſen zur Aufrechterhaltung der Organiſationsgleichheit. 
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zwar weber im Ganzen, noch auch nur in Betreff cinzelner Ge⸗ 
ſchafte. Selbſt eine Zutheilung in gefchloffenen Sectionen ober 
Senaten an Stellen der genannten Art ift grundſatzwidrig und 
faun nur zu Begriffsverwirrung führen. Insbeſondere ergiebt ſich 
aus den von ber Stellung ber Gerichte jo weſentlich verfcytebenen 
Berhältniffen der Präventiv- Behörden, daß biefelben, und zwar in 
feiner Inſtanz, mit den erfteren vermifcht werben können, ſondern 
durchweg einen formell und perjönlich ganz gefonderten Zweig ber 
Rechtspflege und des .Yuftig- Departement? zu bitven haben. Trotz 
mancher Schwierigkeit und Koftenvermehrung ift in allen nad 
Grundſaͤtzen eingerichteten Staaten ven polizeilicheri Behörden jeder 
Antheil an der wicderherftellenden Nechtöpflege entzogen worden, 
bamit nicht dieſelbe Behörde und berjelde Mann in ber einen Kigen- 
haft unabhängig, in der andern aber höheren Befehlen unterworfen 
fei und etwa die gejegliche Unabhängigkeit. durch Einwirkung auf 
die abhängige Seite mittelbar gefährdet werden könne. Ganz der 
felde Fall würde aber bei den Präventinbehörben utreten. Nur 
fo lange die Gerichte fich ftrenge innerhalb ihres Geſchäftskreiſes, 
nämlich der Wicherherftellung bereits gekränkter Nechtäverhäftuiffe, 
halten, ift es möglich, ihnen durch allgemeine Normen vollitändige 
Eelbitftändigkeit einzuräumen, und find fie felbft im Etande ihre 
Unabhängigkeit zu veriheibigen, wenn fie bebroht würde Eine 
Ausdehnung ihrer Befugniffe wäre eine wahre Schwaͤchung ihres 
bedeutenditen Nechted. Die gänzliche Abſonderung aller Geſchäfte 
und aller Stellen der Präventivjuftiz muß folglich ſowohl in ihrem 
eigenen Intereſſe, ala in dem einer unpartheliſchen wiederherſtellenden 
Nechtspflege verlangt werden. 

In Erfüllung des zweiten Grundſatzes kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß die Präventiwjuftiz, da fie, obgleich die Abwehr von 
Nechtsſtörungen zwar fein Theil der richterlichen Geſchaäfte aber doch 
ein weſentlicher Beſtandtheil der Rechtspflege iſt, in ihrer Geſammt⸗ 
heit zum Juſtiz-Departement gehört, eine eigene geſchloſſene 
Abtheilung defjelben bildet, und.baß ſomit dem Juſtiz-Miniſter (oder 
ber velen < Stelle vertretenden hoͤchſten Behoͤrde) ihre Oberaufſicht 
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und Leitung zuftcht ). — Hierbei ift übrigens gleich von vorne 


1) Es verfteht ſich freilich von felbft, daß Diejenigen, welche ſich nicht von 
ber Nothivenbigkeit, für die Polizei einen fcharfen und beſtimmt außgefchiebenen 
Zwed feftzuftellen, überzeugen wollen, und die fi mit bem vagen Begriffe ober, 
richtiger gefagt Worte, „Sicherheit und Ruhe“ oder „Sicherheit und Orduung“ 
begnügen, (wie feltft ist noch Bluntſchli, Staatsrecht, Ste Aufl, Bd. II, 
©. 182 fg., und Stein, Venwaltungdlehre, Bd. I, S. 314) eine Zutheilung 
ber Abwenbung von Unrecht an bie Juſtiz nicht zugeben, fondern diefelbe unter 
die oberfte Polizeibehörbe ftellen wollen; und bier findet denn ber Sab: contra 
prima principia negantem non est disputandum, volle Anmenbung. Allein 
ſchwer begreiflich ift jeben Falles, wie die f. g. freiwillige Gerichtsbarkeit zur Juſtiz 
geichlagen werben kann. Hier ift denn doch fo gut, wie irgendwo, von Eicdherung 
bie Nede; und der blofe, ganz finnlofe, Name „freiwillige Gerichtsbarkeit“ 
fann offenbar fein logiſcher Grund fein. — Wenn aber Stahl, EStaatslehre, 
Ste Aufl., S. 595 fg.) die gewöhnliche Auffaffung, daß die freiwillige Gericht: 
barkeit ein Theil der Nechtöpflege fei, die übrigen Sicherftellungen gegen Unrecht 
aber ber Polizei zufallen, zu vertheibigen fucht, fo gefchieht e8 nur durch willkür⸗ 
liche und ſelbſt Hanbgreifliche falfche Behauptungen und durch fophiflifche Phraſen. 
Oder ift ed nicht eben fo willkürlich ala unrichtig zu fagen: in ber Mechtöpflege 
Außere fich 1b ie Gerechtigkeit bed Staateß, beren Wefen Unmanbelbarfeit und 
ftete Herrlichk geſetzgeberiſchen Willens fei; fle beftehe nun aber nicht darin, 
daß das Geſetz nicht überfchritten, alfo nicht darin, daß das Necht nicht verlegt 
werde, fondern barin, baß bie geſetzliche Ordnung ben Sieg behalte, alfo nad 
einer Verlegung wieder bergeftellt werbe? Iſt es doch handgreiflich, daß „die 
Unwanbelbarfeit und ftete Herrlichfeit” bes Geſetzes gerade dann unb gerade ‘ba: 
durch am beften gewahrt ift, wenn nicht einmal ein Angriff auf biefelbe zuges 
Iafien wird. Und wie kann ernfihaft und ehrlich gefagt werben, bie freiwillige 
Gerichtsbarkeit gehöre zur Rechtspflege, weil fie gegen Verletzungen ficher ftelle, 
bie durch Rechtsgeſchäfte entſtehen, nicht blos durch factifche Handlungen, während 
Wahrung gegen Diebe und Räuber, fo wie gegen ftaatsgefährliche Geſellſchaften 
nur gegen factifche Gefahren gerichtet feien, alfo ber Polizei anheimfallen Cs 
ift ſchon nicht richtig, daß 3. B. das Bormundfchaftäweien nur gegen geführliche 
Mechtsgeſchaͤfte fichere, nicht aber gegen thatfüchliche Gefahren; gerabe gegen Ich: 
tere bauptfächlich follen Abweſende, Geiſteskranke, Minderjährige geihüßt werben. 
Sodann aber-ift es faſt Eindifch zu behaupten, bei Diebsbanden und gefährlichen 
Geſellſchaften Handle es fih nur von thatjächlicher Gefahr, wie wenn nicht fo 
gut, wie bei einem betrügerifchen Vertrage ober einer mwiberrechtlichen Aneignung, 
ber unrechtliche, gegen „bie ftete Herrlichkeit” des Geſetzes gerichtete Wille ber 
unmittelbare Grund ber Bedrohung, und nicht bie Folge berfelben ber Gegen⸗ 
ftand der Bekämpfung wäre: Cine hohle fophiftifche Phrafe aber ift ed nur, wenn 
geſagt if: „Wo Mechtöpflege eintreten fol, dba muß es fi darum handeln, ba 
Jemand gerichtet werde (7); die freiwillige Gerichtsbarkeit richtet nun zwar nicht 
unmittelbar, aber fie bereitet für daz, worüber fünftig gerichtet wird (7), ober 
gerichtet werben Khunte (71), vor, bamit bort gerecht gerichtet werbe." Stahl fühlt 
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hetein einem möglichen folgeſchweren Mißverſtaändniſſe entgegenzu- 
- treten. Die rechtliche Stellung des Vorgefetten gegenüber von den 
Behörden der Präventivjuftiz- ift keineswegs die zu ben Gerichten 
vorgefchriebene ganz ausnahmsweiſe, eben weil jene feine Gerichte 
find; es tritt vielmehr hier die gewöhnliche Unterordnung der Ber 
waltungsftellen unter die Befehle der höheren Behörden ein *). Es 


gar wohl, daß bie Gründe, welche dafür fprechen, die fog. freiwillige Gerichtsbar⸗ 
feit ala Theil der Rechtspflege (nicht ber richterlihen Thätigkeit, was ——* 
daſſelbe ift,) zu erklaͤren, auch für alle ſonſtige Abwehr von Unrecht paſſen; allein 

weil er, unbegreiflicherweife, ben wiſſenſchaftlichen Muth nicht hat, diefes auszu⸗ 
fprechen, fo ſucht er die Folgewidrigfeit Binter -finnlofem MWortgeflingel zu ver: 
fteden. 

2) Es wäre ganz thöricht, ſich bier durch die hergebrachte, zum Theile ganz 
unüberlegte und faft abergläubifche, Scheue vor jebem Regierungseinfluffe auf bie 
Rechtspflege irre führen zu laſſen. Schon bie Unabhängigkeit der Gerichte von 
jebem materiellen Einfluffe des Staatsoberhauptes und feines verfaffungsmäßigen 
Organes, ſowie bie gänzliche Ausfhließung bed Fürſten von aller Entfcheibung 
der Rechtsſtreitigkeiten ift keineswegs bie nothwendige Folge eines Rechtsſatzes 
fondern Tebiglich eine politiſche Maaßregel, welche das Tleinergemlebel vorzieht. 
Eigentlich wäre es Sache und fogar hauptſächlichſte Pflicht bes Soberhauptes, 
ſelbſt für die Aufrechterhaltung ber Rechtsordnung zu forgen, fo wie er für bie 
Erreihung der Übrigen Staatszwede zu wirken bat. Allein aus Furcht vor Une 
kenntniß der verwidelten und ein eigenes Stubium erforbernden pofitiven Geſetze, 
aus Angft vor Verzögerung der Urtbeile, vorzüglich aber aus Beforgniß leiden: 
ſchaftlicher und partheiiſcher Entſcheidungen in einzelnen Zällen ift dieſes Recht 
und biefe Pflicht den Fürften (und ihren Stellvertretern) entzogen und verfaffungs: 
mäßig ben Gerichten außfchlieglih übertragen worden. Und zwar nicht etwa, 
als ob biefe Einrichtung nicht auch ihre Mängel hätte und als ob nicht naments 
lich Veftechlichfeit, Trägheit, gebanfenlofe Uebung oder Handwerksgeiſt ber unabe 
bängigen Richter nachtheilige Folgen für ben bilfefuchenden Bürger haben Fönnten 
und würbeny fondern nur weil man diefe Fälle als feltener und minder nad: 
tbeilig betrachtet. (Eine gute Zufammenftellung ber Gründe für bie abgefonberte 
Drganifation ber Zuftizbehörden f. bei Gerfiner, Grunblehren ber Staats: 
verwaltung, ®b. I, S. 178 fg.) Jene Gründe erleiden nun aber zum großen 
Theile Feine Anwendung auf die zur Vorbeugung von Redtsftörmgen 
nötbigen Maaßregeln; und wenn auch bier allerdings einige Beforgniß bleibt, 
daß zumeilen, namentlich bei vermnitheten Angriffen auf den Staat, Leidenfchaft 
oder. böfer Wille fi Raum verſchaffen könnten: fo ift doch die Handhabung ber 
Borbeugungs: Maafregeln zu enge mit der Sicherheit bes ganzen Staates ver: 
bunden, zur Ergreifung bes rechten Augenblides und ber richtigen Maaßregel zu 
viele Kenntniß von Perſonen und Verhältnifien nötbig, welche keineswegs immer 
bei der zunächft vorgefegten Stelle ſich findet, als daß von einer Unabhängigkeit 
der Praventiv⸗Juſtiz⸗ Stellen vernünftigerweife bie Rede fein könnte. Wer möchte 
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bat alfo der Meinifter nicht blos für die richtige Einhaltung bes 
formellen Gefchäftsganges und für den regelmäßigen Fleiß jener 
Stellen zu forgen; fondern es fteht ihm auch eine Entſcheidung in 
materieller Beziehung zu, ſei es, daß er im Wege ber Belchwerbe 
von Seiten eines betheiligten Privaten oder durch einen anfragen: 
ben. Bericht der untergeorbneten Stelle Kenntniß von dem einzelnen 
Falle erhält; fei es, daß er aus fonft einem Grunde ein Einfchreiten 
für nöthig . erachtet. Natürlich erſtreckt fih dann aber auch bie 
perjönfiche Verantwortlichkeit des Miniſters auf das Gefanmtgebict 
der Vorbeugungsmaaßregeln, während diefelbe in Beziehung auf die 
Verfügungen der Gerichte gar nicht befteht, noch bei der Unabhän- 
gigkeit der Teßteren beftchen Tann. Der Umftand aber, daß der 
Minifter auf diefe Weile in einem verſchiedenen Rechtäverhältniffe 
zu den beiden Hälften ſeines Departements fteht, ift von feinerlet 
Bedeutung. Es ift feine unlösbare, nicht einmal eine fehwicrige 
Aufgabe, jede derfelden nach ihren eigenthümlichen Verhältniffen zu 
behandeln; und es ift diefelbe nicht einmal eine eigenthümliche gegen- 
über von den Präventivſtellen. Selbſt zu Gerichten und deren 
Perfonal hat der Juftizminifter eine doppelte wefentlih unter fich 
abweichende Stellung, je nachdem ed ſich von der unabhängigen 
Behandlung und Entjheidung von Rechtsſtreitigkeiten durch die⸗ 
ſelben, oder von dem allgemeinen Aufſichtsrechte über die Art ihrer 

Thaͤtigkeit, von Diſciplinargewalt bei Dienſtfehlern, von Ernennun⸗ 
gen u. ſ. w. handelt. Und vollkommen in den Verhältniffen eines 
Berwaltungd=Borgefegten fteht er zu den Behörden der Etrafan- 


eine Staat3einrichtung für vernünftig erachten, in welcher die höheren Behörden 
und das Staatsoberhaupt felbft troß ficherer Kenntniß und begründeter Ueber: 
zeugung eine Gefahr gegen die ganze bürgerliche Gefellichaft oder gegen Einzelne 
müßten unthätig herannahen fehen, und rechtlich unvermögenb wären biefelbe ab: 
zumenden , weil eine untergeordnete. Behörde fih von ber Wirklichkeit ber Gefahr 
ober von der richtiger Auswahl der Mittel nicht überzeugen könnte oder wollte? 
Ye häufiger die ganze Thätigkeit und Wirkſamkeit ber vorbengenden Rechtspflege 
nur auf fubjechiver Schägung beruht und nicht nach beflimmten ftarren Regeln 
zum Voraus für alle File materiell und formell beſtimmt werben Tann: befto 
gewiffer müſſen digjenigen Stellen, bei welden nad) ber Staatzeinrichtung bie 
höchſte Cinficht vorauszuſetzen iſt, aug eingreifen durfen. Noch nie iſt es auch 
in irgend einem Staate anders geordnet worden. 
v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 8. Auflage. 26 
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ftalten, wenn dieſe, (wie doch -begrifffich fein muß,) ihm unterftellt 
find, und im Ganzen auch zu der Etaatdanwaltfchaft. Noch niemals 
aber ift dieſe verfchiedene Berechtigung als logiſch oder pſychologiſch 
unvereinbar erfunden worden ®). 

Was nun aber die nähere Einrichtung der auf ſolche Meife 
ausgeſonderten beziehungsweife in höherer Einheit verbundenen Be 
hörden der Vorbeugung betrifft, jo bebarf es dafür nicht erft eines 
Beweifez, daß gar Feine Urfache dazu vorhanden ift, von den für bie 
übrigen Zweige der bürgerlichen Staatöverwaltung als ‚zweckmäßig 
und nothwendig erfannten allgemeinen Grundſätzen abzumweichen. Die 
Verhältniffe der Vorgefegten zu den Untergeordneten, die formellen 
Beziehungen der verſchiedenen Behörden zu einander, die perſoͤnliche 
und fachliche Verantwortlichkeit im Dienfte können und müffen für 
bie Präventivjuftiz- Behörden ganz bie allgemein vorgefchriebenen fein 
und bedürfen fomit auch Feiner eigenen Darftelung. Namentlich 

8) Man bat es wohl auch noch auffallend finden wollen, bag einem Zufliz: 
minifter bie Maaßregeln gegen Diebe und Jauner, gegen Berfammlungen umb 
Vereine, das Paßweſen u. |. w. zugewiefen werben wollen; bergleichen paſſe fi 
für den Polizeiminifter oder den Minifter des Innern, nicht aber für das Haupt 
der Rechtspflege. Wenn nicht ausdrücklich gefagt, fo doch beutlich genug ange 
beutet wurbe dabei, baß dieſer Tegtere zu gut für folhe Aufgaben fei. — Sollte 
wohl eine ernftliche Antwort Hierauf nothwendig fein? Bor Allem ift boch nicht 
einzufehen, warum eine amtliche Aufgabe für den Quftizminifter unwürdig fein 
follte, deren Löfung einem anderen Minifter ohne Bedenken zugemuthet werben 
will. Sind dod beide, auf gleicher Stufe, Diener des Staates, und was zu 
befien Sicherheit und Wohl erforderlich ift, kann für Feinen von ihnen unpaffend 
fein, oder wäre es gleichmäßig für Beide. Gobann aber ift e8 auch, gegenfländ: 
lich genommen, im höchſten Grabe verkehrt, eine Sorge für die Sicherheit ber 
Geſammtheit oder bie Rechte der einzelnen Staatägenofien für eine mehr ober 
weniger ungeeignete Zumuthung erflären zu wollen. Kann doch im Gegentheile 
nichts verbienftlicher und ehrenvoller fein, die Anwendung erlaubter Mittel vor- 
ausgeſetzt, deren richtige Auswahl natürlich ba Pflicht jedes Minifters ift, welcher 
mit der Sache zu thun bat. Enblih kann von einem innern Widerſpruche zwi: 
[hen den unzweifelhaft einem Yuftizminifter zufommenden Geſchäften und den 
hier in Frage ftebenden nicht bie Rebe fein. Die Sorge für Unſchädlichmachung oder 
Einfangung von Verbrechern ift doch in ber That fo nahe als möglich verwandt 
mit der Beauffichtigung ihrer Beftrafung; und wenn ber Auftizminifter durd 
Leitung des Vormundſchaftsweſens das Vermögen gemwiffer Bürger vor Betrug, 
Diebſtahl und Gewalt ficher ftellt, fo ift eine gleiche Vorficht zu Gunſten anderer 
Bürger ihm fiher nicht unmöglich wegen der inneren Verſchiedenheit ber Forderung. 
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ift es felbftverftänplich, daß von einer militärifchen Organifation ber 
ganzen Abtheilung gar feine Nebe fein kann. Ein Theil des 
untergeoroneten Sicherheitsperſonals mag zwecdmäßigerweife mehr 
oder weniger militärifch zu organifiren fein, (wovon das Weitere 
an gehöriger Stelle); allein die Aufſtellung der Grundfäte, die Lei⸗ 
tung und Beauffichtigung der gegebenen Beftimmungen, die Anorbs 
nung des Bollzugs im Einzelnen hat mit dem Kriegsweſen nicht 
das Mindefte zu thun, auch koͤnnen Militärperjonen keineswegs 
ala beſonders, oder in ber Regel nur als erträglich befähigt für die 
fraglichen Gejchäfte betrachtet werden *%). Die etwa zweifelhaften 
Puncte liegen auf ganz anderem Felde. 

Namentlich ift vor Allen die Vorfrage zu beantworten, ob bei 
ben Behörden für die Vorbeugung gegen Unrecht wicher Unter⸗ 
abtheilungen zu machen, beſonders etwa die Gefchäfte der fogenannten 
freiwilligen Gericht3barfeit eigenen Behörden zu übertragen find, 
wie dieſes in dem igigen chaotifchen Zuftande der Rechtspolizei ges 
wöhnlich der Fall ift, oder ob diefelbe Art von Behörden für fänmts 
fiche zuftändige Behörden genügt? Geht man bier auf die allge⸗ 
meinen Regeln zurück, jo bürften folgende Sätze fih als richtig 
ergeben. | 

Allerdings ift eine unnöthige Vermehrung der Behörden ein 
großer Fehler; und es ift daher die Erledigung ber zu einer be 
ftimmten Abtheilung der Staatzthätigfeit gehörigen, folglih mit 
wejentlich denjelben Eigenfchaften der Beamten beforgbaren Gejchäfte 
in der Regel nur Einer Art von Behörden anzuvertrauen. Allein- 
es finden von dieſer Regel nach dem Geſetze der Arbeitötheilung 
Ausnahmen ftatt. Wenn nämlih ein Gefanmtgebict doch immer 
noch verfchicbenartige Aufgaben umfaßt, alfo auch zur tüchtigen 
fung derſelben verſchiedene Kenntniffe und Fertigkeiten erforberlich 
find;. oder wenn auch nod) jede dieſer Abiheilungen fo zahlreiche 
Geſchäfte begreift, daß felbjt in den Elementarbezirken die ganze 


4) Zimmermann weist, ®b. II, ©. 853 fg., ganz richtig aber ziem⸗ 
lich überflüffigermweife ausführlich nah, daB bie (Rechts-) Polizei ein Theil der 
Eivil:Verwaltung ſei und mit dem Militär nicht? zu thun habe; auch baß bie 
militärifde Organifation ber Polizei nicht eben als Vorbild dienen könne. 


ans 
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Zeit der Beamten dadurch in Anfpruch genommen ift: fo ift eine 
Epaltung in Unterabtheilungen gerechtfertigt und felbft geboten. 
Diefe Spaltung braucht denn aber keineswegs durch alle Stufen 
hinauf zu gehen. Falls die Gefchäfte bei den obern Stellen ſich fo 
jehr vermindern, daß fie durch die Beauffichtigung und Recursent⸗ 
ſcheidungen Einer Unterabtheilung nicht mehr hinreichend "beichäftigt 
wären, fo ift je eine derſelben mehreren Unterabtheilungen zugleich 
vorzufeßen. Eine etwa nöthige Berjchiedenheit in den nöthigen 
Kenntniffen und Erfahrungen kann keinen triftigen Grund dagegen 
abgeben, indem theild dieſelbe in einer und berjelben Hauptabthei⸗ 
fung nicht fo bedeutend fein Tann, daß fie nicht von den ausge 
zeichneten. Männern bed Faches überwunden würde, theil® mittels 
einer Bejeßung der höhern Behörde durch Mitglieder aus ben ver- 
fhiedenen Unterabtheilungen bie nöthigen .befonveren Fertigkeiten 
und Erfahrungen vereinigt werben mögen. 

Wendet man nun dieſe Grundſätze an auf den vorliegenden 
Fall, ſo dürfte fich allerdings ergeben, daß ſich bei den Gefchäften 
ber Präventivjuftiz allerdings Gründe wenigftend zu Einer Unter 
abtheilung vorfinden, indem eine gewilfe Anzahl von Maaßregeln 
zur Bewahrung des Eigenthumed der Bürger gegen unrechtmäßige 
Anſprüche, mit anderen Worten die freiwillige Gerichtsbarkeit, einer 
Seits eine eigene Ausſcheidung erlaubt, anderer Seits nöthig zu 
machen ſcheint. Es bieten nämlich dieſe Geſchäfte nicht nur in fo 
ferne einen weſentlich eigenthümlichen Charakter dar, als es fich bei 

ihnen zunächſt und hauptfächlich nicht 5los von der Verhinderung 
von Vergehen Handelt, fondern auch vielfach von eigener Ber: 
waltung; fonbern fie bilden auch eine bedeutende Maffe. Und da 
fie ununterbrochen fort und in allen Theilen des Staatsgebietes 
vorkommen, auch eigenthiimliche, wenn ſchon nicht gerade ſehr um: 
faffende oder tiefgehende, Kenntniffe erfordern :. jo find die allge 
meinen Bedingungen zu einer Trennung erfüllt und es läßt fi 
wohl erklären, wie faſt in allen Staaten wirklich eine eigene Behörden: 
abtheilung dafür gebildet ift. Die Gefchäfte in biefem heile der 
Präventivjuftiz find fogar in ber erften Inſtanz fo zahlreich, daß 
bie zur unmittelbaren Beforgung der übrigen Präventiv-Maaßregeln 
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zu bildenden, Bezirke ‚für fie noch viel zu groß wären; wogegen fie 
ſich für die höheren, hier auf. bfofe Aufficht und alfgemeine Leitung 
bejchränften, Behörten fo vermindern, daß fie eigene nur zu ihrer 
Beforgung beftimmte Mittelftellen kaum befchäftigen würden. 

Dieſes vorausgeſetzt ergiebt fich folgende Einrichtung der, als 
eine eigene Hauptabtheilung unter das Juſtize Miniſterium zu ſtellen⸗ 
den, Behoͤrden der Präventivjuſtiz: 

1) Zur Beſorgung der minder ſchwierigen und wichtigen fo 
wie ber dringenden Gefchäfte eriter Inſtanz muß ſchon in jeder 
Gemeinde die nöthige Einrichtung getroffen fein. Und zwar 
walten bier dieſelben Gründe ob, welche ed ndthig machen, die Voll 
zichung der polizeilichen Anordnungen in ben ' meiften Gemeinden 
ben Magiftraten und namentlich dem Ortsvorſteher zu übertragen 9), 


5) S. meine Polizei-Wiflenfchaft, Ste Aufl, Bd. II, ©. 594 fg. — Die 
Berechtigung bes Staates zur Verwendung ber Gemeindebehörben und nament- 
lich ihres Vorſtehers ift Hier als felbfiverftländlih angenommen; und wohl mit 
gutem Grunde Wenn auch nicht geläugnet werden kann, noch. will, daß bie 
Gemeinbebehörden vor Allem und in erfter Linie Organe ber Selbftverwaltung 
find, unb wenn e8 baher ein verhängnißvoller Fehler ift, diefelben wefentlich als 
Beamte be Staates zu betrachten und aus dieſer Urfache die Rechte ber Gemeinbe: 
genoffen in Beziehung auf deren Ernennung und Eontrole mehr ald nothwendig 
zu befchränfen; fo liegt Boch die Nothwendigfeit einer Benützung derfelben auch 
zu Staatögefchäften, und zwar mandhfacher Art, unabweisbar vor. Daß bie 
Staatsgewalt in jebem gefchloffenen Mittelpuncte von Bevölkerung ein Organ 
für die ummittelbare Ausführung ihrer Befehle bebarf, ift Far. Somit beftcht 
nur bie Wahl zwifchen der Ernennung eines ober mehrerer Staatsbeamten in 
jeber einzelnen Gemeinde, ober ber Webertragung ber örtlich zu beforgenden Ge⸗ 
fhäfte an die ohnedem fchon vorhandenen Borfteher und Beamte ber Gemeinden 
ſelbſt. Nun aber hätte die Benützung des erfteren Mittel$ mehrfache fchwere 
Nachtheile; fo die große Koftipieligkeit, die Schaffung eined zahlloſen Beamten⸗ 
fandes, die Unmöglichkeit ber Gewinnung lauter tüchtiger Männer in fo großer 
Menge und für einen denn doch unter allen Umftänden fehr geringen Gehalt. Es 
wäre zu beforgen, daß biefe örtlichen Staatsbeamten ein wahrer Unfegen für die 
Geſammtheit und für bie einzelnen Bürger würden. Dieſe Mebelftände fallen alle 
weg, wenn die von den Gemeinben obnebem an ihre Spige geftellten und mit 
ber Beforgung ihrer Angelegenheiten betrauten Beamten auch vom Staate ver: 
wendet werben; und es entfteht noch ber weitere hoch anzufchlagenbe Vortheil, baß 
die Regierungsgeſchäfte auch auf biefer Stufe von Männern beforgt werben, welche 
in ihrem Kreife angefehen find und Vertrauen genießen, mit Perfonen und 
Verhältnifien aber genau befannt find. Ohne frage bat bie Einrichtung auch 
ihre Schattenfeiten. Die vom Staate übertragene Nuctorität kann auch fälſchlich 
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fo daß hoͤchſtens in größeren Städten von der Anordnung eigener 
örtlicher Staatsbeamten ber Präventiojuftig die Nebe fein Tann. 
Um nun aber die aus ber Amtsführung ungebilpeter Gemeinde: 
beamten fich nicht jelten ergebenden Nachtheile möglich]t zu vermei- 
ben, muß feftftchen, daß denfelben auch wirklich nur Geſchäfte der 
bezeichneten Art zu übertragen, die übrigen aber ben höheren Stellen 
zu überlafjen find. Ebenſo verftcht fich, daß in dringender Fällen, 
welche an fich die Zuftäntigfeit der Gemeindebeamten überragen, 
von diefen nur die nothwendigften vorläufigen Maaßregeln ergeiffen 
werben dürfen. Wie viel dem Gemeinvevorjtcher allein übertragen 
tft, und welche Aufträge er in Gemeinfchaft mit dem übrigen 
Magiſtrate zu beforgen hat, muß genau vorgefchrieben fein; im 
Ganzen iſt die Verwaltung eines Einzelnen (bureaufratifche Orgaui⸗ 
fation im Gegenfage von coflegialer) vorzuziehen %. Jeden Falle 
wird.jeboch ſchon auf diefer Stufe abgefonderte Ordnung ber Ge 
ſchäfte der freiwilligen Gerichtäbarfeit-von den übrigen vorbeugen 
ben Maaßregeln ftattzufinden haben, um durch eine richtige Aus 
wahl der Rerfonen und durch den befondern Auftrag für eine größere 
Sicherheit Derjenigen, deren Vermögen gefchüßt werben ſoll, zu 


in den Gemeinbeangelegenheiten angewendet werben; bie, in manchen politifchen 
Beziehungen wertbvolle, Unabhängigkeit ber Organe der Sclöftverwaltung wir 
getrübt; gerade die Geeignetſten werben fich fchwieriger zur Uebernahme eines 
Gemeindeamtes verftehen, welches die Beforgung fo zahlreicher, der Bildungsfufe 
und den Interefien der einfachen Bürger manchfach fremder Gefchäfte, mit fi 
bringt, fo wie zum Eintritte in eine dienftliche Abhängigkeit; die Regierung muß 
ein ziemlih weit gehendes Einmifchungsreht in bie Beftellung wenigfteng de 
Vorfteherd in Anfpruch nehmen, um einer guten Bejorgung ihrer Aufträge 
fiher zu fein. Dennoch überwiegen die Vortheile, ober richtiger geſprochen, es 
bleibt Faum eine Wahl; höchſtens in größeren Stäbten kann von ber Ernennung 
eigener örtlicher Staatöbeamten bie Rebe fein. — Tiefe im Allgemeinen beftehen: 
den Verhältniſſe machen ſich aber insbefondere geltend in Betreff ber Geſchäfte 
ber Präventivjuſtiz. Hier wäre die Schwierigkeit ber Gewinnung tüchtiger und 
auverläffiger Staatsbeamten folder Kategorie beſonders groß, und ift anderer 
Seit? bie vertraute Bekanntſchaft der Gemeindevorfteher mit bem Character und 
ben Zuftänden aller ihrer Mitbürger von höchftem Nuten. 

6) Ausführliche Erörterungen über biefe Frage f. bei Zimmermann, 
Deutſche Polizei, 3b. III, ©. 916 fg. Daſelbſt auch Darftellungen der Organi: 
fation örtlicher (Rechts⸗) Volizeibehörben, unb zwar abgetheilt nach großen Stäbten, 
mittleren Städten, endlich Fleinen Stäbten und Landgemeinden. 


forgen. — Wo die Größe einer Stadt die Aufftclung eigener Staats⸗ 
beamten jchon zur Bejorgung der Gefchäfte in erfter Inſtanz ge 
ftattet, und deren Zahl und Wichtigkeit eine folche Einrichtung wün⸗ 
ſchenswerth macht, hängt die Organifation in Beziehung auf Ge 
hilfen, Abtheilung der Gemeinde in Quartiere u. |. w. je von den 
Umftänden ab. In jehr großen Stätten kann ein zahlreiches Per⸗ 
ſonal von Untergeorbnreten und zu beftimmten Dienften Beftimmten 
nothwendig fein. Schon des Koftenpunctes wegen kann in Staaten 
mit Vollövertretung die Einrichtung folder unmittelbaren Beſorgung 
ber örtlichen Präventivjuftiz nur mit Zuftimmung ber Stände ges 
fchchen °). 

2) Theil zur Beauffichtigung und Leitung Mr drtlichen Bes 
hörten, theild zur eigenen unmittelbaren Beſorgung der wichtigeren 
Geſchäfte find Bezirke von derſelben geographiichen Ausdehnung 
zu bilden, wie die für bie Polizeiverwaltung und für die Gerichte 
erſter Inſtanz beftimmten. Jedem berjelben wird ein Beamter vor- 
gefegt, der dann die ſämmtlichen rechtspolizeilichen Maaßregeln inner: 
halb dieſes Sprengels ſelbſt zu vollziehen oder unter feiner Aufficht 
und Verantwortlichkeit vollziehen zu Taffen hat. Das gefammte aus⸗ 
führende Perfonal ift ihın, und zwar ihm allein, hierzu untergeordnet, 
und wenn einer der anderen Bezirksbeamten deren Dienfte bedarf, 
fo hat er ihre Meberlaffung von ihm zu verlangen. Da eine perſön⸗ 
liche Anweſenheit in den verfchicbenen Orten des Bezirkes häufig 
und ſchnell nothiwendig ift, fo muß zu deren Bewerkſtelligung das 

7) Es fällt in die Augen, baß bie hier befprochene Webertragung von Prä: 
ventiv⸗Geſchãften an Gemeinbebehörben nicht zu verwecfeln ift mit ber in eins 
zelnen deutſchen und englifhen Städten dieſen als eigenes Recht zuftehenben, 
einer Patrimonialgerichtöbarfeit analogen, Zuftändigfeit. Diefe fteht vielmehr 
gerade im Gegenſatze mit jener grundfäglih dem Staate zuftehenden und von 
ihm nur aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht burch unmittelbare Beamte ausgeüb⸗ 
ten Berechtigung und Pfliht. Daß eine foldhe privifegienartige ftädtifche Präs - 
ventivbeforgung nur ein Recht fonft verſchwundener und mit dem Staate ber 
Neuzeit nicht vereinbarer Verhältniffe ift, bedarf kaum eine Beweiſes, unb 
Zimmermann hat ganz Recht, wenn er fi (Bd. III, ©. 894 fg.) dagegen 
erflärt; nur kann man den von ihm aufgeftellten ſtaatsrechtlichen Grundfägen 
über bie Berechtigung ber Regierung zur Entziehung beftehender Gerechtfamen 
biefer Art im einfachen Verwaltungswege nicht zuſtimmen. Hierzu ift ein Geſetz 
nötbig. 
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Mittel gewährt werben. Ein gejeßlicher Stellvertreter in der Perſon 
eined vom Staate anerkannten” und befolbeten erften Gehilfen ift 
ohnedem erforderlich, damit nicht eine zufällige Entfernung de erften 
Beamten die Ergreifung ſchuell nöthig geworbener Maaßregeln ver- 
zögere. — Ob da, wo fhon in einer Gemeinde eigene Staatsbeamte 
für die Präventivgeſchäfte beftellt find, biefe von ber Leitung und 
Aufficht des betreffenden Bezirksamtes zu befreien und jomit eigent- 
lich in die Stellung eined folchen Amtes zu bringen find, ift zu 
entfcheiden nach der Art dieſer Beamten. Gehören fie, wegen ber 
Michtigfeit der ihnen aufgetragenen Gefchäfte, felbft ſchon zu ben 
höher Gebildeten und Befähigten, jo wäre eine folche Unterordnung 
nicht nur überfiätfig, fondern ſelbſt ſchädlich und überdieß perſönlich 
verletzend; find dieſelben aber untergeordneter Art, z. B. bloſe Poli- 
zetcommifjäre und dgl., fo iſt die Aufrechterhaltung einer unmittelbar 
vorgefeßten höhern Behörde nothwendig. Im Zweifel wird fi 
freilich die Frage von ſelbſt dadurch „Töfen, daß foldhe größere 
Stäbte ſchon an fich einen eigenen Bezirk bilden. — Wie dem aber 
immer fei, jeben Falles machen von der Pflicht des Bezirksbeamten, 
die fämmtlichen Gefchäfte der vorbeugenden Nechtöpflege in erfter 
oder (wenn fie zunächft in bie Zuftändigfeit der Ortsbehörden fiele) 
in zweiter Inftanz felbft zu beforgen oder unter unmittelbarer Ver: 
antortlichkeit durch "Gehilfen und untergeordnete Organe beforgen 
zu laffen, immer einige Puncte ziweclmäßigerweife eine Ausnahme ; 
nämlich: Ä 
a) Die Bejorgung der Cenſur, falls diefelbe noch im Staate 
befteht. Diejelde Tann nur einheitlich und durch eigens dazu aus: 
erlefene Beamte beforgt werden; nur muß freilich zu Gunften ber 
in den Landſtädten erfcheinenden Zeitfchriften eine Ausnahme gemacht 
werben, inbem bei ihnen bie Zeitfürze Feine Verfendung außerhalb 
des Ortes erlaubt, fomit ber Bezirksbeamte als Cenſor zu beſtellen 
iſt, vorbehältlich der Berufung oder Beſchwerdeführung bei ben höhe 
ven Stellen. 

b) Die Leitung der geheimen Polizei ®), falls eine ſolche 


8) S. über biefelde unten, $. 47. 
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angeordnet ift, muß der Ratur ber Sache nach vollſtaͤndig in -bie 
Hände eigend dazu, und nur dazu, beftimmter Beamter gelegt fein. 
Die Bewahrung bed Geheimniffes leidet in ber Regel Teine verbreitete 
Bekanntſchaft mit den von berfelben verwendeten Perfonen oder 
Maafregein. Sollte in einem beftimmten Falle die Mitwirkung 
eines Bezirksbeamten nöthig fein, fo kann er für dieſes einemal und 
fo weit es nöthig iſt ins Geheimniß gezogen werben. — Eine Aus⸗ 
nahme machen jeboch die in großen Stäbten, alfo ben Bereinigungd« 
puncten zahlreiher und gefährlicher Verbrecher, zur Ueberwachung 
derfelben nöthigen geheimen Agenten (detectives), welche ſelbſtver⸗ 
ftänbli den örtlichen Präventiobehörben unterftellt fein müſſen. 

c) Endlich iſt auch die Beſorgung und beziehungsweife bie 
Beauffichtigung der freiwilligen Gerichtsbarkeit den Bes 
zirföftellen nicht zu übertragen. Es ift bereitö oben bemerkt worden, - 
baß bie. richtige Verwaltung dieſes Theiles ber vorbeugenven Rechts⸗ 
pflege in feinen fchwierigeren Theilen eigene Kenniniffe und Fertig⸗ 
feiten erfordert. Wenn man aber auch Bekanntſchaft mit biefen 
von ben Bezirksbeamten verlangen wollte, jo iſt ihrer Bejorgung 
biefer vielartigen Gefchäfte der Umftand im Wege, daß fie biefelben 
in dem ganzen Bezirke unmöglich alle felbft zu erledigen im Stande 
wären. Wenn nun fomit blos die Wahl übrig bleibt, eniweber dem 
Beamten die Befugniß und die Pflicht zu übertragen, bie eigentlich 
ihm perfönlich zuftehenden Gejchäfte durch eine größere Anzahl von 
unfeldftftändigen Gehilfen bejorgen zu laſſen; ober biefelben eigenen 
Beamten zu übertragen: fo ift der letztere Ausweg unbezweifelt der 
vorzüglichere.. Bet jener Einrichtung läßt fich naͤmlich der beppelte 
Uebelftand nicht vermeiden, daß auf der einen Seite junge Anfänger 
wichtige Gefchäfte abmachen, auf der andern Seite dem Beamten 
ein, unverbienter Gewinn mittelbar oder unmittelbar zugeht *). Hier» 


——— 





9) Entweber nämlich bezahlt ihm ber Staat eine Geſammtſumme für feine 
Gehilfen, oder es find biefelben von ben Privaten für baß einzelne Geſchäft zu 
belohnen. In beiden Fällen aber wird er Arbeiter zu finden wiflen, welche für 
ein geringeres @eld die Beforgung Übernehmen und ihm den Weberfchuß laſſen. 
Ein Beifpiel großartigen Unfuges diefer Art fand früher in Württemberg ftatt, 
wo bie Beamten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, Stadt⸗ unb Amtsfchreiber ges 
nannt, durch Bezug ber Gebühren für die von ihren Untergeoxbneten (ben ſoge⸗ 
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bon wäre aber das erjtere dem Intereſſe ver Bürger, das letztere dem des 
Staatsdienſtes auf das Beftimmtefte zuwider. Bei der andern Einrich⸗ 
tung dagegen ift ed möglich, jeden Bezirk in fo viele, z. B. zwei ober brei, 
Unterabtheilungen zu zerfällen, ald für die Selbftbeforgung je Eines 
Mannes genügt und paßt, diefe Stelle aber mit tauglichen Beamten 
zu beſetzen, welche theils die ben Gemeindebehoörden nicht zu über 
laſſenden Gefchäfte ihres Faches zu beforgen, theil® Die ebengenann⸗ 
ten Stellen in ihrer Amtsführung zu überwachen und zu leiten 
haben. Immerhin mag dabei eine Aufficht auf die allgemeine Amt3- 
führung diefer Beamten (Notare, Amtsfchreiber) den Bezirksſtellen 
übertragen fein; wogegen die Berufung gegen einzelne Berfügungen 
derſelben, wegen des vorauzzujeßenden Mangel? an materiellen 


nannten Subftituten) beforgten Geſchäfte, unverhältnigmäßiges Einfommen unb 
überdieß beinahe Sinecuren hatten. — In ber Regel ift allerdings bie freiwillige 
Gerichtsbarkeit der Beforgung ber Berichte Übergeben, entweber unmittelbar oder 
burch Unterordnung ber für fie eigens beflimmten Beamten unter die Gerichte; 
und es ift dieß felbft in ſolchen Staaten ber Fall, welche im Webrigen bie vor: 
beugenden Maaßregeln ben Polizei:Behörben überlaſſen. Diefe Yolgerwidrigfeit 
ann lediglich aus ber Anficht erffärt werden, daß bie Gefchäfte der freiwilligen 
Gerichtöbarfeit von ben mit bem Rechtsſyſteme ohmebem vertrauten Gerichten 
leicht beforgt werben können, (ſ. Puch ta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens 
u. f. w., 86. 1, ©. 5 fg.; berfelbe, Entwurf eines Verfahrens, ©. 2149 fg.; 
Dfterley, Verfuch aus bem Gebiete ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, ©. 53 fg.). 
Allein nicht nur trifft diefer Grund in allen jenen Staaten nidyt zu, welche bie 
unmittelbare Beforgung eigenen Beamten (bie in ber Regel nicht einmal Necht2- 
gelchrte find,) überlaffen haben; fondern er ift überhaupt nicht richtig, indem 
zur Beforgung ber hier cinfchlagenden Geſchäfte eigenthümliche Kenntniffe und 
Tertigfeiten gehören, welche auf ber einen Seite auch ohne eine außgebreitete mb 
tiefgehenbe Rechtskenntniß wohl erworben werden, auf ber andern Seite einem 
ganz tüchtigen Nechtögelchrten und Richter gar wohl fehlen Fönnen. Dazu kommt 
noch, baß fehr leicht ein Streit ber amtlichen Pflichten entjtehen mag, wenn 
nämlich ein zur freiwilligen Gerichtsbarkeit gehörige Geſchäft fpäter im Wege 
des Civil: Prozefjed angefochten wird. Wie kann bier Unpartbeilichfeit erwartet 
werben, wenn ber Richter die igt als unrechilich ober als unförmlich angegrificne 
Handlung felbft geleitet, wenigfteng ihre Ausführung beauffichtint hat? Endlich 
kann natürlich eine Befreiung von biefen taufend Heinen Gefchäften der freiwil: 
ligen Gerichtsbarkeit die Erfüllung des eigentlichen Zweckes ber Gerichte nur 
fördern. Unter biefen Umftänden ift nun gewiß nicht einzufehen, warum bie 
Ordnung ber Behörden von bem tbeoretifch richtigen Grundſatz abweichen fol. 
In Frankreich befteht bie richtige Trennung, und fie wirb allgemein als zweck⸗ 
mäßig anerfannt. 
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Kenntniſſen, nicht an lebtere, fondern an die, auch in biefem Ges 
ficht3puncte zweckmäßig aufammenzufeßende höhere Behörde unmittel- 
bar gienge. | | 
3) Ueber einer Anzahl von Bezirföbehörben fteht eine Mit- 
telftelle. Für einen kleinen Staat mag eine einzige Stelle biefer 
Art genügen, oder noch beffer bie Aufgabe einer folchen einer Ab⸗ 
theilung im Ministerium felbft übertragen fein; allein in umfang- 
reicheren ift eine Eintheilung in Kreife und die Beftellung mehrerer 
gleichgeordnneter Mittelftellen nothwendig. Der geographifche Umfang 
des Eprengeld ber letzteren richtet fih, aus den jchon bei den Be- 
zirtöftellen angebeuteten Gründen, nach ber für die Kreisftellen 
in der Polizeiverwaltung und bei der wiederherftellenden NRechtäpflege 
beliebten Ausdehnung. Diefen Mittelbehörden ftcht dann theils die 
Aufficht auf die gefammte Gefchäftsthätigleit der Bezirksſtellen, ein- 
Ichlieglich der Behörden für die freiwillige Gerichtsbarkeit, zu; theils 
‚ein Entſcheidungsrecht über Berufungen ; theils endlich die Anorb- 
nung jolcher Maafregeln, welche die Zuftändigfeit der Unterbehörven 
oder den Umfang eines Bezirked überfteigen. Und da in einem 
Nechtöftante alle Angehörigen in formeller und materieller Beziehung 
vor dem Geſetze gleich find und gleich behandelt werben follen, fo 
kann von einer Befreiung gewiffer Perfonen oder Etände von der 
Amtzgewalt der unteren Behörden und von einer unmittelbaren 
Unterordnung derſelben unter die Kreisbehoͤrden feine Rede fein. 
Eine ſolche Ausnahme ift nicht nur ein ideelles Unrecht gegen die- 
jenigen Bürger, welche für fchlechter erachtet werben ala ſolche Bes 
vorrechtete; fondern es bringt auch ſowohl ven angeblich Begünftigten 
als den mit ihnen in Gefchäftzverhältniffen Stehenden materielle 
fühlbare Nachtheile. Jenen, indem fie eine Inſtanz verlieren; dieſen, 
weil fie genöthigt find, ſich an eine entfernter und höher ftchenbe 
Behörde zu wenden. — So gewiß die Elementarftellen je nur mit 
Einem Beamten zu befegen, nicht aber einem Collegium anzuver⸗ 
trauen find, eben fo ficher ift, daß die Kreizbehörden für Präventiv⸗ 
Juſtiz eine collegialifche Verfaffung erfordern. Sowohl vie reifere 
Berathung der von ihnen ausgehenden allgemeinen Anordnungen, 
als die Entſcheidung über die Berufungen, beſonders aber bie Noth—⸗ 
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wenbigfeit, in biefer Stufe die Kenntniffe und Erfahrungen aus 
beiden Unterarten ber Praͤventiv⸗Juſtiz zu vereinigen, macht biefe 
Einrihtung zum Bebürfniffe ?%. — Damit iſt natürlih nicht and 
gefchloffen, daß in befonderen Fällen, wo es ſich von Aufficht und 
Leitung an Ort und Stelle und .von ber felten Zufammenhaltung 
des Wirkens der Bezirköftellen handelt, alfo 3. B. bei Bekämpfung 
von Aufftänden, der Verfolgung ‚von Jaunerbanden u. |. w., außer: 
ordentlichermweife ein einzelner höherer Beamter abgeſendet und ihm 
umfafjende Bollmachten zu eigenem Entſcheiden und Eingreifen gege⸗ 
ben werben. Dadurch wird in ſchwierigen Verhaͤltniſſen, welche Feine 
Friſt zur Berichterftattung und Einholung von Anweiſungen einer 
entfernten Stelle zulafien, für Schnelligkeit des Befehle und für 
unmittelbare Einficht in die Nothwenbigfeit geſorgt; ſtrenge Verantwort: 
lichkeit aber für bie ungewöhnliche Vollmacht kann Mißbrauch verhüten. 

4) Säimmtliden Mittelitellen ift enblih das Juſtizmini⸗ 
fterium ??) vorzuſetzen. Bon bemfelben geht denn aus: die allge: 
- meine Beauffichtigung und Eontrole des vorgejchriebenen Gejchäfts« 
ganges und des materiellen Vollzuges ver beftehenden Vorſchriften; 
bie Anordnung neuer allgemeiner im ganzen Staate auszuführenver 
Maaßregeln; die Entſcheidung einzelner wichtiger ragen, welche 
durch Berichte der Behörden oder auf andere Weiſe zur Keuntniß 
bed Minifteriumd gekommen find; die Erledigung der Berufungen 
und Beichwerben; endlich bie Erſetzung der Dientftellen. Die Ein⸗ 
10) Ueber bie verfchiebenen Gigenfchaften des Einheits⸗ und des Collegial- 
EShyſtemes f. meine Polizei⸗Wiſſenſchaft, Vd. II, Ste Aufl., S. 588 fg. Aus: 
führlich ſprich Zimmermann, a. a. O., ®b. IH, ©. 1079 fg., über, bie 
einer Mittelftelle zufallenbe Aufgabe unb über bie organijchen Mittel zu beren 
Lbſung. 

11) Da bei den Gefchäften ber Praäventiv⸗Juſtiz eine breifache Inſtanzen⸗ 
Folge keineswegs nothwendig ift, wie bei einem Givil-Brozefle gewöhnlich ange 
nommen wirb, fonbern bie Berufung an Eine Höhere Stelle ſchon genügt, eine 
folge aber jeden Falles möglich iſt, wern auch bie VBejchwerbe: Verfügung von 
einer Kreisftelle in erſter Inflanz ausgegangen fein follte: fo wäre bie Einſchie⸗ 
bung einer Gentrals Stelle zwifchen die Kreisfiellen und das Minifterium ganz 
überflüffig. Die Einheit ber Verwaltung kann auch vom Minifterium gehand⸗ 
habt werben unb eine umfichtige Berathung allgemeiner Normen oder ſchwieriger 
einzelner Fälle iR in ben Sikungen ber Minifterialväthe ebenfalls zu erreichen. 
. Womit ſoll alfo ein ſolcher ObersZutelarrath befchäftigt werben ? 
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richtung diefer hoͤchſten Bchörde ift am zweckmaͤßigſten die mopificirte 
Eollegial:Verfaffung; in. größeren Staaten aber mögen Realabthei- 
lungen je für die Oberaufficht über die vorbeugenbe und über bie 
wiederherſtellende Rechtspflege ſtattfinden. 


§. 40. 
3) Sorge für Admiuiſtrativjuſtiz in Rechtspolizeiſachen. 

In keinem Zweige der Staatsverwaltung kann es ſich ſo leicht 
begeben, daß ein Bürger behauptet, durch eine Regierungshandlung 
in feinen Rechten gekränkt zu fein, als bei ver Präventivjuſtiz. Da 
hier nicht auf den Grund bewieſener Wahrheit, ſondern fchon wegen 
Bahrfcheinlichkeit gehandelt wird, fo kann theils wirklich ein Ser: 
thum ftattfinden und damit ein Unrecht begangen werben, theil? 
wenigftend mag der Betheiligte Hoffen nachweifen zu koͤnnen, daß 
der zu ſeinen Ungunſten gemachte Schluß nicht bündig geiwefen fei. 
Um fo unabweisbarer ift denn auch dag Bebürfniß einer rechtlichen 
Hilfe Es wäre weder recht noch Hug, wenn folche Klagen cinfach 
unbeachtet bleiben würden. Der Staat hat bie Pflicht gerecht zu 
handeln und muß baher auch Mittel einräumen, um fid) über bie 
wahre Sachlage aufflären zu Taffen, wenn er beſchuldigt ift, ein 
Recht verleit zu haben; und e2 trägt zur allgemeinen Zufriedenheit 
viel bei, wenn ihm nicht der Vorwurf leichtfertigen ober brutalen. 
Beharrens bei einem -begangenen Fehler gemacht werden kann. Nur 
ift ſelbſtverſtändlich, daß die Auctorität- der öffentlichen Gewalt 
und dad allgemeine Intereſſe gewahrt bleiben müſſen. 

Das naͤchſiliegende und auch immer zuerft anzumendenbe Mittel 
zu neuer Prüfung von Thatfache und Recht und zu möglicher Ver- 
befferung eines Irrthumes der handelnden Behörde ift nun aller: 
dings vie Geftattung eines Verwaltungs: Recurfes, das heißt 
einer Vorſtellung und Beweisführung bei ber ber angeblich ſich 
irrenden Behörde vorgefegten Verwaltungs-Stelle, und jo vielleicht 
weiter bei noch höheren, wenn die erfte Recursbehörde die gewünschte 
Abhilfe nicht gewährt. Auch unterliegt die vielfache Wirkfamteit 
dieſes Mittel keinem Zweifel. Dennoch genügt es keineswegs 
volftändig. Einmal kann es nicht zum Ziele führen, wenn bie 
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das behauptete Unrecht enthaltende Handlung von der höhern Behoͤrde 
ſelbſt angeordnet oder auf Anfragen gebilligt worden war. Sodann 
mag leicht der Vorgeſetzte Bedenken tragen, das Anfchen des Unter: 
gebenen durch eine Wiederaufhebung einer von ihm getroffenen 
Maaßregel zu ſchwächen oder feinen Eifer dadurch abzuftumpfen. 
Ferner werben häufig genug auch die höhern Behörden nicht unbe 
“fangen, fondern vielmehr von ben gleichen Gewaltneigungen oder 
Amtsgewohnheiten belebt fein, welche ben Untergeorbneten irre führ: 
ten; die befchwerende Verfügung Tann, wenn auch nicht von ihr 
feldjt angeordnet, hoch in ihrem Geifte und nach ihren Gewohnheiten 
getroffen fein. Endlich und hauptſächlich bietet ein Verwaltungs: 
recurd dem Klagenden Feine Möglichkeit, feine Angelegenheit contra- 
bictorifch mit dem von ihm Bejchuldigten zu erörtern und dadurch 
die thatfächliche Wahrheit oder die Schlüffigfeit der rechtlichen Be- 
weisführung in volles Licht zu fegen; er kann nur cine cinfeitige 
Vorftellung machen und eifährt von ben gegen ihn geltend gemach— 
ten Gründen der fich verantwortenden Behörde nichts, höchſtens durch 
die. Entjcheibungsgründe des abweilenden Beſcheides, aljo zu Ipät. 

Ein genügende® und ein zufriedenſtellendes Vertheidigungs⸗ 
mittel erfordert ein wirkliches vechtliche® Gchör, alfo ein zur Er: 
Örterung von Thatfachen, Beweiſen und Gegenbeweifen gecignete? 
Verfahren, und eine unbefangene entjcheidende Behörde. Wird noch 
Mündlichkeit der Verhandlung und Oeffentlichkeit des ganzen Ver- 
fahrens beigefügt, jo ift es um fo beffer. — Diejen Forderungen 
kann denn nun aber an fich genügt werden entweder durch Geftat- 
tung ber Erhebung einer Klage bei dem gewöhnlichen bürgerlichen 
Richter und Verhandlung derſelben im Wege des Eivilproceffez, 
oder aber durch Einrichtung einer eigenen Berwaltungsjuftiz. 

Auf den erften Anblick fcheint der erftere biefer beiden Wege 
allen Forderungen fowohl an Nechtveriheidigung ala an Zuverläf- 
figfeit des Nichterd zu entſprechen, er überbieß fich durch Einfachheit 
und al2baldige Benützungsmöglichkeit zu empfehlen; auch ift in ber 
That die Geſtaltung des gewöhnlichen Rechtsweges das Focal man⸗ 
her Theoretifer. Bei genauerer Prüfung drängen fich jedoch große 
Bedenken auf. — Vorerft der principielle Anftand, daß die Eivif- 


gerichte nach ihrer ganzen Beſtimmung nicht zu Grledigung von 
Beichwerben diefer Art beſtimmt find. Unzweifelhaft find diefelben 
bazu vorhanden, um in Streitigkeiten der Bürger unter ſich in Betreff 
ihrer perjönlicden oder DVermögensrechte, wie ſolche fich auf allge: 
meine Normen oder auf freiwillige Uebereinfommen gründen, zu 
entjcheiden; ihre Beſtimmung iſt aber keineswegs, die Staatägewalt 
bei ihrer Verfolgung ber öffentlichen Zwecke in gefeßlichen Schrauken 
zu halten. Sie ftchen nicht über diefer, ſondern find ein Ausflug von 
ihr, wie andere Arten von Behörden auch; und fie haben Fein Recht 
den Verwaltungsbehörden vorzujchreiben, welche vielmehr parallel 
mit ihnen in ihren Beitimmungzkreifen wirken. Nur in der Be 
zichung etwa Tann eine Zuftändigfeit der bürgerlichen Behörden bei 
Handlungen von. Stantöbehörden eingeräumt werben, wenn ber 
Staat nicht ala befichende Macht jondern als Beſitzer von Vermoͤ⸗ 
gensrechten mit einem Bürger in Streit geräth, fomit nicht feine 
wejentliche Aufgabe und dag öffentliche Intereſſe im Frage ftcht, 
jondern nur ein zufällige Verhältnig. In ſokchen Bezichungen fich 
unter dag gleiche Geſetz mit Allen zu ftellen, welche in gleicher Rage 
find und auf Privatrechte die zur Vertheidigung folcher beftimmten - 
Einrichtungen anwenden zu laſſen, iſt anftändig und gerecht; doc) 
muß die Gränze auch hier ſcharf gezogen werben, und wo es ſich von 
Anſprüchen aus öffentlichem Nechte handelt, wie 3. B. bei Eteuern, 
tritt nothwendig die Negierungsgewalt als ſolche auf, welche den 
Aufchauungen der bürgerlichen Mechte nicht untergeordnet if. In 
Beſchwerden über ein vermeintlich durch Präventivjuftiz: Maaßregeln 
erlittened Unrecht ift nun aber von Vermögensrechten des Staates 
. gar keine Nede. — Sodann kommt jehr in Betracht, dag bei Ent- 
ſcheidungen über Vorbeugungshandlungen keineswegs blos das echt 
überhaupt oder gar dad perjönliche Recht des Einzelnen maaßgebend 
ift, fondern auch die Zweckmäßigkeit in Erwägung zu ziehen ift. 
Es fol freilich Feine vermeidbare Nechtsfränkung babei begangen - 
werden; allein wenn die Erreichung eincd Staatszweckes nicht 
anderängu bewerfftelligen tft, als mittelft eines Eingriffe in bie 
Rechtsſphaͤre Einzelner, fo kann die Befugniß dazu nicht in Zweifel 
gezogen werden, und es handelt fich nur davon, gemwifjenhaft und 
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& 
mit Sachkenntniß zu unterfuchen, ob bie Verlegung der Einzelnen 
im richtigen Verhältniffe zu der Wichtigkeit de Zweckes ſtand und 
ob fie ſich thatfächlich nicht vermeiden lich; fodann etwa, ob & 
nicht billig und gerecht ift, wenigftend eine Entſchädigung zu ge 
währen. Nun Tann aber der bürgerliche Richter die Zweckmäßigkeit 
gar nit zum Gegenftande feiner Erörterung und Entjcheibung 
machen. Das ihm allein angewiefene Gebiet ijt das ftrenge Recht 
und beffen logiſche Anwendung, ohne alle Rückſicht auf die Folgen. 
Sein Grundfa muß fein: fiat justitia, et’ pereat mundus; der 
Etaat aber kann in Beziehung auf feine Erhaltung und auf bie 
Erreihung der Zwecke, für deren Herftelung er allein beftcht, ohne 
MWiderfinn fo nicht handeln, noch fich danach beurtheifen und 
zwingen laſſen. Er hat unter zwei Uebeln das kleinere zu wählen, 
dieß aber mag im einzelnen Falle leicht die Rechtskränkung eines 
Einzelnen fein im Verhältniffe zur Gefahr einer Vernichtung all- 
gemeiner Rechte oder ber Bebingungen ihres Beſtehens. Selbſt bie 
Entſchaͤdigungsfrage kann dem Eivilgericht, wenigſtens nicht fo ohne 
Weiteres und in allen Fällen, überlaffen werden. Auch bei ihr 
fpielt die Zweckmäßigkeit und Möglichkeit eine große Rolle, und 
eine bieje nicht berüdfichtigende Entſcheidung könnte die verberb: 
lichften Folgen haben, zur Unttrlaffung ber doch nothwendigen 
Maaßregel ſelbſt noͤthigen. — Endlich ift unläugbar in vielen 
Fällen nothwendiger Vorbeugungsmaaßregeln der Civilrichter nicht 
bekannt mit den Thatſachen, welche dieſelben nothwendig machen, 
und kann auch nicht in Kürze mit denſelben bekannt gemacht werden. 
Es handelt ſich hier von einer durch lange Beobachtung und Hand— 
habung jocialer und politiſcher Verhältniſſe gewonnenen Einſicht jn 
bie wahrſcheinliche Geftaltung derſelben und in bie daraus drohen: 
ben Gefahren; es ift ein practifcher Tact nothwendig zur Ergreifung 
der tauglichen und der vechtzeitigen Maaßregeln und zur richtigen 
Art des Auftretend. Wer dieſe Eigenschaften nicht bat, Tann ein 
richtiges Urtheil über bie Nothwendigkeit des Geſchehenen nicht haben; 
wie aber fol der Nichter fie bei feinen gewöhnlichen Gejgäften er: 
werben? Und wie kann wenigftend erwartet werben, daß fie jeder 
Nichter, in deſſen örtliche Zuftändigfeit etwa eine angebrachte 
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Beſchwerde fiele, beſitze7 Man würbe daher nicht ſelten der unrich⸗ 
tigen Auffafiung begegnen, welche die nachtheiligiten Folgen für die 
Sejanmtheit haben müßte. — Man kann daher nicht anders, al? 
bie Verwendung der bürgerlichen Gerichte zur Entſcheidung über 
Befchwerben wegen Nechtöfränkung durch Maaßregeln der Präventivs 
juſtiz als unzuläfftg mit der Erreichung wichtiger Staalszwecke, folg- 
lich mit dem allgemeinen Wohle unvereinbar erflären. Die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft muß einſehen lernen, daß mit deni buͤrgerlichen Land⸗ 
rechte und dem Civilproceſſe allein nicht regiert werben Tann ). 





1) Vie oben entwidelten Grunbfäge über das Verhältniß ber Juſtiz zu ber 
Berwaltung find in fämmtlichen Rechtöftanten bed Feſtlandes anerkannt und ges 
handhabt. In England allerdings verhält es ſich anders. Hier find die Gerichte, 
und nur fie, zuftäribig bei allen Beſchwerden über Verwaltungs: Maafregeln. Der 
Srund hiervon ift, daß ed in England in der Hauptſache Feine Verwaltung in 
unferem Einne des Wortes giebt, fo wie denn auch Berorbnungen nach, bem 
Begriffe bed Feſtlandes in dem geſchichtlich hergekommenen Theilen des Siaata⸗ 
organismus ganz unbelannt find, ſondern nur förmliche Geſetze -gelten. Jede 
Verwaltungshandlung erſcheint als eine unmittelbare Anwendung- eines Geſetzes 
auf einen beftimmten Fall, gleichfam als ein Richterſpruch. Die Folgen hiervon 
find nun freilich keineswegs alle erſprießlich. Daß ungeſetzlicher Willkür erfolg⸗ 
reich entgegengetreten werben kann, (wenn die Koften des Rechtsverfahrens baran 
gewendet "werben Tönnen und wollen,) ift allerdings richtig; allein eben fo- ıibes _ 
ftreitbar folgt aus bdiefer völligen Verſchmelzung von Zuftiz-und Verwaltung bie 
Nothwendigkeit zabllofer und höchſt ausführlicher Geſetze (Parliamentsacten), deren 
Zuſtandebringung verzögerlih, zum Theile fehr theuer if, und deren genügende 
Kenntniß zur ſchwerſten Aufgabe werben kann; fobann- eine große Schwerfälligfeit 
und nicht felten eine völlige Hilflofigkeit ber Verwaltung; endlich die Unyermeid⸗ 
Tichfeit,, in den Urtbeilen der Gerichte doch auch auf die Zweckmäßigkeit Rückſicht 
zu nehmen, was bem Weſen ber bürgerlihen Rechtspflege zuwider iſt und den 
Ausgang in Widerfpruch bringt mit den allgemeinen Grundſätzen. Die. nanze 
Cinrichtung wäre undurchführbar, wenn nicht das fo weit außgebehnte Enitem 
der Selbftverwaltung die Verwaltung der Regierung auf einen geringften Umfang 
beichränfte; wie fte denn auch in den durch unabweisbare neuere Bedürfniſſe her⸗ 
beigeführten Verwaltungseinrichtungen fehr abgeſchwächt ift zu Gunſten einer 
größeren Amtögewalt bed Minifters des Jımern, alfo z. ®. bei ber neuen Polizei⸗ 
mannfchaft, bem Geſundheitsweſen, ben verbefferten Gefängniſſen, ber Armenpflege. 
uf. w. Aber auch fo weit fie befteht, ift fie Fein Muſter, ba fie nicht auf 
bernunftmäßigen Grundfägen, ſondern auf geſchichtlichen Ueberlieferungen ans 
Zeiten mit ganz verſchiedenen flaatlihen Anſchauungen beruht. — Deßtalb ifl 
aber natürlich das Verdienſt Gneiſt's, bie wahren Zuftände umb ihre Gründe 
aufgefunden zu haben, nicht geringer; im Gegentheile ergiebt ſich aus ſeiner eben⸗ 
ſo gelehrten als ſcharfſinnigen Arbeit nicht blos eine richtige Kenntniß des eng⸗ 

v. Mohl, Rechts-Polizei. 3. Auflage. N 
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Stüclicherweife bleibt noch ein Mittel übrig, weldjes bie mög- 
liche Berüdfichtigung des Einzelnrechtes mit einer Wahrung ver allge: 
meinen Jutereſſen vereinigt, indem es bei fachkundiger Entſcheidung 
Aber die Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit der in Frage geftellten 
Handlungen des Etaated eine volle Vertheidigung der Anfprüche 
eines fich beſchwert 'erachteten Bürger zuläßt.: Es ift dieß bie 
Adminiftrativ- Yuftiz, welde zwar keineswegs nur für Klagen 
über bie vorbeugende ‚Thätigkeit beftimmt, vielmehr hauptfächlich in 
andern Zweigen ver Verwaltung thätig ift, aber auch für jene ohne 
Anftand verwendet werden kann. — Diejelbe befteht nun, aber 
darin, daß, Und zwar vielleicht in mehreren Inſtanzen, Behörden 
beftellt find, deren ‚perjönliche Beſetzung für Bekanntſchaft mit den 
ftaatlidyen Berhäftniffen und Bebürfniffen bürgt; welche den Auftrag 
haben, Beſchwerden gegen angeblich rechtsverletzende Maaßregeln von 
Staatsbehörden, wenn der durch alle Inſtanzen verfolgte Verwal⸗ 
tungsrecurs zu Feiner Hilfe geführt hat *), ſowohl vom Standpuncie 
bed Rechtes als dem des öffentlichen Intereſſes zu prüfen und dar—⸗ 
über zu entſcheiden; vor denen zu dieſem Zwecke ein proceßähnli⸗ 
ches Verfahren mit beſtimmten Formen und Friſten und unter Ber: 
wendung von Anwälten auch für die Kläger fo wie von Vertretern 
für die Regierung ftattfindet; von „welchen Schließlich ein fürms 
liches Urtheit mit Entſcheidungsgrümden gefällt, das formale Necht 
hergeſtelit wird. Je nach der- Analogie des im Lande giltigen Ber: 
fahrens vor den bürgerlichen Gerichten findet auch Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit ſtatt, und zwar mit offenbarem Vortheile. Unabſetz⸗ 
barkeit der Mitglieder dieſer Verwaltungsgerichte in dem für bie 
bürgerlichen Nichter für zweckmäßig erkannten Maaße ift zwar nicht 
Grundſatz, vielmehr koͤnnen biefelden,. wie andere Verwaltungsbe⸗ 
ante, im den gefeßlichen Vorausſetzungen 'gewechfelt oder befeitigt 


liſchen, fonbern auch, durch Vergleihung und Gegenfälichfeit, des feftländifchen 
Verwaltungsweſens. Vorzugsweiſe wichtig für die vorliegende Frage ſind bie 
65. 72—76, verglichen mit $$. 27—628 ber Geſchichte der englifhen Eommunal: 
verfaflung, 2te Aufl. Berl., 1862. . 

2) Die vorgängige Erſchöpfung ber Verwaltungs : Recursinftanzen iſt unbe⸗ 
bingt nothwenbig, weil früher ber Wille ber Verwaltung gar nicht abſchließlich 
feſtſteht. 
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werden; allein eine unmittelbare Einwirkung auf bie Enticheidung 
bes einzelnen Falles iſt nicht: geſtattet. Der, freilich weſentliche, 
Unterſchied zwiſchen den eigentlichen und den Verwaltungsgerichten 
beſteht alſo eiyer Seits in der perfönlichen Befähigung der Nichter, 
anderer Seits in der Berechtigung und Verpflichtung nicht bios 
nach dem Privatrechte ſondern auch mit Berückſichtigung ver Staaf®: 
bedüirfniffe zu entſcheiden, ſodann in der größeren perfönfichen Ab⸗ 
hängigkeit. der, Mitglieber von der Etaatögewalt: — Diefe beiben 
leßteren Eigenichaften find es allerdings, welche, namentlich noch 
in Deutfchland, der ganzen Einrichtung manchfache Gegner erwecken; 
jedoch mit großem Unrechte. Da nämlich aus den oben ausgeführ⸗ 
ten Gründen eine Mebertragung der Entkheivungen in den fraglichen 
Sachen der bürgerfihen Gerichte nicht ftattfinden kann, und ba 
anderer Seits die einfachen Verwaltungsrecurfe eine in jeder Bes 
zichung noch weit unficherere Hilfe gewähren: fo ift nur die Frage, 
ob man gar Feine Schuhzvorkehrung haben, ober ob man ſich 
mit einer vieleicht nicht ganz volllommenen begnügen will Hier 
kaun denn num aber body die Wahl verftändigerweife wicht zweifel⸗ 


haft fein 9). 


8) Ueber das Weſen und bie Räthlichkeit ober Berwerfligteit ber Verwal⸗ 
tungsjußig-vgl. das in ber Polizeiwiſſenſchaft, Ste Mufl., Vd. IL ©. 68, Ange: 
führte. - Dafelb} denn auch weitere Literaturnadgweifungen. Eine gehrängte aber 
durch Klarheit und geſuudes Urtbeil ausgezeichnete Weberficht über bie Frage gicht 
ein, von Bluntſchli verfaßter, Ausfhußbericht der Erſten badiſchen Zanımer, 
in ben Verb. derf., 1861/38, Veil-H. 8, ©. 345 fg. Man fehe auch uoch Mayer, 
Grundfäge des Verwaltungsrechtes. Tüb,, 1862, ©. 89 fg.‘, nur follte bier ber 
Unterfchieb zwiſchen Verwaltung und Verwaltungsjuſtiz ſchärfer hervorgehoben 
fein. — In eigenthümlicher und geiſtreicher, aber in Folge willlürlicher und fal- 
{cher Vorberfäge weſentlich falfcher Weife, welche neue Verwirrung in die kaum 
zu einiger Klarheit gebrachte Angelegemheit zu bringen droht, behaslbelt Steim, 
Verwaltungsrecht, Bd. I, Seite 113—148) deu ganzen Gegenſtaud⸗ Gr unters 
ſcheidet nämlich ein abminiftvatived Klag reiht, chi Beſchwerde recht und ein 
mit bem Petitionsrechte ‚nicht gleichbedeutendes Gefu dicht. — Ein admini: 
firativeß Klagrecht fol nur zuläſſig fein, wenu eine Berorbnung wit einem OBefche 
im Widerfprasche ſteht und nur durch ihre Anwendung in das gefeglich beſtimmte 
Recht eines Einzelnen eingegriffei wurde. Die Klage fol dann nicht gegen bie 
allgemieing Gültigkeit ber Verordnung gerichtet werben Können, was den Einzelnen 
nicht zuſtehe, ſondern nur darauf gerichtet fein, baß is dem befonberen Falle das 
eſebliche Recht als unantaſtbare Grundlage ber Thätigkeit ber vollziehenden Gewalt 
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Die Organtfation "der Verwaltungsgerichte bietet allerdings 
nicht unbebeutenbe Schwierigkeiten dar. nn 


anerfannt werde. Die Entſcheidung, ſcheint es, ſoll den ordentlichen bürgerlichen 
Gerichten zuſtehen, für das Verfahren aher nach einer eigenen Art des bürger⸗ 
lichen Proceſſes, Adminiſtrativproceß genaynt, nach näher angegebenen Grund⸗ 
fäben gebildet werden. — Das Beſchwerderecht wird als das Mittel zur Abweht 
eines innerhalb der Verwaltung dur faljche Anwendung einer Verorbnung be 
gangenen Unrechtes bezeichnet, und ed fol dadurch der beſondere Wille der Ver⸗ 

ordnungsgewalt mit ihrem allgemeinen Willen in Einklang gebracht werden. Die 
Beſchwerde ſei aber nicht bei einem Gerichte anzubringen, ſondern nur bei höheren 
Verwaltungsftellen; auch Fünne kein eigentlich gerichtliches Verfahren mit Frifen, 
Bräjudicien u. ſ. w. angelaffen werden. Als Grund hiefer Art von Berfahten 
aber ift angegeben, baß der Einzelne kein Recht barauf habe, von ber Regierung 
zu verlangen, baß fie eine Verorbnung ihm gegenüber als ben wirflichen Inhalt 
ihres Willens anerfenne; bieß aber nicht, weil fie an feinem Buncte und in feiner 
"Zeit an ihren eigenen Willen gebunden, fonbern nicht nur berechtigt fei bie Ver: 
ordnungen in- jebem Augenblide zu verändern, fondern auch ben Willen und bie 
Handlungen ihrer einzelnen Drgane anerfennen Tonne, ohne Rücſicht daranf, ob 
bie letzteren mit ber Verordnung im offenen’ Widerſpruche fliehen. Die Vollziehimg 
babe nicht etwa bas- Geſetz in abstracto zu verwirklichen, ſondern fie fol es in 
ben unenblicpert Wechſel und die Vielgeſtaltigkeit des Lebens einführen. — End⸗ 
lich ſoll ein Geſuch an ber Stelle ſein, wenn zwar bie einzelne Verwaltungs: 
handlung mit ber Verordnung nicht im Widerſpruche ftebe, aber dadurch beſchwer⸗ 
lich falle, daß eine nicht hinreichende Kenntniß. oder Würdigung der Intereſſen 
bes Ginzelnen vorhanden geweſen fei. Das Verfahren fei bier dem bei Be: 
ſchwerden anzumwendenden völlig glei. — Mit anderen Worten: Stein will Rechts: 
Hilfe nur Eintreten laſſen im Falle eines verfaffungswibrigen Wiberſpruches einer 
Verordnuͤng mit einem Gelege, dantı aber durch die gewöhnlichen Gerichte; bios 
Berwaltungsresurd dagegen zulaſſen, wenn ein Unrecht durch falſche Anwendung 
einer Verordnung. geſchah, ober wenn um eine‘ billigere und verftänbigere. An: 
wendung von Gefe oder Verordnung gebeten werden will. Hier kann man dent 
feloftverftändfih nur zuflimmen hinfichtlich der zugelafienen Faͤlle von Rechtshilfe, 
mit Ausnahme freilich ‚der für bie Civilgerichte beanſpruchten Zuſtändigkeit; eben⸗ 
ſo in Betreff der Verweiſung von Bitten um billige Berückſſichtigung von Inter: 
eflen an den Berwaltungsrecuns: allein völlig unguläfftg ift die Weigerung einer 
Rechtshilfe Mr den’ Fällen verlegenber Anwendung von Verordnungen, und zwar 
unzuläffig nad Grundfaß und nad Begründung deffelben. Als oberfter Grund: 
fag fteht feft, daß. der Bürger Teme formelle Verlegung ‚feiner Rechte durch' bie 
Berwaltung erleiden fol, und baß er rechtlichen Schutz dagegen muß finden können. 
Ob das Unrecht aus dem Widerſpruche von Geſetz und Verordnung berrüßrt, 
alfo aus einer allgemeinen ‚unerlaubten Handlung ber Regierung; ober aus einem 
einzelnen ben beftehenden Normen zumiberJaufenden Gebahren eines Beamten, ift 
nit nur in ben Folgen ganz glei für ben Beſchädigten, ſondern widerſpricht 
auch in der gleichen Weiſe ber Pflicht der Stantägewalt. Es iſt alfo gar kein 


Vorerſt find ſchon in Betreff ver Bildung ber Gerichts⸗ 
ftellen mehrfache nicht eben Leichte Fragen zu beantworten. — &3° 
falt in die Augen, daß die Fälle von Rechtsanfechtungen gegen 
Regierungsmaaßregeln nicht jo zahlreich find, um eigen bazu bes 
ſtimmte Collegialbehörden vollftändig zu beſchäftigen. Selbſt in 


Grund einzuſehen, warum bie beiden Fälle in verſchiedener Art behandelt werben 
ſollten, und namentlich in einem derſelben eine weit geringere Sicherheit einzu⸗ 
treten hätte. Die Unterſcheidung zwiſchen einem Unrechte, welches auf eine Klage, 
und einem ſolchen, welches nur auf eine Beſchwerde Anfpruch gäbe, if} ganz will: 
Fürlih und bem leitenden Gedanken zumwiber. Wo möglich noch entfchiedener aber 
bat man fich zu verrwahren gegen die beigebrachte Begründung dieſes Unterſchiedes. 
Es ift eine haarfträubende Behauptung, daß bie Verwaltung nicht an ihre eigenen 
Willenserffärungen gegenüber von ben Bürgern gebunben fei, weil fie ihre Vers: 
ordnungen in jedem Wugenblide ändern‘ Fönne. Mit welchem Rechtsgefühle, mit 
welcher Auffaffung von Treue und Glauben, läßt ed fith vereinigen, baß bie. 
Regierung zwar allgemeine Normen Über das gegenfeitige Verhalten von Staat 
und Bürgern fol aufftellen, biefelben aber ſelbſt nach Belieben brechen dürfen? 
Wie kann fie berechtigt fein, zwar die Bürger, im Nothfalle mit Gewalt, zur 
Beobachtung bed auf biefe fallenden Theile ber Anordnung anzubalten, bagegen 
die von ihr ſelbſt übernommenen Verpflichtungen bei Seite zu werfen? Wie fann 
ber Staat Gehorfam gegen feine Vorfchriften von ben Unterthanen verlangen, 
wenn er biefelben felbft als unverbindlih erflärt? Mit welchem Begriffe von 
Recht läßt es fich vereinigen, daß bie vollziehende Gewalt jede einzelne Handlung 
eined ihrer Organe als ihren Willen anerkennen könne, ohne Rüdficht ob fie mit 
einer Verordnung im offenen Wiberfpruche fiehe? Was aber bie behauptete Bes 
fugniß. betrifft, „bie allgemeinen Verordnungen durch einzelne Verordnungen, bie 
einzelnen Verordnungen durch Verfügungen und Inſtructionen in jedem Augens 
blide zu ändern”, fo wiberfpricht ein folcher Anſpruch ben elementarften Begriffen 
bes öffentlichen Nechtes, und zwar in boppelter Beziehung. Zunächſt kann bie 
Abänderung einer Norm nur wenn fie gehörig verfünbigt und auch dann nıf 
auf die von ba an zu behandelnden Fälle Anwendung finden. Sobann iſt c# 
durchaus unrichtig, daß eine Norm durch eine andere untergeortneter Art erfebt 
werben Tann. Eo wenig ein Geſetz durch eine Verordnung abgeändert ober auf: 
gehoben werben kann, eben fo wenig Tann eine Verordnung, b. h. eine vom 
Staatsoberbaupte ausgehende, in ber Regel unter Einhaltung beftimmter conflis 
tutioneller Form, 3. B. Anhörung des Staatsrathes, Gontrafignatur ber betreffen⸗ 
den Minifter u. |. m. zu erlaffende allgemeine Anordnung durch eine einfache 
Verfügung einer Behörbe befeitigt werben, vielmehr gehört bierzu immer ein 
Befehl derjelben Art. Unb was fol benn eine „bejondbere” Verordnung fein? 
Eine Verordnung ift immer ‚„„allgemein“ db. 5. auf fänmtliche unter ihre Beftims 
mungen fallende Fälle anwendbar. Die Verfiherung, baß in ſolchen Sägen feine 
Heiligung ber Willfür enthalten fei, ift fehr wohlfeil; fie find nun eben ein voll⸗ 
ſtãndiger Eober ber Willkür und offener Rechtöverläugnung. 
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‚einem großen Staate und in der oberften Inſtanz bleibt noch freie 
Zeit übrig zur Verwendung der Mitglieder zu andern Dienften. 
Das Gefeh der Arbeitstheilung Tommt folglich mit dem der Spar: 
ſamkeit in Wiberftreit. Hier muß benn’offenbar zwiſchen zwei Aus⸗ 
tunftömitteln gewählt werben. Entweder nämlich kann die ganze 
Behörde, als ſolche, auch noch. zu fonftigen Gefchäften verwendet 
werben, ober aber cd werben die einzelnen Witglieber anderen Be 
hörden entnommen und Haben, neben ihren fonftigen, vielleicht 
bauptiächlichiten, Aufgaben zn dem Berwaltungsgerichte vorkommen⸗ 
den Falles zuſammen zu treten ). — Es iſt nun wohl unzweifelhaft, 
daß die erſtere Einrichtung die beſſere iſt, weun ſich eine paſſende 
weitere Beſchaͤftigung für die Behoͤrde findet. Abgeſehen von unter⸗ 
geproneten Unzuträgfichkeiten, welche nicht fehlen können, wenn für 
jeden Entfcheidungsfall die Mitglieder erft von ihren regelmäßigen 
Gefchäften abberufen werden wmüffen, hat die hauptfächliche Verwen⸗ 
dung derſelben zu Taufenden Berwaltungsgefchäften den Nachteil, 
daß fie fich nicht Teiht von den Anſchauungen und Gewohnheiten 
ihrer Dienftzweige losmachen und fich weniger gewöhnen, eine ihnen 
zur Entſcheidung vorgelegte Frage aus dem Geſichtspuncte des 
ſtreitigen Rechtes zu betrachten. Auch kann es fich wohl begeben, 
daß fie mit einer ihnen itzt zur gerichtlichen Entſcheidung vorgeleg⸗ 
ten Maafregel früher im Verwaltungswege mittelbar oder unmittel- 
bar zu thun hatten, fomit ist nicht ganz unbefangen mehr find. 
Die Frage ift alfo nur, ob fi eine geeignete anderweitige Be 
ſchäftigung finden läßt. — Bei einem Central-Verwaltungsgerichte, 
jei daſſelbe nun höhere-Inftanz oder nicht, hat ſolches feine Schwie- 

4) Daß eine kärgliche Bezahlung ber nit vollſtändig befchäftigten Richter 
feine dritte verftändige Möglichkeit if, bedarf wohl nicht erft eined Beweifes. Für 
folge Bedingungen kann man aud nur fchlechte Arbeit erhalten, abgeſehen davon, 
daß gering bezahlte Richter jeder Art eine fehr gefährliche Sache find, In Frank: 
"reich bat man ſich freilich dazu entfchloffen (zwar nicht für die Mitglieder des 
Staatsrathes, wohl aber für bie Präfecturräthe, welche nur zwilchen 1600 bis 
8009 Franken Gehalt haben). Allein es iR auch nur Eine Stimme über bie 
nachtheilige Folge biefer unbegreiflihen Sparfamteit am unrechten Orte. Nur 
alzubäufig find die, denn doch Feineswegs unwichtigen, Stellen beßhalb mit ganz 


untauglichen Menfchen beießt und entbehri die ganze Einrichtung des gebührenden 
Unſehens. 


rigkeit. Vor Allem bieten fich Geſetzgebungsarbeiten im weiteren 
Sinne des Wortes dar; alfo nicht blos die Bearbeitung oder Begut- 
achtung eigentlicher Gelege und Verordnungen, fondern auch bie 
Berathung von allgemeinen Grundjägen oder Normalerlafjen ver 
oberften Behörden. Sodann kann ein oberfter Verwaltungsgerichts⸗ 
hof ohne Anftand verwendet werben zu Entjcheidungen bei Streitige 
feiten über Zuſtändigkeit, vwoelche ich zwilchen Gerichten und Vers 
waltungsbehörden, oder unter den legteren erheben möchten. Enblich 
mag ihm die Entjcheidung zugetheilt werden, wenn es fich entweder 
von ber Dienftentfegung eines Verwaltungsbeamten wegen Fehler 
oder Unbrauchbarkeit im Amte, ober von gerichtlicher Verfolgung 
eines folchen durch Privatperfonen handelt. Hiermit wäre offenbar 
ber gewünfchte Zwed erreicht. Einer Seits Tiegen folcherlei Ges 
Schäfte in genügender Zahl immer vor; anderer Seits find die zu 
einer oberften Rechtſprechung taugliden Männer auch perſonlich 
Aufgaben der genannten Art gewachſen. Daß aber eine Beichäftie 
gung mit Gefeßgebung oder mit Nechtöfragen etwas verſchiedener 
Art weber dem Anſehen des Verwaltungsgerichtes zumider, noch ber 
Geiftesrihtung der Mitglieder nachtheilig ift, bedarf keines Bes 
weifes 5), — Weit ſchwieriger iſt die Loͤſung der Aufgabe für untere 
Inſtanzen, wenn dergleichen eingerichtet find. Kine Uchertragung 
von Aufgaben der jo eben erwähnten Art als Nebenbeſchäftigung 
ift Bier außer Trage; die Verwendung zu Verwaltungsgeſchäften 
beeinträchtigt die Unbefangenheit und Unabhängigkeit und führt zum 
Richten in eigner Sache; die Bildung eigens für die Präventivjuftiz 
beftimmter Collegien von taugliden Staatsbeamten fcheitert an ben 
Koften ®). Es bleibt ſomit nur die Möglichkeit eritweder ber regel: 

5) Alle biefe Befchäfte, neben noch einigen weiteren unbebeutenderen ober 
nur felten vorlommenben, find dem franzdfiihen Stanatsrathe zugetheilt, und es 
nehmen an benfelben auch bie in die Section du contentieux eingetbeilten Mit- 
glieder Antheil, obgleich fie bie Hauptarbeit für bie Verwaltungsjuſtiz eines großen 
Reiches und fiir. die bewundernswerthe Ausbildung bed franzöfifchen Verwaltungs 
rechtes zu übernehmen haben. Siehe Block, Dict. de P’administr. frang., 
Exite 516. — In Württemberg bat ber Geheimerath jeben Falles, neben ber 
Berwaltungspflege, noch bie Brüfung ber in ben Miniferin entworfenen Geſetzes⸗ 


entwürfe. 
6) In Frankreich find allerbings bie Verwaltungegerichte erſter Inſtanz mit 
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mäßigen Beforgung von laufenden Gejchäften ber Präventiofuftiz 
“oder der Polizei; die Zufammenfegung des Adminiſtrativgerichtes aus 
- einzelnen Mitgliedern anderer Stellen; endlich die Verwendung eines 
” populären Elementes, fei- e8 je für den einzelnen Fall nach Analopie 
der Geſchworenen, ſei es als ftehende Behörde, in beiden Fällen 
aber ala umbezahltes Ehrenamt. Alle diefe Einrichtungen find nun 
aber gewichtigen Einwendungen ausgeſetzt. Die’ gegen bie. beiben 
erften. Mittel fprecdenden Gründe find oben im Allgemeinen geltend 
gemacht worben; und es kommt hier noch dazu, daß vielleicht in 
ben kleineren Mittelpuncten für Behörden, in welchen der Sitz dieſer 
untern Verwaltungdgerichte gedacht werden muß, taugliche Mitglieder 
nicht immer verfügbar wären. Was aber die Verwendung von 
Bürgern betrifft, jo ift zwar gegen den Gedanken an ſich wohl nichts 
einzuwenden. Eo wie in der Strafgerichtöbarfeit eine ſolche Zu- 
ziehung. ftattfindet, fo kann auch hier Fein Wiberfpruch mit dem 
Weſen der Staatögewalt, felbft in einer Monarchie, erfannt werben; 
dad Vertrauen in die Unbefangenheit und Unabhängigkeit felcher 
Richter "wäre ohne Zweifel groß; das Urtheilen nach natürlichem 
Verſtande hätte namentlich bier, wo es fih von Wahrfcheinlichkeit 
und fubjectiver Würdigung handelt, viel Gutes; an einer genügen 
den Kenntniß der thatfächlichen Verhältniffe würbe e3 in der Regel 
nicht fehlen; die den Beigezogenen aufzulegende Laſt wäre wohl nicht 
unbedeutend, doch gienge fie nicht über dad Maaß billiger Bürger: 


Beamten beſetzt, das Beifpiel Tabet aber wenig zur Nahahmung ein. Trotz bem, 
baß in jebem Departement nur Ein Gericht biefer Art beftcht, (das conseil de 
prefecture,) daß daſſelbe in ber Regel nur mit brei Mitgliedern beſetzt ift, enbs 
lich baß kaum nennendwerthe Ausfchlichungen von der Befleibungsfähigkeit be: 
fteben, ift boch bie perfönliche Beſetzung eine ſehr mittelmäßige, weil ſich für ben 
ſpärlichen bem Umfange der Gefchäfte angemeflenen Behalt nur felten ganz tüchs 
tige Männer gewinnen laflen. Daß ber Präfeet das Recht bat, Theil an ben 
Beſchlüſſen zu nehmen, und daß bie Präfecturräthe auch mit (übrigend wenigen) 
Verwaltungsgeſchäften beauftragt find, trägt allerdings dazu bei, das Vertrauen 
in dag Gericht zu ſchwächen, ift aber doch nicht ber Hauptgrund. Zahlreiche Ver: 
beſſerungsvorſchläge haben zu feinem Ziele geführt. — Näheres |. bi Dufour, 
Dreit admin., Ed. 2, Par., 1854, ®b. II, ©. 8 fa.; Laferritre, Droit 
publ. et administr., ta. 5, Par., 1860, ®b. II, ©. 368 fa.; Block, Diet. 
de l’admin., ©. bis fg. Bei Lehterem auch noch weitere Literatur. 
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pflichten. Aber ift bie nöthige Befähigung tn Betreff der Rechts- 
kenntniß zu erwarten? Hier drängen ſich benn freilich große Zweifel . 
auf, welche nur etwa unter ber einen Bedingung theilweife" gehoben 
werben koͤnnten, daß eine ſehr forgfältige Auswahl der zu Bezeich⸗ 
nenden ftattfände. Ein loosweiſes Herausgreifen aus der Maſſe 
der Bürger, wie es bei Sefchwornen ftattfindet, wäre daher jeben 
Falles unzulaͤſſtg; aber auch gegen eine Beſtimmung burch allgemeine 
Wahlen fprechen große Bedenken, abgefehen davon, daß politifche 
Partheibeſtrebungen verfälfhend und ungerecht ausſchließend ein— 
treten Eönnten. Es müßte fomit wohl Ernennung durch dad Staats: 
oberhaupt eintreten, wobei denn freilich wieber ein zeitweifer Wechſel 
zur Vermeidung allzugroßer. Anfprüche an den Einzelnen und bie 
Zulafſung geſetzlicher Entſchuldigungggründe kaum zu vermeiden 
wären, uͤberdieß dem Principe der Volksthüͤmlichkeit und dem darauf 
gegründeten Vertrauen mehr oder weniger Eintrag geſchähe. Allein 
hieran nicht genug; auch wenn bie vorftehende Frage gelöst ift, 
treten noch weitere nicht unbedeutende Echwierigkfeiten bei der Organis 
fation der untern Inſtanzen von Verwaltungsgerichten entgegen. 
Einmal ift zwar unzweifelhaft die Errichtung einer ſtändigen Behörde 
ber Zufammenfegung von Fall zu Fall entſchieden vorzuzichen. 
Einer Seits würde hier ımter Lebterer, wenigſtens bei Regierungs⸗ 
ernennungen, leicht bie Unpartheilichkeit leiden oder doch in Zweifel 
gezogen werben; anderer Seit? koͤnnte fich bie fo fchr wuͤnſchens⸗ 
werihe Gleichfoͤrmigkeit der Geſetzesanwendung nicht einmal an- 
nähernd bilden. Auch möchten ftörende Verzögerungen kaum zu 
vermeiben fein. Allein nun bat ſowohl eine zahlreiche ala eine nur 
fpärlihe Beſetzung ihre eigenthümlichen Nachtheile. Die eritere 
nimmt die Bürger ungebührlich in Anſpruch; bie andere dagegen 
gewährt Feine Sicherheit für ein immer vorhandenes Verftändniß 
ber mögficherweife aus allen Theilen der Verwaltung einkommenden 
Befchwerben. Zweitens iſt die richtige Sorge für die Stelle des 
Borftandes nicht leicht. Daß fie einem gefchäfld: und rechtskundigen 
Marne übertragen fein muß, ift eben fo Mar, als daß von ber 
Ernennung eined eigenen nur dazu beftimmten Beamten Teine Rede 
ſein kann. Es bleibt alſo nur die Verwendung eines der ohnedem 
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am Orte vorhandenen Beamten; und zwar wird ſich der betreffende 
Bezirks-Polizeibeamte wegen ſeiner verhaͤltnißmäßig umfaſſendſten 
Kenntniß der thatſächlichen Verhältniſſe am meiſten dazu eignen. 
Allein dann entſteht der Uebelſtand, daß er in mehr oder weniger 
häufigen Fällen in eigener Sache zu richten hat. Und will dem 
vorgebeugt werden durch eine in ſolchen Faͤllen eintretende Erſetzung 
durch einen andern (Gerichts⸗ oder Praäventivjuſtiz⸗) Beamten, fo 
läuft die Gleichmäßigkeit der Behandlung und die Feſthaltung ber 
Gerihtsübung Gefahr und kann das, für den öffentlichen Dienſt 
bach ſehr wünfchenzwerihe, gute Einvernehmen. unter den Borftänben 
der verſchiedenen Gefchäftözweige leiden. Endlich wirb die Beichaffung 
ber die Negierungsintereffen bei ven Verhandlungen wahrenden 
Bertreter der verſchiedenen Dienftzweige keineswegs immer ohne 
EC chwicrigkeit zu bewirken fein. Bei dem einen oberjten Verwal⸗ 
tungsgerichtöhofe Tann Teicht jeded Minifterium einen geeigneten 
Beamten zu biefem Zwecke beftellen; allein bei den vielen Unter⸗ 
gerichten mag großer und vielleicht nur mit empfindlichen Koften 
zu befeitigender Mangel vorhanden fein °). 

7) In Baben iſt durch das Geſetz vom dten Oct. 1863 ber Verfuch gemadt 
worben, für die unteren Verwaltungsgerichte ein populares Element zu benũtzen. 
Es befteht nämlich in jedem der 59 Verwaltungsbezirke ein Bezirtärath , deſſen 
Mitglieder, 6 bis 9 an der Zahl, von der Kreißverfammlung in der Weife vor: 
geſchlagen werben, daß fie frei aus ben mehr als fünfundzwanzigjährigen Staats: 
bürgern eine breifach größere Lifte zufammenfeßt, aus welchen bie Regierung je 
auf zwei Jahre, mit jährlichem Austritte ber Hälfte, die Mitglieder wählt. Die 
Uebernahme bed unentgeltlihen Ehrenamtes ift Zwangspflicht. Unter bem Bor: 
fie des Bezirksbeamten bildet diefer Bezirksrath das Verwaltungsgericht erfter 
Inſtanz für eine geſetzlich beftimmte Reihe von. Fällen; ber Beamte inftruirt und 
ift Berichterftatter. Im Uebrigen ift ber Bezirlsrath auch noch, und zwar haupt: 
ſaäͤchlich, Verwaltungsſtelle. S. Weizel, Daß badifche Geſetz u. d. innere Vers 
waltung. Karlar., 1865, S. 81 und 144 fg. Für ein abjchließendes, auf Erfah: 
rung geftüßtes, Urtheil ift die Einrichtung noch zu jung; doch iſt ber Beginn 
keineswegs ungünftig. Bon 985 im erfien Sabre, 1865, gefällten Erkennmiſſen 
ber Bezirfäräthe Tamen 290 im Recurswege an ben Verwaltungsgerichtshof, wel: 
her 79 derfelben abänderte.e Im Intereffe de Staated fand Feinerlei Recurs: 
ergreifung ſtatt. ©. Karlör. Zeit. vom Liten Jänn. 1866. Unzweifelhaft bleiben 
freilich auf dem Standpuncte ber Theorie noch manche Bedenken; fo über bie 
gleichzeitige Verwaltungstbätigfeit des Bezitksrathes; über ben großen Einfluß des 
Bezirksbeamten und über bie Schwierigleit einer guten Beſebung ir in ben oft ſehr 
Keinen Bezirken. 
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Alle dieſe Zweifel und Unvolllommenheiten machen denn bie 
Erwägung ber Frage, wie ber Inftanzenzug einzurichten fet, 
zu einer. beppelt erniten Aufgabe — Die allgemeinen Gründe, 
welche die Möglichkeit einer mehrmaligen Erörterung und Entfcheis . 
bung einer ftreitigen Rechtsfrage, und zwar durch verfchieene Be 
hörben, wunſchenswerih machen, Tiegen fo cffen, daß fie einer Beſpre⸗ 
Hung nicht bebürfen. Allen verfannt darf nicht werben, daß bie 
Sorgfelt für Gewinnung eines materiell richtigen Spruches auch 
übertrieben werben und dann in Nachtheil umſchlagen kann. — Bor 
Allem darf die Zahl der Inſtanzen nicht zu groß fein. Die Er: 
Öffnung einer Reife von Inſtanzen verzögert bie enbliche Entſchel⸗ 
dung, jeden Falles zu offenbarem Schaben des einen Theils, viel- 
leicht beider; fie befördert Proceßkraͤmerei und vermehrt die Koften; 
fie verurfacht dem Staate bedeutenden Aufwand für die Unterhal: 
tung der vielen Behörben. Die Annahme insbefonvere, daß gerabe 
brei Inſtanzen beftehen müflen, beruht auf gar feinem haltbaren 
Grunde; vielmehr tft ficherlich alles Nothwendige geleiftet, wenn ein 
Urtheil noch einmal durch ein höheres moͤglichſt gut beftellted Gericht 
geprüft werben kann. Dieß gilt denn num aber von Beichwerben 
über cine vermeintlich durch eine Präventivmaaßregel erlittene Beeins 
trächtigung eben fo gut, wie von feber andern Mechtsfache; und es 
barf daher wohl als feftftehend angenommen werben, daß unter 
allen Umftänden nur zwei Inftanzen auch für diefe Fälle genügen- 
Namentlich ift dann auch von der Beftellung einer über bie Eentral: 
Behörde ftehenden Inſtanz für Nichtigkeitöbefchwerden -abzufehen. 
Ein wirkliches Bebürfniß Hierzu Liegt kaum vor, dagegen fehr nahe, 
die Gefahr eines Mißbrauches. Beſchwerden folcher Art mögen 
nöthigen Falles bei der obern Inſtanz ſelbſt mit gewechjelten Bericht» 
erftatteen und, wo ſolche beitchen, vor vereinigten Abtheilungen 
erledigt werben ®). — Es tft dieß jedoch nicht bie einzige zu neh— 





8) In Frankreich befteht Leine Behörde, welche gegen eine Enticheibung bes 
Staatörathes als oberfie Berwaltungärechtäftelle angegangen werben Tönnte. Aller⸗ 
dings Tann das Staatsoberhaupt den Spruch abändern; es gefchieht aber thatz 
fäli niemals. — In Baden if eine Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Staats: 
minifterium zuläffig. 
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menbe Nückficht. Jede Rechtspflege Bat nur dann einen Werth, 
wenn bie zum Richteramte Berufenen die für bafjelbe erforterlichen 
Eigenfchaften. befiten. Verhandlungen vor einem fchlecht beſetzten 
Gerichte erſter Inftanz find.in der Regel nur Zeit: und Geldverluſt, 
‘indem doch bie höhere Inſtanz noch angerufen wird; und wenn fich 
die Hilfejuchenden aud Armuth oder wegen Dringlichleit der Um⸗ 
ftände bei einem erftrichterlichen Spruche folcher Art. begnügen müſſen, 
fo ift die Wahrfcheinlichkeit eines bleibenden Unrecht? groß. Offenbar 
ift einem folchen Zuftanbe das Beſtehen nur einer einzigen -aber- gut 
geordneten Inftanz vorzuziehen; und es ift nicht einzufehen, warım 
dieß nicht auch von ber Adminiſtrativjuſtiz überhaupt und von ber 
Anwendung berfelben auf Bejchwerben über Nechtöverlegungen durch 
Präventivmaaßregeln - insbeſondere gelten follte. Unter dieſen Um: 
ftänden märe es denn ohne Zweifel zu rechtfertigen, wenn man, in 
Betracht der kaum überwindlichen Schwierigkeiten einer guten Organi- 
fation der Verwaltungögerichte erfter Inſtanz, kurzer Hand zu dem 
Entſchluſſe fäme, nur eine einzige Stufe diefer Art von Gerichtds 
barfeit zuzulaffen, ftünde nicht, wenigſtens für größere Staaten, bie 
Unmöglichkeit der Bewältigung aller zu erwartenden Magen durch 
eine ſolche Eine Behörde, fomit die Gewißheit entweder unerträglicher 
Berfchleppung oder Teichtjinniger Abfertigung, verbictend im Wege 9). 
Es bleibt aljo wohl nicht? Anderes übrig, als zwar, (etwa mit 
Ausnahme Heiner Staaten, in weldhen ein das ganze Land um: 
faſſendes Gericht ſäͤmmtliche ſich ergebende Beſchwerden zu erledigen 
vermag, und in welchem überbieß die Organifation der erften Inſtanz 
beſonders fchwierig wäre) zu einiger Sichtung und Vermeidung der 
zur Berufung kommenden Klagfälle zwei Stufen dev Verwaltungs: 
gerichtäbarfeit anzuordnen, bei ber Einrichtung der unteren aber 
alle irgend unbedeutenderen Rückſichten unbeachtet zu laſſen, um 
wenigftend das möglich Befte zu erhalten. Zu dem Ende muß man 

9) Wenn 3. 8. in Paris allein jährlich 25,000 Fälle vor den Präfecturrath 
kommen, (allerdings nicht Iauter ftreitige Rechtsfachen und noch weniger blos Bes 
[werben gegen VBorbeugungs:Maaßregeln,) fo ift leicht einzufehen, baß ber Staats⸗ 
rath, welche Einrihtung man ihm auch geben möchte, nicht im Stande wäre, 


als einzige Inſtanz bie aus ganz Frankreich zuftrömenden Streitigkeiten zu er: 
ledigen: 
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fichYbenn gegen bie Errichtung von Gerichten in jebem Elementar⸗ 
Verwaltungsbezirk entfchieven erflären, weil aus fo Heiner Volks⸗ 
zahl die Gewinnung irgend tauglicher Richter allzu unficher, bie 
Beftellung eigener Beamten zu bem Zwecke aber ver Koften wegen 
unmöglich iſt, und hat ſich je für einen Kreis, ſelbſt vielleicht für 
eine Provinz, ein Gericht erſter Inſtanz zu begnügen. Der Nach⸗ 
theil einer größeren Entfernung vom Wohnfige. der meiften Kläger 
wird weit aufgewogen durch bie beſſeren Eigenſchaften der entſchei⸗ 
denden Behoͤrde. 

Wie nun aber immer bie Organiſation ber Berwaltungsgerichte 
eingerichtet werben mag, jeden Falles hängt ihre Wirkſamkeit (alfo 
auch bei Klagen über die Präventivjuſtiz) zu großem Theile von 
ben nähern Beftimmimgen über die ihnen zugewieſene Zuftändige 
keit und über das von ihnen zu befolgende Verfahren ab. . 

In erſter Beziehung ift nach zwei Richtungen das Richtige zu 
treffen. Einmal nämlich muß dafür geforgt fein, daß ſämmtliche 
nach dem-Wefen- der Verwaltungsrechtäpflege zu ihrer Behandlung 
geeigneten Sachen auch wirflich an fie gelangen und keinem zu-einer 
rechtlichen Entſcheidung Befugten diefe abgefchnitten werde; anderer 
Seits aber ift zu verhindern, daß fie nicht ſelbſt eingreife in bie 
gejchliche Thätigkeit fei c8 der Verwaltung. fei 23 ber bürgerlichen . 
Gerichte. Zweitens aber muß den Verwaltungsgerichten das Recht 
gefichert fein, bie eigentliche Urfache ber augefügten Verletzung vor 
ipre Zuftänbigfeit zu ziehen. 

In erjter Beziehung iſt denn aber zweierlei nothig — Einmal 
muß bie Gränze ihrer Zuftändigfeit durch allgemeine Feſtſtellungen 
möglichft beſtimmt gezogen werben. . Die geſchieht zunächit durch 
eine einzelne Aufzählung der Fälle, deren Aburtheilung ihr zuftehen 
ſoll, was denn bald in pofitiver bald im negativer Form beſſer 
geſchehen wird. Alkein es reicht ein ſolches Verzeichniß keineswegs 
aus, da theils Gegenſtände vergeſſen fein können, theils im Laufe 
ber Zeit neue Fragen auftauchen mögen. Es muß alſo auch noch 
ein allgemeiner im Zweifel maaßgebender Grundſatz aufgeſtellt 
werden. Dieſer kann denn kein anderer als der ſein, daß immer 
dann, aber auch, nur dann, bie Zuſtaͤndigkeit der Verwaltungs⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bir vollziehenden Organe. 


8. 41. 
1) Allgemeine Grundfäße. 

Da es ſich bei der vorbeugenden Rechtspflege davon handelt, 
ben zu Nechtöftörungen Geneigten einen phyſiſchen Widerſtand. ent⸗ 
gegenzuſetzen, ſo genügt natürlich das Vorhandenſein anordnender 
Behörden "nicht; dieſelben müſſen ein unmittelbar einſchreitendes 
Perfonal zur Verfügung haben. Und zwar erfordert bie ‚große 
Zahl der den Rechtsſtand bebrohenden Gefahren und ihr gleichzeitis 
ges Vorkommen in verjchiedenen XTheilen bes Staatsgebietes eine 
zahlreiche Mannfchaft. In gewiffen Zählen muß fogar eine fehr 
bebeutende Macht verwendet werden koͤnnen, um einem von vielen 
Theilnehmern begonnenen Angriffe auf die bürgerliche Ordnung iR 
entgegen zu treten. 

Doch findet wieder ein weſenllicher unterſchied in der Art der 
Bereithaltung Statt... Da Vergeben ber letztbezeichneten Art ma 
ſehr felten ſich ereignen, fo ftünden die großen Koften ber be: 
ftändigen Aufftellung einer gegen fie eigen? beftimmten bewaffneten 
Macht ganz außer Verhältniß, zu dem Zwecke; deßhalb genügt es, 
wenn in der Regel nur die den gewöhnlichen Fällen gewachjene 


Berwaltungsrechtöpflege durch den franzdfifhen Staatsrath: Die Inftruirung ber 
angebrachten Beſchwerden beforgt bie Section du contentieux, beftchend aus 
. einem Sectiondpräfidenten und fünf Siaatsräthen und unterſtützt durch die nöfbige 
Zahl von maltres de requ&tes und auditeurs. In wichtigeren Saden haben 
Staatsräthe, in ben übrigen aber maitres de requätes zu entſcheiden. Die Miniſter 
nehmen keinen Antheil an den Berathungen dieſer Abtheilung, was ihnen bei den 
‚andern zuſteht. Drei maltres de requètes bilden hie Staatsanwaltſchaft. Zur Ent: 
ſcheidung werben zehen weitere, je auf zwei Jahre dazu bezeichnete und in gleicher 
Zahl aus den Übrigen fünf Gectionen genemmene Staatsräthe zu einer assem- 
blee du conseil deliberant au contentieux hbeigezogen. Der Bericht ber 
Section iſt fchriftlich abgefaßt; die Sitzung Öffentlid. Siehe Laferridre, 
Droit public et administr., ®b. I, S. 170 fg. — In Baden beftcht der Ber: 
waltungsgerichtähof aus einem Präfidenten- und fünf Mitgliedern. Jedes Mini 
feriuns ernennt einen Vertreter feiner Intereſſen bei ben daſſelbe betreffenden Ans 
gelegenheiten. Die Sigungen find öffentih. S. Weizel, Badiſches Geſetz #; 
b. innere Verwaltung, S. 119 fg. 
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Dienftmannfchaft unterhaften wird, für außerordentliche Fälle aber 
vorübergehent ebenfalls eine außerordentliche Hilfe von andern Zwei⸗ 
gen der Staatzeinrichtung verlangt werden kann. Jene ordentliche 
Vollziehungs-Mannſchaft findet denn die Präventiv- Juftiz in der 
örtlichen Schutzmannſchaft und in ber jedem Bezirke nach 
Bedürfniß zuzutheilenden Gen2darmerie; die Hilfe in der Noth 
kann geleiftet werden von dem ftehenden Heere Y, von ber 
Bürgerwehr,und von einzelnen Bürgern. Damit aber diefe 
Hilfe überall hin rechtzeitig gelangen koͤnne, ift eine Vertheilung des 
Heeres in die verfchiedenen Gegenden des Landes fo wie eine aller- 
wärts zweckmaͤßig getroffene Einrichtung der Bürgerwehr nöthig. 

So abweichend num auch bie Eigenfchaften und Verwendungs⸗ 
arten dieſer verfchiedenen Arten von ausführenden Organen fein 
mögen, wie dieß unten in ben 86. 42—46 näher zu erörtern ift, 
jo finden doch folgende Grundfäge gemeinjchaftliche Anwendung. 

1) Die Natur der Sache bringt ed mit fich, daß dag nur zur 
Vollziehung der vechtspolizeilichen Anorbnungen beftimmte Perjonal 
nicht eigenmächtig und felbitftändig Verfügungen treffen ober Unter: 
nehmungen beginnen darf. Es hat nur zu vollziehen, was entweder 
eine zuftändige Behörde ber Präventiv:$uftiz ihr aufträgt, oder wo⸗ 
zu es ein für allemal durch allgemeine Dienftanweifungen anges 
halten iſt. Beide Arten von Veranlaffungen zur Thätigkeit kommen 
fortwährend vor bei den gewöhnlichen Agenten der Rechtöpolizei; 
bie erjtere Art, beinahe wenigjtend ausſchließlich, bei ver auferor- 
dentlichen Hilfsmannſchaft. Sm beiden Fällen koͤnnen die Vollzie: 
benden nur jo weit gehen, als fie Auftrag haben; fie dürfen Teinen 
andern Zweck verfolgen und Feine anderen Mittel anwenden, als 
ihnen im Allgemeinen ober Beſondern vorgezeichnet find; und fie 
koͤnnen fich namentlich gegenüber von den Bürgern feine weiterge- 
henden Nechte anmaaßen, ald bie fie verwendende Behörde jelbft 


1) Allerdings? mag das Militär in feinen Beſatzungen auch regelmäßig zur 
Beforgung einzelner Sicherheitsdienfie beigezogen werben. Allein biefe mehr zu: 
fällige und nur als Erleichterung der eigentlich DVerpflichteten bienenbe Unter: . 
ſtützung ändert das weientliche Verhältniß des ftehenben Heeres zur Präventiv⸗ 
Juſtiz nicht. 


v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 28 
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hat und ihnen übertrug. Findet bie letztere eine Einwirkung von 
Seite der Vollziehungsmannſchaft nicht weiter nöthig, fo hat ſich 
dieſe alsbald zurückzuziehen, follte deren eigene Anſicht von ber 
Zweckmaßigkeit einer folhen Handlungsweiſe auch eine andere fein. 
Der Rang de mit ihrer Führung beauftragten militärifchen Befehls 
habers Tann hierbei Leinen Unterjchied machen ); er ift nur zur 
Unterftügung der Amtsthätigkeit der bürgerlichen Behörde in Thaͤtig⸗ 
feit und hat fich in dieſer Beziehung als deren Untergebenen zu be- 
trachten. — Nur in Einem Falle kam von biefer Unfelbftftänbigfeit 
ber Handlungen eine Ausnahme ftattfinden, wenn nämlich in Ab- 
wefenheit eines zuftändigen Beamten ber worbeugenben Mechtöpflege 
allein im Beifein eine? ausführenden Agenten eine jo offenbare 
Nechtöverlebung begangen werben will, daß jeber Bürger dad Recht 
und bie Pflicht hätte, dem Bebrohten zu Hilfe zu eilen ober bem 
Unfuge fich, weil er Alle unangenehm berührt, zu wiberfeßen. 

2) Auch diejenigen Handlungen, zu welchen fich die vollziehen: 
ben Agenten in Folge eines befondern oder allgemeinen Auftrages 
für berechtigt. Halten mußten, find von ihnen möglichft bald ber zu: 
ftändigen Behörde anzuzeigen, damit biefe die Nechtmäßigkeit und 
Zweckmaßigkeit des Vorgenommenen prüfen kann, von ben ſämmt—⸗ 
lichen Vorfällen in ihrem Geſchäftskreiſe immer unterrichtet ' bleibt 
und durch die Benachrichtigung zu etwa weiteren Maaßregeln 
veranlagt wird. 


3) Von dem Eifer, der Einficht und Rechtlichkeit der unterge | 


ordneten Agenten hängt, wie leicht einzufehen ift, fehr häufig ber 
Erfolg oder Nichterfolg der von ben Gefegen angeorhneten ober von 
den höheren Behörden befohlenen Sicherungs-⸗Maaßregeln ab. Eine 
ausgezeichnete Dienftleiftung derjelben ift um fo anerkennen 


werther, als nicht felten ein folgewidriges und unfinniges Vorurtheil 


bie Bekleidung ihre Amtes und den Vollzug ber ihnen obliegenden 


2) Uebrigens ift e8 allerbing® zweckmäßig ben Givilbeamten, welcher mit ber 
Leitung einer burch Militär zu unterftügenden rechtspolizeilihen Maaßregel be: 
auftragt wird, wo möglich aus einer ſolchen Rangklaſſe zu wählen, daß ber Be 
fehlshaber ber untergeorbneten gewaffneten Macht feinen Anftoß an feiner Außern 
Stellung nehmen Tann. 
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Pflichten als etwas Gehäffiged und Werächtliches betrachtet. Ge⸗ 
verhtigkeit und Klugheit verlangen gleichmäßig eine Anerkennung 
und Belohnung dieſes Berdienfted. Wenn ſchon offenbare Nachläf- 
ſigkeit oder Pflichtwidrigkeit durch ftrenge Strafen verhindert werben 
kann, jo ift doch durch dieſes Mittel außergewöhnliche Anſtren⸗ 
gung nicht hervorzurufen. Dazu bedarf es bei den meiſten Men⸗ 
ſchen, namentlich aus den ungebildeteren Klaſſen, einer poſitiven 
Aufmunterung. Ein richtiges Syſtem der Belohnungen iſt ſomit 
ſehr zu empfehlen; keinem Zweifel aber kann unterliegen, daß das⸗ 
ſelbe, wie in anderen Zweigen des Staatsdienſtes ſo auch hier, in 
gerechter aber ſparſamer Ertheilung von Befoͤrderungen, Ehrenzeichen 
und Gelobelohnnngen zu beſtehen hat. — Nur die letztere Gattung 
von Aufmunterungsmiiteln bedarf einer weitern Bemerkung. Im 
Folge der Dienſtleiſtungen des unkergeordneten Perſonales werben 
häufig Solche, welche eine Nechtöftörung zu begehen im Sinne hat⸗ 
ten, wohl ſchon eine folche begannen und nur in Verfolgung dere 
ſelben unterbrochen wurben, Befchränfungen und Strafen unterwor- 
fen. Geldbelohnungen für Dienfte mit folhen Folgen haben num 
allerdingd in der, vielleicht hierin irrigen ®), gemeinen Meinung 
etwas Gehäffiges. Es wird fomit binfichtlich ihrer Zuerfennung zu 
unterjcheiven fein. Für die in einem irgend hoͤhern Range Stehen- 
ben find Gelobelohnungen folder Art nach den einmal herrichenden 
Begriffen unpaffend. Somit kann von ihrer Ertbeilung namentlich 
an Offiziere der Gensdarmerie ober der Truppen feine Rebe fein. 
Allen ander dürfte es fich bei dem untergeorbneten Dienftperjonale 
verhalten. Nicht nur koͤnnen nicht fo. Häufige Beförderungen und 
Ehrenbezeugungen gefpenbet werben, als Fälle einer wuͤnſchenswer⸗ 
then Belohnung vorfommen; fondern es tft auch. für die boch nur 
ſchlecht Bezahlten ein Geldgeſchenk in ber Negel eine ganz willkom⸗ 
mene Aufbefferung, welche überbieß noch den Reiz, Beftechungen von 
ertappten Schuldigen anzunehmen, vermindert. 

4) Daß der Staat leinen höheren Beamten der Präventivjuftiz 


8) Dielen Ittthum ſucht mit ſeinem gewohnten klaren Verſtande nachzu⸗ 
weiſen: Bentham, Théorie des récompenses, ch. 14, in ber Brüßler Aus: 
gabe, Bd. II, ©. 167 fg. 
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gleich den übrigen Staatzdienern befondern Schub gegen An: 
griffe und Beleidigungen verleiht, welchen fie in der Ausübung ihres 
Amtes ausgeſetzt fein möchten, verfteht fich von ſelbſt. Ein ähnlicher 
Schuß ift aber auch dem untergeordneten Perſonale in der Auß- 
übung feined Amtes einzuräumen; und. vielleicht hat biefes, feiner 
Stellung nad) häufigeren und gröberen Angriffen ausgeſetzt, benfel- 
ben jogar noch nothwendiger als die Vorgeſetzten. Diefer Schub 


- muß aber einmal darin bejtehen, daß überhaupt jede, wenn aud 


nicht thätliche, Widerjeglichfeit, welche gegen bie in gefeßlicher Aus: 
bung ihres Amtes begriffenen volziehenden Organe der Präventiv- 
Juſtiz gezeigt wird, als eine Verletzung des ber Obrigkeit ſchuldigen 
Gehorſames angejehen und geftraft wird. Zweiten? muß jebe thät- 
liche Mißhandlung derſelben ala eine fehr erjchwerte Art von Ge 
waltthätigkeit vom Geſetze erklärt fein. Die Zahl der außführenden 
Agenten ift häufig bedeutend geringer, als die der zurecht zu Weis 
fenden ober zu Zwingenden. Wenn bdiefe Rebteren fich auf ihre 
phyſiſchen Sräfte ohne weitere befondere Nachtheile, als eben bie 
Tolgen eines Handgemenges , verlaffen dürften, jo wäre gemwöhnlid 


in ſolchen Fällen die Erreihung des Zweckes ber Rechtspolizei un 


möglich. Die gefegliche Unantaftbarkeit muß die geringe Anzahl ver: 
ftärken und erjpart ſomit auch dem Staate den Aufwand für eine 
zahlreichere Dienſtmannſchaft. 

5) Sämmtliche auzführende Beamte und Diener" bedürfen, je 
nach ihrer Aufgabe und Stellung, beftimmter förperlicher , intellec- 
tueller und fittlicher Eigenschaften; es muß alfo bei der Anftellung 
mit Umficht, bei Beförderungen zu höheren Stellen mit genauer 
Verfonalfenntniß und nach ben Ergebnifjen der bisherigen Erpro: 
bung verfahren werben. Auch ift einleuchtend, daß fie durch Amts— 
anmeifungen, fo wie durch perfönliche Einwirkung der Vorgeſetzten 
für ihren befondern Dienst auszubilden, durch beftändige Aufſicht 


in Pflicht und Ordnung zu halten find. Verkehrtheiten oder Na: | 


läfjigkeiten in dieſen Beziehungen fehaden nicht nur der Erreichung 
bed ftaatlichen Zweckes, ſondern Eönnen auch leicht dem einzelnen 
Bürger zu Unluſt und Schaden gereichen *). 


4) Ganz richtige, aber durch Weitſchweifigkeit und Trivialität bis ins Lächer: 





\ 
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6) Da die Verhinderung von Rechtsſtoͤrungen ein wefentlicher 
Zweck des Staates iſt, fo liegt ihm unzweifelhaft auch grundſätzlich ob, 
bie dazu nothwenbigen Beamten und untergeorbnneten Bediensteten zu be= 
zahlen; dieſes aber in Betreff der letztern um ſo mehr, als dieſelben auch 
vielfach, und in ber Regel fogar in weit größerem Maaße, auch zu eigent- 
Tich polizeilichen Zwecken verwenbet werden. Ein Beitrag von Seiten der 
Gemeinden und Bezirke zu den Koften des ausführenden Perſonales tft 
jedoch nicht mehr als billig, weil derfelbe manchfach mit ver Bejorgung 
von Geichäften des ärtlichen Zuſammenlebens ‚ganz außerhalb des 
Staat3organismus befchäftigt wird. Es ift dieß fogar bei einzelnen 
Arten des Dienftperfonales in ſolchem Grabe der Fall, daß bie 
Benützung zu Staatögefchäften in ben Hintergrund dagegen tritt, 
und eigentlich mehr ein Beitrag zu der Gemeindekaſſe angezeigt ift, 
als umgekehrt eine Unterftüßung der lebtern durch den Staat. Diefe 
Verſchiedenheit der Verhäftniffe läßt denn auch eine ungleiche Bes 
handlung des Geldpunctes zu. Während ein Beitrag der Garni- 
fonsftäbte zu den Koften des ftehenden Heeres kaum gerechtfertigt 
wäre, tritt ein Anſpruch auf einen foldyen bei der Gensdarmerie 
ſchon mehr hervor, da fie, namentlich in den Heineren Gemeinden 
und auf dem offenen Lande, auch für manche Municipalintereſſen 
regelmäßig forgt, ſomit den betreffenden Bezirken wohl eine Beſchaf⸗ 
fung der Wohnungen derfelben u. |. w. angemuthet werben Tann. 
Bei den Bürgerwehren dagegen, und noch mehr bei den örtlichen 
Polizeiagenten Tiegen die örtlichen Intereſſen fo fehr vor, daß bie 
Hauptaudgabe den Gemeinden zuzufallen hat und namentlich bie 
leßtere Art von Bedienſteten diefen ohne Unbilligkeit ganz überlaſſen 
werben fan 6). Es kommt dazu auch noch die wichtige politifche 


liche verzerrte Regeln über Eigenfchafter, Beftellung und Einübung bes unmit: 
telbar handelnden Perfonales, vom BVolizeidiener bis zum Polizeicommiffär in 
einer großen Stabt, giebt Zimmermann, Deutſche Polizei, Bd. II, ©. 
1103—1214. 
5) Wenn in England bei ber allmähligen Einführung und ſchließlichen ges 
jeglichen Anorbnung ber neuorganifirten constabulary force !/a dar Koften für 
Befolbung und Kleidung auf die Staatskaſſe übernommen worden find: fo tft 
dieß theild und hauptfächlich deßhalb gefchehen, um ben anfänglich großen Wider⸗ 
Rand der Ländlichen Gentry gegen bie Einriegtung theilweife zu brechen; bann aber 


438 


Erwägung ‚ daß wenn die Negierung dieſes in allen Gemeinden 
vorhandene Perſonal bezahlte, felbftverftändfich dann aber auch 
ernennte, fie baburch eine Tiber das ganze Land verbreitete, in größeren 
Städten fogar fehr bebeutende, organifirte Macht ganz in die Hände 
bekommen würde, welche auch zu ungebührlichem und für Freiheit 
und Unabhängigkeit der Bürger naqhthelligem Einfluſſe mißbraucht 
werden koͤnnte. 


2) Arten derſelben. 
a) Regelmäfiger Dienfl. 


6. 42. 
e) Gemeinde: Schukmänker. 

Ohne Frage müſſen ſchon in jeder einzelnen Gemeinde dem 
Beamten der Präventiv-Juftiz untergeordnete Diener verwilligt fein, 
und zwar zu dem doppelten Zwecke der Beobachtung und ber Auß- 
führung. Der Beamte ſelbſt Fonnte wicht überall fein, wo bie Ge 
genwart eines Organes ber Stantögewalt erforberlih iſt; er fol 
Veberfiht und Höhere Auffaflung nicht durch die Beſorgung Meinlicher 
Einzelheiten verlieren; endlich würde fich die Ausführung mancher 
Maafregel mit feiner gefellfchaftlichen Stellung nicht vereinigen laſſen ?). 
Je nach der Größe der Gemeinde ober der an einzelnen Orten aus: 
nahmsweiſe zu beforgenven Geſchaͤfte wird die Zahl und Art ber 
ausführenden Organe freilich fehr verjchieden fein; in großen Städten 
kann eine bedeutende Abſtufung nöthig fein und das untergeorbnete 
Perfonal bis in die Taufende gehen. 

Die unterfte Stufe bilden.unter allen Umftänden die Schußmänner 
(gewöhnlich auch, obgleich nicht bezeichnend, Polizeidiener genannt). 
Selbſt im Fleinften Dorf tft wenigftend Ein Agent diefer Art nöthig; 
mit Ausdehnung und Bevölkerung der Gemeinde wächlt die Zahl. 

Ihr Geſchaͤftskreis iſt unſchwer zu beftimmen. Was den Um- 
auch weil dieſe Polizeimannſchaft doch auch vielfach zu rein ſtaatlichen Zwecken 
verwendet wird. 

1) Kurze Andentungen über bie Organiſation des örtlichen Polizeidienſtes 
ſ. in meiner Polizeiwiſſenſchaft, 2te Aufl, Vd. II, ©. 594 fg., da die Agenten 


beflelben auch zur Handhabung ber eigentlichen Polizei: Anorbnungen gebraucht zu 
werden digen. 
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fang ihrer Amtsbefugniſſe und Pflichten betrifft, fo Liegt ihnen zu⸗ 
nächſt ob, Alles zu beobachten, woraus eine Rechtäverleßung, ſei es 
gegen den Staat fei e8 gegen Einzelne, erwachjen Fönnte; fie haben 
daher wejentlich ihre Zeit auf der Straße zugubringen *). Unmit- 
telbar drohende Gefahren haben fie durch augenblickliched Einfchreiten 
vorläufig zu bejeitigen und alsbald dem Beamten eine Anzeige zu 
machen, bamit er bie_eigentliche amtliche Vorkehrung treffe; minder 
Dringendes ijt überhaupt immer erſt anzuzeigen. Regelmäßige, 
mindeſtens tägliche, Berichterftattungen find zu letzterem Behufe uns 
umgänglich nöthig. Cine bleibende Verfügung, ein felbftftändiger 
Befehl oder gar eine Strafe Tann natürlich nicht von ihnen. ausge 
ben; wohl aber ift es ihr Necht und ihre Pflicht, die ihnen im 
Allgemeinen oder beſonders ertheilten Aufträge zu vollziehen, nöthi- 
gen Falles mit Gewalt, wobei denn freilich‘ die Befugniß ber oͤrt⸗ 
lichen Stellen nie überſchritten werben darf. Widerſetzliche oder 
Solche, deren vermeintliche Nechtöverlegungen entweder ein alsbal⸗ 
diges Einjchreiten des Beamten zu erfordern fcheinen, oder für beren 
fpätered Auffinden und Stellen Teine Wahrfcheinfichkeit vorhanden 
it, find alsbald von ihnen zu verhaften und vor ben Beamten zu 
bringen. — In Befolgung der Befehle ihres vorgejeßten Beamten 
fönnen ihnen Vorladungen, Hausſuchungen, Bewachungen zu Theile 
werden. Als materiellen Gegenjtand ihrer Thaͤtigkeit haben bie 
Diener ber Nechtöpoligei überhaupt Alles zu betrachten, was irgend 
zur Verhütung einer Geſetz- oder Nechtöverlegung beitragen Tann. 
Sie find alfo namentlich mit der Aufficht auf Fremde °), Bettler 
und Landftreicher beauftragt; fie haben beabfichtigte Eigenthumsver⸗ 
legungen, namentlich Betrügereien und Diebftähle, zu Hintertreiben; 
Öffentliche Zänfereien oder Prügeleien zu hindern und zu beenbigen; 





2) In Peinern Gemeinden kann von ſolchem befländigen Dienfte abgejehen 
werben, welder eitel Zeitverfchwenbung wäre; doch muß auch Hier ber Polizei⸗ 
diener wenigftend immer zum augenblidlihen Dienfte bereit fein. 

3) Natürlich ift hiermit nicht gemeint, dem Schutzmann das Recht zu geben, 
Jeden, ben er für einen Fremden hält, zu befragen ober fonft zu beläfligen : 
fonbern e3 find zum Behufe dieſer Aufficht beſtimmte Formen vorgeſchrieben (1. 
oben, $. 11, S. 107 fg.), und nur biefe bat bag PolizeisPerfonal zum Volls 
zuge au bringen. 
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verbotenen Waffenbefig anzuzeigen; größere Vollsverfammlungen, 
gleichviel was deren Zweit ift, ebenfo geheime verbächtige Zuſammen⸗ 
fünfte zu beobachten u. |. w. Bon wefentlihem Nuben ift für 
mehrere diefer Zwecke ein. regelmäßiger Nachtdienft 4). — Außerdem 
werden ſie noch, befonderd wenn auch bei dem vorgefeßten Beamten 
jelbft eine folhe Verbindung der Gefchäfte vorhanden ift, zur Hand⸗ 
habung ber verſchiedenen Anftalten der Hilfspofizei verwendet. Cine 
möglichft genaue und Mare, nicht nur der Mannjchaft jondern auch 
dem Publicum vollftändig mitgetheilte, Dienftanweifung wirb zur 
Vermeidung von Ungefeglichfeiten und Streitigkeiten viel beitragen 
und die Straffälle vermindern, wenn biejelbe die Fälle aufzählt, in 
welchen bie Schugmänner zu handeln berechtigt und verpflichtet find. 

Wenn ſchon nur in ganz umtergeorbneter Stellung mit ber 
Wahrung der Rechte ihrer Mitbürger beauftragt, fo hängt doch 
Wichtiges von ihrer Fähigkeit, Thätigkeit, Zuverläffigkäit und ſelbſt 
nicht felten von ihrem Muthe ab; ihre Wahl ift ſomit weder ohne Bes 
deutung, noch ohne Echwierigleit °). Ohne Zweifel würbe für cine 


4) Diefer Dienft pflegt benn freilich in kleineren Gemeinden [chlecht beſorgt 
zu werben, und zwar faſt nothwenbigerweife. Der einzige Schutzmann und Mathe: 
biener kann nicht auch noch jede Nacht in Anfpruch genommen werben; die an feiner 
Stelle beftellten Nachtwächter aber find in dev Regel ganz untauglich zur Wahrung 
der Sicherheit. Auch ift dag übliche Blaſen, Stundenabrufen und Eingen ber Nachts 
wächter, fo gemüthlich e8 für die wach in ihrem Bette Tiegenden fein mag, ein 
ganz ficheres Mittel, Tiebe und andere Mebelthäter vor Ueberraſchung zu warnen. 

5) Es Tann fi) allerdings auch davon handeln, ob nicht am beiten, in 
Nachabmung ber älteren englifhen Einrichtung, die Verſehung der niederen 
Polizeidienſte ald eine allgemeine Bürgerpflicht zu erflären und diefelbe im Reiben: 
bienfte zu beforgen wäre. Erſparniß und größeres perfönliches Anfehen ſolcher 
Volizeidiener fcheinen diefer Einrichtung das Wort zu reden: doch find wohl bie 
Gegengründe weit überwiegend, Bor Allem tritt ein beftändiger Wechfel ber 
TDienftleiftenden ein, und Keiner kann ſich eine tüchtige Orts- und Perſonenkenntniß 
verfchaffen, was gegenüber von gewanbten Verbrechern oder in Beziehung auf 
Mipftände, melde nur durch Tange gleichmäßige Gegenwirfung befeitigt werben 
können, höchſt nachtheilig if. Sodann muß nothwenbig zuweilen ber Dienft an 
ganz untaugliche ober felbft gefährliche Menjchen kommen, welche gemeinfchaft: 
lihe Sache mit Dieben u. f. w. machen. Ferner wäre es vergeblich zu erwarten, 
bag alle oder auch nur viele von ben zum Dienfte Aufgerufenen ſich wegen eines 
foldhen ‚vorübergehenden und unfreiwilligen Auftrages bem Hafle und ber Made 
der von ihnen zu beobachtenden und zu bindernden Verbrecher außfegen werben. 


441 


tüchtige Belegung und für die, eben fo wichtige, rechtzeitige Wieder: 
- befeitigung Untauglicher am beiten geforgt fein, wenn bieß durch ben 
Staat und nicht durch die Gemeinbebehörben gejchähe; allein da aus 
den oben, ©. 437, ausgeführten Gründen die Bezahlung den drtli- 
chen Vollziehungsorganen überlaffen wird, fo fann auch von einem 
unmittelbaren Einfluffe auf die Anftellung nicht wohl die Rebe fein. 
Hoͤchſtens mag den Bezirkäbeamten ein Veto gegen bie Wahl und 
bie Beibehaltung entſchieden Untüchtiger eingeräumt fein. Am bejten 
werben gebiente und als tüchtig erprobte Soldaten und Gensdarmen 
ernannt werben 9). Nie aber dürfen ſolche Stellen, anftatt einer 


Endlich ift ſchwer Über bie Frage zu entfcheiben, ob man bei folder Einrichtung 
Stellvertreter zulafien fol oder nicht. Im erftern Falle ziehen fih, mit wohl 
ſehr wenigen Ausnahmen, die angeſeheneren und gebildeteren Bürger ganz zurück, 
Tieber ein Gelbopfer bringen, und leicht fommt dann das Geſchäft an Untüd;: 
tige unb Unzuverläffige, ohne daß doch zu einiger Entſchädigung Beſtändigkeit in 
der Perſon und alfo Uebung dadurch erlangt würde, weil immer wieber Einzelne 
felbft den Dienft verfehen werben. Im andern alle wirb der Grundſatz ber 
Arbeitötbeilung verlegt und Teicht ber Gefellfchaft und dem Volksvermögen durch 
diefe Verwendung von Männern, welche Wichtigeres thun könnten, weit mehr 
geſchadet, als ihre polizeiliche Dienftleiftung nüßt, namentlich da letztere aller Er: 
fahrung entbehrt. — Daß biefe Beforgniffe nicht ungegrünbet find, zeigt das Bei: 
fpiel von England, wo fi, nachdem bie urfprünglidhe höhere Bedeutung und 
Stellung des Conſtable's almählig verkommen und biefer in einen Polizei: und 
Gerichtsdiener zufammengefhhrumpft war, die befferen Klaſſen vom perfönlichen 
Dienſte mit Opfern losmachten, bie Stellvertreter aber in jeder Beziehung un⸗ 
taugli waren, jo daB man fich troß vielen und langen Sträubend doch am 
Ende zu einem wirkfamern Syſteme verfiehen mußte S. Report on the Police 
of the Metropolis, 1819; Report on the etablishment of an efficient Con- 
stabulary Force in the Counties of’England and Wales, 1839. Namentlich 
biefer Ietere Bericht wimmelt von Belegen, daß ˖das ganze Suftem der Eonftabler 
in irgenb verwidelten Zuſtänden, ſchwierigen Zeiten unb bei verborbenen Bevdl: 
ferungen ober allgemein eingerifienen Mißbräuchen durchaus ungenügend war, 
und man mußte beßhalb, trog bes volksthümlichen Widerwillens gegen mehr ober 
weniger bewaffnete ftehende Macht und gegen eine Erfeßung municipaler Eins 
richtungen durch Stantdanftalten, zu der Beſtellung einer eigens bezahlten und 
firenge überwachten Mannfchaft ſchreiten, anfänglich facultativ für jede Gemeinde 
oder @rafichaft, bald aber als gefeliche allgemeine Maaßregel. S. Gneiſt, 
a. a. D, 6. 783 fg. 

6) Allerlei wunderliche Verlangen und Ausſchließungen bringt vor Zimmer: 
mann, a. a. O., ©. 1114. Ihm zu Folge taugen zu Polizeibienern nur Untere 
offiziere der leichten Infanterie unter 24 Sabten; ſchon Unteroffiziere der Reiterei- 
find zu ſchwerfaͤllig! 
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Armenunterftägung, an untaugliche Gemeindegliever gegeben werben. 
Selten wirb hier Brauchbarkeit, noch feltener guter Wille fein; und 
wie kann da die Nechtöficherheit gewahrt fein, wenn vielleicht ber 
Wächter felbft gemeinfchaftlihe Sache mit dem Verbrecher macht? 
Eben jo wenig darf der in höheres Alter vorgerüdte Mann auf folcher 
Stelle gelafjen werben, oder Derjenige, welcher erwiefenermaaßen in 
eine feiner Amtsführung nachtheilige Abhängigkeit von feinen Mit 
bürgern, 3. B. durch Schulden, ober in allzu vertrauten Umgang 
mit ihnen gefommen ift. Die Beitellung ſittlich oder rechtlich an⸗ 
rüchiger Menfchen ift nicht nur ſehr bedenklich in Betreff der Dienft- 
leiftung, fondern auch nachtheilig für das Anjehen der Behörde 
und verlebend für die Bürger, welche folchen Bedienſteten vorkom⸗ 
menden Falles Gehorfam Ieiften follen ). Eine hinreichende Bezahlung 
muß den Schubmann gegen Verachtung und gemeine Beftechlichkei- 
ten fügen; ein anftändiged Aeußeres wird zu feiner Wirkſamkeit 
beitragen. Zur Bewehrung ift, jo lange er fich im Innern eines 
gefchloffenen Ortes aufzuhalten bat, ein Seitengewehr hinreichend; 
dem engliſchen Conſtable genügt ſchon ſein Stock. 

Was die Zahl der für eine Gemeinde zu beſtellenden Schup:- 
männer betrifft, fo richtet fich dieſelbe, wie bereit3 bemerkt, haupt: 
jüchlich nach der Größe und der Bevölkerung bed Ortes. Einigen Ein- 
fluß bat freilich auch die Lage, 3. B. an der Gränze, und die Be 
jchaffenheit des Geiftes der Einwohner. Orte, welche eine regel: 


7) Als ein völlig vertehrter Gedanke ift es baber zu betrachten, wenn zur 
Veberwahung und Auffpürung ber gewerbmäßigen Verbrecher eigene Abtbeilungen 
von Polizeingenten (Sicherheitsbrigaben u. dgl.) aus ehemaligen Genoffen ber: 
felben gebildet, vielleicht einem befonders fchlauen Geſellen folcher Art untergeorbnet 
werben, wie bieß 3. B. mit bem berüchtigten Bibocg und feinen Untergebenen 
geſchah. Daß in großen Städten, in weldyen zahlreiche gefährliche Verbrecher des 
einträglicheren Raubes und ber leichteren Verborgenheit wegen zufammenftrömen, 
eine eigene Ueberwachung berfelben, zum Theile etwa auch durch geheime Agenten, 
nöthig iſt, mag zugegeben werden, (f. unten, $. 46;) allein damit iſt nicht gefagt, 
daß dieß nur wieder burch Verbrecher felbft gefchehen dürfe und nur durch fie 
wirffam geſchehe. Was an Sade und Perfonenkenntnig gewonnen wird, geht an 
AZuverläffigfeit verloren; und ber Schatten, welchen bie Verwendung folder Men⸗ 
fhen auf die ganze Präventivjuftiz wirft, jo wie bie Möglichkeit einer Verderbniß 
bes Perfonales überhaupt, ift höchſt nachtheilig. . 
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mäßige Befabung haben, bedürfen einer geringern Mannfchaft, weil 
dad Militär ihr manche Gefchäfte abnimmt, wie bie Bewachung der 
Thore, Streifwachen bei Nacht u. |. w., und weil überhaupt jchon 
deſſen Anweſenheit manchen Verſuch einer Unorbnung ganz abs 
ſchneidet ober in der Geburt erftidt. — Ueber die Orbnung des 
Dienfted eines einzelnen Schugmannes oder ganz weniger bebarf 
es natürlich keiner befondern Bemerkungen. Einer etwas zahlreichern 
Mannſchaft dagegen ift eine folche Einrichtung zu geben, daß theilß 
ber Beamte nicht mit ven, Hier allzu zahlreich werbenben, unbebeu: 
tenden Einzelheiten behelligt, theils Ordnung im Dienfte auch ohne 
feine perjönliche beftändige Aufficht gehalten wird. Ein oder einige 
Vorgefegte führen daher die unmittelbare Aufficht und geben bie 
Anmeifungen für den laufenden Dienftz nur das Wichtigere wird, 
je nach ber Beichaffenheit des Falles, fogleich oder beim täglichen 
Berichte gemeldet und befonderer Befehl darüber eingeholt. „Jever 
einzelne Mann hat natürlich entweder fein beftimmted Gejchäft oder 
feinen Bezirk, für den er im Allgemeinen zu ftehen hat. Eine ins 
bivibuelle Bezeichnung, z. B. mittelft einer fichtbar an der Dienft- 
Kleidung angebrachten Nummer, erleichtert dem Publicum die fichere 
Kenntniß des beftimmten Mannes und macht Klagen bei ven Borge- 
feßten über ungebührliched Betragen im Dienfte möglid. In ganz 
großen Städten endlich ift ein folches Bedürfniß nach Sicherheitd- 
wache, daß ein Feines Heer von Agenten angenonmen werben muß, 
welches dann auch am beten in gewöhnliche militärische Ordnung 
gebracht, in den verfchtedenen Theilen der Stadt regelmäßig vertheilt 
und zum Dienfte angehalten wird. Selbſt Reiterei ift nöthig, theils 
zum Ordonnanzen=Dienfte, zur Beauffichtigung der Heerftraßen in 
ber Nähe der Stadt, zur Aufrechterhaltung der Ordnung unter 
Magen und Pferden bei öffentlichen Feſten u. dgl., theils überhaupt 
da, wo eine Abtheilung Reiter größern Eindruck und Wirkung zu 
machen verjpricht. Es ift felbftverftändlich, daß der Dienft um jo 
leichter und ineinandergreifender gefchieht, je einheitlicher die Orga⸗ 
nifation diefer Polizeimannſchaft ift. Verſchieden eingerichtete Ab⸗ 
theilungen, mehrerlei von einander unabhängige oberfte Befehlähaber 
taugen nicht? und Haben feinen Zweck. Hoͤchſtens mag etwa zur 
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Beſorgung beſonders ſchwieriger und eine nicht gewoͤhnliche Einſicht 
oder Erfahrung verlangender Aufträge eine Anzahl dazu befähigter 
Agenten außerhalb des militärifchen Verbandes gehalten und dieſem 
auch die äußere Erjcheinung derfelben fremd gehalten werben;. fo 
3. B. zur fichernden Ueberwachung beftimmter Oerilichkeiten oder 
Perjonen, zur Nachſpur nach gefährlichen und ſchlauen Verbrechern, 
zur Aufflärung geheimnißvoller Unthaten. Aber in keinem alle 
ift ein Grund vorhanden zu einer formellen Trennung ber Mann- 
Ihaft in eigentliheg Militär und in bürgerlide Schußmänner. 
Diefelde militärifche Organifation und biefelbe mehr ober weniger 
militärische äußere Erfcheinung genügt für alle ®), auch erjcheint es nicht 
als räthlich, neben der gewöhnlichen Polizeimannjchaft oder auch an ber 
Stelle einer folchen regelmäßig Gensdarmerie in den Städten zu 
verwenden. Dieſe wird dadurch ihrem eigentlichen Dienſte entzogen; 
ihr Auftreten bat leicht etwas Barſches und Verletzendes, was in 
Städten ‚befonberd übel angebracht ift; ber Character ber Gemeinbe: 
anftalt geht bei ihrer Verwendung ganz verloren. 


8) Alle großen Hauptflädte haben eigene Polizei-Korps. Durch ein k. Decret 
vom 17ten Dec. 1854 (alfo vor ber Einverleibung der benachbarten Gemeinden) 
wurden für Paris beflimmt: 12 Oberinfpectoren, 54 Brigabierd, 319 Sous: 
Brigadierd, 2879 Sergeants be Ville, 261 Mann Aushilfe; und zwar dieſes ab: 
gefehen von, ber 2441 Mann ſtarken Municipalgarde zu Fuß und zu Pferd. Siehe 
Block, Dictionn., ©. 133 unb 1318. — Die Londoner Metropolitan Police 
beftand im J. 1858 auß: 18 Superintendents; 143 Infpectoren, 623 Sergeanten, 
5355 Conftables; bazu noch 628 Köpfe für bie bejondere Polizei ber City. Siehe 
Bneift, Geſchichte d. engl. Communalverfaſſ., 2te Aufl., Berl., 1863, Bd. II, 
©. 805 und 817. In ganz England belief fi bie örtliche Polizei im 3. 1860 
auf 20,760 Mann, worunter 16,858 einfache Conſtables, 408 Hilfsconftables 
unb 160 detective officers. In Berlin, Wien, Prag find Wachen beiberlei Art, 
in ben übrigen großen öſterreichiſchen Städten wenigſtens Fußvolk. — In Betreff 
ber äußern Erfcheinung und ber Benennungen mag man fid) in Uebrigen nad 
ber Lanbezfitte richten; es wäre kindiſch, ſich Schwierigfeiten durch das Aufdrängen 
widrig berührender Kleider oder Namen zu machen. Daher iſt es denn ſehr zu 
billigen, daß in England das Polizeicorps zur Schonung ber Volksanſichten mög: 
lichſt viel Bürgerliches in feinem Aeußern erhalten bat, was nicht hindert, daß 
es in allem Wefentlichen rein militärifch eingerichtet ift und aus beiden Waffen: 
gattungen beſteht. S. den Report on the Police of the Metropolis, und ba8: 
Reglement für bie neu errichtete Polizei in London. Hambg., 1880. 
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Thaͤtliche Widerfeglichleit gegen die amtlichen Anordnungen 
eined Schutzmannes ift als ein Vergehen gegen bie obrigkeitliche 
Gewalt zu beftrafen; f. oben, S. 436. Zum Gebrauche feiner 
Waffen zu fchreiten, wird er jedoch nur in fehr feltenen Fällen ver: 
anlaßt und berechtigt fein; nämlich wenn er durch wirklichen An- 
griff zur Vertheidigung feiner Perfon oder des ihm anvertrauten 
Gegenftandes oder Poſtens genöthigt wäre, oder wenn ein von ihm 
Angehaltener, der ihm unbelannt ift oder für deſſen Wieberbeibrin- 
gen er keine Sicherheit hat, ſich durch Flucht oder Widerſtand dem 
Befehle entziehen will. 

§. 43. 
b) Genodarmerie. 

Außer der für den Dienſt der ärtlichen Behörben beſtimmten 
Polizeimannſchaft bedarf es noch einer Auftalt, um theils auf dem 
flachen Lande die Nechtzficherheit aufrecht zu erhalten, theil® um 
die Befehle ver höheren Rechts: Polizeibehörden unmittelbar zu voll- 
ziehen, namentlicd wenn etwa Widerſtand zu beforgen fteht. Weil 
überall Rechts⸗ Verletzungen begangen werben können und gerade in 
Entfernung von dem gewöhnlichen Aufenthalte der Beamten am ehe⸗ 
ften jolche zu befürchten find, jo müſſen alle, auch die abgelegenften, 
Landestheile genau beobachtet werben, und überall hin ift der nöthige 
Schuß zu verbreiten. Hterzu ift nun aber eine fehr bewegliche und 
ſich beftändig bewegende Manrifchaft erforderlich, deren hauptjäch- 
lichſtes Geſchäft e& ift, das Land nach allen Richtungen immer zu 
burchziehen, beobachtend, vollziehend, Wichtigere melbend. 

An ſich iſt eine doppelte Einrichtung venfhar. Entweder 
fann in jedem Verwaltungsbezirke die den Bedürfniſſen vefjelben ent- 
Iprechende Anzahl von rüftigen Leuten, Hatſchiere, (in Ungarn 
Comitats⸗Panduren, u. |. w.) aufgeftellt und mit der Beforgung des 
Dienſtes innerhalb defjelben beauftragt werben, jo daß fie nur für 
biefen Bezirk angenommen und nur ausnahmsweiſe anderwärts ver- 
wendet werden. Oder aber wird für den gefammten Staat ein 
gemeinfchaftlichez, militärifch organifirte® Korps, Gensdarmerie, 
errichtet, welche3 mit ben nöthigen Ober: und Unter:Befehlöhabern 


446 


verſehen und in kleineren Wbtheilungen in bie einzelnen Bezirke ver: 
theitt ift, fo aber, daß ein Wechjel der Perfonen oder eine Beränbe- 
rung der Mannſchaftszahl im Falle eined Bedürfniſſes augenblicklich 
vollzogen werben fanı Aus vielfachen Gründen verdient nun aber 
bie, auch in beinahe allen europäiichen Staaten eingeführte 7), Genz- 
darmerie den Borzug vor den Hatichieren. Bei diefen Ichteren fteht 
naͤmlich nicht nur zu beſorgen, daß fie durch manchfache Verbin: 
dungen in zu enge Berhältniffe mit den Einwohnern ihrer Bezirke 
fommen, ſodann daß fie durch Beibehaltung auch im vorgerückten 
Alter zur tüchtigen Beforgung de anftrengenden Dienftes untaug- 
. lich werden; fonbern es kann jedenfall? eine fchnelle und vorüber 
gehende Vermehrung derfelben nur mit großer Schwierigfeit und 
unvolllommen eintreten, wäre biefelbe auch noch jo wünſchenswerth. 
Die Verſetzung wegen ungeeigneter perfönlicher Verhältniffe -ift um 
möglich; ein genaues und aufrichtiges Zufammenwirken der Mann: 
Schaft benachbarter Bezirke ift ſchwer durchzuführen ; die Perjönlid- 
feit der einzelnen Beamten wirkt in jebem Bezirke verjchieben. Kurz 
dem Ganzen fehlt die Einheit und. die nöthige Kraft 2). Ein mili⸗ 
tärifch organifirte® und befehligtes Korps bietet von allem dieſem 
gerade dag Gegentheil dar. Es macht jchon das Aeußere den Ein: 
brucd von Kraft durch Haltung, Kleidung und Bewaffnung; bie 
Abftufungen im Befehle find zweckmäßig, beftimmt und gleichförmig, 
der Gehorjam ift fchnell und gewiß; ſtrenge Mannszucht ift zu 
halten, Ungeeignete werden entfernt oder verjeßt; ſchnelle Ver: 
ftärfungen und Zujammenziehungen ganzer Abtheilungen fird leicht 
und ohne Lärmen oder Aufjehen zu vollziehen. Während der ein 
zelne Beamte volllommen frei in feinen Verfügungen über die ihm 


1) Aeltere Geſetze verfchiedener Staaten über die Einrichtung und den Dienft 
ihrer Genzbarmerien |. bi $amyp&, Allgemeiner Gober ber Gensdarmerie. Berl., 
1815. ©. ferner Hedel, Handbuch des Gensdarmerie .... bienfted. Weimar, 
1841. Sehr zahlreich iſt bie franzdfifche Literatur über ben Gegenſtand. Man 
fehe z. 8. Cochet de Savigny, Memorial d: 1. gendarmerie, &d. 2, 
IòIII, Par., 1851; Rouillard, Manuel d. l. gendarmerie, ou recueil 
des lois etc. Par., 1853; Code d. l. gendarmerie. Gren., 1855. 

2) Belege zu dem Gefagten giebt an vielen Stellen und in einem kaum 
glaublichen Grade ber vielfach angef. First Report on the Constabulary Force. 
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zugetheilten Gensdarmen ift, kann er perjönfich nicht nachtheilig auf 
den Geift und die Brauchbarkeit der Leute einwirken, welche unter 
dem beitändigen, gleichmäßigen und höchft wirkſamen Einfluffe ihrer 
militärifchen Obern ftehen °). 

Hat man ſich aber für die Einführung einer Gensbarmerte ent - 
jchieden, jo find folgende Einrichtungen ala zweckmäßig zu empfehlen: 

1) Die Landespolizei⸗Gensdarmerie ift gänzlich von der allen⸗ 
falls für das Heer angeordneten Truppe ähnlicher Art zu trennen. 
Nicht nur fordert dieß der verfchienene Oberbefehl über beide, (ſiehe 
Nr. 2); fondern es wäre auch zu beforgen, daß während eines 
Kriege, alſo gerade wenn bie polizeiliche Anfficht im Lande am 
nöthigften und’ ber Dienft der Genddarmerie am angeftrengteften ift, 
bie tauglichiten Leute von der letztern für bie Heer : Gendbarmerie 
verwendet werben möchten %). 

2) Die Polizei⸗Gensdarmerle muß aber überhaupt ein von dem 
Heere getrenntes, wenn fehon militärtfch organiſirtes, Korps fein, 
welches jomit auch nicht unter dad Kriegäminifterium zu ftellen ift, 
fondern unter bie mit der Handhabung der. Recht = Polizei haupt- 
Tächlich beauftragte höchſte Stelle, folgerichtig alfo unter das Mini- 
ſterium der Juſtiz 9). Die. untergeordneten Mittel- und Bezirks⸗ 


8) Dan vgl. Berrin:Barnajon, Hanbb. für beutfche Gensdarmen, 
und Leſebuch für Landesbewohner, u. |. w. 2pz., 1810; Grävell, Ueber Höhere, 
geheime und Sicherheits Polizei, S. 28 fg.; ben Report on Constab. Force, 
©. 164 fg. 

4) Die von Grävell, a. a. D., S. 23 fg, vorgefchlagene Aufere Gleich: 
ftellung beider Arten von Gensdarmerie ift wohl ganz unverfänglih, aber auch 
von feiner großen Wichtigkeit. Zuzugeben ift freilih, daß bei großem Truppen⸗ 
bebürfniffe auch die Landesgensdarmerie, troß ihrer weſentlich bürgerlichen Beſtim⸗ 
mung und äußeren Verfchiebenheit, wird zum Heere gezogen werben. Allein theils 
wird dieß doch nicht fo Teicht, nur unter der Hand und blos nad etwaigem Be: 
lieben ber Militärbehörde gefchehen Fönnen; theils mag in foldem Notbfalle von 
Mitftänden abgefehen werben, welche jeben Falles Yleiner find, ala eine zu ſchwache 
Bertheibigung des Vaterlandes. — In Frankreich findet übrigens eine Trennung 
ber Landes⸗ und ber Heers®ensbarmerie nicht flat. 

5) Eine Unterordnung ber Gensbarmerie unter das Juſtizminiſterium iſt 
allerdirigs thatſächlich wohl ſehr ſelten; gewöhnlich iſt ſfie dem Minifterium des 
Innern zugetheilt. Dieß nun allerdings in ſo ferne mit Recht, als bei der ge⸗ 
wohnlichen Unklarheit in ben Begriffen über Sicherheitspolizei dieſes Miniſterium 
einen guten Theil ber Vorkehrungen zur Verhinderung auch von Mechtsverleungen 
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Stellen deſſelben Minifteriums haben jede in ihrem Gebiete und 
Gejchäftäkreije die Verwendung der Ihnen zugetheilten Abtheilungen 
zu beftimmen, und find in fo ferne deren nächite Vorgeſetzten. Sie 
find e8 denn auch, an welche fich andere Behörden, welche außer 
ordentlicher Weife der Gensdarmerie innerhalb ihres Wirkungskreiſes 
bebürfen, um die Gewährung zu wenden haben. 

3) Der einzelne Gensdarme fteht unter einem doppelten Befehle. 
Hinfichtlich des Materiellen jeiner Dienftleiftungen ift er den bürger: 
lichen Behörden untergeorbnet und Kat beren Anweifungen unmeiger: 
- ich zu befolgen, ſoweit fie die Handhabung der Ordnung und Sicher: 
beit betreffen; in Beziehung auf die Form feiner Erfcheinung. und 
Wirkſamkeit aber fteht er unter feinen militärtfchen Obern. Häufige 
perfönliche” Unterfuchungen und Rundreiſen der Bezirks⸗Befehlshaber 
mäfjen die nicht überall mögliche beftändige Anweſenheit eines Offi- 
zierd erjegen; von dem oherften Befehlshaber aber geht die Erhal⸗ 
tung der Einheit und Gleichfoͤrmigkeit ud. — 

4) Der Zwed der Gensbarmerie bringt es mit ſich, daß fie 
über das ganze Rand verbreitet fei, damit es nirgends an ber durch 


zu beforgen hat; wozu noch kommt, daß die Gensdarmerie auch in mancherlei 
eigentlich polizeilichen Aufgaben verwendet wird. Wenn jeboch die richtige Tren⸗ 
nung und Zutheilung ftattfindet, jo tritt auch die Nothwenbigfeit der Zutheilung 
an diejenige Behörde ein, welde ihrer am häufigſten und regelmäßigften bebarf, 
alfo itzt an das Juftizminifterium. Dieß ift fo einleuchtenb, daß ba, wo bie un- 
logiſche und unvolftändige Einrichtung eines fogenannten Polizeiminifteriumz bes 
fteht, biefem immer aud die Gensdarmerie zugewieſen ift, indem von ibm die 
Vräventivmaapregeln ausgehen, namentlih zum Schuße ber Rechte des Staates 
und bed Staatoberhauptes. — In Frankreich wird die militäriiche Organifation 
ber Gensdarmerie ald Binreichender Grund angefehen, fie unter das Kriegsmini⸗ 
flerium zu fielen, und zwar nicht bloß in Betreff ber militäriſchen Seite dei 
Dienftes, fondern auch Hinfichtlich des größten Theile ihrer regelmäßigen Auf: 
gaben. Sie wird überhaupt als ein Beſtandtheil bes Heeres betrachtet. Siehe 
Block, Dictionnaire de l’admin., S. 929. Dieß ift nun aber boch wohl 
weber folgerichtig noch auch nur zur Erhaltung ber militärifhen Ordnung bei 
Korps nothwendig. Wenn tüchtige gediente Offiziere auß dem Heere zum Befehle 
genommen werben, fo haben biefe Kenntniffe und Uebung genug, um auch in 
diefer Beziehung das Erforberliche zu leiften. Eine Folge jener Zutbeilung if 
bie Erftattung vielfacher boppelter Berichte, da die bürgerlichen Behörden von ben 
Leiftungen ber Gensdarmerie im Allgemeinen und in einzelnen Fällen doch zunächft 
unterrichtet fein müſſen. 
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fie gewährten Aufficht und Unterftügung fehle Deßhalb muß jevem 
Elementar-Bezirke eine Abtheilung zugewieſen fein, deren Stärke ſich 
natürlich nach dem drtlihen Bedürfniſſe beftimmt. An der Gränze, 
im Gebirge und Walde, in befonderd unrubigen Gegenden, an ber 
Hauptitrage oder wo viele Gefangene geleitet werben müfjen, bebarf 
man mehr Gensdarmen, als in Oertlichleiten, welchen dieſe Bezie- 
bungen fehlen. Durch fleine Neferven, welche an den Sitzen ver 
höheren Befehlshaber bereit gehalten werden, koͤnnen nach Bebürfniß 
Lücken ergänzt und gefteigerte Bebürfniffe ohne Etdrung für andere 
Bezirke befriedigt werden %). Im Falle ungeeigneter örtlicher Ver—⸗ 
bindungen einzelner Gensdarmen ift durch Verfeßungen leicht abzu- 
helfen, jedoch fonft zur Verfügung einer folchen immer tin Grund 
abzuwarten, weil eine genauere Kenntniß des Bezirkes nur nützlich 
fein kann. — Jeder Bezirk2-Abtheilung ift ein Unteroffizier vorge- 
jet, mehreren ein Offizier. In größeren Staaten ftehen zwifchen 
dem obersten Befehlöhaber und den eben genannten Offizieren noch 
Staböoffiziere je über einen bebeutenden Bezirk; Tleinere Staaten 
mögen diefe Stelle fparen. Der an ber Spige des Ganzen ſtehende 
höhere Offizier ift dem Miniſterium als eine Mittelftelle unter: 
georonet 7). 

5) Ungweifelhaft erfordert der Dienft der Gensbarmerie theilg 
Schnelligkeit, theils Ungehinvertheit der Bewegungen des einzelnen 
Manned. Zu jener ift er beim beritten fähiger, zu dieſer dagegen 


6) Grävell, a. a. O., ©. 27 fg., ſchlägt vor, die Gensbarmen ganz 
vereinzelt in die Mitte bes von ihnen, wöchentlich wenigftend zweimal, genau zu 
burchftreifenden Bezirkes zu verlegen. Diefe Einrichtung dürfte aber boch die Bes 
ſchwerlichkeit haben, baf ber Bezirksbeamte die ihm zugetheilten Leute nicht gehörig 
im Auge, noch auch in eiligen Fällen unter der Hand Hätte. In febr großen 
Bezirken (welche obnebem zu vermeiden. find) könnten allenfallö zwei Stationen 
gebildet werden, in ben anderen wird dem Streifen leicht bie Einrichtung gegeben 
werden fünnen, daß feine Zeit unnöthig verloren gebt. 

7) Die Zahl ber Offiziere in ber Gensbarmerie ift in den verſchiedenen Län⸗ 
dern ſehr verfchieden beftimnit. In Frankreich kommen 3. B. auf die 18,000 Gens⸗ 
darmen ber Departemental-Gensdarmerie 600 Offiziere, alfo ungefähr 1 auf 30; 
in Preußen (im J. 1829) auf 1534 Gensdarmen 57 Offiziere, alfo 1 auf 27; 
in Württemberg auf 460 Landjäger 6 Offiziere, alfo 1 auf 76; ebenfo in Baden 
6 Offiziere auf 480, alfo 1 auf 80. Lepteres Übrigens ohne Zweifel zu wenig. 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 233 
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zu Fuße. Der reitende Gendtarme burchftreift in einer gegebenen 
Zeit einen weiteren Bezirk und erfpart fomit wieder einen Theil der 
Koften des Pferdes; bei manchen Gelegenheiten macht überbieß ein 
Reiter einen größern nüblichen Eindruck. Der Fuß-Genddarme ba- 
gegen kann die Gegend, befonderd wenn fie Bodenfchwiertgkeiten hat, 
genauer durchfuchen, verbächtigen Perjonen fich leichter unbemerkt 
nähern. Ein entjchiedener Fehler iſt e8 alfo, wenn die Gensdarmerie 
nur aus Einer Waffengattung befteht; das Zahlen-Verhältniß beider 
Abtheilungen aber hängt von ber geographiichen Beichaffenheit bes 
Landes ab 9). | 
6) Durchaus nothwendig tft eine gute Bezahlung ver Gens 
barmen. Einerſeits koͤnnen fte bei der häufigen und jelbft vegel- 
mäßigen Abwefenheit von dem Wohnorte keine gemeinfchaftliche Küche 
machen; auch verurfacht überhaupt: ihr Dienft vielfach größern Auf 
wand, ala ber des gewöhnlichen Soldaten. Andererſeits handeln 
diejelben in der Regel vereinzelt und ohne unmittelbare Aufjicht und 
müfjen fomit wenigften® über die Verſuchung gemeiner Beſte⸗ 
ungen erhoben werben... Dem Reiter muß überbieß eine hinreichende 
Sefammtfumme zur Unterhaltung von Pferd und Rüſtung gegeben 
werben; manche Staaten: finden es fogar zweckmäßig, venfelben für 
die Anſchaffung ded Dienftpferded ſorgen zu laffen gegen einen be: 
ftimmten jährlichen Beitrag ?). — Da eine genaue Beauffichtigung 
Heinerer, aber dem Dienfte doch ſehr jchädlicher Mißbräuche, 3. 8. 
bed unentgeltlichen Zehrens in Wirthshäuſern, nicht möglich ift 19), 


8) Die franzöfifche Gensbarmerie zählte vor ‘ber Erwerbung Savoyend 28% 
-Brigaden (von 5—6 Mann) zu Pferde, mit 12,777 Unteroffizieren und Gens: 
barmen, und 998 zu Fuß mit 5556 Dann; biefe waren dann wieber in 16 
Legionen eingeteilt, von welchen jebe mehrere Departementz umfaßte, In gleicher 
Weiſe befteht die Gensdarmerie für Algier und für die Kolonien, jo wie die Garde 
von Paris aus beiden Waffengattungen. ©. BIocK, a. a. O., ©. 138. Auch 
bie preußifche, Öfterreichifche, baierfche Gensbarmerie ift theils zu Fuß theils zu 
Pferde; in Württemberg, Baben, ber Schweiz dagegen beftehen Teine reitenbe 
Gensdarmen. 

9) Gewichtige Gründe gegen dieſe Einrichtung ſ. bei Grävell, ©. 47 fg. 

10) Schwerlich wird viel bei der — denn doch ziemlich verwickelten — Ein⸗ 
richtung gewonnen, wenn dem Gensdarmen außer einem kleinen baaren Solde 
zur Beſtreitung ſeiner Koſten in ben Wirthshäuſern Scheine zugeſtellt werben, 
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jo bleibt nicht? übrig, als auf biefelben ftrenge Strafen zu ſetzen 
und diefe in einem Entdeckungsfalle unnachfichtlich zu vollziehen. 

7) Es ift einleuchtend, daß die größte Sorgfalt bei der Auf- 
nahme unter das Gensdarmerie-Korps erforderlich if. Es muß 
nicht nur jeder einzelne Mann zur Beforgung der vielfachen und 
zum Theile nicht leichten Gejchäfte geiftig und Förperlich tüchtig fein; 
Sondern man muß fich auch auf feinen eigenen guten Willen und 
feine Sittlichkeit verlaffen können, da der Gensdarme fehr häufig 
jeloftitändig handelt. Beinahe nothwendig iſt es, bloß gebiente Sol- 
daten aufzunehmen; nicht nur bat man jo Gelegenheit, vie. Leute 
vorher genau fennen zu lernen, fondern fie find aud bereitö an den 
Gebrauch der Waffen, an foldatifche Haltung und an Gehorjam 
gewöhnt. Uebrigens jollten e8 immer Freiwillige fein, denn - der 
Dienft der Sicherheitäwache ijt nicht von der Art, daß er ſich auch 
nur in einem erträglichen Grabe von Unwilligen erzwingen Tieße. 
Bei irgend gröberen Fehlern muß unerbittlich Entlaffung aus der 
Gensdarmerie erfolgen, weil unzuverläffige oder gar_entfchieden fchlecht- 
gefinnte Leute die ganze Anſtalt verderben können 17). 

8) Gerechtigkeit und Klugheit verlangt, außer den bereit3 oben, 
$. 41, ©. 434 fg., beiprochenen Belohnungen während der Dienft- 
zeit, eine Verjorgung der durch Alter oder Anftrengungen zu biefem 
bejchwerlichen Dienfte untauglich geworbenen Gensdarmen. Zu fol 
her Berjorgung werden ſich aber außer der Aufnahme in eine In⸗ 


mit denen er bezahlen foll, und welche der Wirth als baares Gelb bei feinen 
Steuerentritungen aufrechnen darf. Steht ber Gensdarme mit dem Wirthe in 
einem unerlaubten Verhaͤltniſſe, welches ihm eine unentgeltliche Bewirthung ein= 
trägt, jo übergiebt er wohl den Schein, allein er erhält entiweder ben Betrag bei- 
felden baar vom Wirthe bezahlt, oder eine theurere und lederere Bewirthung, ala 

er jür ben Schein zu fordern das Recht hat. Dadurch aber macht er benfelben 
Seninn, ala wenn er böhern baaren Solb erhalten, biefen aber nicht ausgegeben 
hätte. Anderer Meinung ift Orävell,a. a. O., S. 41 fe. 

11) Sehr firenge find bie Bedingungen der Aufnahme in bie franzoöſiſche 
Gensdarmerie, ſo wie die Vorſchriften über die Zulaſſung und über das Vorrücken 
ber Offiziere. ©. dieſelbe bei Black, a. a. O., S. 927 fg. Eine ſehr qute 
Einrihtung ift die ber El&ves-gendarmes, junge Soldaten, welche nach mebr: 
jährigem Dienſte im Heere auf Probe und zur Anlernung in die Genzbarmerie 
eingeftellt, bei erwiefener minberer Befähigung aber wieber in die Linie zurück⸗ 
verjeßt werben. 
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validenanſtalt oder der Verleihung eines Ruhegehaltes, manche nie⸗ 
dere Civildienſte eignen, in welchen Pünctlichkeit, Aufmerkſamkeit und 
Entjchloffenheit von Werth find, 3. B. die Stellen der Geridt?- 
biener, Gefängnißaufjeher, Amts⸗ und Kanzlej-Boten, Magazinauf- 
jeher, Stellen beim Zolle und anderen inbirecten Steuern. 

9) Der von dem Gensdarmerie⸗-Korps zu leiltende Dienft zer: 
fällt in einen ordentlihen und einen außerordentlichen. 
Außerdem mag es noch gelegentliche, nicht in feinem eigentlichen 
Berufe liegende, Dienftleiftungen verrichten. 

a) Der ordentliche Dienft befteht in dem regelmäßigen und 
ununterbrochenen Durchitreifen des ganzen Staatsgebietes und in 
der hierbei vorzumehmenden Handhabung der verfchiedenen rechts⸗ 
polizeilichen Anorbnungen. Wo. alfo der Gensdarme bei feinen 
Wanderungen irgend einen Verſuch zu Nechtäverlegungen bemerkt, 
hat er denfelben zu verhindern, bei bloßem Verbachte, außer den noͤthi⸗ 
gen Vorbeugungsmaafregefn, Meldung zu machen; überhaupt alles 
ihm irgend als- verdächtig Auffallende der Behörde fchleunigft anzu: 
zeigen. Eine befondere Pflicht für ihn ift es, die vorgefchriebene 
Auffiht auf alle Arten von Fremden zu führen, namentlich auf 
Solche, welche ihm irgend verdächtig erfcheinen; er hat dad Recht 
und die Pflicht, die Päfje oder ſonſtige Ausweis-Papiere zu unter: 
fuchen, die Waaren und Negifter der Haufiver zu prüfen, Bettler 
und Baganten den Behörden zu überliefern, auf Jauner oder mit 
Stecbriefen verfolgte flüchtige Verbrecher zu fahnden, deßhalb aud 
verbächtige Orte und Häufer zu beobachten und zu unterfuchen. 
Ebenſo hat er öffentliche Vergnügungs- oder Geſchäfts-Orte, wo 
viele Menfchen fich zufammendrängen und abfichtlic oder unabficht: 
lich Gejegedübertretungen vorkommen. fönnen, genau ind Auge zu 
fafjen, bei außergewöhnlichem Zufammenftrömen von Menfchenmengen 
wenigftend in der Nähe zu rafcher Hilfe bereit zu fein. Endlich 
werden feine Wanderungen zum fichern Geleite von Verhafteten be: 
nügt 12). Alle biefe Gegenftände des ortentlihen Dienftes find 


12) Es ift bereit8 oben, ©. 444,.bemerft, daß in manchen Staaten aud 
ber innere Sicherheitöbienft größerer Städte zum ordentlichen Tienfte ber 
Gensdarmerie gehört, dieſer Einrichtung jedoch gewwichtige Gründe entgegenftchen. 
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regelmäßig in ber vorgefchriebenen Form und Zeit zu beforgeit, auch 
wenn fein befonberer Befehl im einzelnen Falle dazu aufruft; zum 
Ausweiſe darüber find aber von jedem Gensdarmen genaue und ge- 
hörig beglaubigte Dienftbücher zu führen, deren Prüfung dem vor: 
gefegten Offiziere obliegt. Letzterer bat feiner Seit? regelmäßige 
Berichte, im Dienjtwege, an die zuftändigen Staatsbehörben zu 
machen; in wichtigen und dringenden Fällen alsbald Anzeige zu 
machen 7°). Im übrigen hat der einzelne Gensdarme biefen feinen 
ordentlichen Dienft in ber Regel abgefondert und felbftftänbig zu 
beforgen. Einer Seit? ift dieß wünſchenswerth, damit die von dem 
Korps geleiftete Hilfe und Aufficht an möglihft vielen Orten zu⸗ 
gleich und oft wiederholt ſei; anderer Seits ift es möglich, weil 
benn doch gewöhnlich fein größerer Widerſtand zu bejorgen tft, ala 
welchen auch ein einzelner entjchloffener und wohlbewaffneter Mann 
zu befeitigen vermöchte. 

b) Zu einem außerordentlichen Dienfte wird die Gens⸗ 
barmerie aufgerufen, wenn bie Behörden ausnahmsweiſe eine Träftige 
Unterftügung zur Vollziehung ihrer Maaßregeln bebürfen, 3. 2. 
alfo bei VBerhaftungen, Hausfuchungen, Zahlung3-Erecutionen u. |. w., 
befonber3 da, wo ein Widerftand der Pflichtigen bereit. erfolgt ift 
oder wenigftend droht. Ebenjo koͤnnen Gensdarmen bei Truppen- 
märfchen, Brand oder Waſſers-Unglück zur Abwenbung von Un- 
ordnungen und Verlegungen verwendet werden; ferner zum Schuhe 
der Vollziehung gerichtlicher Urtbeile, 3. B. von Hinrichtungen, öffent: 
lichen Ausftellungen. Keineswegs nothwendig ift dabei, daß gerabe 
eine Präventiv-Zuftiz- Behörde die in Frage ftehende Maaßregel an: 
zuordnen hat. Wo in irgend einem Zweige des öffentlichen Dienftes 
dem Geſetze Achtung verfchafft und eine etwa drohende Widerſetzlich⸗ 
feit befeitigt werden muß, ift e8 an ber Gensdarmerie, die erforder 
liche nachdrückliche Hilfe zu leiſten. Der zu einer foldhen Dienft- 
leiftung aufgeforberte Offizier oder Gensdarme hat unbebingten Ge: 


18) In Frankreich ift genau worgefchrieben, welche Berichte und wann bie: 
jelben an bag Kriegsminifterium, an das bes Innern unb an das ber Jufliz zu 
erftatten find; was ferner an bie Präfecten und was an bie Staatsanwälte zu 
melden if. S. Block, Diet. de l’administr., &. 929 fg. 
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horſam zu leiften; bie Verantwortlichkeit übernimmt ber’ Anordnende. 
Höchſtens mag eine Vorftellung wegen ermangelnder Zweckmäßigkeit 
oder Geſetzlichkeit des eriheilten Befehles gejtattet fein; bei Bcharren 
ber Behörde auf demfelben aber ift Folge zu leiſten. Die militäriſche 
Vollſtreckung der angeordneten Maaßregeln fteht dagegen dem an Ort 
und Stelle befehlenden Vorgeſetzten, unter feiner Veranwortlichkeit 
hierfür, undefchräntter zu. Bon felbft verfteht fich, daß wenn eine 
der Nechtöpolizei fremde Behörde einen außerordentlicden Dienft von 
der Genddarmerie begehrt, dringendſte Nothfälle abgerechnet, Tein 
unmittelbarer Befehl an fie ergeben Tann, fonbern daß bie regel- 
mäßig vorgefeßte Stelle um Tieberlaffung der nötbigen Mannfchaft 
erfucht werden muß 1%), Nicht felten fordern biefe außerorbentlichen 
Dienftleiftungen die Zufammenziehung Tleinerer oder größerer Ab 
theilungen von Gensdarmen, welche dann unter dem Befehle ihrer 
Dbern auf gewöhnliche militärtfche Weife handeln, fei e8 allein, fei 
es in Gemeinjchaft mit Linientruppen oder Bürgerwehr. Für folche 
Tale ift über die Berechtigung zum Oberbefehle grundſätzliche Be⸗ 
ftimmung au treffen. | 

c) Als gelegentlihe Dienftleiftung der Gensdarmerie er: 
fiheint e8, wenn biefelbe zur Erreihung auch ſolcher Staatszwecke 
einwirkt, deren Beſorgung ihr nicht mamentlich aufgetragen ift und 
welche gar nicht in das Gebiet der vorbeugenden Rechtspflege ge- 
hören. Die beftändigen Wanderungen des Gensdarmen fegen ihn 
von gar mancherlei Zuftänden in Kenntniß, über welche genaue 
Mittheilungen zu erhalten ben zujtändigen Staatsbehörden nur fehr 
erfprießlich fein Tann. Da nun einem Diener des Staates mit Necht 
zugemuthet werden kann, überhaupt zur Erreichung der öffentlichen 
Zwecke beizutragen, fo weit es unbeſchadet des eigentlichen Amtes 
gefchehen mag: jo ift ebenfall3 dem Gensdarmen zur Pflicht zu 
machen, daß er alle von ihm gelegentlich beobachteten Mißſtände, 


14) ©. oben, ©. 448. Sollte die Gensdarmerie nicht dem Zuftigzminiftertum, 
fondern bem des Innern ober Polizei untergeorbnet fein, fo find natürlich bie 
Requifitionen an bie zu biefem Departement gehörigen Stellen zu richten, weil 
biefe num die regelmäßige Anorbnung und Ueberwachung ber Dienftleiftungen 
haben. 
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auch wenn. fie feine Mechtöverlegung enthalten, bei ber zuftänbigen 
Behörde zur Anzeige bringe, Doch muß in dieſer Hinficht umfichtig 
verfahren werben. Weber darf der Eicherheitädienft unter der Ver⸗ 
folgung folcher gelegentlicher Bemerkungen irgend leiden; noch find 
Handlungen zu dulden, welche der Ehre des Bffentlichen Dienftes 
unwürdig wären. ine bejonbere Berücfichtigung erfordert Hier die 
Beauffihtigung der Yinanzeinrichtungen, namentlich ber indirecten 
Steuern. Allerdings ift die Verhütung von. Umgehung der Abgabens 
gefege eine wichtige Sache für den Staat; allein ed fcheint‘ nicht, 
baß die Gensdarmerie einen jtehenden amtlichen Auftrag in biejer 
Beziehung erhalten ſollte. Es ift zu beforgen, daß der Präventivs 
Zuftiz der befte Theil der Thätigkeit und bei Willens der Gens: 
barmen entgienge, welche durch bie, oft beträchtlichen, Anbringe⸗ 
Gebühren bei Steuer-Betrügereien angezogen werden und den bejchwer: 
lichern, oft gefährlichen, jedenfalls minder einträglichen Sicherheitsdienſt 
bintanjeßen Fönnten. Davon nicht zu reden, daß das Fahnden nach 
Steuerübertretungen leicht bei den unteren Klaffen gegen die Gens⸗ 
darmerie einen allgemeinen, für den Sicherheitsdienſt nachtheiligen 
MWiderwillen erregen möchte. Natürli kann und fol der einzelne 
Gensdarme nicht verhindert werden, die von ihm etwa gelegenheitlich 
gemachten Entdeckungen von Berlegungen der Steuergefeße betreffen: 
den Orte anzuzeigen; allein er thut- dieß alsdann als Privatmann 
und kann dann auch für feine Ausſage Teinen öffentlichen Glauben 
in Anfpruch nehmen 29). 

10) Sowohl die Wichtigkeit der aufgetragenen Leiftungen, als 
die regelmäßige Vereinzelung bei Erfüllung derjelben macht notb- 
wendig, daß der Gensdarme vom Gefete beſonders geſchützt, fomit 
nicht nur der Widerftand gegen feine Aufforberungen als eine Wiber- 
Ipänftigfeit gegen eine obrigfeitliche Perſon gerügt, jondern nament- 
lich jede Antaftung feiner Perſon hart beftraft wird. Es wird fidh 

15) Anderer Meinung ift der Report on the Constabulary Force, Seite 
156 fg.; allein bie angeführten Thatfachen und Gründe beweifen nur, (maß gerne 
zugegeben werden kann,) daß bie Finanzbehörden eine ſolche Unterflügung von 
ihrem Stanbpuncte aus wünfchen, nicht aber baß ber Sicherheitäbienft unange: 
taftet bleibe, Die längere Erfahrung anderer Staaten überwiegt hier bie ie engliſchen 
Anfichten und Verfuche. 
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freilich, zumeilen begeben, daß von biejen felbftftändig handelnden 
Soldaten aus Mangel an Einficht oder aus Leidenfchaft und Roh⸗ 
heit Fehler begangen und Rechte einzelner Bürger verlegt werben; 
allein theils kann auf erhobene Plage bei der ftrengen Mannszucht, 
welcher jede Gensdarmerie nothwendig unterworfen ift, Genugthuung ' 
ichleunigft erfolgen, theils wird der verftändige Bürger ber allge 
meinen Sicherheit dad Opfer folcher, doch nur felten fich ereignen: 
den, Unannehmlicykeiten zu bringen wiffen. Am häufigften können 
Mißgriffe in Beziehung auf Verhaftungen vorfallen. Dem Gens 
barmen muß nothwendig das Recht eingeräumt werben, jeden ihm 
au einem vernünftigen Grunde verbächtig Erjcheinenden alsbald 
anzuhalten und venfelben, falls er nicht fogleich fich geſetzlich aus- 
. zumeifen im Stande ift, vor den nächſten Recht3-Polizeibeamten zu 
bringen. Diefer Verdacht wirb nun. zuweilen  ungegründet fein, 
während feine Folgen nicht? deſto weniger unangenehm und ver: 
legend find. Da nun aber den Gensdarmen, wenn er Gründe für 
feine Meinung hatte und fich, feiner Meberjchreitung feiner Befugnik 
Ihuldig machte, feine Nüge treffen kann: fo ift die Frage, ob bie 
Scheue vor ſolchen ſeltenen Mißgriffen überwiegen und bie Gens— 
darmerie, welche ohne das in Frage ſtehende Recht ihren Zweck un: 
möglich erfüllen kann, lieber ganz aufgegeben werben ſoll, oder ob 
vernünftigermeile diefe der allgemeinen Sicherheit Höchft erſprießliche 
Anftalt trotz einzelner möglicher Mebel beizubehalten ift? Mean fann 
hier wohl nicht im Zweifel fein; ſchon ans dem Grunde, weil eine 
aus Bejeitigung der Gensdarmerie fich ergebende geringere allgemeine 
Sicherheit weit größere und zahlreichere Verlegungen Einzelner zur 
Folge haben müßte, 
11) Nothwendig ift, daß das Geſetz die Fälle möglichft genau 
beftimmt, in welchen der Gensdarme Gebrauch von feinen Waffen 
machen darf; wobei es übrigens nicht ganz leicht ift, die richtige 
Mitte zwifchen einer die Wirkſamkeit der Einrichtung lähmenden und 
bie Verantwortung de3 einzelnen Gensdarmen in Unbillige jteigern: 
den Bedenklichkeit, und einer dag Leben des Bürgers der LReidenfchaft 
oder Rohheit eines einzelnen Soldaten bloßftellenden Unbekümmert— 
heit einzuhalten. Keinem Zweifel unterliegt natürlich, daß er An- 


47 
griffe auf feine Perfon mit ven Waffen zuruͤckweiſen darf, wenn fie 
einen irgend bevenflichen Character haben oder wenn er einen Poften 
zu bewachen hat. Dagegen muß ihm bet ſtrenger Strafe unterfagt 
jein, kleinere Realinjurien von Solchen, deren er Herr tft, felbft zu 
rächen, indem biefe zeitig und firenge genug vom Richter beftraft 
werden fünnen. Eben jo Hat er zwar das Recht und die Pflicht, 
eine thaͤtliche Widerfeglichkeit gegen feine amtlichen Forderungen mit 
Gewalt zu beſiegen; allein nur, wenn fein anderes eben fo ficheres 
Mittel den Widerftand zu brechen zur Hand if. Es würde alfo 
dem einzeln ftehenden und von anderer Hilfe entfernten Gensdarmen, 
beffen Befehlen getroßt wird, der Gebrauch der Waffen ſchon in 
folhen Fällen zuftehen, in welchen von einer größern Anzahl oder 
auch von dem einzelnen aber ſonſt unterftügten Manne die Anwen: 
dung unblutiger Mittel gefordert werden muß. Werden Genddarmen 
in größerer Anzahl dazu gebracht, um aufrühriiche Verfammlungen 
zu fprengen, jo haben ſie natürlich, wie das Linienmilitär, die Vor: 
ſchriften des Martialgefeges zu befolgen. Auf ähnliche Weife muß 
dem Gensdarmen ber Gebraud der Waffen gegen Verhaftete, welche 
zu entfliehen fuchen, nur kann geftattet fein, wenn fein anderes 
völlig ficheres Mittel übrig ift, diefelben wieder zur Haft zu bringen. 


b) Außerordentlide Hilfe. 


.$. 44. 
a) Das ſtehende Heer. 

Jeder Theil der Stantöverwaltung muß mit ben genügenden 
Mitteln, namentlich phufifchen und geiſtigen menjchlichen Kräften, 
ausgeſtattet fein, um bie ihm regelmäßig zufallenden Aufgaben recht: 
zeitig und gut zu erfüllen. Allein die Gefchäfte bewegen fich nicht 
mit vollfommener Gleichförmigkeit, fondern es kommen auch zuweilen 
Anforderungen, welche mit den auf den Durchichnitt berechneten 
Mitteln nicht bewältigt werben können. Entweder wächst ihre Zahl 
vorübergehend fo ar, daß fie auch bei angeftrengtefter Thätigkeit 
nicht ſchnell genug zu erledigen find, oder e3 begeben ſich Ereigniffe, 
zu deren Behandlung bie regelmäßig zur Verfügung geftellten leiten: 
ben oder außführenden Perfonen nicht hinreichen. Da nun jchen 
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bei einer allzugroßen Zahl von Geichäften nur felten und immer 
mit Nachtheil durch eine verſchiebende Verteilung Hilfe geichafft 
werben kann, dieß aber bei ungewöhnlich ſchwierigen Leiſtungen gar 
nicht anwendbar tft, fo muß auf eine außerordentliche Unterſtuützung 
für die Dauer der Unzureichenheit Bedacht genommen werden. Dief 
kann denn aber auf doppelte Weife gefchehen. Entweder mag von 
einem andern mehr ober weniger verwandten Zweige ber Verwaltung 
Aushilfe gewährt werden; oder es find Kräfte in ben Staatöbienft 
zu zichen, welche er im orbentlihen Gange der Dinge gar nicht in 
Anfpruch nimmt. 

Diefe Verhältniffe Fönnen denn nun namentlich auch bei ber 
Präventivjuftiz eintreten. Das „Budjet der Verbrechen” ift zwar 
im Großen und Ganzen nach Zeit und Raum überrajchend gleid- 
förmig, doch kommen innerhalb einer gegebenen Zeit Schwan⸗ 
fungen in ber Zahl vor und treten zumeilen Gefahren für ben 
Rechtszuſtand umgewöhnlicher und ſchwer zu gewältigender Art ein. 
Geringere Schwierigkeiten macht eine nothwendig geworbene vorüber: 
gehende Berftärkung ber leitenden Beamten. Diefe kann von bem 
Perfonale der Centralverwaltung oder im Nothfalle von der Juſtiz 
oder ber Polizei geleiftet werben; wielleicht dient für den Zweck auch 
die Abſendung eines Bevollmächtigten mit außerorbentlichen Befug: 
niffen, welcher die Zufammenfaffung mehrerer benachbarter Behörden 
für einen gemeinfchaftlichen Zweck leitet. Dagegen. kann die Ber: 
mehrung ber untergeorbneten ausführenden Mannſchaft großen An- 
ftänden unterliegen. ine nicht unbebeutende Hilfe in diefer Bezie— 
hung gewährt allerdings bie leichte Beweglichkeit und Zufammen- 
ziehbarfeit der Gensbarmerie, welche denn auch häufig benügt wird; 
allein die Anwendung dieſes Mittel hat doch ihre ziemlich enge 
geſteckte Gränze Es muß alfo auch noch nach außgiebigeren Quellen 
gefehen werben. 

Solche find denn nun aber zu finden im ftehenden Heere, in 
einer Bürgerwehr, endlich in einer Beiziehung geeigneter Bürger. 

Ein ſehr mächtiges und fomit höchſt wichtiges Mittel zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung und Gefeglichkeit ift daß ſtehende 
Heer ded Staated. Wenn ſchon zunächſt zur Vertheidigung des 
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Vaterlandes gegen äußere Feinde beitimmt, fo darf und foll es doch 
auch zum Schuge der Gefege im Innern verwendet werben. Schon. 


das bloſe Vorhandenfein eines Heeres wirft fehr günftig für bie 
Rechtsſicherheit. Das Bewußtfein, daß eine Macht befteht und ver: 
wenbet werben wiürbe, welche, mit Ausnahme etwa einer ganz all- 
gemeinen Empörung, für unmiberftehlich zu betrachten ift, verhindert 
eine Menge von Geſetzwidrigkeiten gänzlich, jo daß jelbit fein Vers 
ſuch gemacht, ja nicht einmal der Gedanke ernftlich gefaßt wird. 
Ein Widerftand, welchen man nicht hoffen kann zu beflegen, ift das 
beſte aller Abhaltungsmittel. Es Tünnen aber auch die Truppen 
wirklich unmittelbar und thätig eingreifend verwendet werden. Schon 
im gewöhnlichen Gange der Dinge geht ſolchen Gemeinden, in wel: 
chen Beſatzungen liegen, durch deren militärischen Dienft eine bebeus 
tende Sicherung gegen manchfache Störungen und Berlegungen zu, 
und wird ar ber Zahl der bürgerlichen Sicherungdorgane wefentlich 
erfpart. Die manchfach, wenn auch zunächft nur im militäriichen 
Dienfte, ausgeſtellten Schildwachen, verhindern manchen Unfug im 
Bereiche ihrer Aufmerkfamkeit; Ronden und Streifmachen bei Nacht 
kann der Auftrag gegeben werden, auch auf verbächtige Herumtreiber 
zu achten, Einbrüche, Echlaghändel und fonftige Gewaltthätigkeiten 
zu verhindern; in ben ftärfer befegten Hauptwachen ift eine immer 
bereite, ſehr wirffame Hilfemannfchaft zur Hand, wenn augenblicklich 
die bürgerlichen Sicherheitäwächter unmächtig wären ; eine militärifche 
Bewahung von Gefängniffen oder von Dertlichkeiten reichen In⸗ 
haltes ift fehr ficher und erfpart der bürgerlihen Mannjchaft einen 
großen Dienft ?). i 

1) Ueber ben ganzen Gegenſtand f. Der Soldat als Beiftand ber Polizei, 
von einem k. preuß. Offizier. Weimar, 1802. — An ben großen einer Garniſons⸗ 
ſtadt durch bad Militär zugehenden Vortheilen hinſichtlich bes Sicherheitsdienſtes 
änbert es nichts, wenn es auch ganz begründet if, was ber Report on Const, 
Force, ©. 83 fg., über bie mindere Brauchbarkeit bed einzelnen Solbaten im 
Berhältniffe zu einem Polizeidiener ober Gensbarmen bemerkt. Allerdings ifl 
theils die Art feiner Bewaffnung nicht berechnet auf unblutigen ®ebrauch, theils 
ift er weder gewöhnt noch berechtigt, felbfiftändig und vereinzelt zu handeln, güt: 
liches Zufprechen zu verfuhen u. f. w. Die ſchon durch das blofe Vorhanden⸗ 
fein einer Beſatzung bewirkte größere Sicherheit bleibt immer, fo wie bie Mög: 
lichkeit einer augenblidlichen burchgreifenden Verftärkung ber öffentlichen Mache. 


460 


Don noch weit größerem Belange find aber die außerorbent 
lihen Dienftleiftungen ver Truppen zu Aufrechterhaltung ber 
Ordnung bei fchweren und gefährlichen Bebrohungen berjelben, alfo 
namentlich bei Aufftänden, Aufruhren und Empörungen. Allerdings 
darf, dringendſte Nothfälle abgerechnet, gegen ſolche ungeorbnete und 
bedrohliche Zuftände von Heere nicht? auf eigene Hand unternommen 
werben; allein von der dazu befugten bürgerlichen Behörde zur Hilfe 
aufgeforbert ift es fo berechtigt wie verpflichtet, einzufchreiten und 
ben ihm angewiefenen Zweck mit den ihm beimohnenden Mitteln, 
im Notbfalle ſelbſt mit eigentlicher Anwendung der Wafferrgemalt, 
durchzuſetzen. Je nach dem Zwecke ift aber ſowohl die Art der Ber: 
wendung des Militärs als die Ausbehnung jeiner Befugniſſe in 
ſolchen Fällen verfchieden : 

1) Nicht ſelten kommt es, in Beſatzungsſtädten oder in deren 
Nähe, vor, daß das Militär das bei Gelegenheit eines ffent— 
lihen Unglückes bloßgeftellte Eigenthum zu beſchützen benufs 
tragt wird; jo namentlich bei Feuersbrünſten und Ueberſchwemmungen. 
In solchen Fällen ift nicht nur die Aufmerkſamkeit der Befiger ander: 
weitig in Anfpruch genommen, jonbern es hat auch das bürgerliche 


[nee a: SS | 


Sicherheitsperſonal mit der unmittelbaren Bekämpfung des Elementar⸗ 


ereigniſſes vollauf zu thun ®). 

2) Die Dienſte des Militärs bei außerordentlichen Streifen 
und Hausſuchungen zur Fahndung von Landſtreichern und Jau⸗ 
nern ſind bereits oben (F. 20, S. 238) erörtert worden. Wenn 
das verfügbare Militär zahlreich genug iſt, um die ganze Unter⸗ 
nehmung allein oder etwa in Gemeinjchaft mit der Gensdarmerie 
vorzunehmen, fo it der Erfolg des leicht zu bewahrenden Geheim- 
niſſes und der pünctlichen Ausführung wegen weit wahrfcheinlicher; 
allein jelbft wenn es nur zur Anführung und Kräftigung der bürger: 
lichen Streifer verwendet werben kann, tft größerer Einklang und 
Nahdrud zu hoffen. Die Anweiſung de Zweckes und die oberfte 
Leitung des Ganzen fteht natürlich der betreffenden Gerichtö- ober 


2) Ueber bie, bier nicht weiter zu befprechende, Verwendung be Militärs 
gegen daB unglüddrohende Ereigniß felbft, ſ. meine Polizeiwiffenfchaft, Ite Aufl., 
Bd. II, ©. 131. | 
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Polizeis Behörde zu; die Ausführung im Einzelnen vagegen muß 
nach ben gewöhnlichen Regeln des militärifchen Befehles gefchehen. 

3) Zuweilen entjteht oder droht wenigftend gegen eine einzelne 
obrigkeitliche Handlung eine weit verbreitete Widerſetzlichkeit 
der Betheiligten; jo 3.8. gegen die Einführung einer neuen Steuer, 
gegen das Inslebentreten eines unbeliebten Geſetzes. Ohne daß bie 
jelbe einen unmittelbar gefährlichen Character annähme, kann fie 
doch allzu bedeutend fein, ald daß die gewöhnlichen Mittel zur gewiſſen 
und fchnellen Dämpfung binreichten. In folchen Fällen wirb mit 
Hecht der Beiltand des Militärs verlangt, die Ausdehnung der Hilfe 
aber richtet fich natürlich nad der Größe des Widerſtandes. Sind 
e3 ganze Gemeinden, welche zur Ruhe gebracht werben follen, fo 
find größere Abtheilungen erforderlich; in anderen Fällen reichen 
vielleicht einige Wenige aus. Höchſt felten wirb es in folchen Fällen 
zur wirklichen Anwendung von Gewalt kommen, vielmehr pflegt bie 
Benübung gelinderer Mittel zu genügen., Namentlich ift es in 
ſolchen Tällen zweckmäßig, daß zur Brechung des Trobes den Wider: 
fpänftigen Truppen als Erecution in? Quartier gelegt werben. In 
diefem Falle haben fie gute Bewirthung und wohl audy noch einen - 
täglichen Geldbeitrag zu verlangen; dagegen ift durch ftrenge Manns⸗ 
zucht jede weitere Beläftigung ober gar Mißhandlung zu verhindern. 
Mebrigend muß in einem Nechtöftante diefe Maaßregel durch ein 
Gefeh geftattet fein, wenn fie mit Necht ſoll zuerkannt werben können. 

4) Im Falle großer, namentlich politiicher, Vollszuſammen⸗ 
fünfte kann die Aufftellung von Truppenabtheilungen väthlich fein, 
wenn. ber Ausbruch von Unruhen oder Gewaltthätigkeiten zu bejorgen 
ift, die verfügbare bürgerliche Schutzmannſchaft aber nicht auszu⸗ 
reichen feheint (f. oben, $. 10, ©. 95). Diefelben haben fich übri- 
gens ganz ruhig, im Zweifel fogar außerhalb des Geſichtskreiſes, 
zu verhalten, bis fie von dem zuftändigen bürgerlichen Beamten zum 
Borrücden beorvert werden. Auch ist noch muß wo möglich, ehe 
wirklich eingefchritten wird, der Eindruck des Erfcheinens der bewaff⸗ 
neten Macht abgemwartet und den dadurch zur Beſinnung Gekom⸗ 
menen die Zeit zur Entfernung gegeben werben. Hat freilich dieſe 
Hoffnung getäufcht, fo find die vom Geſetze vorgejchriebenen leiten 


464 


Ueperflüffig ift es, die höchft bebeutenbe Verftärkung nachzu⸗ 
weifen, welche der Staatögewalt durch die Bewaffnung und regel- 
mäßige Eriegerifche Gliederung der ganzen männlichen Bevölkerung 
zugeht. Iſt auch das Bürgerheer ber Natur der Sache nach weniger 
fampfgeübt und ſelbſt in der Megel weniger fampfluftig als das 
ftehende Heer, fo erjett die fo viel größere Zahl diefe Mängel bin: 
reihend. Unmdglih ift e8, in jeber Gemeinde eine ſtehende Be 
jagung zu unterhalten; und manche Gegenden find von militärifcher 
Hilfe nicht nur entblößt, ſondern fogar weit entfernt, fo daß in 
einem Nothfalle nur ſpaͤt und mit vielen Unannehmlichkeiten und 
Koften eine kräftige Unterftügung der öffentlichen Ordnung herbei: 
gezogen werden kann. Bürger-Garden dagegen find überall möglich 
und koönnen fogleich an dem bedrohten Orte felbft oder wenigſtens 
aus der unmittelbaren Nachbarjchaft einberufen werben. Wenn 
ftehende Truppen in manchen Fällen nicht fowohl aus eigenem 
Antriebe, fordern hauptjächlich nur wegen erhaltenen Befehles für 
Handhabung der Geſetze forgen werden, ift der bewaffnete Bürger 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und der Rechte der Einzelnen 
durch feinen eigenen Vortheil angetrieben, da er ſich unmittelbar 
und vielleicht in dem, was ihm am theuerfien und heiligften ift, 
bebrobt ſieht. Endlich iſt nicht zu vergeffen, daß die Wiederher- 
ftelung ber geftörten Gefeglichkeit durch Bürger gegen ihre Mitbürger 
auf der einen Seite möglichſt fchonend außgeführt, auf der andern 
dag € Schickſal dieſer getheilt; ſo in Belgien, Oeſterreich, Preußen, vielen anderen 
deutſchen Staaten, Italien. — Nicht zu verwechſeln mit einer Bürgerwehr iſt die 
engliſche Militia, welche die einzige dem Geſetze bekannte ſtehende bewaffnete Macht 
des Landes iſt, aber nicht etwa aus ſämmtlichen Bürgern beſteht, ſondern eine 
theils aus Geworbenen theild, in deren Ermanglung, aus Confcribirten beflehenbe 
Localtruppe, welde man, je nach ber Geftaltung ber äußeren Verhältniſſe, ba 
zum Leben erwedt bald wieder verfallen läßt, unb die in ber Regel eigentlich 
nur als Werbeanftalt für das flehende Heer Bedeutung bat. Die Miliz kann 
Übrigens ſowohl gegen Außere Feinde, als — unter gewiffen Vorausſetzungen _ 
zur Dämpfung innerer Unruhen benügt werben. Bol. Gneiſt, Geſchichte ber 
e. Communalverfaffung, 2te Aufl., Bd. II, ©. 929 fg.; Fiſchel, Verfaffung 
Englands, ©. 159. Die neuefte Geftaltung ber Wehreinrichtungen des Landes, 
die Volunteers, hat noch gar keine geſetzliche Ordnung und beſteht bis itzt nur 


aus bewaffnelen Privawereinen. Somit iſt denn auch von einer Einreihung der: 
jelben in ben Organismus ber Sicherheitsbehörden noch keine Rede. 
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Seite folgſamer geduldet werden wird, als wenn es durch Soldaten 
geſchaͤhe, deren Einzelner fremd und einflußlos iſt, deren Mittel 
herb und mehr als nöthig gewaltſam fein können, und welche Vielen 
nur al? willenlofe Wertzeuge einer verhaßten Gewalt erſcheinen 
werden. 

Ehe jedoch aus dieſen bedeutenden Vortheilen alsbald ein 
Schluß auf die allgemeine Einführung der Bürgerwehr gemacht 
werden ſoll, ſind doch erſt auch die, ebenfalls gewichtigen, nach⸗ 
theiligen Folgen der tief und weit eingreifenden Maaßregel ins 
Auge zu faffen. — Vorerſt ift der bedeutende Zeit- und Geld: 
Verluſt einleuchtenb, welcher dem einzelnen Bürger durch die Bes 
waffnung und Ausrüftung, durch die Uebungen, endlich durch bie 
Dienftleiftungen feloft zugeht. Der Grundfag der Arbeitätheilung 
wird verlaffen, um Erwerb und Vertheidigung wieder zu verbinden, 
wie vor Errichtung der ftehenden Heere. Hatten nun gleich dieſe 
legteren großen Aufwand und die Vernithtung oder Verrückung de 
Lebenszweckes für bie vielen Berufenen zur Folge, fo waren fie doch 
dad Mittel, die Uebrigen ungeftört ihren Geichäften und fomit der 
Pflege und Vermehrung des Volfsreichthumes, der Künfte und Wil- 
ſenſchaften überlafjen zu können. Gewöhnliche Soldatendienſte eines 
in wichtigen, geiftigen ober gewerblichen, Unternehmungen begriffenen 
Bürgerd werben jehr theuer erfauft durch die Unterbrechung feiner 
regelmäßigen Auffiht und Beichäftigung Eine, wenn au nur 
theilweije, Ruͤckkehr zum Syſteme des Heerbanned Tann demnach 
nicht als Förderung der Gefittung und bed allgemeinen Wohles 
betrachtet werden ?). — Bon minderer Bedeutung, doc) nicht ganz 
2) Dieſe Anficht ift allerdings ganz entgegengefeßt ben vielfach in der neueften 
Zeit anzgefprochenen Verlangen, die flehenden Heere Entweber ganz aufzuheben 
ober fie doch auf Rahmen und etwa auf bie Specialwaffen zurüdzuführen und 
durch Volfäwehren zu erfegen. Tiefe Forderung ftügt fich offen ausgeſprochen 
anf die allmählig unerfchtwinglich geworbenen Koften für bie Heere und auf dem, 
unberechenbaren Nachtheil, welchen das Vollsvermögen durch bie unptoductive 
Befchäftigung fo zahlreicher junger Männer in ihrem Fräftigiten Alter erleibet; 
nicht ausgeſprochen aber, jedoch bei Vielen nichts befto weniger vorwiegenb, 
auf den Wunfch, ben monardifchen Regierungen eine mächtige Stütze ihres Be: 
ſtandes oder wenigftens ihrer Fähigkeit zur Behauptung einer unvolfsthämlichen 


Richtung entzogen zu fehen. Es wäre eben fo unwahr als thöricht, diefen Grün: 
v. Mothl, Rechts: Polizei. 3. Auflage. 90 
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unwichtig, tft die ſehr allgemeine Verbreitung von Waffen in allen 
Theilen des Etaatögebieteß und unter allen Klaffen. Wenn bier au 


den nicht ein gewiſſes Maaß von Berechtigung zugeben zu wollen. Der Aufwand 
für die flehenden Heere ſelbſt in Friedenszeiten ift allerdings zu einer kaum zu 
ertragenben Höhe angefchwollen, und er ift geradezu bie Urfache ber tiefen wirt: 
Ichaftlichen Zerrüttung mancher und gerade ber größten Staaten. Der negalirt 
Berluft der Arbeit und ber Arbeitzluft von Zaufenden unb Hunderttaufenden if 
nicht weniger einleuchtend. Der aus beiden für das Wohl ber Völker ſich erge: 
bende Schaden ift unermeßlid und durch Teine Trugreben zu verfchleiern. ben: 
fo kann auch von dem überzeugteften Anhänger der monardijchen Ordnung nit 
geläugnet werden, daß das Beharren mancher Regierung bei verwerflichem unb 
wiberfinnigem Gebahren nur durch dad ‚blind gehorchende Heer möglich gemadt 
if. Dieß Alles ift jedoch nur bie eine Seite der Sache. Eine gänzliche Beleti: 
gung bes ftehenben Heeres könnte von einem einzelnen Staate nur um ben Preis 
einer beftändigen Gefährdung feines Dafeins und ber Rationalität feiner Bevbl⸗ 
ferung, zum mindeflen unter fortwährenben Beeinträchtigungen feiner Rechte 
und feiner Sntereffen vorgenommen werben. Gegen biefen Preis ift aber jedes 
noch fo große Gelbopfer nicht in Anfchlag zu bringen; an eine allgemeine und 
gleichzeitige Entlaffung aller ftehenden Heere ift aber weber itzt noch vielleicht je 
zu denken. Sobann kommt es fehr darauf an, ob auf die Dauer die durch Auf: 
löfung zu machende Erfparnig und ſelbſt der dadurch zu gewinnende Arbeitsertrag 
nicht wieder ganz verfchwinden würde, wenn nun doch einmal eine äußere ober 
innere Nothwenbigfeit zur Führung eines Krieges zwingt. Die fo eben in ben 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa gemachte Erfahrung zeigt, welche riefige 
Summe e3 banıı plöglich foftet, um entweder ein Heer zu fchaffen, oder eine zum 
Kriege untaugliche Bürgerbewaffnung im ‘Felde zu verwenden und dann durch 
bie Menge erfepen zu müſſen, was an Brauchbarfeit abgeht. Bon ber unver: 
antwortlihen Verſchwendung von Menſchenleben und ber anfänglichen großen 
Gefahr gar nicht zu reden. Endlich bat denn doch auch bie Abhängigkeit ber 
Regierung von jeden Volkswillen und felbft von dem Auftreten jeder Fleineren 
aber kecken Partei ihre ſehr bedenflichen Seiten. Gewaltherrſchaft ift allerdings 
ein Webel; allein Anarchie zum mindefter fein kleineres. Mit Einem Worte, bie 
üblen Folgen der großen europätfchen Heere find ohne Zweifel höchſt empfindlid 
und kaum zu ertragen; gber durch große Worte und Plane, welche alle That: 
fachen des wirklichen Geſittigungsſtandes außer Acht laſſen, find fie nicht zu befei: 
tigen. Sehr wünjchenswerth wäre freilich, mern bie Zahl ber ſtehenden Heere 
wieder zurüdgeführt werben Fönnte, unb wenn nicht immer neue foftfpielige Ver: 
befierungen der Zerftörungd: und Vertheibigungsmwerkzeuge erfunden würden: aber 
auch hierin kann ber einzelne Staat nur auf die Gefahr feiner Vernichtung nad 
Belieben handeln, und auf einen allgemein ehrlich geſchloſſenen unb ehrlich gehal: 
tenen Vertrag wird nur ein harmloſer Schwärmer hoffen. Es ift zu erwarten, 
baß der igige Zuſtand, eben feiner Verberblichleit wegen, nicht bi8 an das Ende 
ber Tinge dauern wird; zunächſt ift er jedoch nicht zu ändern. Wielleicht, aber 
auch nur vpielleicht, fchreitet die fittlihe Bildung nicht blos ber Regierungen fon: 
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dem ſchreiendſten Mißbrauche durch die oben, in $. 12, ©. 128 fg., 
angegebenen Maaßregeln abgeholfen werden mag: ſo bleibt doch 
immer die Gefahr häufigerer und bedeutenderer Geſetzwidrigkeiten, ſei 
es im Widerſtreite gegen Staatsbehoörden, ſei es bei Streitigkeiten 
der Einwohner unter ſich. — Am bedenklichſten aber iſt der Einfluß, 
welchen ein Bürgerheer auf den Gang der Regierung auszuüben 
im Stande iſt. Allerdings fol im Rechtsſtaate die öffentliche 
Stimme befragt und geachtet werben, allein nur in Volksherrſchaf— 
ten ift fie unmittelbar Gefeß, und auch hier nur, wenn fie fich in 
den verfafjungämäßigen wohl erwogenen Formen geltend gemacht 
hat. Selbft die Grundlage des Staates ift bedroht, wenn eine von 
den verfaflungsmäßigen Behörden nicht ausgeſprochene, mehr ober 
minder allgemeine Meinung fich unmittelbar und mit voher Gewalt 
Anerkennung erzwingt. Dieß aber kann fie, wenn die Bürger 
friegerifch gerüftet find und ihre Nüftung zur Ertrotzung ihrer 
Miünfche mißbrauchen. Berathung unter den Waffen wird mit 
Recht immer als ein Untergang der Gefege betrachtet und daher 
ben Heeren unterfagt; ber einem Bürgerheere ift fie nım aber, wo 
nicht in der Form doch der Sache nach, unabwendbar. Und zwar 
ift hier nicht blos Gefahr für das formale Acht. Wer will dafür 
Sicherheit Teiften, daß die Forderungen der bewaffneten Bürger 
immer vernünftig und zweckmäßig fein werben, daß nicht alfo 
häufiger oder feltener auch die materielle Zwedmaͤßigteit unter dem 
Andraͤngen leiden Tann? 

Dieſe Nachtheile der Buͤrgerbewaffnung ſind wohl ſo bedeutend, 
daß von einer unbedingten Anempfehlung derſelben keine Rede fein 
kann, und daß ſie namentlich wegen untergeordneter Intereſſen und 
Zwecke nicht ins Leben gerufen werden darf. Als ein ſolcher unter⸗ 
geordneter Zweck erſcheint denn aber die den rechtspolizeilichen An⸗ 
ſtalten des Staates in gewöhnlichen Zeiten zu leiſtende Hilfe. Wenn 
fhon an und für ſich keineswegs unwichtig, jo verjchwindet biefer 
Nuten doch gegen die mächtigen allgemeinen Folgen der Einführung 


dern auch der Völfer im Laufe der Jahrhunderte fo weit vor, daß es einer all: 
feitigen Kriegsbereitſchaft nicht mehr bedarf. Bis bahin find bie Folgen ber 
mangelhaften Gefittigung zu tragen. 

80 * 
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. einer Bürgergarbe, und zwar um jo mehr, als die Erfahrung zeigt, 
daß leßtere nicht unentbehrlich ift, indem andere Mittel auch leib- 
lich zureihen. Dagegen fol nicht geläugnet werben, daß es zu 
weilen Zuftände giebt, in welchen die allgemeine Bewaffnung des 
zuverläffigen Theile der Bürger dag noch einzige Mittel ift, um 
entweder einen im Innern des Staated gährenden Zerſtörungsſtoff 
niederzubrüden und allmählig zu erjtiden, oder um im Verzweil: 
lungskampfe Staat und Gefelichaft zu reiten. Die Bürgergarbe 
bleibt zwar auch in folhem Falle ein Opfer, allein das Pleinere. 
St nun aber aus irgend einer, genuglam oder nicht begründe 
ten, Urſache eine Bürgergarde errichtet, jo wäre es aflerbings 
thöricht und unrecht, wenn man fich derjelben nicht auch zu Errei- 
hung rechtspolizeilicher Zwecke bebienen wollte, die auf andere Art 
nicht eben fo wohl durchgejeßt werben Können. Namentlich wird bie 
Bürgergarde treffliche Dienfte leiften zu Verhütung oder MWicher: 
unterdrüdung von Aufläufen und Aufftänden, |. oben, $. 15, ©. 
186 fg., zur VBertilgung der Jauner, |. $. 20, ©. 238 fg., wohl 
auch bei großen Oefangenen= Trandporten u. a. m. Die Art ber 
Verwendung zu den verjchiedenen Arten von Dienften ift natürlich 
bei der Bürgergarde diefelbe, wie bei dem ftehenden Heere. Steht 
ber Behörde die Wahl frei zwifchen der Verwendung beider Gattungen 
von bewaffneter Macht, jo dürfte jogar die Bürgergarde vorzugs— 
weife in folchen Fällen zu verwenden fein, wo die beabfichtigte Hilfe 
Ihon durch die bloße Gegenwart einer beträchtlihen Macht und 
vielleicht durch den perfönlichen Einfluß ihrer Mitglieder zu erwar: 
ten ift; dag Militär dagegen hauptjächlich bei wirklichem Gebrauche 
ber Waffen. Letzteres dürfte leicht von den Bürgergarden nicht mit 
dem gehörigen Nachörude geſchehen, auch für die einzelnen Mit 
glieder jpäter unangenehme Folgen haben, und endlich in Falle 
eincd Kampfes Familtenvätern Leben und Gefundheit koſten. Wenn 
freilich feine andere Wahl ift, haben bie Bürgergarben auch dieſe 
aͤußerſten Dienfte zu leiften. — Viel wird übrigens hinſichtlich 
ihrer Willigfeit und QTüchtigfeit zum inneren Dienfte jo wie in 
Betreff der allgemein ftaatlichen Näthlichkeit von ber Einrichtung 
und Zufammenfegung abhängen; und es fcheint, daß in dieſer Be: 
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ziehung, (alfo abgefehen von den Nüdfichten auf den äußern 
Kriegedienft, deren Erwägung hierher nicht gehört) nachſtehende 
Forderungen zu ſtellen ſind: 

1) Vorerſt muß auf die möglichſt ehrenhafte und zuver— 
läffige Zufammenfegung ber Bürgergarde gebrungen werben. 
Dieß wird, da dad Geſetz ſich natürlich nur an äußere Kennzeichen 
halten kann, dadurch zu bewerkitelligen fein, daß nicht nur alle Solche, 
welche fchon wegen. eine? Verbrechen® gegen die Rechte der Einzel _ 
nen ober de Staates ®) geftraft wurden, fondern auch Eolche, deren 
gejeljchaftliche Stellung weder das nöthige Anfehen noch auch ein 
hinreichendes Intereſſe bei dem Beſtehen des gejeglichen Zuſtandes 
verbürgt, ausgeſchloſſen bleiben. Aus dem letztern Grunde find 
daher nur angefeffene Bürger, welche ein ſelbſtſtändiges Geſchäft 
haben, oder’ von ihren Einkünften leben, allenfalls noch bei ben 
Aeltern febende erwachfene Söhne aufzunehmen, aber alle Tagläh: 
ner, Dienftboten, Leute ohne Vermögen und binreichenden fichtbaren 
Verdienſt, (wo denn ein beſtimmtes Minimum der Grund = und- 
Gemwerbefteuer feitgefegt werben koͤnnte,) gänzlich auszuſchließen. 
Außerdem muß Kleidung und Augrüftung auf Koften des Einzelnen 
gehen, und wer feine Unfähigfeit zu deren Anfchaffung nachweifen 
fan, ift vom Eintritte zu befreien. Daß bei einer folchen Zujams 
menfegung die Bürgerwehr vielleicht bei den untern Klaffen und 
ben Aufwieglern berjelben zu gejellfchaftfichem oder ftaatlichem Um: 
fturze als „Janitſcharen der Bourgeoifie” gelte, ift "fein Grund 
gegen eine zuverläffige Zufammenfegung; im Gegentheile die Auf: 


3) Unbedenflih muß man den Sa aufftellen, baß berjenige Bürger, welcher 
jo wenig Achtung vor bem Gefeße bat, daß er den Beftand bes Staates angreift 
ober feine gefeßlichen Laften gegen denfelben zu umgehen, folglih Andern eine 
doppelte Laft aufzuladen fucht, unwürdig ift, in die Bürgergarde einzutreten. Den 
politifhen Verbrecher mag die Partei entfhuldigen, vielleicht felbft erheben; ber 
Scleihhändler tröfte fih, wenn er Tann, mit feinem ungefeglihen Mammon: 
alfein ber Staat kann fich nicht auf fie verlaffen, wenn es gilt, die Geſetze zu 
vertbeidigen und zu handhaben. Damit aber diefer Ausfhluß nicht von Selbfts 
füchtigen als ein Mittel aufgeſucht werde, fi) von einer Laft zu befreien, belcge 
das Gefeß den wegen ungefegliher Handlungen Nusgefchlofjenen mit einer der 
Dienftlaft wenigſtens gleichbebeutenben jährlichen Gelbabgabe, welche benn etwa 
auf die Bürgerwehr verwendet werden ann. 
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nahme von Profetariern ift nicht nur an fich gefährlich, fondern fie 
ſchwächt auch die Entjchloffenheit der Gutgefinnten, welche nun in 
ihren eigenen Reihen Feinde haben, von denen fie verrathen oder 
gar angegriffen zu werben fürchten müfjen. 

2) Da nun aber zu Erreichung ber verfchiedenen Zwecke einer 
Nationalgarde ein zahlreicher Beſtand derjelben nöthig iſt, damit 
deren Mafle übermächtig erjcheine und einfchüichtere, jo find für bie 
gefeglich und Lörperlich Fähigen durchaus feine Befreiungen zuzu- 
geftehen. Ueberdieß wird, wenn auch Männer aud den höchſten 
Ständen, wenn Beamte, Lehrer u. |. w. zu dem Dienfte genöthigt 
find, nicht nur die Ausdehnung der Reihen fondern auch das fitt: 
liche Gewicht der bewaffneten Bürgerjchaar fehr gewinnen. Seven 
Falles muß eine gejegliche Verpflichtung zum Eintritte beftehen und 
diefe nicht dem freien Willen des Einzelnen überlafjen Bleiben. 
Treiwillige Bürgercorpd koͤnnten nicht nur im Einne und zum 
Dienfte einer beftimmten Parthei zufammentreten, damit aber viel: 
leicht gerade dag Gegenteil von Rechtzficherheit bewerkftelligen ; fon- 
dern fie bleiben auch in der Regel wenig zahlreich, indem ver ernit- 
hafte Mann den Schein der Eitelfeit und Waffenfpielerei vermeiden 
mag, den ein freiwilliger Eintritt leicht, und oft mit Recht, bringt 9). 
Um aber ein ſolches allgemeines Eintrittgebot möglich zu machen, 
iſt freilich 

3) erforderlich, daß unndäthiger Zeitaufwand ver: 
mieden wird. Außer ven nöfhigen Waffenübungen und ben Auf: 
forderungen zu wirklichen außerordentlichen Dienften muß an bie 
Bürgergarde Fein Anſpruch gemacht werben. Paraden bei Feftlich- 
feiten und gemöhnliche Wachdienfte in ruhigen Zeiten find allzu 


4) Freiwillige Wehrvereine, bewaffnete und militäriſch organifirte Turner: 
ſchaaren find, namentlih in politifh bewegten Zeiten, fehr bedeuklich und ihre 
Duldung ein Zeichen bereits eingetretener Schwäche ber Regierung. Hier ift ein 
rechtzeitigeß Verbot an ber Stelle; find wirklich einmal Unruhen ausgebrocden 
ober auch nur nahe brohend, dann ift ein beabſichtigtes Einfchreiten gewöhnlich 
zu fpät. Durch heuchlerifcherweife vorgegebene Sprafalt für Kräftigung der Jugend 
unb dergleichen barf man fich nicht irre machen laſſen. Selbft die fogenannten 
Jugendwehren find in diefer Beziehung ind Auge zu faſſen, daß fie nicht über 
eine geſunde Kraftübung hinausgehen. 
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ftörend und foftfpielig; auch führen fie Abneigung und ungehor- 
ſames Ausbleiben bei nöthigem Dienfte und alle Arten von Verfuchen 
auf Befreiung im Gefolge. Für kindiſches Soldatenſpiel ift da 
Bürgerheer zu gut und feine Zeit zu theuer. 

4) Endlich ift die Willigfeit zum Dienfte und Gehorfame 
dadurch zu befördern, . daß ber Bürgergarbe ſelbſt die Wahl ihrer 
Anführer überlaffen wird. Zur Verhinderung von Mißbrauch mag 
eine höhere Beſtätigung und eine ftaatliche Ernennung der höhern 
Befehlshaber feitgejeßt werden; wie denn auch dem Inhaber der 
Staatägewalt daB Recht zuftehen muß, die Bürgergarbe eines bes 
ftimmten Ortes, wenn fie ihren Pflichten zuwider gehanbelt hat, 
aufzuloͤſen. 


§. 46. 
y) Verſtärkung durch Bürger. 

Es kann ſich wohl begeben, daß einer Seits die den Behoͤrden 
zur Verfügung ſtehende regelmäßige Sicherheitsmannſchaft (Schutz⸗ 
männer, Geusdarmen, Conſtables u. ſ. w.) nicht hinreichend zu fein 
jcheint, einer drohenden beſonders großen Gefahr zu begegnen, und. 
daß doch anderer Seit? eine Verftärkung durch Militär entweber 
nicht rechtzeitig zu beichaffen ift oder auß irgend‘ einem Grunde 
nicht angewendet werben will, eine Bürgerwehr aber nicht befteht. 
Hier bleibt denn, um die nothwendige außerorbentliche Verftärfung 
der Sicherheitämannjchaft zu gewinnen, nur das eine Mittel, ſich 
an den gejeglich gefinnten Theil der Bürger jelbjt zu wenden und 
diefelben auch ohne vorgängige Organifation zu perfönlicher Dienſt⸗ 
leiftung aufzufordern. Je unzweideutiger im beftimmten alle dag 
Necht und die Pflicht der Behörde, und je einleuchtender die Größe 
der Gefahr erfcheint, je allgemeiner verbreitet der Sinn für geſetz⸗ 
liche Ordnung im Volke ift, und je mannhafter die Anlagen und 
die Gewohnheiten deſſelben find: eine befto willigere und Träftigere 
Hilfe kann denn auch wirklich erwartet werden. (Wobei denn frei- 
lich wohl zu bemerken ift, daß foldhe Eigenfchaften nicht bei einem 
unter felavifhem Drude erhaltenen, von der Theilnahme an ben 
Öffentlichen Angelegenheiten ängftlich abgehaltenen Volle zu treffen 
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find, fondern vielmehr da, wo ber Bürger in gefeblicher Freiheit 
fich geiftig, ſittlich und Lörperlich entwidelt und wo er durch Achtung 
feiner Rechte überhaupt dad Necht zu achten lernt, durch eigenes 
regelmäßige Mitwirken zu allgemeinen Zwecken ven beftehenven 

- gejeglichen Zuftand kennt und Tieb gewinnt.) Auch ift eine folde 
außerordentliche Beanfpruchung der Bürger nicht etwa cine folge 
widrige Ausnahme von den ſtaatlichen Grundſätzen; vielmehr bie 
ſelbe ſehr wohl rechtlich zu vertheidigen. Es kann nämlich keinerlei 
Zweifel darüber beſtehen, daß der Bürger, ba er den Staat will 
und wollen muß, weil er ihm zu der Erreichung feiner Lebens⸗ 
zwede unentbehrlich ift, auch die zur Erhaltung und Wirkfamteit 
defjelben nothwendigen Mittel zu liefern hat; und dic zwar nidt 
etwa nur in regelmäßiger Leiftung für die gewöhnlichen Bedürfniſſe, 
fondern auch Außerordentliches in ausnahmsweiſen Nothfällen, ebenfo 
nicht blos mitteljt Gelhbeiträgen, ſondern auch durch perſöonliche 
Dienſtleiſtungen, wenn ſolche erforderlich ſind und der Einzelne ſie 
zu leiſten im Stande iſt. So unterliegt denn, was die letzteren 
betrifft, der Bürger nicht blos der regelmäßigen Verpflichtung zum 
Dienſte als Geſchworner, Schöffe und dergleichen, ferner für Wege— 
frohnen, Kriegsfuhrwerk, Verſchanzungen bei Belagerungen u. ſ. w., 
ſondern er wird auch bei drohenden Unglücksfällen durch Feuer und 
Waſſer, oder zu allgemeinen Streifen gegen Räuber außerordentlicher⸗ 
weife aufgeboten. Daß aber felbft eine etwaige perfönliche Gefahr 
bei dem verlangten Dienft Fein Enthaltungdgrund ift, beweist am 
beften die Verpflichtung zum Dienft im Heere und auf der Flotte, 
fo wie in ber Bürgerwehr. — Die rechtliche Erlaubniß zu einer 
außerordentlichen Verwendung der dazu tauglichen Bürger zur Ber: 
hinderung von Gefahren für den gejeglichen Zuftand, welche durch 
bie regelmäßig bereit gehaltenen Mittel nicht mit Sicherheit befeitigt 
werben Fönnten, ift jomit vorhanden, und es kann ſich nur von 
Regeln zu richtiger Anwendung der Maaßregel handeln. 

Hier ift denn vor Allen zu bemerken, daß die Verpflichtung 
zu einer. folchen außerorbentlichen perjönlichen Dienftleiftung natür- 
lich durch die Befähigung zur Erfüllung bedingt iſt. Es wird ein 
thätige3 und kräftiges, unter Umftänden ein muthige Eingreifen 
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verlangt; es Tann zum Gebrauche der Waffen kommen, anjtren- 
gende Bewegung und Bereithaltung nöthig werden. Somit find 
nicht nur Kranke und Schwache nicht zu gebrauchen, fonbern über: 
hanpt nur Männer im räftigen Alter verwendbar. Eine weitere 
Ausdehnung der Pflicht ift nublofe Härte und felbft zweckwidrig. 
Außerdem werben einige Ausnahmen auch für perfünlich Befähigte 
gemacht werben müffen, fei e8 wegen Unabkoͤmmlichkeit bei andern 
ebenfalls nöthigen Beichäftigungen, wie 3. B. bei Aerzten, Echul- 
lehren, Poft:, Eifenbahn-, Telegraphenbeamten ber Fall ift, ſei es 
wegen unpaſſender Hereinziehung in öffentliche Streitigkeiten, alſo 
bei Geiſtlichen oder bei Mitgliedern von Gerichten, welche über die 
aus der Sache entſtehenden Anklagen zu richten haben können. 
Do dürfen Feine unnöthigen Befreiungen ftattfinben, damit nicht 
bie Laft auf zu Wenige falle; und eben fo wenig kann von Aus— 
nahmen wegen höherer gefelliger Stellung "die Rede fein. Hier⸗ 
durch würden die Forderungen an Gleichheit” vor dem Gefege ver: 
legt, die bei der Erhaltung der öffentlichen Sicherheit am meilten 
Betheiligten von ber Vertheibigung berfelben befreit, bie Einflüffe 
angejehener Männer auf Webelgefinnte gefchwächt werden. Wenn 
je ein Unterfchied nach dem Stande oder Vermögen gemacht werben 
fönnte, jo würbe fich vielmehr eine größere Heranziehung ber Opti- 
maten rechtfertigen laſſen. 

Sodann ift einleuchtend, daß die Berechtigung des Staated zur 
Auflegung einer Zwangspflicht keineswegs gleichbebeutend ift mit 
ber Nothwenbigfeit von tiefen echte Gebrauch zu machen, wenn 
eine genügende freiwillige Dienftleiftung zu erreichen ift.- Im Gegen: 
theile muß von einem folchen Anerbieten Gebrauch gemacht werden, 
wo e3 in bindender Weife vorgebracht wird und fo weit und fo 
(ange ein folcher Dienft ausreicht. Nicht nur verlangt ſolches das 
Necht, weil dann ein Zwangseingriff in die Zuftände der Bevölke— 
rung vermieden wird, welcher unftatthaft ift, wenn feine gebiete: 
rifhe Nothwendigkeit dazu vorliegt; fondern es bietet die Verwen— 
dung freiwilliger Hilfe eigenthümliche Vortheile dar. Sie wird 
freudiger und unverbroffener geleiftet werben; es ift auf größere 
Einfiht in die Gefahr und in das, was zu ihrer Befämpfung noth- 
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thut, zu rechnen; die perſoͤnliche oder geſellſchaftliche Stellung ſol⸗ 
her Freiwilliger Tann ein großes ſittliches Gewicht haben, wa 
vielleicht mehr werth ift, als eine phyfiiche Macht. Allerdings bat 
die Sache auch ihre Kehrfeiten. Freiwillige werben nicht immer zu 
dem nöthigen Gehorfame geneigt fein; fie gehen vielleicht in ihrem 
Eifer zu weit und laſſen fih im lebhaften Gefühl der Gefahr, 
welche ſie bekämpfen wollen, und im Bewußtſein der Erfüllung 
einer Bürgerpflicht zu ftrengerem Einfchreiten, als nothwenbig und 
wünfchenswerth ift, Hinreißen; bei längerer Dauer des Dienfte 
oder beim Eintritte einer unerwarteten bebenflihen Wendung ber 
Angelegenheit erfaltet wohl der Eifer vor gänzlicher Erreichung be 
Zweckes. Da jedoch, zum Theile wenigftend, biefen Webelftänben 
‚vorgebeugt werben Tann, wie fogleich zu zeigen, fo bilden fie Leinen 
zureichenden Grund zur Verzichtung auf das ganze Mittel. 

Endlich erjcheint eö fowohl zur Vermeidung von Zuviel= over 
Zuwenigleiſtung, als zur Befeitigung von Ungewißheiten und ſchaͤd⸗ 
licher Zögerung zweckmäßig, über die einer außerorbentlichen Dienft- 
mannfchaft, jet fie nun freiwillig oder aufgeboten, zuftehenben Pflich- 
ten und Berechtigungen allgemeine gefegliche Beitimmungen zu tref- 
fen, für viefelbe eine beftimmte Stellung im Staatdorganigmus 
anzumeifen. Dieß wird am leichteften und zu gleicher Zeit am 
vollftändigften gefchehen, wenn fie einfach einer der bejtehenven 
regelmäßigen Anſtalten gleichgeftellt werden kann, aljo der Schuk- 
mannjchaft oder der Genzdarmerie !). Sollte man jedoch biergegen 
Bedenken tragen, entweber weil man die dadurch verliehenen Mechte 
oder Pflichten zu weit gehend. fände, oder weil es fich mit ber 
öffentlichen Meinung nicht vertrüge und fomit freiwillige Anerbieten 
verhindern fönnte: fo wird es jeden Falle nothwendig fein, Be: 
ſtimmungen zu treffen über die zur Einberufung und Benützung 
außerordentliher Hilfgmannjchaft berechtigten Behörden, über das 


1) Ebenfo einfach als zwedimäßig ift die Sache in England geordnet. Hier 
ift der als special constable beeibigte Bürger, fei er nun Freiwilliger ober auf: 
geboten, einfach Conftable mit allen Rechten und Pflichten eines folden. Es 
ann alfo fein Zweifel unb weber Ueberhebung noch ängftlicher Zweifel über eine 
Befugniß flattfinden. 
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Recht der Tetteren zu Verhaftungen und zum Waffengebrauche; über 
den ihnen gefeßlich zuftehenden beionderen Schuß; über die äußern 


Zeichen, an welchen fie als im Dienfte befinblich erkannt werben kön⸗ 


nen; über Anſpruch auf Entfchädigung wegen Verletzungen im Dienite. 

Aus diefen allgemeinen Vorausfegungen ergiebt fi) fir bie 
Anwendung im einzelnen Falle, was zuerft die Benübung frei: 
willig angebotener Dienfte betrifft, daß wo möglich eine Auffor- 
berung zu jolchen einem Zwangsaufgebote voranzugehen hat. Nür 
wenn die Zeit fehlt, um ven Erfolg eines ſolchen Aufruhrs abzu⸗ 
warten, oder wenn voraugjichtlich ein geringer Erfolg in Ausſicht 
ftünde, welcher jomit mehr ſchaden ala nützen würde, ober endlich, 
wenn zu fürchten ftünde, daß filh unter dem Vorwande freiwilliger 
Dienftleiftung Uebelgefinnte eindrängen und die Vertheidigungsträfte 


der gefeßlichen Gewalt tm eigenen Lager Schwächen und verrathen köͤnn⸗ 


ten, ift davon abzuftehen. — Erfolgen zuläffige Anerbietungen, jo ift 
ſelbſtredend alsbald ficher zu ftellen, in welchem Umfange nad) Zahl 
der fi) Meldenden und nach Art der beabfichtigten Dienftleiftungen 
auf Hilfe gerechnet. werben kann, um erforderlichen Falles rechtzeitig 
für Ergänzung durch Aufgebot forgen zu können. Sodann müſſen, 
wenn es daran fehlen follte, Waffen herbeigefchafft werben. Endlich 
ift eine für den Zweck erforderliche Organifation berzuftellen, damit 
ein anerkannter Befehl beftehe und Jeder wiſſe, an wen er ſich zu 
halten habe, durch Eintheilung leichtere Beweglichkeit und etwaige 
Vertheilung der Mannjchaft an verichiedene Orte ermöglicht werde, 
Ablöfung im Dienfte ausführbar fei. - Hierbei ift denn freilid 
pedantifcher Schematigmug und unzeitige Nachahmung von Formen 
des Militärdienftcd zu vermeiden, als wozu feine Zeit ift und weil 


e3 Abneigung gegen die Dienftleiftung erwecken möchte. Selbft 


Launen und Spielereien ber Freiwilligen wird man beffer nachgeben, 
wenn fie nur nicht zweckwidrig find. -Alfo gewähre man z. B. etwa 
gewünfchte Abzeichen, ausſchließliches Zufammenbienen der Mitglieder 
von Körperfchaften oder Ständen, vorzugsweiſe Bejorgung gewifler 
Aufgaben u. ſ. w. Erfahrung und verftändige freundliche Vorftellun- 
gen werben bald genug zum Richtigen führen. — Ob für Bezahlung, 
Lebensmittel, Unterkunft zu forgen ift, hängt von den Umftänden ab. 
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Muß dagegen ganz oder theilmweife zu einem Aufgebote ge 
fchritten werben, fo ift eine alöbalbige Bezeichnung der ganzen vor⸗ 
ausſichtlich nöthigen Zahl von Dienftleiftenden fehr zu empfchlen. 
Allerdings fol die Zeit der Bürger fo viel als möglich gefchent 
werden; allein nicht nur Tann bei einer nicht gleich im Beginne 
genügenden Hilfe Vieles und Unmieberbringliches verfäumt werben, 
ſondern e3 wird leicht der Troß und die Kühnheit der Nebelgefinnten 
durch eimen jchwachen Widerſtand gereizt, während eine einbrud: 
machende Macht ſelbſt ohne wirkliche Anwendung die Luft zum 
Verſuche benimmt. Bei der Berechnung ber erforberlichen Zahl 
aber darf nicht vergeſſen werben, daß bei einem Aufgebote Un- 
freiwilliger manche Lücke und nicht felten geringer Eifer in 
Ausſicht zu nehmen ift. — Bewaffnung, Organifation, Verforgung 
der Mannjchaft bieten feinen Etoff zu eigenthümlichen Forderungen; 
nur verſteht fich von felbft, daß bei ber Vollzichung einer geſetzli— 
hen Maaßregel weniger Rückſicht zu nehmen ift auf befonbere, 
nicht an und für fich empfehlenswerthe Wünſche. Es genügt, wenn 
Veranlaffung zu gerechtem und verbreitetem Mißmuth vermicden 
wird. — Bei längerer Dauer des Dienftes iſt möglichft auf: Wechſel 
der Aufgebotenen Bedacht zu nehmen, damit die Laft nicht allzu 
ungleich, noch für die Aermern erbrüdend werde Das Bedürfniß 
an Verpflegung und vielleicht Bezahlung wird hier früher eintreten, 
ala bei Freiwilligen °). 

2) Eine vortrefflihe Einrichtung zur Aufbringung einer außerorbentlichen 
Schutzmannſchaft befitzt England in feiner Gefeßgebung über bie Beftellung von 
Special-Constables. Sie macht nicht nur die augenblidliche Verfügung über jebe 
beliebige Anzahl von außerorbentlihen Schugwächtern und deren Verwendung an 
den bedrohten Stellen möglich, fonbern fie hebt auch jeden Unterfchieb zwiſchen 
Freiwilligen und Aufgebotenen auf, und weist überbieß den Berufenen eine voll 
kommen andgebildete unb ausreichende gefetliche Stellung an. Nach dem neueften 
Gefepe über den Gegenftand (1 unb 2 Will. IV. c. 41 = löten Oct. 1831) 
haben nämlich je zwei oder miehrere Friedensrichter auf eine beſchworene Anzeige, 
daß ein Aufftand oder fonftiged ſchweres Verbrechen begangen ſei ober brobe, 
dad Recht die ihnen unzureichend fcheinende regelmäßige Sicherheitsmannfcaft 
dadurch zu verftürfen, daß fie eine beliebige Anzahl von Männern als Special 
Constables beeibigen unb fo lange zur Unterbrüdung oder Verhinderung bes 
fraglichen Uebels im Dienſte behalten, ala ihnen dieſes nöthig fcheint. Daſſelbe 
Mecht fteht mit Kleinen Abweichungen dem Lorblieutenant einer Graffchaft und 
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Die Anetnanderfügung und gemeinfchaftliche Verwendung frei: 
williger und aufgebotener Hilfgmannfchaft hat feine Schwierigkeiten, 
ba beide Arten in denſelben rechtlichen Verhältniffen ftehen und den⸗ 
felben zuftändigen Behörden Gehorfam ſchuldig find. Echmwieriger 
ift ein Zufammenwirfen mit den regelmäßigen Schußbebieniteten der 
Gensdarmerie und den Schußmännern, oder mit Truppen. Nicht 
nur ift von einer gejeglichen Verpflichtung zu militärifchem Gehorſam 
der Bürger gegen die Befehlöhaber diefer Korps, fo wie überhaupt 
von Unterwerfung unter militärifche Ordnung und Zucht feine Rede, 
ſondern es wird auch thatjächlich Teicht ein entfchiedener Widerwille 
gegen Befehle, welche von diefen außgehen, obwalten. Hier tft von 
Seiten der zur Erhaltung der gefeglichen Sicherheit zuftändigen 
Beamten, welche die natürlichen Vorgefeten der aufgebotenen Bür- 
ger find, Vorfiht und pfychologifch = richtige® Verhalten fo wie 
Uebernahme der Ausgleichung nothwenbig. 


jedem der (fünf) Hauptminifter, principal Secretaries of State, zu. Keine Be: 
freitung. von bem gewöhnlichen Gonftable= Dienfte ift in ſolchem Falle gültig, 
und fowohl Weigerung überhaupt ald Verfagung bed Gehorfams gegen ben ein: 
zelnen erhaltenen Auftrag ift mit ziemlich empfindlichen Geldftrafen belegt. Dieſe 
außerordentlichen Conftables treten beum aber vollfommen und in jeber Beziehung 
in das geſetzliche Verhältniß ber ordentlichen Conſtables; erhalten auch ben Amts⸗ 
ftab berfelben. Sie können auf Verlangen von zmei Friebengrichtern einer benach⸗ 
barten Grafſchaft auch dort verwendet, und es Kann Bezahlung während ber 
Tienftleiftung von den Triedensrichtern befchloffen werben. Die Webernahme eines 
ſolchen Auftrages wird aber nicht nur, etwa wie früher die Bekleidung des Amtes 
eines Kirchſpiels- oder Grafihaft3:Conflable, von Männern in böherer Stellung 
abgewendet, fondern im Gegentbeile, wenn eine Nothwendigkeit zu größerer Sicherz 
ftellung der beftehenden Ordnung der Dinge vorliegt, eifrig und freiwillig gefucht. 
(So leiſteten im J. 1848 in London, ald ein gefährlicher Zug von Chartiften 
gegen das Parliamentshaus bevorftand, 200,000 Männer — unter biefen auch ber 
nahmalige Kaiſer Napoleon LIT. — ben Eid als Special Constable, beſetzten von 
beiden Seiten die Straßen, durch welche ber Zug kam und veranlaßten damit 
ein almähliges fpurlofes Verfchwinden ber Gefahr.) S. Burn, Justice of 
the peace. Ed. 29. Lond., 1845, ®b. I, ©. 942 fg.; Gneift, Geſchichte d. 
englifhen Sommunalverfaffung. 2te Aufl., Bb. IL, S. 797 fg. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die geheime Polizei. 


$. 47. 

Es wäre eine volllommen faljche Auffaffung, wenn man unie 
geheimer Tolizei eine eigene Abtheilung der Präventivjujtiz von 
fachlichem Inhalte und mit einer eigenen abgegrängten Auflage ver: 
ftehen wollte, fo etwa, daß beftinmte, in ber bisherigen Darftellung 
der Sorge für die Sicherheit der Rechte des Staates oder ber Ein 
zelnen nicht einbegriffene, aus irgend einem Grunde nicht öffentlich 
anerkannte Zwede bier zufammengefaßt wären. Es handelt fi 
bei der geheimen Polizei lediglich von einer zur Gewältigung bereits 
befannter Aufgaben getroffenen Organifation eined Theile des 
Dienftperfonale® und von ber durch die Eigenthümlichkeit dieſer 
Agenten gebotenen bejondern Verwendungs- und Behandlungsart. 
Diefe können alfo nicht etwa bloß zu einem beftimmten Zwecke 
verwendet werben, jondern bei den verjchiedenften Präventiv - Auf: 
gaben, je nach Zweckmaͤßigkeit ). 

1) Ueber biefe, denn doch jeden Falles wichtige und fenuenswerthe, Anfalt 
findet fich jehr wenige Literatur vor; auch in ben Handbüchern ber Polizei: 
Wiffenfchaft wird ihrer gewöhnlich gar nicht, ober höchſtens mit einem kurzen 
verwerfenden Worte gedacht. Je bedenflicher num aber die Anftalt allerdings if, 
befto nothwendiger ift eine genaue Beachtung und Unterfuhung, und eine allge 
meine Wegmwerfung ift um fo weniger an der Stelle, als die geheime Polizei ſich 
keineswegs, wie fich fogleich zeigen wird, in allen Zällen und Anwendungen tadeln 
läßt. Gräüvell, Ueber höhere, geheime unb Sicherheit: Polizei. Sondersh, 
"1820, fünt diefe Lücke blos dem Titel nach aus, benn er widmet bem Gegen: 
ftande nur Avenige und oberflichliche Bemerkungen. Weit befler und ausführlicher, 
im Ganzen auch mit richtigem Urtheile doch etwas verwirrt in ber Darftellung, 
ift das, wad Zimmermann, D. Polizei, ®b. III, ©. 1271— 1322 giebt. 
Am belehrendſten find daher immer noch diejenigen Schriften, welche über die an 
beftinnmten Orten eingeführte geheime Polizei fichere, wenn ſchon vielleicht nur 
lückenhafte, Nachrichten geben. Hierher gehören über die franzöfifche geheime 
Polizei: Vidocq, Memoiren, aus d. Franz., 3b. I-VIIL Stuttg., 1829; 
Le livre noir de Mrs. Delavau et Franchet, ou r&pert. alphab. de la police 
politique ete. I-IV. Par., 1829 (Auszüge aus den geheimen Bolizeiberichten 
enthaltend); außerdem gelegentliche Erzählungen und Urtheile in den Memoiren 
von Bourienne, Rovigo und Gisquet. (Die Denfwürdigfeiten von 
Fouché find ohne Zweifel unächt.) Bon ber ehemals fo berühmten venetiani: 
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In den beiden letzten Abjchnitten wurde der Gejchäfts- 
kreis derjenigen orventlichen und außerordentlihen NRechtöpolizei- 
Beamten erörtert, welche der Staat öffentlich als folche ancrkennt, 
denen er durch bekannt gemachte Geſetze beſtimmte Rechte und Pflich— 
ten überträgt und gegen welche er den Bürgern verfaffungdmäßigen 
Gehorſam auflegt. Nun ift es aber auch denkbar, und in manchen 
Staaten eingeführt, daß neben dieſer öffentlichen Sicherheitspflege 
noch eine geheime beftcht, d. h. Agenten beftellt find, deren amt- 
liche Eigenschaft nicht nur nicht. befannt gemacht, jondern fogar 
möglich verborgen wird, damit fie unter diefer VBermummung An- 
Ichläge gegen die echte des Etaated oder der Einzelnen leichter in 
Erfahrung bringen können, als wenn fie in anerkannter amtlicher 
Eigenschaft Nachforſchungen anzuftellen hätten. 

Man jollte nun auf den erften Blick glauben, ed müſſe eine 
ſolche zum fichereren Rechtsſchutze dienende Einrichtung "allgemein 
gebilligt, wo nicht beftebt fein, natürlich mit Ausnahme Derer, weldye 
fie zu fürchten haben möchten. Die Zweckmäßigkeit dev Mankregel 
ift unzweifelhaft. Daß ein Agent, welcher dem auf Uebles Sinnen⸗ 
den gar nicht als jolcher bekannt ift, Vieles bemerken und erfahren kann, 
was einem öffentlich auftretenden Beamten verborgen bleibt, fällt in 
bie Augen. Und davon, daß eine nicht öffentlich angezeigte und zur 


ſchen Polizei giebt Daru, histoire de Venice, bie höchſt intereffanten Sta: 
tuten ber Staatdinquifition. Nichts, meines Wiflens, ift befannt gemacht über 
die geheime englifche Polizei (die detectives). Diefelbe ift in fo ferne allerdings 
nit geheim, ala das Beftehen ber Anftalt öffentlich und amtlich anerkannt wird, 
bie bei ihr verwendeten Agenten als eine eigene Abtheilung ber Schutzmannſchaft 
aufgeführt find, (3. B. in London 160); allein in fo ferne fie ſich doch geheimer 
Mittel bedient und bie Agenten in ihrer Beſchäftigung, der Natur der Sache nach, 
fih nicht al8 Beamte kund geben, ift fie doch in die Kategorie zu rechnen. Die 
Hauptaufgabe der detectives fcheint, wie ſchon ihr Namen zeigt, in der Auf: 
fpürung begangener Verbrechen, deren Entdedung mit befonberen Schwierige 
keiten verknüpft ift, zu beſtehen, und fie find fomit im Wejentlichen Beamte ber 
Regreſſiv⸗ nicht der Präventivjuftiz. Doch fcheint in einzelnen Allen von ben- 
felben auch zur allgemeinen gebeimen Beobachtung von blos verdächtigen Perſonen 
Gebrauch gemacht. zu werben, namentli zu politifchen Zweden. Wenigſtens 
beuten darauf Spuren in Beziehung auf Mazzini, bie Mitfehuldigen Orfini’ß, 
ſelbſt auf Garibaldi. Daß auch Engländer auf ſolche Weiſe im Auge behalten 
werden, ift übrigens kaum glaublich. 
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Schau getragene Beobachtung verbächtiger Menfchen und Hand⸗ 
lungen fein Unrecht an fi ift, liegt auch auf ber Hand. Der 
einer Unternehmung gegen die Sicherheit des Ganzen oder Einzelne 
Verdächtige hat fein Necht, zu verlangen, daß man ihn nur auf 
eine beftinunte, unvollfommene und ihm befannte Weiſe beobachte 
und feine rechtöwidrigen Plane zu entdecken juche. Und wenn ber 
Bürger auch einer Seits nicht ſchuldig iſt, in dem gläfernen Hauf 
jenes Roͤmers zu wohnen, ſo hat der Staat anderer Seits das Recht, 
ſich auf die ihm am tauglichſten ſcheinende Weiſe um etwaige Ber: 
geben deffelben zu befümmern, falls nur dadurch feine Rechte des 
- feines Vergehens noch nicht Ueberwieſenen gefränft werden. Dennoch 
ift von einer folchen populären Anerfennung ober auch nur ruhigen Hin⸗ 
nahme der Verwendung geheimer Agenten Feine Rebe. Die geheime 
Polizei ift, wenn aud mit Abftufungen je nah dem Bolt 
Character, von den Meiften herzlich gehaßt und gefürchtet, und bie 
von ihr Verwendeten find, wenn ihre Eigenfchaft auch nur ver 
muthet wird, der tiefften Verachtung ausgeſetzt. Die Urfache bier 
von ift allerdings zum Theile ein weitverbreiteter fittlicher Widerwille 
gegen verdecktes Spiel, Täuſchung und Hinterlijt, möge bie Veran: 
laſſung folcher Handlungsweiſe fein, welche fie wolle; doch Tiegt die 
Schuld hauptſächlich daran, daß erfahrungsgemäß die geheime Poli: 
zei zu Dienften verwendet wird, welche über den anerkannten und 
rechtlich vertheidigbaren Zweck ihres Vorhandenfeind weit hinaus— 
gehen, und welche an fich verwerflich find. Man weiß nämlich, 
pder glaubt es mwenigftend zu wiffen, daß fie keineswegs blos zur 
Verhütung, oder Entdeckung, beſtimmter und wirklicher Verbrechen 
gebraucht werde, jondern vorzugsweiſe zu einer weitverbreiteten Aus 
fpähung fowohl der Gefinnung Einzelner als der öffentlichen Etim- 
mung. Die Folgen diefer Annahme find nun aber nicht? weniger 
als erfreulich. 

Nicht nur wird durch die Furcht vor heimlicher Anzeige die 
freie Aeußerung über Regierungshandlungen und Perſonen an öffent 
lichen Orten und in gemijchter Geſellſchaft unterbrüdt; ſondern ſelbſt 
in engere Zirkel und in den Familienkreis fchleicht fich oft Mip- 
trauen ein. Natürlich verbumpft aber hierbei das freie, Träftige 
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Staatöleben und verwandelt ſich in ftumpfe Gleichgiltigkeit ober in 
verbiffenen Unmut. Mean beförgt vertheidigungslos in ben Hän- 
den von Menfchen zu fein, deren fittlichen Werth man glaubt jehr 


nieder anfchlagen zu müſſen, fomit durch Verläumbungen, Entftel- 


fungen und Mißverftändniffe Schaden unverſehens leiden zu können, 
ohne die Urfache auch nur zu ahnen. Man glaubt, und nicht immer 


ohne Grund ?), daß von den Spähern nieberträchtige Mittel ange: - 


wendet werben, um zu ihrem Zwecke zu gelangen; man beflagt 
die Verwendung großer Summen ®) zu üblen Dingen und mit fehr 
zweifelhaften Erfolgen. Die Regierung aber trägt Haß und Ver⸗ 
achtung dafür, daß fie fich folcher Mittel beviene, den Abſchaum 
der Bevälferung zu Vertrauten habe und gegen ehrenwerthe Bürger 
verwende. Sind nun biefe übeln Folgen der Maaßregel unhell- 
bar; und muß jich alfo der Staat, wenn er fich venfelben nicht 
ausſetzen will, der geheimen Polizei enthalten, follte fie ihm auch 
erlaubte nüßliche Dienjte leijten ? Ober find es nur vermeibliche 
Mißbräuche; und kann alfo die Einrichtung, wenn von benfelben 
gereinigt, gebilligt werden, bat fie wenigftend einen bie Nachtheile 
überwiegenden Nuten ? . 
Zur Beantwortung dieſer Fragen ift Zweierlei nöthig. — Ein- 


2) Ober kann e8 allenfalls gute Wirkung haben, wenn man vernimmt, daß 
bie geheime Polizei hübfche junge Leute anwendet, um „vertraute” Bekanntſchaft 
mit dem weiblichen Dienftboten eines zu VBeobachtenden anzufnüpfen (f. Livre 
noir, ®d. I, ©. 251); ober wenn fie, um ben Aufenthalt eine® Sohnes zu ers 
fahren, einer Mutter lügenhafterweiſe die Mittheilung wichtiger, für dag Glück 
ihrer Kinder höchſt bedeutenber Nachrichten anbieten läßt (daf., ®b. III, S. 294)? 
Iſt es nicht empdrend, wenn, wie ohne Zweifel nicht felten vorkömmt, ber ges 


heime Agent felbft zuerft zur Vorbereitung oder gar Begehung eines Verbrechens 


anreizt, dann aber Anzeige macht um das Blutgeld zu beziehen? 

3) So behauptete man 3. B. in Paris unter ber Reſtauration, daß einzelne 
Agenten ber geheimen Polizei aus den höheren Ständen 10—20,000 Franken 
jährlich erhalten; Bediente, welche ihre Herren auszuforichen beflimmt waren, 
follen 100 Franken monatlich befommen haben. Bidocg erzählt von ſich, daß 
er 5000 Franken Befoldung hatte, u. |. w. Im Ganzen koſtete die geheime 
politifche Polizei In Paris jährlih 1 Million. Vergleicht man nun hiermit dag 
Ergebniß, wie ein Theil beffelben in dem oben angeführten Livre noir mitge: 
teilt worben ift, fo kann man in der That ſolche Summen, für bie fo oft nur 
läppifche Nachrichten oder boshafte Klatichereien erfauft wurden, nur bedauern, 

v. Mohl, Reid: Polizei. 3. Auflage. N 
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mal muß man ſich beftimmt vergegenwärtigen, welcher Art die Fill 
find, in welchen bie Verwendung geheimer Agenten vorzugsweiſe 
nüglih, um nicht zu fagen nothwendig, erjcheint. Dieß gewährt 
eine richtige objective Würdigung der ganzen Anftalt. — Zweitens 
ift die möglichft tadelloje Einrichtung der Anftalt ausfindig zu machen, 
um beurtheilen zu Eönnen, ob und welche Uebelſtände nothwendig 
und unzertrennlich nit ihrem Vorhandenſein und ihrer Anwendung 
verbunden find, welche andern aber vermieden werden können oder 
nur bei abfichtlichen Mißbräuchen entitehen. 

In erſter Beziehung unterliegt e8 nun feinem Zweifel, daß 
allerdingd auch in normalen Zuftänden vereinzelte Kalle vorkommen, 
in welchen die Eicherheit3behörde Urfache hat anzunchmen, daß ein 
bedeutendes Verbrechen vorbereitet werde, ohne im Stande zu em, 
mittelft ihrer öffentlichen Mittel der Sache genügend auf die Spur 
zu fommen. Eo kann 3. B. der Verdacht eines unerlaubten poh: 
tiichen Planes beſtehen; oder die Vermuthung einer ſtaatsgefährlichen 
Verbindung mit dem Auslande; es mag ein gefährliche? Unterneh: 
men gegen- Eigenthum vermuthet werden u. dgl. Doch iſt zuzuge 
ben, daß in’ gewöhnlichen Zeiten und Zuſtänden folcher bejonder 
gefährlicher und zu gleicher Zeit mit undurchdringlicher Heimlichkeit 
vorbereiteter Nechtöftörungen nicht cben vicle fein werden. Eher noch 
kann e3 fich von der Entdeckung bereit? Degangener myſteriöſer 
Verbrechen handeln, z. B. von Mordthaten, Einbrüchen, Fälfchungen. 
Allein diefe kommen bei der Erwägung einer Anftalt der Präventiv: 
juftizg unmittelbar nicht in Betracht, und mögen nur etwa bei dem 
Endurtheile über die Räthlichkeit einer geheimen Polizei mit ind 
Gewicht fallen, als eine anderweitige nüßliche Verwendung. — 
Dringender kann dag Bedürfniß eines beſonders tauglichen Ent: 
deckungsmittels fein in gewijjen anomalen Zuftänden; und zwar 
find es namentlich zwei Verhältniffe, in welchen eine geheime Be: 
obachtung der zu Nechtäverlegungen geneigten Theile der Bevölke⸗ 
rung ald wünſchenswerth erjcheint. Einmal, wenn in heftigen poli— 
tifchen Bewegungen eine Partbei zwar unterlegen ift, fie fich aber 
noch nicht für alle Zeit geſchlagen anficht und ihre Ziele aufgicht, 
fondern in geheimen Vereinen und in Verjchmwörungen neue Untere 
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nehmungen gegen bie beftehende Staatsgewalt vorbereitet. Hier ift 
offenbar eine rechtzeitige und genaue Kenntniß der Plane und ber 
Betheiligten von großem Werthe, um fich vorfehen zu innen und 
um wo möglich dem Ausbruche der vorbereiteten Unternehmen, 
alfo ohne Gewalt und harte Strafe, vielleicht ganz in ber Stille, 
zuvorzulommen. Sodann ift zu jeder Zeit in fehr großen Städten, 
wo die Zahl der ganz verborbenen, zu Verbrechen geneigten und 
mit ihrem Lebensunterhalte blos auf fie amgewiefenen Menſchen 
ſo groß iſt, der Einzelne aber ſich ſo leicht einer genauen amtlichen 
Beobachtung entziehen kann, die genaue Kenntniß von den Perſonen 
und Planen der Diebe u. ſ. w. kaum auf eine andere Weiſe, als 
durch geheime Agenten zu entdedch und dann unfchäblich zu 
machen ). Daß beide Zuftände jchwere Uebel find, läßt ſich nicht 
beftreiten; auch kommt noch die Dauer derfelben in Betracht. Der 
Beftand bis zum Aeußerſten entichlofiener Partheien ift allerdings 
dem Begriffe nach ein nur vorübergehender; allein je nach ber 
Volkseigenthümlichkeit, nach der Höhe der Leidenjchaften und nach 
dem Maaße der Unmahrjcheinlichfeit eincd Siege durch gefeßliche 
Mittel kann doch die Erbitterung tief einfreffen und die Neigung 
zu Verſchwörungen und Aufitänden eine chronijche werben. Die 
Anfamnılung von gewerbmäßigen Verbrechern tft ohmebem ein 
ſtehendes Verhältniß, welches mit der Ausdehnung der Micjenftädte 
gleihen Echritt hält, und deſſen Ende niemals abzufchen. 

Mas nun aber die Ausfindigmachung der beftmöglichen Eins 
richtung einer geheimen Polizet betrifft, fo ift Zweierlei ind Auge zu 
fajien. Einmal müfjen blofe Mißbräuche, welche im Weſen ber 
Einrichtung nicht begründet find, bezeichnet werden. Zweiten find 
genügende und ausführbare pofitive Vorjchläge zu einer zweckmäßigen 
Geſtaltung zu machen. Jene Reinigung kann bedeutende und gerechte 
Ausftellungen befeitigen und dadurch namentlich aud) die Abneigung 
der Bürger merklich vermindern, während dem Staate nicht? verlo: 


— — — 


4) Dieß erkennt ſelbſt Rotteck, Lehrbuch des Vermunftrechts, Bd. III, 
S. 296, an; und wenn er die erlaubte Anwendung der geheimen Nachforſchungen 
vielleicht auf zu wenige Fälle beſchränken will, fo iſt dieß nur eine untergeordnete 
Trage. ' 
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ren geht, da ihm die Sache ſelbſt, nicht ihr Mißbrauch, dient. Eine 
pofitiv zwedhnäßige Einrichtung aber gewährt die Möglichkeit einer 
richtigen Schägung des Werthes ber ganzen Anftalt. 

Als offenbare Mißbräuche find nun aber folgende Zuſtände 
zu bezeichnen: 

1) Wenn den Agenten in der Ausübung ihres Auftrages Ge 
jegwibrigfeiten ftraflo8 nachgejehen werben. Es ift geradezu wider: 
finnig, die Verhinderung eined Unrechte® durch Geftattung eines 
andern Unrechtes zu bewirken, und es läuft gegen bie erſten Grunt- 
ſätze des Staates, Verlekungen des Nechtes ſelbſt anzuoronen ober 
auch nur wiffentlich zu dulden. Mit welcher Stirne will man in 
andern Füllen die gefeglichen Strafen anwenden, wenn man fie da 
nachläßt, wo fie zum eigenen Vortheile gereichen? Und welche Folgen 
muß ein ſolches Verhalten auf den allgemeinen Rechtsſinn und auf 
bie Achtung vor dem Geſetze bei dem Volke haben? Eine Verwen— 
bung zu geheimen Dienften kann denn doch offenbar Teine Befug 
niß geben zur Ueberfchreitung der Gränzen, welche dem öffent: 
ich anerkannten Beamten und dem Bürger überhaupt gezogen 
fi. Einem PVertrauten aljo, weldher die Rolle des blojen Beob— 
achterd verläßt und feldft zu Verbrechen anreizt, um ſodann die von 
ihm Verführten anzuzeigen, gebührt die volle Strafe des intel: 
fectuellen Urheber de in Frage ftehenden Verbrechend. Eine gleih 
volle Strafe muß Denjenigen treffen, welcher feine Stellung zur 
eigenen Begehung von Verbrechen mißbraucht. Die abfichtliche Ler: 
läumdung eines rechtlichen Bürger? ift unnachfichtlich mit Entlaffung 
aus dem geheimen Dienſte zu belegen. j 

2) Wenn die ganze Anftalt nicht ftrenge auf den Gegenftand 
befchränft wird, um deſſen willen fie errichtet werden mußte. Na- 
mentlich darf alfo cine zur Sicherung des Leben? und Vermögen? 
ber Einzelnen, jomit gegen Mörder, Räuber und Diebe, errichtete 
geheime Polizei nicht auch auf Erkundung ftaatlicher Gefinnungen 
und Handlungen ausgebehnt werden. Echon eine unbeitimmte Be— 
forgniß, daß dem fo fei, erweckt weit und breit Furcht und Ab⸗ 
neigung. 

3) Wenn die Agenten ber geheimen Polizei irgend eine Maaß— 


485 


regel auf eigene Hand treffen, z. B. eine Verhaftung vornehmen 
dürfen. Ihr ganzer Zweck beiteht in der Benachrichtigung ver Be⸗ 
hoͤrden; dieſe haben dann, aufmerkſam gemacht, zu verfahren wie 
in jedem andern Falle und wie dad Geſetz es vorjchreibt und er- 
laubt 5). Es ift höchſt gefährlich, fo zweifelhaften Denfchen, wie 
die zu Spähern fich Verdingenden doch immer find, eine Gewalt 
über bie Bürger einzuräumen, und für Letztere unerträglich demütht- 
gend, fo tief Verachteten Gehorſam leiften zu ſollen. 

4) Wenn die geheimen Agenten zu Dienftleiftungen benützt 
werben, bei welchen fie beſondere rechtliche oder fittliche Pflichten ver- 
leben; fo aljo 3.38. wenn Dienftboten gegen ihre Herrfchaften, Kinder 
gegen ihre Aeltern, Geiſtliche gegen ihre Beichtkinder als Späher 
verwendet, oder wenn Beamte zu Anzeigen mit Verlebung ihrer 
Dienftpflichten gewonnen werben. Die Verführung zu einer folchen 
Scändlichkeit zieht dem Staate Verachtung und Abſcheu zu, wenn 
die Sache, was doch früher oder fpäter der Fall fein wirb, zur 
öffentlichen Kenntniß gelangt; und ſie vergiftet das fittliche Leben 
des Volkes in feinen innigften und achtenZwertheiten Beziehungen 
durch folhen Verrath. Und wie will bie Regierung von ihren 
Beamten Einhaltung ihres Dienfteides verlangen, wenn fie ba, wo 
es ihr zu nüßen fcheint, felbft Veranlaſſung zu ungeſtraftem und 
ſogar belohntem Bruch giebt )7 


5) Uebrigens geht Grävell, a. a. D., ©. 12, zu weit, wenn er ver⸗ 
-Iangt: 1) baß ein Agent ber geheimen Polizei Tein gültiges und gerichtlichen 
Zeugniß abgeben bürfe; 2) daß auf eine geheime Angabe Feine Anlage, noch eine 
bie Freiheit oder dad Eigenthum beichränfende Sicherheitmagßregel gegründet 
werben bürfe. Beides ift offenbar unrichtig. Erſteres ift ganz unmotivirt, vor⸗ 
außgefeht, daß der Richter felpft "den Agenten als einen claſſiſchen Zeugen aner⸗ 
kennt und daß dieſer offen auftritt. Zu bedenken iſt nur dabei, ob man nicht 
den Agenten dadurch ſo bloßſtellt, daß er für weitere Verwendung unbrauchbar 
und vielleicht ſelbſt Gefahren ausgeſetzt wird, und ob man alſo nicht eine blei⸗ 
bende Verpflichtung gegen ihn übernimmt, welche außer Verhaltniß zu den ge⸗ 
leiſteten Dienſten wäre.. Die zweite Forderung aber verſteht ſich freilich von ſelbſt, 
wenn fie nur fo viel heißt, daß auf eine bloſe geheime, nicht weiter beiviefene, 
Angabe Feine Strafe, erfolgen. bürfe, ober daß bie.geheime Polizei felbft eine 
Strafe verhängen bürfe; allein wenn überall garın icht8 fol gefchchen dürfen, 
— ‚wie doch wohl bie Meinung eigentlich if, — wozu bann bie ganze Einriätung? 

6) Solche Mißbräuche find keineswegs felten. Abgefehen davon, daß man 
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5) Wenn die Stantöbehörben zur Gewinnung von geheim 
Agenten Mittel anmenben, welche an und für ich rechtlich ober 
fittlich verworfen werben müffen. Daß die zu ſolchem Dienfte Be 
reitwilligen, mit faum nennendwerthen Ausnahmen, fich ſelbſt nur 
durch Beweggründe der niederſten Art zu dem Eintritte entfchlieken, 
bedarf feined Beweiſes; allein nicht davon handelt es fich. Der 
Staat hat fih um die Grünte, aus welchen ihnen ein Dienft an 
geboten, ober ein folder angenommen wird, nicht zu befümmern; 
er fol nur jeldft feine Hände rein halten. Unzweifelhaft find Ge: 
winnfucht und Furcht bie beiden hauptfächlichiten Motive, welce 
zur Annahme von Späherbienften bewegen; ſoll und barf nun ber 
Staat pofitiv in diefen Richtungen einzumirfen fuhen? Wenn & 
fich bei Ausficht auf Gewinn nur von Geld handelt, ohne Zweifel 
Anerbieten von Geld ift an fich Feine unerlaubte oder ſchmutzige 
Handlung; es kommt auf den Zweck an, weldyer damit crreict 
werben foll, diefer aber ift hier Rechtsſchutz. Anders aber, wenn 
die Uebernahme von geheimem Auskundſchaften durch Anerbieten 
von Vorrüden im öffentlihen Dienfte oder von Einräumung 
von Gewerbeconceffionen u. dgl. bewirkt werden wollte. Die märe 
eine Herabwürdigung und ein Verderbnig des Staatsdienſtes oder 
eine Vernachlaͤſſigung der bei öffentlichen Syntereffen zu befolgenven 
Grundſätze; ein Fehler und ein Unrecht zugleich. Was aber bie 
Furcht betrifft, fo kann dieſe allerdings jehr leicht benüßt werben, 
fi manchfach nicht bebentt, Verrath in ber Familie zu erfaufen, ift e8 (und war 
es noch mehr) faft als ſelbſtverſtändlich angefehen, daß Untergeorbniete oder Dienf: 
boten frember Befandten für Berichterflattungen oder heimliche Abfchriften zu ge: 
winnen fein. Am unbegreiflicäften aber ift, daß man wohl ba und dort in ber 
Verwaltung bed eigenen Staates amtöwibrıge geheime Mitteilungen angezettel 
bat; fo bei ber Poll. In meiner Polizei: Wiffenfhaft, Ite Aufl., Up. II, 
©. 471, find bie Fälle beftimmt, in weldyen ausnahnısmweife eine Staatsbebdidt 
einen beftimmten Brief von der Poſt abverlangen und eröffnen barf; unb es mag 
benn eine von ber geheimen Polizei ſtammende Nachricht zu einem folchen Schritte 
von Seiten eines, bafür verantwortlichen, Miniſteriums oder eines Gerichtes Ver: 
anlaffung geben. Allein nie darf bie oft felbft ihr „ſchwarzes Kabinet“ Haben, 
und dadurch zur Filiale der geheimen Polizei werben; und noch unverantworts 


licher ift c8, wenn gar ohne Willen und gegen bie Befehle ber leitenden Beamten, 


Untergeorbnete zu geheimen Mittheilungen, Brief-Eröffnungen und Unterfchlagungen 
erfauft werden. 
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wenn nämlich einem noch nicht geftraften Verbrecher mit gerichtlicher 
Verfolgung gedroht wird, falls er fih nicht zum Eintritte in die 
geheime Polizei verftehe; und es läßt fich jogar für einen folchen 
Zwang geltend machen, daß dadurch, und zwar fowohl gegen poli- 
tiſche als gegen gewöhnliche Verbrechen, fehr brauchbare Späher 
gewonnen werben Fönnen, und daß am Ende die Verhinderung 
zahlreicher oder ſchwerer Verbrechen um den Preis der Nichtverfol: 
gung einer einzelnen bereit? begangenen Gejegesübertretung immer: 
hin als ein Gewinn ericheinen kann. Dennoch ift hiervon abzurathen. 
Theils ift die Nichtbeftrafung eines dein Staate bekannten Vergehenz 
immer eine Verſäumniß einer der erften Aufgaben des Staates, ber 
Wiederherſtellung der gekränkten Rechtsordnung; theils Liegt in 
einer auf dieſe Weiſe zu erreichenden Strafloſigkeit ein mittelbarer 
Anreiz zur Begehung von Verbrechen; theils endlich iſt ein ſolcher 
Vertrag zwiſchen dem Staate und einem Verbrecher für den erfteren 
ehrenrührig und ſchädlich fir das öffentliche Anfehen 7). 

6) Wenn unter die Vertrauten auch volllommen ruchloſe und 
mit Verbrechen bedeckte Menfchen aufgenommen werben; noch mehr, 
wenn gar ganze Abtheilungen derſelben nur aus ſolchem Auswurfe 
ber Gejelljchaft beftehen. Von felbft verfteht fich freilih, daß in 
ber übergroßen Mehrzahl geheime Späher fittlich wenig werth find; 
allein damit ift doch nicht gejagt, daß fie aus Näubern und Mör⸗ 
dern, aus Galeerenfträflingen und bergleichen beftehen dürfen ober 
gar müſſen. Die Verwendung folchen Geſindels, gleichviel in 
welcher Eigenjchaft und ob auch nur geheim, ift eine Schmach für 
ben Staat, ein Gegenftand gerechten Schrediend für den Bürger, 
überdieß von höchſt zweifelhafter Nützlichkeit, weil gar Tein fittlicher 
Verlaß und Halt ift. Ein folches Verhältniß ftelt alle Begriffe 
von Chrenhaftigfeit und Moral auf den Kopf. Vergebend will 


7) Diefe Gründe fprehen denn allerdings gegen ben nicht felten Golden 
verwilligten Strafnachlaß, welche vor Gericht gegen ihre eigenen Mitſchuldigen 
aufgetreten find und zu deren Neberweiſung beigetragen haben. Es ift nun bier 
nicht Ort, dieſe in das Strafrecht gehörige Frage eingehend zu erörtern; allein 
es Tann doch faum in Abrede gezogen werben, baß ed ein mehr als bedenkliches 
Mittel iſt, wenn Strafloſigkeit dadurch erlangt werben kann, wenn zu einem Ver⸗ 
brechen auch noch Verrath gefügt wird. 
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man einmwenden, daß nur folche mit allen Schlichen ber verbredie- 
rifchen Bevölferung und mit deren Perfönlichkeit vertraute Menſchen 
zu einer wirkfamen Weberwachung berfelben taugen. Dieß ift zu⸗ 
nächſt nicht einmal thatlächlich richtig, da ſich auch Ehrlichere damit 
befannt machen können; ſodann ift von der Brauchbarkeit die Unze: 
verläffigfeit in Abzug zu bringen; allein wenn es auch vollftänbig 
richtig wäre, fo kann und barf eben eine ſolche Gemeinfchaft nicht 
ftattfinden. Das geringere Webel bleibt vie Nichtverhütung einzelner 
Nechtäverlegungen. Und auch barin Tiegt Teine Vertheidigung, 
daß ja der Dienft ein geheimer fei, fomit von der ganzen Verwen⸗ 
dung folcher Menjchen nichts bekannt werde, der Staat alfo nict 
darunter leide, der Bürger keine VBeranlaffung zu Bejorgniffen er: 
halte. Die Einzelnen mögen unerkannt bleiben; die Sache im 
Ganzen wird ruchbar genug fein und vielleicht vom Gerüchte noch 
übertrieben werben. 

7) Endlich wenn mit der geheimen Polizei, alfo mit der Ber: 
wenbung beftimmter dazu ausdrücklich angenommener Agenten, ein 
allgemeined Syftem von Ungeberei verbunden wird, das heißt ge 
heime Anzeigen von jedem Beliebigen und über Beliebige an dazu 
bezeichneten Orten 8) angenommen, nach Befund belohnt und über: 
baupt begünftigt und hervorgerufen werben. ine ſolche Einrid- 
tung hängt mit der geheimen Polizei nicht nothwendig zuſammen; 
ſie kann ohne letztere beſtehen, und es kann eine geheime Polizei 
ohne eine ſolche Aufforderung an die Geſammtheit gedacht werden. 
Allein ſie ſchließt ſich allerdings leicht an. Die zur Empfangnahme 
und zur weiteren amtlichen Behandlung der freiwilligen Anzeigen 
geeigneten Stellen beſtehen; Gelder, über deren Verwendung öffent⸗ 
lich feine Rechenſchaft abgelegt wird, find verfügbar; der auf die Be 
nũtzung heimlicher Benachrichtigungen ‚gerichtete Sinn ift überhaupt 
vorhanden. Wenn denn nun auch nur in Zuftänden, in welchen jebe 
Achtung vor-dem Rechte abhanden gekommen iſt ) ſolchen geheimen 


8) Man dente 3. B. an ben venetianifchen Löwenrachen. 

9) Was unter fchlechten römifchen Kaifern geſchah, ift befannt genug; allein 
auch bie Inquifition giebt ein Beiſpiel von entfeglihen unmittelbaren Folgen ’ 
geheimer Anzeigen. Ferner ift e8 kaum glaublich, welches Elend Über viele Tau: 
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Denunciationen eine unmittelbare Folge gegeben werben mag, fo ift 
doch das Vorhandenfein eines folchen Syſtemes ein Fluch für ein 
Land. Jeder feigen Niederträchfigkeit , dem Neide, dem Hafje, ber 
Gewinnſucht, tft Thüre und Thor geöffnet; und da in allen Lebens⸗ 
ftellungen doch nur Wenige find, welchen nicht ein Mebelmollen ber 
Negierung mittelbar oder unmittelbar ſchaden kann; da ferner von 
einer Regierung, welche folche Mittel benützt, Alles zu erwarten 
ist: jo ift auch nothwendigerweife die Furcht vor immer und über- 
all Hervorgerufenen unbefannten Verlaͤumdungen, gegen welche eine 
Vertheidigung möglich ift, allgemein und beftänbig. 

Vielleicht ließe fih dad Verzeichniß der zwar nicht dem Weſen 
nach nothwenbigen aber boch möglichen und erfahrungsgemäß keines⸗ 
wegd immer vermiedenen Mifbräuce bei einer geheimen Polizei 
noch vermehren; allein das Geſagte reicht vollfommen aus zu dem 
Beweife, daß jeden Falles die Anftalt eine fehr bedenkliche ift und 
in fchlimmfted Unheil umfchlagen kann. Um fo mehr muß nun 
unterjucht werben, ob ſich etwa Einrichtungen finden laſſen, welche 
folche Webelftände entfernt zu halten, und doch den Nuten einer 
geheimen Ueberwachung von Webelthätern zu bewahren geeignet find. 
— 63 laffen ſich denn nun aber zur Herbeiführung einer zweck⸗ 
mäßigen Einrichtung nachitehende Forderungen ftellen: 

1) Es find verfchiebene Arten von Agenten für bie beabſich⸗ 
tigten Dienftleiftungen zu beftellen. — Wbgefehen davon, daß ſich 
je nach Umftänden auch öffentlich angeftellte und als jolche befannte- 
Beamte ohne Äußere Zeichen ihrer Stellung einer Beobachtung 
unterziehen koͤnnen, (was fie natürlich nicht unter die Angehörigen 
der geheimen Polizei reiht,) liegt ein dreifaches Beduͤrfniß vor. — 
Einmal find Agenten nothwendig, welche ihre ganze Thätigfeit zur 
Verfügung ftellen, und nun unerkannt, vielleicht in verſchiedenen 
Geftaltungen und. Verkfeivungen verwendet werben zur Beobachtung 
fende aus allen Mafien ber Geſellſchaft während ber franzöfifchen Schredenszeit 
burch bie Anzeigen bei den Revolutionsausſchüſſen jeber Gemeinde gebracht wurde. 
Das, was in Paris felbft geſchah, ift weber die Hauptfache, noch das Schlimmſte. 
Man fehe . 8. Du Chatellier, Prisons et detenus de l’an II de la 


Republique — — sur la vive droite de la Loire, in ben S6ances et travaux 
de l’Acad. des scienc. mor. et pol., 1865, ®b. 74, ©.. 297 fg. unb 855 fg. 
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ber ihnen bezeichneten Perfonen und Plane. Sie zerfallen wieder 
zweckmäßig in etwas höher Stehenbe, welchen die Leitung einer be 
fondern Ausforfchung anvertraut werben fann und denen auch hie 
zu einige untergeordnete Werkzeuge beigegeben find; und in dieſe 
Letzteren. Der Natur der Eache nach kann dieſe Art unter den 
höheren Klafjen der Gefellichaft nur in feltenen und vorübergehenden 
Gelegenheiten gebraucht werden, weil fte hier zu leicht Verdacht er- 
weden und ſich verratben würde; dagegen ift fie namentlich gegen 
Diebe u. |. w. mit großem Vortheile zu benüben ?%. Zu ihrer 
Sicherheit gegen Verhaftungen, 3. B. wenn fie. in Geſellſchaft von 
Verbrechern betroffen werben, ift ihnen ein Erkennungszeichen zuzu⸗ 
ſtellen, das fie aber natürlich, un nicht unnöthig erkannt zu werben, 
nur mit Vorſicht und in Nothfällen gebrauchen bürfen. — Eine 
zweite Klaffe begreift Solche, welche fich bei einer anbermeitigen 
Beichäftigung und Stellung in der bürgerlichen Geſellſchaft zur 
Ertheilung von Nachrichten verpflichten, welche fie im täglichen 
Leben oder bei Gejchäften erhalten mögen. Dieje bekommen von 
ber Polizei höchitend Anweifungen, auf wen und was fte Haupt: 
fächlich achten follen, allein eine förmliche Verwendung findet nicht ftatt. 
- Eie lönnen au3 allen Klaffen der Geſellſchaft genommen fein, bei einer 
geheimen politiichen Polizei müfjen fie ſogar bis in die höhern Schic: 
ten hinein reihen. Namentlich find bier auch Weiber brauchbar, 
ba fie keineswegs minder gewandt und fchlau find, überdieß ſich 
politifche Geheimniffe im Geſpräche mit ihnen leichter verrathen, 
als gegenüber von Männern. Die Bezahlung dieſer Klaffe kann 


10) Man fehe hierüber namentlich Vidocq's Memoiren und Falken⸗ 
berg, Ueber Räuber und Diche, Bd. II, ©. 17 fg. — Grävell, a. a. DO, 
©. 11 fg., verlangt, es foll nur biefe erfte Klaffe von Agenten gehalten werben, 
und zwar auch fie nur beſtehen aus „erprobten, zuverläffigen unb in ehrens 
wertben Amte ftehenden Staatäbienern®. Schade nur, daB folde Männer fid 
ſchwerlich zu diefem Geſchäfte hergeben werben, und daß, wenn fie ed je wollten, 
ihr anbermeitiges ehrenwerthes Amt es ihmen nicht erlauben mwürbel Die Bene: 
tianer fuchten durch Zortur und Tod ber Beleibiger ihren geheimen Agenten 
wenigftens Äußerlihe Achtung zu verichaffen, wenn fie erfannt worben fein follten, 
(. Daru, a. a. O., ©. 82, Nr. 21); es wird ihnen jedoch ſchwerlich gelungen 
fein, die innere Stimmung zu änbern. In einem minder befpotifchen Staate 
kann nicht einmal das Erſtere erlangt werben. 
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entweber,, wie bei ber erften, in einem beftimmten Gehalte ober 
auch, und wohl befjer, in der Berwilligung von einzelnen Belohnungen 
je nach der Wichtigkeit und Mahrheit der gemachten Anzeigen bes 
ftehen 1). Zur Ausforfchung von geheimen Verbrechen können mit 
Nuten Mitglieder gewiſſer Gewerbe benützt werden, welche in ber 
Lage find, bei Gelegenheit ihrer Befchäftigungen etwas Verbächtiges 
zu bemerken. Sie berichten jelbftredend nur zufällig und von Zeit zu 
Zeit, und find jeden Falles nur ftüchweife zu bezahlen 1”). — Drit- 
tens endlich giebt es Fälle, in welchen die Verwendung gerade nur 
beftimmter Perjonen zweckmäßig ift, welche aber entweder zu einer 
beſtändigen Dienftleiftung nicht geeignet noch geneigt find, deren 
Gewinnung fomit nur für den befonderh Zweck ftattfindet und mit 
welchen nach Erreichung deſſelben wieder jeve Verbindung abgebro⸗ 
chen wird. Sie können den verfchiedenften Klaffen angehören und 
möglicherweife, je nach der Beichaffenheit der Aufgabe, ganz ehren- 
werthe Menſchen barunter fein. Moͤglicherweiſe ift vielleicht nicht 
einmal von Belohnung die Nede, in andern Fällen freilich vielleicht 
eine ſehr beveutende erforderlich. 

2) Bei der Annahme eined Agenten, gleichviel aus welcher 
Klaſſe, ift viele Vorficht nöthig, und zwar in mehr als einer Be⸗ 
ztehung. — Bor Allem ift die wahricheinliche Zuverläfiigkeit ins 
Auge zu faſſen. Allerdingd hat man es, nicht nennenswerthe unb 
dann leicht einzujehende Ausnahmen abgerechnet, der Natur ber 
Sache nach hier nur mit ſittlich anbrüchigen Menfchen zu thun, 
und es bleibt dieß unter allen Unftänden der wundeſte Fleck ber 


9 Dieſes Letztere war unbedingt Grundſatz der venetianiſchen Staatsinqui⸗ 
ſition. S. Daru, a. a. O., ©. 49, Nr. 6. 

12) Außer Siafern, Sumpenfammler, Lohnbedienten u. ſ. w. hatte (ober 
bat) bie frangbfifche geheime Volizei auch öffentliche Dirnen unter biefer lebten 
Klafje ihrer Agenten, und es war ihnen zur Verpflichtung gemacht, alsbald An- 
zeige zu machen, wenn fie etwas Verbächtiges bei einem ihrer Beſucher entdedten. 
©. Vidocq's Memoiren, Bd. IH, S. 87. Daß dieß in mandhen Yälleı dien⸗ 
fi fein mag, ift wohl zu glauben; allein theils kann eine Menierung, welche 
ihre Schuldigkeit in fittenpoligeilicher Beziehung erfänt, fih folcher Weiber nicht 
bedienen, indem fie ja bad Gewerba berfelben eben dadurch anerkennen würde; 
theils fallen ſie Überhaupt in bie Klaſſe derjenigen Pegponen, beren fittliche Vers 
worfenheit fie zu einer Verwendung für bie Regierung ungeeignet mat. 
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ganzen Sache; dennoch tft immerhin noch ein Unterfchied. Es giebt 
Menfchen, welche zwar in ihrer Stttlichkeit, und wohl immer auch in 
ihren wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſen, jo verfommen find, baß fie fi 
auch zu unehrenhaftem Gelderwerbe bereit finden laffen, welche aber 
doch noch ſo viel Verftand haben, um einen übernommenen Dienft 
gut und getreu zu verwalten, wäre es auch nur aus Eitelkeit und 
um fid, denfelben zu erhalten. Andere dagegen finb jo ganz ver: 
junfen, daß man von ihnen auch in dem fraglichen Verhältnifie 
nur Schlechtes erwarten kann; alfo 3. B. Lügen, um ſich eine Wid;: 
tigfeit zu geben ober eine Belohnung zu erſchwindeln, dauere es 
auch nur kurze Zeit, oder Verrath an den zu Weberwachenben, ober 
endlich gar eine Benützung ber ihnen gegebenen Stellung und Ge 
Iegenheit zur leichtern Begehung eigener Verbrechen und zum Schutze 
von Genoffen. Hier tft alfo möglichft genaue Kenntniß der Ber: 
jönlichkeit und bed vorangegangenen Lebens und richtige pſycho⸗ 
logiſche Würdigung zur Auswahl nöthig. Allein daran nicht genug; 
man muß fich auch noch weiter vorjehen. Da in folhen Verhaäͤlt⸗ 
niffen Verfprechen und Eid feine Sicherheit gewähren, jo mag es 
oft dienlich fein, einen Neuangenommenen anfänglich noch durch 
einen älteren jichern Agenten überwachen zu lafjen, oder ihn durch 
eine zweite, ihm unbekannte, Beobachtung derſelben Perfon oder 
Angelegenheit zu controliven. — Weber die intellectuelle Brauchbar- 
keit kann allerding? nur die Erfahrung genügend entfcheiden. Zur 
Erprobung iſt eine anfängliche Beichäftigung mit Kleinerem und 
etwa eine Ueberwachung dabei nothwenbig, ehe cine bleibende An- 
nahme stattfindet. — Schließlich ift aber auch der Auf, freilich mit 
Berücfichtigung von wen und wovon es ſich Bier handelt, ing 
Auge zu faffen. Die Gründe, welche verbieten, Menſchen zu ver 
wenden, die ber Schreden und der Abſcheu ihrer Mitbürger find, 
haben bereit? Erwähnung gefunden; mag nunsaud ein Unterjchiet 
zu machen fein je nach der Art des beabfichtigten Gebrauches und 
ben Kreifen, in welchen Ueberwachung geübt werden fol: jo ftedt 
doch die Ehre des Staates und die Nüdficht auf bie öffentliche 
Meinung cine nicht zu, verlegende Gränze. Möglich, daß ein durch 
graufame ober ehrlofe Verbrechen und eine denſelben entiprechenbe 


493 
6 
Strafe Gebrandmarkter nützliche Dienfte gegen feines Gleichen 
leiften könnte; der Preis feiner Verwendung ift zu hoch. 

3) Die geheime Polizei ift kein Selbſtzweck, fondern nur ein 
Mittel um felbitftändige Staatsaufgaben zu erreichen. Zunächſt und 
in eriter Reihe, um drohende Nechtöverleßungen zu verhüten, falls 
dieß in anderer Weiſe nicht zu erreichen iſt; ſodann nöthigen Falles 
zur Entdeckung bereit begangener Verbrechen und zur Beifchaffung 
von Beweifen zur Meberführung der Schulbigen; endlich vielleicht 
zuweilen zur Sicherjtellung des Staates in feinen auswärtigen Be⸗ 
ziehungen. Sie hat aljo niemald auf eigene Hand eine Thätigfeit 
zu entwideln, fonbern immer einen beftimmten Auftrag zu erwarten. 
Sowohl zur Erhaltung der Ordnung im Dienfte als zu befferer 
Bewahrung des Geheimnifjes, endlich zur Beſchränkung des bedenk⸗ 
lichen Elemente? auf den möglicht engen Kreis ift es räthlich, daß 
bie Anweiſung an die außführenden Agenten immer nur durch bie 
regelmäßig vorgejegten Behörben erfolge, an welche dann andere 
Staatzftellen ihre Verlangen zu ftellen haben. — Falls bei Ge: 
fegenheit einer zu andern Zwecken angeordneten Erforfhung eine 
weitere die Sicherheit oder dad Wohl des Staates fo wie Einzelner 
betreffende Thatjache aufgefunden werben jollte, oder wenn eine 
freiwillige Anzeige gemacht wird, ift immer erft ber vorgefeßten 
Behörde Anzeige zu machen und deren weitere Beitimmung abzu- 
warten. 

4) Sowohl bei der Leitung des Ganzen, als im einzelnen &es 
ſchaͤftsbetriebe iſt vorzugsweiſe auf Geheimhaltung ſowohl ver Thätig- 
feit im Ganzen als der einzeln verwendeten Perſonen und Maaßregelu 
Bebacht zu nehmen. Daher ift fowohl die Organifation als ber 
tägliche Dienft vollftändig getremmt von allen andern Zweigen ber 
Verwaltung zu halten. Die Leitung des Ganzen muß einem eigenen 
Beamten anvertraut* fein, dem übrigend noch ein vorweißbares 
Nebengefchäft angewiefen fein mag, damit nicht alle mit ihm Ver: 
fehrenden alsbald ein nothwenbiger Verbacht trifft. Bei großer Aus⸗ 
dehnung der geheimen Polizei werben mehrere Unter- Beamte mit 
Zuweiſung eigener Abteilungen nöthig fein; in großen Staaten 
vielleicht Provinzial= Stellen zur Vermeidung von Zeitverluft: Ob 
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den untergeordneten Behörden für Präventivjuftiz, bleibend oder 
vorübergehend, geheinie Agenten zuzutheilen find, haͤngt von ben 
örtlichen und zeitlichen Verhältniffen ab. Strenge Bewahrung des 
Amtsgeheimnifſes von Seiten aller bei der Eache irgend betheiligten 
Beamten verjtcht fi von felbjt; namentlich denn auch daß dem 
untergeorbnneten Kanzleiperjonale, den Diener u. |. w. die Namen 
und Perfonen der einzelnen Agenten möglichft verjchwiegen werben. 
Mit Manchen derfelben, namentlid” ans der zweiten der oben 
(S. 490) genannten Maffen, kann eine regelmäßige mündliche 
Verbindung ohnedem nicht jtattfinden, damit fein Verdacht ent: 
ftehe 1%). Uebrigens ift Geheimhaltung aud ben Berfrauten ſelbſt 
aufzulegen und es muß ber geheime Agent, welcher ſein Verhaͤlmiß 
unnöthigermeife offenbart, alsbald entlaffen werden, weil er ji 
baburch unbrauchbar macht. So weit möglich find jie einander ſelbſt 
nicht befannt zu machen, und ohne aegenfeitige Kenntniß von ein 
ander zu verwenden 1%). — Auch dad Rechnungsweſen muß fo ein- 
gerichtet fein, dag dadurch das Geheimniß nicht verrathen wirt; 
freilich wird dieß nicht ohne Beeinträchtigung einer fichern Nach⸗ 
weifung ver wirklich gemachten Verwendungen gejchehen Können. 
5) Es darf nur Eine geheime Polizet im Etaate beftehen, unt 
alfo nicht etwa neben der won ber Rechts-Polizei-Behoͤrde geleiteten 
auch noch eine militärifche oder eine von dem Kabinete des Negenten 
felbft ausgehende; nocd weniger eine nur zur Ueberwachung ber 
regelmäßigen geheimen Polizei bejtimmte zweite. Abgeſehen von ber 
Bervielfältigung der fänmtlichen Mipftände der ganzen Einrichtung, 
bat eine folche Superfötation auch noch den großen Nachtheil, daß 
die Unternehmungen der einen Polizei durch die der andern Leicht 
burchfreuzt werden, indem der zu Beobadhtende durch dieſe verfchie 
denen unzufammenhängenden Bemühungen um jene Perfon und 


13) Mancher nüpliche Wink über den inneren Geſchäftsbetrieb |. bei Zimmer: 
mann, a. a. O., 8b. III, ©. 1310 und 1318. 

14) Diefe Regel wurde von ben Staatsinquifitoren immer beobachtet. So 
hatte 3. B. jeder fremde Gefandte vier einander unbefannte Aufpaſſer; nach Mai: 
land wurben zur Beobachtung des Gouverneurs mehrere einander unbekannte 
Spione geſchickt; jeder Verdächtige hatte überhaupt zwei Beobachter. Siehe bie 
Statuten bi Daru, a. a. O. 
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feine Geheimnifje aufmerffam gemacht wird 2%). Eine Eontrole ber 
einzelnen Agenten ift nöthig, (ſ. oben, Nr. 2;) allein eine Controle 
der ganzen Anftalt durch eine andere ift nur ſich jelbft im Wege. 

Die vorftehenden Erörterungen machen nun, wie zu hoffen 
fteht, die Beantwortung der frage möglih: ob, unter der Voraus⸗ 
ſetzung einer Seits einer Fernehaltung der bloßen Mißbräuche, und 
anderer Seits einer wenigftenz verhältnigmäßig untabelhaften Organi- 
jation, die Errichtung einer geheimen Polizei räthlich und erlaubt 
it? Die Antwort aber ift ohne Zweifel, troß mancher unverkenn⸗ 
barer Vortheile der Einrichtung, eine verneinende; mit einziger Aus⸗ 
nahme beftimmter Nothfälle. Wie immer man fi) nämlich negativ 
und pofitiv mit einer leiblichen Ordnung der Anftalt abmühen mag, 
immer bleibt das bloße Vorhandenſein derſelben und ſelbſt ſchon 
ber bloße Glaube an ihr Beftchen ein große? Uebel, und fchmwere 
einzelne Mißſtände laſſen jich auch bei dem beiten Willen nicht bes 
feitigen, weil fie im Weſen der Sache Tiegen. Nur aljo, wie dieß 
bereit? Eingangs angedeutet wurde, wo cine große Anzahl an einem 
Orte zufammengebrängter gefährlicher Verbrecher fich nicht anders 
wirkſam überwachen läßt, oder in einem politiſch tief durchwühlten 
Lande, in welchem verzweifelte Umfturzverjuche im Gcheimen vor: 
bereitet werden, ift die Nothwendigkeit einer Hilfe jo groß, daß bie 
Bebenfen bier in den Hintergrund treten müſſen. Dann ift eine 
geheime Polizei dad Kleinere Uebel. Nur ift dabei noch die Bemer- 
fung zu machen, daß cine lebhafte Betheiligung eines Volkes an ben 
Staatlichen Angelegenheiten, felbft wenn ein leidenjchaftlicher Parthei- 
fampf geführt wird, noch keineswegs an fih ein Grund zu einer 
geheimen Unternehmung von Menjchen und Zuftänden abgiebt, im 
Gegentheil ein offenes Treiben eine ſolche ganz überflüſſig macht; 
ſondern daß die Vorausſetzung Unterdrücung des einen Theile und 
verbitterter heimlich zu haltender Groll if. Für fene Zuftände find 
andere offene Maaßregeln ander Stelle. 





15) Vefländige Klagen über die Nachtheile der vielen verſchiedenen geheimen 
Bolizeien f. in dem Livre noir. Gben fo fol Napoleon’8 Contre-Police ihrem 
Zwecke ſelbſt nur gejchabet haben. 


—— — — — 
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Zweites Kapitel. 
Biere Bollziehungs- Mittel. 


8. 48. 
1) Gattungen derfelben. 

Unzweifelhaft trägt eine gute Organifation und Wahl der Be 
hoͤrden und vollziehenden Organe viel bei zu Erreichung ber Zwecke 
ber Präventiojuftiz; und dieß zwar um fo mehr, als hier fo viel 
auf richtige Einficht, Gewanbtheit und Entfchloffenheit ankommt. 
Aber auch die richtige Wahl der zur Durchführung der Aufgaben 
anzuwendenden ſachlichen Mittel ift von großer Wichtigkeit. 
Es genügt nicht, wenn eine beabfichtigte Verhütung von Rechts: 
verlegungen dem Gegenftande nach gerechtfertigt ift; auch jede ein- 
zelne Vollziehungs-Maaßregel muß in den eben genannten Bezichun: 
gen tabellos fein, und zwar fowohl in Beziehung auf ihre rechtliche 
Zuläffigkeit als Hinfichtlih ihrer Zweckmäßigkeit. Läßt man fid 
durch die Rüdficht auf den anfcheinenden Nuten zu Abweichungen 
von den Vorfchriften des Rechtes verleiten, jo ift ein folcher Miß— 
griff gerade hier, wo es fi) von Verhütung von Unrecht Hanbelt, 
doppelt mißlich und fchreiend. Iſt aber ein Mittel unzweckmäßig 
gewählt, jo wird es entweder dem Hereinbrechen bed Uebels gar 
nicht fteuern, oder wenigftend deſſen Abwendung mit unverhältniß— 
mäßigen Opfern erkaufen laffen. Und doch beweist die Erfahrung, 
daß biefe Regeln nur alzuhäufig aus den Augen verloren werden. 
Oft wird eine an ſich nügliche, ja nothwendige Negierungsmank- 
vegel verhaßt oder verächtlich durch die unrichtige Wahl eines Aus: 
führunggmittel2. 

Allerdings ergiebt fich in einer bedeutenden Zahl von Fällen 
dad einzuhaltende Verfahren aus der Sache jelbit, jo daß Leine 
Wahl freifteht und Feine weitere Belchrung nöthig ift. Eine andere 
Reihe von Maaßregeln ift fo enge mit der Organifation der Behörden 
und ber vollzichenden Organe verbunden, daß die in ihrem Betreffe 
einzuhaltenden Grundjäge nicht wohl von den perfönlichen Fragen 
getrennt werben könnten. Allein keineswegs immer find Zweck 
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und Mittel, Berfon und Handlungsweiſe fo untrennbar verbunden, 
daß nicht die Aufitellung felbftftändiger Grundfäge möglich und an 
der Stelle ift. 

Um nun aber diefe Aufgabe mit Beftimmtheit und Sicherheit 
löfen zu können, ijt vor Allem eine Unterſcheidung der verſchiedenen 
möglichen prophylactiſchen Mittel und deren Zufammenfaffung unter 
gemeinjchaftliche Geficht3puncte nothwenbig. 

Hier findet fih denn, daß in erjterer Beziehung bie der Präs 
ventivjuftiz zuftehenden Mittel in zwei weſentlich verfchiedene Gats 
tungen zerfallen. — Die erſte begreift diejenigen Anftalten, welche 
feinen unmittelbaren Eingriff in den freien Willen der Bürger ent 
halten, indem fie nur in einer Bereithaltung von Mitteln beftehen, 
welche je nach Beſchaffenheit ber Umftände angewendet werben koͤnnen 
oder nicht. Die Wirkung derfelden auf den Einzelnen ift alfo nur 
eine mögliche, und zwar eine pfychologifche, indem fchon das Bewußt⸗ 
fein de Vorhandenſeins einer gegen eine beftimmte Art von Rechts⸗ 
verlegung beſtimmten Vorkehrung einen richtig Berechnenden veranlaßt, 
feinen ungejeglihen Willen in Schranten zu halten und felbft fchon 
einen Verſuch zu unterlaffen, welcher vorausfichtfich nicht gelingen 
würde. Für den Staat-aber haben fie ben doppelten Werth, daß 
er für den Nothfall wirklich gerüftet ift, und daß er fich gerüftet 
weiß, aljo ficherer in feinem Begehren nach NRechtzachtung auftritt. 
Ihre Zahl ift nicht ſehr bebeutend; übrigend mögen fie jowohl zur 
Abhaltung einzelner bejtimmter Verbächtiger als zur Bewahrung 
gegen bie Unternehmungen ganzer Maſſen angewendet werden. Dan 
bezeichnet fie wohl pafjend ala mittelbare Maaßregeln 9. — 
Die zweite Gattung umfaßt alle diejenigen Mittel, welche bem 
Bürger die Vollziehung gemiffer Handlungen unmittelbar uns 
möglich machen follen. Sie zerfallen wieder in zwei Arten. Die 


1) Hierber gehören zum Beifpiele: die Organifation und beftändige Verwend⸗ 
barkeit einer tüchtigen bewaffneten Macht; die gefepliche Erlaubnif zur Verhängung 
des Belagerungsruftandes oder der Einlegung von Erecutionsmannfchaft; bie Bes 
ftellung von Tag: und Nachtwachen; die Anordnung von regelmäßigen ober außer: 
ordentlichen Streifen; die Befugniß zur Einfihtnahme von bem Gebahren einer 
Actiengefellfchaft oder bem Verlaufe einer Verfammlung. 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 82 


498 


eine begreift jene Anftalten und Vorkehrungen, welche nicht einen 
herausgehobenen Einzelnen, fondern die ganze Waffe der möglicher 
weiſe Webelgefinnten zur Achtung des Gefeßed nöthigen. Balı 
“ werben fie nur vorgelehrt, wenn eine beftimmte Verletzung brokt; 
bald find fie als ftehende Einrichtungen gegen oft wiederkehrende 
Störungen vorhanden ?). Die zweite Art enthält diejenigen Mittel, 
welche gegen ein einzelnes beſtimmtes Individuum vorgefehrt werben, 
von welchem man fich mehr ober weniger einer bejondern Neigung 
zu einer Rechtsverletzung verfieht. Sie find weſentlich auf den ein 
zelnen Tall berechnet ®). Man mag bie erfte Art collective, 
die zweite aber perſoͤnliche unmittelbare Maaßregeln nennen, 
beide aber in ihrem Verhältniffe zu ben Mechten ber Bürger jo 
bezeichnen, daß die collectiven Mittel auf der einen Seite zwar weit 
mehrere Individuen und namentlich auch ſolche beichränten, gegen 
welche nur ein geringerer beftimmter Verdacht vorliegt, auf der 
andern Seite aber nicht nur häufig weniger tief eingreifen, fonbern 
auch durch negatived Benehmen ganz zu vermeiden ſiud; während 
bie perjönlichen Maaßregeln theild von ben durch fie Betroffenen 
nicht umgangen, theil® nur gegen die einem beſondern Verdachte 
Unterliegenden angewenbet werben können. Jene find extenfin, 
diefe intenfiv wirkfamer unb fühlbarer. 

Bon geringerer Wichtigkeit, jedoch nicht ganz bedeutungslos if 
es, daß unter den Vorbeugungs: Maapregeln und = Einrichtungen 
auch noch in Beziehung auf die Ausdehnung ihrer Anwen 
dungsfähigkeit ein Unterſchied befteht. Ein Theil der Maaß— 
regeln kann ‚nämlich zur Abwehr mehrerer, materiell verfchiedener 
Rechtsſtörungen gleich gut angewendet werben; andere bagegen find 


2) So 3. 8. bie Abſperrung von Straßen bei brobenben XTumulten; bie 
Ausftellung von Wachen; eine allgemeine Entwaffnung; das Verbot der Verfer: 
tigung verbotener Waffen; die Vorfchrift von Legitimationspapieren; die regel: 
mäßige Unterfuchung verbächtiger Häufer; die Vorfchrift von Einfaufs: und Ber- 
kaufsregiſtern bei Tröblern. 

3) Alfo: Verhaftung; Stellung unter befondere Aufficht; Cautionsleiſtung. 
Aber auch Nöthigung zur Rechnungsablegung über anvertraute Gelder, wenn Bier ber 
Verdacht einer beabfichtigten Unterſchlagung nur ein höchſt allgemeiner, fo zu fagen 
nur theoretifher iſt; ferner die Borfehriften Über bie Redaction einer Zeitung u. f. w 
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nur in einem beftimmten Falle brauchbar *). Dieß ift in fo ferne 
von practifcher Bedeutung, als ein in häufigen Fällen anzuwenden⸗ 
des Mittel einer Seit? hinfichtlich des Rechtspunctes doppelt unan- 
taftbar jein muß, damit es nicht oft und in verjchiedenen Lebens⸗ 
freifen verlege und den Staat verhaßt mache; anderer Seits aber 
eine jo brauchbare Maaßregel auch noch dann als zuläjfig erjcheint, 
wenn fie gleich größern Aufwand ober fonftige Opfer erfordert. 
Sodann ift noch. augenfällig, daß wenn ber Staat bei ber beab- 
fichtigten Abwendung eined Rechtsübels die Wahl bat zwiſchen 
zwei Mitteln, von welchen das eine mehr ald Ein Unrecht zu vers 
hindern geeignet ift, das andere dagegen nur für biejen einzigen 
Tall paßt, er fich für das erftere zu entjcheiden hat zur Erfparung 
von Koften und Mühe fo wie zum Behufe der, unter allen Umſtaͤn⸗ 
ben wünſchenswerthen, möglichiten Vereinfachung der Staats⸗ 
majchine. 

Eine nähere Erdrterung bedarf nun wohl die lebtere Ver⸗ 
fchiedenheit nicht, da eine Maaßregel, ob vielfach oder nur in be 
ftimmten Fällen anwendbar, immer ihrem innern Weſen nach richtig 
fein muß. Deſto nöthiger ift es aber, in Beziehung auf bie oben 
bezeichneten Gattungen - und Arten diejenigen Forderungen bed Rechtes 
und ber Zweckmaͤßigkeit sutaulelen, welche nicht unbeachtet gelaflen 
werben bätfen. 


§. 49. 
2) Die mittelbaren Manfregeln, 

In Betreff der mittelbaren Abwehr: Maaßregeln ift es vor 
Allem nothwendig, die Forderung, daß feine Verlegung von Red 
ten ftattfinde, richtig und verftändlich zu ftellen. Da fie nicht in 
einer thatfächlichen Einwirkung auf den Bürger befichen, ſondern 


4) Gegen mehr ald nur Eine beflimmte Rechtsbedrohung Fönnen 3. B. ans 
gewendet werben: Verhaftungen, Eingränzungen, Sicherheitßbeftellungen, bie Vor⸗ 
ſchriften in Betreff der Prefie; ferner als Ginrichtungen die Gensdarmerie, bie ges 
heime Polizei. Selbfirebend nur gegen beftimmte einzelne Gefahren find dagegen 
anmweubbar: die Maaßnahmen gegenüber von den Kirchen, von Vereinen und 
Verfammlungen; die Vorfäriften über Mündelgut und Eigenthum Abwefender; 
die Verfolgungen von Dieben und Landſtreichern. 

82 * 


500 


nur in einer für den Notbfall getroffenen Bereithaltung eines 
eventuell anzuwendenden Beſchränkungsmittels, jo Tann bei ihnen 
von greifbaren einzelnen Verlehungen eines Bürger allerdings nicht 
die Mebe fein. Auch ift zuzugeben, daß dem Staate Tein Unrecht 
vorgeworfen werben fann, wenn etwa Diefer oder Jener in faljcher 
Auffafiung des Zweckes einer ſolchen Maaßregel fich in einer er: 
laubten Thätigfeit bedroht erachtet und in Folge deſſen eine ihm 
zuftehende Handlung auß unbegrünbeter Furcht unterläßt oder fonft 
ſich Schaden zufügt. Einen ſolchen Irrthum kann der Staat nict 
verhindern, noch ift er ſchuldig dafür aufzufommen. Dennoch befteht 
auch bei Maaßredeln diefer Art bie Möglichkeit eines Unrechtes von 
Seiten deflelben, und ift ſomit die Yorberung ber Unterlaffung be 
gründet. Wenn nämlich für eine allgemeine Bereitihaft zur Bekäm⸗ 
pfung von NRechtäftörungen entweder burch das Weſen der Einrid- 
tung felbft oder durch eine ausdrückliche Erklärung des Staates eine 
Anwendbarkeit in Ausſicht geftellt ift, welche audye bei richtiger 
Schlußziehung Eingriffe in die erlaubte NRecht2iphäre der Bürger 
befürchten läßt, und wenn nun in Folge deſſen pofitiver oder nega⸗ 
tiver Nachtheil für die dadurch in Furcht Geſetzten entjtcht: fo liegt 
eine begründete Veranlaffung zu einer Beichwerde vor. Der Staat 
fol den Bürger nicht blos nicht thatfächlich verlegen, ſondern auf 
nicht ungeredjtfertigter Weife bedrohen. Durchaus ungenügend wäre 
die Einwendung, gegen eine Forderung fich deffen zu enthalten: es 
jet Sache des Bebrohten, einzufehen, daß der Staat zu der in Ausſicht 
geftellten Handlungsweife nicht befugt, fomit einen Gehorfam nicht 
ſchuldig, jeden Falles gegen einen wirklich verfuchten Zwang redt- 
liche Verteidigung mit Ausſicht auf Erfolg möglich fei. Theils 
ſteht es dem Staate fchledht an, zunädft einmal Unerlaubtez zu 
thun und dem dadurch Betroffenen zu überlaffen, fich deſſelben erſt 
wieder mit Unluft und Opfern zu erwehren; theils find keineswegs 
alle Bürger erfahren genug im Staatsrechte, um mit Sicherheit 


beurtheilen zu Tönnen, wie weit bie Nechte der Regierung in Auf 


ftellung allgemeiner Vorbeugungsmaaßregeln gehen; theils enbfich 
iſt die Vertheidigung eined Ungehorfamd gegen eine ungeredhtfertigte 
Anmuthung der öffentlichen Gewalt nicht eben immer von fo ficherem 
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Erfolge, daß eine Einfchüchterung durch eine unbefugte Staats⸗ 
einrichtung immer als unverftändig erflärt und deren nachtheilige 
Folge als eine verdiente Strafe einer Feigheit bargeftellt werben 
önnte. Auch ift zu bevenfen, daß gerabe bei den Maaßregeln 
ber Praäventiv-Juſtiz grunbjäglich und bes Erfolges wegen viel 


‚daran liegt, fie nicht felbft ala rechtlich anfechtbar erjcheinen zu 


laſſen. — Hieraus folgt denn, daß ber Staat die rechtliche Ver- 
pflichtung hat, in Betreff der im Allgemeinen bereit gehaltenen, alfo 
nur mittelbar wirkenden prophylactiichen Vorkehrungen beftimmt 
feftzuftelen und Mar außzufprechen: gegen welche Arten von Rechts⸗ 
förungen fie bereit gehalten werben; unter welchen Vorausſetzungen 
eine wirkliche Benügung ftattfinden fol; wer zur Anorbnung einer 
Anwendung zuftändig ift. Der Bürger muß wiffen, in wie welt 
und wodurch er in feiner Rechtöiphäre vom Staate befchränft werben 
kann, damit er fih in dem ihm nad) dem Willen des Geſetzes, 
bebingt oder unbebingt, frei bleibenden Theile ungehindert und mit 
vollem Nuben für fich zu bewegen vermag, und er nicht durch eine, 
wenn auch fchließlich ungegründete aber doch von dem Staate ſelbſt 
veranlaßte, Furcht durch Unterlaffen oder Begehen in Nachtheil 
fomme 9). 

Aus dem Gefihtöpuncte der Zweckmäßigkeit aber find für 
bie mittelbaren Maaßregeln nachftehende Säbe aufzuftellen. 

1) Bor Allem ift zu verlangen, daß das Gefeh der Spar- 
ſamkeit befolgt werde. Hieraus folgt aber Zweierlei. 


1) So muß 3. 3. gefeßlich genau beflimmt fein, gegen welche Arten von 
drohenden NRechtöftörungen bie bewaffnete Macht gebraucht werben barf, und zwar 
wieber jebe Art berfelben — ftehenbes Heer, Bürgerwehr, Verftärfung durch Bürger — 
befonderd. Es muß feflftehen, wer zu ihrer Verwendung befugt if, und in mwel- 
hen Fällen und mit Einhaltung welcher Formen dieß gefchehen Fann. Gleiches 
ift nöthig in Beziehung auf Erflärung des Belagerungsftandes, ber Einlegung 
von Executionsmannſchaft. Durchaus erforberlih ift eine genaue geſetzliche Bes 
fimmung, bei welchen Arten von geiverblichen Unternehmungen und in Beziehung 
auf welche Handlungen ber Behörde eine außerordentliche Einfichtnahme in das 
Bebahren der Gefhäftsführung zufteht, Damit nicht bie Beſorgniß einer Ausdeh⸗ 
nung auf alle und jede Unternehmungen oder auf Beziehungen, welche ſich ber 
Oeffentlichkeit und Controle zwedmäßigerweiſe entziehen, in gar nicht ind Auge 
gefaßten Kreifen jchon von ber Gründung von Beichäften abſchrecken. 
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a) Einmal, daß Teine objectiv ober fubjectiv unverhältnig 
mäßige Vorkehrungen getroffen werden. Theils nämlich find 
folche allgemeine Rüftungen häufig mit bebeutendem Geldaufwante 
verbunden und in fo ferne nur bei ber Gefahr wichtiger Recht 
fiörungen an der Stelle; theilö erregen fie leicht ein großes Auf 
ſehen, welches unter Umftänden fowohl bei dem Auslande zu einer 
nachiheiligen Meinung von ben bieffeitigen Zuftänden, als im In 
lande zu einer Vermehrung der allenfalls vorhandenen Gãhrung 
Veranlaſſung geben kann; theils endlich koͤnnen ſie Denjenigen, 
wider deren vermuthliche Unternehmungen ſie gerichtet ſind, eine 
übergroße Bedeutung in ber Öffentlichen Meinung beilegen, welche 
biefelben itzt erft gefährlich macht. Natürlich finb aber dieſe Rück⸗ 
fihten. von einem Gewichte, fobald dad Mittel nothiwendig und 
tauglich iſt. Und es iſt namentlich fehr abzurathen, nur halbe 
Maaßregeln und unzureichende Rüftungen gegen eine bemeibare 
Gefahr vorzufehren, indem biefe oft weit nachtheiliger find, ala 
wenn gar feine Vorkehrung getroffen würde Der Staat trete 
träftig und mit der ihm gebührenden Eindruck machenden Weber 
legenheit auf, fobald er einen beftimmten Schritt für nöthig fine; 
und er rüfte ſich dazu auch entiprechend. Uber er überlege vorher 
wohl, wo Solches überhaupt erforderlich ift, unb wie weit. Inter: 
fiegen in dem Streite mit dem Unrechte darf er unter feinen Um: 
ſtaͤnden, auch nicht blos vorübergehend, indem er in folchem Falle 
nicht nur den naͤchſten Zweck nicht erreichen, ſondern noch überdieß 
geſetzwidrige Unternehmungen aller Art durch die itzt gegebene Hoff: 
nung ihres Gelingens hervorrufen würde; aber er ſoll auch keine 
unnöthige und jchäbliche Furcht zeigen und Feine überflüfftgen Opfer 
bringen. 

b) Eodann fol Fein überflüffiger Aufwand gemacht 
werden. Die Abwendung von Unrecht ift feine der Gelegenheiten, 
bei weldden der Staat mit Luxus auftreten Tann, falls es überhaupt 
ſolche Gelegenheiten giebt. Doch muß auch hier vor einer Leber: 
treibung gewarnt werden, welche den ganzen Erfolg in Frage ftellen 
konnte. Nicht nur darf der Erfolg einer einmal für nöthig erad- 
teten Vorkehrung nicht durch eine unzulängliche Verwilligung ber 
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Mittel verkrüppelt werden; ſondern «8 wäre überhaupt eine völlig 
falfche Berechnung, wenn ber Gelbwerth der zu ſchützenden echte 
ven alleinigen. Maaßſtab für die aufzuwendenden Schutzkoſten abs 
geben follte. Sehr viele Mechte find überhaupt nicht zu Gelb an⸗ 
zuſchlagen oder Haben wenigftend neben ihrem wirthichaftlichen 
Werthe noch weitere Bedeutungen, z. B. rein menjchliche, ftantliche, 
geſellſchaftliche. Wenn -aljo-ein Recht in einer ber letzteren Bezie⸗ 
hungen von höherer Bebeutung tft, jo erfcheint, bei aller Sparfamteit, 
die Anwendung auch blos mittelbar wirkender Vorkehrungen als 
völlig gerechtfertigt. Auch dann ift jeder quantitative ober qualita⸗ 
tive Meberfluß gewifjenhaft zu vermeiden; allein nimmermehr bag 
richtige Mittel bloß wegen etwaiger Koftfpieligleit zu befeitigen *). 

2) Bon großer Wichtigkeit ift die Rechtzeitigkeit der Ein- 
richtung einer an ſich pafjenden mittelbaren Maaßregel. Natürlich 
muß biefe Forderung an alle® und jedes menjchliche Handeln ges 
ftellt werben; allein von bejonberer Bedeutung ift fie bei folchen 
Schutzmaaßregeln, welche jchon durch ihr bloßes Vorhandenfein und 
auch ohne eine. beftimmte einzelne Anwendung wirkſam fein follen, 
indem fie den vechtäwibrigen Willen burch die Hoffnungslofſigkeit 
eined Erfolges jchon in der Geburt erftisfen. Bon einem bereits 
bejchloffenen oder gar begonmenen Unternehmen zurüdzutreten, ent 
ſchließt fich der Menſch viel ſchwerer, jet es aus Eigenfinn, jet es 
aus faljcher Schaam, ſei es, weil boch ſchon durch bie Vorbereitungen 
eine Strafe verdient ift, ſomit alfo auch der Erfolg verfucht werben 
will. Daher werben zu fpät ind Leben gerufene Mittel der fragli- 
hen Art häufig nichts mehr abwenden, wenn jchon bei ihrem Ein: 
9) Mlerbings giebt e8 Fälle, in welchen e8 erlaubt und räthlich if, etwas 
materiell Ueberflüffiges zu thun; allein eine genauere Unterfuchung wirb immer 
zeigen, baß alsdann neben bem eigentlichen Zwecke ber Rechtspolizei noch eine 
weitere Abſicht zu erreichen ift, auf deren Mechnung das zunächſt unnöthig Scheis 
nenbe zu fegen if. So kann e8 z. B. fehr zu billigen fein, wenn im Falle einer 
drohenden bürgerlihen Unrube, einer Brandfiftung, einer Diebesbande u. |. w. 
außer ber zur Befeitigung biefer Gefahr wirklich erforderlichen Mannſchaft noch 
weitere aufgeboten oder die vorhandene länger im Dienfte behalten wirb, um bie 
geängftigten Bewohner zu beruhigen. Es leuchtet aber ein, daß biefer Ueberſchuß 
an Mitteln zur Erreichung eineß ganz verichiebenen zweiten Zwedes, nämlich eben 
biefer Berubigung, dient. 


504 


treten. daß Unrecht noch nicht völlig vollendet war; nicht ſelten 
werden fie fogar die Vollziehung befchleunigen und gemaltthätiger 
machen. Im beiten alle bebarf es bei einer verfpäteten Organi⸗ 
fation eineß weit größeren Aufwandes von Kraft, um auch it noch 
md fchnell den gewünfchten Eindrud zu machen ®). 

3) Enge mit dem Vorftehenden fteht die Forderung in Verbindung, 
daß eine Maafregel nicht unndthig nerallgemeinert werke 
Abgeſehen von den, oben bereitß eroͤrterten, Rechtsbeziehungen Tom: 
men bier auch triftige Zweckmaͤßigkeitsgründe in Betracht. In biefer 
Hinficht aber Teuchtet ein, daß ein richtiger Unterjchied zwiſchen den⸗ 
jenigen Vorkehrungen gemacht werben muß, welche nur ausnahınz- 
weife zu ergreifen find, und ſolchen, welche einen Theil der regel: 
mäßigen und organifchen Staatzeinrichtungen bilden follen. Das 
Erftere genügt, wenn eine Rechtsſtdͤrung entweder überhaupt mır 
jelten vorkommt, oder wenigſtens einen befondern Grad von Gefähr: 
lichkeit und Bosartigkeit nur ausnahmsweiſe erreicht. Gegen ftehenbe 
Gefahren dagegen muß auch eine bleibende Vorkehrung getroffen 
fein. Nicht felten wird eine zmechnäßige Verbindung verjchiebener 
Zwede die dienlichen Einrichtungen ſowohl wohlfeiler, ala einfacher, 
vielleicht fogar wirkfamer machen. Es fällt dabei namentlich in bie 
Augen, daß ed eine tadelnswerthe Pedanterie wäre, wern bei einem 
wejentlich verjchtedenen Berhalten der Bevoͤlkerung verfchiebener 
Gegenden des Staate eine Gleichförmigfeit durchgeführt werden 
wollte, bei welcher dann nur die Wahl zwiſchen einer örtlichen 
Berjchwendung oder einer theilweiſen Schußlofigkeit bliebe. Auch 
ift noch zu bemerken, daß in den meiften Fällen wenigftens eine 
laute Verkündigung der Ergreifung einer außerorbentlichen mittel: 





3) Ungweifelhaft kann z. B. einem Aufruhre durch bie Bereithaltung eimer 
weit Fleinern bewaffneten Macht ganz vorgebeugt werben, wenn diefelbe vor dem 
Beginne jeglicher Ungefeplichkeit eintrifft, al8 wenn erſt Zufammenrottungen ober 
gar offene Handlungen bes Ungehorfames und ber Verlegung von Perfonen oder 
Dingen abgewartet wurden. Ebenfo die Erſtürmung eines Gefängniffes durch 
rechtzeitige Aufftellung weniger Schildwachen, wo fpäter vielleicht eine ganze Truppe 
nicht mehr binreichte; der Ausbruch einer Wiberfeklichkeit gegen einen umbeliehten 
Beamten durch die Aborbnung eines außerorbentlihen Commiſſärs, während furze 
Zeit darauf nur noch Einfhüchterung durch ein Eretutiond: Commando möglich 
wäre u. |. w. 
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baren Maaßregel ganz an der Stelle ift, damit nicht ver Verhin- 
derungsnutzen berjelben durch Unkenntniß der zunächft Betheiligten 
verloren geht. Nur wo eine geheime Beobachtung zwechnäßig und 
erlaubt ift, muß natürlich auch das Dafein der Maafregel felbft, 
nicht blos der beauffragten Perfonen, möglichft verſchwiegen bleiben. 


3) Die unmittelbaren Manfregeln. 


§. 50. 
a) Collectiv · Manfregeln. 

Sehr unrichtig wäre es, aus der Natur der collectiven 
unmittelbaren Maaßregeln den Echluß zu ziehen, daß ber Staat 
zur Einhaltung ftrenger Grundfähe bei ihnen, wegen ihrer gewöhns 
lichen groͤßern Gelindigkeit, nicht ftrenge verbunden ſei. Abgejehen 
bavon, daß einzelne derſelben hoch tief genug eingreifen, macht bei 
allen die weite Ausdehnung ihrer Wirkungen eine genaue Berück⸗ 
fihtigung der Negeln ſowohl des Rechtes ala der Zweckmäßigkeit 
erforderlich, indem die Gefammt-Summe des Unrechtes und ber 
Nachtheile hier im Falle eines Mißgriffes wenigftend eben jo groß 
fein Tann, als die durch eine Prinzipienverlegung bei einer ver- 
einzelten perjönlichen Maaßregel erzeugte. 

Sm rechtlicher Bezfehung find ed namentlich nachftehende 
Grundjäge, welche bei der Anwendung fämmtlicher ganze Maffen 
treffender Veranftaltungen und Beſchraͤnkungen nicht aus den Augen 
verloren werben dürfen: 

1) Da nicht blos objective fondern auch fubjective Wahr: 
fcheinlichkeit zur Begründung einer vechtsbejchräntenden Maaßregel 
der Präventiv-$uftiz erforderlich tft, (f. oben, $. 3,) und da na⸗ 
türfih die gegen den Einen beftehende fubjective Wahrjcheinlich- 
feit fein Grund zu einer Vermuthung gegen einen Andern ift: fo 
dürfen fich collective Maafregeln nur dann auf eine ganze Maife 
erftreden, wenn wirklich biejelbe in ihrer Geſammtheit verdächtig 
ift; nicht aber, wenn zur Annahme eine® jo verbreiteten un: 
rechtlichen Willen? kein hinreichender Grund befteht. Im letztern 
Falle find die einzelnen: Verdächtigen aufzufuchen und unfchädlich 
zu machen; und ed muß biefe Verfahrensweiſe namentlich auch dann 
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eintreten, wenn die Wiederaufhebung einer anfänglich nothwendig 
gewefenen Collectivmaaßregel, etwa Beleitigung ber Haupigefahr, 
ohne wefentliche Nachtheile möglich geworden iſt. Dabei verſteht 
fich jedoch immer von felbft, daß wegen vereinzelier Ausnahmen 
eine durch den Zuftand ver überwiegenden Mehrheit nöthig gemachte 
Maaßregel nicht unterbleiben darf. Da in foldem Zuſtande ein 
wirkſames Einfchreiten gegen die einzelnen unrechtlich Gefinnten 
unmöglich ift, ſomit nur die Wahl zwifchen ber gänzlichen Unter⸗ 
laffung einer wichtigen Üffentlichen Pflicht und der Beſchränkung 
der geſetzlichen Freiheit einiger Bürger bleibt: jo fann an ber Be 
fugniß des Staates zu letzterem Schritte. nicht gezweifelt werben. 
Es liegt bier einer. ber, eben nicht feltenen, Faͤlle vor, im welchen 
ber Bürger. nicht feiner ſelbſt, ſondern Anderer willen feine Rechte 
beichränfen zu Iaffen hat. Und zwar tft bier bie Sache um fo 
unbebenflicher, als gewöhnli den fragliden Maakregeln von 
Soldyen, welche an ber beabfichtigten Verlegung feinen Antheil 
nehmen wollten, ziemlich außgewichen werben Tann I), Ob etwa 
durch Ausnahmen zu Gunften der nicht Verdächtigen geholfen werben 
Tann, hängt davon ab, ob ſolche mit Sicherheit zu erkennen find, 
und ob nicht die Wirkſamkeit der ganzen Vorkehrung von ihrer 
allgemeinen und Teinem Streite noch fonftigen Weiterungen aus- 
gejegten Durchführung abhängt, was allerbingd Häufig der Fall 
fein wird. Auch mag es jein, daß die Einräumung von Aus 
nahmen eine nachtheilige Erbitterung hervorriefe. 

2) Eine Beichränfung von beftehenden Rechten zum Zwecke 
einer Verhinderung erſt künftiger aljo bloß möglicher Rechtsſtörungen 
ift immer ein Webel und hat jelbjt ven Anfchein von Widerfinn. 
Se weiter daher eine Maaßregel wirkt, befto mehr ift zu überlegen, 
ob eine dadurch veranlaßte Rechtsbeſchränkung auch mit bem Zwecke 
im nöthigen Verhältniſſe fteht. Dieß kann leicht nicht der Fall 


1) Kein Verfländiger hat wohl je bas Recht bed Staates in Zweifel gezogen, 
bei Aufruhr: Berfuchen das Zuſammeuſtehen auf den Straßen, das Verweilen in 
Schenken nad einer beftinnmten Abendſtunde, das Zuhaufebehalten ber Kinder und 
des Gefindes allen Bewohnern einer im Ganzen verbächtigen Gemeinbe, fomit 
auch ben ausnahmsweiſe nicht verwidelten, zu unterfagen. 
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fein, wenn bie zu verhindernde Geſetzesſtoͤrung won geringer tbeeller 
oder materieller Bebentung, ober wenn zur Abwendung einer nur 
felten zu erwartenden Rechtsverletzung eine ftehenbe, jomit fort- 
während beeinträchtigende Beichränfung nothwendig if. Ta nun 
ſelbſtredend bie Pflicht des Staates zu vorbeugendem Rechtsſchutze 
nur auf vernunftgemäße Weiſe erreicht werben darf: fo ergiebt fich 
der Schluß von felbit, daß eine Eollectiv-Maaßregel nur dann an 
gewendet werden Tann, wenn bie nothmendige Vorbeugung nicht auch 
duch Maaßregeln, welche nur gegen "einzelne beſonders Verbächtige 
gerichtet find, wenigſtens leidlich erreichbar tft, und wenn entſchie⸗ 
ben zu Gunften bed zu vertheidigenden Rechtes dem Umfange ober 
dem Werthe nach cin Weberjchuß bleibt über die zum Behufe ber 
Abwendungsmanßregeln zu beeinträchtigenden Rechte. Allerdings 
tft e8 Aufgabe des Staated, das Recht zu ſchützen, und es follen 
ihm auch bedeutende Opfer dazu nicht zu ſchwer fallen, da eine allge: 
meine Sicherftellung des Rechtszuſtandes die Bedingung der meiften 
Lebensgüter iſt; daraus folgt aber nicht, daß größere und zahl- 
reichere Nechte geopfert werden dürfen, um Fleinere unb jeltenere 
zu bewahren. Auch ift zu bedenken, daß bie Verzichtung auf eine 
Collectivmaaßvegel keineswegs die Unterlaffung eines "Vorgehens 
gegen Einzelne in fich begreift. Die gegenfeitige Abwägung des 
Umfanges oder Werthes der Nechte ift freilich nicht immer eine 
leichte Aufgabe; und jeden Falles müfjen immer die eigenthümlichen 
Anftchten eines jeder Volkes und einer jeden Zeit beachtet werben, 
namentlih in Beziehung auf bie ftaatsbürgerlichen Befugniffe, 
welche bald höher, bald niederer geichäßt werden. Im Allgemeinen 
ſteht jedoch wohl feit, daß Eigenthumsrechte niederer anzufchlagen 
find als die übrigen Nechtsiphären, und daß bie Erreichung allge: 
meiner menfchlicher Lebendaufgaben "ver Ausuübung Fünftlicher ſtaats⸗ 
bürgerlicher. Rechte vorgeht ?). 

2) Einer ber bezeichnenbften Züge des englifchen Staatslebens und ber auf: 
fallendften Gegenſätze deſſelben mit denen bes Feſtlandes if die Scheue vor collec: 
tiven Vorbeugungsmaaßregeln. So lange e8 möglich if, und nach unferen Bes 
griffen fogar weit länger, zieht man einer Beichränfung ganzer Klafien ober gar 
ber Sefammipeit ein nur gegen einzelne ganz befonbers Verdächtige gerichtetes 
Einſchreiten vor, ober begnügt ſich mit einer Beftrafung der unverbinbert began: 
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3) Sodann bedarf es nicht erft eines Beweiſes, daß auch bei 
Collectiv⸗Maaßregeln die ungefähr den gleichen Zweck erfüllende 
mildere Maaßregel der tiefer einjchneibenden, die eine geringere An- 
zahl befchränfende einer außgebehnter wirkenden vorzuziehen iſt; auch 
bei der Abwägung der beiberfeitigen Eigenſchaften kann es denn 
natürlich nur auf die Folgen für die Betreffenden, nicht aber auf bie 
größere ober geringere Bequemlichkeit für die Beamten ankommen. 

Aus dem Gefichtäpuncte der Zweckmäßigkeit ift auch bei 
den Collectiv⸗ Maaßregeln, vie kaum der Bemerkung bebarf, volle 
Anwendung der Regeln der Verhältnipmäßigkeit und Sparjamteit, 
der Nechtzeitigfeit und der Vermeidung unnöthiger Verallgemeine 
rung zu fordern. Zu benfelben kommt aber auch noch bie Forderung 
ber Schnelligkeit der Wirkung Wenn von zwei an fid 
möglichen Maaßregeln bie eine die gewünfchte Rechtsſicherung jchnel- 
ler bewerkitelligt, als die andere, fo ift biejelbe aus mehr ala Einem 
Grunde vorzuziehen. Vorerſt wird überhaupt das hebrohte Recht 
früher außer Gefahr gebracht. Sodann ſchneidet eine unerwartet 


genen That, ober verläßt man ſich felbft auf die Wachſamkeit und Thätigkeit Einzelner 
zu ihrem Schube; biefes Alles auch auf bie Gefahr hin, an und für fich wohl er 
reichbaren Rechtsſchutz nicht zu gewähren. Die Folgen biefer Anfchauungsweie 
find denn befanntlich fehr merkbar ſchon im täglichen Leben; in England ift weit 
mehr Ungehinbertheit des perjönlichen Gebahrens, auf bem Feſtlande mehr Sicher: 
beit und Ordnung. Darüber, was vorzuziehen fei, dürfte wohl mehr bie Eigen: 
thümlichkeit der Völker unb beren Gewohnheit, ala eine unbedingt maaßgebende 
Lehre entſcheiden können; bie Sache bat gar ſehr zwei Seiten. Während ber 
Engländer mit Beratung und Abneigung auf bie zahlreihen Schranken ber 
perfönlichen Freiheit hinfieht, wie er fie auf dem Feſtlande trifft, geben mir ihm 
dieß zurück durch Staunen und Zabel über balbbarbarifche Zuſtände und über 
offenbare Nichterfüllung der ftaatlihen Pflichten. Zu bemerken ift indeſſen, ba 
fih doch diefe Gegenfäte allmählig etwas auszugleichen beginnen. In England 
wirb wenigftend von den neu gebildeten Verwaltungsämtern (Handelgamt, Eifen: 
bahnamt, Geſundheitsamt u. |. w.) auch in diefer Beziehung mehr in feftländifcher 
Weife verfahren, und die neue Polizei macht die Durchführung möglicher; auf 
dem Feſtlande ſucht man mehr und mehr die Übertriebene Sorgfalt in Präventiv: 
maaßregeln gegen die ganze Bevölferung zu befchneiden. Während man dort alfo 
fih zu mehr Beſchränkung verfteht, erlangt man bier mehr Freiheit; bort ift ber 
ftabile Theil der Öffentlichen Meinung, bier der ftabile Beamtengeift gegen bie 
Neuerung. Auf beiden Seiten ift freilich dafür geforgt, daß bie Bäume nicht in 
den Himmel wachſen werben. 
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eintretende Staatsmaaßregel jedes weitere Befinnen über einen etwai⸗ 
gen Widerftand oder eine zu verfuchende Ausweichung in der Wurzel 
ab. Ferner macht: e8 immer einen guten, nach allen Seiten bin 
wirkenden, Eindrud von Kraft und Weißheit, wenn ein vom Staate 
angeordnete Verfahren ſchnell zum Ziele führt; es überlommt ben 
Bürger das Gefühl ber Unwiderſtehlichkeit und Weberlegenheit der 
öffentlichen Gewalt. Endlich mag auch bei folder rafcher Wirkung 
bie mehr oder weniger allgemeine, durch den Zweck der Rechtsſiche⸗ 
rung gebotene Beichränfung der Bürger wieder früher aufgehoben 
werden. Dieſe Vortheile find jo bebeutend, daß fie bem fchneller 
wirtenden Mittel den Vorzug auch dann noch verfchaffen, wenn 
dafjelbe in anderen Beziehungen, 3. B. im Koftenpuncte, der größern 
Mühewaltung u. dgl, nicht völlig den Vergleich mit fonftigen mög- 
lichen Vorkehrungen aushalten würde. Nur die Sicherheit des Er: 
folge3 darf nie der Raſchheit aufgeopfert werben. 

Die Zahl der möglichen Collectiv-Maaßregeln ift weit bebcu- 
tender als die der blos mittelbaren. Die wichtigften verjelben find 
aber folgende: Nöthigung zur Anzeige des Zweckes einer gefchloffenen 
Geſellſchaft oder einer größern Verſammlung; Verbot zweckloſen 
Waffentragend; gänzliche Unterfagung gewiffer Arten von Waffen; 
Entwaffnung aufrührerifcher Landestheile oder Volksklaſſen; Tren⸗ 
nung zufammengelaufener Volkshaufen; Schließung der Häufer und 
namentlich der Schenken, Einbehaltung der Hausgenoſſen im Falle 
von Unruhen; Entfernung aller verbächtigen Fremden; Cenſur ber 
Bücher und Theaterſtücke; Beichräntung des Umganges ber Beamten 
mit gewiffen Fremden; Abbrechen des Verkehres mit einem feinblie 
hen Staate; Beobachtung des Briefwechſels in ſolchem Falle; Vor: 
jchriften über Nechnungsweien, Controle und Gewährleiftungen der 
mit Verwaltung von Staatögelvern ’beauftragten Beamten; Verbot 
müßigen Umherziehens; Verbot vereinzelter Wohnung ohne gewerb- 
liche Nothwendigkeit oder vollftändige fittliche Sicherheit; Unterſu⸗ 
hung verbächtiger Häufer; Beſchränkungen des Trödel- und Hauſir⸗ 
handels zur Vermeidung. des Aufkaufes geftohlener Waaren; Verbot 
öffentlichen Gebrauches von PartheisZeichen; Berbot von Werberei; 
Unterfudung von Auswanderungs⸗Planen; Unterfuchung von Irren⸗ 
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häufern und Bordellen; gejeßlich nothwendige Nieberlegung wichti⸗ 
ger Urkunden in öffentlichen Archiven ober Büchern; Anwendung 
von Zeugen unb Protocollen bei deren Abfafjung bei Strafe ber 
Nichtigkeit; Unterfuhung gewifjer Arten von Verträgen und As 
orbnungen über Eigenthumßverhältniffe; Bewahrung des Bermögend 
Abweſender, Kranker, Meinderjähriger und der Weiber. 

Eine Erörterung über die Handhabung der einzelnen biefer 
Maaßregeln kann bier füglich umgangen werben, ba biejelben je 
gegen eine bejtimmte Störung anwendbar find und ſomit das Er: 
forderlihe bei den Grundfägen über ben Schuß ber betreffenden 
Rechte bereitö bemerkt ift. 


b) Die unmittelbaren perſoͤnlichen Manfregeln. 


§. 51. 
e) Allgemeines. 

Daß die unmittelbaren perjdnlichen Maaßregeln des Rechts- 
ſchutzes nur gegen einzelne Individuen gerichtet find, befreit natür⸗ 
ih den Staat nicht von ber Feithaltung der Grundfäße ſowohl des 
Rechtes als der Zweckmäßigkeit. Im Gegentbeile find bier, da bie 
allgemeine Aufgabe am leichteften in Widerſpruch mit beftimmten 
Forderungen ded Einzelnen fommt, ungerechtfertigte Verlegungen 
um jo mehr zu vermeiden; auch ift die Zweckmäßigkeit in dem 
engeren Kreife und in der befonderen Anwendung theild nothwen⸗ 
diger theild ohne Schwierigkeit zu ermeſſen. Ein Mißgriff ift 
bier um jo unverantwortlicher, weil weber die Größe einer Aufgabe 
über die zu ihrer Bewältigung wirklich erforderlichen Mittel oder 
dad ruhige Urtheil über den Grab ber Gefahr täufchen Tann, nod 
Unbekanntſchaft mit den zu behandelnden Perfönlichkeiten ein Ber: 
greifen in Art und Stärke bed Mittels entjchulbigt. 
| Was nun aber die vom Standpuncte des Rechtes zu beach— 

tenden Grunbjäge betrifft, fo enthalten nothwendig die fämmtlichen 
bier in Frage ftehenden Staatsmaaßregeln entjchiedene Befchräns 
Eungen des freien Willen? Einzelner; und wenn fchon biefelben 
allerdings ihrem Weſen nach keineswegs ein Unrecht find, (indem 
fie nur bie Verhinderung eines unrechtlihen Willens enthalten 
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jollen), fo laſſen ſich doch ſelbſt eigentliche Rechtseingriffe nicht 
immer vermeiden. Diefe dürfen dann aber offenbar nur, wenn fein 
anbered Mittel ausreicht und fie an ſich nach Zwed und nad Um: 
fang völlig gerechtfertigt find, vorkommen, Es find deßhalb bie 
ſaͤmmtlichen biäher entwickelten Grunbfäge über das rechtliche Ver: 
Halten bei Sicherunggmaaßregeln zu beachten, namentlich aber bie 
Regeln über die ‚fubjective Wahrfcheinlichkeit einer beabfichtigten 
Rechtskränkung, über das richtige, objective und fubjective, Berhält- 
niß der Mittel zu den zu erreichenden Zwecken, enblich über bie 
Erlaubniß des Staates, unter gewiffen Bedingungen, allein auch 
nur unter diefen, Rechte der Drohenden und felbft Dritter zu be- 
ſchränken, beftändig im Auge zu behalten. Wit je ‚geringeren 
Störungen beſtehender Einzelnvechte bie Präventiv-Juſtiz von der 
Begehung beabfichtigter Verletzungen abzuhalten vermag, deſto lobens⸗ 
werther erreicht fie ihren Zweck. ine pſychologiſch richtige, weder 
jeder Heuchelet und Borjpiegelung Glauben ſchenkende, noch aber 
auch alle Menſchen auf derfelden Stufe fittlicher und rechtlicher 
Verdorbenheit annehmende Beurtheilung der einzelnen Perſoͤnlichkeit 
fann ſehr viel unndthiges, und ſomit ungerechte, Uebel eriparen. 
Je genauer alfo die Behoͤrden der vorbeugenden Nechtöpflege ihre 
Untergebenen kennen, befto richtiger vermögen fie allerbingd einer 
Seits die Nothwendigkeit eines Einfchreitens gegen beitimmte Per⸗ 
fonen zu beurtheilen, deſto. wirkſamer aber auch bei möglichit gerin- 
ger Rechtsbeſchränkung zu handeln; und nie bürfen fie vergeffen, 
daß — ganz nach Analogie eine? ‚vernünftigen Strafverfahrend — 
der härtere Zwangsgrad nur ba angewendet werben barf, wo ber 
mildere erfahrungsgemäß nicht ausgereicht hat ober nach menfchlicher 
Berechnung nicht ausreichen würde ?). 


1) Ans diefem, wie freifih noch aus manchen unbern, Grunde taugt ber 
häufige Wechfel der Beamten ber Präventiv⸗-Juſtiz nit. Ein erft kürzlich auf 
feine itzige Stelle gekommener Beamter, welcher die Perjönlicgkeiten unb die thats 
ſAchlichen Verhäftniffe noch nicht kennt, und fomit die gegen die Wahrfcheinlichkeit 
bes Bollzuges einer anſcheinend drohenden Rechtsverletzung fprechenben fubjectiven 
Gründe nicht aufzufinden unb zu würbigen weiß, muß nothwenbig in Zweifela⸗ 
fällen firengere Maaßregeln ergreifen, weil er auch gegen eine größere Gefahr 


_  gerüftet zu fein ſuchen wird. 
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Eigenthümliche allgemeine Vorjchriften zur zweckmäßigen 
Anwendung der perfönlichen Verhinderungsmittel Tiegen wohl nicht 
vor. Außer der Beachtung der bisher ſchon erörterten Forderungen 
ber Verhältnißmäßigkeit u. |. w., ferner der, auch in biefer Bezie⸗ 
bung zu beachtenden, Negel der forgfältigen Berückſichtigung ber 
einzelnen Perjönlichkeit, handelt es fich bei dieſer Gattung von 
Maaßregelu hauptſächlich von der richtigen Behandlung jeder einzel: 
nen Vorkehrung, welche materiell mit anderen nicht gemeinschaftlich 
bat, für die jomit auch Feine gemeinfchaftlichen Verhaltungsregeln 
zu geben find. 

Die fänmtlichen hier in Betrachtung kommenden Maaßregeln 
find allerding® ſchon früher bei der Erörterung der verfchiedenen 
rechtöpolizeilichen Anftalten gelegentlich ald bie anzuwendenden Mittel 
im Einzelnen zur Sprache gekommen; allein eben nur in Beziehung 
auf den einzelnen Fall. Allein da fie in ihrer Mehrzahl mit glei⸗ 
her Wirkjamfeit zur Verhinderung von mehr als Einer Gattung 
von Rechtsverletzungen angewendet werden Können, (indem die phufl: 
ſche Willensbeſchränkung einer bejtimmten Perfon zu verfchiedenen 
Zwecken benugbar ift): jo war eine Unterfuhung ber allgemeinen 
Bedingungen ihrer Anwendung, welche dort nicht an ber Stelle ge: 
weſen wäre, noch nachzuholen. 


P) Die einzelnen Maafregeln. 


$. 52. 
aa) Giderheitöleiftung. 

Ohne Zweifel ein fehr gelindes Mittel, ein beftimmtes Indivi⸗ 
buum von einer wahrjcheinlich beabſichtigten Rechtsſtörung abzu- 
halten, ift die Abverlangung eines Verſprechens, die in Frage 
ftehende ungejegliche Handlung unterlafien zu wollen, verbunden 
mit ber Forderung, für bie jichere Haltung dieſes Verſprechens eine 
genügende Sicherheit zu leiften; allerdings ift biefe Maaßregel 
keineswegs immer anwenbbar gegenüber won jeder Perfönlichfeit und 
bei jeder Art von Nechtöverlegung. Allein wo fie, bei gehöriger 
Prüfung ber Verhältniffe, als zuläffig erfcheint, empfiehlt fie ſich 
ganz befonderd, theil® wegen ber leichten Handhabung von Seiten 
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3 Staates, theild wegen der möglichjt geringen Beichränfung bes 
burch Betroffenen, theild endlich, weil bie Anwendbarkeit an fich 
nem rechtlichen Anftande unterliegt ?). 

Die Paplichkeit für den Staat bedarf feines Beweifed. Alles, 
18 er in einem folchen Falle zu thun hat, befteht in ber Entgegen: 
ihme einer Erklärung; vielleicht, aber keineswegs immer, in ber 
erwahrung einer Geldſumme oder eines Schuldſcheines; endlich in 
r Ueberwachung ber Handlungsweiſe des Berpflichteten in Betreff 
r von ihm zugefagten Unterlaffung. - 

Eben fo einleuchtend ift die Milde ber Maaßregel für den zu⸗ 
ichſt Betheiligten. Zunächſt iſt es ſchon wohlthuend für ihn, daß 
doch, trotz des auf ihn gefallenen Verdachtes der Beabſichtigung 
nes Unrechtes, als ein ſittliches und verſtändiges Weſen behandelt 
ird. Sodann wird thatfächlich in feine Berfönlichkeit gar nicht ein- 
griffen. Er bleibt m allen feinen VBerhältniffen und Vornahmen 
Utommen frei, mit Ausnahme der Unterlafjung einer einzigen Hanb- 
ng, welche er ohnedem ſchon ſchuldig war. nicht zu begehen und 
ven Volldringung ihm Strafe gebracht hätte. Es wird nur auf 
inen Willen gewirkt, und zwar nur, wie gejagt, in einer ohnebem 
8 Pflicht feftftehenden Richtung. Und was endlich die als Ver- 
ärkung des Willend auferlegten Bedingungen betrifft, jo find auch 


1) Sicherheitäbeftellungen als Präventiomaaßregeln finden in Deutichland, 
ad überhaupt auf dem Yeftlande, nur wenige Anwendung; wohl fehr mit Un: 
cht. Auch wenn die Gefeßgebung ber Maaßregel nicht befonbers gedenken follte, 
kann ihre Anwendung doch feinem rechtlichen Anſtande unterliegen; in jedem 
alle gefchieht fie ja mit freier Zuſtimmung des Betheiligten, welcher ſich ber 
eftellung weigern und anberweitigen Verfahren unterftellen kann. In England 
t dagegen die Beftellung von Sicherheit — immer in der Form von Gaution 
nd von Bürgen — auch ald prophylactifhe Maafregel vollfommen eingeführt, 
nd zwar in doppelter Anwendung, als surety of the peace, bei einer beftimmten 
Tage eine Bebrohten, und als surety for the good behaviour, bei allgemeineren 
eforgnißgründen "und von Amts wegen. (Nicht zu verwechſeln mit bail beim 
Strafverfahren.) Vgl. Gneiſt, Geſchichte der e. Eommunalverfafl., 2te Aufl., 
d. II, ©. 571 fg.; Burn, Justice of the peace, ed. 29th, Wh. V, Seite 
202 fg. Die wohl den englifhen Gewohnheiten zumeilen zum Borwurfe ge: 
sachte allzuleichte Annahme von Caution anſtatt der Ergreifung ſchärferer Maaß⸗ 
egeln ift immerhin ber gänzlichen Unterlaffung biefeß mildern und doch wirt: 
amen Verfahrens vorzuziehen. 

v. Mohl, Rechts: Polizei. 3. Auflage. 88 
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dieſe fo leicht, ald es unter den gegebenen Verhäftnifien irgend mög- 
(ich iſt. Entweder beftehen fie, wenn ein Eid verlangt wird, Teblg- 
ih in fittlicher BVefeftigung des ohnedem vorhandenen Willens, 
legen jomit gar feine neue ober weitere Verpflichtung auf. Wir 
aber die Reiftung einer Kaution aus eigenem Vermögen ober die 
Uebernahme einer Bürgfchaft von Seiten Dritter gefordert, fo kann 
eine folche Leiftung allerdingd je nach den Umftänden Schwierig: 
keiten haben und daran felbft die ganze Sache jcheitern; allein ein: 
mal wird doch auch hier Fein pofitiveg Opfer verlangt, ſodann tritt 
‚eine wirkliche Unfähigleit der Leitung in den wirflih zu der ganzen 
Behandlungsweiſe geeigneten Fällen nur felten ein. Voͤllige eigene 
Bermögendlofigfeit und Mangel an allem Zutrauen bei Dritten iſt 
in ber Negel ein Beweis, daß bie beabfichtigte Maafregel überhaupt 
nicht an der Stelle war. 

Die Betechtigung des Staates zu der Forderung einer Side: 
ſtellung endlich Tann einem gegründeten Zweifel nicht unterliegen. 
Gegenüber von anderen Vorbeugungsmaaßregeln ift biefes Drittel 
ſchon feiner größeren Milde wegen gerechtfertigt, und Tann feine 
Anwendung fogar zutreffenden Falles gefordert werden. Aber aud 
an fich unterliegt es keinem Anftande; und zwar weder bad Ver: 
langen des Verſprechens an fich (einjchlieglich de Eides), noch bie 
Beitellung einer Realcaution. Was das erftere betrifft, jo mag & 
immerhin nicht erlaubt, zum mindeften nicht üblich fein, einem Bürs 
ger, welcher zu keinem Verdachte Veranlaſſung gegeben hat, ein beſon⸗ 
deres Verfprechen geſetzmäßigen Verhaltend abzuverlangen und ihn 


baffelbe noch eiblich befräftigen zu laſſen; allein es ift nicht einzu: | 


jehen, warum dieß nicht follte fein dürfen, wenn, wie hier zu unter: 
ftellen ift, eine fubjective und objective Wahrfcheinlichkeit einer beab- 
fichtigten Rechtsverletzung vorliegt. Es ift dieß doch nur eine fehr 
mäßige Folge eine? beforgnißerregenden Benehmens, deren Eintritt 
überbdieß feinen denkbaren Echaden für den Aufgeforderten hat; denn 
entweder hatte er bie ihm ſchuld gegebene Abficht wirklich nicht, dann 
kann er auch ohne alle Befchwerbe dad Verfprechen und die eibliche 
Berficherung geben, diejelbe nicht außzuführen; ober aber er hatte 
fie, dann tft es ja nur ein Nugen in mehr als Einer Beziehung 
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für ihn, wenn er durch fittlihe Gründe veranlaßt wird, auf Unge⸗ 
jeglichkeit zu verzichten und fich die Folgen einer folchen zu eriparen. 
Die Beſtellung einer Caution aber ift -eine im Nechte überhaupt ſehr 
häufige Maafregel und beiteht eigentlich nur in ber, an fi voll 
fommen unanfechtbaren, Unterwerfung unter eine Sonventionalftrafe 
und in der Bereitlegung der Mittel zur unmittelbaren Vollſtreckung 
berjelben. Ein ſolcher Vertrag kann denn num anſtandlos auch in 
Betreff auf die Einhaltung eines Verſprechens eingegangen werben, 
und dieß auch gegenüber von dem Staate und in Beziehung auf ein 
Öffentlich vechtliched Verhältnig. Einer Seits fteht es dem Bethei⸗ 
ligten, wenn ihm Verſprechen und Sicherheitäbeftellung aus irgend _ 
einem Grunde nicht genehm find, immer frei, fi) der Eingehung 
zu weigern und den Eintritt der nun erfolgenden vechtlich erlaubten 
Maapregeln zu erwarten. Auf der andern Seite verkauft der Staat 
nicht etwa die Erlanbniß zur Begehung ded in Frage jtchenden Uns 
rechtes um dem. Verfall ber Caution. Diefer iſt nur die Strafe für 
den Bruch des befonderen Verſprechens; in der Sache ſelbſt bleiben 
Recht und Pflicht zur Wahrung bed bedrohten Rechtes und zur 
Anwendung ber ist erforberlichen Maaßregeln ganz biefelben. 

Es find num aber ‘drei verfchiedene Arten der Sicherbeitäbeftel- 
lung wegen Einhaltung der Rechtsordnung möglich, naͤmlich durch 
Eid, durch Leiftung einer Caution aus eigenem Vermögen, enblich 
burh Stellung von Bürgen. Ihre Anwendung unterliegt theils 
gemeinfchaftlichen Grundfägen, theils giebt jede der Modalitaͤten zu 
bejonderen Bemerkungen Beranlafjung. | 

Die allgemeinen Vorausſetzungen find folgende. — Vorerſt 
ift Mar, daß das auf ſolche Weife zu ſchützende Necht nicht von ſehr 
großem, am wenigften von unerjeglichem Werthe fein darf. Die 
Leiſtung einer Sicherheit macht es zwar wahrjcheinlich, allein keines⸗ 
wegs gewiß, daß das Verfprechen gefelicher Haublungsweije werde 
gehalten werden. Nun genügt aber natürlich eine bloſe Wahrjchein- 
lichkeit des Schutzes hei fehr wichtigen Intereſſen nicht, wenn, wie 
bier allerdingd der Fall iſt, auch Mittel zur Verſchaffung voller 
Gewißheit vorhanden find ). — Zweiten darf ber Reiz zur Be⸗ 


2) Wenn bie neuere engliſche Gefehgehung (5 u. 6. Will. IV, c. 38), auch 
88° 
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gehung ber zu verhindernden Störung objectiv oder ſubjectiv nicht fo 
bedeutend fein, daß zu fürchten wäre, es möchte jedes Verfprechen und 
jede Sicherftellung gegen benjelben verjchwinden. Wenn alfo nament- 
lich der Gewinn aus der fraglichen Rechtsverletzung ſehr bebeutend 
iſt, oder wenn bie Leidenfchaften des Zurückzuhaltenden einen hoben 
Grad erreicht Haben oder vorausſichtlich erreichen werben, jo wäre 
die durch Verfprecden und Gaution erlangte Garantie nur ſchwach 
— ‚Drittens kann bei einem Unternehmen, welche? den Umſturz ber 
beftehenden Staatzeinrichtungen beabfichtigt, eine Sicherheitäleiftuug 
nie angenommen werben, ſobald wenigftens die Gefahr irgend bebeu- 
tend if. Wenn nämlich dad Unternehmen troß des Verſprechens 
und feiner Garantie dennoch weiter geführt würde und gelänge, fo 
kaͤme der auf den Bruch des Verfprechend geſetzte materielle Nad- 
theil gar nicht zum Vollzuge. Somit Tönnte die Androhung von 
fachlichen Nachtheilen eher einen weitern Reiz zu den äußerften An: 
firengungen abgeben, während bie fitllichen Sicherungsmittel nicht 
nur an und für fich fein fehr zuverläfftges Band find, ſondern 
gerade hier auch leicht noch Ehre und Gewifjen durch Sophismen 
übertäubt werden fönnten. — Viertens ift unzweifelhaft, daß bei 
einem Menfchen von ganz verborbenem oder au nur in hohem 
Grade ſchwachem und unzuverläffigem Character, fo wie von wenig 


entwidtelter Urtheiläkraft, eine Sicherheitzleiftung mır geringen Schub 


gewährt. Ein bloſes Verſprechen hat an und für fich im folchem 
geiftigen Zuftande gar feinen Werth; aber auch die Verftärkung 
beffelben durch einen angebrohten ſachlichen Nachtheil würde nur zu 
Teicht ebenfall? ganz aus den Augen gefegt werben, wenn bie Leiden 
ſchaft erregt oder irgend ein Scheingrund vorgefpiegelt wäre. — 


bei allen früher von bail ausgenommenen ſchweren Verbrechen, Cautionsftellung 
zuläßt, jo ift die Zweckmäßigkeit diefer Nahfiht an und für fi fraglich; aber 
bie Analogie des im Strafverfahren Geftatteten ift überhaupt für Verhinderung: 
Maaßregeln Feineswegs ſchlagend richtig. Hier barf nicht gewagt werben, wäh: 
rend bie durch Mißbrauch einer im Allgemeinen nüglichen Maaßregel verfchuldete 
Berfäunmmiß einer einzelnen Verurteilung leichter ertragen werben mag. — Wunber: 
lich genug ift freilich, daß das Parliament felbft bei ben von ihm außgehenben 
Verfahren wegen contempt feine Freigebung gegen Caution zuläßt. S. May, 
Law of Parliament, ©. 56 fg. Auch bier alfo: sic vos non vobis, 
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Fünftens findet ein ſolches nur mit einigem Zeilverlufte auszufüh- 
rende und überbieß jedes Eindruckes auf die Maffe ermangelnbe 
Berfahren nicht ftatt, wenn dem bebrohten Rechte augenblickliche 
Hilfe geleiftet, vieleicht offener Widerftand überwunden werben muß. 
Hier kann nur unmittelbares- Einjchreiten und die Herftellung einer 
phyſiſchen Unmöglichkeit, das ungefegliche Unternehmen durchzuführen, 
die Verlegung abwenden. Erſt nach völliger Beſiegung der Rechts⸗ 
wibrigen und wenn es ſich alfo nur von den Mitteln handelt, künftig 
Ruhe bei ihnen zu erhalten, mag von Sicherheitßleiftung bie Rebe 
fein. — Sechstens liegt e3 in dem Wejen ber verfchiebenen moͤg⸗ 
lichen Arten der Ausführung, daß eine Häufung derſelben nur theil- 
weile ftattfinden Tan. Dem einer. beabfichtigten Rechtsverletzung 
Verdaͤchtigen kann nicht neben einer Eideleiftung auch noch bie 
Stellung einer Geldcaution angefonnen werben. Entweder kann in 
einem von .ihm geleifteten eiblichen Verſprechen eine Sicherheit für 
geſetzmaäßiges Verhalten gefunden werben, ober. dem tft nicht fo. 
Im erfteren Falle ift eine weitere Garantie nicht ndthig, und das 
Verlangen nach einer folchen wäre eine auf einem Selbftwiberfpruche 
beruhende überflüffige, und fomit unerlaubte, Beläftigung und Könnte 
ven fittlichen Erfolg des feierlichen Verſprechens durch bie Erbitte- 
rung über dad bennoch bewiejene Mißtrauen nur ſchwächen. Sind 
bie perfönlichen und fachlichen Verhältniffe aber von der Art, daß 
ein Eid vernünftigerweife feine Garantie gegen Fortſetzung und Aus: 
führung des beabfichtigten Unrechtes zu fein fcheint, fo iſt es ſinn⸗ 
[08, dennoch die Leiſtung eines folchen zu verlangen. In ſolchem 
Falle hat man ſich an eine Realcakıtion zu- halten ober muß über- 
haupt auf anderen Schuß bes bebrohten Rechtes, als mittelft einer 
MWillenzeinmwirkung, Bedacht genommen werben. In gleicher Weiſe 
verhält e3 fich mit einer Verbindung eines Eides des Beſchuldigten 
mit Cautionen von Bürgen; dagegen mag neben der Caution des 
Sauptbetheiligten, wenn es nüßlich und nöthig ſcheint, auch noch eine 
gleiche Gewährleiftung von Dritten angenommen werben, indem dieſe 
den fittlichen Entſchluß ftärkt durch das Gefühl der Dankbarkeit und . 
durch das Beduͤrfniß dem Vertrauen ber Freunde zu entfprechen, und 
zwar auß ben gleichen Gründen. — Endlich if} noch zu bemerfen, 
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daß durch die Beftellung einer Sicherheitsleiſtung, welcher Art fie 
nun auch fei, bie ganze Pflicht und Befugnig des Staates zum 
Schutze eined bedrohten Rechtes keineswegs erfchöpft iſt. Allerbings 
erhaͤlt der durch eine Sicherheitsleiſtung Gebundene das Recht, daß 
ihm perſoͤnlich nicht auch noch eine anderweitige perſoͤnliche Beſchraͤn⸗ 
kung zu Erreichung deſſelben Zweckes zugemuthet werden darf. Allein 
keineswegs kann er vom Staate verlangen, daß ſich derſelbe nicht 
auch noch um anderweitige, die Perſon des Sicherheitsleiſtenden nicht 
weiter berührende, Abwendungs⸗Maaßregeln umſehe. Die öffentliche 
Gewalt ift dem Bürger deßhalb, weil er, gleichgiltig itzt ob mit 
Recht oder Unrecht, In ven Verdacht einer beabfichtigten Rechts⸗ 
ftörung verfiel, und weil fie es noch für möglich erachtete, die eis ! 
waige geſetzwidrige Neigung durch ein milderes Mittel zu befämpfen, 
bie Unterlaffung Feiner ihr ſonſt zuftehenden Handlung, ja nicht ein, 
mal eine Nechenfchaft Hierüber ſchuldig; fondern fie darf und fol 
handeln, wie fie es für nöthig erachtet. Nur mag etwa das von 
ihr erivogen werben, daß ein gezeigte Mißtrauen vielleicht Erbitte 
rung zu erzeugen geeignet.ift, dieſe aber den Entſchluß, die geleiftete 
Sicherheit wirklich zu achten, wieder ſchwaͤchen könnte. Hier hat 
alfo Hauptfächlich eine richtige Kenntniß des Individuums, fo wie bie 
Wichtigkeit des zu ſchützenden Rechtes, die Entfcheidung an bie Hand 
zu geben. 

Was nun aber bie einzelnen möglichen Arten von Sicher: 
beitzleiftungen und bie bei jeder derfelben beſonders aufzuftellenden 
Srundfäße betrifft, fo leuchtet ein, daß fich zweierlei Mittel denken 
Iaffen, dem einfachen Verfprechen eined Bürgers, eine gewiffe Rechts⸗ 
flörung fürder nicht mehr zu verfolgen, einen weitern zwingenden 
Grund der Einhaltung beizufügen; nämlich fittliche und matericle. 
Durch die erfteren wird bie reinmenſchliche und die gefellfchaftliche 
Schändlichkeit des Verſprechensbruches erhöht, fomit ein Mann 
von noch einigem Sinne für Recht, Ehre und ESittlichfeit mit ver 
mehrter Kraft davon abgehalten. Durch die anderen unterwirft fid 
der Verjprechende, außer der von ihm wegen ber etwaigen Geſetzes⸗ 
übertretung verwirkten Strafe, auch noch einem weiteren materiellen 
Nachtheile für den Fall eines Bruches feiner Verheißung. Bei beivers 
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lei Mitteln find an fich verfchiebene Ausführungen möglich; doch Hat 
Sitte und Erfahrung bdiefelben auf wenige zurüdgeführt. Die fitts 
liche Gewährleiftung befteht itzt lediglich noch in einer eiblichen 
Bekräftigung des Verſprechens; die materielle dagegen in ber Stel 
fung einer Caution von Geld oder Gelveöwerth aus eigenem Vers 
mögen °). Als eine. Verbindung von beiden kann angefehen werben,. 
wenn auch noch von Freunden des Verpflichteten. materielle 
Caution verlangt wird, und fomit außer dem Verluste der, denn doch 
dem urfprünglich Schuldigen möglicherweife und mittelbar zur Laft fals 
Ienden, Summe aut; noch die Schande, das Vertrauen von Freun⸗ 
den getäufcht zu haben, auf der Erneuerung des ungejchlichen Vers 
fuches fteht. Außerdem beweist eine fich etwa Beraußftellende Uns 
. fähigkeit des zu Bindenden, folche zu einem Eintreten für ihn geneigte 
und geeignete Freunde zu finden, fehr viel gegen feine Zuverläffigteit 
und muß diefelbe alfo um fo mehr eine andere in der Sache zu ers 
greifende Maaßregel räthlich erjcheinen laffen. - . 

1) Eine Sicherheitleiftung durch Eid ift freilich in ſehr zahl: 
reihen Fallen nicht anwendbar, indem fittlich tiefftehende, characters 
Schwache, leidenſchaftliche Menſchen ſich durch ein ſolches veligidfes 
Verfprechen von der Hingebung an eine erneuerte Verfuchung nicht 
würden abhalten laſſen. Wo aljo Kenntniß oder auch nur Wahrs 
ſcheinlichkeit einer folchen Gefinnung vorhanden ift, kann dieſes Siche⸗ 
rungsmittel nicht benugt werden. Eben fo mag auf einen Eid nie 
mals mit Zuverläffigkeit gebaut werben, wenn das durch einen fol« 
hen abzuwendende Unrecht dem eibbrüchigen Thäter einen fehr großen 
Gewinn gewähren würde. Auch für nicht entfchieden unzuverläffige 
Menfchen Fönnte in ſolchem Falle leicht die Verfuhung zu groß 
werden. Endlich märe es unter allen Umſtänden unentfchulbigbar, 
ſich auf einen Eid zu verlaffen, wenn das zu fchügende Recht von 
fehr bedeutendem, vielleicht von unerſetzlichem Werthe if. Ein Eid 
gewährt immer nur eine Wahrjcheinlichkeit; in einem folchen Falle 


8) Veränderungen in ben Anfichten und Staatzeinrihtungen haben weitere, 
in früherer Zeit wohl auch übliche, fittliche Sicherungsmittel, z. B. das Abends 
mahl oder dad Schelmenfcelten, fowie die materiellen Garantien ber Einräus 
mung einer Burg, ber Stellung von Geifeln u. |. w. gänzlich in Abgang gebracht. 
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fordert aber Klugheit eine Gewißheit bed Schutzes. — Allein & 
gtebt allerdings auch Verhältniffe, in welchen zwar ber gegrän 
dete Verdacht einer beabfichtigten Sejetesübertretung gegen einen 
beftimmten Bürger vorliegt und fomit das Vertrauen in beflen Cha⸗ 
racter einen nicht unbebeutenden Stoß erleidet; wo denn aber doch 
in einem Eide immer noch eine genügende Sicherheit für- eine Unter 
laffung weiterer DVerfuche zu finden tft, weil auf ber einen Seite 
ein geringer materieller Reiz zur wirklichen Ausführung der frag 
lichen Verlegung, ein unbebeutender Werth de bebrohten Rechtes, 
enblich eine mit der Erlangung des geringen unvechtlichen Vortheiles 
in gar zu großem Mißverhältniffe ftehende Strafe des Meineides 
fteht, auf der andern Seite die höhere Bildung, die Stellung in ber 
Geſellſchaft und die fonft unangefochtene Ehre und Sittlichteit des 
Verdächtigen Vertrauen erwecken darf. Zuweilen iſt ſogar eine be 
deutende Beſtaͤrkung des Eides dadurch gegeben, daß die Mitglieder 
eines beſtimmten Standes durch eine ihnen eigenthümliche Ehren⸗ 
bewachung und durch eine zur Erhaltung derſelben wirkſame und 
thätige Organiſation vom Bruche ihres Wortes, und um fo mehr 
eined Eides, noch beſonders abgehalten werben. In foldhen Fällen, 
aber auch nur in folchen, ift denn eine Sicheritellung durch eibliche 
Angelobung zweckmäßig, jomit erlaubt %. Die Dauer des Verjpre- 
hend richtet fich natürlich nad) der Dauer ver Gefahr; es ift daher 
keineswegs immer räthlich oder auch nur möglich, einen beftimmten 
Endtermin gleich anfänglich feftzuftellen. Weberhaupt ift eine wefent: 
liche nur vorübergehende Sicherheitzleiftung dur Eid in der Natur 
ber Sache nicht gegründet, indem ja lebiglih nur die Unterlaffung 
eined Unrechtes verfprochen wirb, zur Begehung eines folchen aber 
niemal3 ein Necht eintritt, fomit auch die Eidezleiftung auf feinen . 
beftimmten Zeitraum befchränft zu werden braucht. — Ob eine 





4) Wenn ein religidfes Verfprechen als eine Sicherftelung des bedrohten 
Rechtsſtandes angenommen wird, fo ift es offenbar zweckmäßig, daſſelbe fo 
bindend als möglich einzurichten. Daher -dbenn dad blofe Angelöbniß 
burh Handſchlag nur feltn anzumenden fein möchte, nämlich bei ganz 
unbedeutenden Verlegungen oder bei höchſt zuverläjfigen Menfchen. Daſſelbe gilt 


vom Ehrenmworte, weldes Perfonen höheren Standes abverlangt werben 
wollte, 
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Sicherheit durch Eid anwendbar if, ober nicht, muß unter ben an 
geführten Umftänden in jedem einzelnen Falle Iebiglich in die Beur- 
theilung des für ben fraglichen Rechtsſchutz zuftändigen und verant⸗ 
wortlichen Beamten geftellt werben. Allgemeine anwenbbare Vor⸗ 
fchriften laſſen fich nicht geben. Es ift einleuchtenb, daß ber ganze 
Werth, und fomit die Zuläffigfeit, der Maaßregel auf einer Kenntniß 
ber beftimmten Perfönlichkeit beruht; dieſe aber ift in jevem Falle 
eine andere. Daß mit großer Vorficht verfahren werben muß, tft 
unzweifelhaft. Klugheit und Pflicht erforbern gleichmäßig, dag, wenn 
ber mindefte Zweifel über die Sinnedart des zu Verbindenden ftatt- 
findet, oder wenn die Strafe des Meineides nicht entjchieven den 
durch die Begehung der gefürchteten Handlung zu erlangenben Vor⸗ 
theil überwiegt, auf diefe Art von Gewährleiftung nicht eingegangen 
wird. Mit Necht wird daher auch den Beamten eine fchwere Ver⸗ 
antwortlichfeit treffen, wenn ein von ihm zum Sicherheitseid Zuge- 
Laffener fein Verſprechen bricht und bad Verbrechen nachträglich doch 
begeht. Die Thatjache an fich beweist fchon, daß nicht mit ber.er« 
forberlichen Sorgfalt oder mit ungenügender Menſchenkenntniß ver- 
fahren wurde, und es mag fich Teicht begeben, daß daraus kurzer 
Hand auf die Unfähigkeit des allzu vertrauenden Beamten zur Be: 
kleidung wenigftend biefer Art von Aemtern gefchloffen wird. Ab: 
gefehen noch von dem für den nun boch Verleßten aus ber leicht: 
finnigen ober unverftänbigen Handlung entſtehenden Anſpruche auf 
Regreß. 
2) Eine Caution durch eine dem Vermoͤgen des zu Bindenden 
entnommene Geldſumme ruft den Eigennutzen zur Aufrechterhal⸗ 
tung des rechtlichen Willens zu Hilfe. Sie tft hauptſächlich da an 
der Stelle, wo ber zu verbindernde Plan einen unerlaubten materiellen 
Gewinn beabfichtigt, mag übrigens auch in anderen Fällen ange- 
wendet werben, in welchen fih der Genuß zwar nicht gerade in 
Geld ausdrücken läßt, allein doch vernünftigerweife und nach ber 
Schätung ber meiſten Menfchen einer gewiflen Summe bei weiten 
nicht gleichgefeßt werben Tanıı. Der perjönliche Character des auf 
jolche Weife zu Bindenden kommt weniger in Betracht, al? bei den 
anderen Arten von Sicherheitäleiftung, indem man bier Feine höheren 
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Eigenfchaften vorausfebt, ſondern Iebiglich fo vielen Verſtand, um 
materiellen. VBortheil und Nachtheil abwägen zu innen. Nur im 
Falle einer jede Nüdkficht verſchmaͤhenden Leidenſchaftlichkeit ober einer 
völligen Gedankenloſigkeit wäre daher die Perjönlichkeit, bei fonk 
geeigneten Berhältniffen, ein Grund zur Enthaltung von dieſer Sicher 
ftellung. Die Höhe der Summe muß in jedem einzelnen Falle von 
ben Ermeſſen ver Behörde abhängen, weil theild bie Größe ber 
Gefahr, theild der Werth des zu fchligenben Rechtes, theils enblid 
bie Vermögendumftänbe des zur Cautionsleiſtung Anzubaltenden ins 
Auge zu faffen find. Wenn es nämlich in Bezichung auf ben les 
tern Punch unzweifelhaft tft, daß bie Forderung nicht bis zur Uns 
möglichkeit der Leiftung gefteigert, dadurch aber die ganze Einrichtung 
nutzlos gemacht werben darf: fo tft auf ver andern Seite ebenfalls 
nothwenbig, bei beſonders Wohlkabenven die Summe zu erhöhen, 
weil eine geringere für fie kein Hinreichender weiterer Grund zur 
Bewahrung ihres Verfprechend wäre. Wenn daher je ein allgemeines 
Gefe Über die Größe der zu fordernden Sicherheitäfumme etwas 
beftimmen wilt, (maß wohl beſſer unterbleibt,) jo ift wenigſtens nöthig, 
durch die Beitimmung einer weit auseinander ftehenden böchften und 
niederften Summe dem Ermeſſen und der Sad und Perjonen: 
kenntniß der Behoͤrde einen gehörigen Spielraum zu laffen. Nur 
verfteht ih unter allen Umftänden, daß die Cautionsſumme nie 
Heiner fein Tann, ala ber Gelbwerth des durch Vollbringung ver 
fraglichen Nechtsftörung zu gewinnenden Vortheiles 5). Die Leiftung 
der Sicherheit muß entweder in der wirklichen Mebergabe jo vieler 
parater Zahlungsmittel beftehen, ald die Summe ausmacht, ober, 
freilich ſchon weniger bindend, in der gerichtlichen Anmweifung auf 


5) In England if allerdings dem freien Ermefjen bes Friedensrichters and 
bei Präventivcautionen (sureties of the peace und for the good behaviour) 
fo wie überhaupt die Bewilligung einer ſolchen, fo namentlih bie Größe ber 
Summe überlaffen; boch gilt nicht ur analog bie Beflimmung der bill of rights, 
baß feine übermäßigen Summen — no excessive bails — verlangt werben 
bürfen, fondern es bat fich überhaupt eine beflimmte Uebung gebilbet, nach wel: 
her die Cautionen im Berhältniffe der Rang: und Bermögensverhältnifie abge: 
ftuft werben, und zwar zu 5, 50, 300, 600, biß zu ber für einen Lord beftimmten 
Summe von 1300 8 Stel. ©. Gneiſt, a. a. D., ©. 587. 
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einen entfprechenven Bermögendiheil, welcher bei Begehung ber unter: 
fagten Hanbfung veräußert würbe-®). Sache ber zuftändigen Prä- 
ventiv⸗Juſtizſtelle ift e8, die Hanblungen des Gebundenen zu übers 
wachen; boch tritt natürfich der wirkliche Verluft der ala Sicherung 
eingelegten Summe erft dann ein, wenn ber zuftändige Strafrichter 
den in Anfpruch Genommenen wegen eines nach beftellter Gaution 
auf Neue unternommenen Verſuches ober gar Vollzuges berfelben 
Art von Nechtöftörung für ſchuldig erflärt hat. Genauigkeit des 
Wortausdruckes und Beftimmtheit des Sinnes der über die Cautions⸗ 
beitellung aufzufegenden Urkunde tft für beide Theile ſehr wünfchenss 
werth 7). Namentlich ift. bie Fetftellung eines beftimmten Zeit 
raumes für bie Cautionäbeftellung durchaus nothiwenbig, weil das 
dadurch entftchende Bermögenzverhältnig nicht ind Unbeftimmte hinaus 
aufrecht erhalten werben kann und fol. Freilich hindert nicht, den 
Tod des Eautiongleiftenden ala den Endpunct der Beſtellungszeit zu 
beſtimmen. 

Unzweifelhaft hat es auf den erſten Blick etwas Auffallendes, 
daß neben dem zu einer beſtimmten perjönlichen Handlungsweiſe zu 
Verpflichtenden auch noch Dritte aufgefordert werben follen, für den⸗ 
felben einzuftehen und jein Verſprechen zu verftärten. Sind bieje 
doch nicht befchuldigt, auch ihrer Seits das Recht zu bebroben, und 
ſcheint es eine wiberfinnige Ungerechtigkeit, ‚fie unter dem etwaigen 
Bruche eines fremden Verſprechens leiden zu laſſen, welchen fie im 
Aweifel zu verhindern gar nicht vermochten. Die Einrichtung hat 
denn aber doch eine verftändige Seite. Da nämlih bad Mit⸗ 
eintreten Fremder .felbftverftänblich ein ganz freiwilliges ift, fo jebt 
ihre Bereitwilligfeit zur Uebernahme einer Verbindlichkeit für dad Wort- 
halten des hauptjächlich Vetheiligten eine große Zuverficht auf jeinen 
Character voraus. Dieb tft denn nun aber auch ein Grund für 
ein Vertrauen ber Behoͤrde. Sodann wird der auf ſolche Weiſe von 
Freunden mit deren eigener Gefahr Unterftühte, wenn er nicht jedes 


.6) &. Stubel, a. a. DO, ©. 15 fg. 

7) ©. leinſchrod, Abhandlungen aus dem peinlichen Rechte, Bd. II, 

. 190 fg. Die fehr zweckmäßigen engliſchen Formularien bei sureties for the 
od behaviour ſ. bei Burn, Just, of the peace, Bb. V, ©. 1220 fg. 
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Gefühle für Ehre,. Anftand und Dankbarkeit Baar ift, fich um fo 
mehr an fein Wort gebunden erachten; ber Zweck feiner Berpflid« 
tung wird aljo um fo ficherer erreicht. Ferner wirb ed, aus beiben 
vorstehenden Gründen, eher möglich, ſich mit einer geringeren Cautiond 
ſumme zu begnügen, damit alfo namentlich auch die Wohlthat der 
milderen Maaßregel leichter auch Vermoͤgensloſeren angebeihen zu 
. Taffen. Endlich mag noch, wenn ſchon in untergeorbnieter Weife, 
geltend gemacht werben, baß ber Bürge-ein beſonderes Intereſſe be 
fommt, feinen Freund zu beobachten, um benjelben von ber Begehung 
ber in Frage ftehenden Nechtöverlegung durch Einfluß abzuhalten 
oder ihn bei Zeiten der Behörde anzuzeigen, und daß er fomit bie 
Kräfte des Staates freiwillig, vermehrt )). Die Berübung von 
Bürgen zur Stcherftellung eines Verſprechens, Nechtöfrieben zu wahren, 
mag fomit immerhin flattfinden, wenn fie auch nicht das in erfter 
Linie ftehende Mittel ift. — Was nun aber die nähere Einrichtung 
betrifft, jo wäre e8 zwar keineswegs undenkbar, auch von Bürgen 
"eine Eidesleiftung als Garantie anzunehmen; allerdings nicht 
in der Weiſe, daß fie fich eiblich für den nächſt Vetheiligten zur 
Haltung feines Verſprechens verpflichteten, (was ſinnlos und für fie 
unausführbar wäre;) ſondern entweder fo, daß fte bei ihrem Eide 
betheuerten, an feinen Entſchluß, Wort zu halten, ſelbſt zu glauben, 
ober in der Richtung eines Verfprechend von ihrer Seite, denfelben 
nach Kräften zur Haltung feines Verfprechens, beziehungsweiſe Eides, 
anzubalten und nöthigen Kalle der Obrigkeit Anzeige zu machen, 
wenn fie Verdacht jchöpfen follten. Es ift jedoch einleuchtend, daß 
weder die eine noch die andere Art eines folchen Bürgeneides einen 
großen Werth hätte. Die erftbezeichnete Ausfage würde die Behörbe 
boch von eigener Beurtheilung des Falles nicht losſprechen, ba immer- 


— — 





8) Der gefhichtliche Urſprung der Annahme von Bürgen zu präven⸗ 
tiven Zwecken ift allerdings ein anderer, als bie innere Vernunftmäßigfeit. Es 
rührt von dem Syſteme ber germanifchen Gefammtbüräfchaft und aus dem ber 
Eideshelfer her. S. über diefe Eichhorn, Deutſche Staats: u. Rechtsgeſchichte, 
Ate Aufl., 3b. I, ©. 451 fg.; Walter, Deutſche Rechtsgeſchichte, 2te Aufl., 
3b. II, S. 322_fg. Nur aus rationellen Gründen aber läßt fi) bie Beibehal⸗ 
ung ber Einrichtung vertheibigen, und nur auf biefer Grundlage find Grund: 
fäte für einen richtigen Gebrauch aufzuftellen. 
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in Irrthum und- abfichtliche Täufchung bei den Freunden möglich 
väre. Die Ueberwachung bes Verpflichteten aber böte nur dann eine 
wirkliche Sicherheitgleiftung dar; wenn berfelbe einer genauen Aufficht 
yer Bürgen auch gegen feinen Willen unterworfen würde; hierzu 
ıber wäre fein Recht, und nur ſelten dürfte fich dann überhaupt 
in Verbächtiger zu einem Verſprechen ber Gejetlichfeit verftehen, 
welches folche Folgen für ihn Hätte Es ift fomit ohne Zweifel ein 
richtiges Gefühl geweſen, welche allmählig das germanifche Inſtitut 
3er Eiveöhelfer ganz außer Webung kommen und als Bürgichaft 
für die Einhaltung des Verſprechens eines Dritten nur noch bie 
Uebernahme einer Gelbcaution beftehen ließ. Bei biefer mag auf 
die oben angebeuteten Vortheile der Beiziehung Dritter mit ziem- 
licher Gewißheit gerechnet werben, jo weit fie eben gehen, und zwar 
ebenmäßig, ob bie von der Hauptperſon gegebene Sicherhettäleiftung 
im Eid oder in Caution befteht. -— ALS leitend bei der Anwendung 
find aber nachftehende Säße aufzuftellen. Vor Allem muß der Bürge 
ſich giltig verbindlich machen koͤnnen; auch, wenn ihm Nechtäwohl- 
thaten zur Seite ftehen, ‚auf dieſe zu verzichten bereit fein. Zwei⸗ 
ten? barf er nicht ald unzuverläffig in der Erfüllung feiner Zu- 
jagen bekannt fein. Endlich muß bie Caution entweder baar beim 
Staate hinterlegt werden, oder ber. Bürge leicht und mit Erfolg 
belangt werben können, alſo unter der Gerichtäbarfeit deſſelben Staates 
Grundeigenthum genug befiten, um die verlangte Bürgſchaftsſumme 
als Hupothefe beitellen zu koͤnnen. In der fchriftlichen Urkunde 
über den Bürgfchaftsvertrag ift auch bier dad Recht des Staates 
und bie Verbindlichkeit bed Bürgen ganz genau zu beflimmen zu 
ihrer beiverfeitigen Sicherheit. Begeht ber Werbürgte die in Frage 
ftehende Handlung, fo ift die auögemachte Summe bem Fiſcus ver- 
fallen; das Erkenntniß fteht jedoch auch hier nicht der Präventiv- 
Juſtizſtelle felbft zu, fondern die Schuld tft bei dem Eivilvichter ein- 
zuflagen ®). Sache ber zur Orbnung der ganzen Angelegenheit zu- 
ftändigen Behoͤrde ift es, zu beftimmen, ob fie fi mit Einem 
folchen Bürgen glaubt begnügen zu können, oder ob fie deren mehrere 


9) ©. Kleinfhrod, Abhanplungen aus bem peinl. Rechte, Band II. 
©. 202; Stübel, a. a. O., ©. 16 fg. 
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verlangt, und wie viele; ferner, auf welche Zeitbauer bie Berpfüd- 
tung übernommen werben muß, (im Zweifel auf bie ganze Daner 
der Hauptverpflichtung). Nicht zu überjehen ift auch bier bie Forde 
rung der Rüdfichtnahme auf Stande und Vermögensverbältnifie 
bei Seftftelfung ver Größe der Summe, ba natürlich eine zu große 
Steigerung berfelben die Anwendbarkeit. de ganzen Mittels verhin- 
dern würde, und zwar noch gewiffer, ala bei einer Weberforberung 
an den Beſchuldigten ſelbſt, weil hier die Gründe zu einer äußerſten 
Anftrengung nicht vorhanden find. : 


bb) Beldräntung ber perfünlicden Freiheit Verdüchtiger. 


6.53. 
aa) Gingränzung.- Ze 

In jedem Lande und zu jeder Zeit giebt es Menfchen, welche 
burch ihr bisheriges Handeln den Beweis liefern, daf man fich von 
ihnen fortwährend einer Bedrohung der Rechtsordnung zu verfehen 
bat. Wenn auch vielleicht nicht gerade in jeben gegebenen Augen 
blicke ein beftimmtes Unternehmen vermuthet werben Tann, jo ik 
doch eine unbedingte Gewißheit vorhanden, daß fie nur nach einer 
Gelegenheit fpähen, um ein Unrecht zu begehen. In der Regel 
find e3 fittlich und wirthichaftlich ganz verfommene Subjecte, welche 
gewerbmäßig von Verbrechen leben und durch Arbeitſcheue und Roth 
immer wieder dazu getrieben werden. Solche bedrohen denn nament: 
lich die Eigenthumsrechte Anderer, ohne‘ daß fie freilich auch, wenn 
es zur VBollführung eined Unternehmenz erforderlich wäre, vor fonfti: 
gen Berlegungen zurücktreten. Zumeilen allerdings? Fünnen auch an 
und für ſich befjere Menfchen durch eine leidenſchaftliche Richtung 
auf eine beftimmte Nechtäftörung unwiberftchlich getrieben fein; f 
3. B. zu unerlaubten ftantlihen Unternehmungen. | | 

Es ift nun einleuchtend, daß man den Kürzeren ‚gegen folde 
Feinde bes Gefebes ziehen, überdieß dem Staate und den Einzelnen 
unerträglihe, auf die Dauer gar nicht burchzuführende Mühen 
und Laften auflegen müßte, wenn man fi) damit. begnügte, alle 
möglicherweife von jenen bebrohten Nechte beftändig und beſonders 
vorfichtig zu ſchützen. Wie ihr ganzes Dafein eine allgemeine und 
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fländige Gefahr ift, fo müffen auch allgemeine und ftändige Vor- 
kehrungen gegen fie getroffen werben, fo lange ihre vwerbrecheriiche 
Reigung dauert und nicht jede Gelegenheit fie zur That zu machen 
aufgehört bat. Die Befugniß zu. folden Maaßregeln Tann aber 
nicht dem mindeften Zweifel unterliegen. Das Necht muß unter 
allen Umftänden geſchützt fein; bie eigene Schuld der fo Betroffenen 
ift es, daß dieß wirkſam nicht auf andere Weiſe geichehen Tann. 
Die einzigen Forderungen alfo, welche geftellt werden mögen, find, 
dag nur gegen Menfchen, welche wirklich in eine folche Kategorie 
gehören, jo verfahren werde, und daß man in den Beichränfungen 
nicht weiter gehe, als nach den perfönlichen und ſachlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſen im einzelnen Falle nothwendig iſt. 

| Auch über die Art der anzuwendenden Schußmittel taum ein 
Zweifel nicht beſtehen. Da nur in ben feltenften Fällen eine An- 
wendung von Sicherheitäbeftellungen hier am Plate fein wirb, fo 
find nur unmittelbar wirkende Freibeitöbefchränfungen an- 
zuwenden. Die beftändig Verdächtigen müfjen in Schranken gehalten 
werden, innerhalb welcher fie ihre Gelüſte nicht befriedigen Tönnen. 
— Solcher Freiheitsbeſchränkungen giebt es nun aber mehrere Arten. 

Die erfte derfelben ift die Eingränzung eine? Verdächtigen 
in eine beftimmte einzelne Gemeinde, hoͤchſtens in einen kleinen Bezirk 
(Sonfination). Innerhalb diefer Gränzen iſt er frei und in Betreis 
bung feiner Gefchäfte nnd Gewerbe unbefchräntt; allein eine cher: 
fchreitung des um ihn gezogenen Kreifed wird mit entfprechenden 
Etrafen geahndet. Zur Vergewiſſerung feiner Anweſenheit hat er 
fich beftimmten Vorjchriften zu unterwerfen, namentlich einem im 
kurzen Zeiträumen fich wiederholenden perfönlichen Erjcheinen vor 
dem Nechtöpoligeis:Beamten und einer Beicheinigung dieſes Vortrittes 
in einem eigend bazu beftimmten Regiſter, welches er immer mit 
fih zu führen Bat. — Die Eingränzung findet eine zweckmäßige 
Anwendung auf zweierlei Arten von Menſchen. Die eine und 
größere Klaſſe begreift Solche, welche durch ihr bisheriges Leben 
ven Beweis geliefert haben, daß fie nur durch eine beſtaͤndige ftrenge 
Aufficht, welche natürlich nur bei einer fortwährenden Ortsanweſen⸗ 
heit mit irgend einem Erfolge zu führen ift, von fehlechter Gejell- 


haft und von Unternehmungen gegen dad Recht abgehalten werben 
önnen; fo aljo namentlich Vaganten, Bettler, entlaffene Sträflinge ) 
u. f. w. Die zweite Klafje begreift Solche, welche in ber Vorbe⸗ 
veitung einer rechtswidrigen Unternehmung gegen den eigenen Staat, 
gegen ein fremdes Land *) ober gegen Einzelne begriffen find und ihr 
Recht ver freien Bewegung zu Förderung des ungefehlichen Planes miß⸗ 
brauchen, namentlich alſo die Verbindung unter ben zerjtreuten Genoffen 
unterhalten, um Kundſchaft einzuziehen, neue Verbündete zu erwerben 
und fich an einem zur Vollführung geſchickten Orte vereinigt zu hal- 
ten. In folchen Fällen muß theild durch Unterbrechung ber Reifen 
ven weiteren Vorbereitungen geftenert werden, was denn nicht durch 
führbar ift ohne die Auferlegung eines beitimmten Aufenthalte; 
theil find die Verdächtigen an einen Orte feftzubalten, an weldem 
oder von welchen aus fie ihren: Plan nicht wohl audzuführen ver 
‚mögen. | | 

Ueber die Gemeinde, welcher ein Einbegränzter zuzutheilen if, 


1) Nach Nach franzdfiſchem Rechte find unter beſondere Aufſicht zu ſtellen und in 
Betreff ihres Aufenthaltsrechtes Beſchränkungen zu unterwerfen: während ihre 
ganzen Lebens, die zur Zwangsarbeit (tr. forces und r&clusion) ober wegen 
politifcher Vergehen auf mehr als fünf Jahre zu Feſtungsgefängniß (detention) 
Berurtheilten; auf eine der Strafdauer gleiche Zeit, die mit Verbannung Be 
firaften, ferner alle wegen Vergeben gegen bie Sicherheit bes Staates Ben: 
theilten ; für fünf bis zehen Jahre, Landflreiher und Bettler. — Daß em 
ſolche surveillance de haute police als eine Zufag frafe und zwar von ben 
Gerichten erfannt wird, ändert natürlich an dem präventiven Character der Maaß— 
regel nichts; es Tann fich fragen, ob biefe Zuſtändigkeit eine grundfäglich richtige 
ift, was aber bier nicht weiter ımterfucht au werben braucht. 

2) Dieß ift denn ber Grund, warum fo mande Staaten in ber Lage fint, 
politifche Flüchtlinge, welche fich auf ihr Gebiet gerettet haben, von bier aus aber 
neue Unternehmungen gegen bie in ihrem Vaterlande geſetzlich beftehende und dieſ⸗ 
- feitö anerfannte Orbnung ber Dinge vorbereiten, zu confiniven, ihnen namentlid 
einen von dee Bränze entfernten Ort zu Aufenthalten anzumeifen, (fie zu inter: 
niren). So wenig eine ſolche Maaßregel irgend gerechtfertigt wäre gegen emen 
ruhig fi verhaltenden und einer gefeglichen Veränderung feiner Berhältnifie em 
gegenbarrenden Flüchtling: fo unzweifelhaft ift fie erlaubt, ia völkerrechtlich ge 
Boten, gegen Solche, welche in bem ihnen geftatteten Zufluchtsorte Einfälle mit 
bewaffneter Hand vorbereiten. * Eine ungeftörte Beftattung folder Unternehmungen 
von Seite zeitweifer Unterthanen würde den Staat felbft zum Mitſchuldigen machen, 
und koͤnnte ihn in die umnangenehmften und für ihn felbft nachtheiligſten Verwid 
lungen mit ber bedrohten fremben Regierung bineinzichen. 


a ("> © — GES 








zaltet in der Regel kein Zweifel ob. Zunächſt nämlich ift zu ber Auf: 
ahme eines folchen gefährlichen Einwohners diejenige ſchuldig, welcher 
v ala geſetzliches Mitglied angehört. Sollte-der Einzugrängende einen 
olchen Anfpruch an Feine bejtimmte Gemeinde haben, jo muß für 
te Unterbringung Staatzangehöriger eine gefegliche Reihenfolge 
ınter ſämmtlichen Gemeinden eingeführt fein ®). Die Eingränzung 
Fremder endlich, für welche, als für eine jeltene Ausnahme, nicht 
vohl durch eine ſtehende Geſetzgebung gejorgt werben kann und bet 
yeren Beitimmung auch auf die Verhältniffe des einzelnen Falles 
Rüdficht zu nehmen tft, kann nur durch eine Maaßregel ber ober: 
ten Behörde angeorbnet werben. Weber bie Beftimmung des Orte, 
n welchen aus politiichen Gründen Einzugränzende zu weifen find, 
entſcheidet natürlich der im einzelnen Falle beabfichtigte Zweck; wohl 
auch die Zahl der Unterzubringenden. — Daß für den Unterhalt 
des Confinirten zu forgen ift, wenn, er. nicht im Stande fein follte, 
fi) in feinem Banne ſelbſt zu ernähren, verfteht fich won ſelbſt. 
Nicht nur hat der Staat fein Recht, aus Vorforge für den allge: 
meinen Rechtsſtand einen Bürger zum Hungertode zu verurtheilen; 
fondern es würde auch der Zweck, Förderung ber Rechtsſicherheit, da⸗ 
durch ſehr ſchlecht gefördert werden, indem nun zu den früher ſchon 
vorhandenen unrechtlichen Willen auch noch die Noth zu Verbrechen 
treiben würde Daß für die einer Gemeinde geſetzlich Angehörigen 
auch nur fie zu forgen hat, geht aus“ ihrer Verbindlichkeit zur 
Unterftügung Hilflofer Angehöriger hervor; bie durch Gejeß ober 
Berwaltungsmaaßregel Zugetheilten dagegen hat der Staat zu er- 
halten. Das Maaß der Unterftügung wird burch die Bedürfniſſe 
bed Einzelnen gegeben. 

Die Dauer der Confination richtet ſich nach der Dauer ber 
von dem Cingegrängten zu befürchtenden Gefahr. Ohne rechtliche 
Beſſerung deſſelben oder ohne Veraͤnderung der DVerhältniffe, welche 
er mißbrauchen wollte, Tann fie aljo Iebenzlänglich währen. Im 
Falle einer anfcheinenden Befferung mag erſt ehe voͤllige Aufhebung 


8) Ueber biefen Punct ſ. bad Nähere oben, $. 19, ©. 220 fg. Es ift in 
Beziehung auf die Unterbringung der zu Gonfinirenben offenbar gleichgültig, aus 
welcher Urſäche fie eingegränzt find. 

v. Mohl, Rechta⸗Pelizei. 3. Auflage 34 
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ber Eingränzung erfolgt, ein Verſuch mit theilweiſer Aufhebung dei 

Banned gemacht, aljo ein größerer Sprengel zum völlig freien Auf 
“ enthalte eingeräumt und ein längerer Termin zum jedesmaligen 
perjönlichen Erſcheinen geſetzt werben. 

Gegen die Zuläffigkeit der ganzen Maaßregel ift allerbings 
die Einwendung erhoben worben, daß ein auf ſolche Weiſe Einge 
gränzter bald an dem Orte des gezwungenen Aufenthaltes werte 
erkannt und dann allgemein gemieden werben, er namentlich and 
feine Verwendung zu Arbeit finden dürfte Dadurch fei er dem 
gezwungen, entweder den Bann zu brechen oder fich durch Verbre: 
hen Lebensunterhalt zu verfchaffen; in beiden Fällen licfere man 
ihn durch die Eingränzung ſchließlich iur an die Strafanftalten aus. 
Man Hat diefe Auzftellungen für fo bebeutend erachtet, daß man 
die Einrichtung aufgehoben und fie durch eine Beitimmung erfeht 
bat, nach welcher ein Verbächtiger nur aus einem beftimmten Ort 
ausgewieſen werben darſ, (j. den nächiten $.), ſich aber jeden an 
bern Aufenthalt wählen kann, jedoch mit unmittelbarer Verfügung 
dahin unter Zwangspaß und mit dem Verbote benjelben wieder zu 
verlaffen, außer ebenfalls mit einem Paſſe nach einem bejtimmten 
neuen Ort *%). — Unzweifelhaft ift jene Einwendung an fich nicht 
unbegründet; allein mehr al zweifelhaft ift doch, ob fie eine Ber: 
zichtleiftung anf das ganze Sicherungsmittel rechtfertigt. Zunächſt 
ift einleuchtend, daß fte überhaupt nicht zutrifft bei Solchen, welde 
aus politifchen Gründen eingegrängt werben müflen. Gegen folde 
beftcht Leine Abneigung oder Furcht wegen Gefährlichkeit im gewöhn- 
lichen Leben, ein beltebige® Umherwandern derſelben aber kann jehr 
beventlich fein. In Beziehung auf diefe Klaffe muß alfo unter 
allen Umftänden das Hecht zur Anweiſung eincd beitimmten Auf 
enthalte gewahrt bleiben. Allein auch was den, allerdings weit 
gewöhnlicheren, Fall eines Verdachtes gemeiner Verbrechen betrifft, 
liegt die Sache nicht einfach fo, wie fie dargeftelt wird. Zunächſt 
kann die an die Stelle gefettte Maaßregel überhaupt nur in einem 
Staate eine wirkliche Ausführung finden, in welchem alle -und jede 


4) &o ;.®. daß franzöfifce Geſetz vom 2Bten April 1832. Bel. Block, 
Dict. de l’administr., ©. 1499. 
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Reiſende, auch die Eingebornen, innerhalb des Landes mit Päflen 
verjehen jein müſſen, biefe aber. regelmäßig unterjucht werben. -. Wo 
dem nicht jo ift, kann die Hinweifung an einen beftimmten Ort 
und das Verbot, ihn anders ald mit einem neuen Paffe zu verlaf- 
fen, auf das leichtefte umgangen werben, und e3 iſt dann von 
einem Schuße bed Rechtes gegen wahrjcheinliche Beeinträchtigungen 
gar Feine Rede. Eine. folhe ftrenge Papeinrichtung befteht nun 
aber in den meiften Ländern nicht mehr, und wirb von Tag zu 
Tage jeltener. Sodann beruht die ganze Anfchauung auf der An 
nahme, daß Menichen der fraglichen Art gerne ehrliche Arbeit ſuchen 
würden und nur durch Mangel an folher wieder zum Verbrechen, 
gegen ihren Willen, zurüdzufehren genöthigt ſeien. Nun ift aber 
im Gegentheile dag Richtige, daß ſie aus eingefleifchter Arbeitzfcheue 
überhaupt zu ihrem beftändig bebrohlichen Lebenswandel kommen. 
Ob fie ſich freiwillig oder gezwungen an einem Orte aufhalten, 
macht hierin feinen Unterſchied. Die Folge Hiervon ift aber, ba 
ihnen eine freiere Bewegung nur Teichter macht, fich zu verbergen 
und nach Gelegenheit zu Verbrechen umzuſehen, alte Genofjen wie 
der aufzujuchen, im Gefängniffe befprochene Plane auszuführen. 
Hier ift dann das Mitleiden mit den Strolchen auf Gefahr ber 
ehrlichen Leute übel angebracht. Die Eingränzung hat üble Seiten; 
aber es handelt fich davon, das Kleinere Mebel zu wählen. — Höoͤch⸗ 
ſtens mag alfo etwa .zugegeben werben, daß ber Präventivbehörbe 
des zugewiefenen Aufenthaltsortes dad Mecht einzuräumen ift, bei 
glaubhaften Nachweife einer Arbeitäverlangung an einem andern 
Drte und an nicht ganz unzuverläffige Eonfinirte Urlaub zu geben 
unter alsbaldiger Benachrichtigung der Behörde des letztern Ortes. 
Und ſelbſt diefes ift noch bedenklich, da es ein, wenn auch gewiffen- 
loſes, Mittel an die Hand giebt, fich eined gefährlichen Einvohners 
auf Koſten Dritter zu entledigen. 


§. 54. 
AP) Berweiſung auß beittmmien Derilichteiten. 
Der Beſchraͤnkung auf einen einzelnen Ort ift entgegengefett 
bie Wegweifung aus einer beftimmten Gemeinbe- oder Gegend, 


Qaam 


.. 
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verbunden natürlich „mit dem Verbote biefelbe wieder zu betreten. 
Während jene Maafregel einem ber Sicherheit Gefährlichen unterfagt, 
fih irgendwo anderd aufzuhalten, als innerhalb eine genau gezo- 
genen fleinen Kreifed, in welchem er genau beobachtet werben Tann, 
wird er durch die zweite von den Gegenftänden oder Perſonen ent: 
fernt, welche er beſonders bebrohte oder welche äu feinem unrecht⸗ 
lichen Zwecke zu mißbrauchen er vorzugsweiſe geneigt und geſchick 
wäre, fonft aber Herr über feine Perſon gelaffen *). 

Diefer Maaßregel ift Zweckmäßigkeit in manchen Fällen 
keineswegs abzufprehen, ba nicht felten die Gefährlichkeit eines 
Menfchen, wo nicht ganz’ und gar, doch hauptjächli nur örtlich 
tft 9); auch wird häufig eine blofe Entfernung von dem burch feinen 
unrechtlichen Willen Gefährbeten als eine mildere Maaßregel, denn 
faft jebe andere, anerkannt werben muͤſſen. Doch ift nicht zu ver: 
geſſen, daß in. andern Fällen auch die bloje Entfernung jehr fühl: 
bare Unannehmlichkeiten und fachliche Nachtheile für den dazu Ber: 
urtheilten haben kann. Nicht nur kann nämlich der Aufenthalt an 
einem beftimmten Orte ober in einer gewiffen Gegend aus Gefühl: 
Gründen fehr wünjchenswerth erfcheinen, fowohl für den zu Ver 
bannenden als für Andere; fondern ed hängt leicht für ihn aud 
die Erreichung wichtiger materieller Zwede, 3. B. ber Fortbetrieb 
eined Gewerbes, Beauffichtigung feines Vermögens, Stubien u. |. w., 
wefentlich von der Fortdauer feines bisherigen Aufenthaltes ab. 
Davon ganz abgefehen, daß überhaupt jede Rechtsbeſchränkung für den 
dadurch Betroffenen ein Uebel ift, und wäre es auch nur ein ideelles. 


1) Allerdings Tann e8 auch vorfommen, bag ein an dem einen Drte And: 
gewiefener in einem zweiten zugleich eingegrängt wird. Allein dieß barf natürlie 
nur dann gefchehen, wenn für jebe dtefer beiden Maaßregeln zureichendbe Gründe 
vorhanden find. 

2) So z. B. kann ein Mann fehr großen von ihm mißbrauchten Einfluß 
in feiner Heimath haben, auswärts gar nicht; der Gegenſtand des unredhtlichen 


- — — — — — — ————— —— — —— — — — — — — 


Willens, namentlich der Rache, iſt an einem andern Orte gar nicht vorhanden; | 


nur in beftimmten rechtlichen oder perſönlichen Verhältniſſen find diejenigen Std: 
rungen, zu welchen ein Individuum befonders geneigt ift, iiberhaupt möglich, fe 
3 B. bie Renommifterei eined rohen Studenten; nur von einer gewiſſen Gegent 
aus kann bag beabfichtigte Unrecht überhaupt begangen werben, jo 3. B. der Ein: 
fall in das Gebiet eine andern Staates, u. f. w. 
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Eine Teichtfinnige, unbegründete Anwendung ber Verweifung wäre 
baher höchft tadelnswerth. Zum Behufe einer richtigen Anordnung 
find nun aber bie einzelnen Fälle möglicher Anwendung. wohl zu 
unterjcheiden, indem eine wejentliche Berichiebenheit unter den Aus⸗ 
weijungen ftattfindet.. ' 

- Borerft ift die, -in der Ausdehnung des Verbotes liegende, 
Strenge der Maaßregel verſchieden, und kann namentlich in dreier⸗ 
lei Graden angeordnet werden. Die gelindeſte Art iſt, wenn dem 
Weggewieſenen nur ein beſtimmter einzelner Ort für künftig 
unterſagt, ihm ſonſt «ber überlaſſen wird, feinen Aufenthalt überall 
ſonſt im Staate (natürlich unter Beobachtung der allgemeinen Ges 
fee über Ortöveränderung) zu wählen. Schon weit beſchränkender 
iſt der Befehl, eine ganze, mehr ober minder auögebehnte, Gegend 
zu verlafjen. Endlich iſt eine Wegweiſung aus dem Staatöge: 
biete benfbar. 

Zweitens ift der all verjchieden je- nach der rechtlichen Bezie- 
bung des Wegzumeifenden zu der ihm zu unterfagenden Oertlichkeit. 
Anders verhält es fich in dieſer Beziehung mit einem Staatsbürger, 
ander? mit einem Auswärtigen. Bei dem erſtern aber ijt wieder 
ein großer Unterfchied, ob er aus derjenigen Gemeinde weggewicjen 
werben foll, welcher er ald Mitglied angehört, oder auß einer an⸗ 
bern, in welcher er nur vorübergehend und. zur Erreichung eines 
beſtimmten Zweckes ſich aufhielt. 

Was nun zuerſt die Ausweiſung eines Auslänbers betrifft, 
fo ift es zwar ficherlich eine völkerrechtliche Pflicht und eine Forde⸗ 
rung der Klugheit, den Verkehr mit fremden Voͤlkern und beren 
einzelnen Angehörigen nicht nur zu dulden, fordern felbft möglichft 
zu fördern; allein unzweifelhaft und unbezweifelt ift, daß ber ein- 
zelne Ausländer (abgeſehen von einem entgegengefeßten beftimmten 
Verträge) kein Zwangsrecht auf eine Duldung im bieffeitigen Staate 
bat, jondern daß er aus demjelben auögejchloffen werben kann, wenn 
feine Anmefenheit diefjeitigen Nechten oder Intereſſen zuwider ift ®). 
Die Erkenntniß hierüber fteht der. Regierung. zu, und jeden Falles 


8) Bgl. hierüber das oben, $. 11, ©. 105 fg. Ausgeführte. 
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wird einem Fremben ber Aufenthalt nur ımter ber ſtillſchweigenden 
Vorausſetzung geftattet, daß er den Gejehen bed Landes während 
feined Aufenthaltes fich füge, namentlich aller rechtswidrigen und 
gemeinfchädlichen Hanblungen fich enthalte; ferner unter Beachtung 
derjenigen bejonderen Bedingungen, welche man etwa ihm insbefon- 
dere auferlegen mag. Mißachtet er feiner Seit? diefe Vorſchriften, 
jo kann er ſich nicht einmal über Unbilligkeit beſchweren, wenn ihm 
die Staatserlaubniß zum Aufenthalte entzogen wird. Auch Tann 
es Teinem Zweifel unterliegen, daß jeder der drei Grabe ber Ber: 
weifung gleich von Anfang an ober erft in Folge einer Verfehlung 
gegen ihn außgefprochen werben mag, wie eben bie Behörden ber 
Präventiv:Juftiz es für zwedimäßig erachten ). Der ausgewieſene 
Fremde Tann nicht verlangen, daß ihm perfönlih ein Grund nad- 
gewiefen werde zu einer ſolchen Manfregel; noch weniger Tann er 
zu einem, gerichtlichen oder abminiftrativ » gerichtlichen, Verfahren 
gegen die verfügende Behörde zugelaflen werden. Ein Beſchluß der 
Sfaatögewalt, ihn nicht mehr oder nur unter beftimmter Beſchräan⸗ 
fung zu dulden, iſt Hinreichender Rechtsgrund; und bie Staatäge 
walt läßt ſich nicht in einen Proceß mit einem fremden Unterthanen 
über ihre Hoheitärechte ein. In wie weit fie der Regieruug des 
Ausgewieſenen Auskunft über ihre Gründe geben will ober im 
Falle eines Vertrages zu geben hat, ift eine andere, die Verhält⸗ 
niſſe des Einzelnen nicht mehr berührende Frage Eben fo Tann 
von einer Entjchädigung des Auögewiefenen nur in dem falle bie 
Nede fein, wenn ihn ohne alle Verfchuldung ein pofitiver Verluſt 


4) Uebrigens verlangt es bie einfachfte Klugheit, daß eine Verweifung gegen 
einen Ausländer nicht von einer untergeordneten Behörde vorgenommen werben 
barf. Eine ſolche Maaßregel kann ben ganzen Staat zu unangenehmen VBerwid: 
lungen mit ber fremben Regierung führen, 3. B. Metorfionen gegen bieffeitige 
Angehörige hervorrufen, u. |. w. Deßhalb Fönnen benn auch nur bie oberfim 
Behörben entfcheiden, ob bie Maaßregel räthlich ift, weil fonft ber ganze Staat 
in den Fall kommen könnte, bie Übereilte Handlung eines in ber Dienfthierardjie 
tiefer ftehenden Beamten zu vertreten und vielleicht fhwer zu büßen. Man benfe 
3. B. an die Gefahr, welche für ben Gefammtfricden Europa’ aus ber Weg: 
weifung bed Englänbers Pritchard aus Otaheiti durch einen franzöfifhen Schiffs 
Tapitän entfland. Freilich können auch Minifterien Fehler in folden Dingen 
machen] 
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treffen follte 5), Wenn. vielleicht zuweilen, namentlich gegenüber 
von dem Angehörigen eines befreundeten oder eines mächtigen Staateß, 
bei Ausmweifungen die für die eigenen Unterthanen giltigen Grund⸗ 
ſätze analog angewenbet werben, fo iſt dieß ein Beweis von Huma- 
nität oder von Furcht, keineswegs aber von einer Verbindlichkeit. 
Will ein Staat dieſes unzweifelhafte Necht, gefährlichen Fremden 
den Aufenthalt zu verfagen, grundfäglich nicht anwenden, (wie 3.2. 
England feit Aufhebung der Alien act), fo ift dieß feine Sache; 
allein es entfteht daraus weber eine allgemeine Verpflichtung für 
andere Staaten, baffelbe zu thun, noch auch nur eine analoge Ver- 
binolichkeit für fie, feinen Angehörigen gegenüber 9. 


5) Nicht erft ber Bemerkung bebarf es, baß wenn etwa bie Stra fgefeh: 
gebung eines Staates bie Ausweifung Fremder nur für ben Fall gewifier von 
ihnen begangener Verbrechen anorbnet, und wenn fomit bie Gerichte in Feinem 
anbern Falle eine ſolche Maaßregel als Strafe erfennen bürfen, biefe Beichränkung 
für die Präventiviuſtiz-Behbrden keine Zwangskraft hat. Dicfe hans 
bein aus eigenem Rechte von ihrem Standpuncte aus. Und nidjt einmal ber 
Sat wirb aufgeftellt werben können, daß fie nur bei einer Wahrfcheinlichkeit gerade 
eines jenet im Strafgefeßbuche hervorgehobenen Verbrechen Ausweiſung analog 
anwenden Fönnen. Möchte es auch fcheinen, als könne vernünftiger: und billiger- 
weife wegen einer nur wahrfcheinlichen Handlung Feine härtere Maaßregel genom⸗ 
men werden, als wegen ber bereit begangenen: fo ift zu bedenken, daß ber Staat 
zwar allerdings nicht berechtigt ift, gegen einen Ausländer wegen eines von dem⸗ 
felben begangenen beflimmten Unrechtes willfürlicde und unverbälnigmäßige 
Strafen zu erfennen und deßhalb den Gerichten beftimmte Anhallspuncte zu. 
geben; baß er “aber überhaupt ein Recht hat darüber zu urtheilen, ob ber Auf⸗ 
enthalt eines beftimmten Fremden zu feinem unb der Seinigen Nachtheil gereicht. 
Wenn er alfo Wahrſcheinlichkeitsgründe hat, von einem Außlänber bie Ahficht zu 
Vergeben zu vermuthen, fo ift er völlig berechtigt, denſelben zu entfernen. 

6) Hier ift vor einem Mißverftändniffe zu warnen, welches bei Manchem eine 
Befangenheit veranlalfen könnte. In England beftcht bekanntlich das Aſylrecht 
in weitefter Ausdehnung, b. b. e8 kann Fein Fremder, wer er jelbft und welches 
feine Vergangenheit fet, an Betretung bed Landes und von einem freien Aufent- 
halte in bemfelben gehindert werben; auch wird er, wenige vertragsmäßige Fälle 
von gewöhnlichen Verbrechen ausgenommen, wegen früherer gegen auswärtige 
Geſetze begangener Handlungen nicht ausgeliefert. Auf diefe Grundſätze ift ber 
Engländer ſehr flolz und die Affentliche Meinung wacht über deren firengfter Bes 
folgung mit Argusaugen. Es mag nun bier ganz dahin geftellt fein, in wie 
ferne biefe Auffaffung von einer richtigen. Einfiht über. bie Verpflichtung eines 
jeden gefitteten Staates zur Aufrechterhaltung ber Rechtsordnung in ber Welt 
beftehen kann; (Zweifel barüber |. in der Abh. über das Aſylrecht in meinem 
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Ganz anders ftellt fih die Sache, wenn es fich von ber Ber 
weilung eine? Staatsbürgers handelt, Hier fragt ſich theils, 
05 diefe Eicherheitgmaaßregel an und für fich rechtlich zuläffig if; 
theild, wenn biejed ganz oder theilweiſe der Fall fein follte, unter 
welchen Vorausſetzungen ſie im einzelnen Bulle angewendet werben 
kann? 

Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Verweiſung aus nur Einer 
beſtimmten Gemeinde oder hoͤchſtens einer gewiſſen Gegend, und der 
gänzlichen Verbannung aus dem Staatsgebiete. 

Das Recht zu der erſtgenannten Maaßregel iſt dem Staate 
an und für ſich unbedingt zuzuſprechen, wenn ihm überhaupt das 
Recht zu einer Freiheitsbeſchränkung zu Zwecken der Rechtspolizei 
zuerkannt werden muß. Ein, Bürger, welcher. eine gewiſſe Oertlich⸗ 
keit auf eine durch feine Perfönlichkeit beſonders herbeigeführte ober 
wenigitend erhöhte Weile unrechtlich bebroht, kann ſich nicht be 
Hagen, wenn ihm bie Möglichkeit, Hier wirklich. ſchädlich zu fein, 
entzogen wird. Dieß kann aber, wenn Sicherheit -Leiftung nicht 
zuläjfig over nicht aufzubringen ift, nicht wohl auf eine bie Frei- 
heit weniger berührende Weiſe gefchehen, als durch Entfernung von 
dem beſonders bedrohten Orte. Die allenfall3 daraus fich ergeben: 


Staatsrecht, Völferreht und Politik, Bd. I, S. 637 fg.;) jeden Falles aber iR 
diefe Zulaffung von Fremden, weldje noch Fein englifches Geſetz gebrochen haben, 
thatfächlich und rechtlich ganz verfchieden von der Weiterbuldung eines Fremden, 
ber ſich nad feiner Zulaffung gegen das Necht be Landes vergangen bat. Beibe 
Einräumungen hängen keineswegs nothwendig zuſammen. Ein Aſylrecht Fännte 
recht gut neben einer Befugniß ber Regierung zur Austreibung eines ſchädlich 
gewordenen Fremden beftehen, und es bat fogar wirklich, jo lange bie Alien act 
beftand, daneben beftanden; und umgekehrt. Auch find die Rechtögrundlagen für 
beide ganz verfchieben. Des Afylcecht beruht auf dem (freilich fehr anfechtbaren) 
Grundſatze, daß eine gegen frembe Gefeße begangene Handlung kein Unrecht gegen 
England fei, fomit auch von ihm nicht beachtet werben könne; die unbedingte Beis 
behaltung eines Fremden aber, auch nachdem er gegen bie englifche Rechtsordnung 
gefehlt hat, auf dem Principe, daß der im Lande lebende Fremde wie der Eng: 
länder rechtlich zu behandeln fei, er fomit auch, ba letterer wegen eine Vergeben 
ober gar nur einer unrechtlichen Abficht nicht Landes verwielen werben könne, einer 
folden Maaßregel nicht unterliege. Man giebt alfo mit der Zuſtimmung zu der 
einen Beltimmung keineswegs mit logiſcher Nothwendigkeit auch ber andern Bei: 
fall und bat ein freie abgefonbertes Urtheil Über beide. 
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ven Nachtheile Können, fobald nur bie rechtlichen Bebingungen ber 
Maapregel vorhanden find, Leinen Abhaltungsgrund Bilden, weil 
fie nur die nothwenbige Folge eined unrechtlichen Willens find; und 
namentlich hat der Etaat feine Rechtspflicht ), ſich um die größere 
Schwierigkeit zu befümmern, mit welcher der Ausgewieſene fich 
anderwärtd Nahrung verichaffen wird. Nur dafür muß Sorge 
getragen werben, daß der aus dem Aufenthalte feiner Wahl gu 
Entfernende wirklich an einem andern Orte aufgenommen werde, 
damit et nicht. gendthigt fei, ein Landſtreicher zu werben, aber bie 
bloße Ausweiſung aus einem einzigen Orte eine gänzliche Entfer⸗ 
nung aus dem Vaterlande zur nothwendigen Folge habe. Und 
ebenſo iſt die‘ Pflicht der. Unterhaltsgewährung unzweifelhaft, wenn 
die Unmoͤglichkeit eines gehörigen Arbeitsverdienſtes nachgewieſen iſt. 
Keine Schwierigkeit bietet die Erfüllung dieſer Forderung dar bei 
Solchen, welche aus einer Gemeinde und ‚Gegend ausgewieſen wer: 
ben follen, ber fie nicht als gefetliche Genofjen angehören; dieſe 
werben kurzweg in ihren Heimathsort verwicien, welcher fie — 
wenn fie feinen andern. Aufenthalt: finden . jollten — nothwenbig 
annehmen und im Nothfalle auch erhalten muß. Anders und 
jchwieriger ift der Fall bei Denjenigen, welche aus ihrer gejeglichen 
Heimath vertrieben werben jollen. Das Recht der Präventivjuftiz 
auch zu biefer Anordnung kann zwar an und für ſich, die Unmoͤg⸗ 
lichkeit anderer wirkffamer Maaßregeln vorausgefett, nicht in Zweifel 
gezogen werden, indem ber Umftand, daß ein Individuum gejegliches 
Mitglied einer Gemeinde ift, ihm fein Mecht giebt, dieje oder ein- 
zelne ihrer Angehörigen auf eine unabwenbbare Weife zu bedrohen. 
Allein da Feine andere Gemeinde ſchuldig ift, einen jolchen aus der 
Heimath Verwiefenen gegen ihren Willen aufzunehmen; und da 
dieſes Weigerungdrecht der zu vermuthenden befondern Gefährlichkeit 
bes fich Meldenden wegen leicht zur Anwendung kommen wirb: fo 

7) Eine andere Frage ift es, ob es Aug und menſchlich vom Staate ifl, 
wenn er einen dhnedem in feinem rechtlihen Willen Schwantenben in bie Alter: 
native des Mangeld oder bes Verbrechens verſetzt. Aus dieſer Nüdficht mag 
allerdings zuweilen eine Verweifung aus einem beflimmten Orte, bie fonft erlaubt 


und felbft nöthig wäre, mit einer andern Sicherungsmaaßregel zu vertaufchen 
fein, falls Tein Unterhalt geliefert werben kann ober will, 
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kann freilich die ganze Maaßregel ber Berweifung "hieran thatfächlih 
ſcheitern. Ein geſetzliches Zwangsrecht, einen wegen Rechtöbebrohung 
Ausgewieſenen einer ihm fremben Gemeinde gegen beren Willen 
aufzundtbigen, kann nämlich dem Staate offenbar nicht eingeräumt 
werben. Wenn fi) alfo in einem ſolchen Falle feine Gelegenheit 
findet, eine Gemeinde zur freiwilligen Aufnahme beffelben zu ver- 
mögen: fo bleibt nichts übrig, als die ganze Maaßregel zu unter 
faffen und eine andere gehörig fichernde zu wählen. Sellte biefe 
noch unangenehmere Folgen für den Betheiligten baben-, fo 3. 2. 
Verhaftung, fo it der Staat außer Schuld. 

Es bedarf Feiner Augeinanderfegung, wie höchit-verfchieben von 
ber Verweiſung blos aus einzelnen beitimmten Theilen des Staates 
fowohl ber rechtlichen Natur als den Folgen nach eine völlige Ber: 
bannung aus. dem Vaterlande ift. Bei jener bleibt der Verwieſene 
Mitglied des Etaatöverbanded, Bürger des angeborenen ober gewähl⸗ 
ten Vaterlandes. Mit einziger Ausnahme der Befugniß, an jebem 
beliebigen Orte zu wohnen, behält er alle ftaatZbürgerlichen und 
Privatrechte. Er lebt an feinem neuen Aufenthaltdorte nicht als 
Fremdling, ſondern nach alter Sitte und Geſetzgebung, vielleicht 
unter alten Freunden und Verwandten. Dem aus den Gränzen 
Berbannten wird diefed Alles entzogen; er wird für unfähig erflärt, 
mit feinem Volke zit leben. Bon jeher ift diefe Maaßregel als 
eined ber härteften Uebel betrachtet „worden. Und wenn auch die 
Terjönlichfeit des Einzelnen und felbjt der Volkscharakter das Gefühl 
in biefer Beziehung -verfchieden beftimmen mögen; wenn ferner bie 
alle Gewohnheiten einander immer mehr nähernde europäiiche Ge 
fittigung viele frühere Uebel einer Landesveränderung befeitigt hat: 
jo bleibt es immer eine höchft eingreifende Verfügung. Hat nun 
die Präventiv-Juſtiz das Recht, zur Verhütung blo8_ wahrfcheinli- 
her Rechtsftörungen ein fo fchwered Uebel zuzufügen? Hier ift 
denn vorweg einleuchtend, daß der Umftand, ob bie Strafgerichte 
Landedverweifung wegen eined begangenen und erwiejenen Berbre 
chend zuerfennen dürfen, bie Frage für die Präventivjuftiz nicht‘ ent- 
ſcheiden Tann; ein Anderes ift die Zufügung eine beftimmten phyſi— 
ſchen oder pſychiſchen Uebels als Strafe, ein Anderes eine Man: 
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vegel zur Verhütung einer erft Tünftigen Verletzung. Nicht Alles, 
was zu dem erften Zwecke erlaubt tft, kann auch für den zweiten 
dienen, fo 3.9. Tod, Tebenslängliches Gefängniß, Förperliche Züchti⸗ 
. gung; und umgefehrt. Es kommt vielmehr Tebiglich darauf an, ob 
es Fälle giebt, in welchen biefe harte Maaßregel zum worbengenden 

Rechtsſchutze nicht nur zweckmäßig ſondern felbft nothwendig iſt, 
und ob fie mit feiner Wichtigkeit im Verhältniffe fteht. Dieß tft 
nun: aber allerdings fo; jedoch nur in einem einzigen genau zu 
unfchreibenden und ebenfo genan einzuhaltenden Falle E32 . giebt 
nämlich Menfchen, deren ganzes Leben eine fortwährenbegteihe von 
ſchweren Bebrohungen des Rechtes bildet, fei es ber gejeglichen 
Ordnung des Staates felbit, ſei es wichtiger Mechte ber Einzelnen, 
und welche durch Thatfachen den Beweis liefern, daß fie ſich weder 
burch die gegen fie ergriffenen Vorbeugungsmaaßregeln, noch felbft 
durch Strafen wegen bereit? begangener Handlungen von der Auf: 
ſuchung immer neüer Gelegenheiten abhalten laſſen. Wenn nun 
ein folcher eingefleifchter und mit allem Fuge als unverbefferlich 
zu betrachtender Feind des Mechtes mit großer Wahrſcheinlichkeit fich 
mit dem Entwurfe eined abermaligen fehweren Verbrechens befchäf- 
tigt, fo ift offenbar eine völlige Auzftoßung und damit eine bleibende 
Unfchäblihmahung an der Stelle. Es kann weder dem Staate zu> 
gemuthet werben, Sich gegen eine bleibende unrechtliche Gefinnung 
eines Einzelnen fortwährend mit Vorbeugungdmaaßregeln abzumühen, 
noch auch. den Bürgern, in beftändiger Beforgniß zu leben. Früher 
oder fpäter koͤnnte überdieß, troß aller Vorkehrungen, ein. Unter: 
nehmen gelingen, vielleicht zum größten, nicht wieder gut zu machen- 
den Schaden. Ein folcher Menſch hat fich in offenen Kriegszuftand 
gegen die Gefellfchaft gefet; diefe muß denn auch das einzig richtige 
Bertheidigungsmittel gegen ihn ergreifen dürfen. — Dabei mag denn 
immerhin, da bie Maaßregel von jehr jchweren Folgen für den da⸗ 
durch Betroffenen ift, die Forderung aufgeftellt werden, baß mit 
aller möglichen Vorficht zu verfahren ſei. Es ift alfo einer Seit? 
genau feftzuftellen, in welchen Fällen überhaupt Randesvermeifung 
als Vorbeugungsmittel angewendet ‚werben darf, damit nicht auch 
bei Teichteren Gefahren ein jo herbes Mittel, fomit ungerechter Weiſe, 
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zur Anwendung komme; anderer Seit? ift dafür zu forgen, daß 
nicht jubjectiver Mißbrauch vorkomme. Sin, erfterer Beziehung muß 
alfo wohl, außer dem Vorhandenfein überwiegender Wahrfcheinlichkeit, 
Zweierlei gefordert werben. Zunächſt, daß der zu Verweiſende früher 
ſchon gefährliche Unternehmungen derſelben Urt begangen hatte ober 
wenigften? durch ftaatlihe Maaßregeln nachweizbar an folchen ver: 
hindert wurde. Nur gegen gewohnheitämäßige Rechtsfeinde ſoll und 
barf eine Ausſtoßung ftattfinden. Sodann aber find die zur An- 
wendung berechtigenden Verbrechen bejtimmt und mit ausdrücklicher 
Ausſchließupg aller andern zu bezeichnen. Hierzu bürften fich denn 
aber eignen: gewaltfamer Angriff auf die Staatdorbnung, mit Ein- 
ſchluß einer thatfächlichen Bedrohung der Perjönlichkeit des Staats: 
oberhaupted; Landesverrath; gefährliche Brandftiftung; Organifation 
von Dieb3- und Näuberbanden; bewaffneter Einbruch. Gegenüber 
von geringeren Rechtsſtoͤrungen ftünde die Schwere der Maafregel 
im Mißverhältniffe. Zur Vermeidung eines willentlichen Mißbrauches 
ber Berbanmung aber, welcher etwa von den Stantäbehörven zur Be 
feitigung unbequemer Gegner getrieben werben koͤnnte, wirb nicht nur 
die Verhängung immer nur von der hoͤchſten Präventivbehörbe felbft 
ausgehen dürfen, fondern auch, (abgeſehen von dem ſelbſtverſtändlich 
zuftehenden Recurſe an die Verwaltungzjuftiz,) eine beſondere ver- 
faffungsmäßige Verantwortlichkeit ftattfinden müffen, welche denn in 
einem conjtitutionellen Staate durch eine Mittheilung ber auöge 
Iprochenen Erkenntniſſe an die Stände, in unbeſchränkten Monar⸗ 
chieen durch eine Vorlegung an den Staatsrath oder eine ähnliche 
Behörde, ins Merk gefegt werben kann ®). — Wohin der VBerbannte 

8) Allerdings find Landesverweifungen ſchon fehr häufig in alter, neuerer 
und neuefter Zeit mißbraucht worden; ganze politifhe und kirchliche Parteien, 
Schriftſteller, Zeitungsſchreiber, Stänbemitglieder, Furz unbequeme Gegner aller 
Art haben Verbannung über fich ergehen laſſen müfjen und find manchfach elend 
darin zu Grunde gegangen. Allein bieß beweist nichts gegen bie Rechtmäßigkeit 
und Zwedmäßigfeit ber Maaßregel an ſich, noch gegen bie Zuläffigkeit einer Er: 
drterung über die richtigen Grunbfäße ihrer Anwendung. Mit demfelben Rechte 
fönnte man verlangen, daß Gefängnißftrafen, Gelbftrafen u. |. mw. nicht beſtehen 
und nicht wifenfchaftlich feftgeftellt werben, denn auch fie find ſchon häufig genug 


mißbraucht worden. Nicht einmal ber Grund ift fliähaltig, daß eine beſtehende 
Einrichtung leichter falfch angewendet, als ganz neu erfonnen werbe. Eine zu 
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fi ‚wenden will und kann, ob er leicht ober fehwer fein Fortkom⸗ 
men im Auslande finden wird, ift an und für fich dem Staate, 
welcher ihn von fich ſtoßen muß, gleichgiltig. Und nur bie eine 
Rückſicht ift zu nehmen, daß, wenn den Tachbarftanten ohne Weiteres 
folche gefährliche Menſchen zugeſendet werben, dieſe daſſelbe Necht 
gegen ung erwerben; ein Audtaufch, bei welchem wenig gewonnen 
würde. Deßhalb fordert denn bie Erreihung de Zweckes, daß 
Verbannte in ein weit entfernte Land gebracht werben, von welchem 
aus fie ſelbſt nicht leicht wieberkehren können und welches, ohne 
Retorſion zu üben, fie aufzunehmen bereit ift. Beſitzt der Etaat 
eine eigene Straffslonie, fo ift biefe ohne Zweifel der tauglichite 
Ort; jonft muß ein Vertrag mit einem entlegenen, womöglich über: 
jeeifchen oder einem dergleichen Kolonieen. befigenden Staate ge: 
fchloffen werden. Selbft ein bedeutendes Geldopfer wirb in folchem 
Falle gerechtfertigt erjcheinen.. Unter ganz befonderen Verhältniſſen 
mag auch eine mildere Form der Ausführung möglich fein; doch 
muß fih der Staat jeden Falles gegen die Rückkehr der von ihm 
auf folche fchonendere Weile Behandelten gefichert ſehen. Uebrigens 
ift natürlich von einer Treiheitöbeichränfung in dem neuen Vater: 
lande feine Rede; nur auf gänzliche- Trennung und auf eine. fichere, 
Rückkehr nicht Teicht erlaubende, Unterbringung gebt dad Recht bed 
erilirenden Staates °). 


Bei allen Arten von Verweijung muß natürlich darauf Bedacht 


einem Schlage wider Gegner entſchloſſene Gewaltherrſchaft würde auch ohne eine 
rechtliche und geſetzliche Reglung der Landesverweiſung ſchon zu ihr zu greifen 
wifſen. Die einzige Frage iſt, ob eine ſolche Ausſtoßung auch als vorbeugende 
Maaßregel gerechtfertigt werden und ob eine ſichernde Anwendungsweiſe gefunden 
werben kann; beides ift aber, fo wird wenigſtens gehofft, oben geſchehen. 

9) Sn techtlicher Beziehung nicht zu verwechfeln, obſchon ber Wirkung nad 
gleich, ift eB, wein einem eine bereit# begangenen Verbrechens Beſchuldigten im 
Wege der Gnade die Wahl gelafien wird, ob er ber Unterfuchurig und Beftrafung 
ſich unterziehen ober eine langere Reiſe in das Ausland, anſcheinend freiwillig, 
antreten will. Hier iſt weder ein unbebingter Zwang zur Abreiſe, noch ein 
Mittel zur Verhütung eine? fünftigen Vergehens, fondern eine Maaßregel 
zur Verhütung von Auffehen ober eine nachfichtige, theilweife begnadigende Berüd: 
ſichtigung perſonlicher Verhältniffe. Vielleicht ift der Wunſch Eimer Sicherheit 
gegen Fünftige Unternefmungen bamit verbunden; allein biefer beftimmt nicht den 
rechtlichen Character ber Maaßregel, fonbern nur bie Form derſelben. 
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genommen werben, daß die Entfernten nicht dem Willen des Stanteb 
zum Troße an den Ort, von welchen fie getrennt werben jollen, 
heimlich zurüdfehren, vielleicht um ist noch ihren alten unrecht 
lichen Vorſatz auszuführen. Hiergegen kann nur -Straforohung, 
welche im Verhältniffe zu dem Strenge-Örabe der Verweifung ftehen 


muß, eine beftändige genaue Aufficht an dem unterfagten Orke, 
endlih und im Nothfalle bei Verwielenen innerhalb Landes Ein 


gränzung in einen beftimmten britten-Ort fhügen. — Die Dauer 


der Wegweiſung aber richtet fich Tebiglich nad) dem Zwecke derſelben. 
Sit die örtliche Gefahr des Ausgetriebenen aus Gründen, die in 
oder außer ihm Liegen können, verjchwunden, fo.muß bie Erlaubniß 
zur Wiederkehr gegeben, bis zu biefem Zeitpuncte aber verweigert 
werden. . In der Regel: wird bie Beantwortung diefer Frage dem 
Ermeſſen der. betreffenden Behörbe überlaffen bleiben; zuweilen if 
fie aber auch gleich bei dem Erkennen der Maaßregel zum VBoraus 
an Thatfachen zu knüpfen, namentlich an den Ablauf einer beftimm- 
ten Zeit, nach welcher, der Erfahrung und Vernunft gemäß, bie 
Verhältniffe fich jo jehr geändert haben werben, daß von einer be 
fondern oͤrtlichen Gefährlichkeit Keine Nede mehr jein Tann. 


. 656. 
yr) Verhaftung. 

Einer ſtrengen Vergegenwärtigung ber leitenden Grundſätze ber 
Nechtöpoligei bedarf es ganz beſonders in Beziehung auf die Frage, 
ob und in welchen Fällen Verhaftungen ald Mittel zur Ber 
binberung einer drohenden Rechtöverlegung vorgenommen werben 
dürfen. Be 

Es ift auf der einen Seite natürlich ganz außer Streit, da 
der Staat die perfönliche Freiheit feiner Bürger heilig zu achten 
hat, und daß eine Beſchränkung derjelben nur aus rechtlich wer 
theidigbaren Urfachen vorgenommen werben darf. Eine willkürlich 
und ungerechtfertigte Verhaftung aus angeblihen Gründen ber 
Vorſicht ift eben fo fehr zu mißbilligen, ala ein ungerechtes Unter: 
ſachungs- oder Strafgefängniß. Auf der andern Seite aber if 
ebenfalls Mar, daß der Staat häufig feiner Pflicht, brohenden Rechts⸗ 


verleßungen zuvorzufommen, nicht Genüge leiften ‚Tann, wenn er 
Sole in Freiheit lafien muß, von benen es‘ wahrjcheinlich if, 
daß fie tm Begriffe ftehen, dieſe ihre Freiheit zur Begehung einer 
Mechtöverlegung zu mißbrauchen, und welche fi voraußfichtlich 
durch andere Mittel nicht davon abhalten laffen werden. Hier trifft 
alfo das der ganzen bürgerlichen Geſellſchaft und jedem einzelnen 
Bürger - zuftehende ‚Recht auf Schuß und auf Durdführung der 
Mechtzidee feindlich zufammen mit dem Anfprüche eined unzuver⸗ 
Läffigen und gefährlichen Einzelnen auf perjönliche Freiheit. Die 
Wahl Tann nun aber nicht wohl zweifelhaft fein. Offenbar ift der 
Miderftreit zu Gunften des Mechtes Aller gegen das Mecht eines 
Einzelnen zu entjcheiden. Und zwar dieß um jo unbebenflicher, al? 
jenes Recht die Grundbebingung aller Gefittung und überhaupt alles 
leiblichen und geiftigen Wohlergehens ift; biejed dagegen im gerade 
vorliegenden Falle nur ald Mittel dienen fol zur Verletzung von 
Geſetz und Recht. Nur das mag zugegeben werben, daß die Behörde 
nicht zu einer Verhaftung als Sicherungdmaaßregel zu fchreiten bes 
rechtigt ift, wenn es auch noch andere eben fo zuverläffige, ſchnell 
zu ergreifende und wirkende und nicht allgufoftbare Mittel zur Er- 
haltung des Rechtsſtandes geben follte; ferner, daß fo viele ſchützende 
Formen, ala ber Natur der Sache nach nur möglich find, auch -bier 
angeorbnet werben. müffen, bamit ber Bürger nicht, mit ober ohne 
Abficht, feiner Freiheit auf eine nicht zu rechtfertigende Weile beraubt 
werde ). 


) Diefe ganze Frage ift troß ihrer offenbaren Wichtigkeit noch wenig bear⸗ 
beitet, währenb bie bantit verwandte, aber boch wefentlich verfchiebene, Lehre von 
bet Sicherftellung gegen ungerechtfertigten Berbaft im Falle bes Bezüchtes eines 
bereitß begangenen Verbrechens vielfach von Geſetzgebung und Theorie zur Auf: 
gabe genommen worben ift. Etwas Brauchbates befteht, mit Ausnahme ber im 
Ganzen allerdings vorzüglichen Abhandlung von Lo tz, Ueber bas Verhältniß ber 
Polizei zur Sriminal:Juftiz (Menes Archiv für. Criminal: Recht, Bd. IV, ©. 485 fg., 
unb ®b. V, ©. 184 fg.), über bie VBerbaftungsgewalt ber (Rechts⸗) Polizei nicht; 
wogegen das Verbaftungsrecht ber Juſtiz häufig genug erörtert if. Man febe 
3. B. über die verfchiebenen Gefeßgebungen bie (weitläufige, wenn ſchon immer 
noch unvollſtändige) Aufzählung bei Coffinitres, Traite de la liberte 
individuelle. Par., 1828, T. I, ©. 1 fg.; über die tbeoretifche Behandlung aber, 
außer ben kurzen Sätzen in allen Schriften über allgemeines Staatsrecht und 
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Vergebens würde mar gegen dieſe Grunbjäße einwenben wolle, 
daß der Staat den Bürger nur in Folge eines rechtskräftigen Er- 
kenntniffes, welches gerade vie Entziehung dieſes Nechtes ala Strafe 
außfpreche, feiner Freiheit berauben dürfe. Abgejehen bavon, baf 
diefe Behauptung rein eine Annahme, de erjt zu Erweiſenden 
wäre, wiberjpricht dieſem Eate in feiner Allgemeinheit fchon die, 
doch ‚von Leben als nothwendig und rechtlich erlaubt anerkannte, 
fo fehr Häufige Anordnung eines Unterfuhungs-Gefängnifjes. Ein 
zum Behufe der Unterfuhung Verhafteter ift vielleicht völlig un- 
Ihuldig und kann einft felbjt auf die Zuerkennung einer Schadlos⸗ 
haltung antragen; und dennoch muß er ſich vorläufig der Haft 
fügen, die deunn doch auch nicht? Anderes iſt, als eine Sicherung: 
Maaßregel, zwar nicht zur Abwendung eines Fünftigen Uebels, allein 
zur Verficherung der Ausübung: eines gewiffen Rechtes, nämlich 
des Strafrechted. Wenn dieſes nun dem Staate in feiner wieber: 


Strafredt, haupiſachlich Coffinidres, a. 0. 9%: Daunou, Easai 2. 1 
garanties individ. Par., 1819; und Meyer, Esprit des institutions judi- 
ciaires, T. V, ©. 818 fg. Nun ift aber natürlich mit der Frage, unter welden 
Vorausfegungen und Formen ber Richter einen Staatsgenoſſen nach begangenem 
Verbrechen und vor gejälltem Urtheile in Verhaft nehmen dürfe, eine ganz andere, 
als die, ob ber Mechtöpoligeibeamte wegen blofen Verdachtes, daß Einer ein Ber: 
brechen begehen werde, denſelben durch Freiheitäberanbung daran hindern bürfe? 
Und eben fo gewiß ift, daß mit den Gründen und Declamationen gegen will: 
türliche Gefangenfegung nod weniger ausgerichtet ift, inbem auch bie Rechts 
Polizei keineswegs „willkürlich“ verhaften fol, fondern vielmehr gerade wenn ein 
bringenber Grund dazu vorhanden ift. Deßhalb greift benn auch Alles, was mit 
fo vielem Rechte gegen Ausnahmegeſetze fchon gefagt und gefchrieben wurde, bier 
durchaus nicht Platz. Diefe wollen immer cine Willfür verleihen, welche in den 
ordentlichen Gefegen nicht liegt, und zwar zu Beſchränkungen, welche ebenfalls 
gefeglich nicht gerechtfertigt werben können. Hier ift aber von einer gewöhnlichen 
und gefeglihen Maaßregel bie Rede. Daß ed ſchwierig ift, allgemein gültige 
Säge über biefen Gegenftand aufzuftellen, ift allerdings wahr; und eben fo ik 
gewiß, daß bei aller Mühe genau und vorfichtig zu fein, leicht entweber ber Bürger 
einer unnötbigen und fomit ungeredtfertigten Verhaftung, oder der Beamte ber 
Alternative der Unterlaſſung feiner Dienftpflicht oder firenger Verantwortung wegen 
Meberfchreitung feiner Rechte außgefegt werben Tann; allein bie Schwierigkeit ber 
Beantwortung enthebt ihrer Nothwendigkeit nicht. Wäre nicht bie ganze Lehre 
ber vorbeugenden Nechtöpflege fo fehr vertiachläffigt, jo müßten auch über biefen 
wichtigen Punct fon längft Flarere Begriffe berrichen und feftere Orundfäße an: 
genommen fein. 
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herſtellenden Rechtöthätigleit erlaubt und ſelbſt Pflicht ift, warım 
follte e8 bei ber Sorgfalt für Verhinderung der Verbrechen nicht 
geitattet fein? . 

Aus diefen Saͤtzen folgen denn nachſtehende Regeln in Betreff 
ber zu Sweden ber vorbeugenben Rechtspflege vorzunehmenden 
Berhaftungen: . 

1) Eine Verhaftung darf zur Verhinderung einer erſt drohen⸗ 
den Rechtsverletzung vorgenommen werden; jedoch 

a) nur gegen Diejenigen, von welchen aus überwiegenden 
Gründen ber Wahrfcheinlichkeit- die Begehung der in Frage ſtehenden 
ungejeglichen Handlung hauptſächlich zu befürchten iſt. Unrecht ift 
es jomit nicht nur, wenn ein Bürger verhaftet wird, von beffen 
unrechtlihem Willen Feine hinreichenden Anzeigen vorliegen; fondern 
auch, wenn nach der Verhaftung der Hauptperfonen auch noch Solche 
eingezogen werben, von welchen vorausfichtlich itzt, da fie ihrer 
Anführer und Aufreizer beraubt und überdieß durch die Verhaftung 
berjelben noch weiter eingefchüchtert find, ein Verſuch zur Störung 
der geſetzlichen Ordnung nicht zu bejorgen ifl. 

b) Eine Verhaftung tft nur dann erlaubt, wenn fie wo nicht 
das einzige, doch dad ficherfte Mittel zur Verhinderung bed beab- 
fichtigten Vergehen iſt; auch muß 

e) ein Verhaltniß zwiſchen dieſem Mittel und dem dadurch 
zu verhindernden Vergehen fein. Es wäre unvernünftig und unbillig, 
einem Bürger feine Freiheit zu entziehen, um ihn an ber Begehung 
eines ‚unbebeutenden Polizeiexceſſes, einer Ehrenkraͤnkung oder dgl. 
zu hindern. 

d) Die Verhaftung kann in der Regel nur auf einen ſchrift⸗ 
lichen Befehl hin geſchehen; doch macht hiervon die Ergreifung auf 
friſcher That eine Ausnahme, ebenſo Gefahr auf dem Verzuge ?). 

. 3) Häufig wird der Grundſatz aufgeftellt, daß eine Verhaftung nie anders 
als auf dert Grund eines Tchriftlichen Befehles vorgenommen werben dürfe. Dieß 
iſt ganz zwedimäßig bei ben von ben Stellen ber wieberherfiellenden 
Mechtäpflege zu verorbnenben Freiheitsberaubungen; bier wird es in der Regel 
an der Zeit zur fchriftlichen Abfaſſung nicht fehlen. Allein es wäre ber größte 
Wiberfinn, bei bloß vorbeugenden Manfregeln baffelbe anzuoronen. Man 


denke fih 3. B. einen tumultuirenden Haufen, ber von einem andeſuien zu 
v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 8. Auflage. 
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e) Dagegen ift bei einer vechtöpolizeilichen Verhaftung keines⸗ 
wegs nothiwenbig, daß der zu Verhaftende der Flucht verbädhtig fe; 
im Gegentheile würde dann die Vorbeugungsjuſtiz eher einen Grund 
haben, ihn nicht zu vwerhaften, weil er durch Entfernung von dem 
Orte feine Gefährlichkeit felbft vermindert °). 

2) Durch einen Verhaftungsbefehl begicht ſich der Staat be 
Anſpruches auf gelindere Sicherheitgleiftungen. Wenn er ben Ber: 
dächtigen jelbft in feinen Gewahrfam nimmt, ihm die Ausübunz 
aller Freiheit unmöglich macht, fo kann er vernünftigermweife nidt 
verlangen, daß der auf folche Weile mechanifch Gehinderte fich aud 
noch freiwillig und pſychologiſch werpflichte, keinen Mißbrauch von 
feiner Freiheit zu machen. Iſt alfo früher Sicherheitäleiftung ge 
fordert und vom Verdächtigen oder für ihn geleiftet worden, het 
aber die Behörde Später Gründe befommen, an der Wirkſamkeit biefer 
Saution zu zweifeln: fo mag fie, die Erlaubtheit einer Verhaftung 
überhaupt vorausgeſetzt, itzt zu Sefängnig übergehen; allein fie gick 
eben damit bie aus der Sicherheitzleiftung eutftandenen Anfprüde 
und Rechte auf. Namentlich find Bürgen von dieſem Augenblicke 
an befreit *). 

3) Die Dauer der Haft iſt bedingt durch den rechtfertigenden 
Grund. Rechtspolizeilich kann ſomit der Bürger nur fo lange im 
Verhafte gehalten werden, als dieß zur Abwendung der Gefahr notf- 
wendig ift. Nach erfolgter Sicherung des Nechtsſtandes muß ber 
Berhaftete entweder, wenn er bereits die Nechtöverlegung begonnen 
hatte, d. 5. wenn ſchon ein ftrafrechtlich ſchuldbarer Verſuch zur 
Vollziehung vorliegt, an dad Gericht zur Unterfuhung und Abrü: 
gung übergeben werden, wo dann von leterem bie Entſcheidung 


einer Gewalttbat aufgehett wird; fol bier nun der Beamte mit defien Verhaftung 
warten, biß er zu Haufe einen Verhaftbefehl gefchrieben hat, während vielleicht 
nur raſches augenbliliches Handeln dem Unheile noch vorbeugen kann ? Eo 
viele fchiefe und unausführbare Rechts-Sätze kommen zuerit In die Theorie und 
von ihr dann in das Leben, weil manche Mechtögelehrte befchränkterweife nur ikr 
unmittelbare® Gefchäft in's Auge faffen, alle andern Berhältniffe und Bebrfnifl 
aber hochmüthig nur nach ihrem Maafße regeln wollen. 

8) Vol. Lob, a. a. O., Bd. V, S. 1%. 

4) S. Stübel, Das Geiminals@erfahren, 8b. IV, ©. 26. 
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r Frage abhängt, ob er während der Unterfuchung im Gefängniffe 
‚ behalten ift oder nicht; oder aber er ift itt in Freiheit zu feßen. 
benjo muß er auch bei an fich gerechtfertigter Verhütungshaft frei 
laſſen werben, febald er genügende Sicherheit für die Fünftige Ge⸗ 
hrloſigkeit zu leiften im Stande iſt. Webrigend wird ſowohl die 
eurtheilung der Sicherheit3-Anerbietungen, als die Beantwortung 
r Frage, wie lange die Gefahr objectiv und fübjectiv dauert, wie 
nge alfo der Verhaftete im Verhütungs-Gefängniffe zurückzuhalten 
i, nur von den Behörden der vorbeugenden Nechtöpflege, nicht aber 
sn den Gerichten, zu beurtheilen fein, indem letztere nicht Über 
yebeugende Maaßregeln zu erkennen haben °). 


5) Allerbings liegt, wie auch Lot, a. a. O., ©. 193 fg., einräumt, bie 
TWöolichteit eines Mißbrauches in der Beſtimmung, daß ber rechtspolizeilich Ver⸗ 
ıftete fo lange verhaftet bleiben müſſe, bis die Behörden ber Rechtspolizei felbſt 
n feiner Freilaſſung Feine Erneuerung ber Gefahr mehr befürdten. Könnte 
it 3. ®., wird man fragen, ein wegen angeblicher politifher Gefährlichkeit Ver: 
ifteter viele Sabre lang, ja feine ganze Lebensbauer, verhaftet bleiben blos ans 
bertriebener Aengſtlichkeit, vieleicht felhft aus Neid, Privatrache? Allerdings ift 
eß an und für fi nicht unmöglich; allein ganz verkehrt wäre es, au? biefer 
Röglichkeit eines Mißbrauches nun ben Schluß ziehen zu wollen, baß bie Präventiv: 
uſtiz ihre Verhafteten nicht nach Meberzeugung von ber Nothwendigkeit be fort: 
mernden Verhaftes, fonbern nach äußeren Gründen unb Einwirkungen, 3. B. 
ach Ablauf einer gewiflen Zeit ober auf den Spruch eines Bericht u. bgl., frei 
u laſſen habe. Durch eine ſolche Einrichtung wäre ihr entiveber bie Erreihung 
hres Zweckes unmöglich gemacht, ober fie verfdre ihre unabhängige Stellung. Es 
olgt vielmehr nur, daß bie Möglichleit eines ſolchen Mißbrauches nach aller 
hunlichkeit vermindert und aufgehoben werbe. Und es fei noch beigefügt, daß 
er ganze Streit geringe practifhe Bedeutung Hat, weil ein folder Fall entweder 
n- einem nad freifinnigen Grundfägen verfaßten und verwalteten Staate vor: 
onmt, in welchem alfo bie öffentliche Stimme eine Macht iſt und die Regierung 
ich vor folgen groben Mißbräuchen fehr zu hüten hat; ober in einem Staate 
mb unter einem Volke entgegengefeßter Art. In der erſten Vorausſetzung wird 
nel, 3. B. durch die Stände, Hilfe geleiftet werden; in ber letztern dagegen 
tie, mag bie Einrichtung fein, welche fie will, und mag namentlich ben Gerichten 
jier eine Entſcheidung angeblich eingeräumt fein ober nicht. — Ganz unhaltbar 
fi der von 20 b, a. a. O., ©. 200, aufgeftellte Satz, daß die Rechts-Polizei den 
Berbafteten immer an bie Juſtiz zu übergeben babe, weun er e8 verlange. Sie 
yat ihr abzugeben, wenn er, und wäre es andy nur eines Verſuches wegen, zu 
seftrafen ift; fonft aber ifl c8 ihre eigene Sache, ihn zu verwahren. Ob ber Au: 
zeſchuldigte dieſes obet jenes wünfcht, if ganz gleichgiltig. Müßte man einfach 
zuf feine Wünfche Rückſicht nehmen, fo wäre er gar nie zu verhaften gewelen; 
benn bieß bat er newiß nicht gewünſcht. 


u * 
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4) Wenn e8 für-einen weientlichen Punct ber Sicherung ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte gilt, bei. den gerichtlichen, in ber Pegel benn 
doch mit weit mehr Ueberlegung und Ruhe. vorgenommenen, Ber: 
baftungen Eräftige und fchnell wirkende Mittel gegen Willkür und 
nutzloſe Freiheitäberaubung einzuräumen: fo tritt ficher das gleiche 
Bedürfniß noch entfchiedener bei ben rechtäpoligeilichen Gefangen 
jegungen ein. Dem Verhafteten ift jomit dad Recht einzuräumen, 
ſowohl über den Grund feiner Verhaftung ala über deren Verlänge 
rung ungehinderte Klage bei höheren Behörden zu führen; und die 
Entfcheidung über jolche Beſchwerde muß bei perjönlicher Verant⸗ 
wortlichleit des Recursrichters jo jchleunig als möglich entſchieden 
werben 8). Die Berufung geht natürlih auch bier von dem bie 
Verhaftung anorbnenden Beamten. an die .vorgefehte gleichartige 
Stelle und nicht 3. B. von einer Verwaltungsftelle an bie Gerichte; 
allein die Sicherftellung der ftantZbürgerlichen Rechte wird allerbings 
entjhieden dabei gewinnen, wenn als letzte Recurs-Inſtanz bie 
oberste Behörde für die Verwaltungs = Suftiz beftimmt ift und biefe 
wieder durch gejetzlich geordnetes Verfahren, dur Einräumung von 
Nechtämitteln, namentlich aber durch Mündlichkeit und Deffentlichkeit 
der Verhandlungen die möglichfte Selbftftändigfeit und Unabhängig- 
feit erhält. 

5) Die polizeilich Verhafteten dürfen im Gefängniffe nicht Kart 
behandelt werden, da fie nicht zur Strafe da find, d. h. um eine 
gewiſſe Summe von phyſiſchen Webeln zu erleiden, fondern nur zu 
Vorficht, damit fie ihre Freiheit nicht mißbrauchen. Was alfo not 
wendig ift, um fie vom Entfliehen oder von unbefugter Verbindung 

6) Bekanntlich bietet die engliſche Gefetzgebung durch die Beftimmung ber 
fog. Habeas-corpus-Acte ein vorzügliches Mufter einer Recurs: Einrichtung für 
Berhaftete bar. Der Einführung bes Wefentlihen bdiefer Einrichtung fteht in 
anderen Staaten durchaus nichts im Wege; und wenn auch bie Handhabung ber 
vorbeugenden Nechtäpflege in einem beflimmten Staate nicht den Gerichten über: 
tragen fein follte, fo kann biefelbe Berufung und diefelde Schnelligkeit der Ent: 
ſcheidung über biefelbe auch bei ber Verwaltungsftelle angeordnet werben, zu deren 
Geſchäftskreis die Mechtöpoligei gehört. Das Nähere über die englifche Geſetz⸗ 
gebung f. bei Jacob, Law dictionary, art. Habeas corpus; Blackstone, 


Commentaries, T. III, cb.8; Burn, Justice of the peace, ed. 29th, 8b. II, 
©. 424 fg.; Fiſchel, Verfafl. von England, &. 94 fo. - 
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mit Außen abzuhalten, müffen ſie ſich gefallen laſſen; allein nichts | 
Weiteres. Sie können fih fomit nicht bejchweren über ein feites 
Gefaͤngniß, wenn es nur nicht ungefund ift, ober über Gitter,. 
Riegel und Schlöffer: allein Ketten dürfen ihnen nicht angelegt 
werden, wenn fie nicht ſelbſt durch Entweichungsverſuche oder Wider: 
feglichkeit gegen die Obrigkeit und ihre Diener fich dieſelben zit- 
gezogen haben. Ebenfo Tann. von fchlechter Koft, Gefangen-Kleidung, 
harter Lagerftätte, Entziehung von Beichäftigung und Licht Feine 
Rede fein. Was fih mit der Sccherheit ihrer Aufbewahrung und 
mit dem Zwecke ihrer Verhaftung irgend verträgt, ift ihnen zu ge 
ftatten; auf ihre Koften mögen fie Weitered verlangen, als bie 
gewöhnliche Einrichtung eined Arrefthaufes mit fich bringt. Uebri— 
gen? haben fte fich natürlich der Haugorbnung zu fügen. In größe- 
ren Städten ift die Einrichtung eines eigenen Polizei-Gefängniſſes 
theils an und für fich zwedimäßig, in Rückſicht fowohl auf bie 
Sicherheit3:Gefangenen, als auf die Ordnung ber Straf: oder Unter- 
fuchungs » Gefängniffe; theils gerechtfertigt hinſichtlich der Koften 
durch den Häufigern Gebraud. — Die Entweichung aus dem Sicher: 
heit3-Gefängniffe ift, wie jeder Ungehorfam gegen eine geſetzliche 
Maaßregel des Staates, ein Unrecht und mag als folches, nad 
erfolgter Wiederbeifangung, nicht nur durch - Entziehung der etwa 
zur Flucht gemißbrauchten Erleichterungen, ſondern ſelbſt burch eine 
Strafe gerügt werben )). 

- 7) Diefer Sab wird freilich keineswegs von allen Rechtslehrern anerkannt. 
Ein Theil findet bie Selbftbefreiung eines Gefangenen weder wiberrechtlih noch 
ftrafbar, fo z. 8. Böhmer, Meditat. in C.C.C., Art. 180, $. 5; Klein, 
Orundfäge des peinlichen Rechts, F. 519; (Arnim,) Bruchftüde üb. Verbrechen 
u. Strafen, Bd. I, S. 75 fg.; Stelzer, Lehrbuch bes Criminal⸗Rechts, $. 298; 
Werner, Handbuch bed peinl. Rechts, F. 432 fg.; Tittmann, Handbuch, 
2te Aufl., Bd. II; $. 274; Henke, Handbuch, Bd. II; ©. 385 fg.; Heffter, 
Lehrbuch, bte Aufl., Seite 43885 Berner, Lehrbuch, ©. 468 fa. Ein zweiter 
Theil findet fie zwar unrecht, allein, aus legißlativen Gründen, nicht ſtrafbar; 
fo 3. 8. Stübel, Eriminalverfahren, 3b. IV, Seite 25 fg.; Feuerbach, 
Handbuch, Tte Aufl., F. 197, Note a. Dritte endlich find der, auch im Texte 
angenommenen, Meinung, baß eine Entweichung unrecht und ftrafbar fei, fo 3. ®. 
Hurlebufc, Ueber Selbſtbefreiung ber Gefangenen, in feinen Beiträgen zur 
Eivil- und Criminal: &efeßgebung, H. 1, ©. 82 fg.; Bröcker, Maleficus 
ob fugam e carcere graviter puniendus, Regiom., 1824; Wächter, Lehr: 
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kommen; und es foll nicht in Abrebe gezogen werben, daß dieß für 
fie ſehr widrig fein ann, und daß ed Überhaupt die übelſte Exite 
der Sache ift. Doch darf auch der Mißftand nicht übertrieben 
werden. Eine freie Mittheilung der Gedanken und der Gefühle 
unter entfernt wohnenden Freunden wird fiher durch bie geſetzliche 
Möglichkeit einer Beſchlagnahme von Papieren nicht wefentlich be 
einträchtigt. Eine folche Beſchlagnahme ereignet fich viel zu felten, 
als daß fie für die unendlich überwiegende Menge der Brieflchrei- 
benden von irgend einer Bebeutung wäre, oder ihnen nur in ben 
Sinn käme. Greignet fie fi) aber je einmal, fo tft der Abfenber 
eined Briefe entweder in das dem Unterfuchten ſchuldgegebene Ber: 
brechen mitverwickelt, ober aber er tft unbetheiligt dabei. Im 
erftern Falle hat er doch M der That Feinen anerkennenswerthen 
Grund zu einer Beichwerbe, wenn feine Urheberſchaft oder feine 
geiftige und fachliche. Beihilfe auch an das Licht gezogen wird. In 
dem andern Falle kann ihm wenigftend ein rechtlicher Nachtheil 
nicht zugeben. Daß aber die blofe Unannehmlichkeit eines Zuſtandes 
noch Fein Grund ift, dem Staate dad Recht zu jeiner Herbeiführung 
abzufprechen, wenn derjelbe ein richtige oder gar nothwendiges 
Mittel zu Erreihung eines wichtigen Geſellſchaftszweckes iſt, mag 
unter anderen bie, ficherlich in vielen Fällen Höchit unangenehme 
und gefühlverleßende, Pflicht de Bürger? zur Zeugenausſage ober 
die öffentliche Verhandlung von bürgerlichen ober Straffachen zur 
- Genüge beweifen. 

Eben fo Tann über die perfönliche Zuftändigkett zum 
Vornahme einer Befchlagnahme ein begründeter Zweifel nicht ob: 
walten. Offenbar fteht fie den Präventiv - Zuftizbehörden zu; und 
zwar ift, wenn nicht etwa bie Landesgeſetzgebung hierüber eigene Be: 
ftimmungen enthält, jeder Beamte diefer Art, welcher in der Sache 
jelbft zu vorbeugenden Vorkehrungen berechtigt ift, auch zu dieſer 
Maaßregel befugt. Es iſt nicht einzufehen, warum e8 zur Mor: 
nahme berfelben einer befondern Intelligenz bebürfte. Weberbiek 
Fönnte die durch die Theilrtahme einer höheren Behörde entſtehende 
Verzögerung leicht den Zweck völlig vereiteln ?). 


2) Manchfach, fo 3. B. von Mittermaier, N. A., a. a. O., ©. 817, 
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Billig, gerecht und klug tft e8 dagegen, bei der Vornahme ber 
denn doch immer auffallenden und ftörenden, zum Theil tief eins 
ſchneidenden Maaßregel ſowohl in formeller als in materieller Be- 
ziehung alle mit dem Zweck irgend vereinbare Schonung eintreten 
zu laſſen, ftrenge die Forderungen des Rechtes einzuhalten, endlich 
Beichwerbemittel gegen mißbräuchliche Anwendung zu geftatten. Als 
Anbaltspunct aber muß dabei ver Sab dienen, daß zur Abwendung 
eined erft drohenden, fomit nur wahrfcheinfichen Unrechtes feine 
tieferen Eingriffe in die Privatrechte vorfommen dürfen, als zur 
Entdeckung eined bereits begangenen Verbrechens, daß fomit bie 
im Strafverfahren einzuhaltenden Vorfchriften über Beſchlagnahmen 
hier zur analogen Anwendung kommen muͤſſen. 

Die nächfte Folge diefer Verpflichtungen ift eine beſonders ge⸗ 


— — Bu 
Weldcer, a. a. O., &.469, Maurer, a. a. O., wirb zwar bie Anficht aufs 
geftellt, daß nie ‚eine Polizei⸗Behörde, fondern nur ber zuftändige Unterfuchungs: 
richter eine Beſchlagnahme von Papieren anordnen dürfe; allein bier findet offen⸗ 
bar eine Verwechslung ſtatt. Daß ber Beamte der Präventiv-Juſtiz nicht berech⸗ 
tigt it, in einer vor dem Unterfuchungsrichter bereit? anihängigen Sache wegen 
einer begangenen Rechtsſtörung Papiere mit Befchlag zu belegen, iſt aller- 
dings richtig, da er fich Überhaupt, fobald es fich nicht mehr von Vorbeugung 
fünftiger, fonbern von Beftrafung ſchon begangener Verlegungen handelt, allen 
und jeden amtlichen Einfchreitens zu enthalten hat. Allein eben fo Far ift auch, 
daß er, und fogar nur er, wenn biefe Maaßregel zur Entbedung eines erft noch 
beabfihtigten Verbrechens nöthig erfcheint, biefelbe nicht nur nehmen barf, 
fondern fogar muß. Darüber ift boch fein Streit, baß bie vorbeugende Rechts⸗ 
pflege auch ein Privatrecht bei Seite ſetzen darf, wenn bieß nötbig ift zu Erz 
reihung entfprechend wichtiger Zwecke (ſ. oben, $. 4, ©. 83 fg.): warum foll fie 
nun gerabe bdiefe, allerdings für ben Betroffenen oft unangenehme allein anderer 
Seits nicht felten allein wirrſame, Maaßregel nicht ergreifen bürfen? Ueberhaupt, 
warum einen foldyen Unterfchied zwifchen Hausfuhung und Beſchlagnahme von 
Bapieren zu begründen fuchen, während Beides wefentlich ähnlich ift, die Vor: 
nahme einer Hausſuchung aber der Präventivjuftiz boch ficherlich vernünftigerweiſe 
nicht abgefprochen werben kann. Soll fie 3. B. zur Verhinderung bed Ausbruches 
einer Verſchwörung nicht ein Haus durchſuchen dürfen, um Waffen wegzunehmen, 
verftedte Mannfchaft zu verbaften? Sol fie nicht nach Diebswerkzeugen, nad 
Mordinftrumenten fuchen dürfen? — Wenn aber mit ber Yorberung, daß nur 
der Richter einen Durchfuchungsbefehl auszuſtellen berechtigt fei, nur gefagt 
fein will, e8 könne bie Anordnung nicht von einem untergeorbneten Organe aus⸗ 
gehen, fo ift dieß zwar ganz richtig, allein ber Außbrud zu enge. Der zuftänbige 
Beamte, aber dann auch ber Vräventivjuftize Beamte, fol allerdings eine unter 
Amftänden fo tief eingreifende Maaßregel felbft anordnen. 
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naue "Einhaltung des Gebotes für die Pränenttojuftiz, nur bei 
überwiegender MWahrfcheinlichkeit zu handeln. Dieß findet dem 
aber Anwendung nicht blos in Beziehung auf ben Verdacht eines 
beabfichtigten Verbrechens überhaupt, jondern namentlich auch bin- 
fichtlih der Wahrfcheinlichkeit, gerade durch eine Hausunterfuchung 
und Briefbeichlagung Beweiſe für die drohende Gefahr aufzufinden. 
Se tiefer eine ſolche Maaßregel, wenigftend möglicherweife, eingreift 
und zwar nicht blos bei dem Verbächtigen felbft, ſondern auch viel: 
leicht bei ganz unbetheiligten Dritten, um fo nothwendiger iſt es, 
nicht ohne ganz beftimmte und bedeutende Gründe für dad Vorhanden- 
fein gerade an einem beſtimmten Orte aufzufindender materieller Be 
weile vorzugehen.- Hieraus ergiebt ſich denn namentlich, daß allgemeine 
Hausfuchungen bei einer größern Anzahl von Perſonen, 3. 2. bei 
allen Genofjen eines Gewerbed, allen Bewohnern einer Ortfchaft 
oder einer Straße u. |. w. nur in ganz ausnahmsweiſen Fällen ge 
rechtfertigt fein innen %). Nur ehr felten kann die fubjective 
Wahrjcheinlichkeit der Theilnahme bei jo vielen Perfonen begründet 
fein. Ueberdieß ift zu bedenken, daß auch der Erfolg einer folchen 
Maafregel nicht leicht ein entfprechender fein wird, weil zur Bornahme 
einer unvermutheten gleichzeitigen und zwedtmäßigen Unterfuchung 
an fo vielen Stellen das erforderliche Perſonal nicht verfügbar fein 
dürfte. Der auf jo Viele geworfene doch immer verleende Schein einer 
Schuld und die mögliche Beeinträchtigung fo zahlreicher ganz Unbe⸗ 
theiligter wird aljo vorausfichtlich ohne allen Nuten veranlagt. — 
Eodann aber rathet Pflicht und Klugheit in mehr als einer Be 
ziehung, bei den Unterfuhungen und damit zuſammenhängenden 


3) Zu weit geht alfo wohl bag englifche Necht, wenn e8 General search 
warrants unbedingt unterfagt und eine Hausſuchung nur zuläßt, wenn ein eib⸗ 
lich vernommener Zeuge einen annehmbaren Grund angiebt, daß gewifle Ber: 
mögengftüde, welche mit einem Verbrechen in Verbindung fliehen, an einem be 
ſtimmt bezeichneten Orte fih befinden. So genau kann weber immer ber Aufs 
bewahrungsort angegeben werben, noch ift die rechtliche Zuläffigleit einer Unter: 
fuhung überhaupt auf eine Zeugenaußfage zu befchränfen; kann boch der Beamte 
unmittelbar felbft Wahrnehmungen gemacht haben. Auch mag immerhin in fel- 
tenen Fällen eine Mehrzahl von Perfonen hinreichend verdächtig fein, bei einer beab: 
fihtigten Rechtsverletzung 'betheiligt zu fein und Beweisſtücke zu befiken, obgleid 
vielleicht nicht gerabe jeber Einzelne einer ſolchen Kategorie wirklich betheiligt if, 
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Beſchlagnehmungen nicht blos mit wirklicher Ehrlichkeit und Geſetz⸗ 
lichkeit zu verfahren, fondern auch gewifle fichernde Vorkehrungen 
nicht zu verläumen. Theils muß ſich nämlich der Beamte gegen 
mögliche Vorwürfe von Willkürlichkeit und Hinterlift ficher ſtellen; 
theils tft Rückſicht auf den vielleicht fiir die Strafgerichte zu liefern- 
den ftrengen Beweis von dem Zuſtande des Erfundes zu nehmen; 
theild Tann auch der Private, wider welchen die Maaßregel gerichtet 
ift, verlangen, gegen Nachläffigfeit oder Bosheit gefichert zu werben. 
Demgemäß darf aljo der handelnde Beamte ) nimmermehr unter: 
laſſen, bie erforderlichen amtlichen Zeugen beizuziehen und Alles 
nur in. deren Gegenwart vorzunehmen. Er muß ferner den Eigen: 
thümer, oder in deſſen Abweſenheit ven zeitigen Inhaber des Hauſes, 
der Papiere u. ſ. w. überall anmefend fein laffen, natürlich unter 
Beobachtung der gehörigen Vorficht. Weber Alles ift ein gefetliches 
Protocol aufzunehmen und von allen Anmefenden zu unterzeichnen. 
Endlich find die mit Beichlag zu nehmenden Gegenftände nur unter . 
Beobachtung folcher Foͤrmlichkeiten zu ergreifen, daß fpäter Fein 
Zweifel gegen, die Identität oder die Menge derjelben erhoben wer: 
den kann; fomit, je nach deren Belchaffenheit, nur unter gemeins 
ſchaftlicher Berfieglung, urkundlicher Zählung und Wägung u. f. w. 
Von ſelbſt verfteht fich noch, daß durch Wachen einem zu, fürchten» 
den Mißbrauche der Freiheit oder einer allenfall3 zu beſorgenden 
Veränderung ber thatjächlichen Verhältniffe vorgebeugt werben muß. 
Dagegen erjcheint die, auch wohl fchon geftellte, Forderung als un- 
zuläffig, daß eine Hausſuchung und Beſchlagnahme nur zu gewifien 
Tageszeiten vorzunehmen fei. Allerdings muß auch in dieſer Beziehung 
nuplofe Härte und Kränkung vermieden werden: allein ba eine Vers 
aögerung auch vor nur wenigen Stunden ben ganzen Zweck vereiteln, 


4 Hiermit ift übrigen? keineswegs verlangt, daß der Vorſt and ber be 
treffenden Behörde bie Hausſuchung In allen Fällen felbft beforge. Wenn er 
fi) darauf verlaffen kann, baß bie Turchfuchungen genau vorgenommen, bie ver: 
dächtigen Begenftände richtig erfannt werden, ober baß er wenigftens in einem 
zweifelhaften alle alsbald Nachricht erhält, fo may er immerhin einen verfläns 
digen Untergeorbneten ſchicken. Iſt dieſes boch felbft bei einer zum Zwede eine® 
gerichtlichen Strafverfahrens anzuftellenben Hausſuchung erlaubt. Vgl. Völker, 
a. a. O. 
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eine unerwartete Unterfuchung dagegen großen Nuten bringen Kam, 
fo ift die Wahl von Zeit und Art der Vornahme dem Ermeflm 
und der Verantwortung bed zuftändigen Beamten zu überlaſſen. — 
Namentlich aber iſt in Beziehung auf die Beichlagnahme von Papieren 
mit bejonderer Vorftcht zu verfahren. Vor Allem iſt zu bemerken, 
daß eine folche nur dann vorgenommen werben darf, wenn ange 
nommen werben muß, baß gerade in ben Papieren die nöthige Auf- 
hellung über die beabfichtigte Rechtsſtörung enthalten fein werde. 
Sodann iſt zu verlangen, daß folche Papiere, welche auf das ver: 
muthete Verbrechen Teinerlet Bezug haben konnen, gar nicht geleſen 
werden; ſolche aber, welche zu unterſuchen waren, ſich jedoch al 
fremdartig ausgewieſen, alsbald wieder zurückerſtattet werden; und 
zwar gleich bei der Hausſuchung, wenn ſich die unſchädliche Eigen⸗ 
ſchaft itzt ſchon herausſtellt, oder ſogleich nach der erſten genaueren 
Prüfung. Ferner darf die Beſchlagnahme und Leſung nicht auf 
Papiere erſtreckt werben, welche nachweißbar von Perfonen berrüß- 
ven, bie nicht zu mündlicher Zeugenaußfage gegen den Verbächtigen 
angehalten werben Tönnten. Endlich muß natürlich) bie ſtrengſte 
Verſchwiegenheit von Seiten aller Behörden über bie auf vide 
Weife etwa zu ihrer Kenntniß gelangenden Gcheimniffe beobachtet 
werden, und find überhaupt mit Befchlag belegte Papiere blos 
müßiger Neugierde unzugänglich zu machen 5). 

Was endlich noch die Rechtsmittel gegen bie wirffiche Voll: 
ztehung einer Hauzfuchung und Beichlagnahme betrifft, fo forbert 
einer Seit? der mögliche Nachtheil, welcher aus biefer Maaßregel 
für den unmittelbar Betheiligten, jo wie für Dritte fich ergeben 
fan, daß eine Berufung an eine höhere Behörde geftattet ſei; an- 
bern Theile® die Rüdficht auf die Staatdaufgabe der Nechtsfiche 
rung, daß die Einlegung einer Berufung nicht zu einer Vernichtung 


des ganzen Zweckes mißbraucht werden könne. Demgemäß muß fih 


denn Jeder gegen die Durchfuchung ber in feinem Eigenthume ober 
In feiner rechtlichen Verwahrung befindlichen Gegenftände an die zu: 
ſtaͤndige höhere Behörde Innerhalb eines beftimmten kurzen Termine 


5) Bol. Mittermaier, a. a. O., ©. 819 fg. 


657 


wenden bürfen, und es ift bis zu Audtrag der Sache der begonnene 
Vollzug einzuftellen. Dagegen aber hat die zunächit handelnde Be⸗ 
hörde nicht nur das Recht und die Pflicht, alle zur Verhinderung 
irgend einer Veränderung oder Wegnahme bienlichen Vorkehrungen 
zu ergreifen, wie 3. B. Berfieglung, Aufftelung von Wachen; fon- 
dern fie muß auch bei offenbarer Gefahr auf dem Berzuge, fall? 
es fi .von der Abwendung einer wichtigen Rechtsſtörung handelt, 
berchtigt fein, einer MNecurdanwendung unerachtet das zu Erreichung 
des Zweckes Unerläßliche alsbald zu thun. Gegen offenbaren Miß- 
brauch dieſes letztern Rechtes mag durch ftrenge Strafen Schub - 
gewährt werben. 


6. 57. 
dd) Beſqhlagnahme leicht zu mißbrangenber Gegenfünbe, 

Manche Verbrechen Lönnen nicht ohne den Beſitz beſtimmter 
Werkzeuge verübt werden, wie z. B. Aufruhr nicht ohne Waffen, 
Seeraub nicht ohne Schiffe, Anwerbungen zu verbotenen Zwecken 
nicht ohne Geld, andere Gegenſtände ſind kaum zu etwas Anderem 
zu gebrauchen, als zur Begehung von Verbrechen, ſo z. B. Diebs⸗ 
inſtrumente, Gifte. Daß nun die Praventiv⸗-Juſtiz, wenn fie, gleich⸗ 
giltig bei welcher Gelegenheit, Kenntniß von verbächtigen Beſitzthü⸗ 
mern folcher Art erhält, Grund hat, ſich derjelben zn bemächtigen, 
ift nicht zu beitreiten. Wäre es doch eine offenbare Verkehrtheit, 
anderweitige, vielleicht weitausfehende und koſtſpielige, Maaßregeln 
gegen Rechtsbedrohungen anzuwenden, die naͤchſten Mittel zu ihrer 
Begehung aber ungeftört zur. Verfügung zu laſſen. — Doc darf 
natürlich auch hier nur mit ftrenger Einhaltung des echtes ver: 
fahren werden. Zu dem Enbe ift zu unterfcheiden zwifchen jolchen 
Gegenftänden, welche ausſchließlich nur ald Werkzeuge zu Verbrechen 
dienen können, und folchen, welche an umd für ſich unjchuldig und 
auch zu nüßlicher Anwendung bienend nur unter Umftänden gemiß- 
braucht werben. 

‚ Hinfichtlich der erfteren ericheint e3 nun ohne Zweifel ald das 
Gerathenite, ven Beſitz folcher wefentlich gefährfichen Dinge durch 
ein allgemeines Geſetz überhaupt zu verbieten. Offenbar wirb hier: 
durch die Begehung der mittelft diefer Gegenftände zu vollziehenden 
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Verbrechen am ſicherſten erſchwert; und da ein ſchuldloſer und nith⸗ 
licher Gebrauch derſelben nicht beſteht, ſo kann von Bejchränfung 
der rechtlichen Freiheit der Bürger gar nicht die Nche fein. Hoch 
ſtens Lönnte, um allen Möglichkeiten Hechnung zu tragen, zu Gun 
fien Solcher, welche eine ſchuldloſe Abficht des Befitzes nachweiſen 
und durch ihre Perfönlichteit eine genügende Sicherheit gegen Miß 
brauch gewähren, auf Anfuchen eine Ausnahme gemacht werben. 
Wenn aber auch ein folches allgemeined Verbot nicht erlaffen if, 
fo Steht es doch den Präventiv-Juſtizbehoͤrden unzweifelhaft zu, der⸗ 
gleichen Werkzeuge zum Verbrechen im Entdeckungsfalle wegzuneh—⸗ 
men, wenn zu dem Befibe der an jich verbächtigen Gegenftände 
auch noch andere Anzeigen kommen, 3. B. eine befannte ungeſetzliche 
Sinned- und Lebensweiſe des Verdächtigen oder früher bereits be 
gangene Verbrechen der fraglichen Art. 

Bon folchen unbebingten Verboten und Beichlagnahmen Tamm 
dagegen natürlich bei ſolchen Gegenftänden feine Rebe fein, weld« 
an und für ich unjchuldig und zu rechtlichen Zwecken beftimmt, 
nur gelegentlich mißbraucht werben mögen. So lange ein folder 
Mißbrauch nicht zu fürchten ift, hat der Staat fein Necht, die Ber: 
fertigung oder den Beſitz irgend zu befchränfen; im Gegentheile 
muß er, wenn ed erfordert werden follte, helfend und ſchützend 
eintreten. Erft wenn überwiegende Gründe zu dem Verdachte vor: 
handen find, daß’ ſolche Gegenftände zu einer beftimmten Rechtsſtoͤ— 
rung verwendet werben follen, tritt bad Recht und die Pflicht der 
Präventiv = Juftiz ein, derſelben dadurch zuvorzufommen , daß fie 
fich deg nöthigen Werkzeuges auf jo lange bemächtigt, bis die Ge 
fahr völlig vorüber ift. Das Recht zu einer folchen Beichlagnahme 
kann gar feinem Zweifel unterliegen, wenn gegen ven Beſitzer ſelbſt 
der wahrjcheinliche Verdacht eines beabjichtigten Mißbrauches ent: 
ſteht; und es muß fich derſelbe namentlich den Unterfuchungen unter: 
werfen, welche zum Behufe der Auffindung der gefährlichen Werks 
geuge eiwa veranftaltet werben, jo wie er einer öffentlichen Aufforde: 
rung, biejelben ſelbſt an die Obrigkeit abzuliefern, zu gehorchen ſchuldig 
ift. Keinen Unterfchied kann dabei machen, ob die Zahl der Verdaͤch⸗ 
tigen groß oder Hein ift; im Gegentheile wird eine bedeutende Ans 
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zahl von Theilnehmern an dem rechtöverlehenden Vorhaben die Ge: 
fahr im Verhältniffe fleigern, und fomit zu um fo ftrengeren 
Maapregeln auffordern. Sollten aber auch die zu wahrjcheinfichem 
Mißbrauche beftimmten Gegenftände in dem Befite von unverbädh- 
tigen Perjonen fein, jo können fie, wenn ſchon natürlich in ver 
Regel unantaftbar, doch in Einem Falle venfelben aus Vorſicht 
entzogen werden, nämlid” wenn von Seiten der daß Verbrechen 
Beabfichtigenden eine gewaltfame Wegnahme der fraglichen Werk: 
zeuge zu erwarten iſt, die vechtmäßigen Eigenthümer aber voraus: 
fichtlich nicht im Stande find, ihr Eigenthum felbft zu ſchützen. 
Karin in ſolchem Falle die Behörde nicht durch ihre Anstalten die 
Eigenthümer mit Gewißheit in ihrem Beſitze ſchützen und hat fie 
dagegen felbjt einen fichern Verwahrungsort, fo tft es offenbar das 
einzige Mittel, eine doppelte Verlegung zu verhindern, wenn fie bei 
Zeiten die bebrohten und gefährlichen Gegenftände an jenen Sicher 
heitäort bringen läßt. Es verſteht ſich, daß dabei die möglichite 
Sorgfalt für jchonende Wegnahme und Aufbewahrung, fo wie feiner 
Zeit, d. h. jo bald die Gefahr gewaltfamer Wegnahme vorüber: ift, 
für vollftändige Zurüdgabe getragen werben muß. Sm Falle der 
Eigenthümer einen, ihm burch dieſes zum allgemeinen Beſten ergrif: 
fene Sicherheitämuttel zugefügten, pofitiwen Schaden nachweifen kann, 
mag er auch Entihäbigung mit Necht in Anſpruch nehmen ?). 
Eine nähere Betrachtung. verdient hierbei bie Befchlagnahme 
von Geld und Geldswerth. Daß in manchen Fällen Geld 
zur Verbreitung einer Mechtftörung gebraucht wird und noͤthig ift, 
bedarf Feines Beweiſes. Eben damit ift aber auch die Berechtigung 
des Staates nachgewielen, ſich ſolchen Geldes zu bemächtigen bis 
die Gefahr des Mißbrauches vorüber iſt. Ob daſſelbe in einer 
beſtimmten zu dieſem Zwecke abgeſonderten Summe beſteht, oder ob 
in einem ganzen Vermögend-Complere, welchen der Eigenthümer zu 
feinem unrechtlichen Vorhaben anwendet, ift natürlich einerlei. Nicht 
immer wird freilich der Beweis Leicht fein, namentlich In Beziehung 


1) Am häufigften, wenn ſchon feineswegs allein, Tommt bie vorläufige Weg⸗ 
nahme von Eigenthumsftüden zur Verhinderung einer Rechtsftörung in Beziehung 
auf Waffen vor. Im Beziehung auf biefe |. Näheres oben, $. 15, ©. 186 fg. 
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auf Vermögen überhaupt; und fo lange nicht eine überwiegen 
Wahrfcheinlichtett des Mißbrauches vorhanden ift, darf nicht in & 
an und für fich fo ſchuldloſes Verhäftnig, wie dad Eigenthumsrecht 
ift, eingegriffen werben. Eben jo werben fich vielleicht andere mil- 
dere Sicherungsformen finden lafjen, namentlich Cautionzleiftungen. 
Allein da, wo die Beichlagnahme das einzige oder wenigfteng had 
vichtigfte Mittel ift, um eine Nechtöftärung zu hindern, ift fie un 
bedenflich in Anwendung zu bringen *). Am Häufigften wird bie 
Beichlagnahme vortommen, wenn ber eines verbrecherifchen Unter 
nehmens verbächtige, vielleicht überwiefene, Eigenthümer nicht zur 
Hand gebracht werden Tann, er aber nicht nur überhaupt bei feinem 
Vorhaben beharrt, ſondern noch indbefondere fortwährend Vermoͤ⸗ 
genstheile zur Förderung feiner Plane an fich zieht und verwendet. 
— Im Falle übrigens die Behörde eine Beſchlagnahme für nöthig 
erfannt hat, find manche Vorſichtsmaaßregeln zu beachten - zur Ab 
wendung beveutender Berantwortlichleit. Weber jeden mit Beſchlag 
belegten Vermogens⸗Beſtandtheil find genaue Verzeichniſſe unter Zu 
ziehung von Zeugen und, wo möglich, von Verwandten zu ent 
werfen und zn binterlegen. SXeichtverberbliched Gut muß verkauft, 
alles Andere aber auf das Eorgfältigfte und Nützlichſte vermalte 


2) Allerdings find Vermögens: Vefchlagnahmen ſchon auf eine empörenbe 
Weiſe gemipbraudt worden zur Bedrüdung ganzer politifcher Parteien, von denen 
fehr viele Einzelne auch nicht entfernt eines Unrechtes verbächtig waren ober welde 
boch durch andere Mittel eben fo leicht hätten im Zaum erhalten werden Fännen; 
ober aber durch fchlechte Verwaltung der mit Beſchlag belegten Vermögenstheile, 
durch Verwilligung Abermäßiger Hütungsfoften u. dgl. Allein was beweist ber 
Mißbrauch gegen bad Recht eines richtigen Gebrauches, falls erfterer vermeidlich 
it? Kein Vernünftiger wird einem Staate zumuthen, daß er 3. B. vor Aller 
Augen Kaſſen beftehen laſſe, aus denen ber Aufruhr gegen ihn befoldet oder die 
Vebertretung feiner Zollgefeße affecurirt wird. Niemand wirb ihm verbenten, 
wenn er das Vermögen eines heimlich herumziehenden Bürger mit Beſchlag belegt, 
wenn biefer baffelbe dazu mißbraucht, um Anhänger zu einem Hanbftreiche gegen 
die Verfaſſung zu werben, u. |. w. — Nicht erfi ber Bemerkung bedarf es, daß 
bie befannten Gründe, welche gegen bie Strafe ber Bermögend:-Confis: 
cation angeführt werden, bier gar Feine Anwendung erleiden, ba es fich im 
vorliegenden alle einer Seitd nicht von einer Strafe, anderer Seits nicht ven 
einer gänzlichen Aneignung der in Frage ftehenden Gelder, fondern nur von einer 
vorläufigen Beſchlagnahme und einfligen Rückgabe berjelben banbelt. 
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ben 2), WVerbinblichfeiten, welche der Eigenthümer vor ber Be⸗ 
ichlagnahme auf dad Vermögen eingegangen hat, find zu berichtigen ; 
Forderungen, welche ihm zuftehen, vechtzeitig und mit Anwendung 
aller ihm zuftehenden Rechtsmittel einzuziehen; Ueberſchüſſe aber 
nüußtragend anzulegen: Iſt aus. dem Gute gefeglicher Unterhalt 
an Dritte zu leiften, 3. B. an Fran und Kinder, fo müffen fie mit 
Beziehung auf Bebürfnig und Größe des Vermögen? gegeben. .wer= 
den, jedoch mit möglichſter Vorficht, daß dem verbächtigen Eigen- 
thümer nicht? davon zum Beharren in feinem unrechtlichen Willen 
oder gar zur thätigen Verfolgung feiner Plane abgegeben werden 
kann. Die Verwaltung gefchieht von Amtswegen und unentgeltlich; 
nur wo und fo weit "ber  Eigentbümer ſelbſt Verwaltungskoſten 
‚hätte tragen müffen, kann auch der Staat ihm welche aufrechnen. 
Die Beichtagnahme dauert jo lange, als ver Grund derſelben fort 
währt;. fomit entweher bis zum Tobe des Verdächtigen,” oder bis 
zu der, mit ober ohne feine Beiwirkung gefchehenen, Zeftftellung 
einer andern genügenden Sicherheit, oder endlich bis zur wahrſchein⸗ 
lichen Aufgebung feiner früheren Plane. Genaue Rechnungsables 
gung am Schluffe verjteht ich von ſelbſt. Findet fich bei der Auf: 
Hebung des Sequefterd fein rechtmäßiger Befiker, fo wird das 
Vermögen als herrenloſes Gut behandelt. Uebrigen® ſteht dem 
Eigenthümer ein Verfügungsrecht für den Fall feine Todes zu; 
nur darf Feine dieſer Beſtimmungen eine Wirkung während ver 
Dauer der Beichlagnahme äußern 4). 


3) S. Kleinfhrod, Abhandlung aus dem peinlichen Rechtel Bd, IT, 
S. 1fg. 

4) Meber bie ganze Materie fiehe, freilich zunächſt für das Strafverfahren, 
Böhmer, Ad Carpzöv. Pract. rer. crim., quaest.. 140, obs. 2; lein⸗ 
ſchrod, Abhandlung aus bem peinlihen Rechte, 8b. U, S. 1 fg.; Stübel, 
Eriminal:Verfahren, 8d. IV, ©. 1 fg.5 Heffter, Lehrbuch, dte Aufl, ©. 495. 


v. Mohl, RechtkoPolizei. 3. Auflage. 8 
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Drittes Kapitel. 


Bas Berfahren der Präventio- Iufiz 
8. 58. 


1) Allgemeine Grunbfäße, | 

So wenig es eined.Beweifes bedarf, daß auch das formelle 
Verfahren der Präventiv- Juftiz den Forderungen des Rechtes 
entfprechen muß, fo falſch wäre der Schluß, daß bie Bierbei anzu: 
wendenden Grunbjäße biefelben feien, welche bie -wicherberftellente 
Nechtöpflege zu befolgen bat. Im Gegentheife findet ein aus dem 
Weſen diefer beiden Staatsthätigfeiten hervorgehender Unterſchied 
zwifchen dem Verfahren verfelben ſtatt. | 

Während nämlich die Gerichte über gefehehene Thatſachen zu 
urtheifen "haben, ift e8 Aufgabe der Präventiv-uftiz, wahrfcheinlice 
fünftige Rechtsſtoͤrung zu verhindern. Die erfteren haben daher 
vor Allem Schritt vor Schritt die gefchichtlichen Verhältniſſe zu 
unterfuchen; nicht? darf zweifelhaft und unerwieſen bleiben, was 
auf die Feftftellung der objectiven Währheit von Einfluß fein ann; 
bad Erwieſene wird ſodann mit dem Geſetze zuſammengehalten und 
darauf ein Schluß, ein Urtheil, gegründet, deſſen Anwendung das 
geſtörte Nechtsverhältnig wieder herzuſtellen hat. Werden Einwen⸗ 
dungen von den Betheiligten gemacht und Berufungen cm höhere 
Behörden eingelegt, jo ſind diefe alle erft zu erledigen, ehe in ver 


Sache jelbft gefprochen werden kann. Die Gerichte müflen alſo | 


fehr ficher und deßhalb in der Regel langſam gehen. — Die Rechts⸗ 
Polizei dagegen Fann und muß fehneller verfahren. Um zum Han: 
bein berechtigt zu fein, ift für fie Wahrfcheinlichkeit genügend ) 
Ein vollftändiger Beweiß der Wahrheit im Ganzen und in allen 
Theilen braucht alſo dem Handeln nit voranzugeben, und Bedäd- 
tigkeit ift Fein Lob für die Rechts-Polizei. Schr oft kann nur eine 
ſchnelle Beurteilung der Verhältniffe und Perfonen und ein rafches 
Handeln zum Ziele führen, während eine den Standpunct des vor: 


1) ©. hierüber unten, $. 61. 


% 
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beugenden Beamten mit der Stellung des Richter verwechſelnde 
Bedenklichkeit eine große, vielleicht nicht wieder gut zu machende 
Rechtsſtoͤrung ungehindert vorgehen ließe. 

Aus dieſen Berhältniffen ergeben ſich denn folgende allgemeine 
Negeln für da von den Behörden ber vorbeugenden Rechtapflege | 
zu beobachtende Verfahren: 

1) Die Veranlaffung zu einer amtlichen Handlung 
kann auf jede Weife, welche überhaupt zur Mittheilung einer Kennt 
niß geeignet ift, gegeben werden. Es ift dazu alfa nicht blos eine 
Klage des zunächft Bebrohten, die eigeng Wahrnehmung des Beamten’ 
oder die Ausſage eines claffiichen Zeugen tauglich; fordern auch eine 
an ſich minder glaubwürdige Nachricht reicht hin, wenn biefelbe nur 
durch andere, befondere oder allgemeine, Umftände Wahrſcheinlichkeit 
erhält. Selbſt eine anonyme Anzeige mag je nach dem Grade ihrer 
objectiven Wahrſcheinlichkeit zu Vorkehrungen jeder Art den unmit⸗ 
telbaren Anlaß geben.?); und daß ein völlig künſtlicher ober ein 
blofer Anzeigen: Beweis binreicht, kann ohnedem einem Zweifel - 
unterliegen. Je beveutender bie angezeigte Gefahr iſt und je wente 
ger eine fpätere Wiederausgleichung möglich wäre, deito eher können 
auch ſchon geringere Nachrichten zu einer Unterfuhung der Sache 
und, wenn dieſe nicht ganz befriedigend ausfallen follte, zu Ergrei- 
fung der nöthigen. Schugmaaßregeln führen. Ob die Quelle von 
ber Art ift oder nicht, daß fie in einem (Eivil- oder Criminal-) 
Procefje vom Richter Beachtüng verdiente, ift hier völlig gleichgiltig. 
— Natürlich find übrigens, mögen die Kenntnißquellen fein welche 
fie wollen, die allgemeinen und die befonderen Grundſätze über bie 
zu Zwecken der Rechtspolizei zu treffenden Beſchraͤnkungen von 
Rechten der Bürger wohl im Auge zu behalten. (S. diefelben im 
porftehenden Kapitel entwickelt.) Die Präventiv - Juftiz ſoll zwar 
leisht in Bewegung zu ſetzen fein, keineswegs aber leichtfinnig und 
unrechtlich verfahren. 

2) Da zur Rechtfertigung der vorbeugenden Maaßregeln nicht 


2) Anderer Meinung ft Sonnenfels, Grundſätze d. Polizei, ©. 66; 
und Emmermann, Weber Polizei, ihren voßftänbigen Begriff und ihr eigens 
thümliches Verfahren, S. 161. 
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blos juriſtiſch erwieſene und beglaubigte Thatſachen dienen koͤnnen, 
ſondern nur fo viel gewiß fein muß, daß die handelnde Behoͤrde 
vernünftigerweife die Mahrfcheinlichleit einer. Rechtsbedrohung am 
nehmen Tann: jo ift nicht nothwendig oder auch nur möglich, daß 
Allez, was zu einem amtlichen Handeln Anlaß gegeben Hat, erft in 
gehörig beglaubigten Actenſtücken verzeichnet wird. Nict 
nad) dem, was in den Acten steht, fondern nach dem, was in ber 
Wirklichkeit vorgeht, hat der Beamte der Präventiv - Fuftiz zu han⸗ 
deln; und ed fordert nur die Klugheit, daß er feine perſoͤnliche 
Verantwortlichkeit gegen fpätere Anklagen vor Willfür und Rechts⸗ 
kränkung ſicher ſtelle durch gehörig glaubwürdige Nachweiſungen 
über die ihm Veranlaſſung gebenden Thatſachen. In dieſer Bezie⸗ 
bung (nicht aber in der Sache ſelbſt) iſt von einem gerichtlichen 
Beweife die Rede, und nur für diefen muß dad Material gefammelt 
werden. — Nicht zu verwechleln Hiermit ift der Fall, wenn die 
Nechtö- Polizei bei Gelegenheit ihrer Unterfuchungen oder Maaßregeln 
auf die Spüren bereits begangener Vergehen ftößt. Wenn fchon 
die weitere Erforſchung und Beitrafung derſelben ihre Sache nicht 
ift, jo ift e8 doch ganz zwedmäßig, wenn fie nicht nur dieſe gele 
gentlich gemachten Erfahrungen den betreffenden Gerichten mittheilt, 
fondern auch fogleich die weitere Heine Mühe fich giebt, den Beweis 
der von ihr aufgefundenen Thatfachen auf eine zu gerichtlichen 
Zwecken brauchbare Weile zu liefern. Häufig Fann nur im Augen 
blicke der. eriten Entdeckung der Thatbeftand richtig und beweifend 
hergeftellt werden; und wenn es unzweifelhaft jchon bie Bürger: 
pflicht von jedem Einzelnen erfordert, zur Entdeckung von Verbre⸗ 
hen nach Kräften mitzuwirken, jo hat eine Staatsbehoͤrde noch weit 
beftimmter die Verpflichtung hiezu. Es mag fomit allerdings bie 
Verfolgung gelegentlich erhaltener Anzeigen, bie giltige Beglaubigung 
ber aufgefundenen Thatfachen und bie Uebergabe des Erfundes an 
die Gerichte felbjt durch das Geſetz den. Behörden der Präpentiv- 
Juſtiz vorgeichrieben fein; nur hüte man fih, diefe zufällige Hilfe 
leiftung als einen weſentlichen Zweck derſelben und das dabei nöthige 
formelle Verfahren als ein bei allen, auch den eigenthümlichen, Gefchäften 
für fie nothwendiges zu betrachten umd daraus Schlüffe zu ziehen. 
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3) Durch die Maaßregeln der Rechts-⸗Polizei ſoll in das viel» 
geftaltige menfchliche Leben eingegriffen werben; dieß Kann aber mit 
Erfolg nicht, anders gefchehen, als wenn je nach ben Verhältnifien 
des einzelnen Falled auch die Anftalten und Mittel eingerichtet und 
angewenbet werben. Hier Tann unmöglid, jedes Geichäft nach be> 
flimmten ein für allemal vorgezeichneten Formen ober gar nur 
zu gewiffen Seiten und an einem eigen® dazu beftimmten Orte bes 
trieben werben, Ungiltigfeit aber auf die Nichteinhaltung der eines 
oder der andern dieſer Vorfchriften gefetst fein. Wenn nur ber 
Zweck umd dag Mittel materiell erlaubt ift, fo Tiegt wenig an ver . 
Art, wie jener erreicht und biefed angewendet wurde. Häufig würbe 
überdieß die Zeit fehlen, um irgend verwickelte oder. weitläufige Foͤrm⸗ 
lichkeiten zu erfüllen, und bie raſch zu ergreifende Gelegenheit zu 
handeln gienge barüber verloren. Im anderen Fällen kann nicht 
in der Amtzftube die Sache abgemacht werben, fondern an Ort und 
Stelle, wo bie Gefahr droht. Hier finden die Amtshandlungen ber 
Gerichte Feine Analogie. Diefe haben nur über bereit? Gefchehenes 
zu urtheilen und mögen ftch alfo wohl Zeit zu der moͤglichſt fichern- 
den oder eindrudmachenden Form ihrer Gejchäfte nehmen. Alle 
billigen Forderungen werben dagegen befriedigt fein, wenn die Ges 
Ichäfte der Präventtv-Yuftiz jo beforgt werben, daß über den Willen 
des Befehlenden und über den Rechtsgrund, aus welchem er fich zu 
feiner Anordnung ermächtigt findet, Tein Zweifel obwalten kann ®). 
— Nicht damit im MWiderfpruche iſt die, fich vielmehr von felbft 
verftehende, Forderung, daß die Kanzleigefchäfte. der Mechts = Polizei: 
Stellen in der vom Staate vorgefchriebenen. Ordnung zu beforgen 
find. Eben fo, daß der Beamte bei allen feinen Amtshandlungen, 
auch wenn fie außerhalb des gemöhnlichen Gefchäft3locales vorges 
nommen werben, ben erforberfihen Anftand nicht aus bem Auge 
jeßt, indem diefer gerade bei ihm keineswegs ohne Einfluß auf vie 
amtliche Wirkſamkeit ift *). 

3) Daher mag denn 4. B. mit Recht vorgeſchrieben werden, daß der Beamte 
nur in feiner Amtstracht öffentlich auftrete, fo daß Jeder, wer ihn auch nicht 
perjönlich Tennt, dennoch, weiß, wer Befehle ertheilt. 


4) ©. Puchta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in nicht freitigen 
Rechts ſachen, Bd. ], —* ſs · 
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- 2) Bon ben VBeranlafiungen zu amtlichen Hanblungen. 
§. 59. | 
a) Verſchiedene Säle derfelben. 


Wahrfcheinlichkeit einer drohenden Rechtsſtoͤrung ift bie noth⸗ 
wenbige, aber auch bie einzige Bedingung der Rechtmäßigkeit einer 
amtlihen Handlung von Seiten der Präventiv- Zuftiz. Iſt eine 
Geſetzesverletzung gewiß, aljo bereit? begangen, dann fällt die fie 
betreffende ſtaatliche Thätigkeit der wiederherſtellenden Rechtspflege 
zu, und bie Prävention bat unter keinen Umftänden mebr etwas 
mit ihr zu thun. 

Die Gründe zur Annahme einer ſolchen Wahrſcheinlichkeit Eön- 
nen num aber aus drei weſentlich verſchiedenen Quellen herrühren. 

Erſtens und hauptſächlich nämlich Tann der Präventivjuſtiz eine 
Anzeige zukommen durch eine Thätigkeit innerhalb ihres eigenen 
Lebenskreiſes, die denn wieder ſehr verſchiedener Art fein mag; naͤm— 
lich Selbſtwahrnehmung einer ihrem Organismus angehörigen Be 
hörde, ſei eß der unmittelbar zum Handeln berufenen, ſei es einer 
vorgeſetzten, ſei es einer untergeordneten; oder aber freiwillig bei ihr 
gemachte Anzeige einer Privatperſon, und zwar eine Bedrohten, 
eines Unbetheiligten, eined Mitichuldigen, oder eined Ungenannten 
alſo Hinfichtlich feines Verhältnified zur Sache Unbelannten; endlich 
unfreimillige von ihr erzwungene Ausſage, entweber ebenfalls eines 
Mitfchuldigen oder eined Dritten, 

Zroeitend Tann eine zum Organismus ber Präventivfuftiz nicht 
gehörige Behörde des gleichen Staates cine Miiheilung machen von 
einer im Bereiche ihrer eigenen Aufgabe drohenden Geſetzesverletzung, 
und zu deren Abwendung die Hilfe der Präventiobehörben und ber 
Drgane berjelben verlangen. 

Schließlich mag eine Behörde eine freinden Staates, zunädit 
in ber Negel eine Präventivjuſtiz-Behoͤrde beffelben, Nachricht geben 
von einer ihr drohenden Verlegung und um dieffeitige Beihilfe zur 
Abmwendung bitten. 

Je nachdem nun bie anregende Nachricht auß ber einen ober 
ber andern biefer Quellen kommt, ift auch dad Verfahren und find 
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bie. Rückſichten fo wie die Folgen verſchieden. Aufgabe der Wiffen- 
ſchaft iſt es, die richtigen Grundfäge für alle dieſe Fälle aufzuſtellen; 
doch erfcheint ed als möglich und zweckmäßig, einige allgemein gil⸗ 
tige Bemerkungen voranzuſchicken. 

Zunäachſt kann es keinem gegründeten Zweifel unterliegen, daß 
ein Staatsangehoͤriger, (welches im. Uebrigen ſein Verhältniß ſei,) 
deſſen thatſächlich unrichtige Anzeige zu einer amtlichen Verfügung 
Veranlaſſung giebt, im Falle einer böslichen Abſicht oder einer ſtraf⸗ 
baren Fahrläſſigkeit für die geſetzlichen 1) Folgen feiner Handlung 
verantwortlich ift, und zwar fowohl dem Staate als dem in Folge 
biefer Anzeige in- feinen Rechten Beipränkteri. — Die Anzeige einer 
beabfichtigten Nechtzftörung iſt allerdingd an und für ſich nichts 
weniger als tabelnzwerth und muß ‚vielmehr nicht nur als eine bes 
fondere Pflicht der Beamten, fondern auch als eine. allgemeine Ver 
bindlichkeit des Bürgers erflärt werben; allein es kann auch Nieder⸗ 
trächtigkeit bie Larve diefer Pflichterfühlung vornehmen um uneble 
Leidenſchaft zu befrievigen. Wenn auch bei einer: gewiffenhaften 
Regierung eine ſolche Bosheit dem Unfchuldigen Teinen bleibenden 
Nachtheil bringen- kann, fo iſt doch die, Zufügung eines vorüber: 
gehenden Nachtheiles gar wohl. möglih. Der faljhe Angeber ver- 
bient aljo. die ganzen Folgen ‚feiner Miſſethat zu tragen. Er ladet 
offenbar durch feine Unwahrheit eine. doppelte Strafe und eine dop⸗ 
pelte Entſchaͤdigungsverbindlichkeit auf ſich. Strafe nämlich, theils 

1) Für unndthige und ungeſetzliche Schritte, welche in Folge 
einer Anzeige abfichtlih oder unabfichtlih von einem Beamten vorgenommen 
wurden, Tann natürlich der Urheber ber Anzeige nicht verantwortlich fein, ba er 
feine Schuld an ben fehlerhaften Maaßregeln trägt. Hier Tann ed ſich nur von 
einer Verantwortlichfeit bes Beamten handeln. Eben fo Mar if, daß nur un: 
rihtig angegebene Thatſachen firafbar machen Finnen, nicht aber allenfalls 
auch unrichtige Schlüffe aus richtigen Angaben. Nur erſtere Tönnen, ober follen 
wenigitens, bie Behörden zu amtlichen Handlungen bewegen; bie Folgerungen 
haben fie ſelbſt zu ziehen und fih um bie vom Anzeigenden der Gefchichtzerzäh: 
Yung, überflüffiger- und zubringlichermweife, beigefügten Schlüffe nicht? zu befüm: 
mern. Billigen fie diefelben und handeln fie darnach, fo ift bieß lediglich ihre 
Sache; fie haben biefelben zu den ihrigen gemacht, fie alfo auch allein zu 
vertreten. Die Beifilgung wiffentlih unrichtiger Schlüffe ift eine Unfittlichfeit; 
allein fie fällt nicht unter den Begriff ber firafbaren intellectuellen utheberſchef., 
welche nur die Angabe von Thatſachen umfaßt. 


668 


wegen feiner abfichtlichen Täufchung ber Behoͤrde, theils wegen ber 
Verläumdungen gegen bie unfchuldig Angeflagten; Verbindlichkeit zur 
Entfchädigung aber nicht nur gegen ben Staat, wenn biefer durd 
bie unrichtige Angabe zu befonderen Ausgaben veranlaßt worden 
fein follte, fondern namentlich auch gegen bie in ihren Rechten ober 
Intereſſen Beichätigten. Es kann dabei feinen Unterjchieb machen, 
ob der Anzeigende ein Beamter oder ein Privatmann ift; und im 
erftern Falle ift der durch angebliche Selbfitbeobachtung zu ungerech⸗ 
ten Schritten Beranlaffende dem eine förmliche Anzeige Machenden 
völlig gleich zu ftellen. Von diefen Folgen einer falſchen Benad- 
richtigung vermag nur’ ber Beweis eines entſchuldbaren Irrthumes 
zu befreien, welcher Beweis übrigens, als ein Vertheidigungägrund, 
von bem Anzeigenben zu führen if. Wird er wirklich geliefert, fo 
ift von Feiner Schuld, und fomit auch von Feiner Strafe ober ‚Ent 
Schädigung, die Rebe; und es kann ſich dann nur noch von ber 
Trage handeln, ob ist der Staat ſchuldig ift, für eine von ihm, 
zwar ſchuldlos allein doch objectiv fälfchlich, begangene Handlung bie 
darunter Leidenden möglichft zu entſchädigen ? Weber biefe Frage 
fehe man aber unten, $. 66. — Auch eine auswärtige Behoͤrde, 
welche wiffentlich eine falſche Mittheilung machen follte, Hätte für 
die Folgen derſelben einzuftehen; nur ift. felbftwerftändlich in folchem 
Falle dad Verfahren, um fie zur Rechenſchaft zu ziehen und um 
Genugthuung zu erlangen, ein durch die völferrechtlichen Verhältniſſe 
geregelte2. 

Ein zweiter allgemeiner Grundfag ift, daß Demjenigen, gegen 
welchen eine befchränfende Sicherungs-Maaßregel erkannt werben 
jol oder bereits verfügt wurbe, der Ungeigende nur in dem falle 
genannt werden barf, wenn die Kenntniß der Perfönlichkeit ihm ent- 
weder zur Widerlegung des gegen ihn vorliegenden Verdachtes oder 
zur Verfolgung einer Verläumdungs- oder Entſchädigungsklage nöthig 
if. — Es möchte feheinen, als fei die hier ald Regel aufgeftellte 
Verfhweigung des Angeber3 eine entfittlichende Maaßregel, indem 
diefelbe zu unmwahren, heimlichen Hinterbringungen, zu Verrath an 
Freundſchaft und Verwandtfchaft führen könne. Allein es ift zu 
bedenken, daß eines Theil bie Gefahr abfichtlicher Verläumdung 
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burch bie eben zugegebene Verantwortlichkeit ber Angeber für bie 
thatfächliche Nichtigkeit entfernt wird, und daß andern Theile die 
Anzeige eines beabfichtigten Verbrechens für den Ungeber höchft ge: 
fährlich werben könnte, wenn fein Name den Thätern bekannt würde, 
daß fomit Furcht ihn zur Rückhaltung feiner Mittheilungen be= 
wegen, d. b. den Staat um die Möglichkeit bringen würde, ein, 
vielleicht großes, materielles Unheil und eine Verlegung des Rechts⸗ 
gejeged zu hindern *). Es ift überhaupt nicht: zu wergeffen, daß es 
fih Hier bloß von einer für bie Behörde zu begründenden Wahr: 
fcheinlichkeit,. nicht aber von dem, allerdings? burdy namenlofe und 
geheim gehaltene Zeugen nicht zu führenden, gerichtlichen Beweiſe 
einer Schuld Handelt. Wenn in dem leßtern Falle Alles daran liegt, 
zu unterfuchen, wer etwas außfagt, fo ift e8 bort oft von gar Feiner 
Bedeutung, indem biefe Anzeige nur dazu diente, die Aufmerffam- 
feit auf einen beftimmten Punkt zu richten, bie weiteren Schritte 
aber durch die hierdurch veranlaßten Bemerkungen und Kenntnifs 
nahmen der Behörden veranlapt wurden. — Uebrigens muß die 
Behörde bei Ertheilung Lines befondern Verſprechens ber: Geheim- 
haltung ehr vorfichtig verfahren. Wenn nämlich einem Bürger, 
welcher nur unter der Bebingung unbebingter Verſchweigung feines 
Namens Anzeige von einer beabfichtigten Rechtsſtoͤrung machen wollte, 
ein ſolches Verfprechen wirklich gegeben wurde, jo kann nun natür= 
lich die Behörde feine ſolche Maaßregeln ergreifen, welche früher 


2) Wie konnte man z. B. verlangen, baß ber Bewohner eine einfamen 
Hofes den Aufenthalt einer Jauner-Bande und die Mitglieber berfelben anzeige, 
wenn fein Name befannt gemacht und er fomit der, vieleicht furdtbaren, Mache 
biefer Horbe audgefeßt würde? Könnte man erwarten, baß ein von einer gegen 
ben Staat gerichteten gefährlichen Verſchwörung Unterrichteter Anzeige davon ma⸗ 
chen werbe, wenn biefe veröffentlicht und er bamit vielleicht unmittelbarer Lebens: 
bedrohung ausgeſetzt würbe? Und würde ſich wohl Derjenige, deſſen Rechte vom 
Staate nicht geſchützt wurden, weil Niemand fich zu einer für ihn ſelbſt gefähr: 
lichen Anzeige entfchloß, durch ben Gedanken getröftet finden, daß wenigftens bie 
Unfitte einer heimlichen Benachrichtigung, nicht begangen worden jei? Allerdings 
fol der tüchtige Mann fich zu feinen Handlungen öffentlich befennen ; allein biefe 
Regel erleidet eine Ausnahne, wenn folhe Offenheit nur ſchaden und Niemand 
nüten Tann. In jebem Kalle .würbe der Staat unflug handeln, eine nothwendige 
Anftalt auf einen folhen ungewöhnlichen Muth der Bürger zu gründen. 
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ober fpäter eine Nennung feine Namens zur rechtlichen ober that: 
fächlichen Folge Haben würden. Sie ift aljo in ber Wahl ihrer 
Mittel, vielleicht in ſehr fchäblicher Weile, beſchränkt. Entweder 
kann fie nur allgemeine Nüftungen ergreifen, nach deren Grund 
freilich Niemgnd zu fragen berechtigt ift, welche aber auch nict 
ausreichen zur fichern Bekämpfung ber beſtimmten Gefahr; over fie 
mag zwar etwas unmittelbarer Wirkſames thun, ohne jeboch das 
eigentlich Sichernde wählen zu dürfen. Um’zu Lebterem befähigt 
zu werben, ijt fie denn wohl, wenn auch nur zum Scheine, genöthigt 
fi "weitere und aufweißbare Anzeigen: gegen die Verbächtigen zu 
verfchaffen zu fuchen. Da dieß nun immer boppelte® Gefchäft ver: 
urfacht, Häufig fogar die vechte Zeit zu verfäumen nöthigt, fo muß 
es Negel fein, nur im äußerften Falle auf die Bebingung eines 
unbedingten Verſchweigens einzugehen ®%). — Die Entſcheidung ber 
Frage, ob die Nennung des Namens des Anzeigenden zur Führung 
des von bem Bejchuldigten unternommenen Bewetjed nöthig fei, hängt 
natürlich nicht von Letzterem ab, fondern von ber Behörde, welche 
über dieſe Beweizführung zu erkennen hat. Somit von der Praͤ⸗ 
ventivjuftiz, wenn die Unrichtigleit des erwecken Verdachtes und 
jomit die Unnothwendigkeit der beabſichtigten Sicherungsmaaßregeln 
gegen fie felbft erwiefen werben will; von dem Gerichte aber, wenn 
wegen des zugefügten Schadens eine Klage angejtellt werden joll, 
jei e8 daß die Präventivjuftiz bereit? felbft die Unrichtigkeit ver 
Anzeige anerlannt und die nachtheiligen Maaßregeln zurückgenom- 
men hatte, fei es daß fie in ber Vertheidigung ihres Verfahrens 
verharrt. 

Als eine dritte allgemein giltige Regel endlich iſt der Grund: 
fa anzuerkennen, daß die: burch ihre Amtsgewalt zum Handeln be 
rufene Präventiv- Juftizitelle nur durch ihre eigene Meberzeugung 
von der Nothwenbigfeit und Nütlichkeit einer Maaßregel, oder durch 
den Befehl einer ihr vorgefeßten Behörde, nicht aber durch bie An- 
träge Untergeorbneter, die Forderungen von Privatperfonen oder dad 
Anfuchen einer fremden Behörde zur Thätigleit gendthigt werden 


8) Bol. € Emmermann, Ueber Polizei, S. 159 fg-; und "unten, se 61, 





Nr. 3, 4. 
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kann. Ihr ift.vom Staate die Wahrung bebrohter Rechte anvers 
traut, auf ihre Verantwortung geht Handlung und Unterlaffung; 
nur die Einficht des Hoͤherſtehenden und die Ruhe des Unbetheiligten 
ſoll über die Verwendung der Staatskräfte und über die in der 
Negel vorkommenden Beſchränkungen der Bürger entſcheiden. Eine 
Nöthigung durch einen Untergeorbneten würbe allen Begriffen von 
Dienfthierarchie und Organifation Hohn fprechen und den Vorge⸗ 
feßten zum Spielballe und .Spotte feiner Werkzeuge maden. Ein 
Zwang de Bürger? gegenüber von: ver Staatsgewalt ift eben fo 
unmöglih und würde überdieß zu einer gänzlichen Zerfplitterung 
aller verfügbaren Kräfte, und fomit zu unwirkſamer Schwäche im 
Augenblicke der Noth führen. ine auswärtige Behörde Kann eine 
dieſſeitige ftaatliche Thätigfeit nicht fordern, Jondern nur darum 
anfuchen unter Nachweis ihrer vechtlishen Begründung und ihrer 
Zweckmaͤßigkeit. Bon diefen Grunbfägen findet nur dann eine Aus⸗ 
nahme ftatt,, wenn entweder dad Geſetz dem Bürger dad Recht ein⸗ 
räumt, von der Behörde die Vernahme einer beftinmten rechts⸗ 
fichernden Handlung zu verlangen, was allerdings in manchen Thei⸗ 
„ Ien. der freiwilligen Gerichtöbarkeit der Fall tft; ober wenn eih 
fremder Staat ein vertragdmäßiged Recht erworben hat, eine be 
ftimmte Art von Handlungen. zum Schutze feiner Nechte zu vers 
langen. 


b) geſendere Regeln. 


G: 60. 

| a) Bei Seisfwmafsnefmungen ber Präventivjuftigbehörden. 

Daß die von einer zuftändigen Behörde felbft gemachte Wahr: 
nehmung einer drohenden Gefahr auch ohne anderweitigen Beweis 
zu. vorbeugenden Handlungen veranlaffen Tann und fogar muß, 
Zarın Teinem Zweifel unterliegen. Welcher Beweis Könnte für fie 
überzeugenber. fein, als bie eigene Anſicht? Welcher Ausſage Tann 
fie ein größeres Gewicht und eine höhere Wahrſcheinlichkeit beilegen, 
al3 der unmittelbaren Wahrnehmung felbft? Iſt doch jeder von 
Außen zufommende Beweis ftrenge genommen nur ein Erſatz des 
fehlenden eigenen Bewußtfeind, Allerdings übernimmt der Beamte, 
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welcher in Folge einer eigenen Beobachtung handelt, die ganze Ber: 
antwortlichkeit auf fich, d. h. nicht blos bie Vertretung ber Togifchen 
und rechtlichen Nichtigkeit des Schluffes, welchen er aus ben Thatſachen 
zicht, fondern auch die Richtigkeit biefer Thatfachen ſelbſt. Allein 
weit entfernt, daß biefe erhöhte Verantiortlichkeit feine Stellung 
erfchwerte, wird fie vielmehr, wenn die Beobachtung nur gewifien- 
Haft genug gemacht. worden fft, zu feiner materiellen Sicherheit und 
zu feiner Beruhigung beitragen, weil er nun nicht nach der Aus 
fage Anderer, fondern nach feiner eigenen Kenntniß von Sachen und 


Perſonen feine Schritte zu bemeffen bat 2). — Uebrigens ftellen fid 
bie Verhältniffe etwas verjchieben, je nachdem ber wahrnehmende 


1) Ueber das technifhe Verhalten bei einem amtlihen Augenfcheine (freilich 
zunächſt zu gerichtlichen Zwecken) |. Kleinſchrod, Archiv bed Griminal-Rechts, 
Bd. V, F. 8, ©. 1 fg.; Jagemann, in feiner Zeitſchrift für Strafverfahren, 
Bd. I, S. 280 fg.; Heffter, Lehrbuch, dte Aufl, ©. 508 fg. — Aus ber 
weientlichen Verſchiedenheit der Stellung unb ber Aufgabe eines Richters umb 
eines Bräventivjuftizbeamten ergiebt fi Übrigend, daß manche Regeln, bie über bie 
Aufnahme und Über bie rechtliche Bedeutung eines gerichtlichen Augenſcheines 
gelten, Teine Anwendung auf die Handlungen ber Letztern erleiben. Go kann 
3. B. davon keine Rebe fein, daß eine eigene Wahrnehmung ber Behörde nur 
dann eine volle amtliche Glaubwürbigkeit und Benüpbarfeit hat, wenn fie von 
ber amtlich verfammelten und volftänbig befegten Behörde vorgenommen und 
alsbald zu ben Acten gebracht worben if. Abgefehen davon, baß überhaupt in 
ber Regel Collegialbehörben bei ber Präventivjuftig gar nicht beſtehen, ift über: 
haupt bie Vorfchrift, daß eine perfönliche Bemerkung nur bei Gelegenheit einer 
förmlich eröffneten Amtshandlung gemacht werben Tann, bier gar nicht anwenb: 
bar. Nicht nur kann fi) ber Präventivbeamte immer und überall von Thatfachen, 
welche für feine Aufgabe von Wichtigfeit find, Überzeugen ; ſondern er wird fogar in 
ber Regel nicht gerade während einer amtlichen Thätigfeit Wahrnehmungen machen 
Ebenfo ift die Aufnahme eines Protocolles über eine erlangte Anſchauung weder 
immer nöthig, noch auch nur möglich. ine amtliche Aufzeihnung wird vielmehr 
bier hauptfächlich nur zu Außeren Zweden gefcheben, nämlich zum Behufe von 
Mittheilungen an andere Behörden ober zur Sicherſtellung des Beamten gegen 
Verantwortlicfeit, und etwa zur Unterftügung bes eigenen Gedächtniſſes; als 
Grundlage be3 Handeln genügt auch eine burch fein Actenftüd vermittelte Weber: 
zeugung. Aus benfelben Gründen ift ferner bier ber weitere Grundfatz nicht 
anwendbar, daß bie von einem einzelnen Beamten gemachte Wahrnehmung nur 
ben Werth eines Zeugniffes babe. Sie kann volllommen und unmittelbar ent: 
ſcheidend und beweifenb fein, und zunächft hat nur ber zum Handeln zuftänbige 
Beamte Über beren fachlichen Werth mit fi im Reinen zu jein. 
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Beamte eine Stelle in ber Dienfthierarchie einnimmt, wie bieß bie 
nachitehenden Erörterungen zeigen werden. 

1) Nicht jelten ereignet ſich der Fall, daß einer vorgeſetz⸗ 
ten Behoͤrde unmittelbare Kenntniß von einer Gefahr wird, deren 
unmittelbare Abwendung in das Geſchaͤftsgebiet einer untergeordne⸗ 
ten Stelle gehört und welche alſo auch ‚von letzterer zunächſt hätte 
bemerkt werben follen. Natürlich theilt die höhere Behoͤrde, wenn 
fie nicht durch große. Dringlichkeit der Hilfe zu unmittelbarem Eins 
fchreiten genoͤthigt ift, die Nachricht von der gemachten Wahrneh- 
mung ber untergeorbneten mit und trägt ihr auf, zu thun was 
ihres Amtes iſt. Sollte gleich dieſe letztere nicht einverftanben fein 
mit der angeblich bemerkten Thatſache oder mit den von ihren Vor⸗ 
gejeßten darand gezogenen Schlüffen und für noͤthig erachteten Maaß- 
regeln, fo ſteht es ihr doch nicht zu, den Befehl unbefolgt zu laſſen. 
Hoͤchſtens mag fie, falls die Sache Verzug leidet, eine mit Gründen 
unterftügte Bitte um Zurücknahme der getroffenen Anordnung ein» 
fenden. Dem wieberholten Befehle aber ift fie jeden Falles zu ges 
horchen ſchuldig, da von einer Unabhängigkeit der Präventiv-Juftizs 
Behörden Feine Rede fein kann. Ebenjo wird fie zur Verantwortung 
aufgefordert werben koͤnnen, warum fie in ihrem Kreiſe bie frage 
liche Bemerkung nicht auch gemacht habe, falls nämlich dieſe offen 
vorlag und bei größerer Aufmerkſamkeit auch von ihr zu entdecken 
war. Sollte durch eine Gegenvorftelung der rechte Zeitpunct zur 
Vorbeugung verfäumt worden fein, fo würde die zögernde Behörde 
bie volle Verantwortung treffen; wogegen die aus ihrem Gehorjame 
entfpringenden Folgen nimmermehr ſie, ſondern nur die befehlende 
Stelle zu vertreten hat. 

2) Wenn der mit der Ausführung einer gewiſſe Art von 
Maaßregeln beauftragte Beamte eine Veranlaſſung zu deren An⸗ 
wendung ſelbſt bemerkt, fo iſt zu unterſcheiden, ob er jene Maaß⸗ 
regel aus eigener Macht anordnen kann, oder ob er darüber Bericht 
an eine hoͤhere Stelle zu erſtatten und von dieſer Beſcheid zu er⸗ 
warten hat. 

3) Im erſtern Falle iſt er, wie oben bereits bemerkt, durch 
eine folche eigene Wahrnehmung zum Handeln vollkommen ermächtigt, 
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jedoch auf feine Verantwortung fowohl gegen oben als gegen unten. 
»Es Tann dabei lediglich nicht darauf anlommen, wo, warn und wie 
er die in Frage ftehende Bemerkung machte. Der Richter mag mır 
von dein, was in ben amtlichen Papieren oder münblichen Ver: 
handlungen enthalten ift, Gebrauch machen dürfen; bei bein Beam: 
ten der Necht3: Polizei verhält es fich anderd. Er darf und fol 
fi) unter allen Verhältnifien unterrichten, und er muß handeln, 
woher immer ihm die Kunde von einer drobenden Gefahr kommen 
mag, wenn jene nur zuverläffig ift. ‚Eine zuverläffigere aber, ala 
feine eigene Beobachtung, Tann er nicht Haben. Seinem Pflicht 
eifer und feiner Klugheit bleibt es überlafien, die Art und Weile 
zu wählen, auf welche er feine Bemerfungen mahen will. Bald 
wird. bloße Aufmerffamkeit und die fchon im gewöhnlichen Leben 
mögliche Beobachtung aller verbächtigen BVerhältniffe und Perſonen 
binreihen; bald aber wirb größere ES chlauheit, zuweilen ſelbſt 
außgezeichneter Muth zur Erreichung bed Zweckes nöthig fein. Es 
ift dabei keineswegs nöthig, daß der Beamte immer ſchon in feiner 
äußerlichen Erſcheinung als folcher fich Fund giebt; im Gegentheile 
wiirde jehr oft das Vorfichtragen feiner amtlihen Eigenfchaft die 
Erreichung des Zweckes völlig vereiteln. Selbſt eine abfichtlice 
Täuſchung über feine Perfönlichkeit ift ein an fich erlaubte Mittel, 
ber drohenden Gefahr unbemerkt näher zu fommen und Größe und 
Nähe derjelben befjer zu beurtheilen; - doch werden Klugheit und 
Schielichfeitägefühl den Beamten abhalten in unpaffenden Fällen 
und allzu oft biefeg Mittel, zu einer Selbitwahrnehmung zu ge 
langen, anzuwenden. Daß er übrigens weber bier, noch überhaupt, 
ein an und für fich unfittliche® oder unrechtliches Mittel zur Ex: 
fundung der Wahrheit benügen darf, iſt nicht erit zu bemerken. 
Er kann alfo unbedenklich die Verbächtigen oder andere mit den 
Berhältniffen Bekannte über jeine Perfon und über die Gründe 
feiner Nachforſchungen im Ungewiſſen erhalten; er mag ihnen, wenn 
ed gelingt, fein Nachforfchen ganz verbergen: allein er darf weber 
durch eine fcheinbare Theilnahme an dem Verbrechen oder burd 
falſche Verſchwiegenheits-Betheurungen ſich das Vertrauen ver Aus: 
zuforſchenden zu erwerben, noch durch Handlungen, welche, von 
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Privaten aus irgenb einer Urſache begangen, ftrafbar wären, Ges 
heimniſſe zu erforfchen fuchen ?). Ueberdieß muß er immer im Auge 
behalten, daß namentlich der Beamte der Präventivjuftiz zu voller 
Wirkſamkeit eines gewiffen perfönlichen Anfchens und Zutrauens 
nicht entbehren Tann, und baß. dieſes in manchen Fällen Träftiger 
zur Erhaltung des Rechtsſtandes beitragen mag, als eine bebeutenbe 
phyſiſche Macht. Es wäre ſomit ein fchlechter Dienft, welchen er 
ih und dem Stante erwiefe, wenn er aus übergroßem Amtzeifer , 
durch Ergreifuug unehrenhafter Mittel fein fittliche® Anſehen in 
ber öffentlihen Meinung zerjtören würbe. 

.b) Xritt der zweite der oben unterfchievenen Yälle ein, d. h. 
bat der die drohende Gefahr entdeckende Beamte nicht dag echt, 
die von ihm dagegen auszuführende Maaßregel auch felbjt anzus 
ordnen, jondern muß er deßhalb erft an eine vorgeſetzte Stelle bes 
richten, jo ift feine nächſte Pflicht Schnelligkeit und Richtigkeit der 
Anzeige. Verantwortlich ift er natürlih nur für die Wahrheit 
feiner Angaben, im Uebrigen tritt das oben, unter 1, entwickelte 
Verhältniß ein. Eine Ausnahme von dem regelmäßigen Verfahren 
kann jeboch. ftattfinden, wenn Gefahr. auf dem Verzuge haftet und 
die Antwort der höhern Behörde voraußfichtlich nicht zur rechten 
Zeit eintreffen fan. Hier kommt e3 darauf an, ob der ausführende 
Beamte für folche Fälle ausnahmsweiſe ein Recht zu felbftftändigem 
Handeln bat, oder nicht. Im erften Falle hat er nun auch bie . 
Pflicht, zu handeln; und er würbe eben fo gegründeten Tadel: ver⸗ 
dienen, wenn. er in jolchem alle erft anfragte, als wenn er ſchon 
in gewöhnlichen Faͤllen fein Ausnahmerecht in Anſpruch nehmen 
wollte. Iſt ihm, freilich unzweckmaͤßig genug, eine ſolche Befugniß 
nicht eingeräumt, fo Tann ihn natürlich. kein rechtlicher Vorwurf 
treffen, wenn er fich Iebiglih auf ben einzig vorgefchriebenen 
Bericht befchräntt, falls er nur biefen möglichft beeilt. — Eine 


2) &o würde es gewiß eine Rüge verdienen, wenn ein Beamter fi) wer 
leiten ließe, heimlich Schlöffer zu Öffnen, Wriefe zu erbrechen, Papiere wegzunehmen 
ober durchzufehen. Seine Schulb würbe noch größer, wern er zu biefem End⸗ 
zwede Mittel anwenden wollte, bie an und für fich fchon firafbar wären, z. B. 
bie Verführung eines weiblichen Dienſtboten, Beſtechung u. f. w. 
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andere Frage ift freilich die, ob nicht eine höhere fittliche Pfücht 
in folhem alle von dem Beamten eine Ueberfchreitung feiner Zu⸗ 
ftändigfeit, und fomit die Webernahme einer Verantwortung gegen- 
über von feinem Vorgeſetzten erfordert?. Die theoretiiche Beant⸗ 
wortung dieſer Frage wird wohl bauptfächlich von der größern oder 
mindern Wichtigkeit und Unerfeglichkeit de bebrobten Rechtes ab- 
hängen; ihre Auflöfung im der Wirklichkeit aber durch den Grad 
bed innern Pflichtgefühles und bed ‚bürgerlichen Muthes des Be 
amten beftimmt werden. Höchjt unklug von ber höhern Behörde 
wäre e3 übrigens, wenn fie bei einer ſolchen, durch einen wirklichen 
Nothfall erzeugten, Zuftändigfeitös Meberjchreitung von dem Unter 
georoneten etwas Auderes, als den Beweis ber Dringlichkeit ver 
langen würde. Die Gejchäftöformen find nur für bie Regel; 
unvernünftig aber. wäre es, beveutenden materiellen Schaben ze 
leiden, nur um jene aufrecht zu halten: Weberdieß wird ber Staat 
von einem folchen, ohnebieß nicht allzuhäufigen, Eifer und Mut 
eined Beamten fo großen und bejtändigen Bortheil ziehen, daß es 
eine ſchlecht berechnete Politik wäre, dieſe Eigenfchaften nieberzu: 
halten durch übergenaue Verweiſung auf die gewöhnliche Ordnung. 

3) Verſchieden von den beiden bisher erörterten Annahmen ift 
der Fall, wenn die amtliche Veranlaffung zu Ergreifung einer 
Sicherungd-Maaßregel von einer gleidhgeorbneten, jomit weber 
. vorgefegten noch untergeorbneten, Präventiv⸗-Juſtiz-Behörde ausgeht. 
Hier find zwei wefentlich. verfchiebene Fälle zu unterjcheiden : 

a) Einmal nämlich mag es fein, daß eine ſolche gleichgeorenete 
Behörde die Maaßregel, zu welcher fie ihre eigene Wahrnehmung 
geführt hat, nicht felbft vornehmen kann, weil die Hauptjächlichften 
Perſonen oder Gegenſtände außerhalb ihre amtlihen Sprengel 
liegen, und daß fie demnach ber zuftändigen Schweiter-Bchörbe 
Nachricht von ihren Beobachtungen und Befürchtungen giebt. Sm 
biefem Falle ift natürlich Fein unmittelbarer Zwang für die benad- 
richtigte Behörde vorhanden, auf den Grund biejer- fremden, von 
einer nicht zu einem Befehle berechtigten Stelle gemachten Beob⸗ 
Achtung handelnd aufzutreten. Wenn fie eine entgegengejeßte Weber: 
zeugung von dem Vorhandenſein der Thatjachen oder von den: aus 
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denſelben abzuleitenden Schlüffen hat; mit einem Worte, wenn fie 
troß der entgegenftehenhen Anficht feinerlei Gefahr für bie Rechts⸗ 
ordnung fürchtet, oder wenigſtens im ibigen Augenblicke eine amt⸗ 
liche Handlung noch nicht für gerechtfertigt und flug erachtet: fo 
unterläßt fie eine weitere Verfolgung‘ des mitgetheilten Gegenſtandes. 
Bon ſelbſt verjteht fich, daß fie dieß auf ihre Verantwortung thut, 
welche -in ſolchem Falle rechtlich und polltifch beſonders gefteigert ift. 

b) Ein weſentlich hiervon verſchiedenes Verhaͤltniß tritt ein, 
wenn die gleichgeordnete- Behörde die auf ven Grund ihrer eigenen 
Kenntnißnahme von-ihr für nöthig erachtete Maaßregel im Weſent⸗ 
Tichen jelbjt vollziehen kann und will, aber zu beten vollftändiger 
Durchführung der Hilfe anderer .Behödrven deſſelben Staates bebarf, 
an welche ‘fie -fih denn mit beſtimmtem Verlangen wendet. Ente 
hält eine folche Mittheilung einer gleichgeordneten Behörde eine foͤrm⸗ 
liche Requifition, d. h. eine Aüfforderung zu beftimmter Mit⸗ 
wirkung. bei einer von der auffordernden Behörde begonnenen Maaß—⸗ 
regel, fo ift derjelben immer. Folge zu feiften, und zwar mit moͤg⸗ 
lichſter Schnelligkeit und mit dem auf-die eigenen Unternehmungen 
zu verwendbenden Eifer. Die Abtheilung des Staatsgebietes im 
verjchiedene gleichgeorbnete Verwaltungs Bezirke foll natürlich "nur 
zur Förderung der Staatszwecke, nicht aber zu deren Verhinderung 
bienen. Dich wäre. aber der Kal, wenn der einem foldhen Bezirke 
vorgefeßte Beamte immer nur diejenigen Gefchäfte zu beforgen 
ſchuldig wäre, bie er ſelbſt begann, weil ihr Anfang zufällig im. 
feinem Sprengel lag: Allerdings bat er ſolche zunächſt zu beforgen; 
macht aber die Erreichung eines Staatszweckes nöthig, daß er bie 
Bemühungen de3 einem anbern Bezirke vorftehenden . Amtsgenoſſen 
unterftüge, jo darf er fich deſſen nicht weigern, denn feine Beſtimmung 
ift die Leitung eines gewifjen- Theiled der Sfaatsthätigkeit, fo weit 
fich diefe innerhalb des geographifchen Umfanges feines Bezirkes zu 
äußern bat; nicht aber ‚bloß die Beſorgung der rein drtlichen Inter⸗ 
effen. Würde eine folche Pflicht, ben Requiſitionen gleichſtehender 
Behörden zu folgen, nicht beftehen, fo müßte entweder der Staat 
auf .die Bewahrung bebrohter Nechte ganz verzichten, ſobald hierzu 
eine über die zufällig gezogene Gränze eines untergeordneten Ver⸗ 

v. Mohl, Redtbs Polizei. 8. Auflage. 87° 
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waltungsbezirkes hinaußreichende Maaßregel erforderlich wäre; oder 
er müßte dem urjprünglic damit beſchäftigten Beamten das Recht 
einräumen, in ben übrigen Bezirken nach Belieben Vorkehrungen 
unmittelbar zu veranftalten; oder es miürkte endlich der einer Hilfe 
einer gleichgeoruneten Stelle Bebürfende fih immer an den nächſten 
gemeinichaftlichen Vorgefegten um Auswirkung eines Befchles wenden. 
Das erite iwiderfpräche dem Staatszwecke und ben Gründen ber 
‚ geographifchen Lanbeseintheilung auf eine gar zu widerfinnige Meife; 
das zweite könnte nur die höchſte Verwirrung und. ewige Streitig⸗ 
feiten ber Beamten unter ſich zur Folge haben; das letzte endlich 
foftete wiele unnöthige Echreiberei und würde überbieß zum unge 
nübten Verftreichen der beften Gelegenheit führen. Die verlangte 
Hilfe ift in der Art und Ausdehnung zu geben, wie die Requififien 
fie verlangt, und eine willkürliche Abweichung ift um fo weniger 
geftattet, ald ber Aufgeforderte in der Regel nicht die ganze End: 
lage kennt. Es verfteht ſich, daß eine Nachläffigkeit oder ein fon- 
ftiger Fehler bei der Hilfsthätigfeit eben fo ahndungswürbig wäre, 
als bei einer felbftftändigen Maaßregel. — Nur wenige beftimmte 
Ausnahmen finden ftatt vor der allgemeinen Pflicht, den Meguiji: 
tionen zu folgen. Einmal entjhulbigt natürlich phyſiſches Unver 
mögen. Zu dieſem gehört aber namentlich der Kal, wenn die zu 
Hilfe aufgeforderte Behörde ſelbſt eine eigene mindeſtens eben fo 
wichtige und gleichfal3 unverſchiebbare Maaßregel zu vollzichen hat, 
welche alle ihre Zeit und ihre Mittel in Anfpruch nimmt. Zweitens 
Tann ber Aufforderung nicht gefolgt werden, wenn dieſelbe cine 
entiveber an und für fich unerlaubte ober wenigſtens eine wicht zu: 
ftehende Maaßregel verlangt. Das Recht Hierzu kann in keinem falle 
von einer gleichgeorbneten Behörde ausgehen. Drittend mag der Auf: 
geforverte auf feine Verantwortung bin die Befolgung unterlaffen, 
wenn cr bei genauer Bekanntſchaft mit den Verhälttifjen die ihm ange 
muthete Handlungsweife als überflüſſig, widerſinnig oder nachtheilig 
betrachten muß. Natürlich rechtfertigt übrigens in ſolchem Falle, nur bie 
objective Wahrheit, nicht aber bloß der gute Glaube, den Ungehorfam; 
und eine aldbaldige, die Gründe ber Weigerung angebende Rück⸗ 
antwort iſt nicht nur durch die Ruͤckſicht auf den Amtsgenoſſen und 
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durch die Gejchäftserbnung, fonbern namentlich auch durch die Mög: 
lichkeit einer Wegräumung der bisherigen Zweifel- geboten. 

4) Rührt endlich die Nachricht von einer untergeordneten 
zu .Ergreifung der nöthigen Maaßregeln aus eigenem Nechte nicht 
befugten Behörde oder einem dienenden Organe ber Präventivjuftiz 
ber, jo verjteht fich von felbit, daß die zur Handhabung berechtigte, 
und verpflichtete Etelle völlig freie Hand bat, welche Wirkung fie 
biefer Anzeige beimefien, ob fie namentlich auf den Grund derjelben 
eine Vorkehrung treffen wil. Die ganze Verantioortlichfeit des 
Handelns ſowohl ala des Unterlaffeng Laftet auf ihr. Dem Anzeis 
genden bleibt im Falle des Nichteingehens auf feine Anficht nur übrig, 
daß er um bie amtliche Aufbewahrung feiner Anzeige bittet, damit 
er unter allen Umftänden: von jeder Berantwortlichkeit wegen nicht 
gehörig erfüllter Amtspflicht frei fe. — Sowohl in Bezichung 
auf die handelnde Behörde, als auf bie. durch deren Maakregeln - 
betroffenen Privatperfonen wirft ſich übrigens hier die wichtige 
Trage auf, welches Gewicht der amtlichen Ausfage eines einzelnen 
untergeorbneten Agenten beigelegt werben darf? Häufig wird das 
Vorhandenfein eines drohenden Umſtandes nicht von Mehreren bez 
merkt und angezeigt werden. Hat nun die mi Berufung auf den 
geleisteten Amtzeid gemachte Anzeige Eine Gensdarmen, Polizei⸗ 
dieners u. |. w. ſolchen öffentlichen Glauben, daß auf fie gejtüßt 
bie Verantwortlichkeit der verfügenden Stelle gedeckt ift- und, durch 
jie veranlagt, die beichränfende Maaßregel ſtaatsbürgerlichen Gehor⸗ 
fam finden muß? Auf der einen Seite Tann die vermeintliche Wahrz 
nchmung eines jolchen Einzelnen irrig fein; es ift weber auf bie 
Einficht, noch auf das feinere Nechtögefühl von Leuten aus ben 
ungebifveten Klaffen immer volled Vertrauen zu fegen. Auf ber 
andern Seite wäre es widerfinnig, vollen gerichtlichen Verweis einer 
Gefahr zu verlangen, welche erſt droht, alſo weſentlich noch ungewiß 
ift, und man könnte in materieller Beziehung die Vernachläffigung 
der Warnung ſchwer zu beklagen haben. Unter dieſen Umſtänden 
muß vor Allem die Wahrjcheinlichfeit der Angabe der Gegenftand 
einer genauen Unterfuchung fein. Dieſe Wahrfcheinlichkeit wird 
aber als vorhanden anzunehmen fett: | 
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a) wenn ber Meldende nur ſolche Umftände angiebt, welde 
er mit feinen Sinnen wahrnehmen fonnte. Den’ von ihm gezoge 
nen Schlüffen ift natürlich ein weit geringerer, wenn überhaupt 
irgend ein Werth beizulegen, und ftrenge find. fie deßhalb von ben 
Thatjachen zu trennen; 

b) wenn anzunehmen ift, daß er die reine Wahrheit angeben 
will. Das Urtheil hierüber wird ſeine Begründung theils in der 
dem Beamten beiwohnenden Kenntniß von feiner Perfünlichkeit, theils 
in dem Vorhanbenfein oder Nichworhandenſein einer Beziehung des⸗ 
felben zu ber fraglichen Thatſache ober den betreffenden Perſonen, 
theils endlih in dem Umſtande finden, ob er Vortheil oder Nad- 
theil von ber Wahrheit feiner Angabe zu, erwarten hat; 

c) wenn die Angabe nichts in ſich Unmoͤgliches oder hoͤchſ 
Unwahrfcheinliches enthält; endlich 

d) wenn die Meldımg auch noch durch andere, unabhängig 
von ihr in Erfahrung gebrachte Umftände unterftüßt wirb, follten 
biefelben auch nur in entfernter Verbindung mit dem Segenftane 
ftehen. Hier namentlich wird die Sach: und Perfonenkenntniß de 
Beamten, feine beftändige Aufmerkfamteit auf alle Umſtände, welche 
von Wichtigkeit für feinen Geſchäftskreis fein fünnten, und fein 
Scharffinn volle Gelegenheit zur Bewährung haben. 

Iſt die Unterfuchung zu Gunften der gemachten Anzeige aus- 
gefallen, fo muß nun natürlich gehandelt werben wie die Umſtände 
ed erfordern, und es können möglicherweife fehr wichtige Maaßregeln 
und bedeutenbe . Beichränfmgen ber Freiheit von Staatsbürger 
zunächſt auf eine ſolche Angabe eines Untergeorbneten gegründet 
werben. Beſtehen die Maaßregeln blos aus allgemeinen Vorkeh— 
rungen und Nüftungen, ohne daß Rechtsbeſchraͤnkungen gegen 
Alle oder Einzelne damit verbunden wären, jo bat wohl bie der 
handelnden vorgeſetzte Behörde, allein Keiner aus dem Wolfe, dad 
Recht, ich nach den Gründen folder Vorkehrungen zu erkumbigen 
und dieſelben zu widerlegen zu ſuchen. Wohl aber ift dieſes ber 
Fall, wenn Freiheitöbefchränfungen angeordnet werben wollen. Hier 
müſſen die Betheiligten zu einem Gegenbeweife zugelaffen werben, 
bucch welchen fie bie thatfächliche Unbegrünbetheit der gemachten 
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Anzeige ober wenigſtens bie Falfchheit des darauf zu ihrem Nachtheile 
gegründeten Schluſſes nachzuweiſen  verfuchen 9. Wenn freilich 
ber Angabe des Dieners nichts entgegengeſetzt wird, als ein blofes 
unbefcheinigtes Läugnen, fo verdient natürlich bie erftere ven Vorzug und‘ 
mag immerhin auch eine Sicherungsmaaßregel veranlaffen %). Auf der 
andern Seite verfteht fich, daß der Diener, deſſen Angabe in thatfächlicher 
Beziehung widerlegt würde, in Unterſuchung zu nehmen ift, ob boͤſer 
Wille, mindeſtens ftrafbare Fahrläffigfeit, oder ob ein entſchuldbarer 
Irrthum Urſache an feiner unrichtigen, durch Berufung auf den 
Amtzeid bekräftigten Anzeige war, und daß er im erftern Falle 
ſtrenger Beftrafung anheimfällt. — Weber bie Raͤthlichkeit, ben Eifer 
des untergeorbneten Perfonales durch zwedtmäßige Belohnungen an⸗ 
zufeuern, |; oben $. 41, ©. 434 fg. | 


$. 61. 
#) Bei freiwilligen Anzeigen von Privaten. 

In Beziehung auf die von Privatperfonen freimillig 
gemachten Anzeigen find brei Hauptfragen zu beantworten. Cr: 
ftend, welchen Grab der Glaubwürbigfeit fie haben; zweiten, wie 
zahlreich fie fein müffen um Wirkung zu erhalten; drittens enblich, 
auf welche Weile der Staat fich viefelben zu verfchaffen habe? Die 
Beantwortung fällt, zum Theile wenigftend, verfchieven aus, je nach- 
dem man ed mit einer Gattung von Angebern zu thun hat. Einen 
mächtigen Unterſchied macht nämlich vor Allem, ob bie Angabe 


8) Weber dieſes Rechiämittel |. unten, $. 65, 

4) Auf dieſe Weife ift der bekannte Streit über ben öffentlihen Glauben 
des niedern Dienft: Berjonales hoffentlich befriehigend zu ſchlichten. So wenig 
von. einer Giltigkeit ihrer Angaben gegen einen volftändig erbrachten Gegenbeweis 
die Rebe fein kann, eben fo Mar ift, daß tn unzähligen Yällen bie ganze Präventivs 
Auftiz unmöglich wäre, wenn eine ganz unbefcheinigte und unwabrfcheinliche Bes 
bauptung eines Beichuldigten, vielleicht eines anerkannten Verbrechers, fo viel 
gelten ſollte, als der eidlich beftätigte Bericht des Beamten, Jei derfelbe auch noch 
fo ſehr erprobt als rechtlicher und pflichtgetreuer Diener. Die nothwendige Folge 
ber Annahme dieſes Gates wäre bie Verbopplung ber fämmtlichen mieberen Ors 
gane der Recht3: Polizei, bamit nie nur Ein Mann einen Dienft zu leiften hätte; 


db. h. alfo die Berdopplung der Koften bei verminderter Wahrfcheinlichkeit völlig 


tauglicde Diener zu erhalten. 
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von einem Bürger gemadyt wird, ber ſich dazu befennt, ober ob 
namenlos; im erflern Falle aber wieder, ob e8 ein Bedrohter, ein 
Unbetheiligter oder ein Mitfchuldiger ft. 

1) Was zuerft den Grab ver Glaubwürdigkeit betrifft 
fo beweist natürlich der Umftand, daß ein Bürger unaufgefordert 
eine angeblich drohende Rechtsſtörung ber Behörde anzeigt, lediglich 
noch nicht, fei es für jet ed gegen bie Wahrheit und Wahrſchein— 
Tichfeit der Sache. Es kann ihm allerdings. möglicherweie genaut 
Sachkenntniß und aufrichtiger Wille, die Wahrheit mitzutheilen, bei: 
wohnen; es mögen aber auch Ichlechte Beweggründe . ober Mangel 
an Einficht und Furcht ihn treiben. &3 iſt ſomit in jedem einge: 
nen Falle die Angabe in Beziehung auf ihre innere und äußere 
Wahrſcheinlichkeit genau zu prüfen, ehe auf ihren Grund Hin ein 
amtliche Verfügung getroffen wird. — Die meifte Vermuthung ve 
Aufrichtigfeit und objectiven Wahrheit haben die Angaben der durch 
das angezeigte Unternehmen feldft Bedrohten und ber unmit 
telbar gar nicht Betheiligten. Allerdings kann jene Furcht 
zu Uchertreibungen führen; dieſe haben troß ihrer anfcheinenten 
Unbetheifigtheit vielleicht geheime Zwecke; beide aber können fich un: 
freiwillig irren: allein es ift wenigſtens kein allgemeiner Grund zu 
einem Verdachte da. Ganz anders fteht es dagegen in biefer Be 
zichung um die Anzeigen Angeblich reuige Mitſchuldiger un 
um anonyme Angaben. 

a) So gewiß ed auf der einen Seite wahr ift, daß Niemanı 
die thatfächliche Tage, jo wie bie ferneren Plane und Mittel dir 
zur Begehung einer Verlegung Verbündeten beffer wiffen und an- 
geben kann, als deren eigener Genoſſe; jo wenig es unmöglid 
ift, daß Neue, Furcht, Rache u. |. w. einen biöherigen Theilnehmer 
zur vollfommen wahren Anzeige bewegen können; und fo aufmert: 
ſam daher die Behörde jeden Falles auf eine ſolche Mittheilung zu 
jein bat, namentlich wenn der ungefchliche Verſuch wichtigen Ned: 
ten gelten follte: eben fo ſicher ift es auf der andern Ceite, daß 
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große Vorficht fowohl im Thun als im Unterlaffen Höchft noͤthig 


ift und daß bie betreffende Behörde ſich nach zwei Seiten bin wohl 
vorzufehen hat. Nicht nur ift an und für fich ein Menſch, ber fid 


% 
2 





583 


zu einem gemeinjchaftlichen Unternehmen gegen ein Rechtsverhältniß 
anheiſchig machte, fpäter aber unaufgeforbert jeine eigenen Genoffen 
angiebt, von höchft zweifelhafter Sittlichkeit und Zuverläſſigleit; fon 
bern es kann die ganze Anzeige möglicherweife ein Kuuftgriff fein, 
um die Aufmerkfamteit der Behörden von bem wirklich bedrohten 
Buncte und von den eigentlich gefährlichen Perfonen abzuzichen. 
Es kann ferner Wahres und Falſches gemifcht fein au Verläums 
bung, aus einem Refte von Milleiven und Kameradſchaft, aus Furcht, 
baß die ganze Wahrheit zur Entdeckung bereits begangener Verbre⸗ 
‚chen, an denen der Anzeigende ſelbſt Antheil nahm, führen könnte. 
Und fo vielleicht noch andere Unwahre — Je größer num bie 
perjönliche Unzuverläffigkeit ift, dejto mehr muß bie Bchörde auf 
Beibringung materieller Beweife der Wahrheit oder mindeſtens Wahre 
fcheinlichkeit der gemachten Angabe bringen. Die Verbindlichkeit 
des Angeberd hierzu und das Mecht des Staates, ihn im Nothfalle 
durch Zwangsmaaßregeln anzuhalten, kann feinem Zweifel unter: 
liegen, weil Jeder feine Anſchuldigungen Dritter zu erweifen hat. 
Daß die Behörde außer diefer weitern Ausforſchung des Angebers 
auch noch unabhängig von ihm die angebeutete Spur zu verfolgen 
und ſich von dem Werthe feiner Ausfage Ueberzeugung zu verjchaf: 
fen bat, verfteht ſich ohnedem von felbft. Bis zu Herbeilhaffung 
ſolcher weiteren Wahrjcheinlichkeitägründe wird in ber Megel Feine 
amtliche Vorkehrung erfolgen, den einzigen Fall ausgenommen, wenn 
die bevorfichende Gefahr ala ſehr nahe und als bedeutend gejchilvert 
ift und die Angabe an und für fich ſchon wahrjcheinlich lautet. 
Auh in diefem Falle übrigens find nur allgemeine Vorkehrungen 
gerathen und dürfen namentlich Beſchränkungen der Freiheit Ein» 
zelner nur im äußerften Notbfalle gewagt werben. 

b) Noch weniger Zutrauen verdienen anonyme Anzeigen, 
Es laſſen fi zwar ehrenwerthe ober’ mindeſtens entjchulbbare 
Gründe denken, welche einen Bürger bewegen können, zu wünfchen, 
daß das Ausgehen einer Anzeige von ihm Jedermann, auch ber 
von ihm unterrichtefen Behörde ſelbſt, völlig unbekannt bleibe, wäh- 
rend er doch rechtlich genug iſt, feine Kenntniß einer bevorftchenden 
Rechtöftörung zum Behufe einer Vorbeugung mittheilen zu wollen. 
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Allein es ift doch nicht zu laͤugnen, daß theils die gänzliche Unbe⸗ 
kanntſchaft mit der Perfon des Mittheilenden und alſo mit dem 
Grabe feiner Zuverläffigkeit, theils die Unmöglichkeit, den Anzeigen: 
den zu weiteren Nachweifungen zu veranlafjen, ben’ Werth einer 
folchen Nachricht fehr vermindern, Nimmt man noch bazu, daß ber 
auf dieſe Weife Verfahrende ſich von jeber Gefahr eines Schadenerſatzes 
wegen Verläumdung Einzelner oder Irreleitung vet Behörden frei weiß; 
daß er Feine Öffentliche Meinung zu fcheuen hat; endlich daß aud 
hier eine künftliche Ablenkung der Behörden von der Wahrheit. ver- 
fucht werden Tann: fo muß das Recht und die Pflicht der Präven⸗ 
tio- Juftiz, Rüdficht auf namenloje Angaben zu nehmen, immer 
zweifelhafter werden. Man ann nicht einmal den Satz unbebingt 
aufftellen,. daß eine jolche Anzeige zu weiteren Rachforſchungen oder 
gar zu Rüftungen Veranlafjung geben müfje; flünde es doch ſonſt in 
der Hand eines jeden muthmwilligen Jungen, ven Staat um Mühe, 
Zeit und Geld zu bringen. "Vielmehr. werden alle anorigmen An 
gaben ,,. welche nur Unmwahrjcheinliches enthalten, gar nicht zu be 
rücjichtigen fein. Nur in dem Falle alfo, wenn die namenlofe An- 
zeige Nachrichten giebt, welche nach dem, was jonft von PBerfonen 
und Sachen befannt ift, Wahrheit zu enthalter ſcheinen, befonders 
wenn fie nähere, bei angeftellter Unterfuchung beftätigte, Umſtände 
zum Belege ihrer Wahrhaftigkeit anführt, ift. eine Aufmerkjamteit 
ber Behörden gerechtfertigt und geboten. Müſſen letztere auch felbit 
it noch mit Außerfter Vorficht verfahren; kann namentlich erft 
dann ein Verbachtögrund zu Einſchreitungen gegen beſtimmte Per: 
ſonen ermächtigen,. wenn er. mitteljt jelbftftändiger, von der Angabe 
unabhängiger, wenn fchon von ihr veranlakter, Beweiſe feſtgeſtellt 
ift; jo wäre es doch hier ftrafbarer Keichtfinn bie erhaltene War: 
nung ganz zu vernachläffigen. Die Duelle ift zwar keineswegs 
eine reine; allein die Behörde Hat nun doch einmal eine Nachricht, 
welche von hinveichender Bedeutung ift, um fie zu eigenem Forfchen 
Aufzumuntern. Schon manches gefährliche Unternehmen ift auf dieſe 
Weiſe entdeckt und verhindert worden. Vorſicht und Thätigkeit muß 
fogar, wie begreiflih, um fo lebendiger fein, als die angezeigte Ge 
fahr materiell oder ideell bedeutender iſt. — Lediglich aus dem Ges 
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fichtöpuncte namenlofer Anzeigen find Nachrichten zu behandeln, 
welche dffentlihen Blättern entnommen werben. Allerdings 
wird, wenigftend in wichtigen Fällen, ein Verſuch gemacht werben 
müffen, den Urheber eines folchen Artikels in Erfahrung zu bringen, 
um .denjelben als, - freiwilligen - oder unfreiwilligen, Zeugen weiter 
vernehmen zu koͤnnen. Allein, wenn entweber bie Gefebgebung 

„hierzu feine genügenden Mittel einräumt; oder wenn offenbar bie 
zu erlangenden Nachrichten über Perfon und Gegenftand unrichtig 
und ungenügenb find; endlich wenn der warnende Artikel in einem 
auswärtigen Blatte jtand, auf welches Feine Einwirkung ftattfindet: 
fo tft ganz nach den vorftehenden Regeln zu verfahren. Nur barf 
ber Umjtand nicht aus dem Gefichte gelaffen werben, daß die Ein- 
rüdung einer Nachricht in ein Öffentliches Blatt, während ja auch 
eine anonyme Privatmittheilung hätte jtattfinden koͤnnen, leicht einen 
ganz andern Zweck als die Mittheilung einer Wahrheit haben mag, 
weßhalb denn mit bejonderer Vorſicht zu handeln ift. 

Findet fih bei der Prüfung irgend einer Art von Anzeige 
eine abfichtliche Unwahrheit, fei eg eine VBerläumbung ſei es eine Täu⸗ 
ſchung der Behörde, fo ift bie Sache den Gerichten zur Unterfuchung 
und Beitrafung zu übergeben. - Eben ſo wäre eine Entſchädigungs⸗ 
forderung in folchem Falle begründet, wenn dem Staate oder einem 
Einzelnen in Folge diefer lügenhaften Anzeige bereits Nachtheil zu- 
gegangen fein follte.” Weber Lebteres ſ. unten, $. 66. | 

2) Die Frage, wie zahlreich die Anzeigen von Privatper- 
fonen fein müffen, um die Behörden ber vorbeugenden Rechtspflege 
zu Maaßregeln zu bewegen, läßt fih mit Beitimmtheit und mit 
Zahlen nicht beantworten. Es fommt lediglich auf bie größere ober 
geringere Wahrjcheinlichkeit der gemachten Mittheilungen an. Bald 
alfo Fönnen noch jo viele ganz gleichlautende Ausfagen, wenn über: 
wiegende Gründe gegen ihre Wahrfcheinlichkeit vorliegen, nicht bes 
achtet werden; bald mag eine einzige gehörig begründete Benach- 
vichtigung zu allen denkbaren Anftalten bie Veranlaſſung mit Recht 
geben. Es ift bier nicht blos um formelle -MWahrheit-s® thun, 
wie bei den bürgerlichen Gerichten; fondern um Kenntnig von dem 
wirklich wahrſcheinlichen Zuftande ber Dinge Diefer aber mag’ 
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inter Umftänden fich anders befinden, als noch fo viele Zeugnifle 
ihn Schildern; und anderer Seits kann er durch eine einzige völlig 
zuverläffige Ausſage erkundet werben. —. Bon einem befondern 
‚Öffentlichen Glauben des angebenden Privaten ift riatürlich feine 
Rede. Nicht nur ift daher die Zulaͤſſigkeit eines Gegenbeweiſts 
außer allem Streite; ſondern es ift feldft dem einfachen Läugnen 


eined Beichuldigten immer der Vorzug zu geben vor der eben fo, 


einfachen, d. h. durch Feine weiteren Beweiſe unterſtützten, Angabe 
des Anzeigenden, indem fein Grund vorliegt, von der allgemeinen 
Rechtsregel hier abzumweichen, daß Jeder gegenüber von nicht gefeb- 
lich bevorzugten Angaben fo lange als unfchulbig gelten muß, 6 
das Gegentbeil, bier als wahrſcheinlich, bewieſen ift. 

3) Bedeutenderen Zweifeln unterliegt-die richtige Beantwortung 
ber weitern Frage, ob und was der Staat dazu beitragen fol, 
um ſich Privatanzeigen von beabfichtigten Rechtsſtörungen zu- ver: 
ſchaffen? — Die ganze Frage koͤnnte natürlich nur verneint wer: 
ben, wenn man ber Anficht fein müßte, daß bie durch irgend eine 
Förderung des Staates herborgerufenen Anzeigen in ihrer Mehr: 
zahl unzuverläffig und fomit für Alle und für Einzelne nachtheilig 
und gefährlich fein werden. Zu biefer Annahme ift nun aber fein 
binreichender Grund vorhanden. Wenn, wie natürlich vorausgeſectzt 
werden muß, der" Staat die von ihm veranlaßten Anzeigen eben je 
genau prüft, wie die ohne feine Begünstigung gemachten; wenn er 
namentlich abfichtliche Tänfchungen bei ihnen eben fo ftrenge rügt; 
wenn er endlich Belohnungen, voraußgefeßt daß biefe überhaupt zu: 
läjlig find, nur in dem Falle völlig erprobter Wahrheit einer An- 
zeige ertbeilt: fo ift nicht abzufchen, welchen Vortheil ein falſcher 
Angeber finden könnte. Da nun ferner nicht bloß fittlich zu bill 
gende Gründe dad Hintanbalten einer Nachricht erzeugen; ſondern 
ſehr häufig, vielleicht in den meilten Fällen, Furcht, Schwäche und 
GSleichgiltigfeit dazu veranlaffen, eine Wegräumung derfelben aber 
als cin Sieg des Rechte und ber Eittlichkeit und keineswegs al 
eine Mranlaſſung zur Demoralifation betrachtet werden muß: fo 
bleibt blos die Furcht übrig, daß der Angeber ſelbſt zu einem Ans 
fchlage auf irgend einen Rechtsſtand aufmuntere, um ſodann bie von 
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ihm Verführten anzuzeigen. Allein auch viefer Umftand vermag 
fein allgemeines Hinderniß abzugeben, da ſich wohl Gegenmittel 
finden laſſen, auch jeden Falles nur Eine Art von Staataufmun- 
terung, nämlich die durch Belohnung, zu einer ſolchen Schänplichkeit 
Anlaß geben ann. — Die Mittel, durch welche der Staat zur frei- 
willigen Anzeige beabfichtigter Mechtöftrungen aufmuntern mag, 
Fönnen nun aber entweder in einem beſondern ven Angebern vers 
Tichenen Schutze oder in Belohnungen für bie Angeber beftehen. Er- 
fterer zerfällt wieder in bie härtere Strafe, welche auf eine wegen 
einer Anzeige geübte Rachehandlung zu fegen ift, und in die Ver: 
ſchweigung des Namens. Letztere find hauptſächlich entweder Geld» 
belohnungen, oder Befreiung von einer Strafe Was nun 

a) den. befondern Schuß gegen die Rache der Entdeckten 
betrifft, jo fann über die Zweckmäßigkeit und Rechtmägßigkeit dieſes 
Mittel3 Fein Zweifel beftehen, und zwar gleichgiltig, welcher der drei 
Klaffen ein Angeber angehört. Es ift jeden Falles eine boppelte 
Berhöhnung des Nechtögefeßes, wenn wegen einer die Bewahrung 
deſſelben beabfichtigenden Handlung eine Verleßung zugefügt wird. 
Derjenige aber, weldyer in Gefahr fommt, weil er zur Erreichung 
eined wichtigen Staatszweckes mitgewirft bat, Tann mit Recht eine 
befondere Thätigfeit der ‚öffentlichen. Gewalt für fih in Anſpruch 
nchmen. Die Schwierigkeit beſteht hier Tediglich in der Wahl eines 
genügenden Mitteld. — Das Sicherfte ift freilich, wenn ber Name bed 
Angeberd völlig verfchwiegen wird; und es möchte ſomit ſchei⸗ 
nen, als fei die unbedingte Geheimhaltung aller freiwilligen Angeber 
eine jehr kräftige Förderung der Anzeigen. Allein es find bereit? 
bie Gründe angegeben werben, welche die Ausſtellung folcher Ver 
[prechen im einzelnen alle, und noch mehr folglich gar ala Regel, 
unräthlich erfcheinen. Taffen 1), fo daß dieſelbe nur als Ausnahme 
zuläffig erfcheint. — Unter diefen Umftänden aber, und da doch ſchwer⸗ 
lich das Geheimniß, auch wenn die Behörbe die Abficht Hätte, immer 
bewahrt werden wird, ift noch die weilere Frage zu beantworten, 
wie der dem Beſchuldigten kundgewordene Angeber zu fchügen ift? 


1) ©. über diefe Fragen oben, $. 59, ©. 568 fg. 
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Volftändige Sicherheit ift Hier wohl nicht möglich, weil verwegene 
oder lange brütende Rache jeder Vorſichtsmaaßregel ſpottet. Doc 
mag Einiges gefchehen. Einmal giebt es Fälle, in welchen eine 
drohende Gefahr durch einen befondern, nach Bedürfniß verlängerten 
gewaffneten Schuß abgewendet werben Tann. So z. B. wenn eine 
größere Anzahl von Angejchulbigten ober vielleicht ſelbſt bie mit 
"Unrecht feindfelig geftimmte Menge einen Anzeigenben zwar ist be 
droht, dagegen einer baldigen Beichwichtigung der Erbitterten, einer 
Einfchüchterung, ober einer gänzlichen Unſchädlichmachung entgegen: 
geſehen werben darf. Ober aber kann ein Anzeigenber, welchen ein 
bitterer Haß auf Tangehin zu bedrohen fcheint, durch Unterſtützung 
bed Staates in eine entfernte Gegend verjeßt, zu einer Ausſswande 
rung aufgemuntert werden *). Endlich gewährt unter Umſtaͤnden 
die Erlaubniß zur beftändigen Führung von Waffen eine gewifle 
Sicherheit. Beftimmte Regeln darüber, wann jedes dieſer Mittel an⸗ 
zuwenden ſei, laſſen ſich wohl nicht geben. Es hängt bieß ab von 
ben beſonderen Verhaͤltniſſen des einzelnen Falles, von ben Boll: 
fitten,, von dem Grabe einer ftattfindenden befonbern Aufregung. 
Allein unzweifelhaft ift im Allgemeinen fo viel richtig, daß einer 
Seit? der Zwed erreicht und ber nöthige Schuß wo möglich gege- 
ben werben muß, anderer Seitd aber eine unnöthige Verfchwendung 
von Staatökräften auch zu dieſem Zwecke, fo wichtig er fein mag, 
nicht gerechtfertigt wäre. Jeden Falles aber bleibt neben vielen 
Schubanftalten und zu ihrer Ergänzung noch übrig, eine Er hoͤ— 
hung ber ordentlichen Strafe bei allen Rechtsverletzungen eintreten 
zu laſſen, welche aus Nache wegen einer frühern Anzeige geübt 
werben. Sollte zu fürchten fein, daB der Beweis der Nache ſchwer 
falle, fo könnte vielleicht die rechtliche Vermuthung aufgeftellt wer: 
den, daß eine gegen einen frühern Angeber verübte Beleidigung aus 
Nache begangen fei. Nur ein fürmlicher Gegenbeweiß, welcher alſo 
die Nachweiſung einer hinlänglichen anberweitigen Urfache zu ent: 
halten hätte, könnte dann dieſe Vermuthung entkräften. 

2) Wie dieß z. B. in Irland nöthig ift, um bie Königszengen vor furcht⸗ 


barer Rache ber geheimen Gefellfhaften ober felbft ber mißleiteten öffentlichen 
Meinung zu retten. 


ent > uuæ—— —— ⏑ —⏑ — —— ,,, ,1. — — 
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.. db): Wenn die Anzeige einer beabfichtigten Nechtöftdvung troß 
alles Schutzes von Seiten des Staates dennoch für den Mittheilen- 
den unangenehme Folgen haben kann, jo tft es ein ſehr natürlicher 
Gedanke, diefe Möglichkeit durch die Gewißheit eines Gewinnes 
zu überbieten und dadurch dem rechtlichen aber furchtfamen Bürger 
die Urfache der Verheimlichung zu nehmen. Es iſt allerdings ein 
Beweis von höherem Nechtägefühle, wenn auch ohne ſolche Belohnung 
Jeder zur Erhaltung des Rechtes das Seinige beiträgt. Allein 
theilg erfordert "die Klugheit, daß der Staat die Erfüllung feiner 
Zwecke nicht von einem ungewöhnlichen Grabe von bürgerlicher 
Tugend abhängig macht; theils tft es an ſich des Staates nicht 
unmürbig, fich eine Unterftüßung durch Anerbieten von Vortheilen 
zu fihern und biefelbe zu befchleunigen. Seine Ehre befteht in ver 
moͤglichſten Erreichung feiner Zwecke durch die nöthigen an und für 
ih erlaubten, d. 5. weder. unrechtlichen noch unfittlichen, Mittel, 
Aber allerdings ift die. ganze Sache eine hädlige; und es ift nöthig, 
ſich der. richtigen Grundfäge Mar, bewußt zu fein, bamit. nicht durch 
einen, vielleicht gut gemeinten, Fehler der Staat jelbft in der öffent- 
lichen Achtung verliere und das Sitilichteitogefũhl des Volkes abge⸗ 
ſtumpft werde. 

Vorerſt kann denn nun, objectiv, von einer Belohnung nur 
dann die Rede ſein, wenn die Angabe ſich vollſtaͤndig erwahrt und 
dem Anzeigenden nicht eine abſichtliche Verſchweigung eines Theiles 
feiner Kenntniß zur Laſt fällt. Nicht nur wäre in: dieſem Falle ber 
Nuten nur unvollſtändig, wenn überhaupt vorhanden; ſondern es 
würde ja ber wiſſentlich Unvollftänbiges Anzeigende jogar als ein 
Beförderer des unrechtlichen Unternehmens angejehen werben müſſen, 
alfo Strafe und nicht Belohnung verdienen. Durch eine Träftige 
Feſthaltung dieſes Grundſatzes werben falſche Angebereien und re 
führende Täufchungen völlig verhindert werben. 

In Beziehung auf die fubjective Näthlichkeit einer Belohnung 
aber ift zwifchen ben brei oben bereits näher bezeichneten Gattungen 
von Anzeigenden zu unterfcheiven. — Offenbar fo gut wie gar fein 
Grund zu einer Aufmunterung und Belohnung. ift vorhanden in 
Betreff des in feinem Mechte felbft Bedrohten. Einer Seit? ift er 
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ſchon durch feinen eigenen Bortheil zu. ver treueften und eiligften 
Mittheilung hinreichend ongefpornt, anderer Seit? Hat er dabei, 
daß er den Staat um Hilfe anruft, im Zweifel Teinerlei fittliche 
Berditnft. Bon Hunderten wird faum Einer, wenn er eine feinen 
Rechten drohende Gefahr abwenden will, dabei an den allgemeinen 
Nugen und an die ungeftörte Aufrcchterhaltung der Rechtsordnung 
überhaupt auch nur denken. Schuß muß ihm allerbingd werden, 
wenn er wegen feiner WMittheilung bedroht fein follte; allein 
eine bejondere Belohnung ift höchitens etwa da an ber Stelle, we 
der Staat durch die Anzeige des Privaten auch auf eine bedeutende 
gegen die Geſammtheit beabfichtigte Störung aufmerkffam wurde 
Und felbft in ſolchem Falle ift die Zutheilung eines Vortheiles meh 
Sache eines unbeftimmten Gefühles als einer Verſtandesberechnung. 
— Anderd verhält ed ſich Hinfichtlich eines bei der Gefahr felbft 
gar nicht betheiligten Angebers. Er hat nur eine entfernte und 
mittelbare äußere Veranlaffung zur Mittheilung, jo daß bei ihn 
eine Eünftliche Anreizung zum Entjchluffe wohl angebracht ift. Aud 
ift immerhin ein Verdienſt dabei, die Mühe und felbft Leicht Unan- 
nehmlichkeit einer Handlung aus Eorge für einzelne Mitbürger oder 
für das allgemeine Wohl zu mißachten; möglicherweife kann ver fe: 
gar dazu erforderliche Muth und die Selbftverläugnung fehr bereu: 
tend fein. — Was aber endlich den eine Anzeige machenden Mit: 
ſchuldigen betrifft, jo bat er zwar allerdingd bie allgemeine recht⸗ 
liche Verpflichtung, Geſetzwidrigkeiten zu unterlafen, und verdient 
in jo ferne durch fein eigenes Zurüdtreten noch keine Belohnung; 
wohl aber kann dieß in Frage kommen, wenn er freiwillig Mittel 
an die Hand giebt, Andere davon abzuhalten. Die Furcht aber, 
daß der Angeber der Belohnung wegen zuerjt Dritte ‚verführen un 
dann verratben Fünnte, läßt fich mit Leichtigkeit durch die Beſtim⸗ 
mung befeitigen, baß wohl ein einfacher Mitjchuldiger, nie aber 
Derjenige, welcher den Plan zu einem von ihm fpäter ſelbſt ange 
zeigten Verbrechen mittelbar oder unmittelbar entwarf, eine pofitive 
Belohnung erhält, fondern Lebterer höchſtens Straflofigkeit wegen 
dieſes Unternehmens beanfpruchen kann. Dieſe reicht hin, wenn 
ihn wirklich Neue Über deu Verjuch befällt; kann ihn aber au einer 
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folchen Verführung nicht verleiten, da fie ihm feinen pofitiven Vor⸗ 
theil’ dringt, ſondern ihn nur in die Rage auyücverjeßt, bie er ſchon 
hatte, ehe er irgend etwas unterhahm. 

Die auszufetzenden Belohnungsmittel Lönnen doppelter, weſent⸗ 
fich verfchiedener Art fein, nämlich entweder die Verleihung eines 
pofifiven Gutes oder bie Erlaffung. eined Uebels. — Die .pofitive 
‚Belohnung mag an fih in Allem beftehen, was der Natur der 
Dinge und ber Sitte nach: ala ein Gut zu betrachten ift, falls feine 
willfürlihe Verleihung vom Staate abhängt. und eine im Verhältniß 
des geleifteten Dienftes-ftehende Abjtufung dabei möglich. ift. Beides 
findet ftatt bei Gelb, Lob, Ehrenbezeugungen und Verleihung von 
Aemtern 9). — Die Erlaffung eined Uebeld aber wird namentlich 
in der Befreiung von einer Strafe beſtehen, ſei es der wegen ber 
bisherigen Betheiligung bei der fraglichen Unternehmung -felbft bes 
reits verwirkten, fei es einer früher wegen anderer Vergehen ver: 
dienten. Daß ein folder Strafnachlaß fehr bedenkliche Seiten hat, 
läßt ſich allerdingd nicht verfennen; dennoch ift er, wenigſtens theil⸗ 
weife und bedingt, vom Rechtöftandpuncte aus zu vertheibigem und 
aus Zweckmaßigkeitsgründen vielleicht sehr zu empfehlen. Eine 
ſolche Begnadigung läßt: fi) nämlid, deßhalb mit der Ausführung 
der Rechtsidee vereinigen, weil ber Angeber einen Beweis feines 
wiedergefehrten rechtlichen Willend dadurch ablegt, daß er jelbft und 
freiwillig dazu beiträgt, eine erſt bevorftehende Nechtöverlegung zus 
bintertreiben. So ferne alfo die Strafe den Zweck hat, die recht 
liche Beſſerung des Schuldhaften zu bewirken, kann fie unterbleiben, 
al? ‚nachgewiefenermaaßen unndthig geworden. Auch mag in ber 
pofitiven Beihilfe zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung, welche 
ihr früherer Verächter itzt leiftek, immerhin eine Art von Genug. 
thuung für biefelbe und eine Befriedigung des allgemeinen Rechts⸗ 
gefühles gefunden werden. Und. wenu bierin für bie Anhänger 


8) lieber das Syftem der Staatöbelohnungen ſ. das Meiſterwerk von J. 
Bentham, The Rational of Reward, in feinen Works, Bd. II, &. 189 fy-; 
auf dem Feſtlande beſſer bekanut als bie, von Dumont bearbeitete. und beraußs 
gegebene, Theorie des peines et des r&compenses. (In ber franzöfiichen 
VBrüßler Ausgabe ber Werke, 1829, ®b. IL, ©. 1 fg.) 
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mehr ala Giner andern Strafrechtstheorie noch keineswegs eine 
vollftändige Erlcbigung der, begangenen Schuld und ihrer logiſch 
und fittlich nothwendigen Folgen liegt, jo mag die Lücke in der 
rechtlichen Begründung durch bie Zweckmäßigkeit ber Magßregel 
ausgefüllt werben. Daß Ausſicht auf Straflofigfeit ein mächtige 
Beförderungsmittel für Selbſtanzeigen ift, kann im Großen um’ 
Ganzen fiher nicht in Abrede geftellt werden. Nur felten wir 
Meue oder Furcht vor noch größerem Uebel in Folge eines Behar: 
ren? im üblen Wege eine Mittheilung hervorrufen, wenn dieſelbe 
unmittelbar die eigene Beftrafung zur Folge haben muß, währen 
Ausſicht auf Strafloſigkeit in ſehr vielen Faͤllen den Entſchluß da⸗ 
zu beftärfen wird. Unzweifelhaft hat eine ſolche Begnadigung, ne 
mentlih wenn fie ſich auf bie Strafe für anderweitige, mit bem ikt 
in Trage jtehenden Unternehmen gar nicht zufammenhängende Ber 
gehen erſtreckt, auch. ihre Bedenken und Schattenfeiten; allein ed 
kann burch richtige Unterſcheidung der Faͤlle dieſem zum großen 
Theile abgeholfen werden. 

Allgemeine Regeln über die wirkliche Zuerlennung der Beloh⸗ 
‚nungen je im bejondern Falle find unmöglih. Hier muß genaue 
Kenntniß der Perfonen und Verhältniffe und ein glücklicher Tat 
bag Beſte thun. Daß nur wirklich ehrenhafte Gefinnungen eine 
Ehrenbelohnung, nur tüchtige und _anftändige Männer ein Amt 
som Staate erhalten dürfen, verfteht fich von ſelbſt. Werbienfte, 
welche in Eigennutzen, Rache u. dgl. ihren legten Grund Haben, 
find Tebigfich mit Gelb abzuzahlen. Am ſchwierigſten ift offenbar, 
bie richtige Bahn bei Mitjchuldigen einzuhalten. Als Hauptgrund: 
fa wird bier wohl zu gelten haben, daß Mitſchuldigen eine Be 
lohnung überhaupt nur dann ertheilt werben darf, wenn fein ande 
res fichere® Mittel zur. vechtzeitigen Entdeckung vorhanden war. 
Zunächſt bietet fi) hier, wie bereit? bemerkt, Zuficherung von 
Straflofigfeit ala paffendes Mittel dar; jeboch ‚find dabei nad- 
ftehende Srundfäße zu befolgen. Allgemeine öffentliche Aufforderun- 
gen zur Anzeige unter angehängtem Verfprechen der Straflofigfeit 
find nicht nur dann an der unrechten Stelle, wenn die Behoͤrde 
ſelbſt ſchon auf ficherer Spur ft, jomit weitere Anzeigen von Mit 
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jchuldigen nur einen verhältnigmäßig untergeorbneten Werth haben 9; 
ſondern ſie ſind üherhaupt nur unter beftimmten Vorausſetzungen 
anwendbar. Zunädft Tann unmer nur in einem einzelnen Falle zu 
dem Mittel gegriffen werben , nicht aber barf es als allgemeines 
Syitem feitftehen. Es muß immer bejonderd erwogen werben, ob 
nicht der Nachtheil des, immer in einer folchen Aufforderung ent: 
baltenen, Bekenntniſſes unvolltommener Unterrichtung über die dro⸗ 
hende Gefahr und eines üblen Eindruckes auf die Sffentliche Mei— 
nung wegen Straflofigfeit jehr gehaßter oder gefürchteter Menfchen 
überwiegt; jodarın ob man fich überhaupt unter den vorliegenden 
Umftänden einen Erfolg verfprechen Tann. Sodann .aber muß bes 
fonderer Bedacht genommen werben auf eine möglichft unfchäbliche 
Anwendung des Mittelö, wenn die Begnabigung auch auf bereits 
begangene, namentlich ber ißigen Gefahr ganz fremde Verbrechen 
erjtrectt werden will. Hierzu Tann nur im einem wirklichen Noth- 
falle gegriffen werben, nämlich wenn einer Seit? gar fein anderes 
Mittel zu einer fichern Kenntniß von ber beabfichtigten Störung 
zu beichaffen ift, anderer Seit? aber dieſe von großer Bedeutung 
zu fein fcheint. Und felbft dann darf es nicht gefchehen, falls bie 
unbeſtraft zu laffenden Verbrechen fehr ſchwer und gehäffig wären. 
In einem ſolchen Yalle wäre bie Verlegung der Rechtspflicht und 
das Geftändnig der Unmacht ded Staated gar zu groß; überbieß 
fönnte nur eine allgemeine Berwilderung daburch großgezogen und 
leicht auch die Begehung neuer Unthaten, fei es von Seiten ber nur 
feder gewordenen Begnabigten, Sei e8 non der Mache gegen fie tras 
genden Bevoͤlkerung gegen biefelbe, hervorgerufen werben. Ein 
folder Preis ift zu Hoch 9). Seven Falles muß, wo möglich, dafür 
geforgt werden, daß die Begnabigten aus ben zunaͤchft betheiligten 


4) Bol. Emmermann, Ueber Polka, ihren vollſtnd. Begei u. ſ. w, 
"©. 162 fg. 

5) Die traurigfte Erfahrung zeigt in Italien, wohin man es mit einer . 
grundfaglofen und feigen Begnadigung von Banbiten bringen fan. Es kann 
feinem Zweifel unterliegen, daß diefes feit Sahrhunderten fortgefegte Syſtem 
eine Haupturfache ber barbarifchen Verwilderung in manchen heilen bed Landes 
ift, und daß Überdieß daſſelbe nur zur Fortfegung und Verbreitung bed Uebels 
felbft, welches man auf dieſe verkehrte Weife befeitigen’ wollte, gihm hat. 

v. Mohl, Rechts⸗Polizei. 3. Auflage. 
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Ortlichkeiten, durch Auswanderung ober anberweitige Anſtedlung 
entfernt und dadurch das Aegerniß befeitigt wird, — Wie dem nım 
aber auch fein mag, fo tft bie Verleihung pofitiver Vortheile an 
Mitſchuldige immer mur bei einer Entdeckung fo wichtiger Geheim 
niffe zu rechtfertigen, und unter allen Umftänden darf fie blos in 
Geld oder Gelvdeswerth, nie aber in Ehrenbezeugungen ober in 
Aemtern beftehen. Erſtere würden leicht dadurch fo heruntergewür: 
bigt, daß fie alle Achtung in den Augen bed Volke und fomit all 
Wirkſamkeit verlören, ja daß ihre weitere Ertheilung eine Beleiti 
gung für Männer von Ehre würde; Aemterverleihungen diefer Art 
aber würden theils einen ungünftigen Schein auf die übrigen öffent 
lichen Stellen werfen, theils kaum Gehorfam finden, theils endlich 
den Staat in bie Gefahr einer fehr ſchlechten Beforgung feiner Ar 
gelegenheiten fegen 9). 

Nicht erft der Bemerkung bebarf es fchließlich, daß nicht jede 
Art von Belohnungen von untergeordneten Behörden verſprochen 
und zuerfannt werden kann. Wenn nämlich auch eine untergeor- 
nete Etelle innerhalb ihrer allgemeinen Zuſtändigkeit ein Lob oder 
eine Geldfumme mag verwilligen bürfen; jo verhält ſich dieſes dech 
anders hinſichtlich der Verleihung von Aemtern, Ehrenbezeugungen 
oder Begnadigungen. Nur die höchſte Staatsgewalt ſelbſt, welche 
das Recht der Begnadigung und ber Dispenſation allein bat und 
bie Duelle aller Ehren» und Gunftbezeugungen ift, kann folde 
Maaßregeln ergreifen. 


$. 62. 
y) Bei unfreiwilligen Angaben. 
Keineswegsi immer, vielleicht nicht einmal in der Mehrzahl der Faͤlle, 
erhält die Behörde durch Selbſtwahrnehmung ober durch freiwillige 
Anzeige zureichende Nachricht von beabſichtigten Nechtzftörungen. 


6) Vgl. über bie Belohnungen angebender Mitſchuldiger die fo Höchft rid: 
tigen Bemerkfungen von Bentham, Theorie des recompenses, Lir. I, 
ch. 14; namentlih aber feine Wiberlegung Beccaria's, welcher gar Feme 
ſolche Belohnung zulafien will, bamit ber Staat nicht Verrath und Feigheit 
fordere. Schon Diderot hatte fih in feinen Noten zu Beccaria gegen 
biefen bier ganz falſch angebrachten ritterlihen Sinn erflät. - 
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In ver Riegel hat fie fich alfo noch von Solchen, welche ihre Kenntniß 
ber Wahrheit gerne dem Staate entzögen, bie fehlenden Nachrichten 
zu verjchaffen. Diefe Nachrichten theilen fich in zwei wejentlich vers 
ſchiedene Abtheilungen, nämlich in die Zeugniſſe Unbetheiligter 
und in die Geftändnisfe der Angefchulbigten ſelbſt. In beiden 
Beziehungen kommen übrigens nicht viele dem vecht3poligeilichen Vers 
fahren eigenthümliche Grundſätze zur Eprache, indem baffelbe im 
MWejentlihen den von ben gerichtlichen Unterfuchung3:Behörden ans 
zuftelenden Nachforfchungen gleich if. Es wird baher bei ber viel⸗ 
fachen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung dieſes letztern Verfahrens ges 
nügen, wenn hier die Hauptgrundzüge nur leicht angedeutet, aus⸗ 
führlicher aber blos die der Praͤventiv⸗Juſtiz eigenthümlichen PBuncte 
herauögchoben werben. | 
Das Recht zu einer Ausforſchung Unfreiwilliger kann keinem 
Zweifel unterliegen. Der Staat muß zu Erreichung ſeiner Zwecke 
die noͤthigen Mittel anwenden dürfen; ein ſolches nothwendiges 
Mittel iſt aber die genaue Kenntniß der verſchiedenen dem Rechts⸗ 
ſtande drohenden Gefahren. Wenn dieſe genaue Kenntniß aber nicht 
anders mit Sicherheit zu erlangen iſt, als durch bie Abhörung eines 
Bürgerd, jo hat biejer die Verpflichtung, alle ihm befannten Um⸗ 
jtände der Behörde auf deren Verlangen mitzutheilen. Der Umftand, 
baß ver Befragte des rechtswidrigen Vorhabens ſelbſt verdächtig. ift, 
kann natürlich feine Pflicht, die Zwecke des Staates durch Angabe 
ber Wahrheit zu fürdern, nicht nur nicht aufheben, ſondern verdop⸗ 
pelt fie vielmehr. Im Ungehorfamsfalle dürfen und müſſen Zwangs⸗ 
maaßregeln ergriffen werden. Ohne Bedenken ift deßhalb ver 1 
gehorſam augbleibende Geladene mit Gewalt vor die Behörde zu 
bringen; und zwar kann, da bet ven Aufgabe der Präventiv-Yuftiz 
jehr Häufig nicht der minbefte Zeitverluft ftattfinden darf, fogleich 
bei der erften Vorladung Nöthigung angewendet werden, wenn thr 
nicht freiwillig gehorcht wird. Won Terminen und wicherholten 
vorgängigen Aufforderungen, che bie Pflicht des Gehorſames fornell 
unweigerlich eintritt, {ft bier eine Nede. Sollte der Vorgeforderte 
vorausſichtlich auch noch in fpäterer-Zeit zur Beendigung der Unter: 
ſuchung nöthig fein, fo fteht es hei der befragenden Behörde, von 
g8* 
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ihm eine Sicherheitsleiſtung zu verlangen, daß er ſich vor Austrag 
ber Sache nicht entferne Dieſe Sicherheit wird in ber Regel, und 
von einem bei der Sache felbft unbetheiligten Zeugen immer 1), 
durch Eid oder Caution geleiftet werden ;. bei einem Angefchuldigten 
können aber die Verdachtsgründe einer beabfichtigten Flucht fo über- 
wiegend fein, daß eine Verhaftung zu erkennen ift 9). 

Die Art und Weife der amtlichen Vernehmung Bat feine 
Eigenthümlichkeiten. Es bleibt ber Kunft der Unterfuchenden über: 
iaſſen, die paffenpften Mittel anzuwenden, um ben Befragten zur 
volftändigen Mittheilung des ihm Belannten zu bewegen. Soll 
. auf folche Ausfagen gleich Tein gerichtlicher Beweiß ter formellen 
Wahrheit, fondern nur eine Nachweiſung ber Wahrjcheinlichkeit ge 
baut werben, jo müfjen doch bie allgemetiten Regeln über Vermei⸗ 
bung foldher Mittel, welche der Zuverläffigkeit ber Antworten Ein: 
trag thun, natürfic” auch hier beobachtet werben. Suggeſtiv⸗Fragen, 
Drohungen und Mißhandlungen ſind auch für die vorbeugende 
Nechtspflege nicht geeignet, indem ſie nicht nur die Wahrheit, ſondern 
auch die Wahrſcheinlichkeit der Antworten den größten Zweifeln 
ausſetzen. Dagegen kann es keinem Anſtande unterliegen, daß bie 

1) Allerdings giebt es auch Geſetze, z. B. die engliſchen, nach welchen ſelbſt 
die Zeugen bis zu Austrag der Sache in Verhaft gehalten werben dürfen, um 
derfelben immer fiher zu fein. Es ift dicß aber ein fchreiender Mißbrauch. 
Wie ungerecht eine ſolche Maaßregel if, wenn ber Zeuge nicht einmal der Flucht 
verdächtig ift, bebarf gar Feines Beweiſes; allein jelbft den Fall eines entſchie⸗ 
denen Widerſtrebens des Zeugen angenommen, wirb eine gehörige Caution in 
ber Regel genügende Sicherheit gemähren, inbem das Antereffe eines Unbeihei⸗ 
ligten, ſich ber Abhörung zu entziehen, nicht leicht ſo überwiegend fein kann, daß 
"er nur mit phyſiſcher Gewalt zurückzuhalten wäre. Iſt aber feine Abneigung 
gegen Mittheilung feiner Wiſſenſchaft höchſt entichieden, fo wird auch eine gewaltſame 
Vorführung benfelben von außweichenden unb unwahren Angaben kaum abbalten. 
Höhftens alfo, wenn bie Zeugen nicht ander gegen Mißhandlungen fichergejtelt 
“werben können, mag eine Unterbringung berfelben in einem feften öffentlichen 
Gebäude gerathen fein, dann aber auch wohl diefelbe die volle Zuflimmung ber 
Betheiligten ſelbſt haben. 

32) Hieraus folgt aber von ſelbſt, daß wegen, Kleinigkeiten eine Unterſuchungẽ⸗ 
haft von der Präventiv-Juſtiz eben fo wenig als von Straf-Behörden erkannt 
werben barf, indem bier-feine gegründete Vermuthung einer beabfichtigten Flucht 
vorhanden fein kann. Weberbieß wäre hier ba8 Mittel außer allen Verhältnifien 

zum Zwecke. 
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Prãventiv⸗Juſtiz-⸗Behörden das Mecht haben, die Auzfagen in allen 
jenen Fällen eiblich beftätigen zu laffen, in welchen nach "allgemei- 
nen Rechtsgrundſätzen ein Eib verlangt werden darf.. Sie haben | 
das Recht auf volle Wahrheit, alfo auch auf die Hierzu führenden 
Mittel. Auf-eine befonderd ſchonende Art der Vernehmung kann, 
den Fall beſtimmier gefetlicher Vorrechte abgerechnet, Tein Bürger 
Anfpruch machen. Wenn aljo die Behörden ſolche Rückſichten nehmen, 
3. ©. eine fchriftliche ErMärung anftatt einer mündlichen, bie Ver: 
nehmung in ber eigenen Wohnung anftatt in dem Amtszimmer 
u. dgl. anordnen, fo ift dieß eine freiwillige, ftrenge genommen 
wohl nicht einmal völlig verfaffungsmäßige Beachtung von Formen, 
welche die Umgangsſitte gegen Stand, Gefchlecht und Rang beob⸗ 
achtet. Höchit tadelnswerth wäre es aber, wenn unter folchen Artig⸗ 
feiten bie Sache felbft Noth leiden würde. — Daß die von den 
Vernommenen gemachten Ausfagen auf eine glaubwürdige Weife 
zu Papier gebracht werden müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. Sowohl 
die Sicherheit der Behoͤrde, welche auf dieſelben hin Verfügungen zu 
treffen hat, als das Recht Derjenigen, welche in Folge ſolcher Aus⸗ 
ſagen in ihrer Freiheit beſchränkt werden ſollen, erfordert dieß. 
Und zwar iſt letztere Rückſicht eine doppelte, einmal wegen der Bes 
gründung ber Beſchwerden an höhere. Stellen, und zweiten wegen 
der etwaigen Entſchädigungs-Anſprüche. Die eigenthümlichen’ ge: 
richtlichen Formen find übrigend bei dieſer fchriftlichen Abfaflung 
keineswegs nöthig, fondern es ift nur nothmwendig, die amtliche 
Glaubwürdigkeit derfelben vollfommen ficher zu ftellen, was nament⸗ 
lich durch Unterfchrift des Unterfuchenden, des Protocollführerz, 
(wenn ein befonderer beftellt war, was aber nicht nöthig ift,) end» 
lich des Vernommenen felbft Hinlänglich gejchieht ). — Falls es 
für den Erfolg der Nachforſchung von Wichtigkeit ift, daß bie Aus- 
jagen der Vernommenen nicht vor Beendigung bed Ganzen oder vor 
dem intritte eined gewifjen Umſtandes, 3. B. der Ausführung 
einer amtlichen Maafregel, befannt gemacht werben, fo hat bie Be 
hörde unzweifelhaft das Recht, ein folches Stillfchweigen von den - 


8) Vgl. Emmermann, a. a. D., ©. 182. 
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Abgehörten zu verlangen und fich beffelben durch Eid ober fonftige 
Sicherftelung zu vergewiffern. Wein aber eine Gollufion treb 
biefer Maafregel zu fürchten wäre, könnte felbjt Verhaftung bis 
zu Ablauf ber gefährlichen Zeit verhängt werben; immer wird je 
doch eine jo bebeutende Gefahr, daß fie nicht durch eine Sicherheits- 
leiſtung befeitigt werben koͤnnte, nur bei ben Berbächtigen ſelbſt, 
nicht aber bei bloſen Zeugen vorkommen können. 

Sollten die Vorgeforderten fich weigern die ihnen vorgelegten 
Fragen zu beantworten, entweder im Wiber|pruche mit fonftigen 
Nachrichten Unwiſſenheit vorfchügend oder ſich in gänzliches Still⸗ 
Schweigen hüllend, fo Tönnen fie allerbing® durch die auch dem 
unterfuchenden Strafrichter zu Gebote ftehenden Zwangsmittel zur 
Aeußerung angehalten werden. Bei blojen Zeugen bat dies gar 
feine Echwierigfeit. Es wird von ihnen bie Abſchwörung eind 
Zeugeneides verlangt; eine auch hierauf ſich erſtreckende Weigerung 
aber hätte eine Beſtrafung wegen Widerſetzlichkeit zur Folge. Ob 
gegen frech läugnende Angefchuldigte ein Mittel ergriffen werten 
barf, ift freilich weit fchwieriger zu beanhivorten. Daß auch fie eine 
Pflicht zur Wahrheit gegen den Staat haben, ift wohl nicht zu be: 
zyocifeln; und wenn dieſe Wahrheit zu ihrem Nachtheile ausfällt, 
jo ift dieß die natürliche Folge einer unrechtlichen Handlung und 
keineswegs eine unerlaubte Folter. Allein da auf der einen Seite 
von der Leiſtung eines Eides bei Angeflagten Leine Rede fein kann; 
auf der andern Seite die Furcht, einen Unfchulbigen und. wirklich 
Unwiffenden zu beſchädigen, von der Ergreifung anderer Zwangs⸗ 
mittel abhalten muß: jo bleibt allerdings nichts übrig, ala duͤrch 
Etrafbrohungen gegen abjichtliches, Tpäter ala ſolches erwieſenes, 
Läugnen ein Geſtändniß zu veranlaffen. 

Im Falle auch unfreiwillige Zeugen wegen ihrer Geftänbnifie 
Mißhandlungen zu fürchten hätten, oder wenn durch Drohungen 
auf biefelben zum Behufe einer Entftellung ober Verfchweigung ein- 
gewirkt werben wollte, wäre es Pflicht und Intereſſe des Staates, 
ihnen den nöthigen Schuß zu verleihen. Weber denſelben f. oben, 
S. 587 fg. 
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$. 63. | 
9) Bei Requiſitionen andersartiger einheimiſcher Behörben. 

Es begiebt ſich nicht ſelten, daß Aufforderungen zum Han⸗ 
deln von andersartigen, d. h. einer verſchiedenen Abtheilung des 
Staatsorganismus angehörigen, Behörden an die Präventiv-Fuftiz 
gerichtet werben; fo. z. B. von Polizei⸗ oder von Finanzſtellen, wohl 
auch von Behörden der wicberherftellenden Juftiz. In ſolchen Faͤllen 
gelten nun nachſtehende Grundſaäͤtze. | 

- Bor Allem ift zu unterfcheiden, ob bie fragliche fremde Behörde 
Anzeige macht von einer ihr gelegenheitlich zur Kenntniß gefommenen, 
fie felbft nicht berührenden Gefahr und ob fie alfo nur ber Prä- 
ventivbehörde Veranlaffung geben will zu thun, was ihres Amtes 
ſei; oder ob fie eine Bedrohung eines in ihren Thätigkeitskreis 
gehörigen Nechtöverhältniffes fürchtet und in Ermanglung eigener 
genügender Mittel zu deſſen Schuß Hilfe von ber Präventiojuftig 
verlangt "). | 

Eine Mittheilung der erſteren Art kann von der Präventiv⸗ 
Juſtiz Tebiglih als eine, allerdings fubjectiv beſonders zuverläffige, 
Anzeige betrachtet werben, über deren Werth und Folgen ihr ſelbſt 
ein völlig freies Urtheil zufteht. Von einer Zwangspflicht der Be⸗ 

1) Anzeigen ber erfleren Art Können z. B. in folgenden Fällen vorfommen: 
eine Zollbehörbe bemerkt eine verbächtige Einfuhr von Waffen und Kriegsbedürf⸗ 
niffen, ober fie entdedt bei einer Unterfuchung wegen eines Waarenſchmuggels 
Spuren von Diebsbanben im Innern bes Staates; eine Polizeibehörbe hat Ver: 
dachtsgründe, daß Falſchmünzerei oder Fälſchung von Noten beabfichtigt fei; ober 
fie macht aufmerkſam auf ben Zuzug verbädtiger Fremder, welche zur Unter: 
ſtüßung innerer Unruhen geworben zu fein ſcheinen; ein Geſandter im Auslande 
macht Mittheilungen über wahrfcheinliche verrätherifche Verbindungen von Staats⸗ 
angebörigen mit fremben Wegierangen ober Parteien; ein Unterfuchungsrichter 
fommt bei dem Verhdre eines Verbrecherß auf bie Spur von noch nicht ergriffenen 
und alfo immer noch gefährlichen Benofien. — Requifitionen zu befonderer Hilfe 
aber fünnen erfolgen, 3. B. von einer Finanzbehörde, welche bei ber Einführung 
einer neuen Steuer Unruhen. befürchtet; von einem Gerichte, welches Befreiung 
von Gefangenen oder gewaltfame Störungen bei dem bevorſtehenden Bollzuge 
eined Strafurtheiles beforgt; von einer Volizeibehdrbe, wenn eine Maafregel ber 
Geſundheitspolizei große Erbitterung erregt hat, ober einer neu zugelafienen Re⸗ 
ligionspartei von fanatifirten Andersgläubigen Störung und Mißhandlung droht, 
wenn gefährliche Streitigkeiten zwifchen ben Angehörigen verfchiebener Gewerbe 
beftehen, u. |. w. 
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rücfichtigung kann Feine .Nebe fein. Wenn alfo bie benachrichtigte 
Behörde nach ihrer fonftigen Kenntniß von der Sachlage gar nicht 
an dad Vorhanbenfein der fraglichen Gefahr glaubt, oder wenn jie 
den Augenbli zum Handeln noch nicht fir gefommen erachtet, 
endlich wenn te jelbft volftändig durch andere von ihr als wid: 
tiger erachtete Aufgaben in Anfpruch genommen tft, fo bat fie das 
Recht und die Pflicht, die gemachte Mittheilung ganz oder wenigſtens 
zunächft unbeachtet zu laffen. Nicht nur befteht auß formellen Grün- 
den der Dienftorbnung keine Obliegenbeit zum Gehorfam; fondern 
es machen auch die materiellen Gründe verfchiedener Beobachtungs⸗ 
mittel und des abweichenden Gefichtöpunctes jo wie die Kenutniß 
ber verfügbaren Mittel cine eigene Erwägung und Entjcheidung 
nothwendig, Ob die benadhridhtigende Stelle eine hohe oder eine 
niebere ift, ift dabei lediglich von feinem Belange; auch: die höchite 
Behörde eines andern Dienftzweiged kann Feine unmittelbaren Befchle 
geben. Selbſt eine Mittheilung über ben gefaßten Entſchluß und 
eine Rechtfertigung deſſelben ift mehr Sache der Rückſicht und der 
Höflichkeit, als eine ftrenge Verpflichtung. 

Anders verhält e8 fih, wenn cine anderdartige Behörde Hilfe 
von der Präventiv- Zuftiz in Anſpruch nimmt zu ihrem eigenen 
Schutze oder zu dem eines ihr anvertrauten Intereſſes. Eine folce 
Hilfe ift im Zweifel alsbald und Träftigft zu gewähren; es hat 
Benachrichtigung über das bereitd Angeorbnete oder noch Beabſich— 
tigte zu erfolgen fowohl zur Beruhigung als zur Reglung des 
jenfeitigen Verhaltens, und es wirb eine Verftändigung über gemein: 
ſames Handeln gewöhnlich nüblich und nothwendig fein. Die Art 
und dad Maaß der zu gewährenden Sicherung hängt natürlich 
einer Seit? von der drohenden Gefahr, anderer Seits von ben ver: 
fügbaren Mitteln ab, und danach beftimmt fi) auch die perſönliche 
Thätigkeit de in Anfpruc genommenen Präventivbeamten. Mög: 
licherweife kann es räthlich fein, die der bedrohten Behörde zugeſende— 
ten Mittel ganz unter deren zeitweifen alleinigen Befehl zu ftellen. 
Uebrigens beftcht doch auch hier für die Präventiv- Juftiz Fein un: 
bedingter und unmittelbarer Zwang. Ihre Behörben haben, formell, 
feine Befchle anzunehmen, als von ihren Oberen; materiell aber 
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über ihre Amtsthätigkeit ſelbſt zu entſcheiden. Die vequirirte Bes 
hörde kann alfo, wenn fie entweber von dem Nichtoorhanbenfein- 
irgend einer Gefahr aus zureichenden Gründen überzeugt ift, ober 
wenn fie fih von ber verlangten Art von Hilfe Teinerlei Nuten, 
vielleiht fogar pofitiven Schaden verjpricht, endlich wenn fie nach⸗ 
weißbar ihrer jämmtlichen Wittel eben igt zu wichtigern Sweden 
bedarf, die Leiftung des verlangten Schußes ablehnen. WIN bie 
fih für bebroht erachtete Stelle bei der Verweigerung ſich nicht 
beruhigen, jo bleibt ihr nur dev Weg offen, ſich an die der requirir- 
ten Behörde vorgejeßte Stelle zu wenden und von biejer einen Befehl 
zu erwirken zu fuchen. Bei fortgejegter Weigerung endlich auch 
der hoͤchſten Stelle hätte dad Staatsoberhaupt eine Entſcheidung zu 
geben. Nicht erjt der Bemerkung bebarf es freilich, daß auf ben 
Präventiv-Yuftiz-Behörben volle und ſchwere Verantwortlichkeit ruht, 
wen fe aus üblem Willen oder Unverftand einer "Anftalt des 
- eigenen Staated nothwendigen Schuß verweigern. 

Nicht zu verwechjeln mit ſolchem Anſuchen um außerordent⸗ 
liche Hilfe in einem beſtimmten einzelnen Falle iſt übrigens die Ein⸗ 
richtung, nach welcher die untern Agenten ber Präventiv-Juſtiz — 
Schugmänner, Gensdarmen u. f. w. — regelmäßig aud) andern 
Behörden Dienfte zu leiften haben. Hierzu bebarf es natürlich 
nicht wohl einer Requifition von Fall zu Fall, jondern es muß 
eine ftehende Einrichtung getroffen fein,‘ bei welcher die Ordnung 
ber beiberfeitigen Unterftelung und Verwendung zweckmäßig ges 
regelt ift. Daß die Nechtzficherheit unter einer anderweitigen Bes 
nügung des Perfonald nicht leiden darf, ergiebt fi ſchon aus 
ihrer vor Allem zu beachtenden und principiellen Wichtigkeit. In 
einem Collifiondfalle muß fie den Borrang haben. 


§. 64. 
e) Bei einem Verlangen fremder Regierungen. 

Noch ift, endlich, die Möglichkeit ind Auge zu faflen, daß die 
Behörde eines fremden Staates Beranlaffung zu einer amtli: 
hen Thätigfeit dieffeitiger Präventiv-Juftiz-:Beamten geben wolle, 

Auch hier kann es fich thatfächlich entweder von bloßen freunde 
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nachbarlichen Mittheilungen über Rechtsbedrohungen handeln, welche 
dem bieffeitigen Staate drohen, und von denen die fremde Behörde 
Kenntniß bekommen Hat; ober aber von Aufforderungen, dieſſeitig 
Mitwirkung eintreten zu laſſen, Bekämpfung von Gefahren, welchen 
ſich der requirirende Staat außgejegt glaubt, in welchem alle denn 
wieder entweber um eine einfeitig im bieffeitigen Gebiete zu voll: 
zichende Maaßregel gebeten, ober aber zu cinem gemeinfchaftlicen 
Aufammenwirken aufgefordert fein Tann. 

Das Rechtsverhältniß ift in biefem Falle nicht fo einfach, als 
es auf den erften Augenblick fcheinen mag, in ber. Regel auch an⸗ 
genommen mird. Zuweilen geben. ſolche Mitteilungen fogar zu 
ſehr ſchwierigen und gefährlichen Verwicklungen Beranlaflung. 

Daß die Annahme einfacher Mittheilungen über eine angeblih 
ber bieffeitigen Rechtsordnung drohende Gefahr nicht nur ohne Be 
benfen, fondern fogar mit Dank aufgenommen werben muß, Tanı 
freilich einem Zweifel unterliegen. Es wird ja dadurch Fein Der: 
langen geftellt, welches im Widerſpruche mit ben eigenen Rechten 
‚und Intereſſen ftchen koͤnnte, und es verftcht fich von felbft, daß 
es den dieffeitigen Behörden vollfommen frei fteht, ob fie einer ſolchen 
Benachrichtigung irgend welchen Werth beilegen und in Folge ver: 
jelben irgend etwa thum wollen, oder nicht. Sollte es fich je begeben, 
daß in ber Form einer folchen Mittheilnng eine anmaaßende Ein- 
mifhung in innere Ungelegenheiten verfucht werden wollte, (mad 
3. B. bei Anzeigen über angeblich gefährliche Umtriebe von Partheien, 
von Vereinen oder wohl auch von einzelnen Perfonen der Tall fein 
fönnte,) jo wäre eine, je nach dem Wefen ber mittelbar gemachten 
Anmuthung zu bemefjende ablehnende Erwiederung ſelbſtverftändlich 
— Die einzige, freilich nicht fowohl rechtlich als politifch und 
fittlich, zweifelhafte Frage Tann Hier nur die fein, ob man vorkom— 
menden Falles dem fremden Etaate von dieſſeits ebenfalls Eröff⸗ 
nungen zu machen habe, welche für feine Rechtsordnung von Bedentung. 
fein können? Es ift wohl zu unterfcheiden. VBenachrichtigungen 
über Bebrohungen von Privatrcchten im jenfeitigen Gebiete find nicht 
nur unbedenklich, fondern auch eine Forderung ber Humanität und, 
ber gegenfeitigen Erwieberungen wegen, ber Klugheit; fie koͤnnen 
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alfo auch won ſolchen Staaten, welche eine wölferrechtliche Verpflich⸗ 
tung zur Förderung einer Weltrechtſsordnung hicht anerfennen, ohne 
Anftand grumbfäglich zugegeben und geübt werben... In wie ferne 
fobann zu biefem Zwecke ein Staat einen unmittelbaren Verkehr 
untergeorbneter Behörden mit ‘ven fremden zunächſt bei einer Anzeige 
betheiligten Beamten geftatten, ober ob er nur eine Mittheilung im 
"regelmäßigen diplomatiichen Verkehre vorfchreiben will, ift Iebiglich 
- feine Sache, und auch unmwefentlih. Doch follte in dringenden 
allen eine unmittelbare Mittheilung erlaubt fein, ctwa unter 
gleichzeitiger Benachrichtigung der Behörde für die auswärtigen 
Angelegenheiten. Echwieriger ift die Antwort, wenn es ſich von 
Bedrohungen politiicher echte in dem fremden Staate handelt. 
Ungweifelhaft werden Warnungen in dieſer Bezichung fehr dankbar 
entgegengenonimen und wohl vorkommenden Falles mit ähnlichen Mit⸗ 
theilungen erwibert werben; auch giebt es unbeftreitbar politifche 
Unternehmungen gegen einen fremden Staat, welche an fich unver 
antwortlich find, andere, deren Gelingen unjern eigenen Vortheilen 
zuwiber wäre. Aber eine fremde Regierung kann auch ihrem ganzen 
Wefen nach verwerflich fein, 3. B. nur auf Gewalt begründet, 
tyranniich, ein Fluch für das eigene Voll, ein Gegenſtand des Ab⸗ 
ſcheues für andere Nationen; oder aber es kann cin frember Staat, 
beziehungsweife eine beitimmte Einrichtung befjelben, für ung felbft 
gefährlich, eine ftehende Bedrohung fein. So begründet nun in ber 
erfteren Unterftellung eine Mittheilung über eine ihm drohende 
Gefahr wäre, ebenfo thöricht und vielleicht ſelbſt umfittlich wäre fie 
in dem anderen Falle. Es muß alfo ohne Zweifel diefe Art von 
Mittheilungen abhängig gemacht werben von ben Verhältniffen des 
einzelnen alles; eine Verſchweigung kann alfo geboten fein, ſelbſt 
‚auf die Gefahr einer dadurch erzeugten üblen Gefinnung, wenn 
biefe Unterlaffung jenfeit® bekannt werben follte. 

Was nun aber die Erfüllung von Verlangen nach unmittels 
barer und thätiger Mithilfe zu’ Schußmanfregeln betrifft, fo kann 
natürlich (Vertragsbeitimmungen ausgenommen) von einer vechtlis 
chen Verpflichtung dazu gar keine Rede fein. Die Behoͤrden eines 
unabhängigen Staates haben Tele Weifungen von denen einer andern 
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Macht anzunehmen. Auch verſteht ſich ein frelwilliges Eingehen 
auf die Anmuthung keineswegs ſo ganz von ſelbſt. Leicht kann e 
ſich exeignen, daß die Befolgung einer fremden Requiſition den 
Grundſätzen, dem Vortheile und der Ehre bed eigenen Staates 
zuwider wäre Auf ber andern Seite erfordert aber auch Bier 
ſowohl die Aufrechterhaltung der Rechtsidee und bie Humanität, ald 


bie M ugheit, daß dem Nachbar zur Abwendung einer ihm drohenden 


Verletzung wo möglich hilfreiche Hand geleiftet werde. Durch "Wei: 
gerung würde wohl einem Verbrechen Vorſchub gewährt; eine gleick 
Weigerung bei einem. Anfinnen von unferer Seite wäre die natür- 
Tiche Folge; bie Verhäktniffe beider Staaten können durch eine folk 
gegenfeitige Haltung feinblich und nachtheifig werden. Daher wird 
denn bie geziemend geftellte Bitte einer fremden Behörde immer eine 
fehr ernftliche Erwägung finden müſſen. Doc find natürlich nict 
blos die oben bereit3 bei den Mequifitionen ber Behörden des eigenen 
Staates für zuläffig erflärten Ausnahmen auch bier zu beobachten; 
fonbern es Tann auch Feine Gewährung erfolgen, wenn baburd 
einem Nechte, einem Grundſatze oder einem Vortheile des bieffeitigen 
Staates zu nahe getreten würde. Zunaächſt findet alfo auch bier, 
wie bei blojen Mittheilungen, ein Unterfchied zwifchen Mitwirkungen 
zum Schuße von Privatrechten und foldhen zur Wahrung der Nedte 
des Staates ſelbſt ftatt, und während eine Zuftimmung zu gemein 
famen Maapregeln zu Gunften der erften leichter und felbft in ber 
Regel ertheilt werden mag, find in Betreff der andern faft au: 
fchließlich politifche Erwägungen entſcheidend. Hier Tann denn nun 
freilich bald die bei einer ablehnenden Antwort zu erwartende üble 
Geſinnung des Nachbarſtaates, bald die der Unterſtützung einer 
verhaßten Regierung abgeneigte öffentlihe Meinung ſchwerer ins 
Gewicht fallen. Zuweilen wird in Staaten mit freierer Verfaſſung 
fein Minifterium e3 wagen, einem vielleicht an ſich ganz geredt- 
fertigten Verlangen nachzugeben. Wenn aber auch, in dem einen 
oder in dem andern Yale, eine Beihilfe gewährt wird, fo find 
unter allen Umftänden beftimmte Gränzen einzuhalten. Ginmal 
nämlich Tann, jelbftredend, niemals zu Vertheidigung angeblich be 
brohter Rechte eines fremben Staates eine Maaßregel gegen eigene 
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Unterihanen ergriffen werben, welche zum Schube der einheimischen 
Rechtsordnung nach ben beftehenden Gefegen .unzuläffig wäre. So⸗ 
dann find Auslieferungen niemals zu verwilligen. In Betreff 
eigener Bürger finden jolche überhaupt nicht ftatt, fondern können 
gegen fie nur innerhalb ber Grängen des Staates entſprechende 
und crlaubte Maafregeln getroffen werden; aber auch Fremde, 
welche in ben Schuß des Staates aufgenommen find, bürfen zum 
Zwecke von Präventivmaaßregeln nicht ausgeliefert werben, und 
wären fie. auch Unterthanen des requirirenden Staates felbft. Aus⸗ 
liefexungen find felbft nach bereit? begangenem Verbrechen und zur 
Beltrafung befjelben immer. eine, bevenflihe und nur mit großer 
Umſicht zu bewilligende Maaßregel; fie werben ferner von allen 
gefittigten Staaten bei Beſchuldigung von politiſchen Vergehen nie⸗ 
mals bewilligt: wie koͤnnte von ihnen die Rede da ſein, wo es ſich 
nur von einem Verdachte eines erſt beabſichtigten Unrechtes handelt ? 
Iſt es doch einleuchtend, daß wenn auf ſolche Verlangen hin aus—⸗ 
geliefert würde, mit leichteſter Mühe jede noch jo verabſcheuens⸗ 
werthe und "Teivenfchaftlich ungerechte Regierung aller Derjenigen 
habhaft werden könnte, welche fich den Gewalthandlungen berfelben 
durch Flucht ind Ausland noch zu entziehen gewußt hatten; unb 
würde der zu folchem Spiele fich hergebeiide Staat der Mitſchuldige 
an dem Unrechte, welches bie Weberlieferten itzt ficher erwartete 2). 
Im Uebrigen hindert nichts, daß bei einer geftatteten Mitwirkung 
ein gemeinfchaftliches Handeln ber beiberfeitigen Präventivbeamten 
ftattfindet, - und es kann felbft zu beftimmten Zwecken eine ftehenbe 
Einrichtung dieſer Art vertragsmäßig getroffen werben; fo 3. 2. 
eine Mitwirfung von beiden Seiten, baß nicht ein Graͤnzbezirk ber 
Sitz von herrenlofem Gefindel werde. — Bei der Schwierigkeit einer 
Entſcheidung darüber, was in jedem einzelnen Yale zu thun iſt, 
und weil überhaupt ſowohl Gewährung als Verweigerung der Bitte 
für die Regierung große Folgen haben Tann, ift die Gewährung 
nicht der untergeorbneten, zunächft vielleicht von dem fremben Staate 
in Anſpruch genommenen Behörde zu überlaffen, ſondern dieſelbe 


1) Bol. mein Staatsrecht, Wölterreht und Politik, Bo. I, ©. 757 fg- 
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bat, wenn nicht dringenbite Gefahr auf dem Verzuge und überbieß 
Alles ganz Kar ift, ſei es unmittelbar, fet es durch Vermittlung 
bei der Keitung der auswärtigen Angelegenheiten anzufragen. Rament 


ih muß dieß immer gejcheben, wenn es fi) von einer angeblichen 
| 


‚Bedrohung ftaatlicher Mechte bed Nachbars handelt. 


§. 65. 

9 Das Vertpeibigungd- und Bernfungsrecht ber Betheiligten. 

Es ift ſchon viel darüber geftritten worden, ob gegen Anord 
nungen der Präventiv⸗Juſtiz die Einlegung von Necht3mitteln 
geftattet fein könne. Es follte in der That eine Meinungkver 
ſchiedenheit nicht beftchen. Der Staat barf dem Bürger niemeli 
Unrecht thun, am wenigften aber zum Behufe der Verhinderunz 
eines Unrechtes. Ebenfo kann e8 der Staat2gewalt felbft nur nik 
fih und angenehm fein, wenn fie auf dad Unpaſſende einer von 
ihr beabjichtigten Maaßregel vechtzeitig aufmerffam gemacht wirt. 
Daher Liegt es denn im Intereſſe beider Theile, daß ſowohl bie 
Befugniß ded Bürgers, fich bei der zunächſt verfügenden Behörde 
zu vertheidigen gegen ben Verdacht einer beabfichtigten Rechts 
verlegung, als fein Recht, eine Berufung an eine Höhere 
Stelle einzulegen gegen eine angeblich ungerechte oder wenigſtens 
unnöthig harte Maaßregel, geſetzlich anerkannt ſei. Allein freilid 
erfordert ber befondere Zweck der Präventivjuftiz manchfache nähert 
Beftimmungen diefer Befugniß. 

Die durch die geftatteten Rechtsmittel zu erreichende Aufgabe 
beſteht darin, an die Etelle ber von-ber Behörde angenommenen 
Wahrfcheinlichkeit den Beweis einer bavon verfchievenen Wahrheit 
zu ſetzen. Entweder muß aljo gezeigt werben, daß die zur Grund: 
lage des Verdachtes Lienenden Thatſachen gänzlich ober wenigſtens 
in ihren hauptfächlich beſchwerenden Umftänden, unbegründet find; 
oder ift überzeugend nachzumeifen, daß nur mit Unrecht von ben 
fraglichen Thatfachen auf eine beabfichtigte Rechtsſtörung gefchloffen 
werde, wobei es übrigens nicht hinveicht, bLo3 negative Grünbe bei 
zutragen, fonbern „vielmehr die richtige Folgerung pofitio zu be 
gründen ift. 
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2) Hinfihtlih der Sufpenfiv-Wirkung der geftatteten - 
Rechtsmittel leuchtet ein, daß zur wirkfamen Verhinderung einer 
beabfichtigten Rechtsſtörung häufig Fein Augenblick zu verlieren ift. 
Stunde es nun in cinem ſolchen Falle bei Demjenigen, deſſen 
Freiheit eben dieſer Verhinderung wegen bejchränft werden foll, 
entweder durch bie Bitte um die Geftattung einer ausführlichen, 
und ſomit erſt fpät eingurcichenden, Vertheibigung oder durch Ein⸗ 
legung einer Berufung bie augenblicliche Wirfung der nothwendigen 
Maaßregel nach feiner Willtür aufzuhalten: jo würde der Zweck 
der Präventivjuftiz häufig ganz verfehlt, und bie zu ihrer Hand» 
habung beftellten Behoͤrden hätten anftatt des Bewußtſeins und des 
Ruhmes, cine drohende Gefahr von der Gejellichaft oder von Eins 
zelnen abgemwendet zu haben, ven Aerger und bie Beihämung, unter 
Ihren Augen das Uebel vorgehen zu fehen und es wegen frechen 
Mipbrauches eines. der Unfchuld zugeftandenen Mechtes .nicht Hin . 
bern zu dürfen. Hieraus folgt denn, daß wenn auch das Mecht 
ber Vertheidigung oder ber Berufung in feiner Weiſe beichräntt 
werben fol, doch keineswegs mit deſſen Einlegung alsbald und 
unter allen Umftänden auch ein Stillſtand in ben angeorbneten 
Maaßregeln verbunden fein kann. Selbit auf die Gefahr Hin, daß 
ber Bürger auf die Forderung einer Wiederaufhebung ber beſchweren⸗ 
ben Verfügung oder einer Entſchädigung beſchränkt werde, ift vicl- 
mehr unbebingte vorläufige Vollziehung aller rechtspolizeilichen An⸗ 
ordnungen als Grundſatz aufzuſtellen. Erſt wenn auf dieſe Weiſe 
bie Moͤglichkeit eines Spottes mit den Zwecken und Einrichtungen 
bes Staated bejeitigt ift, mag dann der Wiberfpruch des Beſchwerde⸗ 
führenden von der zuftändigen Behörde ruhig geprüft und dag 
Gerechte darauf verfügt werben. Findet biefelbe Hierbei nach ber 
ihr beimohnenden Kenntniß von den bejonderen Verhältniffen eine? 
jeden einzelnen. Falles, (und fomit-nicht nach allgemeinen Regeln, 
voelche leicht nur unzweckmaͤßige Anwendung finden möchten,) eine 
Aufſchiebung der zunächft angeorbneten Maaßregel möglich, jo hat 
fie diefelbe natürlich ziı bewilligen, da ber Bürger nicht unndthigers 
weife beichränkt werden. darf; wogegen fe zur völligen Beibehals 
tung des Angeorbneten berechtigt und verpflichtet ift, wenn jie bad» 
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ſelbe auch ist noch- fir nothwendig zur Befeitigung ber drohenden 
Gefahr erachtet. Von ſelbſt verjteht ſich, daß, fo Lange bie Inſtanzen 
nicht erſchöpft find, auch über die bloße Nichtgeftattung eines Auf- 
ſchubes bei ber borgejegten Behoͤrde Beſchwerde geführt werden 
kann 9. 

3) Die Feſtſetzung peremtoriſcher Termine zur Be 
nützung der Rechtsmittel ſcheint nicht gerechtfertigt; ſondern viel⸗ 
mehr gerecht und zweckmäßig zu ſein, daß, jo lange eine Mao 
regel befteht, jo lange auch, und wäre feit ihrer erften Verhängung 
noch fo beträchtliche Zeit verfloffen, die Ungerechtigkeit oder Unzwech 
mäßigfeit derjelben nachgewieſen werben darf. Von „einer Verjük 
rung des Beſchwerderechtes kann keine Rebe fein, und wäre es nır 
deßhalb, weil von einer beftehenden Verfügung die materielle oder 
fittliche Wirkung in - jedem Augenblide bis zum jüngſten herab 
immer wieder aufs Neue entfteht. Aber auch im allgemeinen Snterrife 
ift wohl Feine Beichränfung ‘auf eine beftimmte Zeit begründet. Da 
vorläufig die Maaßregel ausgeführt, ſomit der nöthige Mechtöjchug 
hergeftellt bleibt, fo kann aud) eine verjpätete Bitte um Abänderung 
feinerlei Schaden bringen. Und wa würbe am Ende.durdh Feſt⸗ 
ſetzung peremtorifcher Termine gewonnen, da doch Bitten um Wieder: 
aufhebung nach jo rechtäfräftig gewordenen Verfügungen nicht zu 
verhindern wären? 

4) Ebenſo iſt kein genuͤgender Grund vorhanden, die Beſchwerde 
führer in der Art der Ausführung ihrer Gefuche formell zu 
befchränfen, als in fo ferne etwa überhaupt burd) allgemeine Staats 
gefeße ber Verkehr der Einzelnen mit ben Behörden geordnet ift 
Somit muß im Zweifel die Mahl zwilchen münblihem und fchrift: 
lihem Bortrage, fo wie zwifchen eigener Ausführung . oder der 
burch einen Rechtsfreund entworfenen frei ftehen. Auch eine Wie 

1) Die vorgefeßten Stellen werben ſich Übrigens fehr zu hüten haben, nidt 
blos aus Rechthaberei und Aenderungsſucht den Geſuchen um Aufſchub zu mt 
fpreden. Einmal wird in ber Regel bie an-Ort und Stelle befindliche Behorde 
bie Nothwendigkeit einer Maaßregel beſſer zu beurtheilen wiſſen, als eine entfernt: 
höhere; und zweitens ſchaden häufige und unnöthige Aenderungen dem Anſehen 
bes Geſetzes und der Behörden eben fo ſehe, als fie den Eiſer des Beamten kb: 
juftumpfen geeignet find. 
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derholung ber bereitd abjchlägig bejchtebenen Bitte fteht zu, jo Lange 
dieß nicht in muthwillige Behelligung der Behörden ausartet. Die 
Beitimmungen über das gerichtliche Verfahren können hier nicht 
einmal eine analoge Anwendung erleiden. 

5) Eine Beſchränkung ber Mechtämittel auf die Fälle gemiffer 
bebeutenderer Eingriffe in dad Mecht des Beſchwerdeführers erjcheint 
nicht als zuläflig, da der Bürger auch kleineren Unbillen nicht 
unnöthigerweife unterworfen werben ſoll. 

6) Zn der Natur der Sache Liegt, daR das Rechtsmittel ber 
VBertheidigung bet berjenigen Behörde anzubringen ift, welche 
bie in Frage ſtehende Maaßregel felbitftändig angeorbnet hat, indem 
nur bieje zunächft zu ihrer Abänderung berufen ift, nicht aber 
etwa auch eine untergeordnete. Wenn demnach bie zunächit aus⸗ 
führende Behörde nur den Befehl einer höhern vollgeg, fo ijt die 
Beſchwerde ſchon in erfter Inſtanz bei diefer letztern anzubringen 
und auch der weitere Inſtanzenzug von bdiefer Behörde aus zu be: 
mefjen. Sollte ſomit die höchfte Verwaltungsbehoͤrde felbft den Auf 
trag gegeben haben, jo wäre bei einem Nichteingehen derſelben in 
den Wunfch des Betheiligten von dieſem ist alsbald ber Weg ein⸗ 
zuſchlagen, welchen bie Geſezggebung des Landes für Beſchwerden 
gegen die Minifterien ſelbſt anweist; alſo z. B. Eingabe bei ber 
Ständeverfammlung, eine Klage bei dem Stantöratie, eine Beſchwerde 
bei dem Gelammtminifterium. 

7) Bet der Berufung an eine hoͤhere Behörde, fe 
nun erft eine Vertheidigung in erfter Inſtanz vorangegangen oder 
fogleich jenes Rechtsmittel ergriffen, ift die hauptfächlichite Frage: 
ob die Necursbehörde „nicht blos das Mecht der Aufhebung und 
Milderung, fondern au das der Schärfung haben fol? Für bie 
Berfagung der letztern Befugniß fpricht allerdings, daß ber Bes 
fchwerbeführer nur um eine Begünftigung gebeten bat, und daB es 
Somit hart fcheint, die von ihm felbjt und ihm allein gegebene Ges 
legenheit ver nochmaligen Berathung zu feiner Vernachtheiligung zu 
gebrauchen. Ferner, daß einem etwaigen Mißbrauche des Berufungds 
vechteß auch durch eine befondere Beftrafung ber offenbar muthwillig 
Klagenden abzuhelfen fei, und es fomit der Abſchreckung durch die 

v. Mohl, NRehtd:Boligei. 3. Auflage. . 89 
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Beforgniß einer Verfchlimmerung nicht bedarf. Dennoch muß wohl 
ber Mecuröbehörde ein Veränberungs- und Schärfungärecht zuer 
kannt werden. Ter Wunſch des Betheiligten ift offenbar bei ber 
Frage, wie der Rechtszuſtand gegen ihn felbft paſſend zu ſchütze 
fei, von gar feiner Bebeutung. Ebenſo ift von Unbilligfeit geger 
ihn nicht die Rede, fobald das Schärfungsrecht geſetzlich feitfich, 
jeder Beſchwerdeführer aljo bei der Eigreifung der Berufung weik 
welcher Gefahr er fich ausfeßt. Hauptjächlich aber ift zu bebenken, 
baß die untergeordnete PräventivsJuftizeBehörbe keineswegs unah 
bängig von der ihr vorgefeßten Stelle ift, jondern diejenigen Maaf- 
regeln unweigerlich zu vollziehen hat, welche bie letztere für noͤthiz 
erachtet, wobei es ganz gleichgiltig ift, auf welche Weiſe bie hoͤhen 
Stelle Kenntniß von ber drohenden Gefahr und von ber Unzwee 
maͤßigkeit der zunächjt ergriffenen Mittel erhalten Hat. uch wen 
der betheifigte Private gar nicht recurrirt hätte, wäre es in jerm 
Augenblide bei der hoͤhern Behörde geftanden, eine ihr nötis 
fcheinende Aenderung in der gegen ihn getroffenen Verfügung ax 
zuordnen; dieſes Recht kann aber dadurch, bag der Verdächtige and 
irgend einem Grunde unzufrieden ift, .nicht verloren gehen *). — 
Hinfihtlid der Zahl der zu geſtattenden Berufung? - Snftange 
machen fi Eigenthümlichkeiten der Präventiv: Juftiz nicht gelten. 
Einer Seits ift eine Außerfte Beichränkung. diefer Zahl kein beſen 
deres Bebürfniß, da der Rechtsſchutz vorläufig gefichert ift und burd 
Berufungen an höhere Behörden nicht unterbrochen wird. Auf ir 
anbern Seite treten aber bie allgemeinen Gründe, welche gegen 
eine Verſchleppung der Staatögejchäfte fprechen, auch hier vollkom 
men ein. Somit wirb benn bie vom Staate überhaupt für nöthis 
erachtete Ordnung des SInftanzenzuged auch bei der Präventiv- Zufti 
ohne weiteres Anwendung finden. 


2) Es bedarf nicht erft ber Bemerkung, daß diefe Abhängigkeit ber unke: 
georbneten Präventiv = Juftize Vchörden einen fo weſentlichen Unterſchied zwiſche 
ben von ihnen getroffenen Verfügungen und ben Urtbeilen ber Gerichte mad. 
daß felbft Diejenigen, melde bei gerichtlichen Gtrafrecurfen dem höhern Nichte 
ein Schärfungsrecht nicht einräumen wollen, ein foldheß ber ı höher Mechtäpolige: 
Behörde gar wohl zugeſtehen Fünnen. 
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| 566 . 
4) Ban ben Folgen unnöthiger Eingriffe ber. Pellsentis- Jupig in bie Reite 
ber Bürger. 

- Mit der Aufftellung der materiellen und formellen Regeln 
eines richtigen Verfahrens iſt nun aber keineswegs Alles geiban. 
Diefe Regeln können auch mißachtet worden fein; es ift möglich, 
daR Unſchuldige in ihren Nechten gekränkt werden. Es wirft ſich 
aljo zum Schluffe die Frage auf: welche rechtliche Folgen es Bat, 
wenn ein Bürger von den Behörden der Mechiöpoligei in feinen 
Rechten gekraͤnkt wurde ohne daß ein zureichender Grund bazu 
vorhanden, und rechtzeitige und vollftändige Beſeitigung der beichwe- 
renden Maaßregel zu erlangen war? Verſchieden aber ift wieber 
der Fall, je nachdem es ſich davon handelt, gegen einen Beamten 
bon Amtöwegen zu Verfahren wegen Veberjchreitung oder Miß- 
brauch feiner VBefugniffe; oder von der Entſcheidung über Ent 
fhädigungd- Forderungen, welde ber ungebührlih Be 
ſchränkte ſelbſt anftellt. 

1) Daß die höheren Behoͤrden jeden zu ihrer Kenntniß kom⸗ 
menden angeblichen Mißbrauch ver Amtögewalt zu unter 
fuchen und, wenn der verfügende Beamte ſchuldig erfunden wir, 
benfelben, une zwar im Serhältniffe zu der Schwere ber Rechta⸗ 
verletzung, welche er fich hat zu Schulden kommen laſſen, zu beftrafen 
haben, kann keinem Zweifel unterliegen. Ebenſo, daß es keinen 
Unterſchied macht, ob die hoͤhere Behoͤrde durch eigene Wahrnehmung, 
durch Anzeige einer andern Staatsſtelle oder durch Klagen von 
Privaten Kenntniß von der ſtrafbar ſcheinenden Handlung erhält. 
Ein ſolcher amtlicher Mißbrauch ann aber in zwei Hauptbeziehungen 
begangen werben. Entweber:verfügte nämlich die Bchörbe beichränkende 
Maaßregeln gegen ein beftimmted Individuum ohne daß hinreichende 
Gründe zu einem Verdachte gegert daſſelbe überhaupt vorgelegen 
hatten; oder fie ergreift härtere Maaßregeln, als nach den perſoͤn⸗ 
lichen und fachlichen Verhältniffen nothwendig und, fomit erlaubt 
waren. — Der erftere Fehler wird immerhin als der ſchwerere und 
zu gleicher Zeit auch deßhalb ala der ftrafbarere erfcheinen, weil ex 
bei gehöriger Aufmerkiamkeit und Gewiſſenhaftigkeit Ieichter zu ver⸗ 
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meiden war. Nur ift dabei zu bemerken, daß das Urtheil über die 
Rechtmaßigkeit des Verfahren? ber Präventiv- Fuftizftelle nicht von 
dem endlichen Ergebniſſe der gegen das fragliche Individuum cm 
eingeleiteten gerichtlichen Unterfuhung abhängen kann; fonver 
lediglich von dem Anfcheine, welchen die Sache im Augenblide ber 
Anordnung der befhmwerenden Maafregel und vom Etandpuncte be 
BVräventivjuftiz hatte. Die Nechtöpofizet ift nicht dazu vorhanden, 
gegen Vergeben, welche ſchon Mar vorliegen, Vorkehrungen zu treffen; 
fondern fie ſoll erft beabfichtigten und ſomit hoöchſtens wahrfcheint- 
hen Verlegungen zuvorzulommen ſuchen. Nun kann es ſich abe 
ereignen, daß gegen ein beftimmtes Individuum alle Anzeigen eind 
beabfichtigten Verbrechens zufammenfonmen, . ohne daß daſſelbe 
wirklich eine ſolche Abficht hat, ober ohne daß wenigſtens fpükr 
ein für die Gerichte genügender Beweis jener Abficht geliefert werke 
fann. In einem ſolchen Falle ift der Beamte, welcher eine Fri 
heitsbeſchränkung, natürlich unter fonft rechtfertigenden Verhältniflen, 
verfügt, keineswegs tadelnswürdig; fondern er würde im Geym 
Theile feine Schulbigfeit nicht erfüllt haben, wenn er troß dieſe 
täufchenden Anzeigen Leine Vorkehrungen getroffen hätte. Nur wer 
entweder gar keine Anzeigen vorhanden waren, oder wenn biefelken 
aus anderen Gründen fic, jedem Vernünftigen als ungegründet er 
weiſen mußten, oder wenn ſich gar unlautere Abfichten bei ver 
Beamten nachweifen laſſen, fo namentlich Beſtechung, perſonliche 
Rache ober Eigennutz, kann von einem Mißbrauche der Amtsgewalt 
bie Nede fein. Der Staat kann feine Beamten nicht beftrafen, weil 
fie nicht allwiffend find. — Im zweiten Falle, wenn nämlich ver 
Beamte beſchuldigt iſt, unndthig harte Maaßregeln ergriffen zu | 
haben, kann der Beweis gegen ihn ebenjowohl aus der Perfönlichkeit 
des Beſchränkten, als aus der allgemeinen Befchaffenheit der Sache 
felbft und der Umftände geführt werden. Uebrigens darf auch hier | 
das enbliche Ergebniß, namentlich die Xeichtigkeit, mit welcher dad 
gebrohte Vergehen abgewendet wurde, keineswegs als fchlagender 
Beweis der Echuld des Beamten betrachtet werden. Vielleicht hat 
gerade die Zweckmäßigkeit der itzt als ftrenge angefochtenen Maaß 
regeln den unrechtlichen Verſuchen plöglich ein Ziel geſetzt, fo daß 
| 
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in ber That der Beamte wegen einer vorzüglich richtig berechneten 
Handlung zur Verantwortung gezogen würde Oder aber es 
koͤnnen Verhaͤltniſſe, welche mit ber fraglichen Sache zwar nur. 
in entfernterem allein dennoch wirkſamem Zufammenhange ftanben, 
ſchnell eingetreten fein und den gährenden übeln Willen mit einem 
Male gedämpft haben, fo daß nun für den oberflächlichen Beurtheiler 
die vor diefen Ereigniffen ergriffenen, damals allerdings nöthigen, 
Maaßregeln als übertrieben erfcheinen Finnen. — Daß in beiden 
Fällen nicht der Beamte den Beweis feiner Unfchuld zu führen bat, 
fondern vielmehr gegen ihn der Beweis der Befchuldigungen zu führen 
ift, verfteht ſich von ſelbſt N). 

-2) Bei der Trage, welcher Anfpruh auf Schadenserſatz 
einem unſchuldig Verletzten zuſtehe, ſind drei weſentlich verſchiedene 
Fälle zu unterſcheiden. Entweder wurde der Schaden durch einen, 
vom Staate bereits anerkannten, und ſomit wahrſcheinlich auch be⸗ 
ſtraften, Mißbrauch der Amtsgewalt eines Beamten zugefügt. Oder 


“er entſtand in Folge von Verfügungen, welche zwar nicht nothwendig 


1) Mufterhaft georbnnet ift biefes ganze Verhaltniß im engliſchen Rechte in 


Betreff der Amtshandlungen ber Friedensrichter. Während fie nicht verantworts 


lich gemacht werben können wegen -eined Irrthums im Urtheile und einer Webers 
eilung, find fie ſtrafbar wegen ungefelicher Handlungen aus fchlechten Beweg⸗ 
gründen. Und zwar finden vielerlei mögliche Verfahren babei ftatt. — Entweber 
nämlich ein förmliches Strafverfahren auf Anklage eine Privaten, indictment, 
mit Großgeſchworenen, Urtheil burch Richter und Geſchworene, arbiträre Strafe 
in Geld ober Gefängniß. Die Anklage muß auf corrupt, partial or malicious 
motiveg gegründet werben, unb bie Verhandlung bewegt fich weientlich um ben 
Beweis des bosbaften Vorſatzes. Bet Großbeamten der Krone kann fogar eine 
Staatdanflage, impeachment, im Parliamente ftattfinben. — Sodann kann ein 
Strafverfahren von Amtswegen, criminal information, geſtützt auf bie eben⸗ 
genannten unerlaubten Beweggründe, ſtattfinden. Bedingung babet ift, daß ber 
Beſchädigte von jebem Vorwurfe, felbft eine Veranlaffung gegeben zu haben, frei‘ 
fe. — Sodann ſummariſche Beftrafung durch attächment, Ordnungsſtrafe; 
namentlich wegen Ungehorſams gegen beftimmte Befehle einer zuftänbigen Ober 
behörbe, ober wegen Verfahrens in eigener Sache. — Endlich einfache Amtsents 
laſſung, ſowohl bei Nachläſſigkeit als bei unzweifelhaften pofitiven Vergehen ans 
wendbar. Sie wird vollzogen durch einen Erlaß bed Lord⸗Kanzlers ober durch 
einfache Uebergehung des Namens bei der nächſten Jahresernennung ber Friedens⸗ 
richter. S. Gneiſt, Geſchichte b. . engl. Cominunalverfafl., 2te Aufl, Ob. IL. 
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gewefen wären, bei denen aber doch dem anordnenden Beamten von 


feiner vorgefeßten Behörde Leine Schuld zur Lafl gelegt wird, weil 


die erforderliche Wahrfcheinlichkeit ber gefammten von ihm erkenn⸗ 


baren Verhaͤltniſſe für feine Anfiht war. Enblih Tann ber Nad- 
theil durch die unwahren Angaben eines Privaten veranlagt worden 
fein, welche den Beamten. ohne feine Schuld zu einer ungerecht 
fertigten Maaßregel verleiteten. 

Ganz unzweifelhaft ift die Verbinblichfeit zu einem Erſatze des 
erlittenen Schadens in dem erften Falle. Der die ungerechte Maah⸗ 
regel anorbnende ) Beamte Kat auch bie civifrechtlichen Folgen 


2) Nicht alfo ber blos vollIziehende untergeorbnete Beamte (voran: 
gefeht, daß biefer nicht auch noch ſelbſtſtändig eine ihm nicht vorgefchriebene Reit: 
verlehung begieng). Für biefe Entſcheidung ſpricht ſchon das Dechtägefühl, me 
ches es unmdglich billigen Tann, wenn berjenige firafloß andgehen fol, weiie 
ein Vergehen anorbnete, während ber Untergebene, welcher bloß als Werken 
handelte, vielleigt gar feine Kenntniß von bem Stande ber Sache, jeben Falkt 
in ber Regel nicht bie gehörige Einficht zu ihrer richtigen Beurtheilung hate, 
bie ganze Schwere ber Strafe und bes Schabenderfaged tragen joll. Außerben 
fordert auch bie Rüdficht auf ben öffentlichen Dienft, daß ber formell gültige Be 
fehl der zuftänbigen Behörde von dem Untergeorbneten ohne Widerrebe vollzogen, 
nit aber nah Willkür Ungehorfam unter bem Vorwande perfönlicher Gefaht 
geübt wird. Diefe Betrachtungen reichen ben aud bin, um bie entgegenftchenk 
Praxis der englifchen Gerichte und bie Forberung mancher Theoretifer, fo 3. & 
Eonftant’3 und Coffinidre's, zu würdigen. Ihr Hauptgrund if, daß auf 
biefe Weife das Schutzgeſetz ficherer werde vollzogen werben, indem es nicht nın 
letchter fei, einen nieberer Geftellten zu belangen, als eine höhere Behörbe; fon 
bern weil auch ber Ausführende ſich weigern werde, ungeſetzliche Befehle zum 
Bollzuge zu bringen. Allein Beides iſt wohl ganz, ober wenigſtens zum größten 
Theile, unrichtig. Wenn bie frühere Behörde ben Befehl erteilt Bat, mega 
beffen Vollziehung ihr Werkzeug ibt belangt werben foll, fo wird fie, biefe Sinne: 
weife einmal bei ihr angenommen, zu Gunſten ihres Untergeordneten eben fo ſeht 
bie ihr zu Gebote ftehenden Mittel anwenden, um einen günftigen Entſcheid zu 
erlangen ober ſich der Aburtheilung ganz zu entziehen, als wenn fie felbft in 
Anfprud genommen würde. Nüdficht auf ihre eigene äußere Ehre, bie gemeinft 
Klugheit gegenüber von ihren Untergeorbneten und Billigfeit gegen biefe werben 
fie dazu bewegen. Die Schwierigkeit Tiegt nicht ſowohl barin, ein Erfenntniß 
gegen einen höher Stehenben zu erhalten, als barin, überhaupt ein verur: 
theilenbes Erkenntniß auszuwirken. Was aber ben Widerſtand des Inter: 
geordneten betrifft, fo wäre ein folder, wie bemerkt, von ſehr zweifelhaften Bor: 
theile, und überbieg wird er wohl felten genug vorfommen. Die beutichen er: 
faffungsurfunben find bei ihren Beftimmungen über Miniſterverantwortlichkeü 
beinahe einftiimmig ber oben entwidelten Lehre beigetreten, und es ift nicht abzu⸗ 
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feiner Handlung zu tragen, und follte ſein ganzes Vermögen dabei 
in Anſpruch genommen werben. Die Forderung ift, ohne daß ber 
Kläger dazu der Erlaubniß einer Stantöbehörbe bebürfte, im Wege 
des bürgerlichen Proceſſes zu verfolgen und ber.gewöhnliche Civil 

rihter hat bie Größe der Summe zu beftimmen. Dabei ift aber 
wohl zu bemerken, daß die für daß Urtheil präjubictelle Frage, ob 
und wie weit ber Beamte einen Fehler in feiner Amtsführung be⸗ 
gangen hat, von den ihm vorgefegten Präventiv: Juftiz:Behörben, 
nicht aber vom Civilrichter zu entfcheiden ift, indem nur jenen bie 
Entſcheidung der Frage zuftehen kann, ob eine in ihren Meffort 
gehörige Handlung mit Necht vorgenommen wurbe oder nicht. Nur 
alfo, wenn eine bejahende Enticheibung hierüber vorliegt, fei bies 
jelde num von Amtswegen erfolgt oder durch eine Vefchwerbe dei 
Verletzten veranlaßt, kann der Richter die Thatfache eines begangenen 
und eine Entjchäbigung möglicherweije zur Folge habenden Unrechtes 
als feftitehend annehmen. Würde dieſe Entfcheivung einer andern 
Behörde (gleichgiltig ob felbitftändig ober In Verbindung mit ber 
Entfchädigungsklage) überlaffen, jo würde bieje bie Leitung ber vor: 
beugenden Mechtöpflege an fich reißen und. die untergeorbneten Be 
amten wären, unter zwei fich vielleicht wiberfprechende Befehle ges 
ſtellt, theils ſelbſt gefährbet, theils zur Fräftigen Vollziehung ihres 
Amtes ganz unfähig °). — Die einzige zweifelhafte Frage in ber 


ſehen, warum biefelben. nicht Äberhaupt auf alle Arten von Beamten⸗Verantwort⸗ 
Ticpfeit Anwenbung finden fol, da fie in ber Natur ber Sache gegrünbet if. 
Auch bie franzöfifche Bejehgebung (Code pen., art. 114) folgt bem Grundſatze, 
baß ber Befehlende, nicht ber Gehorchende, die Strafe verfchulbet habe. 

3) Wefentlich verfchieben von biefen Grundſätzen find fowohl bie Beflim- 
mungen beB' englifchen als bie des frangöfiichen Rechteg. — Das erflere weicht 
davon in Betreff ber Regreßanſprüche an riebensrichter nach zwei Seiten bin ab. 
Einmal kann ein Friebendrichter niemals wegen einer im Amte begangenen, 
b. b. an fi in feiner Zuſtändigkeit liegenden Handlung zum Schadenserſatz ans 
gehalten werben, auch wenn ber Amtsmißbrauch erwiefen if; fondern nur wegen 
ungefeßlicher Handlungen, zu welchen er Feine Zuſtändigkeit hatte, ex fomit im 
feiner Eigenfchaft als Privatmann handelnd rechtlich anzufehen if. (Ueberdieß 
fiehen auch in bem letzteren Falle dem Beflagten ſehr bebeutenbe ungewöhnliche 
Vorteile im Verfahren unb bei ber Beuriheilung zu, beren- Erwähnung unb 
Erläuterung bier zu weit führen würde.) Sodann gewährt anderer Seits eine 
etwaige Billigung bei fraglichen Verfahrens vom Seiten einer Oberbehoͤrde keinen 
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ganzen Materie ift die, ob bei einer Unzulaͤnglichkeit des Vermögen 
des ſchuldigen Beamten die Staatskaſſe einzutreten babe? Auf ben 


Schutz; der Verletzte wendet ſich unmittelbar an das Gericht, welches ganz fer: 
ſtändig urtheilt. &. Gneiſt, a. a. D., Seite 839 fg. Beibes iſt nun wohl 
theoretifch nicht zu billigen, obgleich mit englifcgen Einrichtungen enge verweben. 
Die Befreiung von Anfprühen wegen Sanblungen innerhalb ber Zuftändigfet 
macht ben Bürger in ben meiften Fällen rechtlos; und wenn ein fo weit gehen 
ber Schutz für nötbig erachtet ift, da das Friedensrichteramt ein umentgelti 
geführtes Ehrenamt ift, welches nicht allzufehr erfchiwert werben will, bami 
teine Echeue vor ber Uebernahme flattfinde, fo ift bem Berlegten bamit nidt ge 
bolfen. Jeden Falles greift biefer Grund nit Platz bei ben bezahlten Beamten 
anderer Länder, welche durch bie Uebernahme eines Amtes, um welches fie ſich 
bewerben haben, zu ber höchſten Eorgfalt verpflichtet find. Ueberdich fl 
bie Unterfcheidung zwiſchen gefeßwibrigen Hanblungen innerhalb ber Zuftändg 
feit und außerhalb derſelben oder mit ihrer Ueberſchreitung eine fehr ſchwer im 
einzelnen Falle zu machende, auch an fich theoretiſch ehr zweifelhafte, ba ja und 
in ber Teßten Annahme bie Amtsgewalt in Anſpruch genommen wirb und be 
Fehlende keineswegs als Privatmann auftritt. Was aber bie. unmittelbare und 
unbeſchränkte Jurisdiction der Gerichte betrifft, fo ift fie allerdings in England, 
wo auch bie ganze Verwaltung als ein Rechtſprechen aufgefaßt wirb, folgerichtig; 
allein biefe Anficht ift eben anderwärts, und mit Recht, nicht vorhanden. Webri 
gens beweifen bie bebeutenden Grleichterungen ber gerichtlichen Vertheidigung bei 
Angeklagten am beften, daß man auch in England einfieht, den Beamten Shut 
gegen unbillige Anfprüche gewähren zu müſſen, weil fonft Feine Verwaltung mig: 
lich wäre; die Frage ift nur, ob diefe künſtlichen Erſchwerungen eines an fi zu 
gelafienen Rechtsmittels richtiger find, oder bie Vorftellung der Entſcheibung auf 
den Ausſpruch ber höheren Behörden? Man barf wohl erftered entfchieben Täugnen. 
— Was nun aber die franzöfifchen Einrichtungen in Betreff ber Regreßpflicht ber 
Verwaltungs: (alfo auch ber Präventivjuftiz:) Beamten betrifft, fo ift ber leitende 
Orunbfaß der, daß zwar allerdings eine foldye bei unerlaubten Hanblungen ein: 
tritt, aber eine Klage erft dann angeftellt werben kann, wenn der Staatsrath eis 
pofitive Erlaubniß dazu giebt. Diefe wird nun aber nur ertheilt, wenn die bem 
Beamten ſchuld gegebene Handlung thatfächlich erwieſen, ausdrücklich burd ein 
Geſetz für ein Verbrechen ober Vergehen erflärt, wiſſentlich und willentlich begangen 
if, und zwar in ſchuldhafter Abficht, ohne Nothwendigkeit, ohne höheren Befehl, 
Genehmigung oder Billigung, ohne Anreizung, endlich ohne irgend eine andere 
triftige Entſchuldigung, als welche namentlih Irrthum und Unkenntniß gelten. 
©. Block, Dict. de l’administr., &. 859. Diefe Beftimmungen ſtehen nım 
allerdings den oben aufgeftellten Grundfägen näher, als bie englifhen; allein es 
ift ihnen der Vorwurf zu machen, daß fie dem Kläger in doppelter Beziehung bie 
Nechtöverfolgung allzufehr erfhweren. Einmal dadurch, daß fie ihm, vor bem 
Staatsrathe, den Beweis auferlegen, e8 ftehen bem zu Beflagenden Feine ber vielen 
Entfhuldigungsgründe zur Seite, während doch offenbar es feine Sache iſt zu 
zeigen, baß er zu einer formell vielleicht anzugreifenden beanſtandeten Maafregel 
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erften Anblick möchte dieſes nicht mehr als billig ſcheinen; dennoch 
muß ſich eine genauere Erwägung dagegen erflären. Eine Bejahung 
biefer Trage Lönnte ſich nämlich nur auf die Anficht ftühen, daß 
was im Namen des Staates begangen werbe, auch von ihm zu 
vertreten fei. Diefer Sak aber ift unzuläffig. Der Staat muß 
allerdings für bie rechtlichen und nothwendigen Folgen feiner Geſetze 
und der richtigen Anwendung berjelben ftehen; allein eine Abwei⸗ 
Kung von benfelben ift gegen feinen Auftrag und Willen, 
kann ihm alfo auch nicht zur Laft fallen. Iſt er doch (materiell 
oder ideell) ſelbſt beichäbigt; woher fol ihm alfo eine Pflicht ver 
Schadloshaltung gegen Mitbeichäbigte fommen? Daß Letztere wegen 
Mangels an zureichendem Vermögen von dem Schulbigen nicht voll 
fändig entjchädigt werden Können, iſt rechtlich ein unglücklicher 
Zufall, welchen befannilih immer nur ber Betroffene zu tragen 
bat. Eine Meberwälzung auf die Staatölaffe wäre ein Unrecht 
gegen die Eteuerpflichtigen. Hoͤchſtens mag aus ben zu Gnaden⸗ 
geſchenken beitimmten Geldern dem unfchuldig zu Schaden Gekom⸗ 
menen und ist nicht einmal vollftändig zu ntichäbigenden ein 
Beitrag aus Billigkeit abgereicht werben 9). 

Gar feine Entihädigung findet ftatt in dem zweiten alle, 
berechtigt geweſen fei, wenigſtens ihm ein Entſchulbigungsgrund zur Seite. fiehe. 
Das natürliche rechtliche Verfahren wird bier gerabezu auf ben Kopf geftellt. 
Offenbar follte ber Kläger blos nachzuweiſen haben, baß er durch eine amtliche 
Handlung ohne Verſchuldung von feiner Seite verlegt worben fei, der Beamte 
‚aber zu feiner Nechtfertigung bie Beweiſe beibringen müſſe, daß er in ſeinem 
Mechte geweſen. Sodann aber iſt es eine zu enge Beſtimmung, wenn nur 
folche amtliche Handlungen als VBeichwerbegrund anerkannt werben, welche in 
einem Geſetze ausbrüdlich für Verbrechen ober Vergeben erflärt find. Auch außer 
folhem ausdrücklich und formell verbotenen Verfahren iſt es eine unerlaubte Be 
ſchränkung ber bürgerlichen Yreiheit, wenn ohne einen verflänbigen Zweck unb 
ohne nachweisbare Nothwendigkeit in bie Nechtsiphäre eines Privaten irgendwie 
eingegriffen wird. Es ift im Verhältniſſe ber Staatsgewalt zum Unterthanen 
nicht Alles erlaubt, was nicht ausdrücklich in einem Strafgeſetze verboten ift. 
Diefe Beftimmungen, zufammen mit der naturgemäß nicht übergroßen Geneigt⸗ 
heit des Staatsrathes umentfhuldigbares Benehmen von Beamten zuzugeben, 
haben benn bie Folge, daß in Frankreich Regreßklagen nur fehr felten angeflellt 
werben Fönnen. 

4) Diefe Anficht wirb auch von der englifchen, norbamerifanifchen und fran⸗ 
abfiſchen Befehgebung gehandhabt. 
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wenn zwar bie Freiheitsbeſchraͤnkung fich ſchließlich als objectio un- 
begründet (ober wenigſtens nicht hinreichend erwiefen) barftellt, der 
anorbnende Beamte aber durch bie überwiegende Wahrſcheinlichkeit 
ſubjectiv entſchuldigt ift. ine folche Verbindung von Umftänden 
ift unzweifelhaft ein, vielleicht großes, Unglüd für den davon Be 
troffenen; es fehlt aber an jedem Schuldigen, den er in Anſpruch 
nehmen Könnte. Der anorbnende Beamte iſt, angenommenermaaßen, 
unſchuldig. Aber auch für den Staat läßt fih Feine Bahlımgl 
verbindfichkeit nachweilen. Allerdings kann man für bie Berl 
bung Liner Entfehäbigung aus der Stantälaffe anführen, daß ber 
unſchuldig Verletzte nun einmal einen binglichen ober fittfichen, 
mehr oder minder empfindlichen, Eingriff in feine Rechte durch eine 
Handlung der Staatögewalt erlitten Habe; daß die hoͤchſten Rechte 
und die wichtigften Intereſſen der Bürger ganz preißgegeben feien, 
wenn ſchon ein trügerifcher Schein Vernichtung berfelben ohne allen 
Erfolg rechtfertige; daß namentlich die Schutzmittel, welche bei ber 
wieberherftellenden Nechtöpflege für die eines bereit? begangenen 
Verbrechens Angellagten mit. fo vieler Sorgfalt abgewogen werben, 
wenig bedeuten, wenn die verhütende Rechtspflege bie einer bios 
künftigen Verlegung Verdächtigen, aber Unſchuldigen, To wichtiger 
echte berauben koͤnne, ohne audy nur ben Schaden woieber gut 
machen zu müſſen. Allein auf der andern Seite ift Zweierlei ein: 
leuchtend. Einmal daß die Nechtöpolizei, eben weil fie ihrem ganzen 
Zwede nah nur mit blos Verdächtigen zu thun bat, alfo mit 
Solchen, melde noch nicht? verbrochen haben, -jonbern erft fehlen 
fönnen und wollen, in eine um fo fchlimmere Lage gerietbe, je 
vollftänbiger fie ihre Schuldigkeit verrichtete, Indem die von ihr an 
ber Begehung eines Unrechtes gänzlich Gehinberten gerade deßhalb 
als gefeglich Handelnd, und fomit zu einer Entihädigung berechtigt, 
eriheinen Fönnten. Offenbar würde aber hierdurch der Staat außer 
Stand gefet feine Bemühungen zur Verhinderung von Rechtsver⸗ 
legungen fortzufegen, ſondern müßte ſich lebiglich auf bie Abrügung 
bereit3 begangener beſchränken. Zweitens, daß es lediglich ala ein 
Unglüd zu betrachten ift, wenn der Schein fo täufchend eine Schuld 
vorspiegelte, daß dadurch eine Staatsmaaßregel hexvorgerufen wurde, 
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daß aber für ein Unglüd kein Schadenderſatz geleiftet wird, indem 
die Schuld hiervon nicht am Staate oder deſſen Beamten, fonbern 
an dem unglüdlichen Zufammentreffen äußerer Umftände liegt. Da 
nun bie letzteren Gründe offenbar die überwiegenden find, jo ift 
auch ein Recht auf Schadenderſatz nicht begründet. Alles, was in 
einem ſolchen Falle übrig bleibt, tft, daß auch hier die Regierung 
bem unverbient Verletzten auf bem Wege ber Gnade eine Aus⸗ 
gfeichung angebeihen laͤßt. Zu wünfchen und zu verlangen ift 
freilich, daß dieſes auch wirklich, jedoch nur bei gänzlicher Unſchuld 
und nicht etwa bei blos unerwiefener Schuld, gefchehe. 

Iſt endlich die nachtheilige amtliche Verfügung durch falfche 
Angaben von Privatperfonen herbeigeführt worden, fo ift 
die Verbindlichkeit derſelben zu einer Entfchäbigung bed Verletzten 
außer allem Zweifel, wenn fie bie Unwahrheit in bößlicher Abficht 
oder in ftrafbarer Fahrlaͤſſigkeit vorgebracht haben. Nur ein ent 
ſchuldbarer Irrthum kann von diefer Pflicht befreien, und natürlich 
hat der Beflagte diefe feine Ausrede zu erweifen. Selbft wenn bie 
Behörde auch ihrer Seits Fehler gemacht und leichtſinnig oder zweck⸗ 
widrig Beichräntungen angeordnet haben follte, würde dadurch der 
falfche .Ungeber nicht befreit. Die fraglihe Beſchädigung bleibt 
immer eine unmittelbare Folge feiner unrechtlichen Handlung und 
er iſt jomit fchuldig, für diefelben einzuftehen. Höchitend mag, wenn 
ber Fehler der Behoͤrde fo grob ift, daß er auch fchon an fie eine 
Forderung begründete, eine Theilung der Summe nad) dem Aus- 
fpruche des Richter? ftattfinden, wobei es dem Kläger freigeftellt 
wäre, Beide principaliter zu belangen ober bei der Ausflagung des 
Einen ihm bie Beizichung des Andern zu überlaffen. Daß in allen 
Fällen dem Staate noch nebenbei fein Strafrecht vorbehalten bleibt, 
bedarf nicht erjt ber Bemerkung. Ungünftig für ben Kläger ift 
freilih der Umftand, daß er den Beweis der beiden Thatlachen, 
auf welche die Entichädigungsflage zu bauen ift, nämlich erſtens 
der Unmahrheit der Anzeige an und für fich, und zweitens bes 
urjachlihen Zuſammenhanges berfelben und ber beſchwerenden amt- 
lichen Handlung nicht wohl ohne Beihilfe der betreffenden Präventiv- 
behörbe liefern Tann. Nun. fordert zwar allerbingd von biefer fo- 
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wohl Billigfeit und Hechtlichleit, als bie Sorge für die eigene Ehre, 
baß fie entweber einer Bitte des zur Klage entichloffenen Beſchaͤ⸗ 
bigten oder wenigſtens einer Requiſition des zuftänbigen Civilrichters 
folge und bie in ihrem Gewahrfame und ihrem Bcwußtfein befind- 
lichen Beweife für die beiden Thatſachen hinreichend ausführlich 
und beſtimmt vorbringe; auch läßt ſich erwarten, daß bie höhere 
Behörde etwaigen Weigerungen einer niedern Stelle ein Ziel ſetzen 
würbe: allein immerhin hat der Kläger fein ausreichendes Zwangs⸗ 
recht, wenn — aus biefer ober jener Urfahe — die Behörden der 
vorbeugenden Nechtöpflege eine Auskunft verweigern °%. In einem 
folhen Falle bleibt nicht? übrig, als eine Beichwerbe an bie Perfon 
bed Staatsoberhauptes Über verweigerte Rechtshilfe ober, wenn bie 
Berfaffung des Staates dieß geftattet, eine Bitte an bie Etänke 
um Verwendung bei der Regierung. | 


5) Nicht einmal das Mittel bleibt dem Vernachtheiligten, gegen bie ein 
Mittheilung verweigernde Behörde felbft eine Klage auf Schabenzerfag einzu 
reihen und biefe dadurch zu ndthigen, ſich in ihrer Vertheibigung über ben Grund 
oder Ungrund ber Beranlaffung nebenben Anzeige, fo wie über deren Einfluß auf 
bie fraglichen Maaßregeln zu erflären. Gine ſolche Klage kann, wie oben, ©. 615, 
bemerkt, nur mit Billigung ber vorgefegten Behörbe eingereicht werben, biefe aber 
il, angenommenermaaßen, nicht für die gerichtliche Begünftigung bes Beſchwerde⸗ 


.  führenben. 


‚Regifer. 
(Die Zahlen weiſen bie Seiten nad.) 


u. 
Abbrechen bed Verkehrs mit dem 
Feinde |. Verkehr. 
Abenbbiebe 226 Note 10, 
Abtreibenbe Mittel, bärfen 
nicht frei verfauft werden 257. 
Abwendung f. Verhinderung. 


Abwendungsmittel gegen Rechta⸗ 


angriffe, theils mittelbar, theils un- 
mittelbar, 9. 

Abweſende. Gorge des Staates fin 
beren Bermögen 800, 342; nament: 
lich von Verfchollenen 843. 

Actenftüde, beglaubigte Nicht 
nothwenbig zu einer rechtspoliz. Hands 
lung 5645 aber zur perfönlichen 
Sicherheit des Beamten, daſ. 

Actiengefellfhaften, Bedin⸗ 
gung ihrer Bildung 242; Verhin⸗ 

. berung von Betrügerei 248; von 
Börfenfpiel 244. - 

Aberläffe, bei ledigen Weibsper⸗ 
fonen nur nad Arztl. Vorſchrift er: 
laubt 267. 

Adminiftrativjuftiz in Rechts: 
polizeiſachen 418 fg. 

Agenten, vollziehende, der Pr.J., |. 
Behörden ; geheime |. Geheime Polizei. 


Alimentation aus ſequeſtr. Vers 


mögen 561. 
AAllgemeine Maaßregeln der 
R. P., Begriff 497. 


Almoſen. Deffentl. Aufforderungen 
dazu ſ. Aufforderungen. 
Alte Waaren |. Trödelhändler. 
Aelterliche Gewalt, Verhin⸗ 
derung eines Mißbrauches 287. 
Amtsgewalt. Mißbrauch derſelben 
tft von den höheren Behörden zu 
ſtrafen 611; wann nicht vorhanden 
612; ber Kläger führt den Beweis 
618; Schadenserſatz für ben Vers 
legten, daſ. 

Unbringes®ebühren, 
weit räthli 435. 

Andachtsübungen, Urſache von 
Bolksverſammlungen 89; Beobach⸗ 
tung ſtrenger Sitte dabei 96. 

Anführer. Bei Aufſtänden zu ver⸗ 
haften 196. 

Angabe ſ. Anzeigen. 

Angeber ſ. Anzeigen. 

Angelöobniß, wann anwendbar als 
Caution 520 Note 4. 


inwie⸗ 


Annahme an Kindegſtatt |. Kindes: 


ſtatt. 

Anonyme Anzeige. Kann der 
Pr.J. Veranlaſſung zum Handeln 
geben 583, 592; jedoch ſehr unzu⸗ 
verläſſig 683. 

Antwort ſ. Widerlegungen. 

Anzeige, anonyme, ſ. Anonhme A.; 
bes Zweckz einer geſchloſſenen Geſell⸗ 
ſchaft |. Geſellſchalten. 
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Anzeigen. Freiwillige, von Priva: 
ten: Beflimmung ber Glaubwürdig⸗ 
feit 582; befonber8 von ſelbſt Be: 
drohten, daſ.; nicht Betheiligten, daf. ; 
Mitfchuldigen, daf.; anonyme, daf.; 
bie Zahl ber zum Handeln berechtigten 
A. provociren 585: durch befonbern 
Shut 587, namentlich Verſchweigung, 
baf., und dur Belohnungen 589. 
Unfreiwillige: Art ber Unterſuchung 
595 ; Protofollirung 597. Der Name 
des A'rs in ber Megel zu verſchwei⸗ 
gen 568; Ausnahmen 569; Vorficht 
bei befonderem Berfprechen der Ge⸗ 
heimhaltung, daf. Falſche Ar zu 
beftrafen 567; zum Sthabengerfaß zu 
verurtheilen, baf., 5856. 

Apotheken, Verbot bed Verkaufes 
abtreibenber Mittel 257 ; ber @ifte260. 

Arbeiter Gewaltthätigkeit berf. 
Häufigkeit 246; Nothwendigkeit einer 
Staatshilfe 252; Beſchränkung der 
Bereine, baf.; Beſatzung, baj.; Ber: 
binderung von Aufläufen 253. Zwang 
zur Fortfegung ber Arbeit 254. 

AUrbeitervereine, Schuß gegen 
Gewaltmaaßregeln derſ. 246. 

Archivare dürfen ohne Erlaubniß 
ihnen auvertraute Urkunden weder 
veröffentlichen, noch Einficht davon 
nehmen laſſen 199. 

Aſoten ſ. Mundtodterklärung. 

Auditoren ſ. Militär-Auditoren. 

Aufentbaltserlaubniß für 
Fremde 115. 

Aufenthaltstarte 119, 125. 

Auffordberungen, öffentlide, zu 
Almofen, nur mit obrigfeitl. Erlaub: 
niß geftattet 817. 

Auflauf, Begriffäbefiimmung 176; 
Nachtheile,baf. Allgem. Vorbeugungs⸗ 
mittel 180; beſondere. Gänzliche 
Verhütung: im Falle einer aufregen⸗ 
den aber nothwendigen amtlichen Hand⸗ 
lung 182; bei ähnlichen Handlungen 
v. Privalen 188. Schnelle Dämpfung 


eines entſtandenen WE: Wegräummmg 
ber Urſachen 184; Befänftigung ber 
Menge 185; Herbeirufung und Be: 
wendung ber bewaffneten Macht, bei. 
Strenge Strafe gegen bewaffnet Gr: 
ſcheinende 184. 

Aufnahme an Kinbesftatt f. Kin: 
besftatt. 

Aufrubr. Begrifisbeftimmung 179; 
Nachtheile, daſ.; allgemeine Vorben 
gungsmittel 194, 187; Beſchrankun⸗ 
des Waffenbeſiges anzuordnen 130. 

Aufruhr-Acte. Verleſen derſelben 
nicht zureichend 462 Note 8. 

Aufſtand. Begriffsbeſtimmung 178; 
Nachtheile, daf.; bie Verbittung nüg 
lich als Schugmaaßregel für das Leber 
ber Bürger 260. Allgemeine Be 
beugungämittel 180; befonbere Din: 
pfungsmittel 186. 

Auslänber, f. Reifende unb Be: 
weifung. 

Außwanberung Berbot einer 
betrügeriſchen Verleitung 288. 

Auswanderungs-⸗Plane, p 
unterſuchen 509. 

Ausweiſung aus dem Etantig: 
biete. Vorſichtsmaaßregeln geya 
MWiebereindringende 109. Auwenbung 
bei Aufſtänden gegen gefährliche $rem: 
be 187. ©. au: Bereifung. 


B. 

Baldowerer 191, 215, 295. 

Bayes, f. Kochemer Bennen. 

Beamte. Ungejelide SHanblungen 
eine® ®. können Anlaß zu einem 
Aufftande geben 180; ein folder if 
zur Beruhigung ber Menge zu ver 
baften 184. Perfönliche Anweſen⸗ 
beit und Kraft in Vollziehung von 
amtlichen Maaßregeln, weldye zu Un: 
ruhen Anlaß geben Tönnten 183; 
Abfendung tüchtiger B. in aufrük 
riſche Bezirke 196; untergeorbneke, 
ber Br.3., |. Untergeorbuufe 8, Be 
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ſchränkung des Umgangs ber ®. mit 
gewiflen Fremden 509. 

Befrei ter Gerichtsſtand ſ. Gerichtsſtand. 

Begleitung, ſichere, bei Ausgewie⸗ 
ſenen 109. 

Begnadigung als Belohnung für 
Anzeigen 591. 

Beherbergung Fremder, anzuzei⸗ 
gen 118. 

Behörden der Präventiv⸗Juſtiz. Or: 
ganifation ber leitenden Behoͤrden, 
nach welchen Gefehen 376; Unterorb: 
nung unter das Juſtiz⸗Miniſterium 
398, 412; Einfluß deſſelben auf bag 
Materielle, baf.; beſondere Behörben 
für freiwillige Gerichtsbarkeit 403, 
409 ; Gemeinbebehörben 405 ; Bezirka⸗ 
Behörden 407; Kreis⸗Behörden 411. 
Die untergeorbneten Organe: biefel: 
ben bürfen nur nach Befehl handeln 
488; das Militär den bürgerlichen 
Behörden untergeordnet, baf.; baldige 
Anzeige bei ben höheren B. 434; 
Belohnung berfelben 435 ; befonderer 
Schuß berfelben im Amte 486. Arten 
438: Gemeinde-Schubmänner (Bo: 
ligei-Diener), baf.; Genſd'armerie 446; 
fiehenbes Heer 457; Bürgerwehr 

(Bürgergarbe) 468. 

Beibringens:VBerzeihniffe, 
find unter obrigk. Aufficht zu errich⸗ 
ten 837... 

Bekanntmachung, |: Procdama: 
tion. 

Belagerungszuſtand, 
rung in denſ. 108 Note 8 

Beleuchtung, dffentliche, Mittel 
gegen Diebe 280. 
Belohnungen ber untergeordneten 
Agenten ber Pr. J. 485; der geh. Po⸗ 
Vigei-Agenten 488; ber Angeber 491. 

Bennen, kochemer, ſ. Kochemer Bennen. 

Beobachtung des Briefwechſels, 
Collectiv⸗ 509, 

Berigterfiattung, regelmäßige, 
ber Gemeinde Schupmänner (Boligeis 


Erfiä: 


biener) 448; ber Gensb’armerie 4568. 
Berufung als Rechtsmittel 606, 
609. ©. übrigens: Rechtömittel. 
Beihäftigungsftand, Beſchützung, 
von Kindern gegen einen unpafjenden 

289. 

Beihlagnahme verdaͤchtiger Ge⸗ 
genflände. Mit Vorſicht vorzuneh⸗ 
men 550; insbeſ. von Papieren 551; 
von Werkzeugen zu Verbrechen 557; 
von an und für ſich erlaubten, aber 
zu mißbrauchenben Gegenſtaͤnden, daſ.; 
namentlich von Geld 559. Verfahren 
bei ſequeſtr. Bermögenscomplexen 561. 

Betrug. Nothwendigkeit eines Staats⸗ 
[huge 315; Mittel: Maaßregeln 
gegen Baganten, baf.; Entwerfung 
von Betrüger: und-Bettler:Verzeich- 
nifien 316; Bekanntmachung von Be: 
trügereien, baf.; Vollzug der Maaß—⸗ 
regeln gegen Beitel 317; Verbot un: 
beglaubigter Aufforberungen in öffent: 
lichen Blättern, baf.; betrügerifche 
Heilmittel 318; falſche Spiele 819; 
Schatzgräberei und Goldmacher, baf.; 
Betrug mit Glauben an Neberfinn: 
liches 820; im Kauf und Verkauf 
821; Fälſchung von Urkunden 822. 
Betrug bei Actiengefellfchaften, wie 
zu verhindern 244. 

Bettler, durch Gensb’armerie zu 
verhaften 462; frembe B. ganz abzu- 
weiſen 108. 

Bettler: VBerzeichniffe 316. 

Bevormundung f. Unmündige. 

Bewaffnete Macht. Aufitellung 
bei Gefahr eines Auflaufes 182; eines 
Aufitanbes 186; möglichft größte Ent: 
widlung bei förml. Aufruhr 187. 

Beweis, umvollfländiger, ſ. Unvolls 
fländiger B. 

Bezeugung ber Markſteine 803. 

Bezirls:Vechörbender Pr.S.407. 

Bimutbher 226 Note 10. 

Borbelle, zu unterfuhen 510. 

Börjenfpiel, zw verhindern 244. 
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Boren zu verbieten 271. 
Brandftifter, gefährliche, zu ver: 
bannen 540, 
Briefgeheimniß, von ber geb. 
Polizei nicht zu verlegen 486 Note 6. 
Briefwechſel. Mit bem Feinde 
ganz zu verbieten 198; zu beobachten 
im Falle beſondern Verdachtes eines 
rethes 199; Beobachtung des Br. 


B * r e ſ. Geld. 

Bürgeneid 524. 

Bürgergarbe f. Bürgerwehr. 

Bürgertrieg Dämpfung deſſelben 
nicht mehr Sache der R.B. 196. 

Bürgerlihe Rechtspflege. 
Theil der wieberherftellenden Rechts⸗ 
pflege 7; fein Mittel der Rechtspo⸗ 
lizei 28. 

Bürgerwehr. Weſentl. eine polls 
zeilihe Anftalt 463; Nuten 464; 
Nachtheile 465; beren Errichtung nur 
bedingt räthlich 467. Dienft 468; 
Zufammenfegung und Zuverläffigfeit 
d. Mitglieder 469 ; wer außzufchlichen, 
baf.; Zwang zum Eintritte 470; Ver: 
meibung von unnöth. Zeitverluft, baf.; 
eigene Wahl der Anführer 471; Ber: 
wendung bei Bollsoerfammlungen 95; 
Entwaffnung verdächtiger B.:W. 186; 
Auflöfung untreu geworbener ober 
wenigſtens nadläffiger 187. 

Butzſchnurrer 317. 


C. 


Caſtriren ſ. Entmannen. 
Caution ſ. Sicherheitsleiſtung. 
Cenſur 189; erfordert eigene Behör⸗ 
den 408. S. übrigens: Preſſe. 
Central-Commiſſion gegen 
Jauner 237. 
Chalfen 226 Note 10. 
Chaſimenhändler226 Note 10. 
Chasſsneu⸗-Gänger 226 Note 10. 
Cheilefzieher 226 Note 10. 
Cherilles-Ganger226 Rote 10. 


Etviljufttz ſ. Vürgerlidde Rechu⸗ 
pflege. 
Collectanten, falſche 817. 
Collectiv⸗Maaßregeln der RP. 
Begriff 505 ; allgem. Regeln, daſ. 
Commandit-Geſellſchaften, 
Bedingung ihrer Bildung 242; Ber: 
binderung von Betrligerei 243; vom 
Börfenfpiel 244. 

Concurſe. Schnelle Zuftiz bei denf, 
Mittel gegen Wucher 371. 

Eonfination. Begriff 527; Zilk 
ber Anwenbbarkeit, baf.; Beftimmung 
der Gemeinde 528; Sorge für bir 
Eonfinitten 529; Bauer ber Cm 
fination, baf. 

Eontrole der Verwalter Bffentlice 
Eigenthums 202. 


D. 

Darſtellungen, mimiſche, ſ. Ri 
miſche D. 

Diebe, gewerbmäßige, |. Jauner. 

Diebshehler 228; Entbedung de: 
felben 282, 

Dieböherbergen227; Zerflärm 
derfelben 231. 

Diebe unbRäiuberbandbe,n 
verbannen 540, 

Dienfiboten. Schutz bderfelben ge 
gen Mißhandlung ihrer Herrſchaften 
293; auszuſchließen von ber Bürger: 
wehr 469. 

Dienftberren, Verhältniſſe gegen 
über von Dienfiboten 298. 

Diverforien, zu vifitiren 221. 

Dolce, zu verbieten 131. 

Drohungen, nicht geeignet für die 
Pr.3. 596; ungefehliche, gegen Zer 
gen 598. 

Duell f. Zweikampf. 


€, 
Ehe:Berträge, find vorzulegen 838. 


Ehre Wahrung ber, pa 
von Präv. Naaßregeln 272, rütd: 
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Cenſur gegen Injurien burch bie Preſſe 
274; Theater-Cenfur 276; Verbot 
öffentl Ausftellungen von Zerrbildern 
277; beleibigenber mimifcher Dar: 
ſtellungen, daſ.; von beleidigenben 
Umgängen, Masten 278; von Bar: 
teibefhimpfungen, baf. 

Ehrengerichte, wieeinzurichten 267. 

Ehrenwort, wann anzunehmen als 
Saution 520 Note 4. 

Ehrloserflärung. Kein Mittel 
zu Verhinderung des Zweikampfes 
264 Note 11. 

Eid. Wann als Sicherheitäleiftung 
anwendbar 519,-596; von Zeugen 
zu verlangen 597; von Bürgen als 
Garantie anzunehmen 524. 

Gigentbum. Verbrechen gegen bad: 
jelbe häufiger bei fleigenber Civili⸗ 
fation 295; mehrfache Beihränfung 
der Staatsthätigkeit 296; namentlich 
feine Vorkehrungen gegen Wucher 365. 
Dagegen Schuß: bed öffentlichen 
Eigenthumes 200; durch Rechnungs: 
weien 201; Controle 202; Sider: 
heitzleiftung 203. Fälle bes Schutes 
von Privat⸗E.: beſonders des Grund: 
eigenthumes 802; verletzende Ver⸗ 
träge Dritter 824; Betrug 315; bei 
beſonders ſchwierigen Rechtsgeſchäften 
331; bei einer Unfähigkeit des Bür⸗ 
gers zum Selbſtſchutze 342; nament⸗ 
lich bei Abweſenden, daſ.; Kranlen 847; 
Unmündigen 352; Weibern 361. 

Eigenthümer. Beizuziehen bei 
Hausſuchungen 555 ; Berfügungsrecht 
über fequeftr. Vermögen 561. 

Einbebaltung ber Hausgenofien 
bei Unruhen 509. 

Eingränzung f. Confination. 

Einkindſchafts-Verträge387 
Note 6. 

Einzelne Haben ihr Recht ſelbſt 
zu ſchützen 3, 85, 205; d. Schub 
ihrer Rechte nicht allein zu überlafjen 
31; find v. Staate zu ſchützen 26, 208. 

v. Mohl, Rechtb⸗Polizei. 3. Auflage. 


Elementar-Bezirke. Gleichheit 
derfelben wünfchenswertb und mög: 
lich 407. , 

Empörung f. Auflauf, Aufſtand, 
Aufrubr. . 

Entfernung aller verbächtigen Frem⸗ 
ben |. Reifende. N 

Entmannung Nur Aerzten er: 
laubt 270; Berbot Entmannte bei 
Theatern anzuftellen, baf. 

Entfhäbigung |. Schabenserfak. 

Entwaffnung, bei Auffländen 
130, 509. 

Erziehung von Vaganten-Kindern 
221. 

Erziehungsrecht der Meltern, 
Verhinderung eines Mißbrauches 287. 

Erecutiond: Truppen 461. 


d. 

Bahnen, ald Warnungszeichen bei 
Aufftänden 462 Note 9. 

Fallen, gegen Wild, erlaubt 809. 

Fälſchung von Urkunden 922. 

Familien-Verträge, find an: 
zueigen 328. 

Feind, Verkehr mit demſ. abzubrechen 
ſ. Verkehr. 

Feldhüter 806. 

Feldtauben ſ. Tauben. 

Fetzer 226 Note 10. 

Finanzgeſetze, nicht durch Gens⸗ 
d'armerie zu handhaben 4585. 

Findelhäuſer, unzweckmäßig 256 
Note 2. 

Flucht, Verdacht der, erforderlich zur 
Anordnung r. p. Verhaftung 596. 
Flüchtige Verbrecher. Ihre 
Verfolgung eigentlich nicht Sache ber 

Pr. J. 48; gelegentlich von ber Gens⸗ 
b’armerie zu verhaften 452. 
Flüchtlinge, politifche 119. 
Flugſchriften, nicht wie Zeitungen 
zu behandeln 162 Note 22. 
Forberungen, urnrechtliche, Tönen 
vom Staate nicht verhinbert werben 5. 
N) 


Sormelle Wahrheit, für bie 
Pr. J. nicht genügend 586. 

Formelles Verfahrender Pr.J. 
ſ. Verfahren. 

Formen, keine unerläßlichen, für die 
Pr. J. vorzufchreiben .565. 

Forſtſchutzperſonal ſ. Walbun⸗ 
gen; erlaubter Gebrauch ber Waffen 
ſ. Waffen. 

Frechheit einer drohenden Rechts⸗ 
ſtbrung, Urſache beſondern Schutzes 32. 

Freie Pürſch, nicht räthlich 808. 

Freiheit, perſönliche. Nicht im allen 
Fällen ihrer Beeinträchtigung ift Hilfe 
möglich 279. Maaßregeln gegen ganz 
Unberechtigte: Verbot unerlaubten 
Werbens 281; betrügerlicher Verlei- 
tung zur Auswanderung 283; Be⸗ 
auffichtigung der Privat⸗Irrenanſtalten 
284; Befreiung aus der Gewalt von 
Nupplern 286; Prüfung ber öffent⸗ 
lichen Schauftellung von Menfchen 
287. Mittel gegen Mißbrauch geſetz⸗ 
licher Gewalt: der älterlichen Gewalt 
287; Gefangenbaltung eined Kindes 
nur unter obrigfeitlicder Leitung er: 
faubt 288; Schub gegen Aufdrän: 
gung eine ungejunden oder uner⸗ 
laubten Beichäftigungsftandes 289; 
gegen verhaßte Heirath 291; Be: 
ſchützung ber Dienſtboten 293. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Begriff derf. 801 Note 4; eigene Be: 
börben für dieſelbe 409. 

Fremde f. Reifende. 

"Sußangeln, zu verbieten 271. 


©. 
Gaſtwirthe, Haben bie Fremden 
anzuzeigen 118. 

Bauner f. Jauner. 
Gebärhäuſer, Vorſteher derfelben 
haben Verzeichniſſe zu führen 258. 
Geburts- und Standesver—⸗ 
Hältniffe, befreien nicht von einer 

allgemeinen Maaßregel 25. 


Gefährlide Branbdfiften 
verbannen 539. 

Gefangene, Behandlung f. 
baftung. | 

Gefangenſetzung eines un 
tdenen Kindes, nur unter Unle 
ber Obrigkeit erlaubt 288. 

Gefäaängniß f. Verhaftung. 

Gefängniß- Einridtun:; 
Strafgef. fein Gegenſtand der Rt 
Polizei 28 Note 8; Forderunge 
bie G. ber Pr.J. 548. 

GeheimeGeſellſchaftenß 
ſellſchaften. 

Geheime Polizei, Begrif 
478; Haß gegen dieſelbe 481; ' 
theile der. 285, 482; Nachtheile 
Mipbräude 484. Fälle ber Wr 
bung: gegen Jauner 235; in 
großen Stäbten 483 ; polit. ımrul 
Zeiten, baf. Mittel: bie Miftel 
zu entfernen: Befltafung prover 
der od. verläumdenber Agenten 4 
Beihränfung auf ben beftims 
Zwed, daſ.; Verbot eigenen Hank 
485; und unfittlicher ober unr 
licher Mittel, daſ. Erfordert 
eigene Behörde 493. Drei Ma 
von Agenten 489. Unterordn 
unter eigene Beamte 493. Nur 
geb. Pol. 494. Weiber als Ageı 
derſ. 490; Vorfiht bei ber Aıma 


eined Agenten 491; Controle 
Agenten nöthig 495. 
Geheimhaltung. Des Inha 


unterfuchter Bapiere 556; des Ram 
eineß Angeberö 587. 
Geheimmittel, verboten 318 
Geifererfheinungen, vor 
geln, verboten 320. 
Geiſteskranke f. Irre. 
Geld, als Mittel ber Sicherhe 
leiftung. Aus dem Bermögen 
Verdächtigen jelbft: wann 521; H 
ber Summe 522; Art ber Leifiu 
daſ. Aus dem Vermögen eines 8 
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gen: warn zulälfig 525. Caution 
als Bedingung ber Herausgabe einer 
Zeitung 161; von einem Kaflen:Be- 
anıten zuleiften 203; von Zeugen 596. 
Beſchlagnahme von Geld 559. 
Beldb: Belohnungen f. Beloh: 
ungen. 
Gemeinbürgſchaft, inwieferne 
anwendbar 6 Note B. 
Gemeinde. Autheilung ber Land⸗ 
ftreicher 217; G.⸗Behörden ber Br.3. 
405; ©.sPolizeibiener |. Gemeinde⸗ 
Schutzmänner; G.⸗Wildſchützen 309. 
Bemeinde:-Shupmänner. Be 
ſtimmung ihres Geſchaäftskreiſes 438; 
* fein Strafrecht 439; aber Recht zu 
verhaften, baf.; Dienflanweifung,baf.; 
tüchtige Beſetzung der Stellen 441; 
: nicht als Ruhedienſt 442; Belohnung 
442; Bewaffnung, baf.; Zahl, baf.; 
.. Organifation in größeren Gemeinden 
, 444; Strafe ber Widerſetzlichleit gegen 
fie 445; Bffentlider Glauben 581. 
- ©. auch: Schutzmannſchaft. 
Gensd'armerie. Awed berfelben 
446; zu trennen von ber Heer:@., 
447; unter bie Behörden ber Br.S. 
zu fiellen, daf. ; nicht zur Hanbhabung 
ber Finanz⸗Einrichtungen zu gebrau⸗ 
chen 455; Zerftreuung über dasStaats⸗ 
gebiet 448 ; theilweiſe Berittenmachung 
+50; gute Bezahlung, baf.; Sorgfalt 
bei der Aufnahme 451. Belohnungen, 
daſ. Dienft: Ordentlicher: Anweſen⸗ 
heit bei größeren Volkszuſammenkünf⸗ 
ten 452; Streife, baf.; Aufficht auf 
Tremde, daf.; Haufirer, daf.; Ber: 
baftung von Bettlern, Landftreichern, 
Saunern, flüchtigen Verbrechern, daſ.; 
Unterfuding verbächtiger Häufer und 
Beobachtung Öffentliher Orte und 
Zufammentünfte, baf.; Berichterſtat⸗ 
tung 453. Außerordentlicher: bei 
Gefahr von Widerſtand gegen obrig- 
teitliche Artorbnungen, baf.; Truppens 
maärſchen, daf.; Brand, Unglücks⸗ 


fällen, daſ.; Hinrichtungen, baf.; Strafe 
audftellungen, baf. Gelegenbeitlicher 
Dienft 454. Beſonderer perjönlicher 
Schub ber ©. 455. Recht zu ver: 
haften 456. Waffengebrauch, baf. 
Deffentlicder Glauben bei Anzeigen 
581. — ©. audi: Waffen. 
Gerichte. Incompetent, bei Wei 
gerung bed Bürgers zu rechtöpoliz. 
AZweden Rechte abzutreten 39; bei 
Klagen präventiv Verhafteter 548; 
bei Klagen wegen Amtömißbrauches 
eined Beamten ber Pr.J. 612; ba- 
gegen zuftänbig bei der Feſtſtellung 
der Größe bed Schabenserfakes 615. 
Gerihtsbarkeit, freiwillige f. 
Freiwillige ©. 
Gerichtsſtand, befreiter, bei 
ber Pr.J. unzuläffig 411. 
Geſchäfte von Tobeswegen 839. 
Geſchenke, bei ber Obrigkeit anzu⸗ 
zeigen 329. 
Geſchichte der Pr.J. 52. 
Geſchlechtvormund 362. 
Geſellſchaft, bürgerliche ſ. Staat. 
Geſellſchaften. Bedeutſamkeit berf. 
66; mögliche Gefaͤhrlichkeit 69; Un⸗ 
erlaubtheit berfelben nad Form 82; 
Zweck 81; Mitteln 87. Geheime &.: 
Begriff 83; zu verbieten, baf.; nas 
mentlich den Staatödienern 85. Geſ. 
zum Selbſtſchutze ber Einzelrechte ins⸗ 
befondere, in wie ferne erlaubt 209; 
haben feine größeren Rechte als jeber 
Einzelne 211; erwerben nicht Vor⸗ 
zugsrechte bes Einzelnen, baf.; dürfen 
feine Rechtäbefchränfungen gegen Un: 
willige ausüben, baf.; haben fich den 
Vorſchriften Über Gefellichaften zu 
unterwerfen 212; Weberwachung ber 
gewerblichen Brivatgejellfchaften Nach⸗ 
theile derf. 239, 240; nicht unbedingt 
zu verbieten 240; Bebingungen ber 
Errichtung gewöhnlicher Geſellſchaften 
241; von Commandit⸗Geſellſch. 242; 
von Actiengeſellſchaſten, baf.; Mer: 
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hinderung von Betrugereien 248; 
vom Börfenipiel 244; Maaßregeln 
binfichtlich der Arbeitervereine 246; 
politifche f. Politifche G.; unfittliche 
ſ. Unfittlihe G. Anzeige bed Zweds 
einer geſchloſſenen 509. 
Geftändniffe Angefchuldigter 595. 
Geſundheit f. Körperverleßung. 
Geſundheitspolizei, bie ihr 
gefährlichen Fremden nicht einzulafien 
107. 
Gewaltſamkeit einer Rechtsſtoͤrung, 
fordert zu beſonderem Schutze auf 82. 
Gewerbende, herumziehende, |. 
Herumziehende Gewerbende. 
Gift ſ. Apotheken. 
Glauben, üffentlider, ſ. Oeffent⸗ 
licher Glauben; an Ueberſinnliches, 
von Betrügern mißbraucht 820. 
Golbmaderei, als Betrug, ver: 
boten 820. 
Goleſchächter 226 Note 10. 
Gränzorte, einzelne, beſtimmt zur 
Uebernahme der aus den Nachbar: 
ftaaten Ausgewieſenen 109. 
Gränzfteine f. Markſteine. 
Gratiale, bei Beihädigungen durch 
präv. Maaßregeln 617 u. 619, 
Grundbeigentbum. Schuß bee: 
felben und feiner Früchte nöthig 302. 
Mittel gegen Eingriffe in die Sub: 
tanz: Vermeſſung ber Flächen und 
Gintragung in Güterbücher, daſ.; 
Markfteine 303; Sicherung derFrüchte 
und Beräthichaften : Verbot vereinzelt: 
ten Wohnens in bem Feldern 305; 
Keldhüter,daf.; Abfperrung der Wein: 
berge,daf.; Beichränfungber Tauben: 
zucht 306; Regulirung des Waib: 
ganges,baf.; Verhinderung de Wild: 
ſchadens 807; Verbot unbefugten 
Wandels Über die Felder 311. Schuß 
des Waldeigentbums 308. 
Gſchockgänger 226 Note 10. 
Güterbücher, Mittel gegen Eigen⸗ 
thumsaverletzung 802. 


Haheas-Corpus-Nete, ander 
wärts auch einführbar 548 Rote 6. 

Hatſchiere, Begriff 445; find m: 
paflenb 446. 

Häufigteit einer Rechtsſtörung, ald 
Grund eines befonbern Schudes 33. 

Häufer, zu ſchließen, bei Unruben 
509 ; verbächtige ſ. Berbächtige Hänufer. 

Haufier-Händler. Haben Le: 
zeichniffe ihrer Waaren zu führe 
232; Unterfudungen, baf.; find von 
ber Gensb’armerie befonbers zu be 
auffichtigen 451; zu befchränfen SUB. 

Hausſuchung. Wann erlaukiunt 
zweckmäßig 281, 50%; wicht bloß 
zu beſtimmten Xageszeiten ver: 
nebmen 281; Unterftüßung ven 
Gensb’armen 458; von Militär 400: 
es find Zeugen beizuziehen 555; eben: 
fo bie Eigenthümer, daf.; Protelele 
aufzunehmen, baf.; bie im Veſchlo 
zu nehmenden Gegenftänte zu verae: 
wiffern, baf.; Rechtsmittel genen ein: 
8.556. ©. Beſchlagnabme v. Rarieren. 

Hebammen haben Verzeichniſſe :u 
führen 258. 

Hebeärzte haben Verzeichniffe au füb— 
ren 258. 

Heer, ſtehendes. Als Organ der Pr... 
458. Ordentlicher Dienft: Schiltme. 


chen 459; Streifwachen, baf.; Bein: ! 


genen:Bewachung, baf. Außerordent⸗ 
licher Dienft: bei Unglüdsfällen 46U: 
Streifen, baf.; Befiegung von Kıkı: 
feglichkeit 461; bei Volkszuſammen 
fünften, baf.; Art d. Einſchreitens, kai. 
Hegung von Wild, nur in einen 
Park erlaubt 310. 
Heimathloſe |. Landitreicer. 
Heirath. Schuß gegen älterlike 
Zwang babei 291. ©. Che. 
Serumflreifen, gemwerbmäkize, 
zu verbieten 217, 280. 
Herumziehende Bewerbenbe 
Rothwendigkeit eine Paſſes 116; 


629 


Verbot des Waffenbeſihes 129 fi. 
Hinrichtung eine Schwangeren, 
aufzufchieben 259. 
Hirten, verantwortlich für Beſchadi⸗ 
qungen 306. 
Hochſtappler 817. 
Hochverräther, zu verbannen 539. 
Hoftauben f. Tauben. 
Holzdiebſtahl ſ. Waldungen. 
Holzhandel, Beauffichtigung bes: 
ſelben ſ. Waldungen. 


| 9. 

Incognito reifen 117. 

Snftruction. Der Genforen, zur 
Bermeibung von Mißbräuchen nicht 
zureichend 145; der Polizeibiener ober 
Gemeindefhukmänner 489. 

Intereſſe-Verletzung, 
Gegenſtand für die Pr.J. 297. 

Yrre Sorge des Staats für beren 
Bermögen 800, 347; Privat⸗Irren⸗ 
anftalten, zu beauffichtigen gegen 
mögl. Mißbrauch 284. 

Irrenhäuſer, zu unterfuden 509. 

Jagdrecht auf eigenem Boben gegen 
Wildſchaden 809. 

Jauner. Begriff 221fg.; Nachtbeile 
222; Lebensart 224 fg.; verfchiebene 
Arten berfelben 225 Note 10; Diebs⸗ 
berbergen 227; Diebshehler 228; 
Sicherungsmaaßregeln: Tag: und 
Nachtwwachen 229; dffentliche Beleuch⸗ 
tung 230 ; Boftwagen: Begleitung, daſ. 
Mittel die Jaunerei beſchwerlich und 
gefährlich zu machen: Strenger Voll: 
zug ber Maafregeln gegen miüßig 
Herumziehende 280; Zerftörung ber 
Dieböherbergen 231, unb ber Woh⸗ 
nungen anfäßiger$auner,baf. ; Maaß⸗ 
regeln gegen Dieböhehler 232. Mittel 
zur Habhaftiwerdung ber Jauner: or: 
bentliche : Jaunerliften 254 ; fchleunige 
amtliche Mittheilungen, baf. ; geheinte 
Ugenten 2306; Borficht bei ber Ber: 
beftung und Bewachung 236 ; aufers 
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orbentlie: Gentral-@ommiffion zur 
Leitung ber Fahndungen und Unter: 
ſuchungen 287 ; Special:@ommifläre, 
baf.; Ungültigerffärung aller Bäfle 
288; Etreife, baf. 
Jenifhe Sprache 221 Rote 6. 
Kommalener 226 Note 10. 
Zuftiz f. Gerichte. 


8. 
Kaiſerſchnitt, bei Zobten vorzu⸗ 
nehmen 259. 
Rampfplag, bei beabſichtigten Duellen, 
zu befeken 265. 
Kaffen:Eontrole 202. 
Kaffenrapporte 202. 
Kayenmufilen, zu verbieten 278. 
Kaudemoker 225 Note 10. 
Kauf von Waaren, Beranlaffung zu 
Betrug 821. 
Regler 225 Note 10. 
Kilfer 226 Note 10. 
Kindermord 258. 
Kindesſtatt, Annahme an, Ber: 
träge barüber 337 Note 6. 
Kirche, Möglichkeit einer Stantäges 
fährlichkeit 170; Borfiht bei Aner⸗ 
kennung neuer, baf.; placitum regium 
171; Ausſchließung von gew. Kirchen: 
ämtern 172; Dberauffiht 1735 Be⸗ 
ſchrankung bes Kirchenvermögeng, daſ. 
Kißler 226 Note 10. 
Kittenſchieber 225 Rote 1U. 
Kitts der Vaganten, zu vifltiren 220. 
Klage. Nicht nöthig zur Veranlaflung 
rechtspoliz. Manfregeln 38; nicht 
hinreichend bazu Bl. 
Kochemer 222 Rote 1. 
Kohemer Bennen oder Bayes 
227. 
Kochmoren 226 Note 10. 
Kofferbiebe 226 Note 10. 
Koppelwaiben, ganzaufzuheben 307. 
Körperverlegung Verboten, 
auch wenn fie mit ber Einwilligung 
bes zu Vefchäbigenben geichicht 268; 
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Verhinderung von Schlägerelen 269; 
Auffiht auf Maskeraden 270; Ber: 
bot bes Entmannens, baf.; gefähr- 
liche Spiele 271; des Auslegens von 
Fußangeln und Selbfigefchoßen, daf. 

Kranke Sorge bed Staates für 
deren Vermögen. Beflimmung ber 
Fälle 347; namentlich: eigene Uns 
fähigkeit 349, Gefahr 350; Thätig- 
keit ber Pr. J. gerechtfertigt, auch wenn 
bie Gefahr vom Eigenthämer felbft 
herrührt 351; Perfon bes Verwalter, 
baf. 

Kreis:Bebördben der Pr.J. 411. 

Kriegsvogt362Notel; 364 Note 8. 

Kriegszuſtand 194 Note 8. 

KQundſchafter, geheime, ſ. Geheime 
Polizei. 

Kuppler, Verhinderung von gewalt⸗ 
ſamer Zurückhaltung der Dirnen 
durch dieſelben 286. 


e. 


Landesverräther, zu verbannen 
540. 

Lanbesverweifung 539. 

Landftreiher. Begriff 214, Er: 
nährungsarten 215; von benjelben 
ausgehende Rechtsverletzungen, baf. 
Mittel gegen fie: Verbot bes Herum⸗ 
fireihend 216; fremde außzumeifen 
107, 217; einheimiſche zu verhaften 
und zu confiniren 2175 Zutheilung 
an eine Gemeinde, daſ.; Unterftäßung 
aus der Staatskaſſe 221; Verpflich: 
tung ber 2. zur Arbeit, daſ.; Erzie⸗ 
hung ber Kinder, baf. Befondere 
Aufficht der Gensd'armerie 452. Ver: 
bot des Waffenbefites 130. 

Leben. Anftalten zur Bewahrung 
deſſelben. Bei noch ungeborenen ober 
neugeborenen Kindern: entferntere 
Mittel 255; Verbot des Verkaufes 
abtreibender Mittel 257; des unvors 
fichtigen Aderlaſſens, daſ.; Entfernung 
zu mißbrauchender Pflanzen, baf.; 


Berzeiäniffe von Hebärzten n. |.x. 
258. : Auffchiebung ber Hinrichtung 
einer Schwangern 259; Kaiſerſchnin 
bei Tobten, baf. — Bei Erwachſenen: 
Unterbrüdung ber Jauner 260; Be 
Ihränfungen bes Waffenbeſihes, baf.; 
Vernichtung derf.221; Anſtalten gegen 
. Vergiftungen in ben Apotheken 260; 
Schüßung ber vom Pobel Bebrobten, 
nal Verhinderung von Zweilampf 
l. 
Leihkaſſen, Mittel gegen Wucher 371. 
Letztwillige Berorbnungen 
889. 
Lintwechsler 2236 Note 10. 
Liften ſ. Verzeichniffe. 
Literatur ber Pr.J. 54 fe. 
Lynch⸗-Geſetz 261 Rote 7. 


M. 
Maapregeln de RP., f. Bells 
ziehungsmittel; allgemeine, Begriff, 
f. Allgemeine Maaßregeln; mittelbare 
f. Mittelbare M.; perfönliche |. Per: 
fönliche M. 
Martediefer 226 Note 10. 
Markſteine 308. 
Markt: und Rauflaben:Diebe 
226 Note 10. 
Martialgeſetz 194 Note 8. 
Masten. Müflen unbewaffnet fein 
134 ; beleidigende nicht zu bulben 270. 
Militär f. Heer, bewaffnete Mad. 
Militär: Auditoren, tüdhtig zu 
Beamten ber Pr.J. 382 Note 6. 
MimifgeDarftellungen, zu ver: 
bieten, wenn fie ber Ehre eines Bür- 
gers zu nahe treten 276. 
Minderjährige |. Unmünbige. 
Mißbrauch der Amtsgewalt f. Amts: 
gewalt. 
Mißhandlungen, nicht geeigned 
für die Pr.J. 596. 
Miffionaren, fanatifchen, kann 
der Eintritt verwehrt werben 108. 
Mitfhuldige Inwieferne beren 
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Anzeige glaubwürdig 582; inmieferne 
durch Zwangsmittel zur Angabe ber 
Wahrheit anzuhalten 583; warn zu 
belohnen wegen Anzeigen 590. 
Mittel der Pr.J., |. Vollziehungs⸗ 
mittel; unrechtliche |. Unrechtliche M. 
Mittelbare Maaßregeln derPr. J., 
Begriff 497; Regeln ber Anwendung 
499, Arten 504. 
Mittelbehörden ber Pr.J. 411. 
Mordbrenner 226 Note 10. 
Morgengänger 225 Note 10. 
Mundtodtertlärung von io: 
ten 352 Note 2. 


N, 
Nachforſchung, nad bereits be: 
gangenen Verbrechen, eigentlich nicht 
Sache ber Pr.$. 47. 
Nachtheile, Entfernung von, un: 
klare Forderung 20. 
Nachtwachen 229; Unzwedmäßig: 
feit des Rufens 229 Note 17. 
Nationalgarbde f. Bürgerwehr. 
Nee, gegen Wild, erlaubt 809. 


O. 

Ober-Cenſurbehörde. Kein 
ſicherer Schutz gegen Mißbrauch der 
C. 146. 

Dbere, unbekannte, ben Geſellſchaften 
zu unterſagen 82. 

O bjective Wahrihemlichkeit ſ. Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit. 

Offentlicher Glauben, ber unter: 
geordneten Agenten 581. 

Organe, volliehende, ber Pr.J. |. 
Behörden. 

Drganifation der Behörden ber 
Pr.3., |. Behörden. 

Ortlichkeit, ungünftige, Grund ber 
Unthätigfeit ber Pr. Juſtiz 34. 


P. 
Papiere Wann zu unterſuchen oder 


in Beſchlag zu nehmen 550; Zurück⸗ 


gabe 556; Verſchwiegenheit barüber, 
baf. 

Parthei⸗Zeichen, Öffentlich ver 
boten 509. 

Paßweſen f. Reifende 

Baternitätstlage, zum geftatten 
266. 

Patrouillen f. Streifwacen. 

Beremtorifhe Termine |. 
Rechtsmittel. 

Perfonal:Befhreibung. In 
Päſſen 116; in ben Jaunerliften 234, 
und Stapplerlifien 316. 

Perfdnlide Freiheit ſ. Freiheit. 

Perſönliche Maaßregeln der 
R.BP., Begriff 510; allgemeine Grund; 
ſätze, daſ.; Arten 512. 

Pfandgefey, zweckmäßiges Mittel 
gegen Wucher 371. 

Pfandhäuſer, öffentliche, Mittel 
gegen Wucher 871. 

Pfandleiher. Häufig Diebshehler 
228; Beauffichtigung berjelben 232. 

Pferdediebe 226 Note 10. 

Phofifher Zwang. Nöthig bei 
ber Rechtö- Polizei 10; außfchließenb 
von ihr bezwedt 18, 21. 

Placitum regium 171, 

PolitiſcheGeſellſchaften. Wann 
unerlaubt 70; Flüchtlinge, wann 
nicht einzulaflen 108. 

Bolizei. Unpafiend ftatt PBräventiv: 
Juſtiz gebraucht 12 Rote 8; ift von 
ber Iebtern zu trennen 16; Verſchie⸗ 
benheit 43. 

Polizeidiener ſ. Gemeinde⸗Schutz⸗ 
männer. 

Polizei-Gefängniſſe, 
zweckmäßig 549. 

Polizei-Korps ſ. Sicherheitswache. 

Poſtdiebe 226 Note 10. 

Poſtruber 226 Note 10. | 

Poſtwagen, Begleitung berjelben 250, 

Praftifhe Tüchtigkeit beiße: 
amten ber Pr.J. nothwendig 881 
Note 6. 


eigene 


Präventiv-Juſtiz. Begriffs-Be⸗ 
fimmung (ſ.übrigensVerhinderung); 
Rechtfertigung d. Begriffsbeſtimmung 
13; von den Rechtsgelehrten häufig 
vernachläffigt 15; Vertheidigung ber 
Nothwendigkeit und Rechtmäßigkeit 
der Pr. J. 13; iſt von der Polizei zu 
trennen 175 Unterjchied zwijchen ihr 
und ber wiederherſtellenden Juſtiz 16, 
4635, Eintheilung ber Pr.J. 49; 
oberfte Grundſätze des Verfahrens ber 
Pr.J. 24 fü. Allgemeinheit des 
Rechtsſchutzes 13; Beſchränkung auf 
Rechtsſtörungen 15; Aufhaltung einer 
ſchon begonnenen Verlegung 27; 
Mahricheinlichkeit zu ihrem Handeln 
hinreichend 28, 36, 562; die Mittel ha⸗ 
ben fich nach der Art ber zu verhindern: 
den Störung zu richten (nad Wid;: 
tigfeit, Frechheit und Häufigkeit) 32, 
83; fchreitet auch ohne Klage ein 53; 
Beſchränkung diefer Regeln 33 fg.; 
thatfächliche Unmöglichkeit 34; recht: 
liche 385; die Behörden ber Pr.3. ent: 
ſcheiden felbft über nothwendige Rechts⸗ 
beihränfungen der Bürger 38; Ge: 
brauch nur verhältnigmäßiger Mittel 
80. Unterfchied zwiſchen der P.J. 
und der Polizei 43; zwifchen ihr und 
ber wieberberftellenden Ncchtöpflege 45, 
49; fie kann einjchreiten, wenn aud) 
bie Strafgerechtigkeit fein Urtheil aus: 
fpricht 46 Note 6; bat weber Fleine 
Vergehen zu betrafen 47, noch nad) 
begangenen Verbrechen zu forjchen, 
daf. Jedes einzelne Mittel muß den 
allgemeinen Grundſätzen entfprechen 
4965 Arten der Mittel, daſ. Behör⸗ 
den und Organe ber Pr.J. 376 fg. 
©. übrigens; Sicherheit, Verfahren, 
Verhinderung. 

PBreffe Möglichkeit der Rechtsver⸗ 
letzung durch die Preſſe 134; befon- 
ders durch Zeitungen 135; Nothiven: 
digfeit eined Verhinderungsmittels 
139. Möglichkeit befjelben durch Gen: 


fur, daſ.; Einwenbungen gegen bie 
141. Ihre Rechtmäßigkeit 142; Leich 
tigkeit des Mißbrauchs 144; die Ber 
beugungsmittel gegen Mißbrauch deri. 
nicht zureihenb 147; alfo Genfur i 
der Regel aufzugeben 149. Dagegen 
Unterfhied in ben Maaßregeln bin: 
figtlid) der Tagblätter und ber nic 
periodifhen Schriften 156; Bein 
gungen, unter welchen bie Herausgakt 
einer Zeitſchrift geſtattet ift 158; freie 
Herausgabe nicht periodifcher Schtij⸗ 
ten 162. Angabe bes Druckers ımb 
Verleners 166. 

Preßvergehen. Mehrfache Strafen 
wegen ſolcher machen zur Übernahme 
einer Zeitungs: Rebaction unfähig 161. 

Privat:IJrrenanftalten ſ. Ine 

Privatgeſellſchaften ſ. GEeſel⸗ 
ſchaften. 

Prophezeien, verboten 320. 

Protocolle. Von Vereinen af 
Verlangen vorzulegen 73; aufzuneh⸗ 
nıen bei Hausfuchungen 555; ebenie 
über die Orts-Anweſenheit eines Gen: 
finirten 527; bei Zeugen = Ausfagen 
597. 

Piyhologifher Zwang. Reicht 
nicht aus in der Rechtspolizei 10; 
ift fein Mittel für fie 13, 21. 

Pſychologiſch-richtige Bar 
theilung ber Verdächtigen. Won Ein: 
fluß auf die Maaßregeln ber Rechtz: 
Polizei 30; befonderß beim Gib clä 
Sicherheitsleiſtung 519. 

Pupillen-Behörde, Nothwen: 
digleit und Zwed ber Beftellung 358. 

Pürſch, freie, |. Freie Pürſch. 


D. 


Quadjalberei, gewerbmäßige, ver: 
boten 318. 


N. 


Race an einem Angeber, beſonder 
zu beftrafen 587. 


Räuber f. Jauner. 
Näuberbande, zu verbannend4O. 
Nehuungs:Ablegung, nach been: 
bigterBermögens:Beichlagnahme 561. 
Rehnungswefen, geordnete, 
Schuß bed Staatzeigentbums 201. 
Net, unſchätzbares ſ. Unſchätzbares R. 
Rechtsſbedrohungen, doppelter 
Art 7; Abwendungsmittel, theils 
mittelbar, theils unmittelbar 9. 
Nehtsbefhränfungen Ber 
Pr. J. erlaubt, wenn Hanblung ber 
Thäter felbft zum Unrecht geführt 
hätte 35 fg.; unter Vorausfehungen 
erlaubt, wenn auch nur Dritte ver⸗ 
leitet worden wären 37. Bei einer 
Weigerung entjcheiden nicht die Ge: 
sichte 39; bei gleicher Wirkfamteit 
möüflen die möglicäftswenigen Rechts⸗ 
beichränfungen gewählt werben 41. 
MNechtsgelehrtevernachläffigen häu⸗ 
fig die Pr.3. 106. 
Rechtsgeſchäfte, ſchwierige. Noth⸗ 
wendigkeit einer Staatshilfe 381; 
Bedingungen: Schwierigkeit des Ge⸗ 
ſchäftes 332; Möglichkeit einer Staats⸗ 
hilfe, daſ.; Beſchränkung auf unfrei⸗ 
willige Fehler 333; Zwangsmittel 
zur Kennmißerhaltung 834. Ein⸗ 
zelne Arten ſolcher ſchwierigen Rechts⸗ 
geihäfte: Feſtſetzung ehelicher Ver⸗ 
halmiſſe 335; namentlich: Beibrin⸗ 
gens⸗Verzeichnifſe 337; Eheverträge 
838; Geſchaͤfte von Todes wegen 339; 
namentlich: Verlaſſenſchafts⸗Inven⸗ 
tarien 340; Verl. Theilungen 341. 
Rechtskenntniſſe, dem Beam: 
ten ber Pr.J. nothwendig 379. 
Nehtsmittel gegen Anorbnungen 
ber Pr.J. Begründung 606; Arten, 
baf.; Aufgabe, daf.; ob Gufpenfiv: 
Wirkung 607; feine peremtor. Ter: 
mine 608; Ausführungs-NRegeln,baf.; 
ingbefondere von ber Bertheibigung 
609; von ber Berufung, daſ.; Zahl 
ber Inſtanzen 610. 


Rehtspflege, wieberherftellenbe, ſ. 
Wieberherftellende Rechtspflege. 

Rechts: Polizei, Erklärung bei 
Namens 12 Note 8. 

Nehtsichugf. Sicherheit bes Rechts⸗ 
zuſtandes. 

Rechts ſt aat, hatSicherung des Rechts⸗ 
zuſtandes beſonders zu beachten 4. 
Nehtsftörungen. Ihre Entfer⸗ 
nung ſowohl der Zweck der wiederherſt. 
Rechtspflege als ber Pr.J. 18; bei 
mittelbaren Maaßregeln ber Pr.J. 
nicht möglich 499. Nur ſolche Gegen: 
ftand ber letztern 20,43. ©. übrigens: 

Sicherheit. 

Nechtzeitigfeit ber mittelbaren 
Vollziehungsmaaßregeln 503; ber 
collectiven 508. 

Necurs f. Berufung. 

Redbacteur einer Zeitihrift, Bedin⸗ 
gungen, welche ihm auferlegt werden 
168 


Regierung. Wird bei beftehenber 
Genfur verantwortlich für das Ge: 
drudte 1475; Tann ihren Belannt: 
machungen bei Genfur feinen Glauben 
verfchaffen, daf.; erfährt die Wahrheit 
nicht 148; widerſetzt ſich einem all: 
gemeinen Wunfche, baf.; einem ges 
rechten Wunſche nachgebende unb 
wohlthätige, hat in der Regel feine 
Empörungen zu fürdten 180; Aus⸗ 
nabmsfälle 181. 

Negiftratoren bürfen ohne Er: 
laubniß ihnen anvertraute Urkunden 
weber veröffentlichen, noch Einficht 
bavon nehmen lafien 199. 

Reiche f. Wohlhabende. 

Reiſende. Urſachen beſonderer Auf⸗ 
merkſamkeit 102; Paßweſen: Begriff 
und Ausſtellen eines P. 117; Vi⸗ 
ſieren, daſ.; Verfälſchungen, daſ.; 
Unterſchiede zwiſchen fremden und 
inlãnd. Reiſenden 111; Fremde haben 
kein Zwangsrecht zum Eintritte in 
das Stantsgebiet 110; werben im ber 
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Megel zugelafien 107; Fälle ber Zu: 
rũckweiſung: ganze Klafien von ſchäd⸗ 
lichen Berfonen, daſ.; (Vorſichtsmaaß⸗ 
regeln bei deren Zurückſendung 109;) 
einzelne Verdüchtige 110; Vorſchrei⸗ 
bung einer Reiſeroute, daſ.; Verbot 
gewiſſer Ortlichkeiten, daſ. Inlän—⸗ 
diſche Reiſende: zur Reife ind Aus⸗ 
land find ihnen Bälle zu geben 111; 
Ausnahmen 112; im Lanbe felbit dad 
Reiſen ohne Förmlichkeiten erlaubt, 
baf.; Ausnahmen 113. Incognito⸗ 
Meifen 117 Note 15. Anzeige ber 
Beherkergten: Gaftwirthen unbedingt 
vorzufchreiben 118; Privaten bedingt 
119. R. find im Allgemeinen zum 
Tragen von Waffen berechtigt 133; 
Entfernung aller verbäcdtigen rem: 
ben bei Unruhen 509. 

Neiterei, brauchbar bei Aufläufen 
462. 

Reiz zu einer Rechtsſtörung. Urſache 
ihrer Wahrfceinlichfeit 28; nur ein 
mäßiger durch Caution zu befämpfen 
616. 

Nequifitionen fremder Behörden 
577; anderdartiger einheimijcher Be⸗ 
hörden 599. 

Ronden, vom Militär zu machen 459. 


S. 


Schadenserſatz. Kann verlangt 
werden bei Beſchränkungen wegen 
der Handlungen Dritter 37; die Ge: 
richte haben über die Größe zu ent⸗ 
fheiden 39; geboten bei Wildfchaden 
310; ferner in Fällen unnötbiger 
Sicherungsmaaßregeln 613; Ber: 
pflichtung des anorbnienben fchuldigen 
Beamten 612; (nicht auch des bios 
vollgichenden 614 Note 25) bie 
Staatskaſſe tritt nicht von Recht: 
wegen ein 616; unfchuldiger Beamter 
nicht verpflichtet 618 ; auch die Staats- 
kaſſe nicht, daf.; Gratial auf dem 
Gnadenwege 619; falfhe Angeber 


verpflichtet, daf. Der Kläger bat ben 
Beweis zu führen 620. 
Schatzgräberei, verboten 319. 
Sähaufpieler ſ. Mimifde Dar 
ſtellungen. 
Schauſtellung von Menſchen. Ge 
fährliche, nicht zu dulden 271. 
Scheinſpringer 225 Note 10. 
Schenken, beren Schließung 509. 
Schentungen. Bebeutende, in: 
anzuzeigen 329; bei rauen iſt der 
Geſchlechts-Vormund zu benadırid 
tigen 865. 

Scherfenfpieler 228. 
Schlägereien, zu verhindern 269; 
bie Schuldigen zu verbajten, baf. 
Schleichhändler, vonder Eürzer: 

garde auszuſchließen 421. 
Schließung ber Häuſer, namenilich 
der Schenken 509. 
Schnelle Wirkung, nöthig ki 
ben Collectiv⸗Maaßregeln der Br}. 
608. 
Shottenfeller 226 Note 10. 
Schränker 226 Note 10. 
Schrendbefeger 225 Note 10. 
Schrenzirer 225 Noie 10. 
Schuldklagen, ſchnelle Zuitiz kei 
benf., Mittel gegen Wucher 371. 
Schuldner eines ſequeſtr. Vermögens, 
haben an die Behörde zu bezahlen 561. 
Shup, beienderer. Gebührt den Ve— 
anıten der Pr.J. im Anıte 436; bir 
Gensd'armerie 455; ben Angeken 
587 ; unfreiwilligen Zeugen 598. 
Schutzmannſchaft, örtliche 433. 
©. aud: Gemeinde: Schupmänner. 
Shuß-Polizet, nicht bezeichnen: 
für Präventiv-Juſtiz 12 Note 8. 
Schutz-Vereine f. Gefeltichaften. 
Schwangere, unchelide. Nicht zur 
eigenen Anzeige zu jwingen 258 ; nict 
binzurichten 259. 
Seelenvertäuferet 281. 
Selbftbefreiung cines Gefangenen, 
ftrafbar 549. ' 
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Selbſtgeſchoſſe, zu verbieten 271. 

Selbſtthätigkeit zur Wahrung 
ber Einzelnrechte. Geboten 3, 205; 
namentlich) zu Schüßung ber Eigen⸗ 
thumsrechte 296. 

Selbfiwabrnehbmungen, amt: 
liche. Gerechter Anlaß zu rechtspoliz. 
Schritten 571; Fälle derfelben: einer 
vorgefeßten Behörde 573; bed auß: 
führenden Beantten ſelbſt, daſ.; Vor: 
fihtömaaßregeln 574; wann zu han⸗ 
bein iſt auch ohne Competenz 675; 
Requifition eineranbern Behörde 577; 
Anzeige einer untergeordneten Behörde 
579; vom öffentlihen Glauben ber: 
felben, baf. 

Sequeſter f. Beſchlagnahme, Ver: 
mögen. 

Sevenbaum, von Öffentl. Orten 
zu entfernen 257. 

Sicherheit bes Rechtszuſtandes. Un: 
entbehrlich, alfo vom Staate zu er: 
ftreben 3; ſowohl auf Abwendung als 
anf Wiederherſtellung auszubehnen 5, 
13; womöglich bei allen im Stante 
beftehenden Rechten 13, 26; ift auch 
bei bereit3 begonnener Störung noch 
berzuftellen 27 ; Unmöglichkeit (recht⸗ 
liche und tbatfächliche) einer Hilfe 
entjchuldigt die Unterlaffung 34; es 
find nur verhältnißmäßige Mittel zu 
gebrauchen 38. Die Einzelnrechte 
find ſchon im Allgemeinen gefehügt 
durch daß Beſtehen des Staates 205. 
Beſonderer Schuß berjelten. Pflicht 
des Staates, baf.; doch hat ber Bür: 
ger möglichſt fich felbft zu wahren 
206; freiwillige Bereinigung zu biefen 
Zrocden erlaubt, aber nicht geboten 
209. Allgemeine und befondere Maaß⸗ 
xegeln zum Schutze 214. ©. aud: 
Berbinderung. 

Sicherheitsleiſtung. Begriff 512; 
Beurtbeilung der Maaßregel 518. 
Vorausſetzungen, unter denen fie an- 
wenbbar 514. Arten berfelben 518; 


namentlich ber Verwalter öffentlicher 
Gelber 208; Fremder 125. ©. noch 
beſonders: Eib, Geld. 

Siherhbeits-Polizei, nicht be⸗ 
zeihnend für Präventiv-Juſtiz 12 
Note 8. 

Sicherheits-Wache, in großen 
Städten 233, 444 Note 8. j 

Signalement f. Berfonalbefchreis 
bung. 

Soldaten, ob außerhalb bes Dienfteß 
zu bewafinen 132 Note 6. 

Sparfamfeit bei den mittelbaren 
Vollziehungs⸗ Maaßregeln 501; bei 
den collectiven 508. 

Special: Sommiffäre gegen 
Sauner 237. 

Sperrung ber Bränze, gegen Vers 
fchr mit bem Feinde 198. 

Spiel, falfches, verboten 819. 

Sprade, jenifche f. Zenifche Sprache. 

Staat, Wahrung feiner Rechte 25, 
49, 63; jedoch mit Beachtung ber 
Rechte der Schuldigen 63; Arten ber 
Angriffe 64, unb der Begenanftalten 
65; Unternehmungen gegen ihn fein 
Gegenftand einer Eaution 516. ©. 
noch: Rechtsſtaat. 

Staatsbürger, Verweifung, aus 
ber Gemeinde 537; aus bem Staatds 
gebiete 539. 

Staatsdiener, nit in geheime 
Geſellſchaft zuzulaſſen 85. 

Staatseigenthum ſ. Cigenthum. 

Staatsoberhaupt, Bedrohung 
der Perſönlichkeit deſſ, mit Verban⸗ 
nung zu beſtrafen 540. 

Stand f. Beſchäftigungsſtand. 

Stanbesverhältniffe, befreien 
nicht von einer allgemeinen Maaßs 
regel 25. 

Stappler-Liſten 316. 

Steigbettler 317. 

Stierfämpfe, zu verbieten 271. 

Stilete, zu verbieten 131. 

Stipper 226 Note 10. 


Strafen. Inwieferne mittelbare Ab⸗ 
wendung von Vergeben 9, 28; zur 
Wicberherficlung eine gefränften 
Rechtszuſtandes nöthig 98; wie zu 
berechnen, daſ. 

Straf:Rolonieen, aud zu rechts⸗ 
polizeil.Berweifungen zu benügen 541. 

Sträflinge, entlaffene, in wie ferne 
unter Auffiht zu ftellen 30 Note 8. 

Straflofigfeit, ald Belohnung 
für Anzeigen 592. 

Strafrehtspflege, Theil ber 
wiederherftellenden Juſtiz 13; kein 
Mittel ber Rechtspolizei 283. 

Straßenräuber 226 Note 10. 

Streife Gegen Sauner, 238; be 
flündige, der Gengd’armerie 452; ge⸗ 
Vegentliche, bed Militärs 460. 

Streifwaden. Zur Verhütung 
eines Auflaufes 183; bei zufammens 
gelaufenen Volkshaufen 279; Schuß 
gegen Tiebe 229, vom Militär zu 
geben 469. 

Stubenräumer 225 Note 10. 

Studbentenverbindungen 85 
Note 20. 

Subjective Wahrſcheinlichkeit f. 
Wahricheinlichkeit. 

Suggeſtiv-Fragen, unerlaubt 596. 

Sujpenfiv-Wirfung der Rechts⸗ 
mittel in Sachen ber Pr.J. 607. 


T. 


Tagblätter ſ. Preſſe. 

Taglöhner, auszuſchließen von der 
Bürgergarde 469. 

Tag-Wachen 229. 

Taſchendiebe 226 Note 10. 

Tauben, Schutz der Feldfrüchte gegen 
fie 306. 

Täuſchung ber Menge, im falle 
eines drohenden Auflaufes 183; über 
bie PVerfönlichleit dem Beamten ber 
Pr.J. erlaubt 574. 

Termine, peremtorifche, ſ. Rechts⸗ 


mittel, 
“ 


Theaters@enfur, nothwendig ge 
Wahrung ber Ehre Einzelner 277. 
Theatralifde Darfellung, 
zur VBerhöhnung einer Perſon 276. 
Theilungen f. Berlafienfchaft:Tk. 
Torfdrüder 226 Note 10. 
Trararumgänger 226 Note 10. 
Trennungzufammengelaufenerßolts 


baufen 509. 

Trödelbändler Zu beobachten 
228, 509. 

Truppen ſ. Bewaffnete Macht, Her, 
Bürgerwehr. 

Tſchilles-⸗Gänger 226 Note 10. 


Tuüchtigkeit, praftifche, bei Beam: 
ten ber Pr.J. ſ. Praktiſche T. 


u, 

Übel, Entfernung von, unflare or 
derung 20. 

Überfinnlihes, Glauben barom, 
von Betrügern mißbraudyt 320. 

Ufthuer 226 Rote 10. 

Umfriebigung, gegen Wildſcha⸗ 
den erlaubt 309. 

Umherziehen, müßigeß, verboten 
509. 

Unantaftbarfeit ber Beamten 
ber Pr.J. 436. 

Unbilligfeiten in Berträgen, wie 
zu bintertreiben 330. 

Unmittelbare Maaßregeln 
der R.P. Begriff 497; Arten 49, 
505. 

Unmöglichkeit der Ausführmg, 
Grund ber Unterlaffung einer Mack 
renel 34. 

Unmünbige. Gorge bes Gtaate 
für ihr Vermögen: Nothwendigkeit 
353; Mittel 358 (Vormund md 
VBupillen:Behörden) ; Folgen für ben 
Bevormundeten 359; Dauer ber Be 
vormundung 360. 

Unredtlide Mittel zu & 
forſchung der Wahrheit, unerlaubt 
656, 575. 
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Unruhen f. Auflauf, Aufftand, Auf⸗ 


rubr. 

Unſchätzbares Recht, mihtburd 
Caution zu ſchuͤtzen 515. 

Unſittliche Geſellſchaften. Wann 
unerlaubt 82; Mittel, zu Erforſchung 
ber Wahrheit, unerlaubt 556, 575. 

Unterbrechung einer Rechtsſtörung 
f. Verhinderung. 

Untergeorbnete Beamte ber 
Pr. J. Können die Vorgefegten nicht 
zum Sanbeln nötbigen 570; find 
ihrerfeit® zum Handeln auf Befehl 
verbunden 5715 Ausnahme, baf.; 
Anzeige berfelben bei den Vorgeſetzten 
579; öffentlicher Glauben, baf. 

Unterfhlagung von Urkunden 
324. 

Unterfudung. Häufig bei Vagan⸗ 
ten=Diverforien 220; bei ben ala 
Dieböherbergen verbächtigen Häufern 
281. Genaue U. verbafteter Jauner 
236 ; von Brivats{rrenanftalten 284 ; 
von Borbdellen 286; gewifler Arten 
von Verträgen 328. 

Unverbältnigmäßigkfeiteines 
Schutzmittels 89. 

UnvollffändigerBeweisgegen 
einen gerichtlich Angeklagten, kein 
Grund, ihn unter Aufficht zu fellen 
31 Note 8. 

Urkunden, Berfälihung und Unter: 


ſchlagung 822 fg. 


®. 
Baganten f. Landſtreicher. 
Baterfhaftsflage ſ. Paterni⸗ 
tätsklage. 
Verallgemeinerung, falſche, 
ber Vollziehungsmittel 504. 
Berbannung f. Vermweifung. 
Verbindlichkeiten bed Eigen⸗ 
thumers eines ſequeſtr. Vermogens 
find vom Staate zu berichtigen 561. 
Berbinbungen, Stubierender, f. 
©tubentenverbinbungen. 


Berb ot zwedloſen Waffentragens 509, . 

Berbreher. Bewerbmäßige, zu ver: 
bannen 536; gerichtlich Befrafte, zur 
Redaktion einer Zeitfchrift nicht zus 
zulaflen 161; von ber Bürgergarbe 
auszufchließen 469. ©. Vergehen. 

Verdächtige Häufer, Unter 
ſuchung berf. 509; von ber Gens⸗ 
b’armerie 452. 

Bereine f. Sefellichaften. 

VBereinzelte®ohnungen, ver: 
boten 509; in ben Feldern, nicht zu 
bulben 805. 

Berfahren ber Präventiv: Sufliz. 
Auch theoretifch zu entwideln 51. 
Verſchieden won dem ber@erichte 562; 
Wahrfcheinlichkeit genügt, baf. Die 
Beranlafiung zum Handeln wird durch 
jede Art von Kenntniffen gegeben 563; 
bebarf feiner beglaubigten Actenftüde 
564; biefelben find zur perfönlichen 
Sicherung des Beamten erforberlich, 
daf.; Art ber Handlung weniger an 
Formen gebunden 565. Falſche An⸗ 
geber zu beftrafen 567; Verſchwei⸗ 
gung ber Angeber 569; Ausnahmen 
870; Borficht beim Verfprechen ber 
Geheimhaltung 569; bie Pr. J. kann 
nicht gegen ihre Anficht zum Hanbeln 
gendthigt werden 570. Selbftwahr: 
nehmung bed Beamten als Veran: 
loffung zu amtliden Schritten 571; 
Fälle berfelben 573; namentlih Ne 
quifitionen 577; vom Öffentlichen 
Glauben ber niederen Agenten 579; 
freiwillige Anzeige von Privaten 581; 
unfreiwillige 594; Folgen fehlerhaf⸗ 
ter Eingriffe der Pr. J. in bie Rechte 
ber Bürger 611. 

Verfälſchung von Urkunden 822. 

Verfaſſung bes Staates, von unter⸗ 
georbneter Bebeutung für bie Pflicht 
zum Rechtsſchutze 4. 

Bergehen. Beſtrafung nicht Sache 
ber Pr.J. 47; ebenfo wenig beren 
Ausforihung, bai. 
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Aufläufen 187; wann mit Beſchlag 
zu nehmen 559 Note 1; erlaubter 
Gebrauch beim Forſtſchutzperſonal 814 
Mote 15, bei ber Gensd'armerie 457. 
Verbot zweckloſen Tragens derſ. 509. 

Wahrſcheinlichkeit einerdrohen⸗ 
den Rechtsverletzung. Hinreichend zur 
Ergreifung von rechtspolizeilichen 
Maaßregeln 28, 36, 566; darf nicht zu 
Willkũr führen 28; objertive Wahr⸗ 
fgeinlichkeit, daf.; fubjective 80; 
Quellen der Wahrfcheinlichfeit 566; 
W. der Mitiheilung einer untergeorb: 
neten Bchörbe 582. 

Waidgang. Verhinderung von Eigen: 
thumsbefchädigungen durch benfelben, 
Hütung des Waideviehes 306 ; Verant⸗ 
wortlicäfeit der Hirten, daf.; Beſtim⸗ 
mung des ®. der verſchiedenen Thier: 
gattungen 3075 Aufhebung von 
Koppelwaiden, baf. 

Waifenamt 358. 

Waldfervituten f. Waldungen. 

Waldungen. Schuß derſelben: Noth⸗ 
wenbigfeit 312 ; bloße Strafdrohungen 
unwirffan, daſ.; entferntere Mittel 
zur Verbefferung des unrechtlichen 
Willen? 318 ; rechtspolizeiliche Schuß: 
mittel: Aufſichtsperſonal 313 ; genaue 
Beſtimmung der Servituten 314 ; Be- 
auffichtigung des Holzhandels, daſ. 

Wandel, unbefugter, über Grund⸗ 
ſtücke 311. 

Wechſel ber Beamten unzwedmäßig 
611 Note 1. 

Wegweiſung f. Verweifung. 

Weiber Sorge de Staats für ihr 
Vermögen nöthig 362; Beſtellung 
eined Geſchlechtsvormundes, baf.; 
Mahl bleibt der rau überlafien 364; 
Annahme ift Rürgerpflicht, baf.; Auf: 
gabe des Geſchlechtsvormundes, baf.; 
M. als Agenten der geh. Polizei 490. 

Weinberge, abzufperren gegen Tiebe 
306. 

Werben, betrügerifches ober gewalt: 


fameß, zu verhindern 281. 
Werberei, verboten 509. 
Werkzeuge zu Verbrechen, bürfen 

mit Beſchlag belegt werden 557. 
Wichtigkeit eines bebrokten Rechtes, 

Begriff 9325 fordert zu Fräftigem 

Schutze auf, baf. 
Widerlegungen eines Angriffe, 

find von ber betreffenden Zeitichrift 

aufzunehmen 164. 

Widerſtand. Gegen Befehle ber 
Staatögewalt. Wann erlaubt 63 
Note 1; gegen Schukmänner (Polizei: 
bieuer) 445; durch die Genab’armerie 
zu entfernen 453; burch Militär 461; 
erlaubte Fälle 62 Note 1. 

Wiebereinfeßung in ein ente 
gened Recht, Sache ber wiederher⸗ 
ftellenden Juſtiz 12 Note 7. 

Wiederherftellenbefechtspflege 
Pflicht des Staates 5, 13; theilt fih 
in bürgerlihe und peinliche 13; von 
der vorbeugenden berzeit noch getrennt 
17, 48; Unterfchieb zwifchen ihr und 
der Pr.T. 48; Widerlegung berjeni: 
gen, welche nur Wiederberftellung als 
Zweck des Staates annehmen 14. 

Wildſchaden. Nachtheile und In: 
recht dejjelben 307 ; freie Pürſch nict 
räthlich 308; Erlaubniß zur Umitie: 
digung 309; zu Fallen und Negen, 
daſ.; Jagdrecht auf eigenem Boten, 
baf.; Aufftellung von Gemeinte 
Wildſchützen, daf.; Hegung von Ri 
nur in einen Parke erlaubt 310; 
volle Entihädigung vom Jagdeigen⸗ 
thũmer, daſ. 

Willen unrecht zu handeln, wird ven 
der Rechtspolizei nicht unmittelbat 
bekämpft 20. 

Windbüchſen, zu verbieten, 181. 

Wirkung, ſchnelle ſ. Schnelle Wir 
fung. 

Wirthe f. Gaſtwirthe. 

Wirthshäuſer ſ. Schenken. 

Wittiſche 222 Note 1. 
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Bohlhabende, fiellen größere 
Gautionsfummen 522. 

Wohlftand f. Vermögen; W. bei 
Volks, als Abwendungsmittel von 
Rechtsverletzungen 9, 22. 

Wohnungen, vereinzelte, verboten 
509; in ben Felbern, nicht zu dul⸗ 
ben 3085. 

Wucher. Begriff 365; Wiberlegung 
der angeblichen Unzuläffigfeit 368; 
indirecte Mittel gegen allzuhohe Zins 
fen 871. 


3. 

Zechgelage, find unbewaffnet zu 
balten 184. . 

Zeichen, injuriöfe ober aufreizenbe, 
zu unterfagen 278. ©. aud: Bar: 
thei: Zeichen. 

Zeitungen. Werth ber in ben: 
felben enthaltenen Anzeigen 586. 
©. übrigens: Preſſe. 

Zerrbilder, Ausftellung berf. zur 
Verhöhnung von Perfonen 279. 

Zeugen. Beizuziehen bei Hau: 
fuhungen 555. Ausſagen Unbethei⸗ 
ligter, als Erkenntnißmittel 595; 
Pflicht bazu, baf.; Gicherheitsleiftung 


P > 


ber Zeugen 596; Art ber Verneh⸗ 
mung, baf.; eiblich zu beflätigen 598; 
Brotocollirung 5975 Zwang zur An⸗ 
gabe ber Wahrheit 698; Schuß für 
die Zeugen, baf. 

Zeugeneib 598. 

Zinfen, gefebliche, wann anzuwenden 
870; ſ. Wucher. 

Zuſammenrottungen. Nach—⸗ 
theilig 176; Arten derſelben, daſ. 

Zuſammenſtehen mehrerer Per⸗ 
ſonen, bei Aufftänben zu verbieten 186. 

Zufänbigfeit, wann zu übers 
ſchreiten 876. 

Zutbeilung eines Landſtreichers an 
eine Gemeinde 217. 

Zuvortommen f. Verhinderung. 

Zwang, phyſiſcher |. Phyſiſcher Zwang. 

Zwangsarbeit, gegen Baganten 
zu erfennen 221. 

Zweifampf. Verhinderung deſſelben 
in Staaten, welche ihn ganz verbieten 
261 ; Beauffichtigung in ſolchen Staa⸗ 
ten, welche ihn bedingt erlauben 266; 
alfo: Verbot unndtbiger 267; unge: 
wöhnlich gefährlicher, baf.; Beſtellung 
von GEhrengerichten, baf. 
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